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Rechtsanwalt 
J. El. Dr. Zofef Heiler 
Komotau, Graben. 


Sammlung 


Civilrechtlichen Entſcheidungen 


k. k. oberſten Gerichtshofes. 


— 
— re — 


Herausgegeben 


von 


Dr. Julius Glaſer, Dr. Joſef Unger 


und 


Joſef v. Walther. 


Erſter Sand, 
Zweite Auflage. 





Wien. 


Druck und Verlag von Carl Gerold's Zohn. 
1873. 





Borwort, 


Bur zweiten Auflage des I. Bandes der gegenwärtigen Samm- 
[ung erlauben wir uns zu bemerfen, daß die Entſcheidungen, welche in 
das Gebiet des Handels⸗ und Wechſelrechts fallen, oder durch die Ab- 
Ihaffung, beziehungsweije Abänderung der Gejege, worauf fie gegründet 
waren, unpraftiich geworben find, nicht mehr aufgenommen und nur — 
um bie Kegifter ber fpäteren Bände der Sammlung aud) für den Befiger 
der zweiten Auflage des I. Bandes brauchbar zu erhalten — bie fortlau- 
fenden Zahlen und Aufichriften verfelben abgedruckt wurden. 

Die in gleicher Weife eingerichtete zweite Auflage des auch ſchon 
vergriffenen II. Bandes tft unter der Preſſe. 

Der VII. Band der Sammlung wird vorbereitet. 


Wien im Februar 1873. 


Die Herausgeber. 


1853. 


Nr. 1. 


Leibrentenvertrag mit cafjatorifcher Clauſel. 


Suite, v. 3. Nov, 1853, Nr, 1002 (Beit. des Urtheils des v3 G. Bene- 

dig d ebrunr 1853, ma Ahänd, ded Hrtheils ded App. ©. 

Benedig v. .Juni 1853 —* Giornele di Ginrisprudenza pra- 
ties 1854, ©, 3 

A hatte mit B einen —— ogeſchloſſen, vermöge deſſen 
die Güter des erſteren nach feinem Tod dem letzteren zufallen ſollten; da⸗ 
gegen verpflichtete ſich B zur (theilweiſen) Erhaltung der Güter u. ſ. w., 
und übernahm die Verpflichtung zur Zahlung einer Leibrente an A, mit 
der ausdrücklichen Verabredung, daß, wenn er mit einer Rate eine gewiſſe 
Zeit im Rückſtand bleibe, jener berechtigt ſein ſollte, den Vertrag als ipso 
jure aufgehoben anzuſehen und über die Güter nach Belieben zu verfügen. 
Da nun B in der That im Rückſtand blieb, nachdem er durch acht Jahre 
(wenn auch nicht immer punktlich und mandymal ſelbſt erft in Folge ge- 
richtlihen Einfchreitens) alle Verbindlichkeiten erfüllt hatte, Hagt A auf 
Aufhebung des Vertrages. Sein Begehren wird von der erften Inftanz 
aus folgenden Gründen zurücdgemiefen: 

„Um darzuthun, wie ungerecht und unzuläffig ein Vertrag wie ver 
vorliegende jet, der zu fo drüdenden und wucheriſchen Confequenzen 
führen kann, — vielleiht felbft unabwendbar führt, da e8 ja im Laufe 
der menfhlichen Dinge gar viele Urfachen geben kann, welche auch unab- 
hängig von jedem Verſchulden e8 einem Kontrahenten unmöglich madjen, 
pünktlich die übernommene Verpflichtung zu erfüllen, — dazu reichen 
wohl die nachfolgenden juriftiichen Betrachtungen aus. Es war die Ab- 
jiht darauf gerichtet, fir den Schaden, welcher durch die Verzögerung 
der bedungenen Zahlung entjtehen könnte, einen ausreichenden Erjaß zu 
fihern. Diefer Schade aber gibt nach der Beftimmung des 8. 1333 
a. b. G. B., welhe mit a. h. E. v. 11. Dec. 1841 (Hffoc. v. 18. Jän⸗ 
ner 1842, Yuftiggefeg- Sammlung Nr. 592, Anhang zum b. ©. > für 

Ölafer, Unger u. Walther Entid). 1. 
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Ungarn, Nr. 75, Michel Nr. 1379) auf alle Forderungen in Geld, ſie 
mögen aus einem Darlehen oder einem anderen Rechtstitel herrühren, 
ausgedehnt worden iſt, kein Recht, die Auflöſung des Vertrages zu for⸗ 
dern, ſondern nur den Anſpruch auf Erſatz mittelſt der im 8. 995 be⸗ 
ſtimmten Intereſſen. — Eine hievon abweichende Verabredung iſt alſo 
verboten als ein geſetzwidriger Act, vermöge deſſen man zuletzt dahin ge⸗ 
langen würde, ſich rechtswidrigerweiſe auf Koſten eines Anderen zu be⸗ 
reichern; und jeder rechtswidrige Act kann nah 8. 1450 a. b. G. B. 
unmittelbar angefochten werden. Indem der öſterreichiſche Geſetzgeber, 
wie Nippel bemerkt, von der urſprünglichen Faſſung des weſtg. G. B. 
abwich, ſtellte er in Uebereinſiimmung mit dem gemeinen Rechte und dem 
preußiſchen Landrechte den eben entwickelten Grundſatz auf. Das ge⸗ 
meine Recht erkennt ihn offen an; es genügt, um dieſes darzuthun, die 
L. 8. Cod. de contr. emt. ed vend. (4, 38): Si vineas distraxisti, nec 
pretium numeratum sit, actio tibi pretii, non eorum, quae dedisti, re- 
petitio competit. — Die Fälle, in welchen Verträge aufgehoben werben 
fünnen, find strieti juris. Dieſe Aufhebung ver Willfür der Contrahen- 
ten überlafjen, bieße die Sicherheit des Verkehrs und Treue und Glau- 
ben in demſelben gefährden. Geſetzt aber auch, daß hier das Maß des 
Schabenerjates für die verzögerte Zahlung in einer beftimmten Weife 
feitgejettt werben follte, jo könnte diejes doch nad) ver ausprüdlichen Be⸗ 
ftinmung des 8. 1336 a. b. ©. B. nicht durch die Zulaffung der Auf- 
löfung des Vertrages, fondern nur durch die einfache Bezahlung einer 
Conventionalſtrafe, die, falls fie zu hoch bemeſſen fein follte, der Richter 
mäßigen muß, geichehen. Die ausprüdlihe Bedingung der Aufhebung 
bes Vertrages, welche ver $. 919 a. 6. ©. 2. zuläßt, Tann alſo nur in 
jenen tarativ aufgezählten, zu feinem Widerſpruch, zu keiner Ungerechtig- 
feit führenden Fällen gelten, wie fie in ven 88. 978, 1117, 1118, 1153, 
1154, 1166, 1210, 1264 vorgefehen find, niemals aber im Falle eines. 
Leibrentenvertrages; weil die Willkür ver Parteien nicht ausreichen kann, 
um Berabredungen berzuftellen, welche die Natur und das Weſen gerade 
des abgefchloffenen Vertrages verläugnen und zerjtören. Sowie fein Der- 
trag abgeſchloſſen werden kann, nad) welchem ber Käufer auch für ven 
Tall der Bezahlung des größten Theiles (massima parte) des Kauf: 
Ihillings nicht das Eigenthum der gefauften Sache oder der Miether 
nicht den Gebrauch ver Beſtandſache erlangen fol, oder vermöge deſſen 
dem Miteigenthlimer die Theilung der gemeinichaftlihen Sache unmög- 
li gemacht wird: ebenfowenig kann e8 zugelaffen werden, daß derjenige, 
der eine Leibrente zufichert, und e8 auf fi) genommen hat, bie periodijcd) 
wiederfehrende Zahlung, welde das Entgelt für die ihm überlaffene 
Sache bildet, zu leiften, nachdem bereit8 foldhe Zahlungen erfolgt find, 
das Recht auf Erlangung und Zurücdbehaltung viefer ihm überlaffenen 
Sache wieder verlieren könne.” 

„Auch würde ſich der begehrten Aufhebung des Leibrentenvertrags 
die Beftimmung des $. 920 a. b. G. B. entgegenftellen; denn nad) dem 


Wortlaute des fraglichen Vertrages bat der Kläger dem Gellagten die 
ftreitigen Güter, welche auf einen Betrag von 32.000 Lire angeſchlagen 
worden find, überlafien, und blos den Genuß derjelben für ven Geklag⸗ 
ten binausgeichoben, jo daß aljo die Mebertragung mit Vorbehalt einer 
Servitut des Fruchtgenuſſes für den Kläger vollendet war. ‘Der Leib- 
rentenvertrag bezog ſich alfo nur auf den den erwähnten Grundftüden 
beigelegten Werth, welcher als verlorenes Capital bei dem Geklagten 
bleiben follte und wogegen derſelbe die Verpflichtung übernahm, die Leib- 
vente zu zahlen. Es handelte ſich ſonach nicht um den Rüdfall der vefi- 
nitiv an den Geflagten verfauften Grimbftüde, ſondern lediglih um bie 
Bezahlung der verabrebeten Raten zur Erfüllung des Vertrages, und 
nur dieſe kann alfo der Kläger fordern. Contractus sunt ab initio volun- 
tatis, ex post facto necessitatis.“ 

„Weberbies ift aber, mas den Leibrentenvertrag betrifft, nad 
8.1268 a. b. G. B. felbjt den Gläubigern und den Kindern des Con- 
trahenten verboten, ihn anzufechten ; auch ift e8 eben das wejentlihe Merk⸗ 
mal dieſes Vertrages, daß Hoffnung und Gefahr bis zur natürlichen Auf- . 
löſung desſelben auf beide Contrahenten vertheilt fein müſſen, fonft würde 
er fein Glüdsvertrag und der Gedanke, welcher durch die Hoffnung auf 
befonderen Bortheil zu beſonderen Opfern ermuthigt, würde nicht mehr 
über die Moralität und vie gejegliche Haltung fo ausnahmsweiſer Ver- 
abredungen wachen. Laßt man e8 zu, daß der Vertrag fir aufgehoben 
erklärt werde, ohne daß die bereits gezahlten Raten ebenfalls zurüdge- 
zahlt werben, dann würde dem Leibrenten- Berechtigten nicht blos die Un- 
gewißheit der Dauer feines Lebens, ſondern auch noch die Möglichkeit 
der einfachen Verzögerung der Zahlung auf Seite des zur Leiſtung ber 
Leibrente Verpflichteten, alfo ein factum hominis, zu Statten fommen 
fönnen, während zu Gunſten des Letzteren nur die Möglichkeit einer kür⸗ 
zeren Lebensdauer des Berechtigten übrig bliebe. Es würde alfo Die Gleich- 
heit ver Stellung beider Theile nicht mehr vorhanden fein, e8 würden 
ferner die früher erwähnten Momente auf Seite des die Leibrente Zu⸗ 
fihernden fehlen, welcher die bereits geleiteten Zahlungen opfern müßte. 
Der Kläger hätte jo für die ganze Dauer feines Lebens eine Rente be- 
dungen, veren Bezahlung auf tauſend verjchievene Arten in gejeglicher 
Meile gefichert werden kann. Der Geklagte, für welchen vie Gefahr be- 
deutender Ausgaben ſchon aus der Möglichkeit einer ungewöhnlich langen 
Dauer des Lebens des Mitcontrahenten erwächſt, iſt noch überdies einem 
viel größeren Opfer ausgefegt, wenn aud nur eine ganz vorlibergehenve 
Zahlungsunfähigkeit bei ihm eintritt, vem Opfer nämlich, daß er ven 
Zweck, den er ſich vorgeſetzt hat, niemals erreicht, obgleich er ohne ven 
geringften Erſatz aus feinem Vermögen ven Gegner bereichert hätte, 
welcher möglicherweife in den bereits bezogenen Raten ſchon ven vollen 
Wert der abgetretenen Güter, vielleicht noch mehr als dieſen, erhalten 
hat, der Güter, die er niemals aus jeinem Befig und Genuß gelafien 
bat, und denen er nun auch für die Zukunft nicht entjagen würde. — Um 
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Verträge dieſer Art, bie ſchon im Artikel 1978 des franz.⸗ital. G. B. 
verboten waren, als umerlaubte zu erkennen, dazu bedarf es keiner aus⸗ 
drucklichen Beſtimmung bes öſterreichiſchen Geſebes Das Berbot liegt 
in ihrer gänzlichen Unvereinbarkeit mit der Natur des Leibrentenver⸗ 
trags, und mit allen geſunden Grunpfäten bes Rechtes, welche fie für 
wertblos und ungiltig erflären, weil fie auf eine unverkennbare Weiſe 
bie Gegenfeitigfeit ver Rechte und Pflichten und die focialen Garantien. 
verlegen.“ 

Die zweite Inftanz gab dem Klagebegehren Statt: „Das Geſetz 
ertennt im 8. 919 a. 6. &. 8. (alfo in vem Hauptftüd: „Bon den Ber- 
trägen überhaupt“) die Giltigfeit des Vorbehaltes an, die Aufhebung 
eined zweijeitigen Vertrages zu fordern, wenn ein Theil den Bertrag 
wicht vollftändig oder gar nicht erfüllt. Die bejonveren Beſtimmungen 
über ven Leibrentenvertrag machen von biefer allgemeinen Kegel nirgends 
eine Ausnahme. Das Geſetz ift alfo in feinem Wortlaut deutlich, und es 
geht daher nicht an, fich dem legteren unter dem Vorwande zu entziehen, 
daß man auf ben Geift des Gefeges eingehen will. Der Geflagte kann 
fi) gegen die Geltendmachung jenes VBorbehaltes nicht durch Berufung 
auf die allerdings harten Folgen ſchützen; denn er hat ja diefe Norm 
freiwillig aufgeftellt, und während die Eingehung des Vertrages von ihm 
abhing, ift natürlich die Erfüllung desſelben obligatorifch geworden. Die 
im Bertrage vorgejehene und nun eingetretene Nichterfillung ift eine 
duch ihn gejegte Thatfache, und nad) 8. 1298 a. 6. G. B. muß ange- 
nommen werben, daß fie durch fein Verſchulden eintrat.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erſten 
Inſtanz, ohne mit der von den Untergerichten behandelten Frage ſich zu 
befaffen, — aus dem Grund, weil durch einen fpäteren Bertrag vom 
%. 1849 die caflatorifche Clauſel des Leibrentenvertrages vom J. 1845 
beſeitigt worden ſei 


Nr. 2. 


Handlungsbuch als Beweismittel für die Verabredung eines 
beſtimmten Zahlungsortes. 
Entſch. v. 10. Nov. 1808, a. 11287 (Beft. der den Beileid des 9. G. 


Bene ig vom 25, Juni 1 Nr. 6234, abündernden Berordnung des 
App. Benedig v. Ip —5 — — * Ir, — 2* — Giornale die Giurispr. pr. 


A Hagte den in Como —— aufmann B beim Handels⸗ 
gerichte in Venedig auf Zahlung einer Buchſchuld, und will den Beweis, 
daß B ſich verpflichtet habe, in Venedig zu zahlen, durch das Handlungs⸗ 
buch und den Erfüllungseid führen. B erhebt die Einwendung der In⸗ 
competenz, indem er nicht blos der behaupteten Thatſache mwiderfpricht, 
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ſondern ſich auch dagegen verwahrt, daß das Handlungsbuch als Be⸗ 
weismittel zur Darthuung derſelben benützt werde. Die erſte Inſtanz 
wies dieſe Einwendung zurück. Die beiden höheren Gerichte dagegen 
gaben ihr Statt ie Eewägung, daß ver Buchauszug allein nicht hinteicht, 
am die fragliche Thatſache zus beweiſen, ber zur Beweidergängeng au⸗ 
gebotene Erfüllungseid aber im Vorbereitungsweg nicht zuläffig ift, weil 
er ſchon direct das Meritum ver Klage berührt. 


Kr. 3. 


Schnldurkunde, melde einer ber Solidarſchnuldner eigen- 
händig gejchrieben und unterjchrieben, der andere Solidar⸗ 
ſchuldner ohne Zuziehung von Zeugen blos unterfchrieben bat. 


Eutſch. v. 24, Nov, 1858, Nr, 10657 (Beft. des das Urtheil des 2. G. 
Lodi vom 10. Mai 1858, Nr, 7824, abändernden Urtheild ded App. ©. 
Mailand v. 9, Juli 1858, Nr, 8166). Gazz. dei Trib. 1854, Seite 28. 

Maria und Martina B, Mutter und Tochter, werden als Solidar⸗ 
ſchuldner auf Zahlung von 2349 Lire belangt; ver Schulpfchein, auf 
welchen fich die Klage ſtützt, ift von der Mutter eigenhändig gejchrieben 
und unterjchrieben, von der Tochter nur unterjchrieben. Die Legtere be- 
ruft ſich darauf, daß die Unterjchrift von zwei Zeugen nöthig wäre, um 
der Urkunde ihr gegenüber Beweiskraft zu verſchaffen; umd in ber That 
wirb der fie betreffende Theil des Klagebegehrens aus diefem Grunde in 
erfter Inſtanz abgemwiefen. Die beiden oberen Inftanzen erfennen dem 
Klagebegehren gemäß. Es heißt über den fraglihen Punkt in den aud) 
vom oberften Gerichtshofe angenommenen Entſcheidungsgründen ber 
zweiten Iuftanz: „Die Schuldurkunde muß fo betrachtet werden, als 
wäre fie auch in ihrem Conterte von der Tochter eigenhändig gefchrieben ; 
denn die Verpflichtung ift eine untheilbare und gleichmäßige zweier Per⸗ 
jonen ; e8 kann daher die Schulburfunde darliber nicht won jeder einzelnen 
eigenhändig gefchrieben fein. Ferner hatte die Mitſchuldnerin, inden fie 
die Schuldurkunde unterjchrieb, bereits ein volllommen beweisfräftiges 
Document vor Augen und errichtete nicht einen neuen Act, ſondern inter- 
venirte nur bei einem fchon vollzogenen. Da endlich das Gefeg, indem 
e3 in Bezug auf Schulpfcheine beſondere Solennitätsformen vorjchreibt, 
nur eine Ausnahme von der Regel macht, nad) welcher die bloße Unter- 
Ichrift auf einer Vertragsurkunde genügt, muß diefe Ausnahme im Falle 
eines Zweifels einſchränkend ausgelegt werben.” 


Nr. A. 
Geſetzliches —— bes Vermiethers an Effecten, melde 


noch vor der Wälligfeit des Miethzinfes im Concurswege 
verfauft wurden. 


utſch. v. 16, Der. 186 1858, Nr. 12 12862 2 Ben. des das Urtheil des 2. ©. 
ga vom 8, Juli 1858, N. 9000 riheiis des App. G. Mai- 


nd v. 17, Per 1888, Nr.1 0862). Gaz. dei TE, 1864, ©. 59. Giorn. ° 


di @iurispr. pr. 1854, ©. 


Ueber das Bermögen des Miethers war ber Concurs ausgebro- 
hen, und die Concuröverwaltung entfernte, noch ehe der Miethzins 
fällig war, aus den gemietheten Tocalitäten die Effecten des Miethers, 
um fie feifbieten zu laffen, nachdem der Vermiether in der Epictalfrift die 
Forderung mit der Bitte um deren Liquivhaltung und Berjegung in die 
zweite Claſſe (gefegliches Pfandrecht nah 8. 1101 a. 6. ©. 3.) ange 
meldet hatte. Im Elaffificationserfenntnig wurde der Vermiether in bie 
vierte Claſſe geſetzt, worauf er die zweite Claſſe mit ver Vorrechtsklage 
geltend machte. Die erfte Inſtanz wies die Vorrechtsklage ab, indem ſie 
anführte, der Vermiether habe ein geſetzliches Pfandrecht nur an jenen 
Sachen, welche ſich in der gemietheten Wohnung zu der Zeit befinden, 
wo er die Klage auf Zahlung des Miethzinſes anftellt. Die zweite In— 
ftanz gab ihr Statt, indem fie davon ausging, daß 8. 1101 a. b. ©. 2. 
zwiſchen fälligen und nicht fälligen Zinfen nicht unterjcheide. Allerdings fei 
es richtig, daß der Gläubiger ein Pfandrecht nur bezüglich jener Sachen 
geltend machen könne, welche zu der Zeit, wo er die Klage anſtellt, ſich 
noch in den gemietheten Rocalitäten befinden; allein im Falle eines Con⸗ 
curſes trete das Concurseröffnungs-Edict an die Stelle dieſer Klage, 
„weil von diefem Augenblid an ver Richter im Intereſſe aller Concurs⸗ 
glänbiger und auf Grund ver gefeglihen Vermuthung, daß fie e8 ver- 
langen, zur Wahrung der Rechte aller Gläubiger, das gefammte Ver- 
mögen des Cridatars in gerichtliche Verwaltung nimmt.“ 

Der oberfte Gerichtshof bejtätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz aus folgenden Erwägungen: Wäre der Concurs nicht ausgebro> 
chen, jo hätte ver Vermiether für die Einklagung die Verfallgeit ver ein- 
zelnen Zinsraten abwarten müfjen. In Folge des Ausbruchs des Con- 
curfes aber war er vom Geſetz angewieſen, in der Edictalfriſt die Yor- 
derung geltend zu machen. Dies hat er durch die Klage getban, die von 
ihm zu einer Zeit überreicht wurde, als das Pfandrecht an den damals 
noch in den Miethlocalitäten befindlichen Sachen ihm zuftand, und er hat 
zugleich feinen Willen erklärt, dieſes Pfanprecht für die, gleichwohl noch 
nicht verfallene Forderung auszuüben, weil die Concurseröffnung ihn in 
bie Unmöglichkeit verfegt hatte, die Verfallgeit der einzelnen Raten ab» 
zumarten. So wie er, ausnahmsweiſe, durch die Koncurseröffnung er- 
mädtigt ward, die Anerkennung der Forderung vor dem Eintritt ihrer 
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Fälligkeit zu begebren, muß er confequent berechtigt geweſen fein, auch 
das Acceſſorium verfelben, das Pfandrecht, vor der Verfallzeit geltend zu 
machen und aufrecht zu erhalten. Die von ihm angebrachte Klage vertrat 
die Stelle der gewöhnlichen Klage, welche ver $. 1101 a. b. G. B. ver: 
langt, weil eben die Anftrengung ver letteren durch die Concurseröff⸗ 
nung unmöglid geworben war. 


Nr. 5. 


Manifeftationseid über einen Nachlaß, vor Antretung der 
Erbichaft gefordert. 


Entf. vom 22, Der, 1858, Nr. 11462 (Bet. des Urtheils des 2, ©. 

Benedig v. 2, Juni 1858, Nr. 12087, Abänd. des Urtheils des App. ©: 

Venedig v. 3. Auguft 1853, Nr. 8615). Giornale di Giurispr. pr. 1854, 
>. 76 ff.; Gaz. dei Trib. 1854, ©. 498, 

Einer Klage auf Ablegung eines Manifeſtationseides über einen 
Nachlaß wer in erfter Inftanz flattgegeben worden; die zweite wies 
fie ab, lediglich weil der Kläger noch feine Erbserflärung eingebracht 
hatte. „So wie derjenige, der ein Erbrecht hat, vom Richter die Auf- 
nahme der Inventur nicht fordern kann, wenn er die Erbjchaft nicht vor⸗ 
her bebingt angenommen hat, jo fann er aus demſelben Grunde auch 
nicht eher die eivlihe Angabe des Nachlaßvermögens fordern.“ 
| Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inftanz 
in der Erwägung, daß ver Mangel des Erbichaftsantrittes auf Seite des 
Klägerd in der wegen angeblichen Vermögensmangels unterbliebenen 
Berlafienihaftsabhandlung und in dem aud) auf Seite des Gellagten 
fehlenden Erbichaftsantritt feine natürliche Erklärung findet und daß 
zwar nad 8. 823 a. b. ©. B. zur Befigergreifung von einer Erbichaft 
die Erbserflärung und gerichtliche Abhandlung gehört, hier aber es ſich 
erft darum handelt, die Eriftenz einer abzuhandelnven Verlaſſenſchaft 
durch das gefetliche Mittel der eivlihen Manifeftation feitzuftellen. 


Nr. 6. | 
Zuläffigfeit des (irreferiblen) Haupteides zum Beweiſe ber 
Baterfchaft eines unehelichen Kindes. 


Entf. v. 22, Dec, 1853, Nr, 13071 (Beſt. des dad Urtheil des 2. ©, 
Mailand v. 24, Inni 1853, Nr. 303, abänd. Urtheils des App. G. Mai: 
land v. 16, Sept. 18583, Nr. 10454), Gaz. d. Trib. 1854, ©, 47, 


Ein Bormund klagte im Namen feines unehelihen Mündels auf 
Anerkennung der Vaterſchaft; ver abgeführte Zeugenbemweis über ein 
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außergerichtliches Geſtändniß war erfolglos geblieben und es hing daher 
die Entſcheidung davon ab, ob auf den dem Gellagten aufgetragenen 
(irreferibfen) Haupteid über das Factum der Beiwohnung erfannt werden 
könne. Die erfte Inſtanz verneinte die Frage, während fie in dem 
vom oberſten Gerichtähof beftätigten Erkenntniß der zweiten Inflanz 
mit Bezugnahme auf die obergerichtliche Begründung bejahend beant- 
wortet wurde. 

Gründe der I. Inftanz: „Allerdings geftattet 8. 265 ital. 
©. D. (8. 203 a. ©. O.) derjenigen Partei, welche die Streitjache 
zu vergleichen befugt wäre, dem Gegner über die von demfelben wiber- 
ſprochenen Geihichtsumftände den Haupteid aufzutragen. Allein es 
bleibt noch zu unterfwchen, ob-ein Eid wie derjenige, welchen im: vor⸗ 
liegenden Yalle der Vormund aufträgt, als Haupteid angefehen werben 
könne; und bei genauer Erwägung muß man mit Rüdficht auf den 
geführten Zeugenbeweis und beflen Ausgang, fowie mit Rüdficht auf 
die Beitimmungen ber 88. 276 und 277 der ital, ©. D. ($$. 212 
und 213 a. ©. DO.) anerkennen, daß derfelbe im Wefentlichen auf einen 
Ablehnungseid, deſſen Auftragung im legterwähnten Paragraph ausprüd- 
lich verboten ift, hinausläuft; denn e8 handelt fich bier eben um ben bort 
vorgefebenen Tall. Es hat nämlich ber Kläger einen zum Mindeſten 
halben Beweis geführt, ohne body im Stande zu fein, jeinen Erfüllungseib 
anzubieten, weßhalb er unter dem Scheine eines Haupteides eigentlich 
verlangt, daß ber Geklagte durch einen Reinigungseid das gegen ihn vor- 
gebrachte Beweismittel entfräfte. — Ueberdies aber kann auch im Allge- 
meinen, troß verſchiedener, aud) noch in neuefter Zeit ergangener Ent- 
fheibungen in einzelnen Fällen, der Gerichtshof ſich von der Richtigkeit 
der Anficht nicht überzeugen, daß ein Eid über die Thatjadhe, daß Jemand 
einer beftimmten Perjon in einer beftimmten Zeit beigewohnt habe, im 
Geifte der bei uns beſtehenden, fewie jeder anderen neueren Geſetzge⸗ 
bung als zuläffig anzufehen fei. Es läßt ſich nicht Täugnen, daß Pro- 
cefje über den Perjonalftand und namentlich Paternitätsprocefle die ge⸗ 
naueſte Verwandtſchaft mit Criminalproceſſen haben. Deßhalb, und mit 
Rüdfiht darauf, daß die entſcheidende Thatſache, von deren Beweis der 
Ausgang jedes Procefjes wegen unehelicher Baterjchaft abhängt, eine 
unerlaubte ift, welche nur ſchwer und genau genommen, niemals, burd) 
Zeugenausjagen bewieſen werden kann, deutet der 8. 163 a. b. ©. B. 
offenbar ſelbſt auf eine ſolche Analogie hin, indem er ſich des Ausdrucks 
überwieſen bedient. Zwar wird dieſer Ausdruck mit der Erwähnung 
der in der a. G. O. vorgeſchriebenen Beweismittel in Verbindung 
gebracht, allein er hat doch eine ſolche Bedeutung, daß er viel natür⸗ 
licher auf den Indicienbeweis als auf die anderen im Civilproceſſe vorkom⸗ 
menden Beweismittel paßt, deren unſere Civilproceß⸗Ordnung aus⸗ 
prüdfid nur fünf anerkennt, nämlich: das Geftänpniß, ven Beweis durch 
Urkunden, welcher fih in Sachen dieſer Art ebenfalls wieder auf das 
Geſtändniß rebucirt, den Beweis durch Kunftverftändige, auf welden 
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ſich in einer Sache wie dieſe der Kläger unmöglich berufen kann, ven 
Beweis. durch Zeugen und den durch den Eid. Und daß wirklich immer 
in Procefien biefer Art auf den Indicienbeweis Rüdfiht genommen wird, 
it eine Thatſache, welche ihre Berechtigung in ber Iogiichen Nothiwen, 
digkeit des Vorganges und in der Natur der Thatumftände finvet, um 
deren Beweis es ſich eben handelt. Wenn nun der Yortjchritt der Auf- 
Hörung und die Anftrengungen menjchenfreundlicher Rechtögelehrten und 
Philofophen e8 dahin gebracht haben, daß aus dem Criminalprocefie 
nicht. blos die Tortur, fondern auch der Eid des Angeflagten verſchwunden 
iſt — beides Zwangsmittel, jenes ein phyſiſches, dieſes ein moraliſches, 
darauf berechnet, um jeden Preis das Geſtändniß zu erlangen —: jo 
ſcheint derſelbe Entwidlungsgang auch dahin führen zu müſſen, daß in 
ven Paternitätsprocelen der Eid, auch wenn er in Form und unter der 
Benennung eines Haupteides aufgetragen wird, für unzuläffig erflärt 
werde. Im Criminalprocefje wurde der Reinigungseid ausgefchloffen, um 
die Rage des Beichuldigten nicht iiber Gebühr dadurch zu befehweren, daß 
man ihm nur bie Alternative läßt, fid) durch feine eigene Ausfage zu ver- 
urtheilen oder der Schuld, die bereits auf ihm laftet, eine neue und ſchwe⸗ 
rere, die des Meineides, hinzuzufügen. In demjelben Sinne jcheint es 
unzuläſſig, daß in einem Paternitätsprocefje ein Menſch in vie Lage 
gebracht wird, entweder durch fein Stillfehweigen eine ihm zur Unehre 
gereichenve Thatſache, nämlich eine Handlung, welche die bürgerlichen 
Geſetze zwar nicht mit Strafe bedrohen, welche aber die Religion, vie 
Moral und die öffentliche Meinung mißbilligen, zugeltehen, oder einen 
falihen Eid ſchwören zu müſſen. Zu allen diefen Erwägungen kommt 
noch Hinzu, daß der Haupteid in einem Falle wie der gegenwärtige ſich 
auf einen Umftand bezieht, welchen in die Eidesformel aufzunehmen, ſchon 
die Heiligleit des Eides felbit verbietet, ferner, daß der Eid durch das 
Geſetz jelbft dem Vergleiche gleichgeftellt wird, und daß in Procefien 
über den Perfonalftand ein Vergleich nicht zuläſſig ift.“ 

Gründe der II. Inftanz: „Die Zuläffigkeit des Haupteides 
im Paternitästprocefje über die Thatſache, daß der angebliche Vater 
der Mutter innerhalb des im 8. 163 a. b. G. 3. erwähnten Zeit- 
raumes beigewohnt habe, ift bereits in vielen anderen Fällen diefer Art 
anerfannt worden und muß es auch im gegenwärtigen Proceffe werben. 
— Die Proceßorbnung zählt die verſchiedenen Beweismittel, unter dieſen 
auch den Haupteid auf, ohne zwiſchen einem Beweiſe und dem andern zu 
unterſcheiden, und läßt vielmehr den Parteien die Wahl desjenigen Beweis- 
mittels, welches fie vorziehen zu jolen glauben. Da nun ferner in einem 
alle, wo es fi um fleifchlihe Beiwohnung handelt, nicht vorauszu⸗ 
jegen ift, daß dieje von ven meiften Menſchen forgfältig geheimgehaltene 
Thatſache durch Zeugen werde beiwiefen werben können, ift der $. 163 
a. b. G. B. noch überdies denjenigen, welche auf Anerkennung ver Vater⸗ 
Ichaft Hagen, zu Hilfe gefommen, indem er, weit entfernt, bie gewühn- 
fihen Beweismittel auszufchließen, vielmehr noch eines hinzugefügt hat. 
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In der That erflärt jener Paragraph die Ueberweifung des Gellag- 
ten für zuläffig, und bezeichnet damit wohl jenen Beweis, welder durch 
das Zulammentreffen der Umftände erlangt wird, und welcher auch in 
anderen ſchwer nachweisbaren Fällen, z.B. wenn es fih um fimulirte 
Verträge, um bie erziwungene Zuftimmung zu einem Vertrage handelt, ge⸗ 
braucht werden darf. Ferner hat diefer Paragraph auch noch dem $. 165 
ital. G. D. (8. 110 a. ©. DO.) infoferne derogirt, al8 er jelbft auch das 
außergerichtliche Geſtändniß als Beweismittel zuläßt, ohne zu verlangen, 
daß das Geſtändniß auf Befragen einer Perjon abgelegt worden jei, 
weldhe das Recht hat, die Wahrheit zu erfahren. Wenn nun das Geſetz 
im Paternitätsproceffe den Haupteid nicht hätte zulaflen wollen, fo hätte 
es biefes ausdrücklich erklärt, wie im $. 99 a. b. ©. 2. geſchieht. — 
Wider die Zuläffigfeit des Haupteides wird von Manchen vorgebradht, 
daß durch die Auftragung dieſes Eides die Partei aufgefordert wird, über 
ihre eigene Schande zu ſchwören. Es Täßt ſich nun allerdings nicht läug⸗ 
nen, daß jene Handlung eine von der Religion und Moral mißbilligte 
ift, allein fie ift, wenn nicht eine Drohung over Gewaltthätigfeit oder 
wenigftens Srreführung vorausgeht — Umftände, um welche es ſich im 
vorliegenden Falle nicht handelt — doch nicht eine geſetzlich ftrafbare. Es 
kann daher im gegebenen Falle die Furcht vor Strafe dem Gewiſſen des 
Schwörenden feinen Zwang anthun, fondern die einzig möglichen Confes 
quenzen find die in ber Anerkennung des Rechteverhältniffes zwiſchen 
Bater und Kind im Sinne der 88. 166, 167 und 171a.5. ©. 2. be- 
gründeten. Wenn ferner ein Sohn das Recht het, in Erfahrung zu brin- 
gen, wer fein Vater fei, und wenn ihm, um dieſes zu erfahren, fein an⸗ 
deres Mittel bleibt, als das des Haupteides ; fo hieße e8 ihn um fein echt 
bringen, wenn man ihm dieſes einzige Beweismittel verfagt, blos um dem 
Bater eine unangenehme Rage zu eriparen, welcher er fidy jebenfalls 
entziehen fan, — wenn er wirklich der Mutter beigewohnt hat, indem er 
nicht ſchwört, und im entgegengefegten alle, indem er den Eid ruhig ab» 
legt. Eine andere Einwendung, welche gegen die Zuläffigfeit des Eides 
vorgebradht wird, ift viele, daß er ſich in einem folhen Falle in einen 
Reinigungseid auflöft; allein vor allem muß bemerkt werben, daß ber 
Keinigungseid nicht abfolut unzuläffig ift, denn er ift ausprüdlich zuge- 
laflen zur Ergänzung des Beweiſes in dem Falle, in welchem auch ein 
Erfüllungseid zugelaffen ift. Da es fih ferner um einen erheblichen Im= 
ftand handelt, muß der Partei pas Recht eingeräumt werben, über biejen 
wie über jenen anderen Thatumftand den Haupteid aufzutragen, voraus» 
geſetzt, daß fie das Recht hat, fich iiber die Streitfache zu vergleichen, ein 
Recht, welches dem Kläger im vorliegenden Falle von der Vormund⸗ 
ihaftsbehörde ausprüdlich eingeräumt wurde. — Man kann ferner im 
vorliegenden Falle nicht fagen, daß der Haupteid muthwillig, auf's Ge- 
rathewohl aufgetragen wurde, gewiffermaßen mehr ald Mittel, um eine 
unbefannte Thatjache zu erfahren, als vielmehr um eine bereits durch 
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das Zuſammentreffen vielfachen, durch die Zeugenausfagen reftgeftellter 
Umftände, wahrſcheinlich gemachte Thatfache, vollends zu beweifen.” 


Nr. 7. 
Erwerbung des Eigentbums an Sachen, welche fih in ge- 
richtlicher Verwahrung befinden. 
Eutſch. v. 28. Dec. 1858, gr 11400 EIER bed —7* Rh * G. Be- 


uedig v, 14. Mär bed U . G. 
Benebig bom 27 El 1868 Mr, Ts , @iorn. di — dee 


A hatte im Laufe des Greautionsverfshrens wider feinen Schuld⸗ 
ner B einen Beſcheid erwirkt, mit welchem ihm zur theilmeifen Tilgung 
feiner Forderung verſchiedene Pretiofen, welche für B fich in gerichtlicher 
Berwahrung befanden, zugewiefen wurden, wobei ihm vorbehalten blieb, 
nach eingetretener Rechtsfraft dieſes Beſcheides um die Erfolglaffung an- 
zuſuchen. Dieſer Beicheid wurde auch im Hauptbuch des Depofitenamtes 
angemerft und erwuchs zur Rechtskraft; allein vor der wirflihen Erfolgs 
laſſung brach über B der Concurs aus, und A Hagte wider des legteren 
Concursmaſſa auf Anerfennung feines Eigenthums. Die erfte Inftanz gab 
dem Klagebegehren Statt „in ver Erwägung, daß, da die Zuweilung an 
Zahlungsitatt erfolgte, und dieſe demjenigen, zu deſſen Gunften ſie ftatt- 
findet, das Eigenthum der zugewiejenen Sache verjchafft, durch ben frag- 
lichen Beſcheid das Eigenthum der erwähnten Gegenftände unmittelbar 
auf den Gläubiger übergegangen ift, und daß daran bie fpäter erfolgte 
Concurseröffnung nichts ändern Tünne“. 

Die zweite Inſtanz wies den Kläger mit feinem Begehren ab, in 
der Erwägung, „daß nad 8. 426 0.6. ©. B. das Eigenthum einer 
beweglichen Sache nur durch die wirkliche Mebergabe verjelben erworben 
werde; daß der Zuweiſungsbeſcheid dem Kläger wohl einen Titel zur 
Erwerbung der erwähnten, im‘Depofitenamte befindlichen Gegenftände.... 
verſchaffte, nicht aber unverzüglich und unabhängig von ver Erfolglaffung 
ihm das Eigenthum felbft übertrug; daß diefe Erfolglafiung und Ueber- 
gabe weder bewilligt, noch auch nur vom Gläubiger jemals begehrt worden 
ift, obgleich dieſem geftattet war, nach Rechtskraft jenes Beſcheides 
darum anzufuchen, baß inzwifchen der Concurs eröffnet und durch dieſen 
jedem weiteren &recutionsact Einhalt gethan worden ift; in Anbetracht 
ferner der Beftimmungen der SS. 1045 und 1053 des a. b. G. B., nad) 
welchen ver Uebergang des Eigenthums verfaufter over vertaufchter Gegen 
ftände erft mit der wirklichen Uebergabe erfolgt.“ 

Der oberfte ©. H. beftätigte das Urtheil der erften Inftanz und 
bemerkte, den Ausführungen des O. 2. ©. gegenüber, daß, wenn in der 
Regel das Eigenthum beweglicher Sachen nur durch deren materielle 
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Uebergabe auf einen Andern übergeht, die 88. 426428 ab. ©. 2. 
auch von einer Imubolifchen Uebergabe ſprechen, welche dort ft 

wo die materielle wicht ſogleich ausführbar ift; daß diefer Fall eben bier 
eintrat; daß das Anweiſungsdecret des Gerichtes und deſſen Intimation 
an ben Erecuten und an das Depofitenamt eine ſymboliſche Uebergabe 
enthielten und daß, wenn ber Gläubiger und neue Eigenthümer noch 
angewiejen wurde, bie wirfliche Ausfolgung der Effecten nad) eingelien 
tener Rechtskraft des Decrets mit bejonderem Geſuch zu: begehven, dies 

nur geſchehen ift, um. nen bei foldyen Auefolgungen vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten zu genügen. 


Nr. 8. 

Ungiltigkeit der aus Anlaß einer außergerichtlichen Scheidung 
getroffenen vermögensrechtlichen Verabredungen. Ungiltigfeit 
der Berbürgung dafür. 

Entf. vom 30. Dec. 1858, Nr. 13102 (Belt, ar urtpeiiß ber Prütur 
abua v. 21. Juli 1858, Sr. 6877, Abänd, des Urtheild des DO. R. ©. 

enedig v. 4. Nov. 1858, Nr. 11621). Eco dei Trıhunali 1854, ©. 445, 

Die Ehegatten A und B famen außergerichtlich überein, von Tiſch 
und Bett geſchieden zu leben. In der darliber errichteten Urkunde vom 
1. October 1849 verpflichtete fich die Ehegattin, ihrem Gatten zur Be- 
ftreitung feines Unterhaltes täglih 1 L. A. zu zahlen, aud ihr Kind ſelbſt 
zu verpflegen und. zu erziehen. Ihr Onkel C ftand als Bürge und Zahler 
für die Erfüllung diefer Berbinplichfeit ein und wurde deßhalb, als dieſe 
ausblieb, von A geflagt. Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren aus 
folgenden Gründen zurüd: 

„Die Scheidung von Tiſch und Bett kann, gleichviel ob einver- 
ftändlich oder nicht, nur nach Beobachtung der gejeglichen Vorſchriften 
und nur gerichtlich erfolgen, da der Stant das Inftitut der Ehe bei der 
großen Bedeutung desfelben fir öffentliche Intereflen mit feinem Schuge 
nad) Möglichkeit umgeben muß. Jede Uebereinkunft der Gatten, welche 
auf ihre Scheidung, ihre Güter, die Behandlung der Kinder u. |. w. Ber 
zug bat, ift alfo an ſich ungiltig und unwirkſam, wenn fie nicht durch die 
Mitwirkung des zuftändigen Gerichtes beftärkt wird. Der Kläger erkennt 
das zwar in ber Replik an, verſucht e8 aber geltend zu machen, daß es 
fi hier nur um Zahlung des zugefagten Unterhaltsbeitrages handle und 
daß überdies feine Klage nicht gegen feine Gattin, ſondern gegen einen 
Dritten als Bürgen gerichtet ſei. Allein dieſe Deduction ift nicht haltbar. 
Eine Verabredung, wie die vorliegende, vermag feine Rechteverhältnifie 
zu begründen, und dieſe Nichtigkeit trifft alle Stipulationen ohne Unter- 
ſchied, melde auf der Baſis der beabſichtigten Scheibung von Tiſch und 
Bett beruhen. Dies gilt alſo auch von derjenigen, auf welche ver Kläger 
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fich bezieht, wobei es gleichgiltig ift, daß die Klage nur gegen den Bür- 
gen gerichtet wird, weil auch dieſer nicht gehalten ift, für die Erfüllung 
einer geſetzlich unwirkſamen Berbinplichfeit einzuftehen (8. 1351 a. b. 
&. B.)“ 


Die zweite Inſtanz gab dem Klagebegehren Statt. „Die Ur- 
kunde vom 1. October 1849 bezieht fich nicht auf einen geſetzlich unter- 
fagten Vertrag, jondern nur auf einen ſolchen, welchem bie auf Beobach⸗ 
tung des 8. 8 der Gubernialverorbnung vom 7. Auguft 1819 (Hofo. v. 
23. Auguft 1819, 3. ©. ©. Nr. 1595) und ver 88. 103—105 a. b. 
G. 3. beruhende Sanction des Richters fehlt. Diefer Mangel kann aber 
niht vom Geklagten geltend gemacht werben, der nur angegangen wird, 
eine Alimentationd-VBerpflihtung feiner Nichte, die auch für fich allein 
und unabhängig von der Scheidung eriftiren könnte, zu erfüllen ; da er Das 
Miotiv (causale) kannte, welches die Nichte beftimmte, fich zu jener Leis 
ſtung zu verpflichten, und dennoch als Schuldner eintrat, Tann er fih nicht 
durch den Vorwand befreien, daß das Uebereinkommen der Ehegatten 
nicht in gefegmäßiger Weife janctionirt wurde; denn biefe Einwendung 
ſteht nur der Ehegettin, nicht dem Bürgen zu. Es ift daher $. 1351 a. b. 
G. B. auf dieſen Fall unanwendbar. Es handelt ſich nur darum, daß die 
vermögliche Frau für den Unterhalt ihres mittelloſen Gatten Vorſorge 
trifft, was ſie auch ohne Scheidung von Tiſch und Bett thun kann. Da 
nun der Geklagte blos für dieſe Berpflichtung feiner Nichte gegen ihren 
Gatten, melden fie auch beim Zufammenleben hätte verjorgen müſſen, 
einfteht, kann er gegen die Giltigfeit jenes Actes nichts einwenden. Auch 
wird durch dieſen Vertrag die öffentliche Moral nicht verlegt; denn das 
Uebereintommen, geſchieden zu leben, ift, wie gejagt, nicht verboten; es 
bedarf nur, um legal zu fein, gewiffer Formen, aber der Mangel der- 
felben Tann Dritte von ihren, von dem illegalen Act gar nicht berührten 
Pflichten nicht entbinden.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften In- 
ftanz in Erwägung, daß das ohne Intervention des Richter getroffene 
Uebereinfommen ver Ehegatten, von einander abgejondert zu leben, 
worin die Scheidung von Tiſch und Bett eben befteht, durch $. 93 a. b. 
G. 2. verboten, daher nichtig und unwirffam ift, demnach aud) jene wei- 
tere Verabredung, die mit Bezug auf jenes Uebereinfommen getroffen 
wurde, insbeſondere jedes Berfprehen unwirfam ift, weldhes von dem 
einen Gatten dem anderen dafür gemacht wurde, daß der Letztere zu jenem 
vom Geſetz verbotenen Act feine Zuftimmung gibt; daß Demjenigen, wel-. 
chem ein ſolches Verſprechen für eine foldhe unerlaubte Handlung gegeben 
wurde, niemals ein Klagerecht auf deſſen Erfüllung zuftehen Tann; daß 
ber Dritte, der eine ſolche Verbindlichfeit übernommen oder befräftigt 
hat, ebenfowenig verpflichtet erſcheint, dieſelbe einzuhalten; daß durch 
diefe in den 88. 878, 1174 und 1351 a. 6. ©. 3. Har und beftimmt 
ausgefprochenen Grundſätze vie Abweiſung des Klägers gerechtfertigt ift. 


1854. 


Nr. 9. 
Unzuläffigleit des Klagrückerlags auf Grund der Streithän- 
gigfeit. 
10, änner 1 164 (Beil. der gleihlantend t⸗ 
(dei ——— “ eis * 2, nn 1858, Sr, 18104 And des 
edig 2 8, Re. naeh). Eco d. Trib. 1854, 


A hatte die B, welche fein  Danbeigeidäft treibt, auf Grund eines 
wechlelartigen Papiere bei ihrer ordentlichen Perſonalinſtanz geflagt, 
war aber auf Grund der von der B erhobenen Einwendung ver Incom- 
petenz an den Caufalgerichtsftand gewiejen worden. Das Hanvelögericht 
ſah jedoch in der fraglichen Urkunde feinen Wechfel und ordnete eine Tag- 
fagung in foldher Weije an, daß A eine neue Competenzeinwendung be- 
forgen mußte. Er fuchte daher um Reftitution gegen die verftrichene Yall- 
frift zum Recurs wider ven erſten Beſcheid an; der B wurde dieſes Ge- 
ſuch gleichzeitig mit dem Beſcheid des Handelsgerichtes zugeftellt. Sie 
legte nunmehr bei legterem die Klage wegen Litispendenz zurüd, indem 
fie fi) darauf berief, daß durch das Reftitutionsgejuch die Sache bei ver 
Perfonalinftanz wieder in Gang gebracht fei. Mit dieſem Anſuchen 
wurde fie aber ex primo decreto in allen drei Inftanzen abgewiefen. Die 
vom oberften Gerichtshof gebilligten Motive der zweiten Inftanz beruhen 
auf der Erwägung, „daß 8. 35 ber ital. G. DO. (8. 35 weitg. ©. O. 
vol. Hfd. v. 15. Jänner 1787, Nr. 621, Weflely I Nr. 17) ein eigen- 
thumliches Incidentalverfahren nur für den Fall vorjchreibt, wo der Ge- 
klagte die exceptio rei judicatae erhebt, daß er aber von der Einwen- 
bung der Streitanhängigfeit jchweigt, welche nach $. 6 ver ital. G. O. 
($. 7a. ©. DO.) zugleih mit der Hauptſache anzubringen ift.“ 
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Nr. 10. 
Giltigkeit einer von einem Minderjährigen vorgenommenen 
Beräußerung. 


Entſch. som ai Jünner Nr. 18240 ( (Beil des —28 des 6 
Meiland v. 5 a r. 704, Abünd, des bed —8 
Mailand dv. 6, Oct. Nr. 11762), Gazz. dei Trib. 


B war feinem Bruder C 9600 Mailänder Fire —58* * * 
derung ſchenkte C, der ſpäter unter Curatel geſetzt werden mußte, im Auguſt 
1847 der A, mit welcher er, wie e8 fcheint, in einem unerlaubten Berhältnig 
ftand. Die A, welche damals zwar erft 23 Jahre alt war, hatte ſchon 4 Fahre 
vorher das Haus ihres Vaters verlaffen, war auf mehreren Bühnen auf- 
getreten, hatte fich verheiratet, war Mutter geworben und lebte nun ge- 
ſchieden von ihrem Manne. In der Bejorgniß, daß die Schenkung an- 
fehtbar fein könnte, Schloß fie acht Tage nah der Schenkung mit dem 
Schuldner und Ceſſus B ein Uebereinfommen, kraft deſſen fie ihm bie 
Yorberung von 750 L. A. in Form einer Ceſſion erließ. Sie tritt nun, 
im Jahre 1852, gegen ven Erben des inzwilchen verftorbenen B mit einer 
Klage auf Nichtigerflärung der Ceſſion auf, indem fie fih auf ihre Min- 
verjährigfeit beruft. Die erfte Inftauz wies das Klagebegehren ab; die 
zweite gab ihm unter einfacher Berufung auf $. 244 a. b. G. B. Statt, 
Die dritte Inſtanz beftätigte die Entſcheidung der erften, welche fol- 
gendermaßen begründet war: 

„Wenngleich 8. 244 a. b. ©. B. im Allgemeinen anordnet, daß 
ein Minderjähriger Feine Verbindlichfeiten eingehen könne, jo wird doch 
dieje Anordnung durch die nachfolgenden SS. 246, 247 und 365 einge- 
Ihränkt, aus deren übereinſtimmendem Sinne fi zweifellos ergibt, daß 
daß Geſetz nicht eine abſolute Unfähigkeit, ſondern eine relative vor 
Augen hatte, da in ver That die Unfähigkeit des Wahnfinnigen und des 
Kindes, welchen vie Willensfähigfeit abjolut mangelt, ganz verſchieden ift 
von der Handlungsunfähigfeit desjenigen, dem nur noch einige Jahre 
zur Volljährigkeit fehlen. Selbft das römifche Recht geht in feiner Strenge 
nicht jo weit, die Verpflichtung ver Minderjährigen gänzlich zu annulliren. 
(L. 44 D. de minorib. 4,4: Non omnia, quae minores annis viginti- 
quinque gerunt, irrita sunt, sed ea tantum, quae, causa cognita, ejus- 
modi deprehensa sunt, ut si, ab aliis circumventi, vel sua facilitate 
decepti, aut quod habuerunt, amiserunt, aut quod adquirere emolumen- 
tum potuerunt, omiserunt, aut se oneri, quod non suscipere licuit, 
obligaverunt.) Ebenſo gewährt das öfterreichifche Geſetz den Minberjäh- 
rigen feinen Schug nur um der Schwäche ihres Urtheiles, welches noch 
nicht gereift ift, zu Hilfe zu kommen. Aber eine jolhe Begünftigung hat 
ihre Grenzen, und Tann nicht fo weit gehen, einen unredlichen Minder⸗ 
jährigen zu unterftüten, welcher ſich weigert, Verpflichtungen zu erfüllen, 
die er mit gutem Bedacht eingegangen ift. Wenn ein Minderjähriger 
ein Geſchäft abjchließt, welches er auch bei guter Ueberlegung abge- 
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ſchlofſen haben würde, dann Kann er die Erfüllung des Vertrages 
nicht verweigern; non 'enim, jagt Voet, cireumventus videri potest, 
qui, etsi major esset, idem fuisset damnum passurus. Der Vortheil 
nun, welchen ein Minderjähriger aus einem Vertrage zieht, darf nicht 
blos in dem eingefchränkten Sinne eines Geld» Iuterefle aufgefapt 
werben, jonden man muß ihn auch würdigen mit Rückſicht auf die 
übrigen Umftände und bie iibrigen Intereffen, welche die bürgerliche Ge- 
ſellſchaft in Anſchlag bringt; und insbefondere mit Küdfiht auf Ehre, 
guten Namen und Anfehen in ver Welt. Wenn daher die Slägerin auf 
einen Theil der ihr aus der vorausgegangenen Schenkung erwachlenven 
Rechte Verzicht geleiftet bat, und es alſo auf den erften Blick fcheinen 
kann, als ob fie eine Verbindlichkeit übernommen hätte, die fie als 
Minderjährige nicht giltig übernehmen konnte, jo verhält e8 fi doch 
anders mit Rüdficht auf die Umftände, unter welchen der Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen worden ift. Die Klägerin war ver Unanfechtbarkeit der fraglichen 
Schenkung nicht ſicher; die Geiftesihmäche des Schenfers, welcher ſpäter 
unter Curatel geftellt werden mußte, war wahrſcheinlich ſchon damals 
zu erfennen; auch rührte die Schenkung von einem Berhältniffe ber, 
welches, wenn es auch nicht Einfluß auf die Giltigfeit derſelben haben 
mochte, doch fo beſchaffen war, daß das Schamgefühl die Klägerin drängen 
mußte, e8 mit dem Schleier eines anderen Acte zu beveden, welcher ihr 
immerhin noch einige Vortheile ficherte und dod dem Ganzen feine den 
Anftand verlegende Erſcheinung nahm. Die Klägerin fonnte daher in 
richtiger und anerfennenswerther Beridfihtigung deſſen, mas fie ihrer 
Ehre und ihrem guten Rufe ſchuldig ift, trotz ihrer Minverjährigfeit giltig 
bie erlangte Schenkung theilweife aufgeben und ſich mit einen zwar Hei- 
neren, aber ficheren und unmittelbar zu erlangenden Vortheile begnügen. 
Auch der Umftand, daß fie das ihr angebotene Entgelt wirklich angenom- 
men hat, muß dem Cejfionar zu Statten kommen, welcher überdies 
in dem fraglichen Vertrage ausprüdlich erklärte, daß er fich zu demſelben 
in der Erwägung herbeilaffe, daß die aus bemfelben ihm erwachſenden 
Bortheile ihn in die Lage bringen werben, feinen Bruder, den Schenter, 
in feiner nahe bevorſtehenden Hilflofigfeit zu unterftügen. Wenn demnach 
in Folge der Ceſſion ver Ceſſionar ſich zu einer ausgiebigeren Unter- 
ſtützung des Schenfers, feine Bruders, anheiſchig machte, fo hat auf der 
anderen Seite die Klägerin, indem fie auf die Ceſſion fich einließ, auch 
eine Pflicht ver Dankbarkeit gegen ihren Wohlthäter erfüllt, und da nun 
bewiejen ift, daß feine Täuſchung und fein Irrthum die Klägerin zum 
Abſchluſſe des fraglichen Vertrages beftimmte, ſondern daß dieſelbe ſich 
durch die Erwägung ihres Interefle, der Schidlichfeit, der Moral dazu 
beftimmen laſſen fonnte, Erwägungen, welche die Gerichte nur ehren und 
anerkennen müffen — wurde ohne Weitere angenommen, daß der Ver⸗ 
trag zu Recht beftehe und die Klage abzumeifen ſei.“ 

In den mit ber erftgerichtlihen Motivirung übereinftimmenden 
Gründen der dritten Imftanz wird die Unredlichkeit ver Klageführung 
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insbeſondere auch mit der Bemerkung hervorgehoben, daß die A, welche 
im Jahre 1847 in einem Alter von 23 Jahren und 9 Monaten als Frau 
und Mutter, der gegenüber jeder Zweifel über die Großjährigkeit ſchwand, 
ans gerechter Beſorgniß der Anfechtung der Schenkung des C gern für 
bie erft Fünftig zu realifirende Donationsfumme die Ceffionsvaluta von 
750 L. A. ſogleich baar annahm, nun aber, nad fünf Jahren, weil fie 
vieleicht weiß, welchen Schwierigkeiten die Umftoßung der Donation 
jest begegnen bürfte, das Plus ber Schenkung gegen die Verlaſſenſchaft 
bes B geltend machen möchte. 


Kr. 11. 


Nichtberüdfichtigung mündlicher, von dem Juhalt der Ber- 
tragsurfunde abweichender Verabredungen. — Unzuläffigfeit 
des Haupteides, wenn bie durch denſelben zu ermweifende Be⸗ 
hauptung dur das Nefultat des vom Deferenten geführten 
Zeugenbeweiſes fchon widerlegt ift. 


Entſch. vom 81. Jänner 1854, Nr. 843 (Beit. deö Urtheils der Prätur 
Pavia v. 6, Nov. 1853, Nr, 3700, Abäünd. des Urtheild ded O. L. ©. 
Mailand vom iO, Ber, 1853, Nr. 14025). ©. 3. 1854, Nr. 86, 

In dem zwilhen A und Pfarrer B ſchriftlich auf 9 Jahre abge- 
ſchloſſenen Pachtvertrage über mehrere zur Pfründe des letteren gehörige 
Grundftüde ift dem Verpächter das Recht vorbehalten, von drei zu brei 
Jahren aufzufündigen. A widerſetzt fich ver Auffündigung, indem er durd) 
Zeugen und Haupteid beweifen will, daß nicht nur bei der Ausfertigung 
ber Bertragsurfunde, ſondern auch nad) der Unterjehrift ein neues Ueber- 
einfommen bezüglich der Dauer des Pachtvertrages dahin geihloffen 
worden ſei, daß dieſer Vertrag 9 Iahre zu dauern habe, wenn B fo lange. 
Befiger der Pfründe bleibe. Nachdem der Zeugenbeweis zum Nachtheil 
des A ausgefallen war, wurde in erfter Inftanz die Aufkündigung auf- 
recht erhalten, in zweiter Inſtanz ward ver Rücklegung ftattgegeben, 
gegen Ablegung des Haupteides darüber, daß „nad dem Dertrage münd- 
lich das Uebereinfommen getroffen ſei u. |. w.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
aus folgenden Gründen: 

„Weber die in der lage dargeftellten, noch die in die Formel des in 
ber Replik aufgetragenen Haupteides aufgenommenen Umftände bilden, 
wie e8 zur Rechtswirkſamkeit der Oppofition des Klägers erforberlid) 
wäre, die genaue und beftimmte Thatfache (il fatto preciso e concreto) 
eined von dem Kläger angenommenen mündlichen Verſprechens des Ge- 
Hagten, welches der Pachtvertrags⸗Urkunde vom 14. Auguft 1850 nach⸗ 

Glaſer, Unger u. Walther Entid. I. 2 
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gefolgt wäre und unabhängig von dieſer einen neuen Vertrag bilden 
wätrbe, wodurch bie in jener Urkunde zu Gunſten beider Theile bedungene 
Berechtigung, die Pachtung von brei zu drei Jahren aufzulöſen, aufge 
hoben wäre. Die Erklärungen der vertragſchließenden Theile bei Gele⸗ 
genheit der Errichtung eines fchriftlichen Vertrages, die daher gleichzeitig 
find, können nicht in Betracht gezogen werben, infofern fie mit der Ur- 
kunde nicht übereinftimmen oder neue Zuſätze enthalten ($. 887 a. b. 
©. B.). Es fünnen aber auch folche Aeußerungen, welche währenn ber 
Ausfertigung der Urkunde oder der Beijegung der Unterjchriften gemacht 
werben, nicht al8 der Urkunde nachgefolgt und daher einen biefelbe auf- 
hebenden over abändernven Vertrag enthaltend, betrachtet werden; denn 
ſolche Aeußerungen beziehen ſich ihrer Natur nach auf die Verhandlung 
des Gefchäftes, welches jo Lange nicht ein fchriftlich abgeſchloſſenes ge- 
nannt werden kann, al8 die Ausfertigung der Urkunde und die Beiſetzung 
ver Unterjehriften noch im Zuge ift. Es konnte daher auch der von dem 
zweiten Richter zugelafiene Haupteid nicht zureichen, den Streit zu ent- 
icheiden, weil die Faflung dieſes Eides in Betreff der Zeit des behaup- 
teten neuen Uebereinkommens zu allgemein und unbeftinumt ift. Neberhaupt 
aber konnte dieſer Haupteid auch dem Ergebnifle der Zeugenabhörung 
gegenüber nicht zugelaflen werben, da biefe Vernehmung nicht nur den 
Behauptungen des Klägers nicht entſprach, von dem fie doch veranlaßt 
wurde, jondern dieſelben ſogar wiberlegte.“ 


Nr. 12. 


Pränumeration auf ein in Lieferungen erſcheinendes Werk. 


Eutſch. vom 25, —57 — 1 z 475 5 (Belt. des bad Urtheil der Prktur 
rema v. 2, Urtheild des O. L. G. M 

{auh vom 28, "Dt. "eis, Si. 1 Do 19) ©, 3. 1808, Mr. 126. Gaz. i 

Die Berfogsugantung Antonelli in Venedig eröffnete im Jahre 
1845 eine Bränumeration auf ein Werk, betitelt: „Geographiſche Ench- 
klopädie oder Wörterbuch, enthalten alle Orte der Erbe.“ Unter den 
Bedingniffen werben folgende erwähnt: 1. Das Werk wird in 10 Bände, 
jeder Band in 10 Lieferungen zu 8 Bogen eingetheilt fein u. |. w. 4. Prä⸗ 
nımerationen werben angenommen beim Berleger und allen beveutenven 
Buhhändlern Italiens. Im Jahre 1852 pränumerirte B darauf mittelft 
folgenden Pränumerationsfheines: „Ich Envesgefertigter pränumerire 
auf das in Venedig bei Antonelli gebrudte Werk: „Geographiſche Ency- 
klopädie“ mit beiläufig 10 bereits erichienenen Bänden zu den in den ge- 
brudten Bedingniſſen beftimmten Preifen und werde basfelbe franco in 
Crema bei X beziehen, gegen baare Bezahlung.“ Als in der Folge dem 
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B von X die erſchienenen 69 Lieferungen des Werkes angeboten wurden, 
verweigerte er bie Annahme und Bezahlung, indem er vorgab, er habe 
nur unter ber Bedingung pränumerirt, das Werk complet zu erhalten. 
Hierauf Hagte die Firma A in Lodi als Befiterin des von B ausgeftell- 
ten Pränumerationsfcheines venfelben auf Annahme und Bezahlung. 
Nachdem das erftrichterliche Urtheil den Geflagten losgeſprochen, verur- 
tbeilte ihn die zweite Inſtanz aus folgenden Grünven: „Auf die Klage 
‘der Firma A wendete der Geflagte vor Allem ein, daß ihr das Klage- 
recht nicht zuftehe, da ſie nicht nachweiſe, mit ihm einen Pränumerations- 
vertrag über die „geographiiche Encyklopädie“ abgeichloflen zu haben, 
und ba fie nicht als Bevollmächtigte des Verlegers erjcheine. Allein es 
geht aus den von der Verlagsbuchhandlung veröffentlichten Bedingungen 
heroor, daß die bebveutenderen Buchhändler Italiens mit Annahme ver 
Pränumerationen beauftragt waren; ferner ift erfichtlich, daß fich Kläger, 
der einen ausgevehnten Buchhandel in Lodi betreibt, im Befig des Prä- 
numerntionsfcheines befindet, der das Schulddocument darftellt. Wenn 
man den Beweis des im Allgemeinen ertheilten Mandats, Pränumera⸗ 
tionen anzunehmen, mit dem der wirklichen Annahme vesfelben verbindet, 
der ſich aus dem Beſitz des vorerwähnten Documentes ergibt, jo hat man 
fiher eine hinreichende Begründung des ftreitigen Klagerechtes ; beſonders 
wenn man auf die minder ftrengen Förmlichkeiten des kaufmänniſchen 
Verkehrs Rüdficht nimmt und bedenkt, daß wer die Waare anbietet und 
damit beweift, daß er zu ihrem Berlaufe berechtigt ift, aud) als geſetzlich 
ermächtigt, ven Preis zu verlangen, betrachtet wird. — Der Geflagte 
wendete ferner ein, daß die von ihm übernommene Verpflichtung nicht zu 
Recht beftehe, da die ihm Schein enthaltene Bedingung, daß es fi um 
ein bereit3 completes Werf handle, nicht erfüllt worden fei. Daß jedoch 
dies die Abficht des Geffagten geweſen fei, geht aus dem Scheine nicht 
hervor, und um eine wejentlich beſchränkende Bedingung eines Pränume- 
rationsvertrages annehmen zu können, wären Flare und genaue Bezeich⸗ 
nungen nothwendig geweſen, die aber durchaus fehlen. Allein abgejehen 
von biefem Mangel, finden fih vielmehr Beweisgründe für das Gegen- 
theil. Die Pränumeration auf ein Iiterarifches Werk fegt nothwendig 
ein ſolches voraus, das erft veröffentlicht werben foll oder fih im Drud 
befindet, indem man auf ein bereits vollendetes Unternehmen nicht zu 
pränumeriren braucht; in diefem alle kauft man das Werk, ftatt zu prä- 
numeriren. Die Thatjache aljo, daß der Geklagte auf die „geographiiche 
Encyklopädie“ pränumerirte, ſchließt natürlich deſſen Vermuthung aus, 
daß das Werk bereits complet ſei. Ebenſo wird dieſe Vermuthung durch 
den Ausdruck „mit beiläufig 10 Bänden“ ausgeſchloſſen, da bei einem 
vollendeten Werke die Anzahl der Bände mit Sicherheit beſtimmt ſein 
müßte. Man kann daher weder einen Irrthum annehmen, noch die ſtill⸗ 
ſchweigende Beſchränkung auf ein completes Werk. Der einzige Aus- 
brud, der zu einem Irrthum Anlaß geben konnte, wäre jener „von bei- 
läufig 10 bereits erjhienenen Bänden,“ aber diefe ganz ungenaue 
2* 
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Bezeichnung kann auch ſo ansgelegt werden, daß ſie bereits größtentheils 
veröffentlicht waren, wie dies in der That bezüglich der 10 Bände der 
Fall war, aus denen laut Programm das ganze Werk beftehen follte. 
Bon einer Beringung, nur für das vollftändige Werk zu bezahlen, findet 
man übrigens in jener Schrift keine irgend genaue Andentung. Man er» 
innere ſich übrigens der Preisbeſtimmung in ben gebrudten Bebing- 
nifien, wo vielmehr die Bezahlumg jeder Lieferung ſtipulirt worben war ; 
wenn der Gellagte dieſe Bedingung nicht hätte annehmen mollen, fo 
mußte er e8 ausdrücklich erflären, indem man fonft die zweibeutigen Aus⸗ 
brüde, beren er fich beviente, zu feinem Nachtheil auslegen muß.” 


Der oberfte Gerichtshof betätigte das oberlandesgerichtliche Urs 


theil aus den nämlichen Gründen. 


Kr. 13. 


Auslegung einer Lestwilligen Anordnung: Prälegat oder Zu- 
weilung einer beftimmten Sache zur Einbeziehung in den 
Erbtheil? 

Entf. vom 15. Februar 1854, — (Belt. des Urtheils der Rrätur 
Sacile v, 21, Mai Adänd, dei „irthe ils des * 6. 

Benedig v. 18, Oct. 1808, Nr. — Eco d. Trib. 1854, ©, 

M hinterließ ein Teſtament, in welchem er F Neffen zur einen 
Hälfte und ſeine Wirthſchafterin B zur anderen Hälfte als Erben ein⸗ 
ſetzte. Ein ſpäteres Codicill lautete: „Ich will, daß mein Haus in S., 
fammt Zugehör und allem, was ſich darin befindet, Gold, Silber u. |. w. 
das unbeſchränkte Eigentbum (la proprietä assoluta) der B werde." — 
Die Neffen behaupten, der Werth dieſes Legats ſei in die ber B zufal- 
(enden Hälfte einzurechnen ; fie verlangen alfo, daß die Verlaſſenſchaft in 
zwei gleiche Theile getheilt und das Haus ſammt Zugehör in den der B 
zufallenven Theil einbezogen werde. Die B dagegen behauptet, das Haus 
jet ihr vermacht, müſſe alfo für fie erft aus der Verlaſſenſchaftsmaſſe 
ausgefchieden werten, welche erſt dann in zwei gleiche Hälften zu theilen 
jei. In erfter Inftanz wird dem Begehren ver Neffen ftattgegeben. 
Das Gericht beruft fih darauf, daß das Codicill mit dem Teftament 
nicht in unlösbarem Wiberfpruche ftehe, daß alfo auch nicht anzunehmen 
fei, der Erblaſſer habe durch jenes dieſes ändern und von der vorgefchrie- 
benen gleichen Theilung abgehen wollen. Auch ſpreche für die Neffen bie 
Analogie des 8. 671 a. b. G. B. — Die zweite Inftanz hält fi an 
bie Worte: proprietä assoluta im Codicille, und weift deshalb das Klag⸗ 
begehren zurück. Die dritte Inftanz beftätigte das Urtheil der erjten 
Inftanz und zwar aus folgenden Gründen: 
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„Die SS. 648. und 649. a. b. G. B., auf welche fi zu berufen 
feinem ber beiden unteren Gerichte einfiel, enticheiden N Rechtsfrage, 
um welche es ſich bier handelt. Da nad ver im 8. 640 a. b. G. B. 
aufgeſtellten Regel die Vermächtniſſe allen Erben nach —** ihres 
Erbtheiles zur Laſt fallen, würde es der Geklagten, welche ſich weigert, 
aus der ihr zufallenden Hälfte des Nachlaſſes nach M zur Berichtigung 
des ihr zugedachten Legates... beizutragen, obliegen, zu beweiſen, daß 
ver Ausnahmsfall des 8. 648 a. b. ©. 3. beftehe, daß nämlich jenes 
Bermächtniß ein Prälegat fe, und. fie daher in Bezug auf dasfelbe nur 
als Vermächtnißnehmerin zu behandeln fei. Dies geht aber weder aus 
ven Worten noch aus dem Sinn ber beiden Iegtwilligen Erklärungen 
hervor, ba bie fpätere, ohne an ver früheren ausdrücklich etwas... zu 
ändern, nur ein Legat anordnet. Ein ſolches ift aber feiner Ratur und 
Wirkung nah recht wohl damit in Einklang zu bringen, daß bie Ge- 
klagte als Miterbin auch Mitichulonerin bezitglich desſelben gegenüber 
der gefammten Verlaffenſchaft nach Maßgabe ihres Antheils bleibt, und 
jo aus jener Anorbuung nur das Recht ableiten Tamm, auf Rechnung 
ihres Antheils das ausschließliche. Eigenthum ver ihr vermachten Sachen 
zu erlangen.“ 


Nr. 14 


Beweislaſt bei der actio negatoria. 


Entf. vom 14, are 1 ger. 2185 bünde des dad Urtheil des L. G. 
Trebiſo v. 26. Ang een ün eruben Urtheils 868 O. L. ©, 
Benedig vom 9, 1808, Kr, Giorn. d. iuriepr. pr. 1854, 
©. 01506, Mi, 12, Bar. 18 ff. 

Es handelt fi um eine actio negatoria gegen die Ausübung einer 
‚servitus aquae haustus und eines damit zufammenhängenden Fußfteig- 
rechtes; die Geflagten hatten gegen eine factiihe Störung in der Aus- 
übung der Servitut ſchon früher im Beflsftörungsverfahren Schuß ge- 
finden. 

Die erſte Safkanz verurtheilte Die Gellagten aus folgenden Grun⸗ 
den: „Wer eine actio negatoria anftellt, muß nur beweiſen, daß er 
Eigenthümer des Grundſtückes ſei, auf welchem ein Anderer ſich eine Ser⸗ 
vitut anmaßt. Von jedem Grundſtücke wird vermuthet, daß es frei ſei, 
und. Derjenige, welcher eine Einſchränkung dieſer Freiheit, der natürlichen 
Eigenſchaft des Eigenthums, behauptet, muß einen Grund angeben kön⸗ 
nen, durch welchen jene Vermuthung überwunden wird.... Der Kläger 
bat den Titel feines wollen und unbefhränften Eigenthums ... darge⸗ 
than, und dieſer Titel iſt wohl ſtärker, als der bloße Beſitz der Geflag- 
ten, die nichts anzugeben vermögen, woraus man fchliegen könnte, daß 


— 22 — 


das erwieſene Eigenthumsrecht des Klägers durch eine Servitut einge⸗ 
ſchränkt ſei.“ 

Die zweite Inſtanz wies den Kläger mit ſeinem Begehren ab. 
Der Kläger, jo heißt es in den Entſcheidungsgründen, ſtelle die actio ne- 
gatoria an, könne aber nicht leugnen, daß fi) Geflagte im Beſitz der 
Servitut befinden. „Bei diefem Stand ber Dinge hat der Kläger nad) 
8. 523 a. b. ©. 2. die Anmaßung der Servitut durch die Geklagten 
zu beweifen, ober wie bie Pragmatiften jagen: tenetur probare dominium 
cum sua libertate (Pecchius de servit. cap. I. quaest. 10 n. 8, Ca- 
roel, de servit. Disquis. 7 n. 6). Dascſelbe fpricht auch Zeiller (II. 
©. 366 Nr. 6) aus, wenn er jagt: „„Wer bie günftige Entſcheidung des 
Befites von dem Servitutsrechte erwirket hat, wälzt dann die Laft des 
Beweiſes ver Freiheit des Eigenthums auf den Gegentheil (8. 324 a. b. 
G. B.).““ — Die Vermuthung der Freiheit des Eigentums wird im 
vorliegenden Falle durch ven Beſitz der fraglichen Servitut, in welchem 
ſich die Gellagten befinden, völlig aufgehoben ; denn auch diefer Beſitz hat 
nad 8. 323 a. b. ©. 2. die Bermuthung eines giltigen Titels für fich, 
jo daß die Geflagten nicht einmal aufgeforbert, geſchweige denn gezwun⸗ 
gen werben können, ihn anzugeben. Da nun diefe beiden Vermuthungen 
ſich gegenfeitig aufheben und zerftören, bleibt nichts übrig, als den ben 
Beklagten günftigen Befisftand, in welchem erhalten zu werden fte for» 
dern können, aufrecht zu halten, bis der Kläger fein ftärferes Hecht dar⸗ 
gethan bat.“ 

Der oberjte Gerichtshof hat das Urtheil der zweiten Inſtanz in 
ber Erwägung beftätigt, daß der Kläger auf die geſetzliche Vermuthung 
der Freiheit feines Eigenthums ſich nicht berufen kann, weil die Geflag- 
ten im factifhen Befig des Rechtes, auf feinem Grund Waſſer zu 
ſchöpfen, ſich befinden, was ver Kläger felbft in dem voraufgegangenen 
Beftsftörungsproceß anerkennen mußte, indem er in dem damals ge 
ſchloſſenen — von ihm producirten — Vergleich fich berbeiließ, nicht nur 
ven Geklagten die Ausitbung des fraglichen Rechtes noch ferner, bis zur 
Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtöftreites, zu geftatten, fondern auch 
bie von ihm zur Verhinderung dieſer Ausübung durch die Gellagten er- 
richtete Dauer abzutragen; daß die Lebteren als Befiter nad) $. 323 
a. b. ©. B. die rechtliche Vermuthung eines giltigen Titels fitr ſich haben 
und zu deſſen Angabe nicht verhalten werden können, ſowie ihnen nad) 
8. 328 0.6. ©. B. auch die Bermuthung der Redlichkeit ihres Beſitzes 
zu Statten kommt; daß ferner ver Kläger feine Anführung, ven Geklag⸗ 
ten das Waſſerſchöpfen mr precariich geftattet zu Haben, auf deren Wider⸗ 
ſpruch nad) 8.479 a. b. G. B. beweiſen mußte, allein nicht bewiefen hat. 
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Nr. 15. 


Form der Entſcheidung über die gegen ein Executionsgeſuch 
eingebrachte Einwendung der Intereſſenverjährung. 
Eutſch. vom 21. März 1854, Nr, 2088 des Beſcheides der Prätur 
— vom 8. —ãe 1854, — a. bh — des 
D. L. G. Venedig vom 1 11, Sinner 1804 
S. 75. Gaz. d. Trib. 1855, ©, 21. Giorn. a. fu 29. € Dr. 1854, ©. 281. 
Auf Grund eines Urtheil® vom 18. Nov. 1838 war gegen B 
bie Execution bis zur Schägung feiner Mobilten geführt, fobann megen 
BergleichSunterhandlungen mit Beiheid vom 11. Jänner 1839 einges 
ftellt worden. Unterm 8. Juni 1853 wurde ein neues Pfändungsgeſuch 
eingebracht, worüber die Prätur eine Tagſatzung anorbnete. Bei biefer 
wendete B unter anderem ein, daß bie auf mehr als drei Jahre zurück⸗ 
reihenden Intereſſen verjährt jeten. Die Prätur bewilligte die Erecution, 
weil bie dreijährige Intereſſeuverjährung im Erecutionsverfahren nicht 
eingewenbet werben könne. Die zweite Inftanz bob diefen Beicheid auf 
und trug der Prätur auf, das Executionsgeſuch als eine Klage zu behan- 
bein, darliber verhandeln zu laſſen und dann durch Urtheil zu erkennen, 
was Rechtens fei, „da die Einwendung ber Verjährung ver mehr als 
brei Jahre rüdftändigen Interefien fi) auf das Meritum beziehe, alfo 
nicht im Ereeutionsverfahren befeitigt werden könne, fondern durch fürm- 
liches Urtheil erlenigt werden müſſe.“ 


Die dritte Inſtanz trug dem O. L. ©. auf, über das Meritum 
ber im Recurs behandelten Frage zu entſcheiden, „in der Erwägung, daß 
das Urtheil durch den Beitablauf feine Erecutionsfähigteit nicht verloren 
bat, daß aljo Recurrent nicht gegwungen werben kann, einen neuen 
Proceß zu beginnen und ein neues Urtheil über dasjenige zu erwirken, 
was ihm bereits rechtöfräftig zugeſprochen ift; in Erwägung, daß bie 
gänzliche oder theilweife Erlöſchung ver Schuld nicht bewiefen ift, und daß 
andere meritorifche Einwendungen im Erecutionsverfahren nicht berüd- 
fihtigt werben können; in Erwägung, daß, was die angeregte Frage ber 
Antereffenverjährung betrifft, e8 dem Richter unbenommen bleibt, bie 
Erecution nur in dem Umfange zu bewilligen, melchen er gerechtfertigt 
findet, daß aber fein rund befteht, eine neue Berhandlung und bie Fäl- 
lung eines neuen Urtheils anzuordnen.“ 

In Folge diefer oberftrichterlihen Entſcheidung hat das Ober- 
Iandesgericht ben Beſcheid der erften Inftanz betätigt und dem Erecuten 
nur das Recht der Klageführung vorbehalten. 


Kr. 16. 
Letztwillige Anordnung zu Gunften einer „Famikie.“ Ere— 


eutionsfähigkeit eines blos gegen ein einzelnes Mitglied 


dieſer Familie ergangenen Urtheils. 


— bom, 8 ril 1854, Nr. 3432 (Beil. In a on bes 


Denen * Murano vom 3. Nov. Nr. 
Bench vom * 2. Der. 1858, Nr. jun, ‚E00 d. Trib. 1854, 
ff. Gaz. d. Trib. 1 319 ff. 


Franz F hatte in feinem Teftament ber Kirche zu N. eine Mühle 


mit der Einſchränkung vermacht, daß, jo lange Mitglieder der Familie B 


eriftiren, bie Kirche in den Pachtverhältniſſen ber Mühle nichts ändern 
bürfe ; jollten jene unpünftlich in Bezahlung des auf 500 Lire beftimmten 


Bachtzinfes fein, jo dürfe nur auf Zahlung geflagt, der Pacht ſelbſt aber 


erft dann aufgekündigt werben, wenn zwei ganze Raten unbezahlt ge- 
blieben feien. Die Yamilie B beiteht aus zwei Brüdern, Lorenz und 
Joſeph, deren erfterer vier, lebterer fieben Kinder bat. Die Familie 
blieb mit vem Pachte im Rückſtand und die Kirche klagte den Torenz B 
der, wie e8 ſcheint, als Haupt ver Familie behandelt wurde; nur mit 
biefem Lorenz B wurde ein Vergleich abgefchlofien, in welchem Zahlunge- 
termine beftimmt wurden, während die Kirche von ber Auffünbigung ab- 
ftand, die Miethe dem Lorenz B mit Ausfchluß jeder anderen Repräfen- 
tanz wieder für ein Jahr überließ, und zur Bedingung machte, daß fie 
bei Nichtzuhaltung der Zahlungstermine im Erecutionswege ihu unmit- 
telbar aus dem Befige des Grundſtückes ſetzen fünne. In Folge neuer- 
liher Zahlungsverzögerungen klagte die Kirche auf Auflöfung dieſes 


‚zweiten Pachtvertrages und da inzwilchen überdies das Jahr abgelaufen 
‚wer, kündigte fie dem Lorenz B auch nod gerichtlich auf. Durch gleich- 


förmige Urtheile beider Inftanzen wurde ſowohl jener Klage, als aud 
der Auffünbigung ftattgegeben. Nun führte die Kirche Erecution und bat, 
es möge dem Gerichtsdiener aufgetragen werden, jevermann (qualsisia 
persona) aus der Mühle auszuweilen. Dem wiberjeten fi) aber bie 
übrigen Mitglieder der Familie B, indem fie auf Nichtigerklärung jenes 
Bergleiches und aller darauf bafirten Acte Hagten und die Aufſchiebung 
der Execution forderten. Tegteres Begehren wurde durch gleichförmige 
Beſcheide aller drei Inſtanzen abgewieſen, und zwar von der dritten 
Inſtanz „in der Erwägung, daß die Mühle mittelſt gerichtlichen Ver⸗ 
gleiches nur dem Lorenz B, nicht der Familie verpachtet wurde, daß 
die Recırrenten feinen Titel nachweiſen, kraft deſſen fie bie Mühle 
gegenwärtig befigen, daß gegen Lorenz B rechtökräftige Urtheile ergangen 
find; daß, wenn die Recurrenten behaupten, durch die legtwillige Anorb- 
nung bes Franz F ein Pachtrecht in Bezug auf jene Mühle zu haben, es 
ihnen zufommt, dasſelbe im ordentlichen Rechtswege gegen die Kirche 
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geltend zu machen, daß ſie jedoch keinesfalls ein Recht haben, ſich der 
Executionsführung gegen B zu widerſetzen, und daß daher die gleichför⸗ 
migen Beſcheide der unteren Inſtanzen nicht als offenbar ungerecht ange⸗ 
ſehen werben können.“ 


Nr. 17 


Erecutionsführung unter Verſchweigung des Umſtandes, daß 
eine Abſchlagszahlung geleiſtet fei. 

Entf. v. 5. April 1854, Nr. 3494 des ur 
Seren io vom 22, Dec. 1888, Nr. 3510 aka, Deren ag — 
and v. 27. Jünner 1854, Nr. 1066). Gar. d. Trih. Ok &. 302 

Auf Grund eines mit A am 3. Auguft 1852 abgeſchloſſenen ge- 
ricätlichen Vergleiches, wodurch fich derjelbe zur Zahlung von 200 Lire 
milanesi verpflichtete, verlangte B am 28. Nov. 1852 die erecutiwe 
Pfändung und Schägung des Mobiliare des A, indem er angab, er habe 
noch) die ganze oben erwähnte Summe zu fordern. A erlegte nun 160 
franz. Franken zu Gericht, und indem er ſich darauf ſtützte, daß B, als er 
die Execution verlangte, eine Theilgahlung erhalten und nur mehr 124 
Lire mil. zu fordern hatte, begehrte er, daß erfannt werde: die erwähnten 
Crecutionsacte ſeien ungiltig und erfchlichen, B daher verpflichtet, wegen 
derſelben Schadenerſatz zu leiften. Die erfte Inftanz erflärte in der That 
die Acte für nichtig, erfchlihen und wirkungslos, legte dem Erecutiond- 
führer die Tragung der Koften für dieſelben auf, wies jedoch den auf 
Schadenerſatz gerichteten Theil des Begehrens zurüd. Die zweite In- 
ftanz bob auch noch jenen Theil der erftrichterlihen Entſcheidung auf, 
womit die Ereentionsacte annullirt und die Koften derfelben dem Ge⸗ 
Hagten auferlegt wurben. Dieſe Enticheidung wurde ihrem vollen In- 
halt nach vom oberften Gerichtähofe beftätigt „in der Erwägung, daß zu 
ber Zeit, in welcher die Pfändung und Schätzung angeſucht, bewilligt 
und vorgenommen wurde, der jetzige Kläger ſeine Schuld noch nicht voll⸗ 
ſtändig getilgt hatte, weßhalb der (jetzige) Geklagte mit vollem Recht die 
Erecution führte; daß der Umſtand, welchen der (jetzige) Geflagte in 
feinem Erecntionsgefuche verfchwieg, nämlich der Empfang einer Ab⸗ 
Ihlagszahlung, auf die Koften der Erecutionsführung keinen wejentlichen 
Einfluß üben und jedenfalls bei der gerichtlichen Beftimmung der dem 
Erecutionsführer gebührenden Erecutionskoften berückſtchtigt werden könne.“ 


Nr. 18. 


Zuftändigfeit der Gerichte zur Benrtheilung von Bürgjchaf- 
ten und Berpfändungen zur Sicherftellung folcher Forde⸗ 
rungen, welche im abminiftrativen Wege geltend zu machen 
find. Kollifion eines früheren und eines fpäteren Geſetzes 
bezüglich des Anfangspunftes der Verjährung. 

Entid. v. 12, April 1854, Nr. 2685 — — der giigorniges Ur⸗ 
theile des 8. G. Venedig v. 30. Mai 1858, Nr. 9918 und bes DO. L. ©. 
Venedig v. 16, Oct, 1808, Nr. 11048). Eco d. Trib. 1854, &, 188 ff. 

X verbürgte fi) mit Urkunde vom 12. Yänner 1810 für den 
Steuereinheber des Departements Tagliamento bezüglich aller ihm dem 
Aerar gegenüber in ven Jahren 1810, 1811 und 1812 erwachſenden 
Berbindlichkeiten und beftellte dafür an feinen Gütern eine Hypothek bis 
zum Betrage von 760.000 Lire ital. Diefe Hypothek wurbe aud in die 
Hypothekenbücher eingetragen und von 10 zu 10 Jahren, zulegt im Jahre 
1846, dem Gelege gemäß erneuert. Als über den Beſitz⸗Nachfolger des 
X der Concurs eröffnet wurde, unterließ der Fiscus, feine Forderungen 
anzumelden. Am 21. Februar 1848 klagte A, welcher die fraglichen 
Güter in Folge des Vergleiches, womit der Concurs abgethan wurde, 
erworben hatte, auf Nichtigerflärung bes Pfanbrechtes und Löſchung des⸗ 
felben aus den Hypothekenbüchern, indem er fi unter anderem darauf 
beruft, daß das Pfandrecht durch Verjährung erlojchen ſei. 

Die beiden unteren Inftanzen wielen das Klagebegehren ab, theils 
weil fie fich für incompetent hielten, theils weil fie annahmen, daß bie 
Berjährung der Anfprüche gegen den Steuereinheber nah dem Patent 
vom 18. April 1816 erft mit dem Augenblide beginne, wo der General» 
ſaldoconto zwiſchen dem Steuereinheber und dem Staat feitgeftellt fei. 

Die dritte Inftanz gab dem Slagebegehren aus nachſtehenden 
Gründen ftatt: „Den Gerichten ift allerdings unterfagt, ſich in Gegen- 
ftände und Geſchäfte einzumifchen, welche ſich auf die Eintreibung und 
Abführımg der öffentlichen Steuern beziehen; fie können über ſolche weder 
verhandeln noch entſcheiden. Diefer Grundſatz kann aber nicht ſoweit 
ausgedehnt werben, daß auch Hypotheken und Bürgichaften für Forde⸗ 
rungen bes Staates an Steuereinnehmer von der Cognition der Gerichte 
ausgeichlofien werden. Bürgſchaften und Hypotheken find rein privat- 
rechtlicher Natur, und es find daher auch nur die Gerichte berufen, über 
Beſtand und Umfang verfelben zu erfennen .... Dieß vorausgeſchickt, 
ergibt das Eingehen auf die Sache felbft, daß die Hypothek .... verjährt 
jei .... Auf den vorliegenden Fall find, ſoweit es fi um die Verjäh- 
rung handelt, nicht die Beftimmungen des jet geltenden bürgerlichen Ge⸗ 
fesbuches, fondern die des für das Königreich Italien publicirten Cover 
anzııwenden. Nach Art. 10 des Decretes vom 31. October 1807 beginnt 
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vie Verjährung für die Hechte des Fiscus gegen Berrechnungsbeamte 
mit dem Tage, mo deren Berwaltung enbigt. Da num die Berwaltung des 
fraglichen Beamten am letzten December 1812 aufhörte, waren alle 
Rechte des Staates gegen ihn und feinen Bürgen, und war alfo aud 
a Pfandredht am letzten December 1842 durch Verjährung 
erloſchen.“ 


Nr. 19. 


Haftung des Cedenten für die Einbringlichkeit der Forde⸗ 
rung, wenn bie Ceſſionsurkunde auch nur von der Richtig- 
feit berfelben ſpricht. — Beweis (Befcheinigung) der Un- 
einbringlichkeit einer Forderung. 

vom 12, April 1 Nr. 3215 (Beft. ded Urtheils der Prätur 
his». 21. Der. 1008 bs, — —8 u Ei DeB 5.6 
Benehig vum 8. — 854, Ye. 809 . Eco d. Trib. 1 ©. 214. 

Trib. 1854, e. dt. € , 3. 1867, Nr. 45, 

B —* dem A an Zahlungsſtatt eine Forderung cedirt, und in ber 
Ceſſionsurkunde fich für deren Beſtand, Richtigkeit und Licuiditut (Sussi- 
stenza, realtä e liquiditä) haftbar erklärt. Der Geffionar führte Erecution 
gegen ben Ceſſus; allein ver Gerichtsbiener fand bei der Pfändung nichts 
vor, und vier Nachbarn, fowie die Gemeinde, beicheinigen deſſen Zah⸗ 
kungsunfähigfeit. B, welder anfangs Theilgahlungen leiftete, behauptet ; 
1. Er hafte nicht für die Einbringlichkeit, 2. da bis jegt nur eine Bfän- 
bung verjucht ſei, ſei Die Uneinbringlichkeit nicht dargethan. Beide Unter- 
gerichte ſehen ben Bald haftbar an; allein während bie er ſt e Inftanz 
dem Klagebegehren des A ftattgibt, wäſt es die zweite Inſtanz vorläufig 
bis zur Erſchöpfung aller Executionsſchritte ab. 

Die dritte Inſtanz beftätigte das Urtheil der erſten aus folgenden 
Gründen: „Die Ceffion war eine entgeltlihe; daß darin nicht von der 
Einbringlichkeit der Forderung die Rede ift, ſchließ die Haftung des Ce⸗ 
denten für dieſelbe nicht aus, weil fie ſich nach S. 1397 a. b. ©. B. von 
ſelbſt verjteht, wenn bie Barteien fie nicht ausjchließen .... Das bürger- 
Iihe Geſetzbuch wollte die Fälle, in welchen die Forderung als unein- 
bringlich anzujehen ift, nicht aufzählen; allein im $. 409 ver ital. ©. O. 
(8. 319 a. ©. O.) ift ein Fall vorgefehen, welcher mit dem vorliegenden 
mebr als analog, welcher mit ibm ibentifch ift. Diefer Paragraph ge- 
ftattet dem Gläubiger, die Execution auf andere Gitter feines erften 
Schuldners zu führen, fobald ſich zeigt, daß bie beim zweiten Schuldner 
gepfändeten Gitter nicht ausreichen, ihn ficherzuftellen und zu befriedigen. 
Dies muß aljo um fo gewifler dann gelten, wenn beim neuen Schuldner 
gar nichts gefunden wird. Der Bericht des Amtsdieners, daß er beim 
Ceſſus keine zu pfändenden Gegenftänve gefunden habe, berechtigte alfo 
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ven Ceſſibnar, ſetnen Regreß gegen ven Cedenten zu nehmen .... Ueber⸗ 


dies tft die Armuth des Ceſſus durch die Zengniſſe beilfeinigt.“ 


Nr. 20. 


Perfonalarreft. Fortdauer des Erecutionsrechted, auch wenn 
der Schuldner von ber politiſchen Behörde auf unmittel⸗ 
bares Auſuchen des Gläubigers entlaffen wurbe, 

v. 12, April 1854, Be dee Veſcheides des 


—2 vom 20 Janner 1854, Wr, Sun, — ‚Beet gr 
Venedig v. 21. Bebrane 1 M d. 1854, 


Kr. 21. 


Verhältniß des Civilrichters zu einer auhängigen Unter- 
ſuchung wegen einer ſchweren Gefällsübertretung. 
Entſch. vom 19, Nr. a6 aufeek eft. des das Urtheil des L. ©. 
Den ig ».7. Jnuli Denen Seetes 8O. L. ©. 
Venedig vom 81. Fe 1208, Nr. 12714). Eoo. d. Trib. 1866, S. 130 

Eine Tiquidirungsflage ver k.k. —— womit bei der 
Concursmaſſa des B die Forderung angemeldet wurde, welche dem Aerar 
aus einer gegen B anhängigen Unterfuchung wegen einer ſchweren Ge⸗ 
fälsübertretung etwa erwachlen könnte, wurde in erfter Inſtanz abge- 


wieſen, indem dabei das Gericht ſelbſtſtändig die Eriftenz der fraglichen 
Forderung prüfte. — Die zweite Inſtanz annullirte dieſes Urtheil, und 


wies das Gericht an, von Amtswegen ſich an das Gefällsgericht um 


Mittheilung des Ausganges der Gefällsunterſuchung zu wenden, das 


Original der Antwort den Proceßacten beizuſchließen und fobantı auf 
Grund berfelben innerhalb jeiner ciwilgerichtlihen Attributionen eine 
neue Entſcheidung zu fällen, und zwar „in Anbetracht, daß die Liqui⸗ 


dität der von der k.k. Finanzproeuratur angemeldeten Forderung aus⸗ 


ſchließlich vom Ausgange der noch anhängigen Gefällsunterſuchung 
abhängt, und daß nach der Analogie der a. h. Entſchließung vom 


29. Auguft 1820 (Sf. v. 6. März 1821, Wr. 1743; Weſſely I. 


Nr. 34) in Bezug auf Sriminafunterfuchungen bie Wirffamfelt des Civil⸗ 
richters aufgefhoben bleibt, da das zu gewärtigende Erfenntniß des Ge- 
fallsgerichtes auf das hier geltend gemachte Recht unmittelbaren Einfluß 
nehmen könnte.“ 
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Den Revifionsrecurs des Eoncursmaflevertreters, worin die Ana⸗ 
Iogie von Berbreden u. ſchw. Polizeiübertretung mit einer Uebertretung 
bes Gefällsftrafgefeges beftritten und weiters ausgeführt wurde, daß, 
hievon auch abgefehen, der vorliegenve Fall ſchon deßhalb dem Hofherret 
v. 6. März 1821, Nr. 1743, nicht unterftellt werden könnte, weil hier 
bie Uebertretung vor der Einleitung des Civilprocefles angezeigt worden 
ift, das citirte Hofdecret aber vorausfegte, daß die Hebertretung erft im 
Lauf des Procefjes angezeigt wurde, — bat ver oberfte Gerichtshof als 
ungegrändet verivorfen und bie Anficht ausgeiprochen, daß die vom Apel- 
lationsgericht geltend gemachte Gefekanalogie nicht bezweifelt werden 
kann und daß das Hofbecret v. 6. März 1821, Nr. 1743, nicht den ihm 
vom Recurrenten beigelegten Sinn habe, fondern die Einftellung des 
civilgerichtlihen Verfahrens und den Aufichub ver ciwilgerichtlichen Ent- 
ſcheidung in allen Fällen beabfichtige, wo der Ausgang ver ftrafgericht- 
Iihen Berhandlung auf jene Entſcheidung einen weientlihen Einfluß 
nehmen bürfte. 


Nr. 22, 


Gerichtsſtand des Wohnorts im Wall der paffiven Streit 
genoſſenſchaft. Wahlrecht des Klägers bei folidarifcher Ber: 
pflichtung des Geklagten. 

Eutſch. v. 26. April 1854, Nr. 8857 (Beſt. der gleichförmigen Beſcheide 
be .G. —2 vom — Sänner — Nr. db Fr beB D. Y G. 
Mailand vom 16, Februar 1854, Nr, 2475). Gaz. d. Trib. 1854, ©, 359, 

C in Mailand cedirt dem A eine Forderung, welche er an B in 
Brescia hat; in der Ceſſionsurkunde erflärt er, folidarifch mit dem Ceſſus 
haften zu wollen. Nun klagt A die Forderung in Mailand ein, indem er 
als Erftgeflagten den C namhaft macht. B wendet bie Incompetenz ein, 
indem er ſich darauf beruft, vaß nad der f. Verordnung v. 12. Mai 
1852 (R. ©. Bl. Nr. 112) unter mehreren Geflagten in der Klage ver 
Hauptverpflichtete, wenn ein folder aus dem der Klage zu Grunde lie 
genden Geſchäfte erfichtlich ift, zuerft zu benennen fei. — Die Einwen- 
bung der Incompetenz wurde in allen drei Inftanzen zurüdgemwiejen, weil, 
wie es in der Entſcheidung des oberften Gerichtöhofes heißt: „O erflärt 
hat, folivarifch mit B für die Zahlung ver Schuld des leßteren dem 
Kläger haften zu wollen, weßhalb es dieſem freifteht, ven einen oder den 
anderen der ihm folivarifch haftenden Schuldner zuerft in der Klage zu 
benennen.“ | 
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Nr. 23. 


Abwendung der pfandweiſen Beſchreibuung der invecta et 
illata durch gerichtlichen Erlag des Miethzinfes. 


bom Mai 1 d 
Ball En Sn a Rn Nr. 5356 (8 Dr ee, es — der —— 

2. ©. Rattand vom 6, ir jesı a. 2 6 

222 nnd 362. Giorn. d. Giurispr. pr. 1854, 'e. 2 6 

Zriſhen Miether und Vermiether ward über die Höhe des dem 
letzteren gebührenden Zinſes geſtritten; der Zins ward daher eingeklagt 
und der Vermiether verlangte zugleich bie pfandweiſe Beichreibung ber 
jeinem geſetzlichen Pfandrecht unterliegenden Objecte. Der Miether er- 
legte den ganzen von jenem in Anſpruch genommenen Betrag zu Gericht 
und verlangte die Suspenfion der Pfandbeſchreibung. Die erſte Inſtanz 
gab dieſem Anſuchen Statt. Die zweite wies es zurück, weil „es dem 
Miether nicht freiſtehe, den Vermiether durch den gerichtlichen Erlag an 
ber Geltendmachung des ihm zuftehenden Pfandrechtes mittelft gericht- 
licher Beichreibung der Pfanbobjecte zu hindern und ihm dagegen ein 
von dem Gefege ihm nicht eingeräumtes Sicherftellungsmittel aufzu- 
dringen.“ Ä 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inſtanz „in ber Erwägung, daß nicht behauptet wird, es fei der erlegte 
Betrag nicht ausreichend, um bie Forderung zu beden; daß die pfand- 
weife Bejchreibung der Effecten nur dazu dienen faun, um die Mittel zu 
fihern, feinerzeit da8 zur Bezahlung des Zinjes erforderliche Geld herbei- 
zufchaffen; daß daher ver Erlag volllommen dieſem Zweck des Gefeßes 
entipricht und dem Rechte des Beſtandgebers Genüge leiſtet.“ 


Tr. 24. 
Zuläffigfeit der Rechtfertigung des Ausbleibend von ver 
gen, 
Entſch. vom 6. Juni 1854 1 Weit, des Beſcheides der Prätur 


Manta vom 3, ebenaE, Ms * 2, Aband, der Verordunug des 
O. L. 6, Mailand v. 22. Mürz 1 Fr is, 3487), Gaz. d. Trib. 1856, 


Drei Streitgenoffen waren zum Schätzungseid zugelaffen worden 
und hatten denſelben auch rechtzeitig angetreten. Bei ver Tagſatzung aber 
erfhienen nur zwei und legten den Eid ab; bezitglich des Dritten gaben 
fie an, daß er franfheitshalber nicht erſcheinen könne. Er ſelbſt überreichte 
auch bald ein mit einem Krankheitözeugniß gehörig belegtes Gefuch um 
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Serechtfertigterflärung feines Ausbleibens und Anoronung einer neuen 
Zagfagung zur Ablegung des Eides. Die erfte Inftanz willfahrte dem 
Anſuchen, die zweite wies es dagegen zurüd. “Der oberfte Gerichtähof 
beftätigte jedoch den Beſcheid ver erften Inſtanz „in der Erwägung, 
daß unter der Antretung bes Eides, wibrigens der Beweis erlojchen wäre, 
wonon im $. 288 ital. ©. D. (8. 224 a. G. DO.) die Rebe ift, nur die 
Antretung im eigentlihen Sinne des Wortes gemeint fein könne, da bie 
wirkliche Ablegung des orbnungsmäßig innerhalb der beftimmten Frift 
angetretenen Eides nicht mehr von der Partei, fondern von dem Nichter 
abhängt, ver zu diefem Zwecke eine Tagſatzung, bei welcher ver Eid ab- 
zulegen ift, anorbnet, in Erwägung, daß im vorliegenden Falle ver Be- 
weis durch den Eid von allen drei Klägern mit Einfluß des Necurrenten 
gehörig angetreten wurde, daß die Nichtablegung des Eides von Seite 
des Recurrenten bei jener Tagfagung, bei welcher ihn die beiden anderen 
Kläger ablegten, nur daher rührt, daß er in Folge einer Krankheit, vie 
ihn befallen hatte, nicht bei der Tagſatzung erfcheinen konnte, wie das 
auch der ftatt feiner erfchienene Advocat angab, und daß dieſes Hinderniß, 
welches fi dem Erjcheinen bei der Tagfagung und ber Ablegung bes 
angetretenen Schägungseides entgegenftellte, in der That auch durch das 
nicht angefochtene ärztliche Zeugniß gehörig documentirt ift.“ 


Nr. 25. 

Umfang der Haftung im Falle der Verführung und Ent- 
ehrung unter der nichterfüllten Zufage der Ehe, Verhältniß 
bes 8. 1328 a. b. ©. B. zu S. 506 St. ©. 

. d . 6261 . ä⸗ 
—3— v. 21. Inni 1854, Nr *— —8— das Urtheil der Prä 


— te v. 16. Juli ernden Urtheils des 
D. 2%. ©. Mailand v. 24, Februar 1854, Nr. 2230). az. d. Trib. 1855, 


Die drei vorliegenden Erfenntniffe über eine Klage eines Bauern⸗ 
mädchens gegen einen Bauer, welcher fie unter der nicht erfüllten Zuſage 
ber Ehe verführt hat, gehen nur in der Moderirung des zuge- 
Iprochenen Betrages auseinander; fie beruhen aber übereinſtimmend auf 
ber Anerkennung des Grundſatzes, daß der Klägerin nicht bloß ber im 


8. 1328 a. b. ©. B. vorgefehene, ſondern ein darüber hinausgehender 


Schadenerſatz gebühre. Es heißt darüber in den vom oberjten Gerichts⸗ 
hof acceptirten Entjcheidungsgründen der zweiten Inſtanz: 
„Derjenige, welcher eine im Gejege mit Strafe bevrohte Handlung 
begeht, hat auch die Berpflichtung, dem Beſchädigten volle Genugthuung 
zu leiften, und je nach den Umftänben ihm jogar ven Werth der bejon- 
beren Vorliebe vefjen, was demfelben entgangen ift oder beſchädigt wurde, 
zu erfegen (88. 1294, 1330, 1331, 1338, 1340, a. b. ©. B.). Dieſer 
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Grundfag ift auch auf die unter der nicht erfüllten Zuſage der Che er» 
folgte Verführung und Entehrung einer Frauensperion anzumenden, da 
bie Anwendung des 1. Abſatzes des $. 1328 a. b. ©. 2. feinem Sinne 
nah und mit Rüdfiht auf den zweiten Abſatz desjelben Paragraphes 
lediglich auf jene Fälle fich bezieht, wo eine Verführung und Schwän⸗ 
gerung erfolgte, nicht aber auf ven, wo fie unter einem den Thatbeſtand 
eines Verbrechens oder einer ſchweren Poligeisliebertretung begründenden 
Nebenumftande ftattfindet. Es wäre eine Inconfequenz und eine unvor⸗ 
fichtige Anoronung geweien, wenn das Geſetz in Bezug auf den Schaden⸗ 
erfag die beiden vorerwähnten Fälle, troß ihrer weientlichen Berfchie- 
benheit im fubjectiver und objectiver Beziehung, einander gleich geftellt 
hätte, denn im erften Falle handelt es fich blos um ein Vergehen im fitt- 
lihen Sinne, welches ebenfowohl dem Manne als der Frau zur Laſt 
fallen faun, im zweiten dagegen werben die Bande der menſchlichen Ge- 
ſellſchaft und die des Geſetzes felbft in empfinblicher Weife verlegt, und 
bie Hanblungsweife ift jo beichaffen, daß fie immer nur aus dem böfen 
Willen des Mannes entipringen kann. Wollte mar im fraglichen Falle die 
Erfagpfliht des Mannes auf die Geburts- und Entbindungsloften deß⸗ 
halb einfchränfen, weil die Beſtimmung des $. 1328 unbeſchränkt lautet, 
jo müßte man bvenfelben Grundjag in allen anderen Fällen anwenden, 
gleichviel auf welche Weile die Verführung erfolgt, und wenn glei, um 
fie zu vollbringen, irgend eine andere ber verjchiebenen in biefer Bezie⸗ 
hung im St. ©. vorgejehenen Handlungen begangen worden wäre. 
Dieſes wäre widerfinnig und es ift vielmehr anzunehmen, daß der Gefet- 
geber im zweiten Abjat des erwähnten Baragraphes fi ausdrücklich auf 
die allgemeinen Grundſätze über die aus ftrafbaren Handlungen entfprin- 
gende Verantwortlichkeit für den Fall bezog, daß ſolche ftrafbare Hand⸗ 
Inngen mit ver Verführung zufammentreffen, — auch ift fein Grund 
vorhanden, zwiſchen ben verfchievenen ftrafbaren Handlungen zu dem 
Zwede einen Unterjchted zu machen, um die Verführung unter der nicht 
erfüllten Zufage der Ehe der Anwendung jener Grundjäße zu entziehen. 
Bielmehr macht gerade der Tert des 8. 251 IL. Th. St. ©. 3. v. 1803 
(8. 506 St. G. v. 1852) jevem Zweifel ein Ende, infofern dort aus- 
drücklich erklärt ift, daß im Falle ver Verführung und Entehrung unter 
der nichterfüllten Zufage ver Ehe ver Entehrten das Recht auf Entſchä⸗ 
digung vorbehalten iſt; da nun dort der Fall, daß aus dieſer Verführung 
und Entehrung eine Schwängerung entſtanden, nicht vorgeſehen iſt, 
ſo verſteht ſich's von ſelbſt, daß die in jenem 8. vorgeſehene Verpflich⸗ 
tung zur Enſchadigung ganz unabhängig ſei von der Anordnung des 8. 
1328 a. b. G. B. .. . Das O. L. G. mußte daher der Klägerin ein 
Recht auf Schadenerſatz nicht blos bezüglich der Krankheits⸗ und Entbin- 
dungskoſten, ſondern auch bezüglich des Nachtheiles zuerkennen, welcher 
mit dem Verluſte der Ehre, welchen die Frauensperſon, die außerehelich 
Mutter wird, erleidet, untrennbar verbunden iſt.“ 
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Nr. 26. 
Perſonen, wider welche die Beſitzſtörnugsklage zu richten iſt. 


En 4, It 1856, I, 007 der gleichſsrmigen B 
— Dr 
land », E ni "84, 5084). Gas. d. Trib. 1867, ei fi. 

Der Beflger eines Grundſtückes ſah in gewiffen arbeiten welche 
ſein Nachbar, ein reicher Grundherr, vornehmen ließ, eine Störung feines 
Beſitzes. Er richtete jedoch feine Klage nicht gegen ven Grundherrn, ſon⸗ 
bern gegen die Perſonen, welche die Arbeiten leiteten und ausführten. 
Seine Klage ward von allen drei Inſtanzen zurückgewieſen und zwar 
vom oberften Gerichtshof „in der Erwägung, daß ſowohl nach den 88. 
339, 345 und 346 a. b. ©. 8. als and) nad} der a. h. Entichlteßung v. 
22. Imi 1825 (woburd das Berfahren in Befisftörungsitreitigfeiten für 
das lomb.svenet. Königreich geregelt wurde) bie Befieftörungsflage gegen 
ben wirklichen Störer des Beſitzes zu richten ift, d. h. gegen denjenigen, 
von welchem mit Erfolg die Wieverherftellung des früheren Zuſtandes 
der Sache verlangt werven kann, und wider welchen bie ergehenve Ent 
ſcheidung wirkſam fein fell; daß es daher nicht geſtattet iſt, ſie nur gegen 
diejenigen Perſonen zu richten, welche lediglich im Auftrage desjenigen 
handelten, von dem die Störung wirklich ausgeht, und der ſie nicht er⸗ 
mächtigt hat, ihm vor Gericht zu vertreten“. 


Nr. 27. 
Einrechnung zur Bemeſſung des Pflichttheiles. 


Entſch. vom 11. Juli 1854, Nr. 61% Be. des das Hripeil des 2, ©, 
Mailand vom 18. Nov. 1868, Nr. 893 nbänd. uriheüs des DO. 2. ©, 
Mailand dv, 17. — 2— 1854,. Rt. 747). oa d. Trib. 1855, ©, 100, 
M verpflichtete ſich bei der Verheirathung feines Sohnes B fhrift- 
lid, demfelben fein Geldwechslergeſchäft im Werthe von 30.000 L. A., 
gegen Einrehnung in den Pflicht» und jedenfalls in den Erbtheil, zu 
hinterlaſſen. Fünf Jahre jpäter warb eine neue Urkunde errichtet, mittelſt 
beren der Vater in „Erfüllung ver bei ver Verheirathung feines Sohnes 
übernommeiten Verbindlichkeit. . ‚unwiderruflich buch Schenfung unter 
Lebenden, bem genannten Sohne.. . das ſchon in jener Urkunde auf 
30.000 Lire angeichlagene Gelpwechsfergeiijäft . ‚zum freien und uns 
beſchränkten Eigenthirme derart zuwies, daß basfefbe bei feinem Tode frei 
von jeder Laft und Bedingung auf ihn übergehe“ (assegnava irrevoea- 


Glaſer, Unger u, Walther Entid. I. 3 
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bilmente per donazione fra vivi al detto figlio.. . in modo che alla 
sua morte dovesse passar libera da ogni peso e condizione). 

M ftarb nicht lange nachher und hinterließ ein Teftament, in wel- 
chem er feinen Sohn B zum Univerfalerben ernannte und die übrigen 
Kinder auf ven Pflichttheil beſchränkte. B weigert fi nun, die 30.000 
Lire zur Bemeſſung des Pflichttheils der Geſchwiſter fich einrechnen zu lafien. 
Die erfte Inftanz wies das darauf gerichtete Begehren der Miterben 
ab, indem fie davon ausging, die zuerft erwähnte Urkunde enthalte nur 
ein pactum de contrahendo, welches durch den nachfolgenden Vertrag 
gänzlich befeitigt fei. — Die zweite Inſtanz entſchied im entgegenge- 
fegten Sinne, und die Dritte Inſtanz beftätigte legtere Entſcheidung aus 
folgenden Gründen: „In den beiven fpäteren Urkunden bat M nur die 
Berpflihtung erfüllt, welche er in ver erften feinem Sohue gegenüber 
übernahm; er hat aber dabei den in ber erften vorlommenden Ausipruc, 
daß fein Sohn fi) die Einrechnung gefallen laſſen müſſe, nicht zurückge⸗ 
nommen, vielmehr bat er durch Die ausprüdliche Berufung auf jene erſte 
Urkunde feinen väterlichen Willen, jene Verpflichtung aufrecht zu erhalten, 
zu erfennen gegeben, und diefer Verpflichtung kann ſich der Bellagte nicht 
durch die Einwendung entledigen, daß M in feinem Teſtamente die Col- 
lation nicht ausdrücklich angeordnet habe, denn dieſe Collation war eben 
in jener früher erwähnten Urkunde angeorbnet, und die SS. 790 und 
791 a. b. G. B. geftatten allerdings, daß fie auch anderswo als in Tes 
ftamenten ausdrücklich angeordnet werde. Ueberdies ift die Klage nur zur 
Erlangung des Pflichttheils angeftellt. Diefer muß aber unter Zugrunde⸗ 
legung bes Bermögens, wie ed zur Zeit des Todes des Erblaſſers be- 
ftand, bemeilen werden, und zu biejer Zeit befanden fi) die dem Ge⸗ 
Hogten geſchenkten Gegenſtäude noch im Vermögen des Gefchentgebers, 
da nach dem Schenfungsvertrage die materielle Uebergabe ver geſchenkten 
Sache erſt nach dem Tode des Geſchenkgebers wirkſam werden ſollte.“ 


Nr. 28. 


Beweis der Unechtheit einer von Sachverſtändigen für echt 
erklärten Urkunde durch Indicien. 

Entſch. vom 12, Juli 1854 Me Belt. ber leihförmigen Urteile 
dad 8. ©. Breöca vom 15, ® as, dir 2188 um bei D. 2. ©. 
Mailand v. 24, März 1854, Fr 2459), an i Trib. ass, & 247 ff. 

A klagt gegen die Teftamentserben des Mauf Zahlung von 120.000 
T.. A.; er ftügt feine Klage auf eine von B und drei (ſchon vor Einbrin- 
gung der Klage verftorbenen) Zeugen unterfertigte Erklärung, welde 
ihrem Inhalt nah ale Schenkung auf den Todesfall „zur Entlaftung 
jeines Gewiſſens und zum Erſatz angerichteten Schadens“ ericheint. Die 
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Echtheit der Unterſchriften wird beſtritten; ſie wird jedoch in Folge der 
Zulaſſung des Beweiſes durch Kunſtoerſtändige won letzteren überein⸗ 
ſtimmend beſtätigt. — Dennoch behandeln die beiden unteren Inſtanzen 
und der oberſte Gerichtshof die Urkunde als unecht, und zwar weil Um⸗ 
ſtände vorhanden waren (wie z. B. daß die Urkunde nicht legaliſirt iſt, 
während doch unter ven unterſchriebenen Zeugen ein Notar war; daß M 
zu A durchaus feine freunvichaftlicher Beziehungen hatte, vielmehr dem 
legteren gar nicht geftattete, fein Haus zu betreten; daß zur Zeit ber an- 
geblichen Ausftellung der Urkunde in dem Ort die Cholera herrſchte, wel- 
her M regelmäßig aus dem Wege ging; daß M, ein durchaus nicht frei- 
gebiger Mann, dieſer angeblich viele Jahre vor feinem Tod erfolgten 
Schenkung gegen Niemand Erwähnung that ; daß A zu einer Zeit, wo er 
augeblich ſchon im Befig viefer Urkunde war, den M geihmäht und be- 
bauptet hatte, er fei ihm Geld ſchuldig; daß M wiederholt und beftimmt 
die Abficht ausgeiprochen hatte, feinen Neffen, ven Bellagten, fein ganzes 
Bermögen zu hinterlaffen), weldye, wie e8 in ben Entſcheidungsgründen 
ver erften Inſtanz beißt, „fo concludent ſchienen, da fie in ihrem Zuſam⸗ 
mentreffen jenen erfchöpfenden Indicienbeweis herftellen, welcher nad 
ben Yorberungen der Gerechtigkeit und nady den Regeln ver Praxis bis 
zum vollen gejetlichen Beweismittel fich erhebt, injofern er unbedingte 
Gewißheit (assoluta convinzione) verfhafft, — Umftänve, welche - um- 
jomehr geeignet waren, ven vom Kläger geführten Beweis durch Kunft- 
verftändige zu entlräften, weil ohnehin das Geſetz dem Beweis durch 
ergleichung der. Hanbichriften nur eine untergeorbnete Bedeutung 
eilegt. 


Nr. 29. 


Frift zur Weberreichung des Recurſes wider eine gerichtliche 
Verfügung, die mehreren Perfonen zuzuftellen ift, welche 
nicht Streitgenoffen find. | 

Entf, v. 12. Inli 1 Nr. 7428 (Beft. der Verordnung bed DO. L. ©. 
—2— v4 —— — Nr. 600), Gaz, d, Trib. ©. 3% fi. 

Ein Beſcheid, womit die Bedingniſſe für die erecutive Weilbietung 
einer Realität abgeändert wurden, warb ſämmtlichen Gläubigern, welche 
ein Pfandrecht an der Realität hatten, zugeftellt. A, einer dieſer Gläu⸗ 
biger, brachte wider dieſen Beſcheid, welcher ihm ſchon vor 30 Tagen, 
einem anderen Gläubiger M aber erft vor zwei Tagen zugeftellt war, 
ben Recurs ein, und fügte ſich dabei darauf, daß ber Beſcheid erft 14 
Tage nach der letten Zuftellung rechtskräftig mwerbe. Der Recurs ward 
als verfpätet zurückgewieſen, und biefe Zurückweiſung vom oberften Ge- 
richtshofe beftätigt, „in der Erwägung, daß es fich bier nit um eine das 

3* 


— 6 — 


gemeinſchaftliche Intereſſe mehrerer Streitgenoſſen betroffenbe Schrift, 
—— nicht um —*— folge Särift handelt, welche die Verhaudlung 

Rechtoſ v veren ng buch Urtheil anbahnen ſoll; 
fer baber, was für ſolche Schriften angeordnet if, wicht auch für eünfinche 
Geſuche und Recurſe gelten Tom; daß namentlich zwiſchen A unb M 
keine Streitgenofſenſchaft befteht, md daß, wenn jeber derſelben ein 
Pfanbdrecht an ver fraglichen Realität hat, darum wg jedev ein verſchie⸗ 
Bahr — ſelbſt ein dem des Auderen entgegengeſetztes Intereſſe zu 
wahren 


— — — — on u on 


Rr. 30. 


Unguläffigkeit des Einkommenſteuerabzugs von der einem 
Dienftboten vermachten und auf einer Realität fichergeftell- 
ten Rente, 


Entid. v. 8. Juli 1854, Nr. 5886 (Bet. des das 1 er Prater 
Mailand v. 14, —537 — 1868, Nr. 28587 ebänd, Urtheil her ©. 8 6. 
Mailand vom 831, März Rr. 3891). Gaz. d. Trib. 1854, ©, 450, 

Eco d. Trib. 1864, ©. 356. 

Jemand hatte in jenem Teftamente den Dienflboten, welche fi) 
zur Bert feines Todes in feinem Dienfte befinden wärden, eine Rente 
vermacht, welche auf einer Berlaflenichaftsrealität pfandrechtlich ficher- 
geftellt wurde. Der Vertreter ver Verlaſſenſchaft zieht nun von ver 
Penſion die Einfommenfteuer in Gemäßheit des 8. 31 des Patentes v. 
11. April 1851 ab. Der Legatar verlangt die Vergütung dieſes Abzugs; 
fein Klagebegehren wird in erfter Inſtanz abgewiefen; die zweite und 
britte Inſtanz berurtheilen ven Geklagten zur Zahlung bes vollen 
Jahresgehaltes. 

Gründe der dritten Inſtanz: „Das Oberlandesgericht be⸗ 
merkt in ſeinen Entſcheidungsgründen, daß der jährliche Betrag, welchen 
der Kläger von der Verlaſſenſchaft zu fordern habe, ihm in Folge eines 
in remuneratoriſcher Abficht angeordneten Legats gebühre, alſo eine fire 
und nicht oneroſe Beſoldung bilde, und daher dem Genuß von Intereſſen 
eines Capitales nicht gleichgeſtellt werden könne, daß ſie alſo ein Ein⸗ 
kommen der zweiten, nicht der dritten der im 8. 6 des Patentes vom 
11. April 1851 aufgezählten Claſſen bilde, und daß durch die erfolgte 
pfandrechtliche Sicherſtellung auf einer Realität dieſe ihre Natur nicht 
verändert worden ſei. Das Oberlandesgericht nahm daher an, der 
Vertreter der Pheſſenſchat habe kein Recht gehabt, dem Kläger einen 
Abzug zu machen .... Der oberſte Gerichtshof ſchließt ſich dieſer 
Anſicht an.“ 


— — — — — — 
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N. 31. 


Beweis zum ewigen Gedächtniß. Zeitpuult ber Ausfolgung 
„Don Abſchriften ver Zeugenausſagen. | 

gutii. 2 um 1004, Re. 708 eh. beB ben Beſtcheid ber Prä- 
v. 18. 165 era J —* es des O. . ©, 
FAR a BL TEA — —— — 

—— d. d — 2 pr. 1 A 
Es war ein —— — zum ewigen Gedächtniß ab⸗ 
geführt worden, und zwar unter Mitwirkung der Gegner, welchen jedoch 
vorbehalten war, noch die Vernehmung anderer Zeugen zur Herſtellung 
eines Gegenbeweifes zum ewigen Gebäcdtniß zu verlangen. Es handelte 
fi) nunmehr darum, ob dem Beweisführer, noch ehe dieſe Gegenbeweis- 
zeugen vernommen find, Abſchriften der Zeugenausſagen ertheilt werden 
können. Die erfte Inftanz verweigerte fie, „weil, fo lange die Möglich⸗ 
keit. befteht, Daß noch andere Zeugen vernommen werden müllen, das 
Zeugenverhör nicht als gefchloffen anzufehen ift, und man daher aud) nicht 
nad) $. 233 ital. G. O. ($. 243 w. gal. G. D.) zur Veröffentlichung ber 
Zeugeneusogen ſchreiten kann; weßhalb nicht der Fall des $. 243 ital. 
G. O. (8. 253 w. gal. ©. 83 ſondern der des 8. 244 ital. G. O. 
6 254 w. gal. G. O. übereinſtimmend mit dem Hofd. vom 25. Juli 
00, Nr. 505, Weſſely, I. Nr. 701) vorliege“. 

Die beiden höheren Inſtanzen bewilligten bie Abſchriften und zwar 
der oberſte Gerichtshof in „Anbetracht ver 88. 233 und 243 ital. ©. O., 
welche eine auf ven vorliegenden Fall anwendbare Regel aufftellen, von 
ber nur $. 244 eine bier ftattfindende Ausnahme ftatwirt. 


Nr. 32, 


Haftung der Mitglieder einer Handlungsgeſellſchaft nad 
ihrem Anstritt aus derſelben. | 
Entid. vom 2, Wii en Nr. 6788 Sufbehun der gleiäfirme 


ben 2.6 der Benebig v. er. Er in 1a, Di 0 2860). Giora. de, Giurispr. 
S. fi | 


\ 0 








— 38 — 


Nr. 33. 
Auslegung eines Vertrages. — Berpflichtung ‘des Ober⸗ 
eigenthümers eines emphhteutifchen Grundes zur Zahlung 
- ver auf deu Canon entfallenden Einfonmenfteuer, 


Entie, nom 1 1, Auguft 1854, Nr. 6826 6226 (Beil, des Urtheild der Prütur 
Benedig v. ——— 1854, Nr rl 0 des Urtheils des 
D.2%. ®. Bene g vom 1. don 10, Mr. co d. Trib. 1854, 


Die Obereigenthiimerin eines emphuteutifchen Grundes fordert. 
von dem Nutungseigenthiimer den Erſatz ber ihr aus Anlaß des bezoge- 
nen Canon auferlegten Eintommenfteuer, und ftügt ihr Begehren: 
darauf, daß es in ber betreffenden Vertragsurlunde vom 20. Jänner 
1803 heiße: „ver Canon fei frei von Zehnten, Laften, Steuern und 
Giebigkeiten zu entrichten, diefelben feien ordentliche oder außerorbent- 
liche, fchon auferlegte oder erſt aufzuerlegenve, jo weit fie fih auf ben 
Grund und die Gebäude beziehen.“ — Das Klagebegehren wurde in 
erfter Inſtanz abgewieſen, während die zweite Inſtanz demſelben ſtatt 
gab; die dritte Inſtanz beſtätigte das Urtheil der erſten Inſtanz, „in 
der Erwägung, daß e8 fich hier nım um das gegenfeitige Rechtsverhält⸗ 
niß der proceßführenden Theile handelt, darum nämlich, ob der Geklagte 
der Klägerin den auf den Canon entfallenden Steuerbetrag erjegen 
müffe, und in der ferneren Erwägung, daß unter den im Bertrage er- 
wähnten Auflagen nur foldhe zu verftehen find, welche ven Grund und 
Boden treffen, nicht aber auch die Steuer, welche auf jenes Einkommen 
gelegt ift, das fir die Klägerin ver Canon bildet, der von einem Grunde 
bezahlt wird, bezüglich deflen die Steuer fchon entrichtet ift.“ 


Nr. 34. | 

Unzuläffigfeit der Entjcheidung über Einwendungen gegen 
die angefuchte Execution durch Beſcheid. 

eutil. vom 2. Anguft 1854, Nr. 8001 Beil, bed den Beicheid ber Prä- 


pilimbergo v. 11, März 1854, Nr. 1 ebenden Decreted de 
FW 2, ©, Benedig vom 16, Mai 1864, Ir a ). Eco d. Trib. 1855, 


Auf Grund eines von A on * am 29. Juni 1825 erwirkten 
Urtheils überreichte C, welcher als Geffionar an die Stelle des A ge- 
treten ift, am 30. Yumi 1852 ein Erecutionsgefuch gegen die Erben des B. 
Die legteren brachten Einwendungen gegen dieſes Geſuch vor, indem fie 
ſich darauf beriefen, daß das Erecutionsrecht des Cedenten auf den 








Ceſſionar nicht übergegangen fei, daß die unbebingt angetretene Erb⸗ 
ichaft des B zur Zahlung aller Schulden nicht ausreiche u. dgl. mehr. 
Es erfolgte Replit, Duplit, Schluß- und Gegenſchlußrede, und die Präs 
tur bewilligte hierauf mittelft Beſcheides die angejuchte Pfändung 
unter gewifjen Einfchränfungen. Das Oberlandesgericht hob diefen Beſcheid 
auf, und wies das Gericht erfter Inſtanz an, zunächſt in Form Rech⸗ 
tens über den erhobenen Streit al8 über eine neue Rechtsſache durch 
Urtheil zu enticheiden. Der oberfte Gerichtshof betätigte dieſen Erlaß 
des Oberlandeögerichtes aus folgenden Gründen: „Aus Anlaß des Ge⸗ 
inches'vom 30. Juni 1852 ift ein Streit dadurch entftanden, daß dem⸗ 
jelben viele theils bilatorifche, theils peremtoriſche Einwendungen ent- 
gegengefeßt wurben; e8 handelte fi alfo um eine Streitſache nad Art 
berjenigen, welche vurch die auf Grund von glaubwürdigen Urkunden ein- 
gebrachten |. g. Erecutivflagen veranlaßt werben, und über welche nach 
gepflogener orbentlihen Verhandlung der Richter durch Urtheil erfennt‘ 
Es hat daher das Oberlandesgeriht mit Recht die Prätur zur genauen 
Befolgung der gefeglihen Vorfchriften angewieſen.“ 


nn nn 


Nr. 33. 
Erneuerung oder Yortfegung der Klage? 


Entf 6 bom 8, Auguſt 1854, Nr. 7008 (Beſt. des das Urtheil der Prä⸗ 

tur Buſto Arzi vom 10. Februar 1854, Nr, 714 abändernden Urtheils 

des O. L. G. Mailand v. 22, April 1854, Nr. 4242), Gaz. d. Trib. 1854, 
&, 470, 471, 

In einer (ſummariſch zu verbandelnden) Rechtsſache hatten fich 
die Parteien, nachdem vergebens Vergleichsverſuche gemacht worden 
waren, entfernt. Nach einiger Zeit überreichte Kläger eine Klage, welche 
eine wörtliche Abichrift der früheren war. Bei der auf Grund berfelben 
abgehaltenen Tagſatzung wendete Geflagter die Litispendenz ein, was 
zur Folge hatte, daß die erſte Inftanz das Klagebegehren abwies, den. 
Kläger zum Koftenerfat verurtheilte und ihm nur das Recht vorbehielt, 
die Verhandlung über die frühere Klage aufzunehmen. — Die zweite 
Inſtanz verwarf die Einwendung und ging auf das Meritum der Sache 
ein. „Mit ver fpäteren Klage“, heißt e8 in den Entſcheidungsgründen, „bat 
ber Kläger nur bie frühere, auf Grund deren wegen Ausbleibens beider 
Theile feine Verhandlung ftattgefunden hatte, wieder aufgenommen ; denn 
bie irrthümliche Bezeichnung der zweiten Eingabe als Klage kann an den 
Wirkungen eines Actes, der offenbar nur beftimmt war, die Anordnung 
einer neuen Zagfagung zur in Rebe ftehenvden Verhandlung herbei» 
zuführen, nichts ändern.“ 
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Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz unter Bezugnahme auf die Gründe derſelben. 


Nr. 36. 


Compromiß. Rechnungsverſtoß in einem Schiedsſpruch. 
Sun Do. Wer, 1906, ir. 1710 ankan, Urheils ib eeez 
> m mw, -; .. a | ti G. 

| Benekig u. 22, Wär, 1854, Nr. 2780), ©, 3. 1854, Nr, 138, 

A und B hatten fi) einem ſchiedsrichterlichen Verfahren unter- 
worfen;. als der Schiedsſpruch ſchon in Rechtskraft erwachſen war, und 
A theils gezahlt hatte, theils durch Schulverla von demjenigen befreit 
worden war, was er dem Schiedsſpruch gemäß zu zahlen hatte, ent⸗ 
deckte er, daß einer der Anſätze der Schiedsrichter infofern auf einem 
Rechnungsverſtoß beruhe, als fie ven Preis von 4544 Tafeln Holz, die 
Tafel zu 5 Lire gerechnet, mit 12.720 ftatt mit 22.720 Lire angefegt 
hatten. A Hagt nun auf Zahlung deſſen, was bei richtigem Anſatz dieſer 
Summe auf feinen Theil fällt, welchem Begehren die erfte Inſtanz 
nicht, wohl aber in der Hauptſache die zweite und dritte Inſtanz 
ftattgibt. 

Gründe der dritten Inftanz: „Da die Schiedsrichter an⸗ 
geiwiefen waren, den Ausfpruch nach ihrem: beften Willen und Gewiſſen 
zu fällen, mit der Ermächtigung, im Vergleichswege feflzujegen, was 
ihnen gerecht und billig erſcheinen würde; da fie ferner ihrem Operate 
diejenigen thatjächlichen Verhältniffe zu Grunde legten, welche ihnen der 
Wahrheit gemäß erfchienen, ohne ſich an den Wortlaut des Contractes 
ſelbſt zu halten, um die Summe des gegenfettigen Guthabens heranszu- 
finden, welche aus dem Berfaufe ver mehrgedachten Holgpartie refultirte: 
fo ift e8 offenbar, daß fie bei dem Anſatze des Berkaufspreiſes mit 
12.720 L. einen Rechnungsverſtoß begangen haben. Ein folder Rech⸗ 
nımgsfehler kann aber auf Verlangen vesjenigen, ber dadurch einen 
Schaden erleidet, nach dem Maren Inhalte des 8. 1388 a. b. G. 2. 
allerdings berichtigt werben, und es fteht dem biesfälligen Begehren die 
Hatır eines Vergleiches, welche ver Schiedsſpruch an fich trägt, nicht 
entgegen. M 


— — ——— — 








Nr. 37. 


Waaren als Object des gefeglichen Pfanbrechtes des Ver— 
miethers. 


re v, 7. u —— ir —— Me bed das ehe $ des 2, x & 


—— dom 12, Da 1854, Nr, 4898), Eco X en 1867, ZR 


Gründe der dritten Inſtanz: „Nach 8. 1101 a. b. ©. 8. 
hat der Vermiether einer Wohnung zur Sicherftellung des Mieth⸗ oder 
Pachtzinſes das Pendrecht u. ſ. w. Indem das Geſezz ſich dabei des Aus⸗ 
drudes „einer Wohnung““ bediente, verſteht es Darunter nicht blos 
jenen Ort, wo der Miether ſelbſt und feine Familie ſich aufhält, ſondern 
auch alle zu der Wohnung gehörigen, zur Aufnahme ſeiner Effecten und 
Geräthſchaften beſtimmten Localitäten, wie: Gewölbe, Magazine, 
Scheuern, Schüttböden u. ſ. w. Mit dem allgemeinen Ausdrud „„Ein⸗ 
richtungsſtücke und Fahrniſſe““ wollte es nicht blos das zum per⸗ 
ſönlichen Gebrauch des Miethers dienende Mobiliar bezeichnen, ſondern 
jede bewegliche Sache, welche beſtimmt iſt, in jenen Localitäten unter⸗ 
gebracht zu werden. Dieſer Ausdruck umfaßt daher auch die Waaren, 
welche in dem vom Miether benützten Verkaufsgewölbe, Magazin oder 
einem anderen Locale ſich befinden.“ 


Nr. 38. 
Schiedsſpruch auf theilweiſe unrichtigen factiſchen Annahmen 


beruhend. 

Entſch. v. 17. Auguſt 1854, a 8295 (Beil. des das Neth. der Prätur 
Breno vom 16, Dec, 1858 10820 abünd, Urtheils des O. L. ©, 
Mailand vom 20. Mai Tr fr. 5851). Gaz d. Trib. 1855, ©. 106, 

A fiht den Sprud von Schievsrichtern an, auf welchen er und 
die anderen Erben eines beftimmten Nachlafjes zum Zweck der Theilung 
desfelben compromittirt hatten; er weift nach, daß die Schiedsrichter be⸗ 
reit8 eingegangene Forderungen als noch ausftändig, noch beftehende 
Schulden als bezahlt angejehen hätten u. ſ. w., und begehrt daher, daß 
der Schiedsſpruch für nichtig erklärt werde. Die erjte Inftanz gibt dem 
Begehren Statt. Die beiven höheren erhielten ven Schiedsſpruch auf- 
recht, weil es fih um Berftöße handelt, wodurch die Schiedsmänner Die 
Grenzen der ihnen anvertrauten Gewalt keineswegs überſchritten haben, 
welche alſo die Vernichtung des Schiedsſpruchs nicht rechtfertigen wür⸗ 
den, dabei ohne Alterirung des eigentlichen Spruchs emenbabel find — 
und berichtigten denſelben in den zur Sprache gebrachten Punkten. 
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Nr. 39, 


Widerſpruch zwiſchen der Einantwortungsurkunde und der 
letztwilligen Erklärung. 
gutia. Di om 26. Sept. 1854, Nr. 10206 (Beſt. des Urtpeit der Prätur 
o v 


12 ap il 1854, Nr. 2560, Abänd. dei , Urteile des O. L. G. 
—X vom Juni —— Nr. 6578), Gaz. d. Trib. 1854, ©. 17 ff. 


Dem A mar die Berlaffenfchaft der M auf Grund einer münd⸗ 
lichen legtwilligen Anordnung eingeantwortet worden, welche folgender: 
maßen lautete: „Sch ernenne zu Erben meines Heiratsgutes ben 


u. ſ. w.“ Die Erblafferin hatte auf Grund des Teftamentes ihres ver- 


ftorbenen Gatten von B, dem Erben des legteren, einen jährlichen Unter⸗ 
haltsbeitrag bezogen; ihr Erbe A Hagte jegt die mehrjährigen Rückſtände 
dieſes Unterhaltsbeitrages ein. Der Geklagte wendet ein, daß die M dem 
A nur ihre Heiratsgutforderung hinterlaffen habe, und beweift durch bie 
Ausfage der Zeugen des mündlichen Teftamentes, daß ihre Abfiht eben 
gewefen fei, ven A auf dasſelbe zu beſchränken. Die erfte Inſtanz wies 
das Klagebegehren aus die ſem Grunde ab; die zweite gab ihm Statt, 
indem fie auf die Einantwortungsurkunde hinwies: „Durch diefe hat 
Kläger bewiejen, daß der Richter fein Erbrecht anerfennend, feine Erbs- 
erflärung angenommen und ihn in den rechtmäßigen Befig der Erb- 
Ihaft ver Berftorbenen gejegt habe, welche nad den Anfangsgründen 
der Rechtswifienichaft den Inbegriff aller Rechte und Berbindlichkeiten 
verjelben umfaßt.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inftanz, 
„in der Erwägung, daß die Einantwortungsurkunde den Erben zwar zur 
Ausitbung aller Kechte und zur Anftellung von Klagen hinfichilich deflen, 
was in die Berlafienichaft gehört, legitimire, daß fie aber den Xitel, auf 
welchem fie beruht, nicht zerjtören, aufheben oder ändern fünne; daß man 
baher, wenn diefer Titel eine legtwillige Anordnung fei, diefe bei Prüfung 
des Umfanges und Beftandes jener Rechte und Klagen nicht unberitdfich- 
tigt laſſen könne; daß ferner, da in der legtwilligen Anordnung nur von 
ber Heiratsgutsforberung, über welche zu Gunften des Erben verfügt 
wird, die Rede fei, angenommen werden müſſe, daß diefe Forderung da⸗ 
mals als das einzige Vermögen (unica sostanza costituente l’asse) der 
Erblafferin angejehen wurde.“ | 
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Nr. 40. 


Einfluß eines ven Zinsfuß regelnden Geſetzes ‚anf früher 
coutrahirte Darleihen. 
= Sept, — Nr. 9627 ZB. der er giriöförmigen Dr Urtpeie 


rätur Fiene bom Der, 1 
edig vom 14, Juni 1854, Wr. 0), Erde d. Giurispr. pr. "ie, 


Am 50. April 1805 war in Bicenza ein Vertrag abgeſchloſſen, 
vermöge deſſen ein Capital auf fünf Jahre gegen nach Ablauf dieſer Frift 
beiden Theilen freiftehende ſechsmonatliche Aufkündigung dargeliehen 
wurde. Das Capital ward pfandrechtlich ſichergeſtellt und ſollte mit 
5Y, % jährlich verzinft werden. — Diejes Capital fammt rückſtändigen 
und weiterlaufenden 5'/, % Intereflen wird nun eingeflagt. Der Ge⸗ 
Hagte wendet ein: Nach dem italienifchen Decret vom 31. October 1807 
(gleichlautend mit bem franzöfifcyen Gefeg über ven Zinsfuß vom 3. Sep- 
tember 1807) dürfen nicht mehr al8 5 % genommen werden, und muß 
ber Gläubiger, der höhere Intereffen bezogen hat, den Ueberſchuß zurüd- 
zahlen oder fih ven Abzug vom Capital gefallen laſſen. Ueberdies ſtehen 
dem Begehren des Klägers 88. 994 und 996 a.6. ©. B. entgegen; der 
Kläger könne alfo jedenfalls nicht mehr ale 5 % fordern und müſſe fidy 
ben Abzug der bereit8 zuviel erhaltenen Beträge vom Capital gefallen 
laſſen. Dagegen berief ſich der Kläger darauf, daß das Decret vom J. 
1807 ausdrücklich im Art 5 erflärt, an ven bereits abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trägen nichts ändern zu wollen, ferner auf 8. 5 a. b. G. B. Die beiden 
unteren Inſtanzen gaben dem Klagebegehren aus den unten folgenden 
Gründen im vollen Umfang ftatt; und ber oberfte Gerichtshof. wies die: 
außerordentlide Revifion zurüd, „in der Erwägung, daß die gleich 
fürmigen Urtheile nicht eine offenbare Ungerechtigkeit enthalten.“ 

Gründe der erften Inftanz: „der fragliche Darleihensver- 
trag ift am 30. April 1805 abgeſchloſſen worben, zu welcher Zeit fein 
Geſetz dem Darleiher verbot, die Verzinfung mit 51/, % zu bedingen ... 
Nah Ablauf der erften fünf Jahre ftand beiden Theilen zwar die Auf- 
kündigung frei; allein da dieſe nicht erfolgt ift, beitand der Darleihens- 
vertrag fort, und befteht noch jet; e8 hat aljo Feine Novation dieſes 
Vertrages ftattgefunden, und noch jett ftüßt fich Die Klage auf bie er- 
wähnte Urkunde vom 30. April 1805. Nun hat aber das Decret vom, 
31. October 1807 ausprüdlich erflärt, daß e8 an ven bis zum Tage 
feiner Kundmachung bereits abgeichloffenen Zinsverträgen nichts ändern 
wolle und kann daher dasſelbe auch auf den Vertrag vom 30. April 1805 
feine Anwenbung finden. ... Wenn die Laſt ver 5'/,, % Imtereflen dem 
Schuldner zu groß war, fo ftand e8 ihm frei, fich derjelben, warn immer 
es ihm gefiel, durch die bevungene fechsmonatliche Auffünbigung zu ent- 
ledigen. Wenn er aber, ftatt dieſe Auffündigung vorzunehmen, es vorzog, 
den Vertrag fortbeftehen zu laflen, jo mußte er ihn eben mit allen getrof⸗ 
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fenen Berabredungen fortbeftehen Inffen, zu welchen auch die Verpflichtung 
fen — der bedungenen Intereſſen gehört. Jedenfalls ſind dieſe In⸗ 

n wiſſentlich gezuhlt worden, und eß kann dem Schuldner daher 
auch nicht das Recht zuſtehen, bopjenig e zurückzufordern, was er mit 
bei zahlen gezahlt bat, daß er es nicht ſchuldig ſei (K. 1432 a. b. 


Gründe der zweiten Zuſtanz: „Das Deeret vom 31. De⸗ 
tober 1807 regelte das Zinſenmaß bezüglich jener Verträge, welche nach 
ſeiner Publication abgeſchloſſen werden ſollten, — änderte aber nichts 
om den Zinsverträgen und ſonſtigen Acten, welche vorher eingegangen 
worden waren, wie dieſes im Artikel 5 erklärt iſt. Auch die Beſtimmungen 
des öſterr. a. b.G. 8. über die Vertragszinfen konnten nach 8. 5 dieſes 
Geſetzbuches auf jenen Vertrag nicht zurückwirken. Wenn ferner der am 
30. April 1805 abgeſchloſſene Darleihensvertrag durch Bezahlung des 
Capitals nach Ablauf von fünf Jahren aufgelöft werden konnte, fo hat 
der Schuldner von diefer Ermächtigung doch feinen Gebrauch gemacht, 
und den Vertrag in allen feinen Theilen, jomit auch in demjenigen, welche 
ih auf das bevdungene Maß der Intereflen beziehen, aufrecht erhalten.“ 


Nr. 41. 


Procura eines Handlungsbedienten. Haftung des Brincipald 
für die Handlungen desjelben. 
za. non 8 Oct. * gu 19005 DDR des dad urapeil 8 des 9. ©. 


ee ils des —* .G. 
en b. er Juli 185%, DB 558 Ir 


Nr. 42. 


Daupteid zum Beweis der exceptio non numeratae pe- 
cuniae aufgetragen. 
Ente. bom 18, et 1854, Nr. 10295 des Urtheils der ur 
Zonato d. 25. März 1854, Sir. at, dub. bee Uetheile des D. x 
Wa d 1 ul 26 Nr, 6380). &. 3. 1854, Mr, 151 
Die Klägerin hatte auf "Grund eines notariell aufgenommenen, 
Schufpbefenntniffes die Erben des B auf Bezahlung eines Darlehens 
belangt, wogegen dieſe fi durch die Einwendung der nicht erfolgten 
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Zuzählung der Darlehensſumme unter Auftragung des irreferibſon 
Haupteibes vertdeipigten. Die Pratur verurtheilte die Gellagten 
rnbedingt zur Zahlung, weil ver Hauptoib nicht ale ein zuläſſiges 
Begenbeweismittel gegen einen Notariatsaet angeſehen werben Tune. 
Die zweite Inſtanz erkannte auf dew Haupteid. Der oberſte Gerichtshof 
beitätigte das Urtheil ber erfien Inſtanz, jedoch nur m ber Erwägung, 
„daß ver Beweis durch den Haupteid im gegenwärtigen Falle nach 
8. 268 ver ital. ©. DO. (8. 278 der weſtgal. G. O.; übereinſtimmend 
mit der a. h. Entichließung vom 1. März 1842, Weſſely I., Nr. 636) 
nicht zugelaffen werden konnte, weil er ohne die Eigenſchaft der Zurüd- 
Ihiebbarfeit und ohne Anführung folder Umftände aufgetragen wurbe, 
welche die Behauptung der nicht erfolgten Zuzählung der Valuta einiger- 
maßen als nicht unmwahrfcheinlich darftellen würden, während vielmehr 
aus den Sasichriften fi ergibt, daß die Geklagten auf Abichlag des 
Capitals 240 Fire gezahlt, und wieberholt Friſten zur Intereflenzahlung 
begehrt haben, wodnurch fie den Beftand ihrer Schuld ſowohl in Betreff 
bes Capitales als der Zinfen anerkannten.“ 

Zugleich hat jedoch ber oberfte Gerichtshof in einer Plenar be⸗ 

rathung beidloffen, folgenden: Rechtsſatz in jein Judicatenbuch ein- 
zutragen: 
„Zum Beweiſe der Einwendung der nicht geſchehenen Zuzählung 
eines Darlehens kann auch auf den dem Gläubiger hierüber aufgetra- 
genen Hanpteid, wenn nad ben aus den Acten erhellenden Umſtänden 
feine beſonderen Bedenken entgegenſtehen, erkannt werden, un dieſer 
Haupteid iſt fo wie jeder andere Gegenbeweis zu beurtheilen.“ 


Nr. 43. 


Unzuläfligfeit ber Auffündigung eines Beltandvertraged dur 
ben Eigenthümer ber Beſtandſache ohne Mitwirkung des Se- 


queſters. 
E vom 8 ur 1854 4 10562 (Beft. des Urtheils der Bräter 
— i 1854, N — bänderung e — des 
— . Gaz. d. Trib. 1854, 


O. L. G. —E u 1 Hug 104 


Der Eigenthlimer eines unter Seruer geftellten Hauſes kündigte 
einem der im Hauſe wohnenden Miether den Beſtandvertrag auf. Letzterer 
legte die Aufkündigung zurück, indem er ſich darauf berief, daß nach 
8. 381 ital. G. O. (8. 296 a. ©. D.) dem Sequeſter die Verwaltung 
ber fequeftrirten Sache zukomme, eine giltige Auflündigung daher nur 
von diefem ausgehen könne. Die erfte Inſtanz ertlärte die Aufkündigung 
für unzuläffig; die zweite erhielt fie aufrecht, indem fie bemerkte, der im 
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Executionswege bejtellte Sequefter fei ein Verwalter im engften. Sinne 
des Wortes, d. 5. er habe nur die Früchte und Einkünfte einzuheben. 

Der oberfte Gerichtähof beitätigte die Entſcheidung ver erften In⸗ 
dtanz, „in der Erwägung, daß der Eigenthlimer durch die richterliche An- 
vrdnung in der freien Ausübung feines Eigenthumsrechtes befchränft 
war, fo weit e8 fih um bie Einkünfte handelt, bezüglich deren eben ver 
Sequeſter bejtellt wurde, daß er daher nicht wirkſam einen Act vornehmen 
konnte, durch welchen der Vollzug der erwähnten richterlichen Anordnung 
vereitelt werben könnte”. 


Nr. AA. 


Beabfichtigtes ſchriftliches Teſtament als mündliches Teſta⸗ 
ment aufrecht erhalten. | 

Entſch. v. 24. Oct. 1854, Nr. 5642 (Beft. des Urtheils der Prütur Schio 
som 16, Dec, 18583, Nr. 11564, Abdnd, ded Urtheils de DO. L. G. Be 
nedig vom 22, gebrnar 1854, Nr, 2731). Eco d. Trib. 1865, ©. 238, 
‘ iorn. d. Giurispr. pr. 1855, ©. 201 ff. ' 

Joſeph M wollte ein fchriftliches Teftament errichten, ließ deshalb 

ven Notar C rufen und dichirte e8 ihm in Gegenwart zweier Zeugen. 
Als der Auffag nievergejchrieben war, hatten ihn die Kräfte verlaflen, 
und er ftarb, ohne feine Unterfchrift beigefett zu haben. Der Inhalt des 
Aufjates wird al8 der legte Wille des Joſehh M vom Notar und den 
Zeugen eiblih beftätigt und ed handelt fi) nunmehr darum, ob ein 
mündliches Teftament als vorhanden anzunehmen jei. Die Frage wird 
in erfter und dritter Imftanz bejaht, in zweiter Inſtanz verneint. 
Gründe der zweiten Inftanz: „Die Duelle des den Bürgern 
eingeräumten Rechtes zur teftiren, ift einzig das bürgerliche Geſetz, ba 
das Naturrecht feinen Anhaltspunkt dafür bietet, daß der Einzelne feinen 
Willen für eine Zeit ausprüden (esprimere) fünne, in welcher er felbft 
nicht mehr am Leben ift, indem man bei Teftamenten den Todestag, ja 
jelbft erft den Zeitpunkt, wo der Tod ſchon eingetreten ift, al8 den Mo⸗ 
‚ment der Erklärung des Willens, der bis dahin ja noch beliebig geändert 
‚werben konnte, anfieht. Da nun bie Fähigkeit zu teftiren, nur durd das 
pofitive Recht begründet wird, jo können auch nur jene Formen, welche 
das Geſetz vorjchreibt, bei der Ausübung dieſes Rechtes maßgebend fein. 
Dem Zeftator bleibt nur die Wahl zwilchen den verſchiedenen zuläffigen 
Formen; hat er eine derjelben gewählt und feinen Willen ausgefprochen, 
fein Teftament ihr zu unterwerfen, jo muß auch ihr entſprechend die Gil- 
tigfeit oder Ungiltigfeit des Actes beurtheilt werden, je nachdem bie ihr 
eigenthümlichen Solennitäten beobachtet find oder nit... Im der That 
iſt die Errichtung eines mündlichen Zeftamentes nur demjenigen nad) 
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8. 584 a. b. G. B. geſtattet, welcher nicht ſchriftlich teſtiren will oder 
kann. Es kann daher der Erblaſſer, es kann aber nicht der Erbe die zu⸗ 
erſt gewählte Form des Teſtamentes zu einer Zeit ändern, wo jener es 
nicht mehr kann und nicht mehr will. Weder der Notar, noch die übrigen 
Zugen waren als ſolche zu einem mündlichen Teſtamente gerufen, ſon⸗ 

dern zu einem ſchriftlichen; der Erblaſſer hat, als die Beobachtung der 
Formalitäten des erſteren ihm unmöglich wurde, nicht erflärt, ein münd⸗ 
liches Teſtament errichten zu wollen, und ber zufällige Umftand, Daß zwei 
zu Zeugen des ſchriftlichen Teftamentes Berufene, welche als folche 
nad) dem Geſetz auf ven Inhalt ver lettwilligen Anorbnung gar nicht zu 
achten brauchten, bei der minblichen Eröffnung des Willens des Erb⸗ 
lafler8 vor. dem Notar zugegen waren, ohne daß eine ber betreffenben 
Perjonen baran gebacht hätte, es folle in dieſer Eröffnung die Errichtung 
eines mündlichen Teftamentes liegen, kann daran nichts ändern, daß der 
Erblaſſer nur ein. jhriftliches Teſtament errichten wollte.“ 

Gründever.dritten Inftanz: „Aus dem Inhalt der Urkunde 

und ben Ausfagen der Zeugen geht nicht hervor, daß ber Erblaſſer ge: 
radezu nur ein ſchriftliches Teftament errichten wollte; dagegen ift . | 
das mündliche Zeftament nad den in $. 585 a. b. G. B. vorgefchrie- 
benen Formen, jo wie e8 in der Urkunde .... niedergefchrieben ift, vor⸗ 
handen. Auch ift zu berüdfichtigen, daß nach 8. 722 a. b. G. B. ſelb 
in dem Falle, wo ein Teſtament verloren gegangen iſt, der Inhalt des⸗ 
ſelben auf die für mündliche Teſtamente vorgeſchriebene Art dargethan 
werden kann.“ 


Nr. 45. 


Auftragung des Haupteides zur Eutkräftung des durch eine 
Urkunde, geführten Beweiſes. 

—— vom al, De 10, Nr, 20087 (Belt. ded dad Urtheil des B. G. 
adt v. 3 ‚Nr. 2409 abänbernden Urtheild ves DO. 2. ©. 
—R gi 18. uli "1854, Nr. 5535). ©. 3. 18565, Nr, 52, 

B hatte dem A eine gewiffe Zahlung zu leiften; die Banknoten 
dagen in verichiedenen Haufen beifammen; A zählte und übernahm fie, 
und ftellte die Quittung aus. Er behauptet nunmehr, ſpäter entvedt zu 
haben, daß er beim Summiren der Bleiftiftuotizen über die Beträge der 
verſchiedenen Haufen einen Irrthum begangen, und um 100 fl. zu wenig 
erhalten habe. A verlangt num die Nachzahlung unter Auftragung des 
Haupteides, auf welchen die erfte Inſtanz erfannte, während die zweite 
und dritte Inſtanz das Klagebegehren unbevingt abwieſen. 


8 — 


Gründe der zweiten Inftanz: „Der Haupteib kann im vor 
liegenden Falle als Beweismittel keine Auwendung ſinden, denn ber vom 
Kläger angeführte Thatumſtund, er habe um 100 fl. zu wenig erhalten, 
ift durch die vom Geklagten beigebrachte Quittung, deren Echtheit vom 
Kläger ſelbſt wicht in Abrede geſtellt wird, volllommen widerlegt. Wo 
aber ein Gegenbeweis vorliegt, dort iſt der Haupteid ald Beweis unzu⸗ 
läſſig ($. 264 prov. €. P. D.). Sollte aber der Beweis bazüber geführt 
werben: Gellagter habe dem Kläger, fei es aus Irrthum oder aber, wie 
letzterer in feiner Replit behauptet, mit Vorſatz nm 100 fl. €. M. zu 
wenig ausbezahlt, und daher eine Quittumg über einen, bie bare Zu⸗ 
zählung um 100 fl. überfleigenven Betrag erhalten, fo kann iu Ermang⸗ 
fung anderer Berneiönuittel auch hier der Hanpteid nicht zugelaffen werben ; 
denn im erften Yalle kam man über etwas Unbeſtimmtes, über einen 
Irrthum, keinen Haupteiv ablegen, weil eben dadurch ver Beweis einer 
beftimmten Thalſache feftgeftellt werben ſoll; im zweiten Falle aber kann 
der Richter feinen Eid zulaſſen, welcher offenbar falſch geſchworen werben 
müßte. Da nun der Kläger zur Begründung feiner Behauptung kein ans 
deres Beweiomittel beigebracht hat, jo muß er mit jeinem Begehren ab- 
gewielen werben.“ 

Die Beftätigung dieſes Erfenutniffes in dritter Inſtanz erfolgte, 

„weil Kläger gegen feine für echt erfannte Onittung darüber, daß er den 
(Suldigen Betrag mit Abgang von 100 fl. C. M. von dem Gellagten 
erhalten habe, nicht den geringfien Beweis liefere, ſomit nach 8. 264 der 
prov. C. P. O. auf den Haupteid nicht erfannt werben könne.“ 


Nr. 46, 

Anfpruch des unehelichen Kindes auf nachträgliche Zahlung 
des Alimentationdbetraged für eine Zeit, während welcher 
9 von einem Dritten nmentgeltlich verpflegt wurde. 

8. Ron, 1854, Nr. 111 „(beine —— er 1er Seh 

ser Hrtheile des 2. ©, Er Re 
1 . L. ©, Kin; v. 17, Inni 1 Nr. 8023), abe, ir. 50. 

Der Bormund der 22jährigen unehelihen Tochter A Mlagt gegen 
B auf Anerfenmung der Vaterſchaft und Zahlung der Alimente für die 
erſten 12 Lebensjahre. B widerſpricht der Vaterſchaft und wendet ein, 
die A fei ohnehin von dritten Perjonen (B’8 Eltern) verpflegt werben, 
ohne daß dieſe ſich um den Vater des Kindes bekümmert hätten; aud) fei 
vie Klage nach 8. 1480 a. ©. B. verjährt. 

Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren ab aus folgenden 
Gründen: „Es handelt fich eigentlich nur um den Erſatz der für das un⸗ 
eheliche Kind A von der Geburt desfelben angefangen bis zum vollen- 
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‚beten. 12. Johre wirklich verausgahten Alunentatiorzloſten, und nicht 

ie: Leiſtung einer Alimentation pro fatnro. Mugerniſt nicht berchaigt, 
dieſen Erſetz: im: Namen bes Kindes zu: fordern, iadem die: Alimeniatjon 
für die Vergangenheit von seiner keitten Perſon geleiftet wurde, von wel⸗ 
ter. jedoch ein. Erſatz nicht angeſprochen wunde.“ 

Die zweite Inſtanz erlannte für den Fall det Nichtablegung des 
dem B über den Beiſchlaf in der kritiſchen Zeit irreferibel aufgetragenen 
Haumeides (welchen derſelbe, ohne gegen: die: Ummädichtehharfeit. etmas 
einzumenden, im Proceß ausorucklich angeronmen hatte), nach nem Klag⸗ 
begehren. Grande: „Auch ein uneheliches Kind hat das Recht, won 
feinen Eltern eine ihrem Vermögen angemeflene: Verpflegung, Erziehung 
und Berforgung zu fordern, und zur Verpflegung ift vorzüglich ber 
Bater verbunden, wenn er nicht beweift, daß er nicht im Stande tft, fie 
zu leiften (88. 166 und 167 a. b. ©. B.). Vom Geflagten wirb aber 
nicht behauptet und noch weniger bewiefen, daß er nicht im Stande war, 
bie A zu verpflegen; derſelbe erfennt e8 an, daß er ihr eine Verpflegung 
‚überhaupt,. und auch in den erften 12 Jahren ihres. Xebens wicht geleiftet 
hat; B bat demnach, wenn er der Vater ift, die ihm gegenüber feinem 
Kinde obliegende Verbindlichkeit nicht erfüllt, und kann daher zur Erfül- 
fung berjelben, nämlich zur Leiftung deſſen verhalten werben, was auf 

die Verpflegung des. Kindes in ben erften 12 Jahren feines Lebens hätte 
verwendet “werben müſſen, wenn die-Berpflegumg vom Geklagten wirklich 
geleiftet worden wäre. Die Ihatfache, daß die Klägerin während ihrer 
erften 12 Lebensjahre von den Eltern des Geflagten verpflegt wurde, 
hebt die im Gejete liegende Verbindlichkeit des Geklagten nicht auf; 
ven deſſen Eltern haben die Klägerin nicht für ihn und anftatt feiner 
verpflegt; er fagt vielmehr in der Einrede ſelbſt, daß feine Eltern ſich 
richt kümmerten, wer der Vater des Kindes fei, und widerfpricht noch) 
ausdrücklich in der Duplif, daß die Klägerin bei der Aufnahme in das 
Haus jeines Vaters als fein (des Beklagten) Kind angejehen und behan- 
delt wurde. Die Verpflegung der Klägerin in den erften zwölf Lebens⸗ 
jahren von Seite der Eltern: des Geklagten war alfo eine Schenkung. 
Wenn nun dem Gläubiger das, was fein Schuldner ihm fchuldig: ift, 
von einem Dritten gejchenft wird, jo wird die Verbinplichkeit des Schuld⸗ 
ners nicht aufgehoben. “Die befprochene Verbindlichkeit des Geklagten iſt 
aber auch nicht purdy Verjährung erloichen, weil bie im Perſonenrechte 
begründeten Berbindlichfeiten, namentlich jene, den Kindern den unent- 
behrlichen Unterhalt zu verfchaffen, nicht verjährt werben fünnen (8. 1481 
a. b. ©. B.); auch die aus dem $. 1480 ebenda hergeholte Einwendung 
ber Verjährung ift ungegründet, weil die Geflagte noch minderjährig ift, 
daher die allenfalls angefangene Verjährung nie früher als binnen zwei 
Jahren nah erreichter Volljährigkeit hätte vollendet werden können 
(8. 1494 a. b. ©. B.), wenn fie, falls fie angefangen hätte, nicht durch 
bie Klage unterbrochen worden wäre ($. 1497 ebd.).“ 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 4 
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Der oberſte Gerichtshof beftätigte 1. im Punkt ver Vaterſchafts⸗ 
anerkennung das Urtheil der II. Inſtanz, weil auch darauf das Begehren 
geftellt wurbe, mithin es ſich nicht, wie der erfte Richter meinte, nur um 
Afimentenerfaganfprüihe handelt, und 2. im Punkt ver begehrten Zah⸗ 
lung der Alimente pro praeterito das Urtheil der J. Inſtanz, weil die 
geſetzliche Pflicht des unehelichen Vaters zur Naturalverpflegung dadurch, 
daß dieſelbe von einem Dritten geleiſtet worden iſt, aufgehört hat und 
nur dieſer Dritte nach $. 1042 a. b. G. B. zum Erſatzanſpruch gegen 
den Vater berechtigt wäre, dem Kind ſelbſt aber, welches dasjenige, was 
es nach dem Geſetz anſprechen durfte, bereits empfangen bat, ein ſolches 
Erſatzforderungsrecht nicht zuſteht. 


Nr. 47. 


Unzuläſſigkeit der proviſoriſchen Sequeſtration einer Mehreren 
gemeinſchaftlichen Sache, wenn nur über die Theilung ge— 
ſtritten wird. 

Entf. v. 9. Nov. 1854 Nr. 1193 1003 (Bet. de der ben Beſcheid des L. G. 
Bergamo vom 12. Imi 1 ndernden Berordunng des 
O. % ©. Mailand v. 10, Spaß 1 1808, Pr Gaz. d. Trib. 18565, 

Zwiſchen mehreren Beſitzern eines gemeinjchaftlihen Grundſtücks 
entftand Streit aus Anlaß bes auf Theilung gerichteten Begehrens eini- 
ger derjelben. In Folge deſſen verlangte die eine Partei A die Aufitel- 
lung eines Sequefters, welchem Begehren ſich jevoch die andere Partei B 
wiberfegte. Die erfte Inſtanz hatte die Sequeftration bewilligt; bie 
beiden höheren wiejen das Anfuchen ab. 


Gründe der dritten Inftanz: „Das Geſuch des A ftüst 
fih ausichlieglih auf 8. 376 ital. G. O. (8. 292 a. ©. O.). Diefer 
Paragraph ift jedoch in feiner Weife auf den vorliegenden Fall anwend⸗ 
bar, da A jelbft zugibt, daß Eigenthum und Beſitz der Realität, deren 
Sequeftration er begehrt, zur Hälfte dem B gehöre, welcher übrigens 
auch dem A ven Befit der anderen Hälfte nicht ftreitig macht.“ 
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Nr. 48. 


Beitellung eines Curatord ad actum zur ‚Vertretung des 

Nachlaſſes des Schuldners nach erfolgter Erbserklärung. 

Unterbrechung ber Verjährung durch die Zuftellung der Klage 
an einen folchen Curator. 


—5 — v. 14, November 1854, Nr, 12058 (Beſt. des Belt des 9. ©, 
Wien v. 20. Mnguft 1854, Ir. 2OS7a, Mrinb. des d. L ©. 
Wien vom 5, Oct, 1854, Nr. 291). 


. A überreichte am 15. April 1853 bei 3 — wider 
vie Verlaſſenſchaft des B eine Klage auf Zahlung einer Wechſelſchuld 
von 200 fl. und bat um Beftellung eines Curators für die Verlafien- 
Ihaft des Geklagten. Das Gericht erließ am 16. April 1853 ven Zah⸗ 
Iungsauftrag und beftellte ven C als Curator ad actum für die Berlaj- 
ſenſchaft des Gellagten. C unterließ es gegen ven ihm am 18. April 
1853 zugeftellten Zahlungsauftrag Einwendungen zu erheben. Als fpäter 
A auf Grundlage des vechtöfräftigen Zahlungsauftrages die Execution 
auf das Berlafjenihaftsvermögen des B zu führen begann, traten die 
Erben des B mit einem Begehren um Keftitution gegen die ohne ihr 
Verſchulden verftrichene Frift zur Einbringung der Einwendungen auf. 
Diefem Anfuchen wurde ftattgegeben und den Erben eine neue Frift zur 
Einbringung der Einwendungen gegen den obigen Zahlungsauftrag er- 
theilt. Die Erben wendeten nun insbeſondere die Verjährung der wech⸗ 
ſelrechtlichen Anfprüche nah Art. 77 der W. O. ein, indem fie geltend 
machten, daß die am 18. April 1853 erfolgte Zuftellung ber Klage an 
ven als Surator für die Verlaſſenſchaft des B beftellten C nicht als eine 
legale Behändigung ver Klage angefehen werben fünne, weil die Erbs- 
erflärung der Zeftamentserben des B ſchon am 3. Mai 1852 erfolgt 
und vom Bezirkögerichte Mödling als Abhandlungsbehörde angenommen 
war, und weil A hiervon ſchon im November 1852 Kenntniß erlangt 
hatte. Die erfte Inftanz erkannte, daß die Zahlungsauflage zu Recht 
beftehe, indem fie die Einwendung der Verjährung al8 unbegründet anjah, 
da „wenn auch zur Zeit der eingebrachten Klage bereits erbserflärte Er- 
ben vorhanden waren und ber Kläger jelbft Kenntniß davon gehabt habe, 
dennoch der Curator in Kraft feiner gerichtlichen Beſtellungen berechtigt 
war, die Klage anzunehmen.” Die zweite Inſtanz erkannte, daß bie 
Zahlungsauflage nicht zu Recht beftehe, und zwar insbeſondere aus fol- 
genden Gründen: „Nah 8. 547 a. b. G. B. ftellt der Erbe, fobald er 
bie Erbfhhaft angenommen. hat, in Rüdficht auf viefelbe ven Erblafler 
vor. Es ift daher außer Zweifel, daß jevermann, der an eine Berlafien- 
Ihaft Anfprüche zu ftellen bat, dann, wenn ſich ein Erbe der Verlaſſen⸗ 
ſchaft angenommen hat, fi an diefen zu wenden bat, und fofern er im 
Klagewege auftritt, gegen ven Erben die Klage zu ftellen hat. Ganz über: 

4* 
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einſtimmend damit räumt der $. 8114. b. ©. B. den Gläubigern das 
Recht ein, einen Verlaſſenſchafts⸗Curator beſtellen zu laſſen, wenn fie die 
Exbserflärung micht abwarten wollen, woraus doch Mar hervorgeht, daß 
denſelben wies: Recht nücht zufteht, wen Win Erbe die Verlaſſenſchaft 
augenöinuten hat....Eb folgt daraus von ſelbſt, daß im derliegenden 
Stroit, wo der Kläger feinen Gegner verfehlt kat, und auftatt wider bie 
Ger bes B, wider den Verlaſſenſchafts⸗Curator aufgetreten ift, er bie 
[gen ber Lerfehllen Wähl feines Gegners zu fragen bat. Sobald aber 
Ieh vſeinen Gegner werfehlt hat, find: alle Rete ywſcheti ihen auto 
dem verfchlien Gegner weifellos vhne Nechtswirieng "gegenüber dem ei⸗ 
gentlichen Gegner; mithin iſt auch’ die Behändigung der Zahlungsauflage 
an den Verloffenſhafts Curator ohne Rechtswirkung gegen die Erben 
des B.“ 


"Der oberſte Geridhtshof- betätigte Die erftrichterliche Entſcheivung 
im Weſentlichen aus folgenden Grunden: „Gegen die Verlaſſenſchaft 
des in der Klage als verſtorben ausgewiefenen B war die Klage gerichtet, 
ſomit nicht gegen einen verfehlten Gegner. Der im Sinne des 8. 811 
a. b. G. B. (welcher ven Gläubiger nicht verpflichtet, die Erben des 
Schuldners, ihren Wohnort und Vertreter ausfindig zu machen und 
nirgends eine nach der Erbserflärung an einen Curator ad actum ge- 
machte Zuſtellung als null und nichtig erflärt) ad actum gerichtlich be⸗ 
ſtellte Curator der Verlafſenſchaft konnte ohne Zweifel die Behändigung 
ber lage rechtswirkfam entgegennehmen, und da dieß ſchon am 18. April 
1853 gefchah, fo war bamit die Verjährung ausgeſchloſſen.“ 


Nr. 49. 


Pflicht des höheren Richters bei Beurtheilung von Beſchwer⸗ 

den gegen unterrichterlihe Verfügungen die  thatjächlichen 

Berhältniffe jo anzunehmen, wie fie dem unteren Richter 

porgelegen find. 
v. 21. Nov, 1854, Nr. 11662 (Beft. der gleiäförmigen 8 eibr 
ee , der inneren Siadt Wien v. | 3 5* — Jet. 924 El 

des —8 L. G. v. 19, Sept. 1854, — * 479) 3 1855, vr 9. . 

Die erfte Inftanz hatte mittelft Beſcheides vom 25. Auguft 1854 

pas von A wider B am 23. Auguft 1854:eingebrachte Geſuch um Prä- 

notirung des bebingten Pfandredhtes auf das dem B gehörige Kammer⸗ 

handelgewerbe zur Sicherftellung einer Wechjelforderung bewilligt. In 

dem dagegen ergriffenen Recurfe wurde ausgeführt, daß laut beigebrachten 

Edietes des Randesgerichtes zu Temesvar vom: 22. Auguft 1854 über 

das Vermögen des B der Concurs eröffnet werben fei, daher das am 
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23: Augufin eingobrachte Bormorlungsgeſuch· auf⸗ die · Emarnseräfftung: 
zu weiſen geweſen - wire. Die er ſte Dany führte. in- ihrem Bericht gur- 
Rechtfertigung ihres: Buſcheibes ⸗an, daß fie ‚bei Stledigung - des Vormer⸗ 
kungs geſuches von dex bei dem Landesgerichta in Temesoaar ftnktgefmbenen 

Concærsexsoſffmug ‚feine, Kenntniſze hatte. Die zweit a Anſtanz. wies, 
hiexauf deu: Recurs ab, und die dritte Inſtanz veftätigte dis Eaſchei⸗ 
dung in. der Ermägung,, „baß:Die Pränotirungabewilligung bla /wegen 
des uber · daß. Vermogen ves A ‚eröfftteten Concurſes: befrinen wird und 
daß Dem Bezirksgexicht zur ‚Zeit des .erlaflenen Boſcheides Din Tags vor⸗ 
ber erfolgte Concurgeröffnung nicht befannt wer. und dahar noch nicht. 
berüdfichtigt werben konnte, der höhere Richter aber bei Beurtheilung 
der gegen unterrichterliche Berfügungen ergriffenen Beſchwerde die Ver⸗ 
hältniffe jo anzunehmen bat, wie fie dem unteren Richter vorgelegen find.“ 


Nr. 50. 


Zufäffigkeit bed Beiſatzes „Des Wiffens und Erinnerns “ hei 
einem Manifeftgtionseibe. 


Eutib. v. 8. November 1004. — 10245 (Beſt. bed Uripeiiß des Civil⸗ 
grins Venedig dv. 2. Auen 853,, Nr. 24628, Abünd.. des U heit 
L. G. Venedig vom Ari je lan, Nr. 705). co d. Trib. 1 


In einer zwilhen A und B zu eitende Berlafienihaft befand 
fih eine Geſchäftscaſſe, deren fi B .fogleih bemächtigt hatte und die in 
feinem Gewahrfam blieb. Die Erben kamen überein, daß B den Inhalt 
der Caſſe eivlich anzugeben habe. Demzufolge überreichte B ein Geſuch, 
in welchem er fich erbot, zu beichwören: feines Wiſſens und Erinnerns 
habe die Caſſe nicht mehr als 20.000 Lire enthalten.“ A Hagt und be- 
gehrt, B folle verurtheilt werben, feine Angabe ohne den Beila des 
Willens und Erinnern zu befhwören. Das Klagebegehren. wird in 
erſter und dritter Inftanz abgewiejen, während ihm die zweite 
ftattgibt. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Wenn Jemand ſchuldig iſt, 
ein Vermögen oder Schulden anzugeben, fo fol er auf Begehren des 
Gegners bie Richtigkeit feiner Angaben beſchwören ($. 219 a. ©. D.). 
Es handelt fid) hiebei offenbar um die eigenen Handlungen bes Dani- 
feftivenden. Die Beftätigung eigener Handlungen muß aber eine pofitive 
ſein; das erfordert die Natur der Sache und Das Geſetz, welches vom 
Wiffen und Erinnern nur beim Haupteid A ber auch über fremde 
Handlungen aufgetragen werben kann (88. 269, 283 ital. ©. O.; 
SS. 206, 207 a. G. O.). Wenn B nicht mit Grund behaupten fann, 
daß bie Gaffe nur 20.000 8. enthielt, jo wird er fich hüten, e8 zu be- 
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ſchwören, und es werden dann die Rechtsfolgen der Nichtablegung des 
Eides eintreten; B aber kann jedenfalls nicht verlangen, daß man als 
ben Inhalt der Gaffe; jenen Betrag annehme, den er nicht beichworen bat.“ 


Gründe der dritten Inftanz: „Wie aus 8. 284 der ital. 
G. O. (8. 220 a. ©. OD.) hervorgeht, ift bei ber Angabe oder Mani- 
feftation eines Vermögens ber Beifat des Wiflens und Erinnernd nit 
ausgefchloffen. Der Geklagte hat hinlänglich dargethan, daß er Grund 
habe, feine Angabe nur mit jenem Beifat zu beſchwören, und ver Kläger 
muß fi daher mit dieſem Eide begnügen, befonders da ihm noch alle an= 
deren Klagen und Rechtsmittel vorbehalten bleiben.“ 


Nr. 51. 


Unerlaubte Berabredungen in Bezug auf Weilbietungen. 


€ vu. 5. Dec, 1864, Nr. 11904 (Veit. des das eil der 
—5 — v. 15. Juli 1854, Nr. 15182 —— Hrtpeite des O. re 
Mailand v. 6, Sept. 1854, Nr. 8500). Gazz. dei Trib. 1855, 6. 155 fi. 
Die Vermögensverwaltung einer Kirche verpachtete einige Grund⸗ 
ftüde im Wege einer von ihr felbft, unter Vorbehalt ver Ratification der 
Adminiftrativbehörbe, abgehaltenen Feilbietung. Eine dritte Yeilbietung 
hatte bereits ftattgefunden und B war Meiftbieter geblieben ; ehe jedoch 
die Beſtätigung der Adminiſtrativbehörde erfolgte, erbot ſich A in einer 
Eingabe an die letztere, mehr als B zu zahlen. Die Kirchenverwaltung 
erhielt in Folge deſſen den Auftrag, mit den beiden Concurrenten zu ver⸗ 
handeln, und den Vertrag mit demjenigen, der günſtigere Bedingungen 
ſtelle, abzuſchließen. Sie lud Beide auf denſelben Tag zu ſich; allein es 
fand inzwiſchen eine Verſtändigung ſtatt. B ftellte eine Urkunde aus, in 
welcher er ſich verpflichtete, vem A „für die Abtretung feiner Antheilnahme 
(interessenza) an bem Pacht, für den Berzicht auf das in Compagnie zu 
übernehmende Geſchäft (per la rinuncia di tenerla in societä)“ jährlich 
300 L. A. zu zahlen. Darauf enthielt fi) A jeder Betheiligung an ber 
Sache; B erhöhte fein früheres Angebot und e8 wırrde mit ihm der Pacht⸗ 
vertrag abgeſchloſſen. Da er indeß gleich die erfte Rate von 300 L. A. 
nicht zahlte, mußte A Hagen, wogegen ſich B auf das Hofkd. v. 6. Juni 
1838, J. ©. ©. Nr. 277 (Michel II. Nr. 1224), berief. Dem Klage⸗ 
begehren warb in erfter Inſtanz ftattgegeben; namentlich deßhalb, weil 
es fih nicht um eine Feilbietung gehandelt habe, da dieſe fhon ab» 
gehalten war, als die Verabredung ftattfand, und weil die von der Ver⸗ 
waltung bes Rirchenvermögens abgehaltene Feilbietung nicht als eine von 
einer Behörde veranftaltete öffentliche Berfteigerung an- 
gefehen werben könne. Die zweite und Dritte Inſtanz wielen das Be⸗ 
gehren des Klägers zurüd. 
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Gründe der zweiten Inſtanz: „Der Vertrag, welcher be⸗ 
ſtimmt war, dem Kläger den Gewinn derjenigen Summe zu ſichern, um 
welche im Falle einer ordnungsmäßigen Licitation der Meiſtbot hätte ge⸗ 
ſteigert werden können, iſt offenbar ein ganz widerrechtlicher, da er noth⸗ 
wendig zum Schaden des Kirchenvermögens, in deſſen Intereſſe die Ver⸗ 
ſteigerung ſtattfand, gereicht. Das Hofdecret vom 6. Juni 1838 erklärt 
aber ausdrücklich Verträge für ungiltig, wodurch Jemand bei einer, 
von was immer für einer Behörde veranſtalteten öffentlichen Verſteige⸗ 
rung als Mitbieter nicht zu erjcheinen oder nur bis zu einem be 
ftimmten Preife oder nur nach einem gegebenen Maßftabe oder gar nicht 
mitzubieten verfpricht. Wenn der Kläger nun dagegen geltend macht, daß 
es ſich nicht um eine öffentliche, von einer Behörde veranftaltete Ver⸗ 
fteigerung handle, jo ift noch Har, daß die PrivatsFicitation, von welcher 
ber Kläger ausblieb, die Fortſetzung jener öffentlichen Berfteigerung war, 
welche zu drei verichievenenmalen vorher abgehalten wurde, und ebenfo 
Har, daß, da jene Berfteigerung von der Verwaltung des Kirchenvermö⸗ 
gens in Folge ausprüdlichen Auftrags der Provinzialdelegation abge- 
halten wurde, fie jo anzujehen tft, als wäre fie durch jene Behörde ſelbſt 
abgehalten worden. Da nun in Folge der ausprüdlihen Erflärung ber 
88. 878 und 1174 a. b. ©. B. und des erwähnten Hofbecrets dem 
Kläger kein Recht zugeftanden ift, auf die Zahlung der Summe, welche 
ihm als Lohn für die hetrügerifche Collufion zugeftanden wurde, zu 
Hagen, mußte das Klagebegehren zurüdgemwielen werben.“ 

Dieſe Entſcheidung wurde vom oberften Gerichtshofe beftätigt, „in 
ber Erwägung, daß ber Kläger ven Beweis eines zwilchen ihm und dem 
Geklagten zur Uebernahme der Pachtung abgeſchloſſenen Geſellſchafts⸗ 
vertrages oder irgend eines anderen Anſpruches auf Betheiligung an den 
eventuellen Vortheilen dieſes Geſchäftes nicht nachgewieſen hat, und daß 
mit Rückſicht auf die ſchon im oberlandesgerichtlichen Erkenntniſſe hervor⸗ 
gehobenen Umſtände das in der fraglichen Urkunde enthaltene Verſprechen 
nur als ein ſolches angeſehen werden kann, welches auf einer unerlaubten 
Colluſion beruht, und ſomit unfähig iſt, irgend eine geſetzliche Wirkung 
hervorzubringen, alſo auch nicht die Verbindlichkeit, welche darauf geſtützt 
werden ſoll“. 


Nr. 52. 
Eventuelle Haftung der Partei, auf deren Verlangen für 
einen Dritten ein Curator beſtellt wurde, für die Koſten. 


Entſch. v. 7. Dec. 1854, en 1118 (Be. — DaB  Arteil des B. 7 
Senpalbitadt in Bien u. 23, hol, 9 nderuden urtpeii 
des O. L. G. Wien v. 28, Kuga Nr. 4531) & 3. 1855, Nr, 15 

In den Entiheidungsgründen des oberftrichterlichen Urtheils haßt 

es: „Die Beſtellung des Klägers zum Curator der allfälligen Nach⸗ 
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kommenchtuft der B aus. ihrer Ehe mit. X: erfolgte auf das won der B 
eingebzuchte Geſuch: umLoſchung des: 8. 3 der· Schenlungaurkunde hin⸗ 


ſichtlich der den: obenerwahntenr Nachkommen! in diefenn Paragraph vor⸗ 


behaltenen Subſtitutivnsrechte vom ver ver:B. gehötigen Haushäffte; die⸗ 


ſelbe wurde daher zum Behuf. ver Durchfegung: des Kethtsaniprmche, ber 


B; war. nämlich: die in. ihrem Beſitz befindliche Realität vor einer hierauf 
haftenden Beſchränkung zu: befreien, von ihn in ihrem. eigenen Intereſſe 
angefucht, indem vie Beftellung - eines" rechtskundigen Curcters ſich eben 


als das: nöthige Mittel’zur Erreichung des von ihr beabfichtigten Zwecks 


darſtellte. Daß die B, wie fie auch wohl in det Einrede nicht verlennt, 
vie Muhewaltung und die baren Auslagen des Curators zu: vergliiten ges 
habt hätte, wen derſelbe ihrem Begehren beigeftinmtt hätte, und bie von 
ihr. beabfichtigte Löſchung im officwien Wege bewilligt werben: wire, 
Tonn:teinem Zweifel unterfiegen. Dieſer Verbindlichkeit, ven Curator zu 


honoriren, Tat fie ſich aber nunmehr nicht deßhalb entziehen, weil er. es 
für feine Pflicht erachtete, die ihn zweifelhaft erfchienene Rechtöftage im: 


Weg der Procekführnung der richterlihen Entſcheidung zu unterziehen; 
denn immer war doch nur fie es, welche durch Das .zu ihrem Vortheil ges 
ſtellte Löfchungsanfıschen die Curatelsbeſtellung veranlaßte, und alle wei⸗ 


teren: Einfchreitungen des Curators im offitiofen wie im contentiofen' 


Wege waren nur eine Folge dieſes ihres Anfuchens. Daß übrigens der 
Kläger ven dießfälligen Rechtsſtreit nicht muthwillig herbeiführte, beweiſen 
bie in biefer Angelegenheit erfolgten officiofen Erledigungen erfter und 
zweiter, jowie das nach geſchloſſenem contentiojen Rechtsverfahren er- 
flofiene Erfenntniß erfter Inftanz. Auch die Koftenaufhebung in dem er- 
wähnten Rechtsſtreit fteht ver Erpenjenforberung des klagenden Curators 
nicht entgegen; denn die Verbindlichkeit ver B zur Berichtigung dieſer 
Anforderung entipringt nicht aus dem über ihr Löſchungsanbringen fo- 
nach entitandenen und durchgeführten Proceß ; fie ift vielmehr ganz un⸗ 
abhängig von dem Erfolg desjelben und beruht nur auf dem zwifchen 
dem Gurator und der B durch das unmittelbare Interefle der Letzteren 
begründeten befonberen Rechtsverhältniſſe, wonach Erfterer für feine Be⸗ 
muhung das angemeflene Honorar und bie Vergütung feiner Auslagen 
nad) 88. 1152 und 1163 a. b. ©. B. zu fordern berechtigt ift, in welcher 
Hinfiht auch das vom Oberlandesgerichte bezogene Rechtsverhältniß des 
Fipeicommißbefiger zu den Fideicommiß⸗ und Pofteritäts - Euratoren 
eine analoge Anwendung findet.“ 


r 
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Nt. 53. 

Einfache (beiſatzloſe) Unterfertigung eines Schulbſcheins. — 
Cinwendung ber. nicht: erhaltenen: Valuta beim. Vorhanden⸗ 
ſein mehrerer Schulbner: 

—* vp. 12: —5 1854, Wr. EN (Bel des prthene desL. G. Wien 
v4, 1 31324 d Ietyeitß. deß DL 2. &. Bien. 

02.180 Mil ABO rer 1a ©: 3. — Nr. 91 

Auf ˖ Grund eines von B, C und D ohne weiteren Veſſatz, von 7 
aber mit dem Beiſatze „als Zeuge” unterſchriebenen, in vielfacher Zahl 
ſtiliſtrten Schuldſcheines über 8000 fl. C. M. klagte A den Bauf Yab- 
fung des Dtittels pr. 2666 fl: 40 fr. C. M. ſammt Nebengebühren. 
B: wendete ein, er jet nicht als Schuldner unterſchrieben; auch: bietet 
er den: Beweis durch den Haupteid und. durch die Zeugenausſeigen des O, 
D und Z’darüber an: „daß das Darlehen ihm (B) wit augezählt 
worben ſei.“ 

Die erfte und dritte Inſtanz gab dem Klagebegebten (in den 
hier allein wichtigen Punkten) ftatt; die zweite Inſtanz erkannte auf 
den angebotenen Zeugenbeweis. 

Gründe der erſten Inſtanz: „Was zuvörderſt die Be— 
hauptung des Geklagten anbelangt, daß er den Schuldſchein der Klage 
nicht „„als Schuldner““ unterſchrieben habe, ſo deutet der wiederholt 
darin vorkommende Ausdruck „„wir““ darauf hin, daß der Schuldner 
mehrere ſind, die ſich durch dieſe Urkunde für verpflichtet erklärten. Ferner 
erſcheinen auf dieſer Urkunde drei Perſonen unterzeichnet, ohne weiteren 
Beiſatz, in welcher Eigenſchaft ſie dieſelbe unterzeichneten, wornach an⸗ 
genommen werden muß, daß ſie ſich als Schuldner unterſchrieben haben, 
weil Jedermann wohl weiß und wiſſen muß, daß, wenn er einen Schuld⸗ 
ſchein unterſchreibt, er aus demſelben zu haften hat, weßhalb es, wenn 
Jemand den Schuldſchein blos als Zeuge unterfertigt, und mit ſeiner 
Fertigung keine Haftung übernehmen will, unerläßlich erſcheint, daß er 
ſeine Eigenſchaft „„als Zeuge““ beiſetze, widrigens er als Schuldner 
anzuſehen iſt. B hat aber der Urkunde, ungeachtet fie von einer vierten 
Perſon mit dem ausdrücklichen Beilage „als Zeuge” mit unterjchrieben 
wurde, nur feinen Namen beigejegt, wornach e8 um jo weniger einem 
Zweifel unterworfen fein kann, daß er dieſelbe al8 Schulpner unterfer- 
tigte, als er fie nicht zuletzt, ſondern ummnittelbar nach C, den er felbjt 
als Schuldner anerkennt, und vor dem ohne Beiſatz mitgefertigten D 
unterzeichnete. Diefe Urkunde tft. demnach den Anforberungen des & 1001 
a. b. ©. 3. vollkommen entſprechend und macht wiber den Geflägten 
nad 8. 113 und 114 der a. ©: D. vollen Beweis.” Belangend bie 
Einwendung des nicht zugezählten Darlehensbetrages erfannte das Ge- 
richt Die angebotenen Beweiſe durch den Haupteid und die nanthaft ge 
machten Zeugen als unenticheidend und deßhalb unzuläffig, „weil durch 
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dieſelben nur bewieſen werden ſollte, daß das Darlehen dem Geklagten 
B nicht zugezählt worben fei, was aber die Möglichkeit nicht ausfchicht, 
daß dasjelbe einem der Mitſchuldner für ben Geklagten und zwar für 
biejen zum Theile zugezählt worben ſei.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn glei die Beweis- 
führung über ven negativen Umſtand der Nichts uzählung der Valuta nad 
dem Hofbecrete vom 1. März 1787, Nr. 636 (Weflely I., Nr. 589) 
ausdrücklich geftattet, und wenn gleich ſchwierig, dennoch nicht unmöglich 
ift, jo konnte deßungeachtet auf diefen Zeugenbeweis nicht erlannt werben, 
weil der Umftand, über ven derſelbe geführt werden joll, nämlich die 
nicht geſchehene Zuzählung der Valuta, auf die Entſcheidung des vor⸗ 
liegenden Rechtsftreites einen wefentlihen Einfluß zu üben nicht geeignet 
ift; denn da der heutige Gellagte nicht der Alleinſchuldner, ſondern blos 
Mitſchuldner iſt, ſo könnte die nicht erfolgte Zuzählung ber Valuta ihn 
nur dann von der Verbindlichkeit, einen verhältnißmäßigen Theil der 
Schuld zu tragen, befreien, wenn der Beweis vorläge, daß ſowohl ihm 
als auch den übrigen Mitſchuldnern die Valuta nicht zugezählt wurde, 
daher eine Zuzählung der Valuta gar nicht ſtattgefunden habe. Dieſes 
wird aber von dem Beklagten nicht einmal behauptet, noch weniger 
erwieſen.“ 


Nr. 54. 
Zuläſſigkeit der Perſonalexecution gegen einen Cridatar, 
wenn das Güterabtretungsgeſuch nicht gegen den Erecutions- 
führer rubricirt war. 


Entſch. b, 18 Dec. 1854, Nr. 13177 ine des den Beiieid des 8 
Wien v 2. Dt, 1854, Nr. 36251 abändernden gelaeit 8 des O. L. ©. 
Wien —33 .Oct. 1854, Nr. 2287 und 2273). © 1808, Nr, 102, 


Nr. 39. 


Auferlegung des Schätungseided, wo nur ein Anerbieten 
zum Haupteid vorliegt. 
Eutii. v. 19, Dec, 1854, Nr. 9001 ‚ine eft. des Urtheild des H. G. Mai- 


Iaud », 15, Mai 1854, Sr. 5258, Abünd, des Uriheils des D. 2. ©. 
Mailand v. 80, Juni 1854, Nr. * normale di Giurispr. pr. 1855, 


Der Kläger fordert vom Gellagten die Herausgabe einer gewiflen 
Duantität Weines, und trägt vemfelben ven referiblen Haupteid darüber 
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auf, daß er bei ihm 77 Brenten Weins eingelagert habe. Die erfte und 
dritte Inſtanz, welche auf das Begehren des Klägers eingehen, während 
e8 die zweite aus nicht hierhergehörigen Gründen zurüdweift, find nur 
über das Quantum bes eingelagerten Weines im Zweifel und erkennen 
daher auf den nicht angebotenen Schägungseid. Hierliber bemerkt der 
oberfie Gerichtshof: „der Kläger hat bei Auftragung des Haupteides ſich 
bereit erflärt, im alle der Rüdichiebung ihn feinerfeitS abzulegen, alfo- 
zu beichwören, daß die begehrten 77 Brenten Weins wirklich beim Ge- 
Hagten exiftirten. In dieſem Anerbieten war jedenfalls auch das geringere 
mitenthalten, zu beſchwören, daß er den erwähnten Wein auf nicht we⸗ 
niger als 77 Brenten anichlage. “ 


Nr. 56. 


Umfang der Entfchäbigungspfliht im Falle einer Entehrung 
unter der nichterfüllten Zufage der Ehe. 

Erle v. 20. Der, 1 Nr. 12461 (Beft, des das Urtheil der Prätur 

r 


no v. 27. Mai Nr. 2708 abändernden Urtheils des DO. L. ©. 
Benedig dv. 28, Angnft 1854, Ru 11896), Giorn. di Giurispr. pr. 18565, 


Die erfte Inftanz hatte einer unter der nicht erfüllten Zuſage ber 
Ehe verführten und entehrten Frauensperfon nebft den Wochenbett- und 
Entbindungskoften noch (unter der Bedingung der Ablegung des Schä- 
tzungseides) einen Betrag von 1600 Lire als Erfag für den durch die Ent- 
ehrung und Entbindung erlittenen Schaden zugeiprodhen; bie zweite 
Inſtanz wies den darauf bezüglichen Theil des Klagebegehrens gänzlich 
ab, aus folgenden Gründen: „Es frägt fich, ob die Klägerin nad) $. 1328 
a. b. &. B. nur Anfpruch auf Erſatz ver Wochenbett- und Entbindungs- 
foften hat, oder auch auf den Erſatz des Schadens, den fie durch die 
Kränfung ihrer Ehre erleidet. Soweit es ſich um die Entſchädigungsfrage 
banbelt, kann das Strafgejeg nicht mit dem bürgerlichen Rechte in Wider⸗ 
ſpruch ftehen, und es fteht auch nicht im Widerſpruche damit. Die 
Schwängerung einer Frauensperfon kann unter verfchiedene Gefichts- 
punfte, namentlih auc unter verjchiedene Strafbeftimmungen fallen, je 
nachdem Gewalt oder Fift angewendet wurde, und eben jo kann der Um⸗ 
fang der civilrechtlichen Entſchädigung je nach den Umſtänden verſchieden 
fein. Den vorliegenden Fall einer Verführung durch Eheverfprechen hat 
das Givilgefeg im 8. 1328 a. b. G. 2. insbefondere vorgefehen. Es 
liegt jedod dem Berführer nur die Verpflichtung ob, Die Wochenbett⸗ und 
Entbindungskoften zu erjegen; von einem Erfa für die verlorene Ehre 
ift nicht Die Rede. Bon leterem fpriht nur 8. 1330 a. b. ©. 2., allein 
nur in dem Falle, wenn Iemanden durch Ehrenbeleivigungen ein wirklicher 
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Scha der oder Emgosge des. Öewinaninsveruniacdt worden iſt; es ciſt in 
eineweſolchenn ad nicht; ein Preian fit > Die. beleidigte Ehre angeſetzt, 
ſendermes korumt: nme her: duvchi pie -Belestigieng. verurſachte Schadenin · 
Beandıt: Die Klägerinhat jedoch einen ſolchen wirklich erlitteiien: Schan. 
bew ohesentgengenen: Gain micht Dangeihen.“ 

Des nbeifte Bemchkähof: beilätigte: Die. Entſcheidung der Zweiten. 
Yflanpans: folgenden Grunden y; „Wen: gleich, im juriſtiſchen und: mo⸗ 
raliſhen Sinne pin Entehtung eines Mädchens unten den gegebenen Um⸗ 
ſtünden eine. Chrenbeleibigiung -euthält,. muß man. doch der Anſicht, des: 
Oheckuweagerihied.berftunmen, daß im vorliegenden: Falle auf: Schahem-: 
erſatz nicht erkannt werden fünne, weil die. Klägerin feinem; Beweis eines: 
wirflich erlittenen Schadens oder entgangenen Gewinnes, worauf allein 
der im $. 1330 a. b. ©. B. begründete Erfatanfpruch beruhen kann, 
beigebracht hat.” 


Nr. 57. 


Einwendungen gegen, eine. bereit. in. Rechtskraft erwachſene 
Meiſtbotvertheilung. 
Entſch. v. 20, Der. 1ssh, Nr. 13120 (Beil. des den Beftel per Bräfur 
Lecco v. 29, Inli Nr. age anfebenben, Decrets d 8% 6, 
Mailand: v. 22, Set. . dann, Nr. 980). Gaz. d. Trib, 1855, ©. 8. ff. 
Gegen die auf Grundlage des rechtöfrhftigen Graduationsbeſcheids 
errichtete Bertheilung des Erlöſes von einer Immobilienverfteigerung 
überreichte der Erecut einen „Einſpruch“, in welchem er Abänderungen 
dieſer Bertheilung forderte. Die erite Iuftanz bewilligte einige dieſer 
Aenderungen; allein das Oberlandesgeriht caffirte dieſen Beſcheid 
und ordnete an, daß das Geſuch dem Bittfteller als formwidrig und un⸗ 
geeignet, einer Berhandlung zu Grunde gelegt zu werben, zurldgeftellt 
und er mit feinen Anſprüchen auf den Weg ber orbentlichen Klage ge⸗ 
wieſen werde. Dieſe Verfügung ward in dritter Inſtanz in der Er- 
wägung beftätigt, daß der Erecut mit feinem fogenannten Einſpruch oder 
Bemängelungen in legter Linie nicht eine Berbeflerung der Bertheilung, 
d. i. ver Verwirklichung des Graduationsbeſcheides bezwedt, jondern das 
Ergebniß dieſes ſchon rechtskräftigen Beſcheides anficht und daß dieſelben 
Rechtsfragen involviren, welche nur auf eine förmliche Klage und nach 
vorgängiger Berhandlung entichienen werben können. 





1855. 


"Nr. 38. 
Sriftberechnung bei Einbringung einer Eingabe durch die Poft. 


€ 9-8, Mr. Abünd, dei B ed des O. L. G. 
—— 

Das Briefpacket, welches die Appellationsanmeldang gegen ein, 
dem Appellanten am 16. März 1854 zugeſtelltes Urtheil enthielt, traf am 
30. März bei vem Poftamte in Salzburg, wo ver Broceß geführt wurbe, 
ein. Das Recepiffe wurde am felben Tage von dem Einreihungsproto> 
folliften des Bezirksgerichts unterfertigt und dem Gerichtsdiener über⸗ 
geben, der aber das Padet erft am folgenden Tage, aljo nad) Ablauf der 
Friſt zur Appellationsanmeldung vom Boftamt in Empfang nahm, und 
zum Einreihungsprotofoll übergab. Die Appellationsanmelbung wurde 
um die gegentheilige Appellationseinrede verbeſchieden. “Der Appellat 
verwahrte ſich gegen die Zuläffigfeit der Appellation wegen verjpäteter 
Anmeldung. Das Bezirkögericht erflärte mittelft Beſcheides vom 17. Juni 
1854 die Appellationsanmelbung für rechtzeitig eingebracht, und wies Die 
Proteftation zurück. Nachdem dieſer Beſcheid rechtskräftig geworben war, 
legte die erfte Inftanz die Acten dem Oberlandesgerichte zur Schöpfung 
bes Urtheils in zweiter Inftanz vor. Das Oberlandesgericht verwarf 
die Appellationsanmeldung als verjpätet. Der oberfte Gerichtshof gab 
dem Revifionsrecurs ftatt und trug dem Oberlandesgericht auf, über Die 
in appellatorio vorliegenden Acten meritoriſch zu entſcheiden, „weil bie 
Appellationsanmelvdung des Beichwerbeführers gegen das ihm am 16. 
März 1854 zugeftellte Urtheil des Bezirfsgerichtes Salzburg laut des 
dem Bezirkögerichte zur gehörigen Zeit zugelommenen Poftrecepiffes be- 
reits am 30. März 1854, fohin in ver im $. 332 der weitgalizifchen 
Geſetzordnung vergeichriebenen Friſt am Gerichtsorte einlangte, wo fie 
gleich abholen und präfentiren zu laſſen war, und weil eine durch Die 
innere Gefhäftsorbnung der Gerichtöbehörde herbeigeführte Verzögerung 
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die Rechte der Parteien nicht zu berühren vermag; überdies aber ver Be- 
ſcheid des Bezirfögerichtes Salzburg vom 17. Juni 1854, woburd mit 
Bezug auf das rechtzeitige Einlangen ber Appellationsanmelbung auf ber 
Poſt, die Zurückweiſung derſelben als verfpätet für unzuläffig erflärt und 
die Vorlage der Acten an das Oberlanbesgericht zum Spruch in ber 
Hauptfache angeorpnet wurde, in Rechtskraft erwachlen ift, da ber 
Gegner ſich nicht Dagegen befchwert hatte, daher das Oberlanvesgericht 
in ber Frage der Berfpätung, als rechtskräftig entſchieden, gar nicht mehr 
einzugehen hatte.“ 


Nr. 59. 


Empfangsbeitätigung des Ehemannes über Dotaljachen unter 
Angabe des Schätzungspreiſes derfelben. — Kleider, Wäfche 
und Einrichtung als Heiratsgut. 

Eutſch. v. 9. Jüuner 1865, Nr. 14081 (Beit. des die En der 
Be Ber * v. 14. Augnft 1854, nr. — 1 abändern 2 Ares 

des O. L. G. Mailand v. 16, Rev, 1854, Nr. 10093). Eco d. Trib. 1 
S. 197. Gaz. d. Trib. 1855, ©, 169, 

Dearia A, verheirathete B, ftarb kinderlos und hinterließ nichts, 
als das Heirathsgut, welches fie ihrem Gatten zugebradht hatte. Das⸗ 
ſelbe beftand in Mobilien, Wäſche und Kleivern, welche laut eines vom 
Ehemanne unterzeichneten, die Schägungspreife enthaltenden Verzeich⸗ 
niſſes 280 Lire werth find. Die Eltern ver Verftorbenen verlangen, als 
gefegliche Erben zu drei Vierteln, 210 Lire von dem Witwer B. — Die 
erfte Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt, indem fie Davon ausging, 
daß bie Aufichrift jenes Verzeichniſſes: „Schätzung der Effecten, welche 
Johann A feiner Tochter Maria als Heirathsgut mitgibt“ ausreiche, 
um zu beweifen, daß B die Gegenftände zu einem beftimmten Preife 
übernommen babe; jedenfalls aber ſeien dieſe Gegenftände verbrauchbare 
im Sinne des $. 301 a. 6. ©. B. und daher ſchon nah 8. 1227 a. b. 
G. B. in's Eigenthbum des Ehegatten übergegangen. 

Die zweite Inftanz wies das Klagebegehren ab, und behielt den 
Klägern nur das Recht vor, die Liquidirung und Theilung des wirklich) 
vorhandenen Nachlaſſes ihrer Tochter zu begehren. Dieſes Urtheil be- 
ftätigte der oberfte Gerichtshof in der Erwägung, „daß die im Verzeich⸗ 
niß aufgeführten Effecten ... nicht verbrauchbare Sachen im Sinne des 
8. 301 a. b. G. 2. find, und daß der Geflagte, indem er das in dieſen 
Effecten bejtehende Heirathsgut annahm, nicht erflärte, daß er dieſelben 
um den beftimmten Preis übernehme, und ftatt der Sachen diefen Werth 
in Geld erftatten wolle”. 





Nr. 60. 
- Unvollftändige Anweiſung. 


utſch. v. 11, Jänner 1865, Nr. 121 Belt. des zus Urtheil 

Train v1 pi April 1854, ob, 1 

Matland dv, 2, Sept. 1864 . >). dar 
Giorn. di ke pr. 1855, 6.1 


A hat ver B ein Darlehen pr. 8000 fire gegeben, welches Capi⸗ 
tal auf zwei Hänfern ver lesteren pfandrechtlich fichergeftellt wurde. 
- Später verkaufte B dieſe Häufer ihren Söhnen M und N, Tieß einen 
bedeutenden Theil des Kaufichillings auf den Realitäten ficherftellen und 
vereinbarte auch mit den Söhnen, daß fie die 8000 Fire zur Bezahlung 
an A übernehmen follten. A, welcher bei dieſem Geſchäft in feiner Weife 
betheiligt war, willigte fpäter auf Anfuchen des M und N in bie Löſchung 
feines Pfandrechts. Als er fpäter gegen die B (rejp. deren Verlaſſen⸗ 
haft) feine Forderung einflagte, ward ihm die Einwendung entgegenge- 
fett, daß er fid) an M und N als Alfignaten zu halten babe, weil er durch 
jene Verhandlung mit letteren fie als Schulpner anerkannt und aljo in 
die Alfignation eingewilligt babe. Die erfte Inſtanz wies auch aus 
biefem Grunde das Klagebegehren ab; allein die beiden höheren Gerichte 
gaben demſelben ftatt und zwar der oberfte Gerichtshof aus folgenden 
Gründen: „Der Alfignatar verliert nur dann fein Klagerecht gegen ven 
Aſſignanten, wenn er erflärt hat, daß er ven Aſſignaten als Alleinſchuld⸗ 
ner annehme. Nur in vem Yale einer vollftändigen Anmweifung, in wel- 
hem der Affignatar:ven Angewiefenen anftatt des Anweiſenden als jei- 
nen Schuldner annimmt, und der Angewiejene barein willigt, muß ber 
Alfignatar feine Anſprüche gegen den Affignanten auf jenen Umfang be- 
hränfen, welchen die 88. 1397 und 1399 a. b. ©. B. ver Haftung 
des Cedenten bezüglich des Beftandes und der Einbringlichkeit der For⸗ 
derung vorzeichnen; der Kläger aber hat ſich an dem Bertrage, welder 
zwifchen der B und ihren Söhnen M und N abgefchloffen wurde, und ver- 
möge deſſen die erftere ven legteren die Zahlung ihrer Schuld pr. 8000 
Lire auftrug, nicht betheiligt; es Liegt auch feine Erflärung des Klägers 
vor, womit er diefe Anweifung annahm, d. h. feine Erflärung, ftatt der 
Mutter die genannten Söhne als Zahler ſich gefallen laſſen zu wollen. 
E8 Tann diefes weder Durch ven Auszug aus dem Hypothekenbuche, noch 
dur die Eingabe zum Zwecke der Löſchung des Pfanprechtes bewiejen 
werben; denn wenn barin auch M und N vom Kläger als Schuldner be- 
zeichnet werben, jo waren fie dieſes ja in der That als Beſitzer der Pfand⸗ 
ſache; — e8 kann aber daraus noch nicht gefolgert werben, daß derſelbe 
fie ftatt der perfünlihen Schulpnerin als Zahler annahm.“ 


des 2. G. 
rtheils des O. L. ©, 
Ib. 166, , ff 


+ 
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Fr. + 6 . 
Unvollſtändige Auweiſung. 


16 des 
| — — ——————— — 
n — 

B Reltte eine Urkunde ans, in welcher er —— von feiner 
Schweſter A ein Darlehen von 7000 L. .A. erhalten. zu haben, ſich ver> 
pflichtete, dasſelbe mit 41/496 jährlich zu verzinſen und zugleich erklärte, 
daß er fie.an jener. Summe, welche er bei den Bauguierhanje M fruht- 
bringend angelegt babe, vevart betheilige, daß fie darüber jederzeit, gegen 
acht Tage vorausgehende Anflünbigung, nad) ‚Belieben verfügen könne. 
Die A nahm dieſe Urkunde ſtillſchweigend hin; etwa 10.:3ehre‘ fpäter 
Hagt: fie keniB auf Zahlung :ver 7000 Lire und e8 wird ihr eingewendet, 
daß ſie ſich mm an das Banquierhaus M, an welches. fie augewieſen fei, 
zu haften habe. — Nur bie zweite Inſtanz berlidfichtigt dieſe Einwen⸗ 

bung; bie erfte und Dritte Smflanz geben dem Klagebegehren ftatt. 

Gründe der dritten Inftanz: „In ber Urkunde, um welche 
ber gegenwärtige Rechtsſtreit ſich dreht, hat ver Beklagte eingeftanden, 
von der Klägerin, an welche jene Urkunde gerichtet war, 7000 Lire in 
Baarem erhalten zu haben, inbem er ausdrücklich bemerkt, daß dieſes aus 
dem. Zitel des Darlehens geſchehen fei, und ſich zur RT igen Berzin- 
fung für die ganze Zeit verpflichtet, während melcher es der. Klägerin 
. gefällig fein werbe, das Gelb bei ihm angelegt zu belaflen. ‘Der fragliche 
Brief hat aljo alle Merkmale einer. Schulourkunde im Sinne des 8. 1001 
a. b. ©. B. und es ift nur zu amterfuchen, ob die hinzugefügte Erklä⸗ 
rung des Ausftellers, daß er die Klägerin an jener Summe, melde er 
beim Banquierhauſe M fruchtbringend angelegt habe, bezüglich der er- 
wähnten 7000 Lire der Art betheilige, daß fie nach Belieben gegen acht 
Tage vorausgehende Auffiinbigung darüber verfügen könne, den Beklag⸗ 
ten feiner perfünligen Haftung entbunden habe und als einzigen Schuld- 
ner das Banquierhaus M erſcheinen laſſe. Allein abgeſehen davon, daß 
das erwähnte Banquierhaus an jenem Briefe keinen Antheil hatte, daß 
er ihm auch nicht mitgetheilt wurde, jo erſcheint auch aus dem Texte die⸗ 
je8 Briefes weder ber Betrag, noch der Titel der Forderung, welche der 
Beklagte angeblich an jenes Banquierhaus zu ſtellen hatte, ſo daß ſeine 
Erklärung weder als Ceſſion, noch als vollſtändige Anweiſung im Sinne des 
8. 1392 und 1404 a. b. ©. B. angeſehen werden kann. Jedenfalls aber 
hat der Beklagte nicht bewieſen, daß die Klägerin ihn jemals durch die 
Annahme in dem einen oder anderen Sinne von ſeiner Eigenſchaft und 
Verantwortlichkeit als Schuldner entbunden habe.“ 
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Br. 62. 


Veräußerung von Sachen, die zu einer mit einer: fideicom⸗ 
miſſariſchen Subſtitution behafteten Erbſchaft gehören. 

En v. 17. Jänner 1855, Ri 21540 Bet. der_gleihfärmi m Ur: 

teile —R L. —— aud vd. 17, 1804, —* : ir bee . 

ailand v. 15. Inli 1854, Kr. en, Gaz. d ' Teib. 1857. 6. 607 7 

Dem B waren in bem Teſtament feiner Mutter, wodurch er zum 
Univerfalerben ernannt wurde, bezliglich der Hälfte des Nachlaſſes feine 
ibn Überlebenden. Söhne ubftitnirt worden. Da e8 nun vorgelommen 
war,. daß zur Berlaſſenſchaft gehörige Realitäten theils verkauft, theils 
verpfändet wurden, ftellte ver Bertreter ver Subftitutionsinterefienten vie 
Bindicationsflage wider alle Betheiligten an, und begehrte vie Nichtig- 
erffärung der Kauf⸗ und Pfanbverträge. Diefes Begehren ward von allen 
brei Inſtanzen zurückgewieſen. 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Erblaſſerin hat bezüglich 
der einen Hälfte ihres Nachlaſſes eine fideicommiſſariſche Subftitution 
augeorbnet, welche erft bei Erfüllung der Bedingung wirkſam werben 
konn, nämlich dann, wenn den inftituirten Erben B ehelihe Söhne über- 
leben. So lange B lebt, können vie Nacherben weder. auf ven Beſitz nod) 
auf den Genuß, und noch viel weniger auf das Recht Anſpruch machen, 
in was immer für einer Weiſe über das mit dem Subſtitutionsbande be- 
haftete Bermögen zu verfügen, da nach $. 613 a. b. ©. B., bis der Fall 
der fiveicamaniffarifchen Subftitution eintritt, dem eingejegten Erben das 
eingeſchränkte Eigenthumsrecht mit den Rechten und Verbindlichkeiten 
eines Fruchtnießers zufteht. Es fünnen daher die fubftitwirten Erben nur 
verlangen, daß ihnen die Erhaltung der Subftanz jenes Theiles bes 
Nachlaſſes, welcher mit dem Subftitutionsbande behaftet ıft, gefichert 
werde. Dritten Perjonen gegenüber können ihnen feinesfalld größere 
Rechte zuftehen, als diejenigen, welche fie gegenüber dem eingejegten Er⸗ 
ben befigen; ja fie können den erfteren gegenüber überhaupt feine An- 
iprüche geltend machen, fo lange nicht der Fall ihrer Berechtigung zur 
Erwerbung der veräußerten Sachen eingetreten ift (88. 45, 703, 849 
a. b. ©. B.). Was die vorliegende Rechtsſache betrifft, jo tft der im 
Teftamente vorausgefegte Fall der Subftitution noch nicht eingetzeten, 
und wenn gleich) dem B aus feiner Ehe ein Sohn geboren wurde, ſo 
bleibt die Erfüllung der Bedingung noch immer zweifelhaft, da nicht ge- 
wiß ıft, daß dieſer Sohn feinen Bater, den inftituirten Erben, überleben 
werde. Die vom Qurator der geborenen und noch zu gewärtigenden Nach⸗ 
kommenſchaft des B erhobenen Anſprüche behufs Vindication der, ver- 
fauften und bezüglich mit Pränotationen belafteten Realitäten erfiheinen 
aljo als unbegründet und umjomehr als unzuläffig, als bei dem gegen- 
. wärtigen Stande der Dinge nicht einmal behauptet werben faun, daß das 
verfaufte Haus einen Theil der mit der fiveicommiflariichen Subſtitution 

Ölafer, Unger u. Walther Entſch. 1. 5 
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behafteten Hälfte des Beſitzthums bildet. Somit enthalten die gleichför⸗ 
migen Urtheile, wider welche die außerordentliche Reviſion des Klägers 
gerichtet iſt, nicht nur keine offenbare Ungerechtigkeit, ſondern fie ſtellen ſich 
als vollkommen gerechtfertigt dar.“ 


Nr. 63. 


Auftrag an den Advocaten, einen beferirten Haupteid an- 
zunehmen. Tod des Delaten vor Erftattung der betreffenden 
Satzſchrift. 


Fat Ar 17. Se 1855, Nr. 14058 (Beh. der Verordnung des 2. ©. 

v8, n, 1804, Me Ku bünd, der Verordnung des 
D. % G. Railanı v 0538). Giorn. d. Giurispr. pr. 
1855, ©. 141 ff, ar Te, 160,6 18 ff. Gaz. d. Trib. 1856, 


B ift auf Grund eines —— Zahlungsverſprechens, über 
deſſen Eriftenz ihm ver Haupteid aufgetragen wird, geklagt. Er wendet 
fi) an feinen Advocaten, der mit einer Vollmacht ad lites bereits ver- 
jeben ift, und beauftragt ihn, ven beferirten Haupteid anzunehmen; dieſen 
Auftrag wiederholt er in einer eigenhändig unterfertigten Speciesfacti, 
und ftirbt bald nachher. Am Tag nad) feinen Tode erftattet der Advocat 
bie Einrebe, in welcher der Hanpteid angenommen wird; und auf dieſen 
Haupteid wird ſodann auch Durch Urtheil erfannt. Der Ebe des B ver- 
langt nun, daß ber Eid für abgeſchworen gehalten werde, ein Ver⸗ 
langen, welches bie erfte und dritte Inſtanz, abweichend von ber zwei— 
ten Inſtanz, für gerechtfertigt erklären. 

Gründe der zweiten Inſtanz: „Dazu, daß bie Anerbietung 
im Eid die Wirkung babe, daß derfelbe im Sinne des 8. 297 ital. ©. 

D. (8. 233 a. ©. D. und 8. 307 wg. ©. D., gleichlautend mit Hofd. 
v. 15. li 1784, Nr. 317, Weflely I. Nr. 767) für abgefchiworen ge- 
halten werbe, ift erforberfich, daß die Partei, welche nach dem ergange- 
nen Urtheile zu ſchwören haben würde, fich perfönlich oder durch einen 
bazu eigens ermächtigten Vertreter vor Gericht dazu erboten habe. 
Da num diefe Erflärung von der Partei, die ſchwören joll, ausgeben, und 
gerichtlich abgegeben werden muß ; jo kann eine außergerichtliche Willens- 
erflärung oder Willensäußerung dem Advocaten gegenüber viefe Wir- 
fung nicht haben, indem nach 8. 297 ital. ©. O. eben erforberlich ift, 
daß fie vor Gericht und der Gegenpartei gegeniiber gemacht werde. Im 
vorliegenden Falle geht dieſe Erklärung nicht mehr von B perfönlich, jon- 
bern von feinem in Folge Des Todes des Clienten nicht mehr hiezu ermäch⸗ 
tigten Advocaten aus; auch war fie, ſchon als fte abgegeben wurde, nicht 
mehr ausführbar, da Niemand für den Berftorbenen ſchwören konnte.“ 
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Die dritte Inftanz ging von ber Erwägung aus, „daß die 
Klage die Formel des fraglichen, Eides enthält, daß der Advocat auf 
Grund der ihm eriheilten Speciesfäcti erflärte, den Eid, fo wie er auf- 
getragen wnrbe, annehmen zu wollen; daß. diefe Erklärung einer von 
der Bartei felbft abgegebenen gleichlomme, da viefe in geſetzlicher Form 
durch ihren Bevollmächtigten vertreten war, und daß der Zufall, daß 
B vor Erftattung der Einrede geftorben tft, feinen Erben nicht zum 
Nachtheil gereihen könne .... Auch ſei 8. 297 ital. G. O. mit 
Hilfe des Hofbecrets v. 5. März 1795, Nr. 222 3. ©. ©. (Weffely 
I., Nr. 769) auszulegen, wornady der fraglihe Eid für abgeſchworen 
zu halten iſt“. 


Kr. 64. 


Nichtberüdfichtigung der Koften einer vorandgegangenen exe- 
eutiven Sequeftration einer Realität bei der Bertheilung des 
aus der executiven Yeilbietung biefer Realität erzielten Kauf- 
ſchillings. 
Eutſch. v. 18. Jänner 1855, Nr. 266 (Beil. des das eil des L. G. 
—IF v. 26, Mai 1854, Nr, 4148 abündernden Urtheils des O. L. ©, 
Mailond v, 16, Auguft 1854, Nr, 8192), Gaz. d. Trib. 1866, ©, 137 ff. 
Dei der Bertheilung des Kaufihillings für eine im Erecutions- 
wege verfteigerte Realität wurden die Koften einer vorher von bemiel- 
ben Gläubiger erwirkten executiven Sequeftration, nämlich der Erſatz 
der Auslagen und die Belohnung des Sequefterd, vor alle Gläubiger 
gelegt. Ein dadurch verfürzter Gläubiger klagte nun gegen den Seque- 
fter, indem er verlangte, daß Die Forderung des letteren bei der Kauf- 
ſchillingsvertheilung unberüdfichtigt bleibe. Die erfte Inftanz wies 
das Klagebegehren zurück; vie beiden höheren gaben ihm ftatt; und 
zwar ber oberfte Gerichtshof ans folgenden Gründen: „E8 war über 
die Vertheilung des buch den Verkauf der Realität erzielten Kauf- 
ihillings zu entſcheiden; damit hatten die Früchte und Renten der Rea⸗ 
lität nichts zu thun, über welche der Geflagte Rechnung zu legen hatte, 
und auf welche fih bie von ihm geführte Verwaltung, und die For⸗ 
derung, die er daraus ableitet, beziehen. Sein Berlangen war daher 
eben jo ungehörig, als die Berüdfichtigung vesfelben im Kaufichillings- 
Bertheilungsprotofoll. * 


5* 
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Nr. 65. 
Het der Mehrheit ver Couenrsgläubiger, von ber Roali⸗ 
ring Einer Cricaſbrberung Mizing zu nehmen. 


gi. Eh —* —S one % hr 


Nr. 66. 
Collifion von Erbserklärungen. 


v. 24. Yan cz 1866, 811 (Abänd. der gleihförm . n Eut- 
—3— 2 2.0, 5 — ——— t We. ie . 
—E a Sale, m Re, 27 


Auf Grund eines Teftaments, welches ein unter Curatel gejeßter 
Erblaſſer errichtet hatte, erklärten fih die darin Berufenen zu Erben, 
während gleichzeitig bie gefeglichen Erben, welche bie Ungiltigfeit jenes 
Teſtaments behaupteten, ſich erbserklärten. Die beiden unteren In⸗ 
ftanzen wiefen die gejeglichen Erben an, als Kläger gegen die Teftaments- 
erben aufzutreten. Der oberfte Gerichtähof hob auf den außerorbentlichen 
Recurs der gefeslihen Erben die untergerichtlihen Entſcheidungen auf 
und wies die teftamentariihen Erben an, gegen die gefeglihen Exben im 
Rechtswege aufzutreten, „weil nach Vorſchrift des 8. 124 des Geſetzes 
Über das gerichtliche Verfahren außer Streitſachen v. 9. Aug. 1854 eine 
in der gehörigen Form errichtete und hinfihtlih ihrer Echtheit unbe- 
ftrittene Willenserklärung von Seite der teftamentarifhen Erben: vorzu- 
weiſen nothwendig ift, wenn biefelben gegen bie gefeglichen Erben nicht 
als Kläger aufzutreten gehalten fein follen. Die Willenserklärung des 
unter Curatel geftandenen Erblaffers könne nach 8. 567 des a. b. B. ©. 
in Hinfiht ihrer Echtheit für eine unbeftrittene nicht angenommen 
werben, folglich feien die recurrirten Entfheivungen ...... dem Geſetz 
nicht entiprechend“. 
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Rı. 67. 


Beftellung von Heiratsgut und Widerlage bei gleichzeitiger 
Bebingung 5 ver Gütergemeinſchaft. 


Su te PER Dt ERS. Ei 


Wien v. 18, Seht. hei “o nt 1855 


Die Ehegatten Joſef und Anna S. ſchloſſen am 2: April 1818. 
mit einander einen Vertrag, in beflen zweitem Paragraph beſtätigt mird, 
daß die Gattin ihrem Gatten ein Heirathsgut von. 8000 fl. aus ihrem 
Bermögen zugebracht habe. und daß dieſem auch wirklich die 8OOO fl. baar 
zugezählt worden feien. Im 8. 3 werben von dem Gatten feine Metall- 
woaarenfabrif, jein Supferhaumer und feine Walzwerke nebſt Gebäupen 
und Grundftüden u. |. w., im Geſammtwerthe vor 70.000 fl., in ber 
Art ale Widerlage beitellt, daß alle dieſe Sachen ſogleich zwiſchen beiden 
Theilen zum völlig gemeinichaftlihen Gute werben jollen, woher erklärt 
wird, daß Heirathsgut und Widerlage auf Meberleben verftanden find. 
Im 8. 4 endlich ift feitgejett, daß dasjenige, was beide Theile ſowohl 
bei dem Beginn ihrer Ehe ſchon befigen, als auch während ihrer Ehe 
tünftig erben, erwerben oder jonft auf was immer für eine vechtmäßige 
Art an ſich bringen, ein gemeinschaftliches Gut fein ſoll. Diefe Vertrags- 
punkte wurden auf Anfuchen ver Ehegattin Anna ©. auf den Realitäten 
ihres Mannes pränotirt. Diejer ging am 1. November 1850 mit Tode 
ab und feine Gattin ward Univerjalerbin feines Vermögens. Schon vor 
feinem Tode waren die gedachten Realitäten im Executionswege verkauft, 
und von dem dafür gelöften Kaufſchilling war ein Reftbetrag von 13.000fl. 
in Obligationen fruchtbringend angelegt worden. Anna ©. begehrte nun 
die Erfolglafjung diefer Obligationen zur Begleihung des Heirathsgutes 
per 8000 fl. und der Widerlage pr. 35.000 fl. C. M., eine Forderung, 
welcher fi) die ihr nachſtehenden Gläubiger wiberjegten. Bezüglich des 
Heirathsgutes warb in erfter Inſtanz dem Begehren ftattgegeben, in 
zweiter Inftanz wurde das Klagebegehren abgewielen, in dritter In⸗ 
ftanz auf die orbentlihe und außerordentliche Reviſionsbeſchwerde ver 
Klägerin das Urtheil erfter Inſtanz beftätigt. 

Gründe ver erften Inftanz: „Nah 8.914 a. 6. G. 3. muß 
ein zweifelbafter Vertrag jo ausgelegt werben, daß er feinen Widerſpruch 
enthalte und von Wirkung fei. Nun enthält ver 8. 2 des Vertrags vom 
2. April 1818 die Thatjache, daß die Gattin dem Gatten aus ihrem 
eigenthümlichen Vermögen die Summe von 8000 fi. verheirathet, und 
der Gatte bejtätigt unter Einem die richtige Zuzählung im Baaren. 
Diefe Beftätigung würde felbft, wenn über das Vermögen des Joſef ©. 
nachträglich der Concurs eröffnet worden wäre, gegen Jedermann Be⸗ 
weis machen (8. 1226 a. b. ©. B.). Es ift aber Joſef ©. eben nad 
8.1227 a. b. G. B. in Beziehung des im baaren Gelve zugezählten 
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Heirathsgutes vollftändiger Eigenthiimer vesjelben geworben. Hierdurch 
ift aber auch viefes Heiratbsgut von der im 8. 4 ber Ehepacten be- 
bungenen allgemeinen Gütergemeinſchaft von. jelbft ausgeſchloſſen, weil 
bie Peitsfolgen des zugezählten Heirathögutes von jenen ver Güter⸗ 
gemeinſchaft unter negatin geſetzlich ſich weſentlich unterſcheiden (58.1227 
und 1234 a. b. ©. B.). Es beſteht ſomit die in den Ehepacten erwähnte 
allgemeine Guͤtergemeinſchaft nur neben ver Stipulation des 8. 2 zu 
Recht. Wollten die Contrahenten das Heirathsgut pr. 8000 fl. in ber 
allgemeinen Gütergemeinichaft mitbegriffen haben, fo hätten fie dieſe 
Mopification ihres Ehevertrages entweder im $. 2 oder 4 daſelbſt aus⸗ 
brüdfih erwähnen müſſen.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Aus dem Jufammenhange 
biefer Bertrags-Beftinmungen ergibt ſich die rechtliche Folge, daß durch 
bie neben der Stipulation eines Heirathsgutes und einer Widerlage be- 
dungene allgemeine Gütergemeinfchaft in Anfehung des Heirathsgutes 
jene Rechtswirkung, welche nad) $. 1229 des a. 6. ©. 3. in der Regel, 
infoferne die Parteien nichts Abweichendes feftfegen, für den Fall des 
Ueberlebens der Ehegatten mit dem Heirathsgute verbunden ift, als auf⸗ 
gehoben angeſehen werden muß, e8 wäre denn, mas jedoch vorliegend 
nicht der Fall ift, daß die Parteien felbft ausdrücklich in Anfehung des 
Heirathsgutes eine vorläufige Ausſcheidung vesfelben aus dem ver all- 
gemeinen Gütergemeinfhaft unterzogenen Bermögen beider Ehegatten 
noch vor der Theilung dieſes Vermögens bedungen hätten. Es ift durch 
fein Geſetz der Parteien verwehrt, bezüglich des Heirathsgutes fiir den 
Tall des Weberlebens der Gattin eine von der Vorfchrift des 8. 1229 
a. b. ©. 3. abweichende Anordnung zu treffen, was eben dadurch geſchieht, 
wenn in einem Vertrage neben Heirathsgut und Widerlage eine allge⸗ 
meine Gütergemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten bedungen wird, weil 
—— die Rechtsfolgen der Gütergemeinſchaft die in den 88. 1229 und 
1230 a. b. ©. 8. angeordneten Rechtswirkungen ber Veftellung von 
Heirathsgut und Widerlage von felbft entfallen. &8 liegt Überdies in der 
abweichenden Behandlung des Heirathsgutes und der Wiberlage auf 
Grund des vorliegenden Vertrages eine auffallende und in dem Inhalte 
dieſes Vertrages keineswegs begründete Inconfequenz.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Nach Vorſchrift des 8. 914 
des a. b. G. B. muß dem Pertrage vom 2. April 1818 eine von Wider- 
ſprüchen freie Auslegung gegeben werben, die fi} nur in der Art ergibt, 
daß Klägerin aus dem Titel der Zuzählung des auf Ueberleben bepunge- 
nen Heirathsgutes berechtigt ift, beim Tode des Mannes das ganze zu⸗ 
gebrachte Heirathögut zu fordern, und daß ſonach das Heirathsgut von 
der im $. 4 ftipulirten Gütergemeinichaft ausgenommen wurde. Es muß 
bemnad) auf das ordentliche Revifionsbegehren der Hlägerin in Betreff des 
angefprochenen Heirathegutes pr. 8000 fl. das erftrichterliche Urtheil mit 
Aufhebung der Gerichtskoſten aller drei Iuftanzen nad) $. 400 vera. G. O. 
beftätigt werben. Der außerorbentlichen Reviſionsbeſchwerde ver Klägerin 
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gegen die gleichlautenden Enticheidungen beider Unterbehörven in Betreff 
ber angefprochenen Widerlage pr. 35.000 fl. wird aber nicht ftattgegeben, 
weil — wie das Wiener Landesgeriht richtig bemerkt — die fragliche 
Widerlage von beiden Contrahenten des Ehevertrages als gemeinſchaft⸗ 
liches Gut ftipulirt worben ift, fomit die Geklagten bei ber ftipulirten 
allgemeinen Gütergemeinihaft als unbeſtritten anerkannte Gläubiger 
beider Ehegatten nad) $. 1235 des a. b. G. B. wirkliche Rechtsanſprüche 
auf die Widerlage haben.“ 


Nr. 68. 


Differenz und Prämiengejchäft, oder Kauf? — Rechtliche 
Natur des Differenzgeichäftes. 
zuih. v. 6. Februar 1855, Nr. 9105 (Beft. des dad Urtheil des 5. ©. 
Wien v. 13. März 1854, Nr. 5827 bänbernben Urtheild de O. L. ©, 
Wien dv. 14, Fun 1854, Nr. 3252), G. 3. 1855, Nr. 63, 64. 

Am. 17. September 1852 brachte A, Sandefsmann in Wien, 
gegen B, Dellieferanten daſelbſt, eine Klage ein, welche er auf vie That⸗ 
ſache jtüßte, daß er unter Vermittlung des beeiveten Börjenjenfalen X 
mit dem Bellagten einen Vertrag geſchloſſen habe, zufolge deſſen Letzterer 
gegen eine von ihm (Kläger) bezahlte Prämie ſich verpflichtete, am 
25. Mai 1852 zwanzig Stüd Actien der k. k. a. p. Kaifer Ferdinands⸗ 
Nordbahn jammt Coupons zu dem Courfe von 155 nad des Klägers 
Wahl entweber vom Kläger zu übernehmen over an ihn zu liefern, wobei 
für den Fall, daß ein Theil den Vertrag gar nicht oder nicht zur gehöri- 
gen Zeit an dem gehörigen Orte oder auf die bedungene Weife erfüllen 
jollte, vem anderen Theile die Auflöfung des Vertrages und das Recht 
auf Schavenerjag vorbehalten wurde. Zum Erweiſe dieſes Bertrags- 
abſchluſſes legte Kläger einen Schlußzettel vom 20. April 1852 bei. 
Diefer enthält die Bedingung, dag am 25. Mai 1852 von Seite des 
Klägers die Erklärung über die von ihm getroffene Wahl um 12 Uhr an 
ber k. k. öffentlichen Börje abgegeben werden müſſe. — So viel ift.un- 
beitritten, jedoch ſind Geflagter und Kläger über einige Nebenpunkte im. 
Streit, worüber beiverjeit8 Zeugenbeweife angeboten werben. Die erfte 
Inſtanz ließ diefe zu, die zweite und dritte Inſtanz wiejen jedoch das 
auf jenes Geſchäft geftügte Klagebegehren jofort ab. 

Gründe ver zweiten Inftanz: „Der in Frage ftehende Ver⸗ 
trag ift fein Kaufvertrag, denn es fehlt ihm ein mejentliches Erforderniß 

es Kaufvertrages, insbefondere aud) des Hoffnungsfaufes (8. 1275 
a. b. ©. 3.), nämlidy eine beftimmte Verabredung darüber, wem und von 
wen eine Sache überlaffen werden, und wer dagegen eine beſtimmte 
Summe Geldes leiften fole (8. 1053 a. b. ©. B.), d. h. wer Käufer und 





wer Berfäufer ift. Ueber viefen zum Anfinshelunmern eines Kaufvertrages 
weientlichen Umftand war beim Abſchluſſe des Gefchäftes eine Willens⸗ 
einigung nicht erfolgt, fonbern er follte erft zur Zeit ver Erfullung des 
Vertrages, und zwar nur buch die Wahl des Klägers, alfo gleichfalls: 
nicht duch Willendeinigung, beitimmt werben. &8 liegt daher eine be> 
ſtimmte Willenseinigung darüber wicht vor, welcher der vertragichließen- 
den Theile einen Preis und welcher eine Sache verfprochen habe, zu 
welcher Leiftung alſo jever verpflichtet war; wer daher in Anfehung des 
Hauptgegenftandes des Vertrages, nämlich der Uebergabe ver Actien, 
Berechtigter und wer Berpflichteter fein follte. Es kann wohl verſchiedene 
Miodalitäten geben, einer Berpflihtung zu entiprechen oder ein Recht 
auszuüben, auch kann eine Wahl unter dieſen Modalitäten dem einen oder 
andern ber vertragfchließenven Theile allerdings freigeftellt werben; allein 
die Beftimmung darüber, wer aus einem Vertrage berechtigt fe, die Lei- 
ſtung des Hauptgegenftandes zu fordern und wer dagegen zu dieſer Lei⸗ 
ftung verpflichtet fein folle, bilvet ja das Wefen eines jeden Vertrages, 
und es kaun daher nichts als eine bloße Modalität ver Bertragserfiillung 
angefehen und ver Wahl überlaflen werben, ob man aus demielben ver- 
pflichtet fei, den eigentlichen Bertragsgegenftand zu Ieiften, oder beredy- 
tigt jet, denjelben zu fordern. Im gegenwärtigen Falle ift aber nicht ein 
Austaufh von Werthen, fondern eine gewiſſe Zahl von Actien als ver 
Gegenftand der Berabredung ausdrücklich bezeichnet. Es müßte daher, 
wenn ein Kaufvertrag über Actien anzunehmen fein follte, auch von vorne- 
herein unzweifelhaft beftimmt worden fein, wer Actien zu fordern berech⸗ 
tigt und wer Actien zu liefern verpflichtet fei. Faßt man das Geſchäft, 
jo wie e8 vom Kläger felbft angegeben ift, nach feiner Beichaffenheit nä- 
her in’8 Auge, jo zeigt fich zunächſt, daß bei deſſen Abſchluß eine beftunmte 
und ernftlihe Erklärung weder von Seite des Klägers, noch von Seite 
des Geklagten darüber erfolgt ift, daß einer von ihnen und welcher 20 
Noröbahn - Actien erwerben oder aber fich verfelben entänßern wollte, 
jondern daß erft fpäter, und nur von dem Kläger allein bejtimmt werben 
jollte, wer Actien erhalten und übergeben ſollte, daß alfo damals feiner 
ans ihnen die ernftliche Abficht hatte, ſolche Achten wirklich zu erwerben 
ober aber fie aus feinem Beſitze zu bringen, fondern daß es vielmehr 
jevem der beiden Theile ganz gleichgiltig war, ob er Actien übergeben 
oder itbernehmen jollte. Daher war die Abficht beider Theile offenbar 
nicht auf die wirkliche Mebertragung der Actien, ſondern vielmehr nur 
darauf gerichtet, ihren Gewinn oder Berluft aus dem Geſchäfte in jenem 
Unterſchiede zu finden, der am 25. Mat 1852 zwifchen dem wirklich be- 
ſtehenden Courſe der Norpbahn-Actien und dem auf 155 angenomme- 
nen Courſe derſelben beftehen witrve, und e8 beftand daher der eigentliche 
Gegenftand des Vertrages nicht in einer gewiflen Zahl von Actien, ſon⸗ 
dern wur in dem aus einer Coursdifferenz refultirenden Gewinne oder 
Berkufte. In diefer wejentlich nicht auf den Befi der Actien, ſondern auf 
Erlangung eines noch ungewiſſen Vortheiles gerichteten Abficht beider 
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Theile liegt aber das. charakteriſtiſche Merkmal eines Glück 


(8.1267 a. b. ©: 8.). Das vorliegende Geſchäft mar insbeſondere eine 


Bette (S. 1270 a. 5. ©. B.). Beiden Theilen war bei dem Abſchlufſe 
unbekunnt, wie hoch der Börſeneours der Nordbahn⸗Actien am 25. Mut 
1852 ftehben werde: Der. Preis ver Weite war beftimmt, benn der vom 
Kläger: zu leiftende Preis: war ſchon früher dadurch entrichtet werben, daß 
Kläger dem Geklagten eine Prämie gezahlt und Gellagter fich nach diefem 
empfangenen beftimmten Preis zum Abichluffe der Wette, als eines ent⸗ 
geltlichen Glücksvertrages, berbeigelaflen hat. Aber auch der vom Ge 
klagten zu leiftende Preis war beſtimmt; denn wenn er auch: nicht gerade 
horn im Boraus wit einer beftimmten Ziffer ausgedrückt wurde, ſo 


war ex doch nach feinen Endpunkten, nämlich nach dem feftgefeßten Cours; 


von 155 und nad) dem am 25. Mai 1852 wirklich beftandenen Courfe 
ber Nordbahn⸗Actien völlig beftinmt. Es war daher die Ausmittlung 
feiner Ziffer nur mehr als eine einfache arithmetiſche Operation anzu 
jehen, zu der alle nöthigen Yactoren im Voraus beftimmt gegeben waren, 
deren Refultat daher ebenfalls nicht unbeſtimmt, jondern immer nur ein. 
und dasfelbe fein fonnte, und welches nur noch der Ziffer nach verſchieden 
ausfallen konnte. Hieran ändert der Umftand nichts, daß nicht alle an 
einem . und demſelben Tage vorkommenden Gejhäfte über Norbbahn- 
Action genan zu dem nämlichen Courfe gejchloffen werben, weil ver Cours 
der Xetien feiner Natur nad nichts Anderes, als ihr Marktpreis: ift, da⸗ 
her bei’ dieſen arithmetifchen Operationen nad) $. 1058 a. 6. ©. 3. ihr 
mittlerer Marktpreis ben einen der gegebenen Factoren unzweifelhaft 
bildet. Beim Abſchluſſe des Vertrages hat zwar fein Theil über den Cours. 
der NorpbahnsActien am 25. Mai 1852 eine Behauptung mit ausdrück⸗ 
licher. Anführung einer Ziffer diefes Courjes mit Worten ausgeſprochen. 
Allein der Inhalt der getroffenen Verabredung, daß dem Stläger die freie 
Wahl zuftehen jollte, ob er an dem beftimmten Tage Actien zu 155 geben 
oder nehmen wollte, beruht auf einer Handlung ($. 863 a. b. G. B.), 
welcher unzweifelhaft die Behauptung von Seite des Klägers zu Grunde 
liegt, daß der am 25. Mai 1852 beſtehende Unterjchieb. zwijchen dem 
wirffichen Courswerthe von 20 Stüd Nordbahn⸗Actien und deren Werth 
zum Courſe von 155, aljo der vom Geflagten zu gebende Preis, größer 
fein werde, als der von ihm felbft ala Prämie gegebene Preis, während 
dagegen eben in diefem Gefhäftsahichluffe die Behauptung des Gegen- 
theiles von Seite des Geflagten vorliegt. Denn offenbar nur beim Be- 
ftande folder Behauptung Fonnte mit einer auf Gewinn. gerichteten 
Abſicht eine Handlung unternommen werden, deren Yolgen für Gewinn 
oder Berluft lediglich von der noch beiden Theilen unbefannt gewejenen 
Höhe der obigen Coursdifferenz abhingen. Daß dies wirklich den. Fall 
war, erhellt insbeſondere auch noch daraus, daß die Abficht bei vem gan⸗ 
zen Gejchäfte, wie ſchon oben gejagt, nur auf den Gewinn oder Verluſt 
aus einer Coursdifferenz gerichtet war, und daß Kläger felbft angibt, 
wie e8 am 25. Mai 1852 je nach dem wirklichen Stande des Courfes. 
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unmöglich hätte zweifelhaft fein können, ob er das Geben ober Ueber⸗ 
nehmen ver Actien für fich wählen werde. Kläger hat nämlich bei vieler 
einem Spiele ähnlichen Wette dem Geflagten eine Prämie, d. i. einen bes 
ftinimten Preis gegeben und hoffte nicht nur den Erfat für dieſen Preis, 
ſondern außerbem noch einen Gewinn dadurch zu erzielen, daß die Dif- 
ferenz zwilchen dem am 25. Mai 1852 wirflich beſtehenden Courſe der 
20 Stüd Norpbahn-Actien und dem Courfe verjelben zu 155 mehr als 
bie von ihm gegebene Prämie beitragen, und er daher die bei dem Ab- 
ſchluſſe des Geſchäftes gehabte Abficht auf einen Gewinn baburd) errei- 
hen werde, daß er entweber 20 Stüd Actien a 155 übernehmen und 
gleichzeitig zu höheren Preifen an Dann bringen, over aber 20 Actien 
zu minberen Preifen an fich bringen und gleichzeitig dem Geklagten a 155 
übergeben, oder vielmehr die fir ven einen oder den anderen Fall fi 
ergebende Coursdifferenz als das eigentliche Object des Vertrages bered)- 
nen, und das Kefultat diefer Berechnung von dem Geflagten eincaffiren 
fünne. Geflagter hat dagegen mit dem Abichluffe dieſes Gefchäftes Die 
Behauptung aufgeftellt, daß der Betrag der am 25. Mai 1852 in obiger 
Art ausgemittelten Coursdifferenz geringer als Die von ihm bezogene 
Prämie fein, und er eben durch viefen geringeren Betrag der Coursdiffe⸗ 
renz einen Gewinn bei dem Geſchäfte haben, alfo die den Vertragsab⸗ 
ſchluſſe zu Grunde liegende Abficht ſeinerſeits erreichen werve. Da num der 
Geklagte den jeinerfeits eingejegten Preis, nämlich die ofterwähnte 
Coursdifferenz blos verſprochen, aber nicht wirklich entrichtet oder hinter⸗ 
legt hat, kann Kläger dieſen Breis nah 8. 1271.56. ©. 2. nicht ge 
rihtlih fordern.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger behauptet und 
will e8 durch den Börfejchlußzettel und durch den Zeugenbeweis mit 
feinem Erfüllungseive darthun, daß ber Beklagte gegen eine ihm ge-- 
leiftete Prämienzahlung mit dem Kläger am 20. April 1852 einen Ber- 
trag dahin gejchloflen habe, daß dem Kläger die Wahl zuftehen foll, am 
25. Mai 1852 zwanzig Stüd Norbbahn-Actien zum Courſe von 155 
entweder vom Beklagten zu libernehmen ader an den Bellagten zu liefern. 
Schon die in diefem Vertrage liegende Unbeftimmtheit darüber, ob Kläger 
und Bellagter am 25. Mai 1852 Norbbahn-Actien zum erwähnten 
Courſe liefern oder beziehen, und welcher Theil diefelben liefern und 
welcher fie beziehen fol, deutet ar darauf hin, daß es feinem Theile 
darum zu thun war, am 25. Mai 1852 die Actien wirklih zu nehmen 
ober zu liefern, ſondern daß die Abficht beider Eontrahenten nur dahin 
gegangen jei, aus ber Differenz des Courfes der Nordbahn-Actien von- 
155 und dem erwarteten Courfe derjelben vom 25. Mai 1852 mit 
Rückſicht auf die bezahlte und beziehungsweife empfangene Prämie einen 
Gewinn zu ziehen. Daß die Abficht ver Contrahenten nicht auf Das 
wirfliche Nehmen oder Geben der Actien felbit gerichtet geweſen fei, geht 
ferner nicht minder Har aus der im Börfefchlußzettel weiters enthaltenen 
Bertragsbeftimmung hervor, wornach für den Yall, als ein Theil ven 
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Vertrag nicht gehörig erfüllen ſollte, dem andern Theile die Auflöſung 
des Vertrages und das Recht auf Schadenerſatz vorbehalten wurde; denn 
dieſe Beſtimmung weicht weſentlich von jener des 8. 919 des a. b. G. B. 
ab, nach welcher, wenn ein Theil den Vertrag nicht gehörig erfüllt, der 
andere Theil außer einem ausdrücklichen Vorbehalte oder außer den im 
Geſetze beſtimmten Fällen, die Aufhebung des Vertrages nicht fordern 
kann, ſondern nur berechtigt iſt, die genaue Erfüllung desſelben und den 
Erſatz zu begehren; ſie gibt zu erkennen, daß die Contrahenten beim Ge⸗ 
ſchaäftsabſchluſſe den wirklichen Erwerb und die wirkliche Lieferung ber 
Actien felbft nicht im Auge hatten, weil fie fonft für den Fall der Eon- 
tractSbrüchigfeit des einen Theiles dem andern Theile nicht blos das 
Recht zur Auflöfung des Vertrages und zum Schapenerfage vorbehalten, 
ſondern des Rechts auf die Erfüllung des Vertrages, auf die Uebernahme 
oder Lieferung der Actien zu dringen, erwähnt haben würden.“ 
„Wenn nun die Abfiht der Contrahenten, wie gezeigt, nicht auf 
das wirkliche Nehmen und Geben ver 20 Norbbahn-Actien, fondern nur 
auf den aus der oberwähnten Coursbifferenz für den einen oder andern 
Theil refultirenden Gewinn gerichtet war, fo war auch nur biefer der 
eigentliche Gegenftand des Vertrages und leßterer muß daher nad) 8. 916 
bes a. b. ©. B. aus diefem Geſichtspunkte beurtheilt werden. In diefem 
Geſichtspunkte aber erſcheint der Vertrag offenbar als ein Glüdsvertrag, 
und zwar nad $. 1270 a. b. G. 3. als eine Wette, da er fämmtliche 
wejentlihe Merkmale einer ſolchen an fih bat. Denn der Cours ber 
Norpbahn-Actien vom 25. Mai 1852, von weldem ver beabfichtigte 
Gewinn ver Contrahenten abhing, war zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, 
nämlih am 20. April 1852, ein beiden Theilen unbefanntes Ereigniß ; 
ber Preis der Wette war einestheils durch die vom Kläger dem Bellagten 
bezahlte Prämie und anderntheils durch die Differenz zwilchen dem 
Courfe der Norbbahn-Actien am 25. Mat 1852 und dem pactirten 
Courſe von 155, weldhe Differenz der Bellagte dem Kläger vergüten 
jollte, feftgeftellt, und wenn jene Differenz auch nicht ſchon beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe ziffermäßig ausgebrüct wurde, jo muß fie dennoch al8 eine be⸗ 
ftimmte Größe angefehen werben, da das Princip der Berechnung feft- 
geſetzt ift und ihre Ziffer nach dem Principe ganz unfehlbar ausgemittelt 
werben konnte; enblich Liegt dem Vertrage, wenn foldher nach der Abficht 
der Contrahenten und nad feiner wahren Beichaffenheit (8. 916 a. b. 
G. 3.) beurtheilt wird, von Seite des Klägers die Behauptung, daß bie 
ihm vom Beflagten zu vergütende Courspifferenz mehr als die dem Letz⸗ 
tern gegebene Prämie betragen werde, fo wie von Seite des Geklagten 
die Behauptung zu Grunde, daß die Differenz den Betrag der erhaltenen 
Prämie nicht erreichen werde. Wenn der Kläger dagegen einwendet, daß. 
beim Bertrage auf den Cours vom 25. Mai 1852 gar feine Rüdficht 
genommen, ein Gewinn aus der Coursbifferenz nicht beabfichtigt, eine 
Behauptung über den Stand des Courfes von feiner Seite ausgefprochen 
worden jei, jo wird bemerkt, daß er ven Vertrag als ein reelles und auf- 
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rechtes Kmif⸗ und Berlautfsgeſchuft üben 20 Noxdbahn⸗Actien anßeht, 
als; welchen: ver. .Bertvag. aber feiner wahren Veſchaffenheit nach, wie 


dargeſtellt, nicht angeſehen werben lann. Wenn er ferner behauptet, Ba. 


die Prämie nicht als Preis der Wette gelten könne, da. fie vom Beklagten 
in feinem alle zurüchzuſtellen war, dann daß ber: Preis, der dem Kläger 
zufallen ſollte, keinesfalls als eine beftimmte Größe ericheine, weil, er 
von. einem künftigen Erveigniffe abhing, jo kömmt Dagegen zu erinnern, 


daß zmar allerdings bie Prämie als ſolche nicht zurückzuſtellen war, daß 


jedoch ein Gewinn derſelben auf Seite des Beklagten ſtets vom Stande 
des Courſes am 25. Mai 1852 abhängig blieb, weil er eben gegen die 
bezogene Prämie dem Kläger die ofterwähnte Gourabiffereng zu vergüten 
hatte, ver Gewinn an der Prämie fich daher in dem Maße vermindern 
mußte,. als vie dem Kläger zu vergütende Courspifferenz fich höher ftelkte. 
Was aber den für den Kläger pactivten Preis ver Wette betrifft, fo. 
wurde bereit® oben gezeigt, daß berjelbe ungeachtet feiner Abhängigkeit 


von einem fünftigen Courſe dennoch als ein beftimmter anzujehen jei.. 


Ans dieſen und den vom Oberlanveögerichte noch weiters entwidelten 
Gründen ift ſonach der vorliegende Bertrag, jelbft wie er vom Kläger 
als abgeſchloſſen behauptet wird und rückſichtlich bewiefen werben will, 
nichts anderes als eine Wette, welche jedoch nah 8. 1271 a. b. G. B., 
da der: vom Bellagten. zu entrichtende Preis weder bezahlt, noch hinter- 
legt werben war, fein Klagerecht gibt. Daher mußte das obergerichtliche 
Urtheil beftätigt werden.“ 


— — — — — — 


Nr. 69. 
Stellung des Civilrichters gegenüber einem ſtrafgerichtlichen 
Schuldloſigkeitsurtheil. 


.v. 8. Sehrun: 1855, Nr. 14502 (Belt. der dad Urtheil der Brä- 
gore 8 ee» Mei — Nr, 1443 aufpebenden Verorbunug dei 
v 31, a di 1854, Nr. 1855, —— 51. 
Bio "ei —— 3 ff. Giorn, d. Giurispr. pr. 1855, S. 1 
an d. Trib. 1855, ©. 288. 


Der anf Leiftung von Schadenerſatz gellagte B war früher vom 


Strafrichter für ſchuldlos erflärt worden; dennoch wurde er auf Grund‘ 


neuer vor dem Givilrichter vorgebradhter Thatſachen von ver erften 
Inſtanz verurtheilt. Diefe Entſcheidung wurde in zweiter Iuflanz aufs 
gehoben und vie Uebermittlung der Acten an den Strafrichter anbefohlen, 
Der oberfte Gerichtshof bejtätigte die ſe Anordnung, „in der Erwägung, 


daß es weder erwieſen, noch wahrjcheinlich ift, daß die Prätur bei Fällung 


des Schulvlofigfeitgurtheiles jene Thatſachen vor Augen gehabt habe, 


weile ven Gegenftand der vorliegenden civilrechtlihen Verhandlung 
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"Hilden ; in Ver Erioigung ferner, daß die gegenwürtig vorlirgenven Reſul⸗ 
tate des Eibilverſahrens eine Aenderung in dem Kofenmtniffe des Struf⸗ 
richters Herbeiführen könnite, und daß dieſes nette ſtruftichterliche Erkennt⸗ 

niß ſohin auch einen weſentlichen Einfluß auf die Entſcheidung ver 

Civilſtreitſache üben würde.“ 


Nr. 70. 

Nothwendigkeit eines ausdrücklichen Auſuchens um Einleitung 
des Executivverfahrens auf Grund einer vollen Glauben ver- 
dienenden Urkunde. 

Tue. v. 8, Februar 1855, Nr, 1025 (Ablind. des Beicheibes des O. L. G. 
-Benedig v. 16. Rev, 1854, Wir. 18023), Eco d. Trib. 1856, ©. 180, 

Eine Partei beſchwerte ſich darüber, daß die Stabtprätur Venedig 
anf eine von ihr angebrachte Klage das ſchriftliche Verfahren ein- 
geleitet habe, während das Verfahren bei allen Präturen regelmäßig das 
münbliche fei, eine Kegel, welche die erfte Inftanz als durch die neue 
Jurisdictionsnorm aufgehoben angefehen hatte. Das Oberlandesgericht 
ordnete, in Erwägung des Umftanbes, daß die Klage ſich auf eine vollen 
Glauben verdienenve Urkunde ftüge, die Einleitung des Erecutivverfah- 
rens nach der a. h. Entichließung vom 29. December 1838 (Hofdeecr. 
v. T. Mai 1839, Nr. 358, Weilely I, Nr. 1202) an. 

- Der oberfte Gerichtshof hat „in der Erwägung, daß zwar bie 
Prätur das mündliche Verfahren hätte einleiten follen, daß jedoch nach 
dem Haren Wortlaut des zweiten Abſatzes der a. h. Entichließung vom 
29. Dec. 1838 das O. L. ©. nicht das Recht hatte, von Amtswegen 
vie Einleitung des Executivproceſſes anzuordnen, da diefes dem Beklagten 
viel ungünftiger tft und der Kläger darum nicht gebeten hat“, die Ein- 
Teitung des ordentlihen mündlichen Verfahrens anbefohlen. 


Nr. 71. 


Leichenfoften gegen die Erben ftatt gegen den Beſteller ein- 
geklagt. 
Latte. vom 13, Februar 1855, Nr, 373 (Beft. des das Urtheil der Prü⸗ 
I 


amo vom 1. Sept. 1854, Nr, 15059 abändernden Urtheild des 
O. L. G. Mailand v. 3, Nov, Eon ai 10653), Gaz. d. Trib. 18565, 


+ + 


Beim Tode feiner Gattin beftellte M bei dem Wachsfabrifanten A 
bie zum Leichenbegängniß erforderlichen Kerzen. Die Erbichaft fiel indeß 
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nicht dem Witwer, ſondern deſſen Schwiegereltern B zu, und gegen dieſe 
klagte A den Betrag ſeiner Rechnung ein. Die erſte Inſtanz wies das 
Klagebegehren zurück, indem ſie davon ausging: es ſei in dem Brief, 
worin M die Kerzen beſtellte, nirgends geſagt, daß dies für Rechnung der 
Verlaſſenſchaft geſchehe; M fei auch zu einer ſolchen Beſtellung nicht be⸗ 
rechtigt geweſen, da ſeine geſetzliche Vollmacht mit dem Tode ſeiner Gattin 
erloſch, und 8. 549 a. b. G. B., welcher im Hauptſtück vom Erbrecht 
ſich finde, dritten Perſonen kein Recht gebe, unaufgefordert ſich in Fa⸗ 
milienangelegenheiten zu miſchen. 

Die beiden höheren Inſtanzen gaben dem Klagebegehren ſtatt 
und zwar der oberſte Gerichtshof unter ausdrücklicher Berufung auf die 
Entſcheidungsgründe der zweiten Inſtanz. In dieſen heißt es: „Bei 
dieſem Sachverhalt war allerdings der Kläger berechtigt, von den Ge⸗ 
klagten die Zahlung zu fordern, und können die Letzteren gegen ſeine 
Klage ſich nicht durch deu vorgebrachten Grund ſchützen, daß fie nicht die 
Beſtellung gemacht haben. Die Geklagten widerſprechen nämlich, indem 
ſie dieſe Einwendung erheben, keineswegs, daß die Kerzen nur in jener 
Quantität vom Kläger geliefert wurden, welche zu einem dem Stande 
ihrer verſtorbenen Tochter angemeſſenen Leichenbegängniſſe erforderlich 
war. Auch haben fie nicht behaupten können, daß der Kläger für die er- 
folgte Lieferung bereits bezahlt fei, oder von dem ebenfall8 nun verftor- 
benen Gatten der Tochter feine Befriedigung erlangen könne. Es trifft 
alfo hier gerade die Vorausfegung des 8. 1042 a. b. G. 3. zu, durch 
welche die Anftellung ver Klage wider die Ehegatten B gerechtfertigt 
wird, da der Kläger zur Beitreitung einer Ausgabe beigetragen hat, 
welche jenen als Erben im Sinne des 8. 549 a. b. ©. B. oblag. Die 
brieflihe Beftellung erfolgte an demfelben Tage, an welchem das Leichen: 
begängniß ber verjtorbenen M ftattfand. Es ift in derfelben nirgends... 
erflärt, daß der Schreiber des Briefes M perjönlich eine Verpflichtung 
übernehmen wolle, er enthielt nur die Bitte um die Lieferung zu dem 
fraglichen Zwede.... M, welcher biejen Brief fchrieb, vertrat zu jener 
Zeit die Stelle feiner verftorbenen Gattin, wie fi) aus der bezüglichen 
Todesfallsaufnahme ergibt, bei welcher ihm ihr Nachlaß in Verwahrung 
gegeben wurde; indem er die Vorbereitungen für das Leihenbegängniß 
traf, traf er Anordnungen und Vorbereitungen im Intereſſe der Erb- 
Ihaft, handelte alfo als Gelchäftsträger der Verftorbenen und da das⸗ 
jenige, was er auf dieſe Weife vorgenommen, die Grenzen einer orbent- 
lichen Verwaltung nicht überjchreitet, jo folgt auch hieraus, daß er bie 
Verlaſſenſchaft und nicht ſich ſelbſt obligirte.* 








Nr. 72, 
—— ven Todesfall oder Legat? 


Bean v..18 ae 700 (Beft.. ded das Krtpeit‘ de8 8. G. 
5 ali 1868. Ye, 11961 61 söänbernben: Artpeils bed DR 6. 
Sa Det. 1a ). dei Trib. 1855, &, 24, 
0. 35. Giornale di —E pr. "1855, ©. 185 ff. 
‚ .... Am 10. November 1840 fertigte M eigenhändig eine Urkunde aus, 
in welcher er dem A „aus dem Titel des Legates, nad) meinem -Tode zu 
bezahlen“, eine gewifje Geldſumme zumwies, welche Zuweifung er in den 
Shlaßworten für unwiderruflich erklärte. Am 28. Juli 1841 ließ A 
das Datum dieſer Urkunde amtlich conftatiren, und am 1. Auguſt 1844 
gab er. fie einem Notar in Berwahrung. Am 8. März 1843 widerrief 
M ſchriftlich diefe Urkunde und am 14. Februar 1846 beitätigte er dieſen 
Widerruf. Der Klage des A wider die Verlaſſenſchaft des M auf Zab- 
lung diejes Betrages warb in erfter Inſtanz ftattgegeben, in zweiter 
und dritter warb derfelbe mit feinem Begehren abgewiefen. Ä 
Gründe ver dritten Inftanz: „Nah 8. 956 0.6.6.8. ift 
bie Schenkung auf den Todesfall nur dann als Vertrag anzufehen, wenn 
bie bezügliche Urkunde, welde dem Beſchenkten übergeben worden ift, 
außer dem ausbrüdlichen Berzicht des Schenfers auf die Befugniß fie zu 
widerrufen, aud) noch die Annahme von Seite des Beſchenkten ausipricht, 
und e8 kann daher ver bloße Beſitz der Urkunde ven Anforderungen dieſes 
Paragraphes nicht genügen... . In der fraglichen Urkunde vom 10. Nov. 
1840 gebraucht ver Ausfteller nur ven Ausprud: „„Legat““, und es ift 
von einer Annahme des Beichenkten darin nicht die Rede; auch war bie 
Abſicht des Erblaffers nicht blos auf eine unwiderruflihe Schenfung ge- 
richtet, wie der Kläger behauptet, da er ſelbſt diefem Act bie Benennung 
„„Legat und Schenkung““ in ben fpäteren Widerrufserflärungen ge⸗ 
geben bat.... Auch hat der Berftorbene: in Ipäteren lestwilligen An- 
ordnungen einen reichlihen Gebrauch von dem ihm im 8. 716.6. G. B. 
eingeräumten Rechte gemacht, voransgegangene legtwillige Anordnungen 
troß des Beifages, daß fie unwiderruflich feien, abzuändern. 


— — rm— — 


Nr. 73. 
Beweislaſt bezüglich des Eigenthumsrechts und des Schulden⸗ 
ſtandes im Falle der Güternamhaftmachung. 


Eutſch. v. 13. Februar 1855, Nr. 1350. (Beſt. des Beſcheides der Prätur 
Aurouzo v. 11. Oct. 1854, Nr. 4931, Abänd, der Verorduung des O. L. ©. 
Venedig v. 1. Dec, 1854, Kr. 1 . 10030) Giamele di Giurisprudenza pratica 


’ 
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Nr. 74. 
Krecutionägefach wider ‘ven Hypythelarſchuldner auf Gruud 
eines mit dem a tz bgeſüleſenen gerilhtlichen 


.. 5* Paar 1230 (Beft. des beu des V 
— > 5 „ert. 1804 Br. 0 ab, — O. Te 
1ER Rr.. 2971). ©. 3. 1855, Nr. 60, 

ein —S wider den Uebernehmer ver belaſteten Realitãt 
auf Grund einer vor der Uebernahme intabulirten, nur wider den Per⸗ 
ſonalſchuldner und früheren Beſitzer der Pfaudſache eingeklagten Forde⸗ 
rung, und eines nach erfolgter Uebernahme mit dieſem allein abge⸗ 
ſchloſſenen Vergleiches wurde in zweiter und dritter Inſtanz abge⸗ 
wieſen, und zwar von letzterer deßhalb: „weil Die mit der Forderung ber 
Recurrentin belaftete Realität bereits am 12. Juni 1854 auf ven neuen 
Eigenthlimer übergegangen war, bevor ber ihr Executionsrecht begrün- 
dende Bergleich nom 4. Juli 1854 mit dem Perſonalſchuldner geichlofien, 
und im Executionswege auf der verpfändeten Realität intabulirt 
worden iſt. Diefer Vergleich begründet fomit ein Erecutionsrecht der 
Kecurrentin wider den Perjonalfchulbner, welches auf jenes bewegliche 
und unbewegliche Vermögen geltend gemacht werben kann, das demfelben 
angehört, nicht aber auf bie bereits in den bücherlichen Beſitz des Sin- 
gularnadyfolgers gefommene Realität, gegen welchen vielmehr im Sinne 
des $. 466 a. b. ©. B. das auf der an ihn übergangenen Realität wicht 
haftenve, daher auch von ihm nicht übernommene Executionsrecht rüd- 
fihtlich der auf feinem Anweſen verficherten Forderung der Kecurrentin 
mit: einer beſonderen Hypothekarklage geltend gemacht werben muß, welche 
nur in dem alle wegfallen würde, wenn das ererutive Pfandrecht ber 
Recurrentin bereit8 vor dem Uebergange ver Pfandſache auf ven jetzigen 
Befiger grundblicherlic eingetragen ‚und fomit von dem Letzteren über- 
nommen worden wäre.“ 


Nr. 75. 
Perſonen, ‚wider welche dad Koncursprivilegium der Kauf- 
leute wirkſam ift. 
€ v. 14. ha 1866, Rr. 2283 des G. 
en v. 2, Der. 1 Nr. 48617, — ——— des 8 *8 
Wien v. 10. Fünner 1855, Nr. 66), ©, 2. 1 Nr. 95 
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Nr. 76. j : h 

Unterjchied zwifchen Angeld uud Conventionalftrafe. — Un⸗ 

zuläffigfeit der Zuerkennung eines von dem in ber ‚Klage 
geltend gemachten verfchievenen Klagerechts. 


Eutſch. v. 28. März 1855, Nr. 1987 (Bet. des Nrtheild des 2. G. Wien 
d, 1 1854, Nr. 8728, Ybänd. deö Urtpeiis dep D, 2. ©. Wien 
v. 5, Eept. 1854, Nr. 5278). ©. 3. 1855, Pr. 10 

B hatte ſich verpflichtet, bi8 Ende October 1851 dem R eine Quan⸗ 
tität Getreide zu liefern, „bei fonftigem Verluſt der zuerft zu liefern⸗ 
den 500 Meten”. Auf Grund der darüber errichteten fehriftlichen Er⸗ 
Härung forbert nun A „die verfallene Darangabe von 500 Metzen der 
Fechſung von 1851*. Die erfte und dritte Inftanz wiefen ben Kläger 
ab; die zweite gab dem Klagebegehren ftatt. 

Gründe der erften Inftanz: „Auf Grundlage der Sıffä- 
rung (rüdfichtlich des von dem Geflagten an ben Kläger abreffirten 
Briefes) ddo. Wien 30. Auguft 1851, welcher dem gegenwärtigen Rechts: 
fireite zu Grunde liegt, begehrt ber Kläger die Lieferung von 500 
Wiener Metzen Korn als eine zu feinen Gunften verfallene Darangabe. 
Allein abgefehen davon, ob die obige Erklärung für den Geflagten rechts⸗ 
verbindlich ſei, geht es durchaus nicht an, auf die noch nicht abgelieferten 
500. Metzen, von welchen in der obigen Erklärung Erwähnung geſchieht, 
die Beſtimmungen des 8. 908 a. b. G. B. über das Angeld anzuwenden, 
und dieſe wegen der behaupteten Nichtzuhaltung des Contractes von 
Seite des Geklagten als eine im Voraus verfallene Angabe zu begehren. 
Der Wortlaut des 8. 908 a. b. G. B. iſt: „„Was bei Abſchließung 
u. |. w.““ Das Geſetz ſpricht ſomit ganz deutlich von demjenigen, was zum 
Zeichen der Abſchließung oder zur Sicherſtellung der Erfüllung des Ver⸗ 
trages bereits gegeben wurde; dieſes kann unter den vom Geſetze ange⸗ 
gebenen Umſtänden von dem Empfanger behalten werden. Es iſt aber 
durchaus unzuläſſig, die erſt als Darangabe zu leiſtenden 500 Metzen 
Korn als eine verfallene Angabe anzuſehen. Es muß daher der Kläger 
mit feinem Klagebegehren auf Lieferung von 500 Metzen Korn als 
eine verfallene Darangabe abgewieſen werben.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der Umftand, daß biele 
500 Meten als Darangabe bezeichnet wurden, kann an der Wejenheit 
der Stipulation nichte ändern, deren Tendenz offenbar dahin geht, dem 
Kläger das Recht einzuräumen, für den Fall nicht gehöriger Zuhaltung 
des Vertrages in dem unentgeltlichen Bezuge der 500 Metzen ferne Ent⸗ 
ſchädigung zu finden. Eine ſolche Uebereinkunft iſt nach den 88. 912 und 
1336 a. b. ©. B. geſtattet, und wird als Conventionalſtrafe bezeichnet. 
Daß der Kläger ſie nicht unter dieſem Titel einklagte, findet in dem Um⸗ 
ſtande ſeine Erklärung, daß er ſich an die in der Erklärung vom 
30. Auguſt 1851 vorkommende Benennung halten zu müſſen glaubte, was 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. J. 
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aber feinen Rechten keinen Abbruch thut, da bei der Entſcheidung über 
die aus einem Vertrage entipringenden Rechte und Berbindlichkeiten ver 
Bertrag nad) feinem ganzen Inhalte und nicht nad) einem von den Par⸗ 
teien irrig gewählten Ausdrucke zu beurtheilen ift. Es kann ſich demnach 
nur nod um bie Frage handeln, ob der Vertrag aus Verſchulden bes 
Gellagten unerfüllt geblieben und dieſer daher in die wertragsmäßige 
Convergi⸗no ſraß verfallen iſt.“ 


hründe der dritten Inſtanz: „Kläger bat die unentgelt⸗ 
liche Abfuhr von. 00 Metzen Korn als eine zu deſſen Gunſten verfallene 
—— eingekllagt amd wurde mit dieſem Klagebegehren in erſter In⸗ 
ſtauz abgewieſen, weil ver 8. 908 a. b. G. B. ein gegehenes Angelo 
vorausſetzt und es nicht angeht, dieſe geſetzliche Norm auf ein erſt zu ge 
bendes Angeld auszubehnen, ein erſt zur leiftendes Angelo als ein ver- 
fallenes anzufehen. Der obere Richter hat den Geflagten in bie unent⸗ 
geltliche Abfuhr dieſes Kornes verfällt, und zwar nicht auf Grund des 
8. 908, fonbern auf jenem ver 88. 912 und 1336 a. b. B. G. und 
hält den Umſtand, baß der Kläger bie Forderung nicht unter dem Titel 
ber Conventionalſtrafe einflagte, für unmwejentlih, da bei der Entſchei⸗ 
bung über die aus einem Bertrage entipringenden Rechte und Berbind- 
lichkeiten, der Vertrag nad) feinem ganzen Inhalte und nicht nach einem 
von den Parteien irrig gewählten Ausbrude zu beurtheilen fei. Allein 
das Angelo (nach 8. 908 a. b. ©. 3.) und die Conventionalftrgfe (nach 
8. 912 und 1336 ebd.) find zwei verfchievene Rechtötitel, gehen von 
ganz verſchiedenen Borausfegungen ans, hängen von verſchiedenen Be⸗ 
bingungen ab, und haben verſchiedene Rechtöfolgen. Das Angelo tft eine 
Sicherſtellung für die Erfüllung eines Vertrages, die Conventionalfirafe 
eine für. ben al bes entweder gar nicht ober nicht auf gehörige Art oder 
zu jpät erfüllten Verſprechens vorhinein beftimmte Entſchädigung für den 
wiberfahrenen Nachtheil. Das Angelo entheht, wenn ver andere Theil 
ſich damit begnügt, ben einen Theil von der Erfüllung des. Vertrages; 
bei ver Conventionalftrafe iſt dieſes — eine beſondere Verabredung aus⸗ 
genommen — nicht ver Fall. Das Angeld verfällt ohne Rüdficht auf 
einen wirflihen Schaden aus der Vertragsbrüchigkeit dem vollen Betrage 
nach; die Conventionalftrafe unterliegt, wenn folde von dem Schulpner 
im Berhältnifje zu dem erfolgten Schaven als. übermäßig erwiefen wird, 
der richterlichen Mäßigung. Es können daher in einem Nechtöftreite, je 
nachdem der Verfall des Ängeldes oder der Eintritt einer Convettional- 
ftrafe angeſprochen wird, die Einwendungen des Gellagten verfrhienen 
jein, und eben darum geht e8 nicht an, eine aus dem Titel des verfalle- 
nen Angeldes geftellte Forderung dem Kläger aus dem im Rechtöftreite 
ger nicht wentilivten Titel der Conventionalſtrafe zuzuſprechen. Da nun 
dieſemnach ber Anfpruc aus dem von dem Oberlandesgerichte zu Grund 
gelegten Rechtstitel der Conventionalftrafe unftatthaft ift, aus dem Titel 
der. Darangabe aber, wie der oberfte Gerichtöhof in Uebereinſtimmung 
mit den Unterbehörven erfennen muß, die Hägerifche Forderung ſich nad) 
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8. 908 a. 6. &. 9. nicht rechtfeutägen laßt, fo mußte. Das eefbeihterlöhe 
Erkenntniß heſtätigt werben.“ 


Nr. 77. 

Berjprechen der Eltern, das Heirathsgut bi zu einen be- 
ſtimmten Betrag zu ergänzen, falls das eigene Vermögen 
der Braut nicht ausreicht. 
€ v. 10, Ayril 1855 gr De 8 das U bei 2. ©. 

Wellen v. 7 z, Salı Er: E" 0266 abi. u ED 8 
laud vom 30. Nov. ‚Nr. 10275). Gäz. d. Trib. 1855, &. 625 1 

In den Ehepacten wurde für die Braut aus dem Vermögen, wel⸗ 
ches ihr im Wege ver Verlaſſenſchaftsabhandlung nach ihrem vetſtor⸗ 
benen Vater zufallen ſollte, ein Heirathsgut von 35.000 Lire ausgeſetzt. 
Ihre Mutter verbürgte ſich zugleich im eigenen Namen ben Bräutigam 
gegenüber dafür, daß das der Braut zufallende Vermögen diefen Betrag 
erreichen werde, und verpflichtete ſich, eventuell das Fehlende zu ergänzen. 
Als zwei Fahre ſpäter der Gatte ſtarb, war das Vermögen ſeiner 
Gattin noch nicht realiſirt. Die Letztexe verlangte nunmehr von ihrer 
Mutter den vollen Betrag von 35.000 Lire. Die erfte Inftanz nahm 
an, daß der Vertrag eine eventuelle Schenfung zu Gunften der Tochter 
enthalte, und Daß nur die Erfüllung bes Schenkungeverfproihens- noch 
nicht ‚gefordert werben könne, weil bie Verlaſſenſchaftsabhandlung mach 
bem Bater ver Klägerin noch nicht beendet, fomit noch nicht Dargetien 
fei, Daß das ihr von dort zufallende Vermögen bie Summe von 35.000 
Lire nicht- erreiche, Sie wies daher das Klagebegehren zwar ab, behielt 
aber der. Klägerin das Recht vor, dasſelbe feinerzeit zu erneuern. Die 
beiden böheren Inſtanzen defeitigten dieſen Vorbehalt, und wieſen das 
Klagebegehren unbedingt zurück. 

Gründe der dritten Inſtanz: „In den fraglichen Ehe⸗ 
pacten wurde die Mitgift von. 35.000 Lire ausdrücklich aus dem ber 
Braut eigenthlimlichen Vermögen beftellt, und es follte die Bezahlung 
erſt Bei ver Renlifirung ver der Braut aus der Verlaſſenſchaft ihres 
Vaters .zugefallenen und damals noch nicht getbeilten Erbſchaft erfolgen. 
Aus dem Inhalte des Artilels 6 des erwähnten Vertrages ergibt ſich 
ferner, daß die Geklagte, die Mutter der Brant, fich feinesmegs in De- 
zug auf ihr Bermögen jei e8 als Schulönerin, fei e8 als Bürgin für die 
Ergänzung ber Mitgift im falle des Nichtausreihens des Vermögens 
der Braut verpflichtet habe; daß im ſchlimmſten Falle dieſe Erklärung 
nur zum Vortheile des Bräutigams gegeben wurde, und daher aus ihr 
der liberlebenden Gattin, welche im juriftifchen Sinne die wahre und 
bauptjächliche Schulonerin nah 8. 1219 a. b. G. 2. ift, ein Recht 
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nicht erwachſen konnte. Es ſtand daher der in der.erften Inſtanz 
zu Gunſten der Klägerin gemachte Vorbehalt mit der Beſtimmung des 
8. 316 ital. © O. (8. 326 weſtg. ©. O. — entſpricht dem 
8. 249 a. G. O., welchem jedoch gerade der hier entſcheidende Schlußſatz 
abgeht) im Widerſpruche.“ 


Nr. 78, 
Rückwirkung der Beftimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches 
auf früher angeordnete Subftitutionen. Unterſchied zwifchen 


Fideicommiß (Familieu-Fideicommiß) und fibeicommiffari- 
ſcher Subftitution. Berechnung der Grade nah 8. 612 


a. b. G. B. 
Entſch. vom 12. ra 1855 —— 13965 (8 ‚8 eft. des Heben 0 des L. G. Wien 
v. 183. Inni 1854, Abänd, j. Urtheild des O. 2%. ©. Wien 


vom 27, — ic Nr. 177). G. 3. 1855, Mr. ‘8, 


Johann Franz M hatte in feinem Teftamente vom 10. October 
1731 und in dem dazu gehörigen Codicille vom 12. December 1749 
feinen Bruder Ludwig M zum Univerfalerben eingeſetzt, demſelben aber 
deſſen fieben Kinder vergeftalt fubftituirt, „daß bei feinem Ableben letzte⸗ 
ren. die. ganze Erbichaft zufallen folle, wobei zugleich ‚angeordnet wurde, 
baß wenn der eine oder ber anbere ber erblafleriichen Neffen oder Nichten 
ledigen Standes oder ohne Leibeserben, oder deren Kinder, Enkel oder 
Arenkel und fofort deren Ablömmlinge in abfteigenver Linie. ohne Hinter- 
laffung ehelicher Teibeserben verftürben, berjenige Antheil, ven er over 
fie ererbt, ‚und ſolchergeſtalt auf ſich over feine Kinder gebracht haben 
würden, benen anderen Gelhwiftern, nämlich feinem oder ihrem Bruder 
und gejegten Yalles Schweiter, oder da dieſe nicht mehr am Leben wären, 
deren Kindern, Enkeln und Urenkeln und fo weiter pro rata in gleichen 
Theilen, und zwar in stirpes anwachſen und zufallen folle, mithin ad 
personas extraneas, jo lange noch Jemand von dem M'ſchen Stamme 
fowohl männlichen als weiblichen Gejchlechtes übrig jein würde, Teines- 
wegs gebracht werden könne“. Dieſe Verfügung wurde unter anderem 
auch auf eine bei dem. landesgerichtlichen Depofitenamte zu Wien erlie- 
gende Stantsobligation per 1700 fl. vorgemerkt. Als num ſämmtliche 
in ber erwähnten legtwilligen Anordnung dem Ludwig M ſubſtituirten 
Erben des zweiten Grades bereits verſtorben waren, ſtellten die Nach⸗ 
folger derſelben gegen den Johann Franz M'ſchen Subftitutions-Curator 
das. Begehren um Erfenntniß: 1. die von Johann Franz M in feinem 
obgedachten Teftamente und bezüglich Codicille zu Gunften ver ehelichen 
Nachkommen des Ludwig M angeordnete und in Folge Verordnung vom 
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6. September 1833 auf dem in der Johann Franz M'ſchen Verlaſſen⸗ 
ſchaft erliegenden Vermögen depoſitenämtlich angemerkte fideicommiſſa⸗ 
riſche Subſtitution ſei durch das Ableben ver ſämmtlichen zum Genuffe. 
des Subſtitutionsvermögens gelangten Nacherben des zweiten Grades 
erloſchen; 2. die Kläger ſeien daher berechtigt, die depoſitenämtliche 
Löſchung der vorbezeichneten Subſtitutionsanordnung von dem in der 
Johann Franz M'ſchen Verlaſſenſchaft im landesgerichtlichen Depoſiten⸗ 
amte erliegenden Vermögen, beſtehend aus einer Hpercentigen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibung per 1700 fl., und die Erfolglaſſung dieſer Staats⸗ 
ſchuldverſchreibung zu erwirken. | 

Der Klage wurbe in erfter und dritter Inftanz ftattgegeben, in 
zweiter Inſtanz wurde des Begehren abgewiefen. 

Nach den Gründen der zweiten Inftanz „geht der Sinn ber 
legtwilligen Anordnung des Franz Johann M dahin, daß das hinterlaffene 
Bermögen ein unveräußerliches Gut aller Geſchlechtsnachfolger feines 
Bruders Ludwig M bilden fol, und daß daher durch dieſe Anordnung 
nicht blos einzelnen zur Erbfolge berufenen Perſonen, ſondern dem ganzen 
M'ſchen Stamme, und zwar für immerwährenve Zeiten, ein Vortheil zu- 
gewendet wird, wornach ſich diefelbe als ein Fideicommiß und zwar als 
ein Pecuniarfideicommiß darftellt. Zur Zeit der Errichtung dieſes legten 
Willens waren jedoch die Begriffe eines Fideicommiſſes und einer bloßen 
fideicommiſſariſchen Subftitution nicht in der Art geſondert, wie fie es 
jest find und auch die fideicommiſſariſche Subftitution war damals nicht 
auf gewiſſe Grave beſchränkt. Nach dem Hofdecret vom 16. November 
1814, Nr. 1111 find die vor der Wirkſamkeit des a. b. G. B. errichteten 
legten Willenserflärungen ver Form und dem Inhalte nad nur nad) den 
früheren Gejegen zu beurtheilen. Es Tann daher auch bei der Beurthei- 
lung der Rechtöwirfungen des am 10. October 1731 und 12. December 
1749 errichteten legten Willens nicht 8. 612 a. b. ©. B., ſondern ledig⸗ 
id die damals beitandene Gefeggebung zur Richtſchnur dienen. Nach 
den damaligen Gefegen waren aber die fideicommiſſariſchen Anordnungen 
weder auf gewiſſe Grade beichränft, noch in der Regel von der Erwirkung 
der landesfürftlihen Genehmigung abhängig gemacht. Denn e8 heißt in 
der Verordnung Kaiſer Leopold8 I. vom 2. October 1674 wörtlich: 
„laſſen Wir e8 bei der Fideicommittenten Willkür gnädigſt bewenven, ob 
fie über ihre Dispofitionen Unfere landesfürftliche Eonfirmation einholen 
wollen.” Der weitere Beifag: „daß der Fiveicommittent vermöge Rechten 
zu dilponiren befugt fein müſſe“, kann aber nicht ven Sinn haben, daß 
der Teſtator bei der Subftituirung der Erben auf gewifje Grave be- 
ſchränkt fein folle, denn eine ſolche Beſchränkung ift aus keinem damals 
erfloffenen Gejege, und jelbft nicht aus dem ſubſidiariſch geltenden römi⸗ 
Ihen Rechte zu entnehmen, da nad) legterem die Beitimmung der Grabe 
der Subftitution ber Willkür des Teftators überlaffen blieb, wenn nur 
der fubftituirte Erbe facultatem testamenti passivam befaß. Auch die in 
den fpäteren Gefegen vorkommenden Einſchränkungen, insbefondere in 


0 


der Berorunung vom 22. Sinner 1763, beziehen ſich nicht auf Pecuniar⸗ 
fiveicommiffe. Hieraus folgt, daß in Anwendung der älteren Geſetze die 
von Johann Franz M angeorbnete fideicommiſſariſche Subſtitution in 
ihrem ganzen Umfange, und zwar bis zum gänzlichen Erlöſchen des 
M'ſchen Stammes, als giltig und rechtswirkſam angefehen werden muß. 
Diefe-älteren Geſetze find aber allerdings hier maßgebend; denn in bem 
V. Ablage des Kundmachungspatentes zum a. b. G. B. wird ausbrikd: 
(ich erffärt, daß vasfelbe auf vorhergegangene Handlungen, auch wenn 
jelbe nur in einfeitigen Willenserflärungen beftehen, feinen Einfluß habe. 
Es macht in dieſem Falle feinen Unterſchied, ob das Rechtsſubject, welches 
darauf feine Rechte gründen kann, bereits exiftirt hat, oder nicht. In 
legterem alle wird zwar bie fmbjective Fähigkeit des Erben nad) den 
zur Zeit feines Erbichaftsantrittes beftehenden Geſetzen zu. benttheilen 
fein; dadurch wird aber die Rechtsgiltigkeit ber vor ver Wirkfamfeit des 
neuen.a. b. ©. B. umternommenen Handlung des Teftator8 und der ob» 
jective Beftand des Rechtes nicht im Mindbeſten alterirt, indem biefe 
Handlang — nämlid die Errichtung des legten Willens — nicht von 
der Zuſtimmung einer zweiten Perfon abhängig war, und mit dem Tode 
bes Teſtators vechtswirffam wurde. Wollte man aber auch annehmen, 
daß der 8. 612 a. 5. &. 3. Anwendung finde, fo ließe fi) nad) ver An⸗ 
fiht des Obergerichtes dadurch das Klagebegehren dennoch nicht recht⸗ 
fertigen; denn die Berechnung der Grabe kann nad) 8. 612 nur mit: 
jenen Nacherben beginnen, welche nicht Zeitgenoffen des Erblaffers find. 
Diefemnach bilden die zur Erbſchaft gelangten Enfel des eingefegen 
Univerfalerben Ludwig M den erften Grad, und die gegenwärtigen Ur- 
enfel als Klüger den zweiten Grad. Da fi nun nad 8. 612 des a. 6. 
G. B. die fiveicommiffarifhe Subftitution bei beweglichen Sachen aud) 
auf. den zweiten Grad erftredt, fo find auch dieſe noch an bie fineicom- 
miſſariſche Anordnung gebunden und daher verpflichtet, den Nachlaß auf 
ihre Kinder zu übertragen, und dieſen Letzteren wird erft das freie Eigen- 
thum zukommen. Die Behauptung, daß ſchon ber zweite Grad ber nach⸗ 
berufenen Erben mit dem Nachlaffe frei disponiren könne, ift nicht richtig, 
dem die fideicommiffarifche Subftitution befteht nach 8. 610 des a. b. 
G. B. eben in dem Berkote, über ven Nachlaß zu teftiven; wenn dem⸗ 
nad vie fideicommiſſariſche Subftitution nad 8. 612 0.6. G. B. bis 
auf den zweiten Grad ſich erftredt, fo Tann diefes offenbar nur den Sinn 
haben, daß das von dem Erblaffer angeorpnete Verbot auch für den 
zweiten Grad noch giltig ſei.“ | 
Gründe der dritten Inſtanz: „Die auf der 5% Staats⸗ 
ſchuldverſchreibung vom 1. Auguft 1828, Nr. 20.564, pr. 1700 fi. 
haftenden Iegtwilligen Anorbnungen des Johann Franz M vom 10. Oc- 
tober 1721 und 12. December 1749, durch welche er feinen Bruber 
Ludwig M zum Erben einfegte und ihm feine Kinder und deren Rach⸗ 
kommen unbeſchränkt ſubſtituirte, wurben weder als bie Anorbnung eines: 
eigentlidyen Fiveicommiffes, noch jene Staatsſchuldverſchreibung als ein’ 


_ 87 — 


Pecrmiarfideicommiß behandelt; der Beklagte trat hier auch nicht ats 
Fideicommiß⸗ oder Pofteritätcnrator, fondern lediglich als Subſtitutions⸗ 
curafor auf, und beide Theile gingen in vorliegender Verhandlung im 
Welentlichen von der Anficht aus, daß durch obige ketztwillige Berfügung 
lediglich eine fideicommiſſariſche Subftittion angeorpnet worden fei. Es 
kann daher auch bei Entfcheinung vieles Rechtsfalles nur von leßterem 
Standpimfte ausgegangen werden. Died voransgefegt, kömmt es nun 
zunächſt auf die Frage an, ob auf obige letztwillige Verfiigung die An⸗ 
orbnumg des a. b. ©. B., wie die Kläger behaupten, indem fie nad) 
8.611 und 612 die Ertöfhung ber Subftitution und bie freie Gebah- 
rung mit der bemerkten Staatsichulpverfchreibung reclamiren, ober aber 
bie diesfalls beftandenen früheren Gejege, wie der geflagte Curator 
meint, welcher deßhalb vie Fortdauer der Subftitution bi8 zur gänzlichen 
Erlöfhung der Ludwig M'ſchen Descendenz behauptet, Anwendung fin- 
den? In dieſer Beziehung ift e8 im Allgemeinen wohl richtig, daß die 
Beftimmungen des a. b. ©. B. fowohl nad) dem Kundmachungspatente 
zu bemjelben, als auch nad 8.5 des a. b. G. B. felbft anf vorausge⸗ 
gangene Handlungen und auf vorher erworbene Rechte keinen Einfluß 
haben, und es iſt hinſichtlich der letztwilligen Anordnungen ſpeciell durch 
das Hofdecret vom 16. November 1814, Nr. 1111, beſtimmt, daß die 
vor der Wirkſamkeit des a. b. G. B. errichteten letzten Willenserklärun⸗ 
gen ſowohl hinſichtlich der äußeren Form, als auch in Bezug auf ihren 
Inhalt nach den früheren Gejegen zu beurtheilen feien. Allein dieſe 
Regel hindert die Anwendung ver Beitimmungen des a. b. G. B. auf 
vorher begründete Brivatrechtsverhältnifie nicht, wenn jene Beſtimmungen 
eine im allgemeinen Interefje eingeführte Beſchränkung 
ber Privatrechte zum Gegenftande haben, weil folche ftet8 der öffent- 
fihen Rüdficht weichen müflen. Eine ſolche Beſchränkung enthält der 
8. 612 a. b. ©. B., welder fideicommiſſariſche Subftitutionen in Ans 
jehung der Gelofummen und anderer bewegliher Sachen nur bis auf 
den zweiten Grad geftattet, und offenbar die Beleitigung der Hindernifie 
ver freien Berfügung über das bewegliche Eigenthum und die Beförde⸗ 
rung des allgemeinen Verkehres bezielet, mithin auf öffentlichen Rüdfichten 
beruht. Wenn daher auch die zur Zeit der von Johann Franz M an 
georbneten fideicommiſſariſchen Subftitution beftandenen Geſetze dem 
Zeftator feine Beichränfungen in der freien Verfügung auferlegt haben 
jollten, jo ift der vorliegende Streitgegenftand dod) immer nur nad) dem 
beftehenven a. b. &. B. zu beurtheilen. Da nun, wie bemerkt, ng 

8. 612 vesfelben vie fideicommiſſariſchen Subftitutionen hinfichtlich der 
Geldſummen und beweglichen Sachen nur bis auf den zweiten Grad ges 
ftattet find, und das Subftitutionsvermögen nach den ſechs Kindern bed 
Ludwig M, welche als Zeitgenoffen des Erblaffers (ber im Codirille ſpgar 
von fieben Kindern ſpricht) nad) 8. 611 a. 6. G. B. nicht zu zählen find, 
auf die fubftituirten Erben des erften Grades, nämlich anf die Enkel und 
Enfelinnen des Ludwig M und von diefen auf die Subftitutiongerbert 


des zweiten Grades, nämlich auf die Urenfel und Urenkelinnen desſelben, 
bie das Subjtitutionscapital berzeit befigen, übergegangen ift: fo erfcheint 
bie angeotdnete gejetliche, auf zwei Grave beſchränkte Subftitution be- 
reits als erlojhen, und die Kläger find zur freien Verfügung iiber das 
Subftitutionscapital berechtigt. Der Geflagte meint zwar, daß auch vie 
gegenwärtigen Beliger, nämlich die Kläger noch in der Subftitution ein- 
geſchloſſen und daher verpflichtet feien, das Bermögen ihren Inteftaterben 
zu binterlaffen; allein da dieſe Inteftaterben ven dritten Grad der Sub- 
ftitutionserben bilden würden, und das Geſetz nur zwei Grade als zu- 
läſſig erklärt, fo kann dieſe Anficht des Geklagten nicht als richtig aner⸗ 
kannt werden.“ 


Nr. 79. 
Verjährung des Entgelts für Dienſtleiſtungen. 


Entſch. v. 18. April 1855, Nr. 2630 (Belt. des dad Urtheil des L. G. 
Bergamo v. 26. Mai 1854, Nr. 4838 abändernden ürtheüis ves D. 5 ©. 
Mailand v. 10. Nov, 1854, Nr. 10006). Gaz. d. Trib. 1855, ©. 322 ff. 

B hatte feinem Freunde A für die Beſorgung jeiner Geſchäfte und 
Verwaltung feines Vermögens brieflich eine jährliche Remuneration von 
1000 8. zugeſichert; A nahm das Anerbieten an, führte die Geſchäfte 
buch fünf Jahre, und klagte am Ende des zehnten Jahres ſeit dem 
Beginne jener Gefhäftsführung gegen B (beziehungsweile gegen ven ihm 
wegen Verſchwendung beftellten Curator) auf Zahlung von 5000 2. 
Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren ab, indem fie davon aus⸗ 
ging, daß bie Forderung nad) 8. 1480 a. b. ©. 3. verjährt fei. Die 
beiden höheren Gerichte gaben dem Klagebegehren ftatt, und zwar ver 
oberfte Gerichtshof „in der Erwägung, daß nad) $. 1480 a. b. G. B. 
nicht der Kohn oder das Entgelt für eine Dienftleiftung, ſondern nur das 
Recht auf Dienftleiftungen, der breijährigen Berjährung unterliegt.“ 


Nr. SO, 
Zuläffigkeit der Verlegung der Eivestagfagung auf eimfeiti- 
ges Berlangen desjenigen, der den Eid angetreten hat. 


Entſch. v. 19. April 1855, Nr. 8521 (Bet. der den Beiheid der Prätur 
Almenns v. 27. Yünner 1855, Nr. 340 abänd, Berorönnng ded O. J 
Mailand v. 24. Februar 1855, Nr. 2882), Gaz. d. Trib. 1866, ©, 1 

A hatte einen Haupteid, auf welchen erfannt war, angetreten ; ; 
allein er erfhien nicht bei ver zur Ablegung des Eides angeordneten Tag⸗ 
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ſatzung. Statt ſeiner fand ſich nur ſein Advocat ein, welcher angab, daß 
ein ungewöhnlicher Schneefall es ſeinem Clienten unmöglich gemacht 
habe, zu erſcheinen, weßhalb er die Verlegung der Tagſatzung begehre. 
Der Gegner widerſetzte ſich dem, und bie erſte Inſtanz wies das Ver⸗ 
legungsgejud ab, indem fie zugleich den Eid für nicht abgeſchworen er- 
Härte. „Das Urtheil”, jo lauten die Gründe diefes Beſcheides, „hat dem 
A in Gemäßheit des $. 273 ital. ©. O. (8. 210 a. ©. DO.) auferlegt, 
ben Eid, zu welchem er zugelaflen wurde, bei der auf fein Abtretungs- 
geſuch anzuordnenden Tagjagung abzulegen, widrigenfall® er dazu nicht 
mehr zugelaffen würbe. Nun ift aber nad 8. 508 ital. ©. DO. ($. 522 
weitg. ©. DO.) der Richter nicht ermächtigt, da wo das Geſetz ausdrück⸗ 
lid) anordnet, daß die Partei, wenn fie den feftgejegten Termin verftrei- 
hen Tieß, nicht mehr gehört werden joll, eine Verlängerung des Termins 
zu bewilligen; vielmehr iſt in ſolchen Yällen das Berlängerungsgejuc 
ohne Weiteres zurückzuweiſen. Da nun der Termin zur Ablegung eines 
Eides feiner Natur nad) ein peremtorifcher tjt, indem an das fruchtlofe 
Berftreichen dieſes Termins viefelben Folgen geknüpft find, welche im 
$. 508 ital. ©. O. angeordnet find, und fomit das Erlöfchen des Rechtes 
zur Ablegung des Eides unmittelbar auf dem Gelege beruht, fo würde 
diefe Folge zu Gunften dev Gegner auch dann eintreten, wenn fie fich 
dem Berlegungsgefuche nicht ohnehin widerfegt hätten. Wenn endlich 
eine Partei verhindert ift, zur Ablegung des Eides zu erjcheinen, fo kann 
dieſes nicht ein Verlegungsgeſuch begründen, ſondern es ift in einem 
ſolchen Falle um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand anzufuchen.” 

Die beiden höheren Gerichte bewilligten die angefuchte Verlegung 
der Eidestagſatzung, und zwar ber oberfte Gerichtshof in der Erwägung, 
„daß das Geſetz den Zermin für die Tagſatzung zur Ablegung eines 
rechtzeitig angetretenen Eides nicht beftimmt, vielmehr die Beftimmung 
dem vernünftigen Ermeſſen des Richters überläßt, weßhalb auf den vor⸗ 
liegenden Fall auch die Beitimmung des $. 508 ital. ©. DO. nicht an- 
wendbar erſcheint“. 


Nr. 81. 
Perſonen, wider welche die Beſitzſtörungsklage zu richten iſt. 


Eutſch. v. 10. Jerit 8 Nr. 3365 (Veit. der den Beſcheid der Prätur 
Barefe v. 30. D 854, Nr. 17572 abänd, Derordunn be ed 8 L. 8 
Mailand v. 17. —2— 1855, Rr, am. Gaz. d. Trib. 1858, ©, 


Der Maurer B hatte eine Mauer des dem M gehörigen Haufes 
durch einen Strebepfeiler unterftügt, und die Kommune A, welde in 
dieſem Bau eine Störung ihres Befites fand, richtete ihre Beſitzſtörungs⸗ 
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Mage nicht gegen den (übrigens abweſenden) Eigenthümer bes Haufes, 
fondern gegen B, welcher ſich auf einen ſchriftlichen Auftrag des M berief. 
In erfter Inftanz ward dem Begehren der Klage fiattgegeben; vie 
beiden höheren Gerichte wieſen e8 zurück, und zwar ber oberfte Gerichte» 
hof in der Erwägung, „daß der Geflagte, indem er den fraglichen Bau 
vornahm, nicht von ber Abficht geleitet war, ben Beſitz eines Andern zu 
ftören, oder Befigacte im Namen eines Anderen vorzunehmen, fondern 
auf Befehl und im Auftrage des M vorging;; ferner bar ber Geffagte, als 
von einem Dritten beauftragt und als einfacher Handwerker, nicht zur 
Beobachtung der im 8. 68 ital. ©. D. (8. 72 weitg. ©. DO.) vorgeſchrie⸗ 
benen Formen gebunden ift; daß daraus, daß ber von M an den Ge- 
klagten ergangene Auftrag der Klägerin nicht bekannt ift, noch nicht ge⸗ 
folgert werden kann, daß er ein geheimer geweſen, und daß endlich nach 
8.1017 a. b. ©. 3. die aus der Handlung des Mandatars entiprin- 
genden Rechte und Pflichten. nicht ihm zulommen, fondern lediglich dem 
Auftraggeber.“ 


Nr. 82. 

Differenzgefchäft oder Vieferungsvertrag mit Feftfegung eincs 
Reugeldes? — Gtellung des Commilfiouärs, welcher zum 
Abſchluß eines folchen Gejchäftes verwendet wurde. 
zul. v.1. Mai 1855, Nr. 2537 (Bet. des dad Urtheil des % G. 
alland v. 30, Det. 1854, Nr. 14297 abänbernden uüͤriheiis des D. 2. ©, 
Mailand v. 18. Jänner 1855, Kr, 13040), Gaz.d. Trib. 1867, &, 528, 524. 

Das Mailänder Handlungshaus B ermädtigte das Haus A in 
Morfeille, für feine Rechnung 100 Fäſſer Weingeift, das Faß zum Mi- 
nimalpreis von 74 Franken zu verkaufen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß 
ber Berfäufer bis zu dem für die Uebergabe beftimmten Tage berechtigt 
fein folle, gegen ein Reugeld von 30 Franken per Faß vom Vertrage 
zurüdzutreten, und daß A als Commiſſionär volle Garantie zu leiſten 
habe, jo daß B um den Namen des Käufers fi) gar nicht zu befümmern 
brauche. A zeigte bald hierauf dem B den Abjchluß des Vertrages und 
zwar zu dem Preis von 80 Franken per Yaß an, und B erklärte fi) aud) 
da mit einverftanden. Als jedoch die zur Erfüllung des Vertrages feftge- 
ſetzte Zeit herankam und B aufgefordert wurde, fich zu erkfüken, ob er 
liefern oder bie 30 Franken per Faß zahlen wolle, weigerte er fich ſowohl 
des Einen wie des Andern, indem er fi darauf berief, daß der Vertrag 
eine Wette begrände, zu deren Einhaltung man weber nad) öfterreichi- 
ſchem, noch nad) franzöſiſchem Recht gezwungen werden fünne. A ward 
inzwifchen von dem Dritten, mit welchem er unter eigener Dafürhaftung 
contrahirt hatte, in Marjeille auf Erfüllung des Vertrages belangt, und 
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— nach orbnungemäßiger Streitverfünbigung an B — zur Zahlung 
verurtheilt. Er verlangt nım von B den Erfaß deffen, was er jenem Ur⸗ 
theile gemäß gezahlt hat. Seinem von der erften Inſtanz abgewielenen 
Begehren. wurde von den höheren Inftanzen ftattgegeben. 

Gründe ber dritten Inftanz: „Someit es fih um den 
britten Contrahenten und um A Hanbelt, war das abgeſchloſſene Kauf⸗ 
oder Prämiengeſchäft unzweifelhaft giltig und wirkſam, da das Gefetz 
des Ortes, wo es abgeſchloſſen wurbe, ein ſolches nicht verbietet, und die 
Verhandlung nichts zu Tage gebracht "hat, was annehmen ließe, daß bas 
Geſchäft bios ſimulirt ſei. — Wenn nun and) wirklich, mie der Geklagte 
behaupten will, jenes Geſchäft tin Sinne des Artikels 1965 des Code 
Napoleon als eine Wette angeſehen werden könnte, jo hätte dennoch ber 
Kläger die Naturalobligation gehabt, fie zu erfüllen, da das Geſchäft im 
Bertrauen auf feine Reblichleit und unter dem Schuge bes kaufmänniſchen 
Credits abgefchloffen worben ift ...... Wenn nun gleich der Com: 
miffionär verpflichtet ift, im Interefle feines Committenten zu handeln, 
jo ift er doch keineswegs: verpflichtet, für denſelben feinen eigenen Credit 
und guten. Namen. zu opfern ...... Auch von Seite des Geklagten kann 
nicht davon bie Rede fein, daß es ſich um ein bloßes Spiel oder eine 
Wette handelt, da ſich aus der vorliegenden Correfpondenz ergibt, daß 
die wiffliche Lirferumg ver Waare Teineswegs. ausgeſchloſſen wurde, und 
der Geklügte ſich nur das Reit vorbehalten hat, gegen Zahlung eines 
beftimmten Keugeldes von dem Vertrage zurütfzutreten.. Für die Er⸗ 
fülung des Vertiages hatte ferner ver Mläger jene Garantien geboten, 
welche ſich auf feinen guten Namen und auf: jenen faufmänniichen Erebit 
ftügen. Es konnte aljo dem Geklagten nicht freiftehen, ſich nach Belieben 
nad) allen voraudgegangenen Vorhandlungen von ben Berpflichtungen, 
bie er übernommen, loszuſagen, fich ſelbſt in integrum zu reftituiren und 
alle Gefahr feinem. Commiſſionar aufzubilrben.“ 
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Nr. 83. 


Unzulaͤſſigleit des Hanpteides über Thatſachen, welche keinem 
der beiden proceßführenden Theile aus eigenem Wiſſen voll⸗ 
ſtäudig bekannt ſind. 

Eutſch. v. 2. Mat 1855, Kr a (Beh. des rei des L. 6, Benehig 
v. 21, Anguf 1854, Nr. 11 632, Abünd. des Urtheils 3 Q. L. G. Be 
nedig v. 6 , Dec, 1854, Nr. 18400). Eco d. Tri ©. 280 ff. 

A trägt ver B den Haupteid darüber auf, u * * C gewiſſe 
Arbeiten bei ihm nicht beſtellt habe. Die beiden unteren Inſtanzen 
divergirten gänzlich in ihren Entſcheidungen. Die erſte Inſtanz wies 
das Klagebegehren zurück, weil ſie annahm, daß dem A das Klagerecht 
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nicht wider bie B, fondern gegen einen Anbern zuftehe. Die zweite In- 
ftanz berüdfihtigte zunächft andere, nicht hierher gehörige Punkte und 
ordnete einen Beweis duch Kunftverftändige an. Der oberfte Gerichts- 
hof beitätigte die Abweiſung des Klagebegehrens, jevoh nur deßhalb, 
weil „das einzige Beweismittel, welches Kläger anbietet, ver Haupteid, 
fo wie er formuliert ift, nicht geeignet ift, einen Beweis herzuftellen, viel- 
mehr unzuläffig erfcheint, weil er über fremde Handlungen aufgetragen 
ift; denn bie Geflagte könnte wohl über den Auftrag ſchwören, ven fie 
dem C gegeben haben joll, und A über den Auftrag, den er von C erhal- 
ten haben will; allein erftere fönnte nicht über leteren Umftand, und A 
nicht über die dem C ertheilte Ermächtigung einen Eid ſchwören.“ 


—— 


Nr. 84. 


Erfa des Fünftig entgehenden Verdienſtes im Falle einer 
durch Körperverlekung bewirkten Erwerböunfähigfeit bes 
Beichädigten. 

Eutſch. v. 8. Mai 1855, Nr. 4825 (Beft. deö das Urtheil des 2. G. 
Linz v. 14, et. 1854, Str. 562 abänd, Urtheils des O. L. G. Wien 
v. 29, Dec. 1854, Nr. 3838). G. 3. 1866, Nr. 11. 

In einem Proceſſe um Erſatz des künftigen Verdienſtes in Folge 
einer durch culpoje Körperverlegung bewirkten Unfähigfeit eine® Hand» 
werkers zur Fortfegung feines Gewerbes, in welchem ber Geflagte fich 
darauf berief, daß der Berlegte nicht ganz und gar arbeitsunfähig ge- 
worden fei, ſprach der oberite Gerichtshof folgende Kechtsanficht aus: 
„Das Geje fordert nicht, daß der Beſchädigte gänzlich erwerbsunfähig 
wird; es liegt in der Natur der Sache, daß, wenn der Verletzte durch 
die ihm zugefügte körperliche Verlegung unfähig wurde, fid) durch das 
von ihm erlernte Gewerbe etwas zu verdienen, der Beſchädiger verpflich- 
tet fei, ihm dieſen künftig entgehenden Verdienſt zu erjegen, weil vie 
Schadloshaltung in der Zurüdverfegung des Beſchädigten in den vori- 
gen Stand befteht, oder wo dieſe nicht möglich ift, in der Bezahlung des 
Schätzungswerthes ($. 1323 des a. b. ©. B.), d. i. eines Aequivalentes, 
welches dem Betrage gleihlommt, ven der Kläger ſich im Gewerbe ver- 
dient haben würde.“ 
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| Nr. 85. 
Berpflichtung des Eigenthümers bes dienſtbaren rundes, 
auf melden ein Abzugscanal geführt ift, die Reinigung des— 
| felben zu dulden, 


Eutſch. v. 8. Mai 1855, Nr. 4556 (Weit. ded das Urtheil der Prätur 
Sufelmanginre v. 24, Oct. 1854, Nir. 6259 abändernden Urtheils des 
D.% ©, Mailand vom 9, Gebrugt 1855, Nr. 1174). Gaz.d. Trib. 1856, 


Es ift anerkannt, daß B fi gefallen Iaflen muß, daß der im 
Haufe des A fih anfammelnde Unrath durch einen Canal in fein Haus 
geleitet werde. Er will jedoch diefen Canal auf feinem Grunde weder 
jelbft reinigen, noch geftatten, daß ihn A dort reinigen lafle. Die erſte 
Inſtanz wies das hierauf gerichtete Begehren des A ab; die zweite gab 
ihm ftatt, und der oberfte Gerichtshof beftätigte letztere Entſcheidung, 
indem er bemerkte: „Das Urtheil der zweiten Inftanz bat blos im Prin- 
cipe anerkannt, daß ber Geklagte verpflichtet ift, den fraglichen Kanal, 
wenn es nöthig ift, entweder ſelbſt reinigen zu laffen, oder zu geftatten, 
daß dieſes auf Koften des Klägers gefchehe. Ueber den Ort und über die 
Ausführung diefer Reinigung ift weiter nichts verfügt. Bei dieſem 
Stande der Dinge hatte B feinen Anlaß, ſich über das erwähnte Urtheil 
zu beichweren, da er, wenn er die Eriftenz des fraglichen Abzugs⸗Canals 
dulden muß, ſich e8 offenbar auch gefallen laffen muß, daß derſelbe ge 
reinigt werde.“ 


Nr. 86. 
Alternatives Erkenntnuiß. — Berziht des Delaten auf bie 
Beitreitung der durch den Haupteid zu erprobenben Thatſache. 


Eutſch. v. 8. Mai 1855, Nr. 4607 (Belt. ber den Beſcheid des H. G. 
Mailand vom 19, Februar 1855, Nr, 19159 abändernden Verordnung des 
O. L. &, Mailand v. 14, märz 1855, A. 3244), Gaz. d, Trib. 1856, 


‚A hatte ven B auf Zahlung von 777 Lire für ihm bargeliehenen 
Mein geklagt. Das Urtheil gab dem Klagebegehren für ven Fall ftatt, 
daß der Beweis durch den dem Geklagten aufgetragenen referiblen 
Haupteid über den Umftand, daß ftatt der Rückſtellung des Weinesin natura 
die Bezahlung desjelben verabredet worden fei, zu Gunften des Klägers 
ausfalle; im entgegengefegten Falle follte der Geflagte nicht zur Zah» 
fung ber 777 Lire, fondern zur Rüdftellung des Weines verpflichtet fein. 
Als das Urtheil in Rechtskraft erwachfen war, überreichte B ein Geſuch 
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um Verſtändigung des Gegners von dem Umſtande, daß er den Eid 
weder ablegen noch zurückſchieben, vielmehr den fraglichen Umſtand im 
Sinne der Eidesformel als wahr gelten laſſen wolle. Dagegen proteſtirt 
nuu A, indem er ‚geltend macht, daß nach dem Wortlaut des Urtheils, 
wenn B nicht ſchwöre, ihm die Wahl bleibe, ben Eid abzulegen uud das 
Geld, oder ihn nicht abzulegen und ven Wein in natura zu fordern. 
Zugleich bat er um executive Wegnahme des fraglichen Weines aus ben 
Kellern B's. Dieſem Anfuchen hatte die Srfte Inſtanz willfahrt, die 
beiden höheren wieſen es mit der Bemerkung ab, daß dem Kläger 
nur freiftehe, die Erecution zur Einbringung ver 777 Lire zu führen. 
| Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger ftellte feine 
Klage nicht auf Grund des Darlehensvertrages, vermöge deſſen er bie 
Nüdftelliing des Weines in natura fordern konnte, fondern auf Grund 
des Kauf⸗ und Verkaufsvertrages an, in Folge deſſen er aber die Be- 
zahlung des bevungenen Kaufpreifes forverte. Durch das hierauf ergan- 
gene Urtheil wurde der Beweis durch den Haupteid über den —*— 
des Kauf⸗ und Verkaufsvertrages, welchen der Kläger behauptet, der 
Geklagte in Abrede ſtellt, zugelaſſen, und vom Ausgange dieſes Beweiſes 
die Verurtheilung des Geklagten zur Bezahlung des Kaufſchillings für 
den erwähnten Wein abhängig gemacht. Nun hat aber der Geklagte in 
der erwähnten Eingabe ausdrücklich die Behauptung des Klägers als er⸗ 
wieſen anerkannt, und durch dieſes Bekenntniß ohne Zweifel den Beweis 
erſetzt, welcher ſonſt durch den Haupteid hätte hergeſtellt werben müffen. 
Der Kläger kann daher kein Recht auf mehr haben, als er ſelbſt in ver 
Klage verlangt bat, nämlich, auf den Preis des verkauften Weines, wäh- 
rend bie Verpflichtung zur Zurüdftellung des Weines in natura von der 
nunmehr gänzlich ausgeſchloſſenen Bedingung abhängig gemacht wurde, 
daß der Abſchluß des Kauf- und Verkaufsvertrages nicht bewiefen 
würde.“ 


Nr. 87. 
Gerichtlich gepfändete Gegenftände als Object des im 8. 118 
ung. C. DO. den Wechfelgläubigern eingeräumten Vorrechtes. 
.v. 8. Mai 1855, Nr, 12548 (Abän d 
Entii v Mai , Nr (änsgrung des — ed 


&, Temesvar vom 5, Inli . , cheided 
des L. G. Temesvar v. 7, Juni 1864, Wr, 3742), ©, 3. 1866, Wr, 128, 
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Nr. 88. 


Rechnungsproceß von demjenigen, beit Die Rechnung gelegt 
wurde, eröffnet. Einrede ſtatt der Erläuterungen. 
vom ©. Mei 18, Ms, Samt bb 1 wre 
Feind * udn. v. 6. Detober Nr. 7728 * a uni © 6, 

dig v. 7. Februar. 1 „Sir. 20606) — 1855, —X 

A überreichte gegen B eine Klage, worin ar die von B ihm * 
Rech nung bemangelt. Dieſe Klage wurde dem B um die binnen 45 Tagen 
zu erſtattenden Erfäuterungen zugeſtellt. B jedoch überreichte eine, Ein⸗ 
rede“, in welche er bad. Recht des Genners, dieſe Mage amuftellen, bie 
Eriktem einer wirllichen Rechnung und ſeine Berpflihtung Rechnung zu 
legen beftritt, und die Abweifung der Klage begehrte. Die Schrift ward 
um die Replit verbeſchieden. Statt derſelben brachte A „feruere. Män⸗ 
gel” ein, welche B mit einer „Duplif“ beantivortete, die ebenſowenig al8 
bie Einreve auf die Rechnung und deren Bernänglung einging. Die erſte 
Inſtanz ging auf pas Vertheidigungeſyſtem des B ein, und wies ben Kläger 
mit feinem Begehren ab. Die zweite Inſtanz aumullivte dieſes Urtheil 
und trug dem Gerichte erfter Inſtanz auf, über die vom Kläger worge- 
brachten Mängel zu eriennen, was Rechtens ſei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Decret aus Folgenden 
Gründen: „Auch ohne daß ein Aufforderungsproceß ftattgefunden. hat, 
ift derjenige, welchem eine Rechnung gelegt wird, bevedytigt, vie Müngel 
mittelft Klage geltend zu machen. Died. hat ver Kläger gethan ... und 
8 feine Klage aufrecht erledigt wurde, hatte. Geklagter nach $. 6 ital. 

O. (53. T a. G. O.) alle feine dilatoriſchen und peremtoriſchen Ein⸗ 
3 vorzubringen und alſo auch auf die Mängel zu antworten.. 
Die Berbefheidung der von ihm Einrede genannten Schrift um die 
Replik begründet nicht die Nichtigkeit ver nachfolgenden Aete, da ber 
Kläger nichtöpeftoweniger die Proceßnormen beobachtete.“ 


Ir. 89. 
Löſchung von Satpoften auf Verlangen dritter, vom Beſitzer 
der Pfandſache verjchtevener PBerfonen. 


Entid. vom 16. Mai 1855 —* 4655 (Beſt. des das Urtheil des L. ©. 
Er v. >, Sept. 1854, Nr . 24801 —— Het, des DO. 8. ©. 
Wien v. 14, Dec. 1854, Nr. 83 1855, Nr. 85, 

Auf einem mit dem —— —— Hauſe hatte 
ein Gläubiger des inſtituirten Erben die executive Einverleibung ſeiner 
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Forderung erwirkt. Die Subſtitutionserben verkauften das Haus, nach⸗ 
dem ſie in Beſitz und Genuß desſelben gelangt waren, und übernahmen 
dabei die Verpflichtung, die Löſchung der fraglichen Satzpoſt zu erwirken, 
während zugleich ein Theil des Kaufſchillings auf dem Hauſe grundbücher⸗ 
lich ſichergeſtellt wurde. Später klagten ſie auf Löſchung des Fruchtge⸗ 
nuſſes des inſtituirten Erben und der gegen ihn erwirkten Einverleibung, 
wogegen jedoch eingewendet wurde: 1. daß der gegenwärtige Beſitzer 
der Pfandſache, weit entfernt, die Löſchung zu fordern, die Schuld aner⸗ 
kannt und theilweiſe ſogar abgetragen habe; 2. daß das Pfandrecht für 
dieſelbe ſeit mehr als 15 Jahren einverleibt, daher erſeſſen ſei. Die 
zweite und dritte Inſtanz gaben dem Klagebegehren, welches die 
erſte abgewieſen hatte, ſtatt, und zwar bie zweite Inſtanz aus den 
nachſtehenden Gründen, mit welchen die oberſtgerichtlichen Motive über⸗ 
einſtimmen. „Der Geklagte B beftreitet vor Allem die Berechtigung ber 
Kläger zur vorliegenden Klage, weil viejelben nicht mehr Eigenthlimer 
diefer Haushälfte find, ſondern fie unbedingt an X verlauft haben, und 
Legterer ohne Anſpruch auf Gemwährleiftung für die auf der Realität 
haftenden Saspoften viejelbe übernommen und fi) vertragsmäßig ver- 
pflichtet habe, die Forderung des B felbft zu bezahlen, ja jogar darauf ſchon 
eine Abjchlagszahlung geleiftet habe. Allein ver über dieſe letere That: 
ſache von dem Geklagten angebotene Zeugenbeweiß wurde, wie der Ge- 
klagte ſelbſt zugibt, nicht bergeftellt, und eben fo wenig kann aus dem 
Umftande, daß der Käufer gegen bie auf der Realität haftenden Satz⸗ 
poften feine Einwendung gemacht bat, auf eine factifche Anerkennung 
ihrer Richtigkeit und noch weniger auf eine Berzihtleiftung Hinfichtlich 
des ihm den Berfäufern gegenüber gemäß 8. 928 a. b. ©. 2. zuftehen- 
ven Rechtes auf Gewährleiftung gefhloffen werben. Die Kläger haben 
daher, um fich vor der fünftigen Verantwortung zu verwahren, ein we⸗ 
jentliches Interefle, auf Löſchung der fraglichen Saspoften zu bringen; 
es kann ihnen aber auch das Recht hierzu um fo weniger abgefprochen 
werden, als fie hinfichtlich eines bedeutenden Kaufſchillingsreſtes noch ge- 
genwärtig Sabgläubiger find, und durch die Löfchung der vorangehen- 
ben indebite huftenden Poſten offenbar an hypothekariſcher Sicherheit 
für ihre Forderung gewinnen. Der Umftand, daß ver gegenwärtige Eigen» 
thümer der Haushälfte an der Streitführung nicht theilnimmt, Tann 
ber Legitimation der Kläger um fo minder nachträglich fein, ald das 
Urtheil dem gegenwärtigen Hauseigenthümer, eben weil er nicht Streit- 
theil ift, keinen Nachtheil bringen kann, und es die Sache des Klägers 
fein wird, feiner Zeit bei Ausführung des Löſchungserkenntniſſes, die 
Einwilligung des Eigenthümers ſich zu verfchaffen. Die weitere Behaup- 
tung des Geflagten, daß er durch die rechtskräftig erfolgte Eintragung 
feines Pfandrechtes bereits ein dingliches Recht erworben und dasjelbe 
erjeffen habe, ift nicht richtig ; denn durch die grundbücherliche Eintragung 
des 8. 10 des Teftamentes des Z ift die fideicommiſſariſche Subftitution 
zu einem dinglichen Rechte geworden, welches, fo lange diefer Paragraph 
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nicht gelöſcht ift, auf der Realität haftet, und wornad alle ſpäteren Pfand⸗ 

rechtseinverleibungen nur infofern als: wirffam betrachtet werden Finnen, 
als fie dem Subftitutionsbande nicht nachtheilig find. Daß ein folcher 
Borbehalt nicht ausdrücklich in dem Beſcheide gemacht wurde, enticheivet 
bier nicht, da die gedachte Beſchränkung ſchon aus dem Grundbuchſtande 
erhellt. Die Berufung des Gellagten auf die Erfigung feines Pfanb- 
echtes ift daher erfolglos, weil die Erſitzung bona fide nur unter der an- 
gebeuteten Beſchränkung geſchehen konnte.“ 


Nr. 90. 


Erecutionsführung auf ein den öffentlichen Büchern nicht 
einverleibtes Kaufrecht. 


Entid. v. 16, Mai 1858, a Hett des ben Beſcheid des B. ©, 
Gmunden v. 2. Junner 1 0 ebänd. Fe Er des Pu L. G. 

Wien v. 17, inner 1 a sr, 617). G 

Der Gläubiger A bat um die —e der * Pfän- 
bung der feinem Schuldner aus dem nicht intabulirten Kaufvertrag auf 
das Schloß x wider das Stift y als Verkäufer zuftehenden Rechte, fo 
wie um Vornahme berfelben durch die entſprechende Anmerkung auf ver 
Kaufurkunde und Berftändigung des Stiftes y. Die erfte Inftanz wies 
dieſes Geſuch ab, weil die durch den Executen ans dem Kaufvertrag er- 
worbenen Rechte der Landtafel nicht einverleibt feien, mithin das Quale 
und Quantum des Kaufrechtes micht erfichtlich fei, und Erecutionsfüihrer 
ben Umfang vesfelben durch Vorlage des Kaufvertrages oder anderer 
Urkunden, die auf das Geſchäft Bezug nehmen, nicht nachgewielen habe. 
Die zweite Inftanz beiwilligte das Geſuch und trug dem Gerichtsbe⸗ 
bienten auf, ſich die bezüglichen Urkunden vorweiſen zu laften, hiernach 
bie der Pfändung unterzogenen Rechte gehörig zu beichreiben, die Urkunde 
jelbjt mit der Anmerkung der vollgogenen erecutiven Pfändung zu bezeich⸗ 
nen und dariiber Bericht zu erftatten, und zwar aus dem Grunde, „weil 
Forderungen und andere Rechte auch nach Art beweglicher Gegenftänpe 
in Erecution gezogen werben fünnen, und weil dem Erecutionsführer nur 
obliegt, die Gitter anzuzeigen, worauf er greifen will, ohne daß ihm eine 
genaue Beichreibung und Nachweiſung ihrer Qualität und Ouantität zur 
Pflicht gemacht wäre”. Die dritte Inſtanz beftätigte diefe Entfcheivung 
„in ber Erwägung, daß das erecutive Pfändungsgeſuch nicht dahin ge- 
richtet ift, ein executives Pfandrecht auf das Schloß x zu erwirken, daher 
die Nachweiſung, daß der Erecut als Eigenthümer desſelben in der vand⸗ 
tafel eingetragen iſt, von jelbft entfällt; in der Erwägung, daß von dem 
Erecutionsführer als Pfändungsobject jene Rechte bezeichnet ‚werben, 
welche dem Erecuten aus dem übrigens nicht widerfprochenen Lauſper⸗ 

Glaſer, Anger u. Walther Eutid. I. 
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trage auf das Schloß x und alle damit erkauften Objecte gegen das 
Stift y zuſtehen, — in der Erwägung, daß dieſe Rechte allerdings Ge⸗ 
genſtand des Verkehrs ſind, da der Berechtigte ſolche auch an einen 
‚Dritten abtreten und übertragen kann, daher fie gemäß 88. 298 und 448 
a. b. G. B. auch als Pfand dienen fünnen, und biefe Eigenſchaft nicht 
verlieren, wenn fie nicht urkundlich beicheinigt oder nicht intabulirt find; 
in der Erwägung endlich, daß dieſelben durch Die Bezeichnung ‚ver dem 
Erecuten aus dem erwähnten Kaufvertrage zuftehbenden Rechte im Sinne 
des 8. 340 a. ©. D. hinreichend angezeigt find.“ 





Nr. 91. 


Reſervatwälder. Unzuläffigfeit der Erſitzung berfelben, 


gun. © v. Fl 1855, Rr. 46065 188, der gleigfärmigen Ur⸗ 
t &. Jbria v. 25. Der. L. G. 
—*2— 8 %, Mai 1854, Ar. 1858), G. 3. 1805, Nr. 147—149, 
Am 15. Juni 1853 brachte ber Bormund bes minderjährigen A 
im Namen bviejes Lesteren eine Klage gegen vie k. k. Sameralherr- 
ſchaft und das Duedfilberbergwerk zu Idria unter Vertretung ver k. k. 
Finanzprocuraturs⸗Abtheilung in Laibach ein, in welcher er gelteno 
machte, daß fein Mündel Befiger ver Halbhube Nr. 37 in der Gemeinde 
Voiska fei, und daß nad der Mappe des k. k. Bergamtes Idria vom 
Sahre 1817 (Beilage E der Klage) und dem Confinirungsprotofolle vom 
6. Auguft 1817 (Beilage F der Klage) zu diefer Hub-Realität das 
Wald- und Hutweidenterrain Koinska rupa gehöre. Diefes Terrain habe 
A und feine Befigoorfahren feit undenflihen Zeiten, gewiß aber feit 
mehr als AO Jahren vom Anfange des Jahres 1850 zurüdgerechnet, 
als einen Beftandtheil der gedachten Hube ruhig und ununterbroden 
beſeſſen und genofien, Holz darin gefällt und herausgenommen, Streu 
daraus bezogen, Vieh darin geweidet und iiberhaupt alle Eigenthums- 
und. Nutungsrehte darin ausgeübt, worüber ber Beweis angeboten 
wurde. Erft im Jahre 1850 habe die geflagte Cameralherrſchaft und 
das Duedfilberbergwerf Idria angefangen, ven Befier in der Benützung 
jenes Grundes zu hindern. Es wurde demnach das Begehren geftellt, die 
geflagte Herrſchaft fei ſchuldig, das gedachte Terrain als einen Beftand- 
theil ver Halbhube Nr. 37 in Voiska, daher als ein Eigenthum des A 
anzuerkennen, und ſich in Zukunft jeder Störung in der Benligung und 
in ber Ausübung des Holzichlag-, Streu und Weidrechtes bei fonftiger 
Execution zu enthalten. 
Die k. k. Finanzprocuratur ftellte in der Einreve die vom Kläger 
angeführten factifchen Umstände in Abrede, und behauptete, daß das in 
Anſpruch genommene Terrain ein Theil des Aerarialforftes, als folches 








‚aber, da die Idrianer Reichsforſte dem bortigen Bergbaue vorbe⸗ 
halten feien, der Privaterwerbung nicht unterliege. Sie ſtützte ſich da- 
bei im Wejentlihen auf nachftehende Ausführung: „Schon im Art. 1 der 
Bergorbnung für die niederöfterr. Yande vom 1. Mai 1553 ift beftimmt, 
daß alle Bergwerke ſammt Waflerflüfien, Hoch» und Schwarzwälbern und 
anderen Zugehörungen, ohne welche bie Bergwerfe nicht mögen nützlich 
gebaut und in Aufnahme gebracht werden, dem Lanbesfürften als Kam⸗ 
mergut zuftehen (d. i. daß deren Ertrag ohne Einfluß der Stände und 
Landtage ald Regale dem Landesherrn gebühre). Diefe Beftimmung wird 
dann in den Art. 101—116 dahin ausgeführt, daß dieſem Regale auch 
die Wälder der Klöfter und Schlöffer und die eingeräumten Wälver der 
Bürger und Bauern rüdfichtlich des Ueberſchuſſes über die Hausnothdurft 
gegen ziemliche Bertragung (billige Bertragung resp. Vergütung) unter- 
liegen und dem Bergrichter bie Auffiht und Zumweifung der Wälder an 
die Gewerke zuftehe. Diefe gefeglihen Verfügungen enthalten nun das 
Waldrefervat, d. h. die Widmung ſowohl der eigenen landesfürſtlichen, 
als der Privat⸗Hoch⸗ und Schwarzwälber zum Betriebe des Bergbaues 
und des Hüttenwejens. Diefes Reſervat wurde dann jpäterhin die Grund- 
lage ver im Jahre 1783 aufgehobenen Holz- und Kohlenwidmung, d. i. 
der Zuweiſung beftimmter Diftricte von Staats- und Privatwaldungen 
an beftimmte Gewerfen, fogejtaltig, daß der Gewerke nur aus dieſem 
. Diftricte feinen Bedarf beziehen, und der zugewiejene Walpbefiger zur 
dieſem Gewerken fein Holz und feine Kohlen überlaffen durfte. Die 
‚Aufhebung dieſer eigenen Winmung erzeugte die Meinung, daß das 
Walprefervat ſelbſt aufgehoben fei. Zur Widerlegung deſſen erfloß das 
Hofpecret vom 14. Juni 1804 (Intimat der oberften Juſtizſtelle vom 
27. October 1805, Nr. 3762) dahin, daß die Meinung irrig ſei: den 
Waldbeſitzern wäre geftattet, auch die für ven Bergbau rejervirten Wal- 
‚dungen nad) Gutdünken zu verwenden. Es ſei daher ven Güterbefigern 
jeder Eingriff in das Tandesfürftlihe Eigenthum und Bergregale bei 
ichwerfter Verantwortung zu verbieten. Es heißt darin auch, Daß ber 
allerhöchſte Hof an die Aufhebung des Reſervates nie gedacht habe, fon- 
dern daß vielmehr die rejervirten Wälder fernerhin vergeftalt vorbehalten 
bleiben, daß auch nie eine Verjährung gegen das Refervatsreht Platz 
greifen könne. Hiedurch ift denn wirklich jede Verjährung nicht blos von 
30 und 40 Jahren, fondern auch die von 100 Jahren ausgeſchloſſen, 
welche jonft im Allgemeinen bei den niederen Hoheitsrechten Statt hatte. 
Deshalb ift ſchon im Art. 1 und 114 der Ferdinandeiſchen Bergordnung 
vorgefchrieben, daß derjenige, der eine Freiheit der Wälder anzuſprechen 
vermeine, die Iandesfürftlihe Erlaubniß und Bewilligung vorzuzeigen 
habe. Er mußte alfo den Zitel nachweiſen, welche Nachmweifung beim 
Platgreifen der Immemorial-Präfeription eben ausgeſchloſſen geweſen 
wäre. Da durch dasa.b. G. B. vom Jahre 1811 die die Privatrechte 
beichränfenden, politiihe, Gameral- und Finanzgegenftände betreffenven 
Berordnungen aufrecht erhalten wurden, fo erjheint auch das fragliche 
7* 
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Hofdecret und ſeine Orunbinge nicht aufgehoben. Dies ift auch durch 
ben 8. 1472 a. b. ©. B. beftätigt, womit die 40jährige Verjährung 
gegen den Fiscus, d. i. gegen den Verwalter der Staatsgüter umd des 
Stantsvermögens, nur injoferne beftimmt wurde, infoweit bie Berjährung 
gegen ihn überhaupt Plot greift Der 8. 1457 des a. b. ©. B. nter- 
wirft die Rechte des Stantöoberhauptes auf Waldungen ver 40jährigen 
Verjährung, aber nur infoweit, als fie ihm nicht ausſchließend vorbehal- 
ten find. Zum Betriebe des Bergbaues geeignete Hoch» und Schwarz⸗ 
wälder find aber vom Lanbesfürften ausprüdlich vorbehalten, und da⸗ 
durch vom 8. 1457 a. b. ©. B. ausgeſchloſſen, und zwar ſowohl riid- 
ſichtlich des Reſervatrechtes auf den Holzüberſchuß über die Hausnoth⸗ 
durft in fremd⸗eigenthümlichen Hoch⸗ und Schwarzwäldern, als auch 
rückfichtlich der Proprietät der dem Landesfürſten eigenthümlichen Wälder, 
bie er nicht nach 8.20 a. b. G. B. mittelſt einer im bürgerlichen Redite 
gegründeten Erwerbungsart, aljo 3. B. nicht durch Kauf, Taufch, fonbern 
als Regale erworben hat. Regalien unterliegen alfo ſchon nadı 8. 20 
a. b. ©. 2. feiner Beurtheilung nach dem Privatrechte. Landesfürſtliche 
eigenthümliche Waldungen, für welche fein Privaterwerb vorfiegt, gehören 
aber zu den durch das Privilegium Kaifer Friedrich vom Jahre 1156 
an das Erzhaus Defterreih als Regale gekommenen Hoheitsrechten. 
Man witrbe aber in einen großen Widerſpruch gerathen, wenn man bios 
das Reſervatrecht der Privatwälber, d. i. deren Beftimmung zum Berg- 
bau, als ein Hoheitsrecht anjehen, die Subftanz der eigenen landesfürſt⸗ 
lichen, nicht durch Privatrechtstitel vom Landesfürften erinorbenen Wal⸗ 
der aber von dieſem Hoheitsrechte ausſchließen wollte.“ 

„Daß das nicht angehe, zeigt die allerhöchſte Eutſchließung vom 
15. April 1847, Nr. 1057, worin gefagt ift, daß in Kraft der hlt- 
tiroliſchen Wald⸗Ordnungen ſammtüche Wälder Tirols, mit Ausnahme 
weniger Landestheile, allerdings ein Gegenſtand des landesfůrſtlihen 
Hoheitsrechtes ſind, inſoferne nicht einzelne Wälder an Gemeinden oder 
Private von Sr. Majeſtät Vorfahren urkundlich verliehen worden waren. 
Ferner heißt es darin: 1. Das jeden Privatbeſitz außer in Folge landes⸗ 
fürftlichen Verleihung ausſchließende landesfürſtliche Hoheitsrecht über 
die Wälder Tirols u. ſ. w. Hiemit iſt doch unzweifelhaft die Erſitzung 
der Waldungen ſelbſt, dem Landesfürſten gegenüber, ausgeſchloſſen. Er⸗ 
wägt man, daß der Vorbehalt der Hoch⸗ und Schwarzwälder i in eine viel 
ältere Zeit, als die Ferdinandeiſche Bergordnung, alſo in eine Zeit fällt, 
wo in Deutſchland der römiſche Begriff der Servituten noch unbekannt 
war, wo alſo eine und u Sache verſchiedenen Perſonen in verſchie⸗ 
bener Richtung eigenthümlich ſein konnte, z. B. das Wild, je nachdem 
es Hochwild war oder nicht, ſo war der Vorbehalt gewiſſer Nutzungen 
einer Sache nicht eine Servituts⸗Beſtellung im ſpäteren Sinne bes 
Wortes, fondern ein Eigenthums-Vorbehalt. Diefe Anficht wurde durch 
bie ſucceſfiven Waldgeſetze, die immer auf der Baſis ver früheren be⸗ 
ruhten, nicht aufgehoben und durch das fpätere römische Hecht nicht ver⸗ 
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drängt. Wenn nun jene Waldungen, rückſichtlich welcher der Landesfürſt 
ſich nur eine gewiſſe Benützungsart vorbehielt, keiner Verjährung unter⸗ 
liegen, ſo müſſen wohl auch jene Waldungen, die dem Landesfürſten als 
Regale zukommen, und rückſichtlich welcher er keinen Nutzungszweig an 
einen Andern verliehen hat, alſo die landesfürſtlichen eigenthümlichen 
Wälder von der Verjährung ausgeſchloſſen fein, da dieſe ein unbe- 
Ihränftes, jene ein beſchränktes Eigenthbum der Lanvdeshoheit find.“ 

„Daß ſich das landesfürftliche Hobeitsrecht auf. die landesfürftlichen 
eigenthümlihen Waldungen beziehe, zeigt das Forſtdepurations⸗Geſetz 
vom 5. Juli 1853, Nr. 130 des R. ©. BL. im 8. 2 in der Verfügung: 

„Nach ven Beftimmungen dieſes Patentes find ferner alle Einforftungen, 
MWaldnugungs- und Weiderechte, welche in ben dem Landesfürften zufolge 
des Hoheitsrechtes zuftehenden Wäldern verliehen, oder aus landesfürſt⸗ 
licher Gnade geftattet wurden, und zwar auch dann zu behandeln, wenn 
fie nah Maßgabe der über die Ausübung des Torfthoheitsrechtes be⸗ 
ſtehenden Geſetze und Vorſchriften als widerruflich angeſehen werben.“ 

„Bier ift offenbar wieder jede privatrechtlihe Erfigung des 
Nutzungsrechtes in landesfürſtlichen Hoheitswaldungen, um ſo gewiſſer 
noch die der Subſtanz von landesfürſtlichen Regalitätswaldungen, aus⸗ 
geſchloſſen. Das allgemeine Berggeſetz vom 23. Mai 1854, Nr. 146 
des R. G. DL. fagt im Kundmachungspatente Art. IV: „ An den in 
ven älteren Berggefegen enthaltenen Beitimmungen über das landes- 
fürftliche Hoheitsrecht hinfichtlih der Waldungen und iiber andere Ge- 
genſtände, über welche das gegenwärtige Geſetz keine Vorſchriften enthält, 
wird durch dasjelbe nichts geändert.“ Hiedurch find nun wieder die 
älteren, nicht dem eigentlichen Privat», fondern dem Staatsrecht ange- 
hörigen Verfügungen in Wirkſamkeit erhalten, infoweit ſolche nicht durch 
ſpätere, aus gleicher Duelle und gleicher Richtung erfloffenen Vorſchriften 
abgeändert find.“ 

„Was nun in speeie das Bergwerf Idria betrifft, fo ift folches 
nicht infataftrirt, jondern ein Kammergut, alfo ein regale prineipis. Es 
kann ſonach die Behauptung des Klägers, daß die Herrihaft und über: 
haupt der Compler von Idria von dem Landesfürjten jure privatorum 
befefjen werde, injoweit damit die Regalitätseigenjchaft dieſer Befigung 
etwa beftritten werben jollte, nicht zugegeben werben. Die Bergverord- 
nung vom Fahre 1580 für Idria beruft fih ausdrücklich auf die Fer⸗ 
dinandeifche Bergorpnung und das dortige Bergamt hatte immer ein 
eigenes Waldamt und beſondere Strafgejege gegen die Waldercedenten 
zur Sicherung der fiir den dortigen Bergbau beftimmten Waldungen. 
Die Waldordnung für Krain vom 13. November 1771 beruft fih am 
Schluffe auf die Yerdinanveifhe Bergordnung. Die allerhöchfte Ent- 
Ihliegung vom 22. Februar 1766 und die Hoflanzlei-Berorbnung vom 

T. Yänner des nämlichen Jahres an die Landeshauptmannſchaft in 
Krain verordnen, daß in den refernirten Waldungen ohne Einverftänpniß 
des Bergamtes und ohne bejonderen Conſens der Landesfürſten nichts. 
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ansgerottet oder zu einem anderen Genuffe verwendet werben dürfe. 
Das von der Münz- und Bergwefen-Hoflammer am 1. Juni 1793, 
- Ne. 661, „für die zum k. k. Queckſilberbergwerke Idria ſowohl eigen 
thümlich gehörigen Cameral⸗, al8 audy refervirten Waldungen“ er- 
laſſene Strafnormale verbietet in Art. 20 das Abbranden und Ausrenten 
in den von den Untertbanen zum Genuffe habenden ärarifchen Gemein- 
den bei Strafe des Arreftes auch in Eifen, und dehnt dieſe Beſtimmung 
in Art. 25 auch auf die refervirten Waldungen aus. Es wurben alſo 
bie eigenen, wie die fremden zum Bergbaue beftimmten Waldungen zum 
Bortheile dieſes Legteren gleichmäßig geſchützt. Bei der Necuperirung 
von Krain wurde mit Gubernial⸗Verordnung vom 31. Auguſt 1816, 
Nr. 9275, die ſteiriſche Waldordnung vom Jahre 1767 in Krain ein= 
geführt, die jchon im 1. Artikel alle Hoch⸗ und Schwarzwälver als Zu⸗ 
gehör des Bergbaues, als Kammergut injoweit erflärt, als ein Prätendent 
nicht eine F. k. landesfürſtliche authentifche Conceſſion oder verlei giltiges 
Privilegium hätte. Unzweifelhaft ift wohl aud damit, wie für Tirol an- 
erfannt wurde, die Erfigung von zum Bergbaue gehörigen Wäldern 
gegen den Landesfürſten ausgeſchloſſen. Da nun nad ber Actenlage 
wohl unzweifelhaft die Kionska rupa im Bergbezirfe von Idria liegt, 
ba fie fogar von ärariſchen Waldungen umgeben ift, in deren Beftimmung 
bie Verwendung für ven Bergbau liegt, jo müſſen wohl die Anordnungen 
der Berg- und Torfigefege darauf Anwendung haben, nachdem beren 
Eigenfchaft, inſoweit fie Wald ift, als Hoch und Schwarzwald gar nicht 
beftritten, auch an biefer Eigenjchaft nach der Natur der Sache gar nicht 
zu zweifeln ift, und zwar um jo weniger, als es fich eigentlich nur Jdarum 
handelt, ob die fragliche Barcelle ein Theil des Iandesfürftlichen Waldes, 
ein regale prineipis fei, wofür die anftoßenden ärariſchen Waldungen, 
als Beitandtheile des Kammergutes Ioria, jedenfalls angefehen werben 
müſſen.“ 
Außerdem wurde von Seite der geklagten Finanzprocuratur unter 
Nr. 5 der Einrede eine von Anton Mrak im Jahre 1769 aufgenommene 
Mappe, und Nr. 6 ein Grenzbeſchreibungsprotokoll vom nämlichen Jahre 
producirt, aus welchem erhellt, daß das ſtreitige Terrain Koinska rupa 
nicht zum Grundbeſitz des Klägers gehöre. 

Die erſte Inſtanz gab dem Klagebegehren ſtatt: Sie ſah es als 
durch Zeugenausſage erwieſen an, daß A und deſſen Beſitzvorfahren das 
Wald⸗ und Weidenterrain Koinska rupa nach den altersher beſtandenen 
und im Jahre 1817 erneuerten Grenzen als einen Beſtandtheil der zu 
Voiska sub N. Conse. 37 gelegenen behauſten Realität ſeit mehr als 
40 Jahren, felbft vom Jahre 1847 an zurldigerechnet, ruhig, öffentlich 
und ununterbrochen befeflen und genofien haben. Kläger und Beſitzvor⸗ 
fahrer hätten daher dieſes Wald- und Hutweibenterrain nad 88. 1452 
und 1460— 1466 a. 5. G. 3. erfeffen. Die Einwendung, das Wald- 
und Hutmeibenterrain Koinska rupa ſei ein regale prineipis, fünne hier 
feine Beachtung finden, da durch die Zeugenausfage erwielen ift, daß 
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dieſes Zerrain feit Menſchengedenken zur befagten Realität gehörte, und 
da es andererſeits nicht gerichtsorpnungsmäßig dargethan ſei, daß es in 
das Regale einbezogen worden, zumal die Barticnlarlarten vom Jahre 
1769 nicht für geeignet erkannt wurden, um auf Grundlage dieſes Bes 
heifes dem Kläger das Eigenthum abzufprechen. 

Die zweite Inftanz beftätigte dieſes Urtheil, „da weder das a. 6. 
G. B., noch ein nahträgliches Geſetz beftimmen, daß kein Theil eines 
Reichsforftes beim Eintritt aller geſetzlichen Bedingungen erſeſſen wer- 
ben könne; da überdies von ber geflagten Finanzprocuratur nicht erwieſen 
wurde, daß das ftreitige Terrain Koinska rupa je ein Reichsforſt geweſen 
fei, daher dieſes Terrain buch Erfigung immerhin erworben werben 
fonnte, da enblidy der 40jährige Beſitz von Seite bes minderjährigen 
Klägers und feiner Befigvorfahren auf ver Hubrealität Nr. 37 durch 
ganz unbevenflihe Zeugen dargethban worden.” 

Die dritte Inftanz wies das Klagbegehren aus folgenden Grün⸗ 
den ab: 1. Die Beichwerve ver k. k. Yinanzprocuratur, daß bie bie l. f. 
Regalien betreffenden gejetslihen Beitimmungen von ven Unterbehörden im 
beutigen Proceſſe nicht beachtet worden feien, ift begründet. 2. Daß das 
fragliche Terrain Koinska rupa im Bergwerksbezirke Idria gelegen, in 
der Mappe Nr. 5 und im Berainungsprotofolle Nr. 6 von 1769 als 
ein Beftandtheil der klägeriſchen Hube nicht enthalten, nach dieſen Acten- 
ftüden ein ‘Theil der dortigen Iandesfürftlihen Schwarzwaldung fei, kann 
nad) der Actenlage und bei dem Umſtande nicht bezweifelt werben, als die 
Acten Nr. 5 und 6 vom lanvesfürftlihen Waldamte in Amtsfachen er⸗ 
richtet, über das, was fie enthalten, vollen Beweis machen, die Form 
biefer Urkunden aber nad fpäteren, nur die Beweife in Privatſachen 
vegelnden Gefegen nicht beurtheilt werden können und Kläger felbft an- 
gibt, daß Die Koinska rupa zum Theil nod) Wald fei, folglich es auch 
war. 3. Das lange vor der Yerbinandeiihen Berg: und Waldordnung 
vom 1. Mat 1553 beftandene Forftregale ift durch dieſes Geſetz, durch 
bie Bergorbnung für Idria won 1580, welche fih auf die frühere bezieht, 
nicht aufgehoben, ſondern dieſe durch die allerhöchſte Verordnung vom 
22. Februar 1766, durch die Waldordnung für Krain vom 23. Novem⸗ 
ber 1771, durch die für das Kammergut Idria fpeciell ergangene Wald⸗ 
exceſſen⸗Beſtrafungsvorſchrift der ka k. Hofkammer im Münz⸗ und Berg- 
weſen vom 11: Juni 1793, Nr. 5061, welche in Montanſachen für die 
von den Ständen und Landtagen erimirten Kammergutsbezirfe allein 
maßgebend war, fo wie bie mit fteirifher Gubernial-Berorbpnung vom 
31. Auguft 1816, Nr. 9275, in Krain adoptirte Waldordnung von 1767 
nur bejtätigt worden. Das mit Verordnung der oberften Yuftizftelle vom 
27. October 1805, Nr. 3762, dem k. k. Appellationsgerichte in Rlagen- 
furt zur weiteren Kundmachung mitgetheilte Hoffanzleidecret v. 14. Juni 
1804, erflärend, daß durch die Aufhebung ver Holz- und Kohlenwidmung 
das landesfürftliche Waldreſervat nicht aufgehoben fei und gegen dieſes 
Waldrefervat feine Verjährung Plat greife, verbietet den Güterbefigern 
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jeden Eingriff in das Ianbesfürftlihe Waldeigenthum und Bergregale 
bet ſchwerer Verantwortung. Schon nach den obigen früheren Geſetzen 
waren Wälder, die ber Lanbesfürft als Regale befaß, kein Gegenftand 
der Erwerbung ber Unterthanen auf einem anderen Wege, als dem ber 
Iandesfürftlichen Verleihung over eines Privilegiums; fie waren Tomit 
von der Erfigung dem Landesfürften gegenüber ausgefchloflen, womit 
offenbar der Connivenz und Indolenz der zur Bewahrung des landes⸗ 
fürftfihen Regale beftellten Beamten vorgebeugt werben jollte, deren 
Sache e8 zunähft war, Anmaßungen auf die Hoheitswälder durch Be⸗ 
firafung der Contravententen, durch Auszeigung, Anweiſung, Abgren- 
zung ber lanvesfürftlihen Wälder vom Privatbefig entgegenzutreten. 
Die Fortdauer viefes, durch ein eigenes Kammergutswaldamt bewahrten 
Hoheitsrechtes erhellt auch aus dem Kundmachungspatente zum a. b. 
G. B., wodurd die die Privatredyte beſchränkenden, befonderen politi- 
Ihen und Sameralgefege aufrecht erhalten wurden, erhellt aus dem 8. 20 
a. b. ©. B., wonach diefes G. B. nur auf folhe Rechtsgeſchäfte des 
Landesfürften Anwendung hat, die aus einer Erwerbung desſelben nad) 
dem Privatrechte zu beurtheilen find, wohin Kegalien nicht gehören, aus 
ben 88. 1472, 1457 a. b. ©. B., welch' legterer Paragraph hier die 
Berjährung ausfhließt, weil die dem Landesfürſten als Regale zuftehen- 
ven Waldungen durch fpecielle Gejege ihm wirklich vorbehalten find. 
Der Fortbeſtand dieſes Negales ift endlich noch Mar ausgefprochen im 
Hofdecrete vom 15. April 1847, Nr. 1057 3. ©. ©., im Depurations⸗ 
gejege vom 5. Yuli 1853, 8. 2, Nr. 130 R. ©. Bl. und im neueften 
Berggefege Art. IV. vom 23. Mai 1354, Nr. 146 R. ©. BL.“ 


Kr. 92, 
Entjheidung über den Beltand des Pfandrechts im Liqui- 
dirungsurtheil. 


a vom 24. Mai 1855, Nr. 3637 (Aufhebung des das 

rtheil der Präͤtur San Benedetto v. 3. Sept. 1854, Nr. 2346 theilweiſe 

aufhebenden Decretes des O. L. G. Mailand vom 11, Jünner 1855, 
Nr. 12579). G. 3. 1858, Nr. 41. 


— — —— — — 
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Nr. 93. 


Verlegung, einer der im $. 579 a. 6. G. 3. vorgefchrier 
benen veltumentsfbrmlichleiten. 


Entſch. v. 20, Mai 1855, Nr. 3368 (Beft. des das Me A: Prätur 
Treviglio v. 12; Oct. 1854, Nr, 5315 abänd. Urtheild des O. *33 * 
Mailand v. 12, Jänner 1855, Nr. 12889). Gaz. d. Trib. 1855, © 4 

Die M batte ihr von einem Dritten gejchriebenes —— in 
Gegenwart dreier Zeugen mit ihrem Namen und dem Beiſatz „als Les 
flirende” unterfertigt, wobei jener Dritte ihr jeden Buchftaben vorſagte. 
Die Zeugen, welche lejen können, haben ſich dicht daneben „als Teſta⸗ 
mentszeugen“ unterfertigt, müſſen aber beftätigen, daß die Erblaflerin 
nicht in ihrer Gegenwart: erflärt habe, daß vie Urkunde ihren lebten 
Willen enthalte. Die erfte Inſtanz hielt das Teftament aufrecht, indem 
fie bemerkte: „Berüdfihtigt man den Ausbrud: „„als Teſtirende““, 
welchen die M von fich ſelbſt gebraucht hat, und welchen die Zeugen jo- 
wohl ihr vorſagen hörten, als von ihr fchreiben fahen, während fie ſelbſt 
zu gleicher Zeit ſich „„al® Teſtamentszeugen““ mit unterfertigten, jo ge- 
langt man zu ver logifchejuriftiichen Folgerung, daß die ausprüdliche Er- 
Härung der Erblafferin, daß die vorliegende Urkunde ihren legten Willen 
enthalte, durch ein ebenfo beſtimmtes als Flares und verftändliches Zeichen 
erjegt worden fei, und daß auch Die Zeugen dieſe Beftätigung entgegen 
genommen haben, indem fie ſich als Teſtamentszeugen unterfertigten. 
Wenn die im $. 579 vorgefchriebene Erklärung, gleich allen von unſerem 
Geſetze eingeführten Förmlichkeiten (wie Zeiller bemerkt) bloß zu größe- 
rer Borfiht und um die Giltigfeit der Acte zu fihern, angeorbnet find, 
und wenn nun biefe Abficht des Geſetzes mit ebenjo großer apodiktiſcher 
Gewißheit und auf ebenfo beruhigende Weife durch andere Mittel zu er- 
reihen ift; jo wird man wohl nicht leugnen fünnen, daß ber Sinn und 
die Bedeutung der erwähnten Ausdrücke ganz im Geifte der vorgeſchrie⸗ 
benen Formalitäten den Bewer? der Erfüllung der Erforderniſſe eines 
gültigen Teftamentes berftellen. Es eriftirt feine Vorſchrift und auch bie 
Regeln der Hermenentif führen nit darauf, daß die Formalität des er⸗ 
wähnten Paragraphes in einer materiell bindenden Weije tarativ ange- 
ordnet fei; es muß aljo geitattet fein, ftatt derſelben ein anderes ebenjo 
fihere8 und ebenfo wenig einem Zweifel Raum gebendes Mittel anzu- 
wenden, um zu beweifen, daß die Erblafferin ven Inhalt der Urkunde, 
da fie dieſelbe Tas, als eine ihrem Willen entſprechende Erklärung ge- 
nehmigte, daß dieſes in Gegenwart der geſetzlich vorgefchriebenen Anzahl 
von Zeugen geſchah, und daß dieſe letteren ſich Gewißheit davon ver- 
Ihafften, ohne dabei ver Gefahr einer Täuſchung over eines Irrthums 
ausgeſetzt zu fein. Es ift Har, daß bei einem gefchriebenen Teftamente 
der Wille des Erblaffers in der Urkunde ſelbſt bereits ausgedrückt ift, da 
der Erblaſſer diefelbe eben dadurch auf das Entſchiedenſte beftätigt, daß 
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er fie unterfertigt, und er auf eine feinem Zweifel Raum laffende Weiſe 
feine Zuftimmung den anwefenden Zeugen zu erkennen gibt. Es ift alſo 
auch Klar, daß die Beitimmung bes $. 579 nicht übertreten worben, daß 
vielmehr, troß der entgegengejeßten Behauptung ber Klägerin, ver An- 
ordnung des Geſetzes Genüge gejchehen ſei.“ 

Das Oberlandesgericht gab dagegen dem Klagbegehren ftatt, und 
zwar aus folgenden Gründen: Die Refultate des anfgenommenen Zeu- 
genbeweifes, die Faſſung, Beſchaffenheit und große Anzahl der im Te⸗ 
ftamente enthaltenen Beſtimmungen, das birecte und indirecte Intereſſe 
Desjenigen, welcher dasſelbe heimlich verfaßte, die Mühe, welche er 
darauf verwendete, die Errichtung des Teſtamentes geheim zu halten, in» 
dem er fogar als einen der Zeugen feinen Bedienten beizog, die unge- 
wöhnlihen Formalitäten, — dieſes Alles laßt e8 dem Gerichtshofe 
zweifelhaft ericheinen, .ob vie erwähnte Urkunde wirklich die wahre, be⸗ 
jtimmte ernftlihe und freie Willenserklärung der Erblaſſerin, wie fie 
nah 8. 565 a. b. G. B. nöthig ift, enthalte, und da fih nun in Bezug 
auf dieſe Schrift ergibt, daß nicht alle im Geſetze vorgefchriebenen For⸗ 
malitäten, von deren Beobachtung die Giltigfeit abhängt, erfüllt worden 
find, findet das Oberlandesgericht fich beftimmt, ſich vielmehr der Be- 
hauptung ver Klägerin zuzuneigen und nicht für Die Giltigfeit und Unan- 
fechtbarfeit des fraglichen Teftamentes zu enticheiden.“ 

Diefe Entiheidung wurde vom oberften Gerichtähofe beftätigt, 
„in der Erwägung, daß 8. 579 a. b. ©. 3. mit Beftimmtheit und kate⸗ 
goriſch anordnet, daß in dem Falle, wo das Teſtament von fremder Hand 
gefchrieben und vom Erblaffer nur unterfchrieben wird, der Lestere in 
Gegenwart der beftimmten Anzahl von Zeugen erflären müſſe, daß vie 
Urkunde wirklich feinen legten Willen enthalte, — daß die Nichtbeobady- 
tung dieſer wejentlichen Förmlichkeit nothwendig und unvermeidlich die 
im $. 601 a. b. ©. B. angeordnete Ungiltigleit des Actes zur Yolge hat, 
da e8 nad dem Buchftaben und Sinne des Geſetzes keineswegs gemügt, 
daß die Zeugen einfach bei einer wie immer befchaffenen Unterjchrift einer 
Urkunde zugegen feien, auch wenn dieſe fi) ihrem Inhalte nad) als eine 
letztwillige Erflärung ſchließlich herausftelle; in der Erwägung, daß im 
vorliegenden alle die Zeugen bei ihrem Eid beftätigen, daß von Seite 
der Erblafferin, al8 fie fih auf der fraglichen Urkunde als Teftaments- 
zeugin unterfchrieben, eine folche beftimmte Erklärung nicht abgegeben 
wurde, endlich in Berüdfihtigung der Gründe des Oberlandesgerichtes. “ 
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Nr. 94. 
er hheung einer fremden Sache, 


utſch. v. 29, Mai 1 Nr, Kr —— bed ae A bed Fi ©. 
dr cia vom 4 Der. EG: « 
Mailand vom 21. Febr. — Sir. 1909). ah 1855, 3 * ff. 
A hatte bei ver Affecuranzgejellihaft Riunione Adriatica ein Haus 
verfichert, welches er für längere Zeit in Beſtand genommen hatte. Das 
Haus brannte ab; allein die Gefellichaft weigerte ſich den Brandſchaden 
zu vergüten, indem fie behauptete, A habe fich für den Eigenthümer des 
Haufes ausgegeben, und jedenfall Habe er feine Verpflichtung, alfo auch 
fein Interefje gehabt, das fremde Haus zu verfichern; e8 jei daher nicht 
nur in Gemäßheit der Statuten, welche an jede faljhe Angabe die Nich- 
tigfeit des Verfiherungsvertrages Inlipfen, ſondern auch nach allgemeinen 
Grundfägen, nad melden jede Obligation ein Intereſſe vorausjeße, 
eine Berpflichtung ver Geſellſchaft dem Kläger gegenüber nicht vorhanden. 
Die Thatſache, daß A wirflich fich für den Eigenthiimer des Haufes aus- 
gegeben, betrachtet vie erfte Inftanz als erwieſen; die zweite nimmt 
das Gegentbeil an, Allein beide Inſtanzen ftellen dieſen Punkt in ven 
Hintergrund. Ganz abgejehen davon aber erflärt die erſte Inftanz das 
Klagebegehren für unhaltbar, indem fie bemerkt: „Wenn nah $. 1288 
a. b. ©. 2. die Verhütung eines Schadens der Zweck des Berficherungs- 
vertrages ift, fo kann daran nicht gezweifelt werden, daß der Verficherte 
Eigenthümer der Sache, auf welche ver Berficherungsvertrag fich bezieht, 
oder doch wenigſtens für die Erhaltung derſelben dem Eigenthiimer ges 
genüber verantwortlich fein müſſe; denn wäre das nicht der Fall, ſo 
würde aus dem Bertrage eine Wette, und zwar eine wegen des An- 
laſſes, der dadurch zu den ärgiten Mißbräuchen gegeben werben Tönnte, 
unerlanbte Wette. Die Berfiherungsgejellihaften, welche ver erfin- 
derifche Meenfchengeift zu dem Zwecke hervorgebracht hat, um bie mora⸗ 
lichen und materiellen Intereffen unferer Gejellihaft befier zu fichern, 
fünnen fi) von dieſen Rüdfichten des öffentlichen Wohles und ver öffent- 
lichen Sittlichkeit nicht Tosfagen, und es kann daher aud) die Riunione 
Adriatiea, welche unter dem Schuße ver Regierung fi als Berfiherungs- 
geſellſchaft conſtituirt und von ihr ein ſpecielles Privilegium erlangt hat, 
den Zweck einer ſolchen Inſtitution nicht aus den Augen verlieren, wel⸗ 
cher darin beſteht, für einen Schaden Vergütung zu gewähren, nicht aber, 
einen Gewinn für den Fall des Eintrittes eines gewiflen Ereignifjes zu⸗ 
zufihern. Allerdings ift es wahr, daß die Polizzen der Gefellihaft aus⸗ 
brüdlicdy den Fall vorfehen, daß der Verficherer nicht Eigenthiinter des 
verficherten Haufes ift; allein, da man niht davon ausgehen kann, daß 
e8 der Berficherungsgefellichaft geftattet fei, die erwähnten Grunbfäge 
des Rechts und der öffentlihen Orbnung zu verlegen, auf denen ihre 
Inftitntion beruht, muß man wohl annehmen, daß jener Artikel der Po⸗ 
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lizze nur ſolche Stipulationen vor Augen hat, auf welche die Geſellſchaft 
giltig fih einlafjen kann; die Fälle nämlich, wo der Verſicherte die Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Erhaltung der Sache eines Anderen libernommen 
bat, und daher verpflichtet ift, entweder fie gegen Feuerſchaden zu ver- 
figern, oder wo er felbft für ven durch Feuer angerichteten Schaden in 
jedem Falle zu haften hat.“ 

Die beiden höheren Imftanzen verurtheilten die Verficherungs- 
gefellichaft zur Zahlung des Verficherungsbetrages, und zwar ber oberite 
Gerichtähof aus folgenden Gründen: „Es kann ſowenig daran gezweifelt 
werben, daß der Berficherte ein Intereſſe an der verficherten Sache haben 
müfle, als e8 zweifelhaft ift, daß A bei der geflagten Berficherungsgefell- 
Ihaft das Haus nicht als Geſchäftsträger des Eigenthlimers, fondern 
lediglich in feinem eigenen Interefie verfichert habe. Die Verſicherungs⸗ 
gefellihaft wußte in dem Augenblide, wo der Verficherungsvertrag ab- 
geihlojlen wurde, daß A das Haus eines Andern verfichere, und daß er 
als Beſtandnehmer der Realitäten, zu welchen dieſes Haus gehörte, 
allerdings ein Intereſſe an der Erhaltung desſelben hatte. A bebnrfte 
desjelben, um darin jeinen Arbeitern eine Wohnung anzumweifen, um 
bort-da8 Vieh unterzubringen und verſchiedene Gegenftände aufzubeiwah- 
ren. Da das Haus ihm jomit unentbehrlich war, wenn er aus dem auf 
lange Zeit abgefchloflenen Bachtvertrage ven vollen Nugen, den er davon 
erwartete, ziehen wollte, mußte er auch dafür forgen, daß biejes Haus 
ihm niemals fehlen werde. Nun könnte es aber im Falle der Zerftörung 
des Haufes und namentlicdy einiger Nebenbeftandtheile desſelben geſchehen, 
daß die Eigenthiimer entweder nicht geneigt oder nicht im Stande wären, 
fogleich ven Neubau auszuführen, und deshalb mußte A, der ein Inter⸗ 
efle an der unmittelbaren Wieverherftellung bes Hauſes hatte, dasſelbe 
verfichern. Allerdings läßt fi) mit Rückſicht auf die beftehenden Grund⸗ 
Tate annehmen, daß A im Falle einer zufälligen Zerſtörung des frag- 
lihen Haujes die Eigenthümer auf Wiederherjtellung belangen könnte; 
allein daraus folgt noch nicht, daß er nicht ein Intereſſe hatte, zu dem⸗ 
jelben Zwecke einen Dritten zu obligiren, welcher ihm nicht Einwendungen 
entgegenftellen konnte, wie fie vielleicht dem Eigenthümer zur Verfügung 
ftanden, und bezüglich defien ex fiher war, daß er die erforderlichen 
Mittel beige. — A hatte alſo allerdings das Recht, die geflagte Gefell- 
Ihaft auf Wieverherftellung des durch Teuer beſchädigten Hauſes zu be- 
langen, und es fonnte ihm nidht die Einwendung entgegengeftellt werben, 
daß er ſich dadurch bereichern wolle; denn er hat jedenfalls Fein Hecht, 
fih von dem Eigenthümer des Haufes den Vortheil wieder vergüten zu 
lafien, der für diefen aus dem Verficherungsvertrage erwädft.... Die 
geklagte Geſellſchaft will ferner jedenfalls nicht für ven Werth des Hauſes, 
obgleich dieſer bei ihr verfichert wurde, haften, fondern mur für den Scha- 
den, den der Verficherte als Beſtandnehmer durch ven zeitweiligen Ent- 
gang des Gebrauchs dieſes Haufes erleidet, und fie verlangt daher, daß 
der ihm zugeſprochene Betrag entiprechenn berabgejettt were. Allein zu 
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dieſem Zwecke hätte fie die Verpflichtung gehabt, die Ziffer anzugeben, 
auf welche herabzugeben fei, und das Material berbeisufchaffen, pas 
nöthig ift, um dieſe Reduction mit Sicherheit vornehmen zu können, 
welcher Verpflichtung ſie nicht nachgekommen iſt.“ 





Nr. 95. 


Auf Abänderung der Feilbietungsbedingniſſe gerichtetes Be⸗— 
gehren einer an ber Execution nicht betheiligten Perſon. 
E v. 5, Juni ri Aa 3701 Beſt. des Beſcheides des L. G. Ber- 
jene v. 6, zn. 10 2, 16 Ki. der — u des Di. L. ©. 
Hand v. 6, . Gaz. d. Trib. 1 398, 399 
Die —* A uns = * gemeinſchaftlich ein Haus, welches 
in Folge eines am 3. October 1842 ergangenen Schiedsſpruches durch 
von den Brüdern zu ernennende Sachverſtändige getheilt werben foll. 
Im Yahre 1854 erwirfte C, ein Gläubiger des B, die executive Feil- 
bietung ber dem letzteren gehörigen ideellen Hälfte jenes Hauſes. Nun 
bringt A eine Klage ein, in welcher er verlangt, daß erkannt werde: es 
fei in den Feilbietungsbebingniffen dem Erfteher die Verpflichtung auf- 
zuerlegen, fi in Bollziehung jenes Schiensfpruches an ber Ernennung 
der Sachverſtändigen zu betheiligen. Die erſte Inſtanz ſtellte die Klage 
als unregelmäßig und zur Veranlaſſung eines Proceßverfahrens nicht 
geeignet zurück. Die zweite Inſtanz hob zwar dieſen Beſcheid auf und 
verfügte die ordnungsmäßige Erledigung der Klage; allein der oberfte 
Gerichtshof beftätigte den Beſcheid der erften Inſtang „in der Er⸗ 
wägung, daß A zu dem zwiſchen B und O beſtehenden Rechtsverhältniß 
und der von letzterem geführten Erecution feine Beziehung hat; daß feine 
mit Unrecht als Klage bezeichnete Eingabe zulegt doch nur darauf be» 
rechnet ift, dem Crecutionsführer eine Laſt aufzuerlegen oder die Be- 
dingungen einer eilbietung zu modificiren, welche ihn unmittelbar nicht 
betrifft; daß aber eine ſolche Aenderung der bereits fetgeftellten Feilbie⸗ 
tungsbedingniffe nicht bewilligt werben kann, meil die Gerichtsordnung 
fie nicht Fennt, weil A ein unmittelbares Interefje oder Recht an dem 
Bermögen des Erecitten nicht darthut, und er alfo eine ungerechtfertigte 
Einmifhung in einen Act des Gerichtes oder eine Einwirkung auf deſſen 
Folgen für ſich in Anspruch nimmt, welche ihm nicht einmal dann zufäme, 
wenn B freiwillig die Verfteigerung vornähme“. 


+ 
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Nr. 96. 


Wirkung der Ceſſion von Veflanbzinfen gegenüber einem 
älteren Pfanpreht an der in Beſtand gegebenen Realität. 


Entſch. v. 5. Inni 1866, 8900 (Belt. des das Urtheil der Prätur 
Mailand vom 125, Nr. 55179 abänd, Urtheils des O. 2. ©, 


Mailand vom i . Giorn. *5 ſpriepr. pr. 1856, 


Nr) 186 ff. Eco d. Trib. 1856, ©. 888 

C bat an * Realität des X das Pfandrecht am 10. Auguft 1850 
erworben; am 9. März 1853 erwirkte er die erecutive Pfändung und 
am 1. Yuli 1853 warb ihm bie erecutive Einantwortung ber Pachtzinfe, 
‚weldye der Pächter B von dieſer Realität zu zahlen hat, bewilligt. — 
Inzwiſchen aber war im Jänner 1853 zwilhen dem Erecuten X und A, 
einem anderen Gläubiger desjelben, ein gerichtlicher Vergleich abgeſchloſſen 
worden, vermöge deſſen erjterer dem legteren unter Intervention des 
Pächters B feine Pachtzinsforderung zur Sicherftellung einer anderen 
Forderung „abtrat und anwies“. Nun verlangt A von B die Zahlung 
des Pachtzinſes; viefer, welcher fürchtet, zweimal zahlen zu müflen, geht 
C um Bertretungsleiftung an, und letterer macht geltend, daß fein ſchon 
früher erworbenes Pfandrecht auch die Civilfrüchte mitumfafle. 

Die erfte Inſtanz weift das Slagebegehren aus dieſem Grunde 
ab; die zweite und dritte Inſtanz jedoch geben ihm ftatt. 

Gründe der dritten Imftanz: „Die Anmweifung der am 
10. Auguft 1853 fällig gewordenen Rate des Pachtzinſes zur Befriedi— 
gung des A ift früher erfolgt, als die zu Gunſten des C; auch ift fie voll- 
Märbig geworden, weil fie der Affignat B angenommen bat. ($. 1401 

B.)... C beruft fih zwar auf fein älteres Pfanprecht und... 

auf bie Beftimmung bes 8.457 a. b. ©. B.; allein er überfieht, daß er 
bie Sequeftration der Früchte nicht erwirkt hat, und daß dieſe daher im Au- 
genblid der Trennung von Grund und Boden aufhörten, ein Zugehör 
bes Grundes und daher ein Gegenftand der Hypothekarklage zu bilven. 
($. 294 a. b. G. 3.) Somit find feine Anfprüche ſelbſt vom Gefichte- 
punkte des dringlichen Pfandrechts aus nicht haltbar... . Allein e8 ift noch 
zu bemerken, daß der Gegenftand der Anweiſung eine Geldſumme iſt, 
‚nicht aber in natürlichen Früchten befteht, der Kläger bedurfte alfo, um 
ein Recht darauf zu erlangen, der Eintragung in die öffentlichen Bücher 
gar nicht; es genügte, daß fein Schuloner X ihm feine Pachtzinsforbe- 
rung an B anmwies, und daß leßterer die Anweiſung annahm. Da nun 
das Pfandrecht eine Sicherftellung, nicht aber Eigenthumsrecht verjchafft, 
auch thatfächlih das des Pfandſchuldners nicht einſchränkt, jo kann troß 
des Pfandrechtes ein abgetrenntes Zugehör der Pfandſache giltig in’s Ei- 
genthum eines Dritten übergehen. In der That können Beſtandzinſe den 
natürlichen Früchten des Grundes nicht in dem von den Geflagten gel- 
tend gemachten Sinne gleichgeftellt werben; fie find rein zufällige Eivil- 
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früchte, nicht „„ Zuwachs und Zugehör des Pfandes““, wovon im $. 457 
a. b. B. ©. die. Rede ift; denn in Bezug auf fie befteht in ver Negel nur 
ein Obligationsverhältnig zwiſchen Beſtandgeber und Beitanpnehmer, 
und e8 ſteht daher dem erfteren frei, darüber — nach Belieben zu 
verfügen, als ſie nicht von Pfandgläubigern nach 8. 383 ital. G. O. 
(394 weſtgal. G. O., Hofdecret vom 12. October 17%, Nr: 63, 
MWeflely I. Nr. 1097) und $. 412 ital. ©. O. (8. 423 tweftgaf. G. 9) 
mit Sequefter belegt find.“ 


Nr. 97. 


Auslegung einer Tegtwilligen Erflärung: Legat einer Rente 
zu Gunſten des im Teſtament ernannten Vormunds oder 
Anordnung einer jährlichen Remuneration desſelben? 


Entſch. In ‚juni 1856, ont: ss Beft. de Nrtheils des 8. ©. Venk⸗ 
dig v. 1854, Nr. 281 abän — des Hrtpeil 38 O. L. ©, 
—R * Yo. Oct. 1854, Nr Eco d. T 1855, ©. 257 ff. 

266 ff. Giorn. d. —5— pr. 1856, < are ff. 

Ein Teftator hatte den A zum Bormund feiner Kinder, zum Teſta⸗ 
mentserecutor und zum Vermögensverwalter mit ſehr ausgebehnter Voll⸗ 
macht ernannt; binzugefligt war der Sag: „Auch, hinterlaffe ih ihm für 
die Dauer feines Lebens 90 Lire monatlih”, und die Bitte, für ven Fall, 
daß er vor dem 25. Lebensjahre des Erben Joſeph fterbe, fich einen an- 
deren gleichbefähigten Mann zu jubftituiren. A übernahm die ihm auf- 
getragenen Geſchäfte, Tieß fi aber wegen Schwierigkeiten, die ihm bie 
Familie machte, davon nad drei Jahren wieder entheben und. beitellte 
auch Teine Subftitution. Nun wurde auh die Zahlung ber erwähnten 
Penſion eingeftellt. Die erfte und dritte Inftanz erkannte fie ihm 
jedoch — abweichend von der zweiten — zu, und zwar der oberfte Ge- 
richtshof: „in der Erwägung, daß an das Legat... vie Verpflichtung zur 

Führung' der Berwaltung nicht derart geknüpft iſt, daß letztere als Be⸗ 
dingung und das Legat ſelbſt nur als Lohn für eine Dienſtleiſtung anzu- 
ſehen wäre; baß... das Legat auf Lebenszeit ausgeſetzt iſt, während 
jener Auftrag auf eine gewiſſe Zeit eingeſchränkt bleibt,... daß enplich 
dem etwaigen Nachfolger, ven ſich der Kläger für ven Fall feines Todes 
beftellt, feine Vergütung ausgeſetzt ift.“ 
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der Stadtbehörden, in welcher dieſe gelegentlic, von ihm und feinen Beſitz⸗ 
vorgängern die Erlaubniß erbeten hatte, Schnee u. dgl. zeitweilig auf 
jenem Plate ablagern zu dürfen. 

Das Eigenthumsrecht des A wird in allen drei Inſtanzen aner- 
kannt; dem vollen Rlagebegehren gibt aber nur die zweite Inftanz ftatt. 
Die beiden anderen ſprechen aus, daß die Stadtgemeinde B an jenem 
Plage eine Servitut des Durchganges und der Durchfahrt erworben habe. 

Gründe der erften Inftanz: „Das römische Recht, welches 
jowohl ihm Jahre 1788 als auch in ver ganzen Zeit bi8 zur Einführung 
des franzöfiichen Gefegbuches in ver Lombardei Geltung hatte, erfannte 
an, daß Servituten durch langjährigen Gebrauch erworben werben können, 
und erflärte ausbrüdlich den Nachweis eines Titels für unnöthig, wie 
aus L. 10. D. si serv. vind. (8,5), wo es heißt: Si quis diuturno usu 
et longa quasi possessione jus aquae ducendae nactus sit, non est 
ei necesse docere de jure, quo aqua constituta est, veluti ex legato 
vel alio modo: sed utilem habet actionem, ut ostendat per annos 
forte tot usum se, non vi, non clam, non precario; — dann aus L. 1. 
$.23i. f. D. de aqua et aqua pluv. (39, 3), wo es heißt: ... vestustatem 
vicem legis tenere; sane enim in servitutibus idem sequimur, ut ubi 
servitus non invenitur imposita, qui diu usus est servitute, neque 
vi, neque precario, neque elam, habuisse longa consuetudine, vel ex 
jure impositam servitutem videatur hervorgeht, weßhalb Faber be- 
merft: Possessio servitutis sufficit ad tollendam illam praesumptionem 
juris, quae facit, ut omnia praedia pro liberis habeantur .... Es ift 
demnach Rechtsgrundſatz in Bezug auf Servituten, daß ber Beſitz eine 
Bermuthung begründet, welche ftärfer ift, als jeve andere Vermuthung, 
jelbft als die ber Freiheit des Eigenthums. Diefer Anſchauung hat ſich 
aud das öfterreichifche a. b. G. B. angeſchloſſen, da es fich in dem ganzen 
betreffenden 7. Hauptftiid des II. Theils an die oberften Principien des 
römifhen Rechtes hält, und übervies im $. 480 anerfennt, daß die 
Verjährung den Titel der Servitut begründen könne, wodurch alfo aus 
der Verjährung an und für fich ein bejonverer, ganz eigenthimlicher 
Titel zur Erwerbung der Serpitut gemacht und aus ber Duldung und 
dem paſſiven Verhalten des Eigenthümers die Vermuthung abgeleitet 
wirb, daß er auf das Recht verzichtet habe, fich dem Gebrauche feiner 
Sache zu widerfegen, welcher in Folge diefer Zuftimmung ohne Weiteres 
zu Gunften besjenigen, ver ihn gemacht und durch mehr als dreißig 
Jahre fortgefegt hat, gerechtfertigt und perpetuirt wird. Im vorliegenden 
Yalle num ift daran nicht zu zweifeln, daß der Durchgang, welchen viel- 
leicht urfprünglich der Marchefe L ſehr gern deßhalb geftattet hat, weil 
er jeine Eitelkeit darin befriedigt fand, daß der Play den Namen feines 
adeligen Hauſes führen follte, ein unbeftrittener, unverheimlichter, durch 
mehr als 30 Jahre fortgejeßter ift, und zwar felbft dann, wenn man von 
ber Zeit zwifchen ben Jahren 1788 und 1849 jene Jahre abzieht, in 
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welchen das franzöftiche Hecht (Art. 691)*) in Wirkſamkeit geblieben ift. 
Es mußte alfo angenommen werben, daß die Erwerbung ber Servitut 
ftattgefunden habe, und daß das Eigenthum des Klägers mit diefer leß- 
teren belaftet ſei.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Die Rechte eines Menſchen 
über fein Eigenthum find nach $. 1459 des in diefem Punkte mit allen 
vorausgegangenen Gejeggebungen übereinftimmenvden a. b. G. 3. ver 
Berjährung nicht unterworfen. Wenn alfo die geflagte Gemeinde fich auf 
eine ſolche Verjährung berufen wollte, fo hätte fie beweifen müſſen, daß 
zu irgend einer Zeit ver Eigenthümer jenes Platzes den Durchgang ver- 
wehren wollte, daß fie ſich ihm entgegengejtellt habe, daß er zu dieſem 
Widerſtande geſchwiegen und ihn geduldet, und daß feit jenem Verbot 
ber für bie Verjährung erforderliche Zeitraum abgelaufen jet. Ste hat 
jedoch nichts von dem Allen bewiejen. Daraus allein, daß die Befißvor- 
gänger des Klägers ſich nicht beftimmt fanden, ſich dem Mißbrauche zu 
widerjegen, daß zur Abfürzung des Weges jeder, dem es beliebte, nad) 
allen Richtungen bin über den Play ging, — daraus, daß fie jenen 
Raum nicht als Abladepla oder zu irgend einem anderen Zwecke ver- 
wenden wollten, kann die geflagte Gemeinde noch nicht folgern, daß 
dieſes aus Rüdficht auf fie oder gar in Folge einer beftehenden Ver⸗ 
pflihtung gefchehen fei. Mochten nun Diejenigen, welche über ven Blag 
gingen, Bürger der Stadt B fein oder nicht, jo blieb jevenfall® der Raum 
vernöge des Willens des Eigenthümers Allen eröffnet. Darin liegt wicht 
jene Nachläſſigkeit, welche die Borausfegung jeder Berjährung bildet, 
fondern eine ftillfchtweigende Einwilligung. Mit jenem Durchgange war 
aber bei Niemand ver Wille verbunden, ein dieſer Berfon zuftehenves 
Necht auszuliben ; obgleich täglich geübt, war er doch von vorübergehen⸗ 
ber Natur; er drückte feinen dauernden Beſitz aus, wie etwa, wenn man 
den Raum in einen Marktplag verwandelt, oder wenn man ihn als 
Straße mit einer anderen Straße in Verbindung gelegt, wenn man dort 
Keparaturen, Veränderungen angebracht, kurz, wenn man irgend etwas 
gethan hätte, was eine entſprechende Verpflihtung des Eigenthümers, 
Diefes oder Jenes zu dulden, im Sinne des 8. 482 a. b. ©. B. voraus- 
fett. Der gemachte Gebraudy war aljo feiner Natur nach nicht geeignet, 
die Verjährung herbeizuführen... . Sowie ferner die Stabtbehörbe nicht 
für die willfürlihen Handlungen der einzelnen Bürger verantwortlich 
gemacht werden könnte, fo fann fie auch durch die individuellen Acte der 
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*) Art. 691 des Code Civil lautet: „Ununterbrochen fortdauernde, nicht 
ins Auge fallende Servituten, und nicht ununterbroden fortdauernde Serpi- 
tuten, dieſe mögen ins Auge fallend fein oder nicht, fönnen nur durch einen 
Titel errichtet werden. — Der Beſitz, jelbft der unvordenkliche, ift nicht hin⸗ 
reihend, um fie zu errichten; doch kann man Servituten diefer Art, bie Durch 
den Befit bereitS erworben find, in Ländern, wo fie auf dieſe Weife erworben 
werden konnten, gegenwärtig nicht mehr beftreiten.“ 

8* 


— 116 — 


einzelnen Bürger nicht Rechte zu Gunften der Gefammtheit erwerben, 
und im vorliegenden Falle hat die Gemeinde troß des von ihren Mitglie- 
bern an jenem Plate ausgeübten Durchganges wiederholt das Recht des 
Klägers und feiner Bormänner, über ven Plag nad Belieben zu verfü- 
gen, dadurch anerkannt, daß fie jedesmal, wo es ſich darum handelte, 
Thatſachen von permanenter Natur zu fegen, fih die Erlaubniß dazu 
erbat.“ 

Gründe der dritten Inſtanz: „Wenn auch vielleicht die 
Eröffnung des Platzes aus einem poteſtativen Acte des Marcheſe L ab» 
zuleiten ift, und weder er noch feine Nachfolger dabei die Abficht hatten, 
auf ihr Eigenthumsrecht an dem ftreitigen Grunde zu verzichten, fo ift 
doch gewiß, daß ver Plat dem Publicum zum bequemeren Durchgange 
zugewiefen worden iſt, und daß das Publicum dieſen Durchgang feit 
mehr als 60 Jahren wirklich benüste. Iene Zuweifung und Beitimmung 
begründeten ven Titel, und der wirkliche Durchgang iſt nicht eine will- 
fürliche und zufällige Thatfache, weldhe auf die Erwerbung des Rechtes 
feinen Einfluß haben kann, fordern die wirflihe Ausübung eines ſolchen 
Rechtes. Um alfo die Erfigung wenigftens feit dem Jahre 1816, in 
welchem das a. b. G. B. in Wirkſamkeit trat, zu verhindern, hätte be- 
wiefen werden müſſen, daß es fih um ein bloßes Precarium handle, 
dieſen Beweis aber hätte der Kläger, wider welchen der Zeitablauf fpricht, 
zu führen gehabt. Diefer jedoch berief fi nur auf die Bermuthung, 
welche im vorliegenden Falle duch andere Umſtände entkräftet wird. 
Wenn num auch die Gemeinveverwaltung fih manchmal an die Eigen- 
thümer des erwähnten Plages um die Erlaubniß wendete, daſelbſt ven 
in ber benachbarten Straße aufgefanımelten Schnee abladen zu Dürfen, 
jo würde dieſes nur beweilen, daß fi) die von ihr ausgelibte Servitut 
nicht auch noch darauf erftredte, aber e8 gibt dieſes eine neue Beſtätigung 
dafür, daß fie zu der einfahen Benügung des Durchganges einer Er⸗ 
laubniß nicht beburfte, daß alſo die urfprünglicde Beſtimmung des 
Marcheſe L dem Plage gegenüber aufrecht erhalten wurde, und daher 
dem Bublicum der Ufucapions-Titel niemals verloren ging. Im Mebri- 
gen ſchloß ſich der oberfte Gerichtshof der Anficht und den Entſcheidungs⸗ 
gründen ber erften Inſtanz an.“ 
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Nr. 102. 

Einrehnung der Ferialtage in die Frift zur Einbringung 
der Nechtfertigungdffage über eine wegen Privilegiumsein- 
griffs erwirkte Beſchlagnahme. 

v. 20. Juni 1855, Nr. 5669 Ei es, des den Beſcheid ded 8. G. 


Entſch. 
der inneren Stadt Wien v 11, ae Nr. 7681 a ändernden De: 
ereted des O. % ©. Wien v. 25 a 1855, Nr. 5762). G. 3. 1856, 


Aus Anlaß eines Sehne, worin die Aufhebung einer wegen 
Privilegiumeingriffs erwirkten Beichlagnahme aus dem Grunde verlangt 
wurde, weil der Gegner es unterlaflen habe, binnen ver im $. 47 des 
Privilegien-Patentes vom 15. Auguft 1852 beftimmten achttägigen Frift 
feine Recdhtfertigungsflage einzubringen, ſprach der oberfte Gerichtshof 
die Anficht aus, daß in diefe Frift, da die Klage durch feinen richterlichen 
Beſcheid abgefordert werde, die Friſt daher als eine gejetliche ericheint, 
nad) dem Hofdecret vom 15. April 1790, Nr. 14 der 3. ©. ©. (Weſſely I. 
Nr. 1378) die inzwifchen gefallenen Ferialtage einzurechnen find. 


Nr. 103. 


Stillſchweigende Einwilligung in die Abtragung einer be- 
jtinnmten Schuldpoſt. 
Entid. vom 20. Suni 1855, air. d 5670 (Beſt. der gleichförmigen at 
ſche dungen des H. G. Wi end. 26. Febrnar 1865, Nr. 7648 und des 
G. Wien v. 2, Mai 1855, Nr. 3562). ©. 3. 1856, Nr. 45, 

Die Fabrik A zu T. hatte auf Grund eines von B acceptirten, 
ben 25. Juni 1853 ausgeftellten, 4 Monate a dato zahlbaren Wechjels 
eine Yorberung pr. 463 fl. 20. fr. Bankvaluta an venfelben zur Stellen. 
Bor Verfallszeit des Wechſels überſendete der Acceptant mittelft Schrei- 
bens dd. 10. October 1853, einen an die Gläubigerin girirten, am 
18. Jänner 1854 fälligen, von Johann D. acceptirten Wechjel pr. 468 fl. 
C. M. mit dem Erfuchen, hiermit feine Schuld vom 25. Juni 1853 zu 
begleichen und das Plus pr. 4 fl. 40. fr. als Zinjen für die Zeit, bis der 
überſendete Wechſel verfällt, zu betrachten. Die Yabrifspirection be- 
fätigte in vem Nüdjchreiben vom 18. October 1853 den richtigen Em⸗ 
pfang der ihr überſendeten Zratte pr. 468 fl. mit dem Bemerken, daß 
felbe unter dem üblichen Vorbehalte gutgeichrieben und der Betrag von 
4 fl. 40 fr. als Prolongationsintereffen angenommen worden fei. Nach 
Eingang. des überjendeten. Wechſels ſaldirte nun vie Fabriksdirection 
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zuerft eine bereitS vor ter ®erfallzeit des zueritgenannten Wechſels 
fällige Sontoreftforterung pr. 63 fl. 20 fr., ichriek auf vem Wechſel vom 
25. Juli 1853 ten ſohin verbliebenen Reit pr. 400 fl. als Abichlags- 
zahlung ab, und erwirfte wegen des noch ſchuldigen Wechſelreſtes pr. 
63 fl. 20 fr. tie hantelsgerichtlihe Zahlungsanflage. In den durch 
Ueberreihung von Einwentungen wider viele Zahlunasauflage veran- 
laßten Streite erfaunte tie erfte Iuftanz, daß tiejelbe nicht zu Recht 
beftehe, und zwar aus folgenten Grünten: „Es ift unzweifelhaft und 
wird übrigens auch nicht widerſprochen, daß mit ter in tem Briefe des 
Geflagten dd. 10. October 1353 erwähnten Schultpoft vom 25. Juni 
1853 der an diefem Tage ausgeftellte Klagewechſel gemeint fei; da num 
der Geflagte ausprüdlich nur zur Begleihung jeiner Schulo vom 25. Juni 
1853 ten am 18. Iänner 1854 verfallenen Wedel pr. 468 fl. C. M. 
der Klägerin überjenvete, und viejelbe diefe Sentung in ihrem Schreiben 
angenommen hat, jo war fie nicht beredytigt, mit dem eingegangenen 
Betrage eine andere Berwendung, ald ver Geflagte ausdrücklich feſtgeſetzt 
hatte, vorzunehmen. Nady ten $. 1415 a.6. ©. 3. wird, wenn ver- 
ſchiedene Poften zu zahlen fine, tiejenige für abgetragen gehalten, weldye 
ter Schuldner mit Einwilligung des Gläubiger tilgen zu wollen fi 
austrüdlic erklärt bat. Eine ſolche ausprüdlihe Erklärung bat nun ber 
Geklagte unbezweifelt und unmwiberjprodhenermaßen in feinem Schreiben 
abgegeben; vie klagende Fabrif hat fich ferner in ihrem Küdjchreiben 
folder Ausprüde bedient, vaß bei Weberlegung aller Umſtände für ven 
Geflagten fein vernünftiger Grund zu zweifeln übrig blieb, vaß viefelbe 
in jeinen Antrag gewilligt habe (8. 863 a. b. ©. B.). Nachdem die 
flägerifche Fabrik ven Brief, welder die Willensmeinung des Geflagten 
unzweifelhaft enthält, anerfannt hat, kann fie auch nicht aus $. 1416 
a. b. G. B. das Recht geltent machen, ihre bereits fällige Forderung 
vor der nicht fälligen Wechfelichuld, zu deren Tilgung ver Betrag einge- 
fenvet wurde, zu berichtigen.“ Die beiden höheren Inſtanzen bejtätigten 
dieſes Urtheil, und zwar ver oberfte Gerichtshof mit nachſtehender Mo- 
tivirung: „Mit dem Briefe vom 10. October 1853 überfandte der Ge- 
flagte der Klägerin eine Tratte pr. 468 fl. mit der ausdrücklichen Be⸗ 
ftimmung, damit feine Schulbpoft vom 25. Juni, die laut Contocorrente 
aber in 463 fl. 20 fr. beftand, ſammt Intereflenvergittung zu begleichen. 
In dem zweiten vom 18. October 1853 beftätigen die Kläger ven Em- 
pfang der Tratte und erklären, daß diefe Rimefje angenommen und dem 
Beklagten, ohne die ihr von vemfelben ausprüdlich gegebene Widmung 
im Geringften zu beanftänden, gutgefehrieben wurde. Es Liegt in dieſer 
Handlungsweife nad) 8. 863 a.b. ©. B. mit Berädfihtigung aller 
Umftände die ftillfehweigende Willenserflärung der Kläger, daß fie mit 
der Widmung, und daher mit der vom Beflagten beabfichtigten Tilgung 
feiner Schuld vom 25. Juni 1853, pr. 463 fl. 20 kr., einverftanden 
waren. Bei dieſer einverſtändlich nah 8. 1415 a. b. ©. 2. erfolgten 
Tilgung der erwähnten Schuldpoft Tann weber deren ſpätere Fälligkeit, 
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noch die Berfallgzeit der Zratte, noch das mercantiliftiihe Netentions- 
recht in Frage kommen.“ 


Kr. 104. 


Darleihen oder Erebitiren der Ceſſionsvaluta? — Verhält— 
niß des Urtheils zu dem in der Klage geltend gemachten 
Rechtsgrunde. 


Eutſch. dv. 26, Juni 1855, Nr. 4654 (Beſt. des Urtheils des En G. Wien 
dv. 8, Anguft 1854, Nr. 26672, Abünd. des & Urtheilß dep D. 8; ©. Wien 
vom 29, Dec, 1854, Ar, 3961). ©. 3. 1855, Nr. 1. 

Die B ftellte am 18. Juni 1852 der A eine Schulpverjchreibung 
über 12.400 fl. C. M. aus, weichen Betrag fie baar empfangen zu haben 
angab. In diefer Schuldverfchreibung verpflichtet ſich die Schulpnerin, 
bie Darlebensfumme von 12.400 fl. C. M. binnen drei Jahren an bie 
Darleiherin in Wien zurliczuzahlen, inzwifchen aber mit fünf vom Hun- 
bert halbjährig vorhinein zu verzinfen. Die Unterfchrift der Schuldnerin 
auf dieſer Schulpverfchreibung war notariell legalifirt. Das hierauf ge- 
ſtützte Rlagebegehren wurde in erfter Inftanz aus nachftehenden Grün- 
den abgewiefen: „Auf bie Einwendung ver Geflagten, auf den frag- 
lichen Schuldſchein nie auch nur einen Kreuzer Baluta erhalten zu haben, 
macht die Klägerin in der Replik das Zugeftänpniß, baß bie Geklagte 
das auf dem von der Klägerin dem X verkauften Hauſe Nr. *** in 
Baden verſicherte Kaufſchillings-⸗Reſtcapital pr. 12.400 fl. C. M. im 
Wege ver Ceſſion übernommen und über die Ceſſionsvaluta den Schuld- 
ſchein ausgeftellt habe, und daß der Schulptitel der Geflagten aus dem 
Kaufe der X’jhen Satzforderung zufolge wechjeljeitigen Einverftänpniffes 
vertragsmäßig in eine Darlehensihuld umgewandelt, fomit ber frühere 
Rechtstitel vollftändig novirt worden fei. Hieraus ergibt fi, abgejehen 
davon, daß nad) ber eigenen Angabe der Klägerin gleich urfprünglid) bei 
ber Ablöfung ber fraglichen Saßpoft beftimmt wurde, daß die Ceſſions⸗ 
valuta erft in 3 Jahren gegen mittlerweilige Öpercentige Verzinſung und 
Sicherftellung berichtiget und hierüber ein Schulpfchein ausgefertigt 
werden foll, jomit ein Neuerungsvertrag im Sinne des 8. 1377 a. b. 
G. B. gar nit ftattgefunden hat, — daß ein Darlehensvertrag im 
Sinne bes 8. 983 a. b. ©. B. nicht zu Stande gefommen fei, und daß 
das hier zur richterlichen Beurtheilung vorliegende Geihäft in Gemäß- 
heit des 8. 916 a. b. ©. B. nad denjenigen gejeglichen Vorſchriften 
beurtheilt werden müſſe, venen es nad feiner wahren Beſchaffenheit 
unterliegt, nämlich als eine entgeltliche Abtretung und Einlöſung einer 
Satzpoſt, wofür jedoch die Ceſſionsvaluta nicht berichtigt, ſondern durch 
Ausfertigung und Sicherſtellung einer Schuldurkunde geleiſtet werden 
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ſollte. Als Ceſſionsvaluta wird aber bie angeiprodhene Summe von 
12.400 fl. C. M. aud in der Replik nicht verlangt, und e8 wäre bie 
Klägerin nah dem 8. 49 a. G. OD. auch nicht beredhtigt, das in ber 
Klage geftellte Begehren in feiner Wejenheit in Anjehung des Klage⸗ 
rechtes zu ändern. E8 mußte daher die Klägerin umfomehr mit dem in 
der Klage geftellten Begehren abgewiefen werben, als felbft wenn ein 
Darlehensvertrag nach dem Vorhbergefagten dennod) angenommen werben 
fönnte, die Darlehensvaluta in einer ‚Privatforderung au X beftanden 
hätte, in welchem alle nah 8. 991 a. b. ©. B. vie Gellagte als 
Schuldnerin nur verbunden wäre, entweder den Schulbichein zurnckzu⸗ 
ftellen, oder der Klägerin als Gläubigerin den von biefer zu erweiſenden 
Schaden zu erſetzen, worauf jedoch das Klagebegehren nicht gerichtet ift.“ 

Das Oberlandesgeriht machte die Berurtheilung ver Geklagten 
abhängig von dem Ausfall des Haupteides darüber, daß zwilchen ihr 
und der Klägerin ein Uebereinkommen getroffen worden, zufolge deſſen 
die Geflagte die auf vem Haufe des X für die Klägerin haftende Kauf- 
ſchillings⸗Reſtforderung pr. 12.400 fl. C. M. um diejen Betrag im Ab- 
löfungswege übernommen bat, und zugleich bedungen wurde, daß dit 
Geflagte der Klägerin den Ablöfungsbetrag nicht ſogleich, fondern erie 
in drei Jahren gegen mittlerweilige Opercentige Verzinfung bezahlen 
und bierüber einen Schuldſchein ausftellen, die Klägerin aber nad) er- 
folgter Intabulation dieſes Schuldſcheines auf die als Pfand beitellten 
Herrichaftsantheile, eine Ceſſionsurkunde ausftellen follte — daß ferner 
in Folge diefes Uebereinkommens der Schulpichein, dd. 18. Juni 1852, 
mit der darin enthaltenen Beftätigung des Balutsempfanges mit der Ge⸗ 
Hogten Zuftimmung errichtet worden ſei. In den biesfälligen Abände⸗ 
rungsgründen heißt e8: „Die Klägerin ſtützt ihr Klagebegehren auf ven 
mit allen vorgejchriebenen Eigenfchaften verfehenen und rückſichtlich feiner 
Echtheit and von der Geflagten nicht bejtrittenen Schulofhein, und fie 
hätte daher, da diefer Schuldſchein feiner Form nad gegen bie Geflagte 
als Ausftellerin zu beweiſen geeignet ift, an und für ſich über deſſen rich- 
tigen Inhalt feinen weiteren Beweis zu führen, vielmehr läge nach dem 
Patente vom 1. März 1787, Nr. 636 der I. ©. ©. ver Gellagten bie 
Beweisführung ob, falls fie den Inhalt des Schuldſcheines zu wider⸗ 
Iprehen vermeint. In Anfehung der Einwendung der Geflagten, daß 
fie von der Klägerin auf den Schulofchein weder den verfchriebenen Be⸗ 
trag von 12.400 fl. C. M. noch fonft einen Betrag baar zugezählt er- 
halten habe, ift jedoch die Geflagte der Beweisführung enthoben, weil 
bie Klägerin in ber Replik felbft ausdrücklich eingeftanden hat, daß bie 
Geklagte die Baluta von 12.400 fl. C. M. nicht, wie e8 in dem Schuld⸗ 
Iheine beißt, baar empfangen, ſondern vie Darlehensvaluta eigentlich 
in ber ber Geklagten darlehensweiſe auf 3 Jahre befaflenen Ceſſions⸗ 
valuta für die von der Geklagten im Ceſſionswege übernommene Kauf—⸗ 
ſchillings⸗Reſtforderung der Klägerin an X pr. 12.400 fl. C. M. be 
ftanden habe. Aus dem fohin als erwiejen anzunehmenvden Umſtande, 
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daß die Darlehensvaluta auf den Schulpjchein nicht im Baaren gegeben 
wurde, folgt nun zwar noch keineswegs die Befreiung ver Geflagten von 
ber eingegangenen Zahlungsverbinvlichfeit, weil dieſe Verbinblichfeit 
jevenfalls ſoweit befteht, als wirklich eine Darlehensvalute gegeben 
worben ift und weil e8 rechtlich Feinem Zweifel unterliegen kann, daß 
auch eine aus einem anderen Kechtstitel. entiprungene Schuld durch Die 
übereingelommene darlehensweile Belaflung auf eine gewiſſe Zeit, jomit 
durch Novation (8. 1376 a. b. G. 3.) in eine Darlehensſchuld umge- 
ändert werben kann. Allein e8 folgt aus dem dem Inhalte des Schulp- 
ſcheines entgegenftehenden Geftändniffe der Klägerin, daß der Schuld- 
Ihein darüber, daß die Darlehensvaluta wirklich gegeben wurde, zum 
rechtlichen Beweiſe gegen die Geklagte nicht mehr als tauglich angefehen 
werben fünne. Das Geftänduiß der Geflagten in der Duplif, daß fie 
auf ven Schuldſchein ftatt baaren Geldes eine Sabpoft als Darlehen 
von der Klägerin erhalten habe, über deren Betrag john ver Schuld⸗ 
ſchein ausgeftellt wurde, befreit die Klägerin von der ihr obliegenven 
Beweislaſt nicht, weil aus diefem Geſtändniſſe ſich niemals die Verbind- 
lichkeit der Geflagten zur Rückzahlung des eingeflagten baaren Betrages 
pr. 12.400 fl. C. M., fondern höchftens etwa die im 8. 991 a.6. ©. 2. 
ausgedrücte Verpflichtung ableiten ließe. Dagegen ericheint das von ber 
Klägerin in der Replik behauptete Uebereinkommen als dasjenige, was 
enticheivet und daher gegen den Widerſpruch der Geflagten zu ermeilen 
ift; denn wird dieſes Uebereinkommen und die auf Grund vesfelben er- 
folgte Errichtung des Schuldjcheines erwiefen, fo ift es als rechtlich ge- 
wiß anzufehen, daß die Öeflagte die Darlehensvaluta pr. 12. 400fl. C. M. 
burch bie ihr darlehensweife auf drei Jahre zugeftandene Belaffung des 
ſchuldigen Ablöfungsbetrages pr. 12.400 fl. C. M. wirklich empfangen 
babe, und daß fie Daher, da fie iiberhaupt die Heberfommung ver fraglichen 
Satzpoſt nicht widerfpricht, zur Rückzahlung des urjprünglich als Ceſſions⸗ 
valuta geichuldeten, durch ven Schuldſchein aber in eine Darlehensſchuld 
umgeänderten Betrages pr. 12.400 fl. C. M. verpflichtet jet. Von einer 
Aenderung des Rlagegrundes von Seite der Klägerin kann endlich hier 
nicht die Rede fein, da diefelbe ihren Anſpruch in der Klage, fo wie in 
der Keplif nur auf den dem Schuldſcheine zu Grunde liegenden Dar» 
lehensvertrag ſtützt, und ihre nachträglichen Angaben ſich eben nur auf 
die Umftände beziehen, wie ver Darlehensvertrag, aus welchem fie for- 
bert, entitanden und worin die Valuta gegeben worben ift.“ 

In den Gründen des oberftrihtlichen, die Entſcheidung ber erften 
Inſtanz beftätigenden Erkenntniſſes wird im Wefentlichen hervorgehoben, 
„daß aus dem Schuldfchein der Klageanſpruch nicht begründet werben. könne, 
ba bie Klägerin felbft eingefteht, vie Baluta nicht baar per Geklagten zuge- 
zählt zu haben. Als Ceffionsvaluta könne der Klägerin die Summe per 
12.400 fl. nicht zugefprocdhen werben, weil ihr Klagebegehren nicht auf 
biefem Rechtstitel beruhe. Wenn aber felbft eine Novation nad) der An⸗ 
gabe der Klägerin: angenommen werben könnte und es richtig wäre, daß 
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Nr. 98. 

Unzuläffigteit ver Aufhebung der Gerichtöfoften im alle 
einer nur die Meberfchreitung des Klagebegehrens befeitigen- 
ben höheren Entfcheidung. 

Entſch. v. 5. Ami EB. 8 des eils des 
v. 8 Vinuer 1065 — dd, bes Krikei ET 6. Bien 
28. März 1858, Re. 3000), Gerifhtänage 1857, ei 

Sefaste war in eontumaciam verurtheilt worden, eine Me gemiffe 
Seldfumme in Wien zu zahlen. Das Oberlandesgericht hielt die Ver⸗ 
urtheilung felbft aufrecht, befeitigte jedoch ven Beiſatz „in Wien“, weil 
verfelbe im Klagebegehren nicht enthalten war. &leichzeitig wurde bie 
gegenfeitige Aufhebung der Gerichtskoſten beider Inftanzen ausgeſprochen. 
Gegen diefe Entſcheidung über die Koften ergriff Kläger die Reviſions⸗ 
beichwerbe, welcher vom oberſten Gerichtshofe aus folgenden Gründen 
ftattgegeben wurde: „Das Oberlandesgericht hat zwar das erftrichterliche 
Urtheil bezitglich ber VBeſtimmung des Zahlungsortes Wien abgeändert, 
aber nur aus dem Grunde, weil in der Klage, reſpective in dem Klage⸗ 
begehren die Auflage der Zahlung nur im Allgemeinen und nicht in 
Wien begehrt war, die Zahlungsleiftung in Wien baher iiber das kläge⸗ 
rifche Begehren hinaus auferlegt wurde. Da nad) diefer obergerichtlidhen 
Auffaſſung nicht das Klagebegehren abgeändert, biefes vielmehr, fowie 
von dem erften Richter, im vollen Umfange aufrecht: erhalten -wurbe, bie 
Meberfchreitung des Klagebegehrens von Seite des erften Richters nicht 
dem Kläger zur Laſt fällt, vaher ihm auch feinen Nachtheil bringen fol, 
und das Oberlandesgericht durch die Zurückführung des erſtrichterlichen 
Urtheils auf die Grenzen des Klagebegehrens, dasſelbe nicht jo ſehr ab- 
geändert, als berichtigt Bat, fo fanın die Abänderung nicht die Wirkung 
haben, daß Kläger den Erſatz ver Um verurſachten Gerichtskoſten (Weſſely 
I. Nr. 1428) nad) 8. 400 a. ©. O. und Hofdecret vom 9. Mai 1785, 
Nr. 426, verlieren müßte.“ 


Nr. 99. 
Recht des Wechfelgläubigerd, aud dem Erlös der von ihm 
beim Wechſelſchuldner gepfänbeten, fpäter im Concurswege 
feilgebotenen Sachen befrievigt zu werden. — Mehrfache 
Competenz eined und besjelben Gerichtes. 


Entſch. v. 5. Juni 1855, Nr. 5457 (Bet, de3 den Beſcheid des L. ©, 
Salzburg v. 28 März 1855, Nr. 779 a Ihänbernben Erlaffes des O. T. ©, 
ien vom 25, pri 1ER, Nr. 5547), G. 3. 1856, Nr, 145, 
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Nr. 100. 
Erecution durch Auferlegung einer Gelditrafe. 


le, v. a — 1855, Nr. 5350 (Veſt. des den —8 dee x — 
854, Nr. 4074 abänbernben ‚Beier bed 2 

"Bra n E —5 1855, Nr. 254), G 

Gründe der dritten Inſtanz: Cs ift ver B * rechts⸗ 
kräftiges Urtheil unter Androhung geſetzlicher Zwangsmittel die Berpflich- 
tung auferlegt worden, das zum Ausſchanke nöthige Bier aus dem Bräu⸗ 
hauſe zu X abzunehmen; zur Erfüllung dieſer Verpflichtung kann und 
muß fie auf Begehren des Klägers nad) dem Sinne des 8. 310 a. G. DO 
durch Geld⸗ und Leibesitrafen verhalten werden. Da num in biejer ihrer 
urtheilsmäßigen Verpflichtung auch die Verbinplichkeit inbegriffen ift, ſich 
des Ausichanfes eines jeden anderen Bieres zu enthalten, indem durch 
den Ausſchank fremden Biere das urtheilmäßige Hecht des Klägers 
beeinträchtigt und geftürt wird, jo muß dem Erecutionsanfjuchen auch 
Statt gegeben und die Erecution durch Androhung einer angemefjenen 
Geldftrafe zur Erfüllung ihrer Schuldigkeit gezwungen werben. Dagegen 
kann die Auferlegung einer Gelpftrafe (wie dies von Seite der erjten 
Inftanz gefhah) gegenwärtig noch nicht eintreten, weil eine ſolche weder 
im Urtheile no durch einen Executionsbeſcheid bisher angedroht wor- 
ben ift.“ 


Nr. 101. 


Recht des Fahr- und Fußweges zu Gunſten des Publicums. 
Erſitzung desſelben. 

ts. v. 14. Juni 1855, Nr. 5483 (Belt. — Be De 8, G. Ere: 

na v. 30. Dec, 1854, Nr. 3276, Abünd. des ED, En G. 
Mailand v. 16. März nr Nr. 2960). Gaz. d. urtze Mh, ẽ. 231 ff 

Marcheſe Anton L hatte im Jahre 1785 ein anfgehobenes Kapn- 
zinerklofter erworben, und auf bem gewonnenen Areale Gebäude errichtet, 
welche einen großen Play umſchließen. Dieſer Platz ift zwar ein zu jenem 
ehemaligen Klofter gehöriger und auf L übergegangener Grund; allein 
er führt jeit dem Jahre. 1788, dem Jahr der Vollendung jener- Gebäube, 
ben Namen Piazza L., und wird gleich einem öffentlihen Plage vom 
Publicum zum Ducchgeben und Durchfahren benügt. A, der gegen- 
wärtige Beſitznachfolger des Marcheſe L, klagt nun mider bie Stadtge⸗ 
meinde B auf Anerkennung ber Unbefchränktheit feines Eigenthums an 
jenem Grunde, und beruft ſich namentlich auch auf mehrere Sulcriften 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 
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Kr. 107. 


Umfang der Collationspflicht. 


5 — v. 3. In 1855, Nr. 4855 (Beſt. des dad Urtheil des L. ©, 
v. 9, m 3257 abündernden Urtheild des O. %. ©, 
Benebig v. 6, Februar 1 RE ra Giorn. di Giurispr. pr. 1857, 


Die B bat bei ihrer Verheirathung ein Hetrathsgut von 1500 Du- 
caten aus dem Vermögen ihrer Mutter erhalten. Nach dem ‘Tode der 
legteren hat fie ſich bevingt erbserflärt, und da zu erwarten ftand, daß 
bie Verlaſſenſchaft keineswegs jenem Betrage gleihlommen werbe, Hagt 
ber Miterbe A wider fie auf Collation jener 1500 Ducaten, indem er 
behauptet, vie Geflagte habe durch Antretung der Erbſchaft fich des im 
8.793 a. b. ©. B. ihr vorbehaltenen Rechtes begeben. Die erfte In⸗ 
ftanz fieht diefen Anfpruch als begründet an. Die zweite erkennt zwar 
bie Collationspfliht der Beflagten an, behält ihr aber ausprüdlich das 
nad) 8. 793 ihr zuftehende Recht vor, feinen Erbtheil anzufprechen, aber 
auch zu feiner Erftattung angehalten zu werden. Der oberfte Gerichtshof 
beftätigte die Entſcheidung der zweiten Inftanz aus folgenden Grün- 
ben: „Der Tochter, welcher ein Heirathsgut beftellt wird, obliegt in ven 
vom Geſetze vorgejehenen Fällen die Verpflichtung, fich dasſelbe einrech⸗ 
nen zu laſſen, wenn fie Erbin derjenigen Perfon wird, die ihr das Hei⸗ 
rathsgut beftellt hat; allein die mit dem Heirathsgute ausgeftattete Toch⸗ 
ter wird darum nicht Schulpnerin des Beſtellers bes Heirathsgute® und 
ift nicht verpflichtet, das Empfangene jemal® wieder zurüdgugeben. Die 
Eltern und die anderen im 8. 1220 a. b. G. 3. erwähnten Ascenven- 
ten find verpflichtet, den Töchtern und Enfelinnen ein angemefjenes 
Heirathögut zu beftellen, oder verhältnigmäßig dazu beizutragen. Wer 
aber eine geſetzliche Verpflichtung erfüllt, erlangt dadurch nicht eine For⸗ 
derung, und mit Ausnahme des im 8. 1229 vorgeſehenen Falles, wo 
nämlich derjenige, der freiwillig ein Heirathsgut beftellt, fi) den Rück—⸗ 
fall desfelben nad) dem Tode des Ehegatten bevingt, ſpricht das Geſetz 
diejenige, die ed empfangen hat, von der Rüdftellung desſelben vollkom⸗ 
men 108. Im vorliegenden Falle tritt die gefegliche Erbfolge ein. Es 
banvelt ſich um ven Erbtheil, nicht um ven Pflichttheil; das Geſetz kennt 
aber feine andere Form der Einrechnung in den Erbtheil, als die im 
8. 793 a. 6. ©. B. vorgefehene, wonach die Einrehnung dadurch ges 
ſchieht, daß jedes Kind den nämlichen Betrag noch vor der Theilung 
erhält. Es ift ganz natürlich, daß, wenn die Verlaſſenſchaft dazu nicht 
ausreicht, das Kind, welches fchon früher etwas erhalten hat, jett nichts 
mehr erhalte, d. h. aljo, daß dasſelbe auf einen Erbtheil feinen Anſpruch 
mehr bat. Diefes ift der klare Sinn des zweiten Sabes des $. 793, 
welcher überdies noch ausdrücklich und mit Den beftimmteften Worten 
erflärt, daß derjenige, der verpflichtet ift, fih die Einrechnung gefallen zu 
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laſſen, zu feiner Erftattung angehalten werben kann. Die 88. 906, 656, 
657 a. b. ©. B., auf welche ver Kläger fich beruft, haben auf den vor» 
liegenden Fall durchaus keinen Einfluß. Die Geklagte hat es angemeſſen 
gefunden, ſich als Erbin nach ihrer Mutter zu erklären, und ſich nicht 
blos mit dem bereits empfangenen Heirathsgute zu begnügen. Darum 
aber hat ſie weder auf das empfangene Heirathsgut verzichtet, noch eine 
Verpflichtung zur gänzlichen oder theilweiſen Erſtattung desſelben über⸗ 
nommen; fie iſt lediglich verpflichtet, ſich das Heirathsgut in den Erbtheil 
einrechnen zu lafien. In Folge veflen kann fie dann feinen Erbtheil for- 
bern, wenn ber Kläger nicht vor der Theilung ebenfoviel erhält, als vie 
Klägerin von ihrer Mutter aus dem Titel des Heirathsgutes erhalten hat.“ 


Nr. 108. 


Erecutionsführung während einer im Zuge begriffenen Be— 
handlung der Gläubiger. 


eutiü. uli 1865, Nr, 5245 (Bet, des Beſcheides des H. G. Be: 
nedi rnar 1805, Kir. 2072, en der Versrönung des 
zog, 6. ee v. 29, Mär 1855, Nr I. ao). iorn. d. Giurispr. pr. 


! + 


Pr. 109. 


Antretung eined Beweiſes, wenn wider einen Theil bes 
Beiurtheils, welches mehrere Beiweiſe zuläßt, Appellation er- 


griffen ift. 


utſch. vom | 3, ul Br Fr —38 t. des das Urtheil des L. ©. 
ellnno v. 30. Der. 1 ind, Urtheils ded DO. %. ©. Ve—⸗ 
* v. 8. März 1855, Si. ds om di Giurispr. pr. 1856, &, 262 ff. 
In einem Proceffe über die Echtheit eines Teftamentes hatten bie 
Geflagten, ‚um dieſe darzuthun, ven Beweis durch Kunftverftändige und 
durch Zeugen angeboten. Zur Führung des erfteren legten fie theils Nos 
tarintsacte, theils andere öffentliche Urkunden, theils aber auch Privat- 
urkunden vor, deren Echtheit von den Klägern ebenfalls beftritten wurde. 
Der Zeugenbeweis war theil® beftimmt, die Echtheit dieſer letzteren Ur⸗ 
funden darzuthun, theils über die Intentionen des Erblafiers Gewißheit 
zu verſchaffen. Die erfte Inftanz ließ dieſe Beweismittel zu. Die Klä⸗ 
ger appellirten gegen ven Theil des Beiurtheils, wlecher dn eugen- 
bemeis und bie Berüdfichtigung der Privaturkunden zuließ. — Das 
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Dberlandesgericht Tieß in der That dieſe legtere und den Zeugenbeweis, 
ſoweit er fich darauf bezog, entfallen, und erfannte nur auf den Beweis 
durch Kunjtverjtändige unter Benützung der öffentlichen Urkunden und 
auf den Zeugenbeweis über die Intentionen des Erblaſſers. Gegen 
dieſes Urtheil beſchwerten ſich aber beide Theile, — die Geklagten, weil 
ihnen Beweismittel entzogen wurden; die Kläger dagegen fanden eine 
Nullität darin, daß auf den Beweis durch Sachverſtändige iiberhaupt 
noch erfannt fei. Spweit diejer Beweis jest noch zuerkannt worden, fei 
er auch ſchon in erfter Inſtanz zugelaflen, der betreffende Theil des Ur- 
theils alfo längft in Rechtskraft erwachſen, und jomit das Recht zur An- 
tretung besfelben erlojchen. 


Der oberfte Gerichtshof wies die Reviſionsbeſchwerde ver Kläger aus 
folgenden Gründen zurüd: „Im vorliegenden Falle beziehen ver Beweis 
durch Kunftverftändige und durch Zeugen fich beide auf denfelben Gegenſtand 
und find miteinander in folder Weije verfnüpft, daß die Antretung bes 
erfteren gänzlich einflußlos wäre, jo lange die definitive Entſcheidung 
über den Umfang des Lebteren nicht befannt ift, weshalb die betreffende 
Friſt auch erft nach definitiver Entſcheidung über die won einer der bei- 
ben Parteien, wenn auch nur in Bezug auf den Yeugenbeweis ergriffe- 
nen Berufung feftgejeßt werben fann. Es kann Daher ver Nullitäts- 
beichwerde und den Abänverungsbegehren der Kläger wider den Spruch 
des Oberlandesgerichtes, welche ſich darauf beziehen, daß der Termin 
zur Antretung jenes Beweiſes bereits überfchritten fei, nicht ftattgegeben 
werben; — vielmehr mußte ver oberjte Gerichtshof felbft auch in Bezug 
auf den Beweis durch Sachverſtändige ven $. 210 ital. ©. O. (8. 145 
a. G. D.) zur Anwendung bringen.“ 


— — — — — 


Nr. 110. 


Zuläſſigkeit der Beantwortung einer Aufforderung bei einem 
vorzunehmenden Baue. — Unſtatthaftigkeit der Aufforderungs⸗ 
klage gegen den Beſitzer. 


uiid. vom 3. Juli 1865, Nr. 6427 lach des —5 — es der vritzt 
Chiari v. 27. Februar 1855, Mr. 1706. © bänd, des Bei 3880,86, 
Mailand v. 19, April 1855, Nr. 4139). Gaz. d. Trib. 1858, ©. 338, 
A will einen Bau vornehmen und einen Theil des Peubaues auf 
eine Scheivemauer ftüßen, von welcher er behauptet, daß fie ihm und 
feinem Nachbar B gemeinfchaftlic, gehöre. Er überreicht, va B Einfpradhe 
thut, gegen ihn die Aufforderung, binnen eines beftimmten Termines 
feine Rechte auszuführen, wibrigens ihm das ewige Stillſchweigen auf- 
erlegt würde. B überreicht num eine Einrede, in welder er ſich der Auf- 
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forderung widerfegt. Gegen ven Beſcheid, womit die Erftattung der Re⸗ 
plik wider dieſe Einrede aufgetragen wurde, recurrirt A. Das O. L. ©. 
gibt dem Recurs ſtatt, „weil nach dem Geiſt und Buchſtaben des 8. 69 
ital. ©. O. (8. 72 a. G. O.) der aus Anlaß eines vorzunehmenden 
Baues Aufgeforderte nur die Wahl hat, entweder die aufgeforberte Klage 
zu überreichen, oder zu gewärtigen, daß ihm daß ewige Stilljchweigen 
auferlegt werde; weil ferner 8. 69 ital. ©. O. fih in feinen Schluß- 
worten zwar auf das 7. Hauptſtück der Gerichtsordnung bezieht, welches 
dem Aufgeforverten noch einen dritten Ausweg, den der Beantwortung 
der Aufforderung, eröffnet, dieſe Beziehung jedoch offenbar nur für jene 
Punkte gelten fann, welche nicht im gedachten Paragraph ſelbſt behandelt 
find. * 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid der erften Im- 
ftanz „in der Erwägung, daß die 88. 68 und 69 ital. ©. an der Regel 
bes 8.323 a. b. ©. B. nichts ändern, nach welcher ver Befiger nicht ge- 
zwungen werben kann, als Kläger aufzutreten und den Titel feines Be- 
ſitzes darzuthun; daß Daher der Aufgeforberte, welcher behauptet, daß er 
bie Sache befite, auf welcher der Aufforderer bauen will, berechtigt ift, 
bie Sonfequenzen feines Beſitzes geltend zu machen und fich ber in dieſem 
Valle unftatthaften Aufforderung zu widerjegen.“ 


Nr. 111. 
Fortdauer des Beftandvertrages nah Eröffnung des Con- 
curſes über das Vermögen des Beſtandgebers. 


Entf). vom 10, Inli 1855, Nr. 4917 (Beft. deö das Urtheil des L. ©, 
Vicenze vom 11, Ynli 1854, Rr. 7247 abändernden rtheils de O, X. ©. 
Venedig v. 31, Jänner 1855, mn. on Giorn. d. Giurispr. pr. 1855, 


Nr. 112. 
Auftrag zur Güternamhaftmachung bei fonftigem Arreft. An- 
ordnung der Zuftellung dieſes Auftragd zu eigenen Händen. 


Entſch. v. 11. Juli 1866, Nr, 6848 (Beit. ber greihinutenen Beſcheide 
der Prätur Spuimbergo v. 12. Mai 1855, Nr. und des Q. L. G. 
Venedig v. 5. Juni 1855, Mr. Eco d. Trib. 1856, Nr, 287, 


+ + 
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Nr. 113. 
Auslegung einer letzwilligen Anordnung: Legat einer jühr- 
lichen Rente mit dem Zufag, daß der Legatar auf den Fall 
jeine® Todes darüber zu verfügen babe 


Katie). . 17, Inli 1855, Nr. 4263 (Belt. des Urtheils 8* L. G. Vene⸗ 
dig dv. 20. Juli 1854, Nr. 11908, Abünd, des Urtheils des 3 2. ©, 
Benedig v, 14, Dec, 1854, Nr, 18287). Eco d. Trib. 1855, 

Die M vermachte in ihrem Zeftamente dem A und dem X jedem 
170 Lire jährlich. Das Legat für X ift als ein lebenslängliches bezeich- 
net und dabei angeordnet, daß dasjelbe nad, jeinem Tode feinem Sohne 
C zufallen jolle. Bei dem Legat für A, „ihren verdienftwollen Agenten“, 
heißt e8: „worliber er nach Belieben bei feinem Ableben verfligen wird.“ 
A ftirbt nun, ohne eine ſolche Verfügung getroffen zu haben, und feine 
Erben Hagen auf Zahlung des jährlichen Betrages. — Dem Rlage- 
begehren wurde nur in ber zweiten Inſtanz ftattgegeben; bie dritte 
Inftanz beftätigt die in erfter Inſtanz erfolgte Abweiſung. 

Gründederdritten Inftanz: „Die ftreitige Beftimmung... 
berüdfichtigt eigentlich nur die perfünlichen Beziehungen zwiſchen der Erb⸗ 
laflerin und A; fie würde aljo den Erben des Letzteren feinen Anſpruch 
auf (analoge) Anwendung des 8. 918 a. b. G. B. geben, wenn nicht die 
Erxblafferin die Worte: „„worüber er““ u. ſ. w. hinzugefligt hätte. Aber 
auch diefer Beifag reicht nicht aus, das Klagebegehren zur rechtfertigen; 
denn es ift aus demjelben zu erfehen, daß die Erblafferin vom Fortbeznge 
des Legats Jeden ausichließen wollte, den nicht A nach feinem Belieben 
durch ausdrückliche letztwillige Erflärung dazu berufen hat; beſonders da 
aus dem Zuſammenhange der Verfügungen der Erblaſſerin keineswegs 
hervorgeht, daß dieſelbe ihrer Verlaſſenſchaft eine Laſt für ewige Zeiten 
auferlegen wollte. Da nun die von der Erblaſſerin geſtellte Bedingung, 
daß nämlich A über das Legat verfüge, nicht erfüllt ift, iſt dieſes erloſchen 
und konnte auf die Erben nicht übergehen.“ 


Nr. 1139. 

Punktationen mit Beſtimmung eines Termins für ben Ab- 
ſchluß des definitiven Vertrages. — Vorbehalt einer neuen 
Klage im Urtheil. 

Entſch. vom 18, Juli 1865, Nr. 5127 (de des das Urtheil des L. ©, 
Benedig dv. 12, Juni 1 ‚Nr, 5424 abändernden‘' Urtheils des O. * G. 

Venedig vom 14, Der. 1 Zu mar). Giorn. d. @iurispr. pr. 1 


A und B ftanden in Unterhandlung über den Kauf eines dem er- 
fteren gehörigen Grundſtückes. Sie kamen brieflich über die Hauptpuntte 
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bes abzuſchließenden Vertrages und namentlich darüber überein, daß A 
ben vollftändigen und befriedigenden Nachweis feines Eigenthumsrechtes 
zu führen babe, und daß ſodann ber vefinitive Vertrag bis längſtens 
21. Juli 1850 abgefchloffen werden müffe — ein Termin, der fpäter 
bi8 zum 5. Auguft verlängert wurde. B erflärte jedoch, durch die ihm 
innerhalb viefer Frift gelieferten Nachweifungen nicht befriedigt zu fein, 
und glaubt ſich durch ven Ablauf verjelben jeder weiteren Berbinplichkeit 
enthoben. A Hagt nun auf Abſchluß und Erfüllung des Vertrages, ftügt 
aber feine Klage wejentlich darauf, daß der zuerft von B mit der Prüfung 
ber Documente betraute Advocat fie für befriedigend erflärt habe. Die 
erſte Inſtanz weift das Klagebegehren zurüd, indem fte ſich darauf be- 
ruft, daß der Kläger zu beweilen habe, e8 fei die Bedingung: Nachweis 
bes. Eigenthums — wirklich erfüllt; alfo entweder zu beweilen, daß 
Geklagter felbft fi) mit den Documenten zufrievengeftellt, oder daß dem 
Advocaten fchiedsrichterlihe Yunctionen übertragen wurden, oder jeßt 
bem Richter felbft die nöthige Meberzeugung vom Ausreichen jener Do- 
cumente zu verſchaffen. Erſteres ſei nicht geſchehen; zu letzterem genügen 
bie im gegenwärtigen Proceß vorgelegten Documente nicht. 

Die zweite Inſtanz wies das Klagebegehren ebenfalls ab, behielt 
jedoch dem Kläger vor, ſeine Klage zu erneuern und das Ausreichen des 
gelieferten Nachweiſes darzuthun. Wider dieſen Vorbehalt beſchwerte ſich 
der Beklagte; ſeine Reviſionsbeſchwerde ward jedoch zurückgewieſen „in 
ber Erwägung, daß die den Urtheilen beigeſetzten Vorbehalte den Par⸗ 
teten ein Recht nicht beilegen, noch dasſelbe erneuern, wenn e8 bereits 
erlojchen oder verloren ift, daß dieſe Rechtsvorbehalte nicht einen Theil 
des eigentlihen Inhaltes der Urtheile bilden, indem durd fie dem Wefen 
nad) das Recht, auf welches fte fich beziehen, dem Kläger weder zu- nod) 
abgejprochen wird; — in der Erwägung ferner, daß jedenfalls die beiden 
unteren Inſtanzen das Klagebegehren nur deßhalb zurückgewieſen haben, 
weil der Kläger die Bedingung nicht erfüllt hat, nachzumeifen, daß die 
Documente und Urkunden in Ordnung und ausreichend waren, fein volles 
und unbeſchränktes Eigenthbum an ven fraglichen Grunpftüden darzuthun, 
daß ihm daher freifteht und nicht unterfagt werben fonnte, dieſes nod) 
nachträglich auch nach Ablauf der verabrebeten Frift zu thun, weil die 
Lieferung dieſes Nachweiſes innerhalb des bedungenen Termines nicht 
als Reſolutivbedingung hingeſtellt iſt.“ 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. 1. 9 


— 130 — 


Pr. 114. 


Umfang der Pflicht des DVerwahrerd, die ihm amvertraute 
Sache vor Echaden zu fihern. — Xhatfachen, über welche 
der Haupteid aufgetragen werden Tann. — Wormulirung des 
Eides im Urtheil. 
Entſch. v. 24. Juli 1855, Nr. 6688 (Beſt. der gleichförmigen Ent cr 
dun In des od N nit v vom 24, ann 1854, Ks Er 
O. L. ©. für Siehenbär en vom 18. due 1855 
für Geſetzkunde n. Rehtöpfl. Jahrg. IT, Fi 2 

Der Riemermeifter A in X Hagte am 25. Februar 1854 den 
Gärber B auf Ausfolgung von 50 Stüd Kuhhäuten, die er dieſem zur 
Ausarbeitung und Aufbewahrung bis zu einem fpäteren Termin über: 
geben zu haben behauptet. B geftand bie Uebernahme der 50 Stück 
Kuhhäute zur Ausarbeitung, leugnete jedoch, fi) zu deren Aufbewahrung 
nad) erfolgter Ausarbeitung verpflichtet zu haben, und behauptete, daß 
das Leber bei der in feinem Haufe am 14. Februar 1854 ausgebrocdhe- 
nen Feuersbrunſt verbrannt fei, wovon ſich A felbft überzeugt habe, da 
er während des Brandes des Hausbodens berbeigelommen fei und bie 
Stüde verbrannten Leders gejehen habe; über viefen letteren Umſtand 
trug er dem Kläger den referiblen Haupteid auf. A geftand in der Replik 
das Abbrennen des Bodens gejehen zu haben, beftritt jedoch, daß das 
verbrannte Leder das ihm gehörige gewefen fei, trug zum Beweiſe des 
abgefchloffenen Berwahrungsvertrages dem Gellagten ven referiblen 
Haupteid auf und behauptete, es fer die Pflicht des Verwahrers geweſen, 
das ausgearbeitete Leder auf die in X unter Gärbern übliche Art in dem 
zur Aufbewahrung des fertigen Leders beftimmten feuerfiheren Magazin 
zu hinterlegen, daher B nad 8. 958 a. b. ©. B. jedenfalls für den 
Schaden haften müſſe. Die erfte Inftanz verurtheilte den Geflagten 
zur Ausfolgung der 50 Stüd Kuhhäute, wenn der Kläger den Haupteid 
dahin abgelegt haben würde, „daß die 50 Stüd Leder auf dem Boden 
des Geflagten bei der in feiner Wohnung ftattgefundenen Feuersbrunſt 
nicht verbrannt ſeien.“ Gegen dieſes Urtheil appellirte der Kläger, da 
nah 8. 241 der prov. C. P. DO. der Haupteid nur über Umftände auf- 
getragen werben dürfe, welche ver Delat aus eigenem Wiſſen beſchwören 
könne, Kläger aber nur gejehen habe, daß ver Boden des Haufes ver- 
brannt fei, ihm jedoch nicht befannt fei, noch fein könne, ob das ihm ge⸗ 
hörige Leder auf dem Boden gewefen und mit verbrannt fei, überdies 
aber aud der Bellagte ihm nur darüber den Haupteid aufgetragen habe, 
daß er fih aus den verbrannten! Leverftüden und nad Durchſicht des im 
Magazine vorräthig geweſenen Leders vom Verbrennen der fraglichen 
Hänte überzeugt babe, fomit ihm Urtheil gegen Die Borichrift 8. 242 
prov. C. P. D. gefehlt fei. Die zweite und dritte Inſtanz beftätigten 
das erftrichterliche Urtheil, nnd zwar die Dritte Inftanz aus folgenden 
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Gründen: „Angenommen, daß der Geklagte gleich, einem Verwahrer ver⸗ 
pflichtet ift, Die in Kede ftehennen 50 Stüd Kuhlever dem Kläger zurüd- 
Helen, wird doch dieſe Verbindlichkeit beichränft und behoben, wenn 
Geklagter an der Erfüllung ohne fein Verſchulden durch eine Ereignung, 
welche nicht in feiner Willkür gelegen, gehindert ift. Als eine ſolche Er- 
eignung ftellt fich der am 14. Februar 1854 in der Wohnung des Ge- 
klagten ftattgehabte Brand heraus, indem nicht behauptet ift, daß berfelbe 
durch Verſchulden oder Fahrläffigkeit des Geklagten entftanden fe. Da 
das vom Kläger angeiprodhene Leber beim erwähnten Brand mit ver- 
brannt fein foll und Kläger dies beitreitet, jo ift nah $. 259 prov. 
C. P. OD. der vom Geflagten ſchon in der Einrede über dieſen Umftand 
dem Kläger aufgetragene Haupteid enticheivend, und es ift mit Grund 
auf diefen Haupteid erfannt worden. Die weiter einbezogenen Umſtände 
find nicht weſentlich, fomit nad) 8. 242 prov. E.P.D. (8. 208 a. ©. D.) 
weggelaflen worden..... 


Nr. 115. 


Collivirende Erbserflärungen. — Zerrifienes ZTeftament. 


Eutſch. v. 24. Juli 1855, Nr, 6743 (Beit. ded den Beſcheid des L. ©. 
Wien vom 13, Februar "1855, Nr. 45326 abänd en ee nei 
D.8%. 6. Wien d. 17, April 1855, Nr. 5875), ©. 

Recurrent bejchwerte ſich darüber, daß er, — teftamentarifcher 
Erbe, vom Oberlandesgerichte zur Klageführung gegen die Inteftaterben 
angewiefen worden fei. Er wurde mit diefem Revifionsrecurs abgewiejen, 
„weil der 8. 126 des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguft 1854, Nr. 208 
R. ©. Bl., verfügt, daß die Inteftaterben nur dann wider den tejtamen- 
tarifhen Erben als Kläger aufzutreten haben, wenn Leßterer eine in ver 
gensrigen Form errichtete und hinſichtlich ihrer Echtheit unbeftrittene 
legte Willenserklärung für ſich hat. Allein ein Teftament, wie e8 der Re⸗ 
current für fich hat, welches in mehrere Stüde zeriffen vorliegt, kann nicht 
ohne weiteres als eine in gehöriger Form errichtete Erklärung des legten 
Willens angejehen werben, ſondern e8 muß erft weiteren Crörterungen 
vorbehalten bleiben, ob und in wie fern dasſelbe eine rechtsförmliche 
Willenserklärung bilde. Daher hat das Oberlanvesgeriht den Recur⸗ 
renten mit Recht angewiefen, wider den Vnteftaterben als Kläger auf- 
zutreten.“ 


9* 
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Nr. 116. 


Wirkung eined teftamentarifchen Verbotes der Veräußerung 
und — einer Realität. 


25. Inli 1855 (Aufhebung der gleihförmigen 
Eni|dein jeibunge en ve L. ©, ken v3 Bin Bob, Nr s 5707 m ub eh 
ion n. 58, Maui 1885, Str. 7088). G. Ei 1865, Sir. 104. 
"eis untere Inſtanzen hatten ein Pränotirungsgejud) des A deß⸗ 
balb abgewiefen, weil auf ver dem Schulpner gehörigen Realität ein 
teftamentarifches Verbot der Veräußerung und Belaftung einverleibt ift. 
Der oberfte Gerichtshof hat in der Erwägung, „daß nad) 88. 358 und 
360 0.6. ©. 3. nur in Fällen, in welchen die Trennung des Rechtes 
auf die Subftanz von dem Rechte auf die Nutzungen ausdrücklich erhellet, 
von einem unvollftändigen Eigenthume die Rebe fein kann; in der Er» 
wägung, daß im gegebenen alle, wo laut grundbücherlicher Eintragung 
des Teftamentes auf ver Realität feines der Kinder berechtigt fein foll, 
feinen Antheil zu veräußern oder auf was immer für eine Art zu be- 
laften, aus diefem Verbot allein, welches eine legtwillige freie Verfügung 
nicht ausſchloß, nad) 8. 610 keineswegs eine ſtillſchweigende fiveicom- 
mifjarifhe Subftitution und eine Eigenthumstheilung im Sinne ber 
88. 613 und 629 erhellet; in der Erwägung, daß eine Anordnung des 
Erblafjers, wodurch dem Vermögen, das ift ven Hausantheilen jelbt die 
Eigenihaft der Unantaftbarkeit von Seite der Gläubiger aufgeprägt ' 
worden wäre, weber vorliegt, noch zuläffig war, da außer ben vom Ge- 
jege ausprüdlih ftatuirten Fällen (wozu die förmliche Fideicommiß- 
Errichtung gehört), Fein überhaupt im Verkehre befinpliches Vermögen 
eines Schulpners den Ansprüchen ver Gläubiger entzogen werben Tann; 
in der Erwägung, daß demnach jenes Beräußerungs- und Einſchuldungs⸗ 
verbot dem Schuldner B nur die perſönliche Befähigung entzog, feine 
Hausantheile durch Dispofition unter Lebenden zu verkaufen und zu ver- 
pfänden, nie aber feinen Gläubigern, welche ihre Rechte nicht aus ſolchen, 
auf die Realität bezüglichen, ihm unterfagten, daher ungiltigen Ber- 
trägen, ſondern aus anderen Titeln herleiten, unterjagen konnte, aus den 
bem B auf feine Realität zuftehenden Rechten, deren Erörterung jeden- 
falls dem Yuftifictrungsproceffe anheimfallen müßte, Sicherftellung und 
Befriedigung zu ſuchen, — die gleihfürmigen Entſcheidungen des Lan- 
beögerichte8 Wien und. des öfterreihiichen Oberlandesgerichtes, womit 
bie angejuchte Pränotirung abgewiejen wurde, aufzuheben, und dem 
Landesgerichte die Erledigung des Pränotationsgefuches mit Befeitigung 
bes offenbar unftatthaften Abweifungsgrundes des VBeräußerungsverbotes 
aufzutragen befunden. * 
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Nr. 117.. 


PVerzugszinfen von einem durch Schuld des Käufers noch 
nicht beftimmten Kaufichilling? 
Enti. © v. 1. Anguft 1858, Nr. Pr (Belt. des das id de Brütur 
Sept. 1854, Nr. 6936 abündernden Heipei DD. L. G. 
—** v. u, Der. 1854" Nr. 1019). Gaz. d. Trib. 1 es 567, 
A verfaufte dem B fein Apothekergeſchäft und * Au ber —* 
gehörigen Arzneivorräthe und Einrichtungsſtücke. Der Preis für das Ge⸗ 
ſchäft wurde ſogleich beſtimmt und bezahlt; ver für die Arzneivorräthe 
und Einrichtungsſtücke ſollte erſt bei der Uebergabe einverſtändlich oder 
— im Falle der Meinungsverſchiedenheit — durch Sachverſtändige feſt⸗ 
geſetzt und baar bezahlt werden. B erfüllte dieſen Theil des Vertrages 
niht und A Hagte auf Beitimmung des Preifes, Uebernahme ver 
Sachen, Zahlung des Preiſes und der vom Klagstage laufenden Ber: 
zugszinjen. Während nun die erfte Inftanz dem Kläger auch die letzteren 
zugeiprochen hatte, wiejen die beiden höheren Gerichte dieſen Theil des 
Klagebegehrens zurüd, und zwar ver oberfte Gerichtshof „in der Erwä⸗ 
gung, daß die Intereſſen, welche der Kläger verlangt, nicht vertrags- 
mäßig bedungen find, daß aber auch auf den vorliegenden Yall die Be- 
ftimmung des 8. 1333 a. b. ©. B. nicht angewendet werben fünne, weil 
ber Geflagte bezüglich des Preifes für die Arzneimittel und Apothefer- 
geräthichaften erft von dem Augenblide an Schuloner des Klägers würde, 
wo die Schägung und Uebergabe derſelben erfolgte, was aber bis zur 
Stunde nicht geſchehen ift; in der Erwägung, daß ber Kläger fid) aus- 
drücklich die Anftellung einer befonderen Klage zur Geltendmachung ver 
ihm etwa gegen ven Geflagten zuftehenden Schabenerjagiprüche vorbe— 
halten bat, daß ihm daher im gegenwärtigen Proceſſe diefe Intereflen 
nicht zugeiprochen werben fonnten, ſowohl weil fie in dieſem Sinne nicht 
gefordert wurden, als auch weil zwei verjchiedene Urtheile über venfelben 
Anſpruch nicht ergehen können.“ 


—— 


Kr. 118. 


Ungiltigfeit eines Zejtamentes wegen Mangels einer der im 

8. 579 a. b. ©. B. vorgefchriebenen Förmlichkeiten. — 

Zuläffigfeit der Klage auf Nullität eines Teſtaments nad 
erfolgter Erbserklärung auf Grundlage desjelben. 


Entſch. vom 8, ft 155 1855, ER 7 „se des Urtheild des B. ©. 
Krems v. 10. Oct. . deö Hetpeite des O. L. G. 
Wien vom 21. Mehr 1 1858, Ye. 385 ). ®. 3. 1856, Nr. 30. 


Der ım Teftamente Des M Eingelebte Inteftaterbe, der ſich auf 
Grundlage vesfelben erbserflärt hatte, ftellte fpäter gegen Die in demſelben 
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bedachten Regatare die Klage auf Nullität dieſes Teftamentes wegen Ab- 
ganges ver im 8. 579 a. b. ©. B. vorgefchriebenen Beftätigung an. Die 
Geklagten geftanden in der Einrede dieſen Mangel zu, indem fie zugaben, 
daß dasfelbe von dem Schreiber vesjelben im Auftrage des Teftators ven 
brei Teftamentszeugen einzeln mit dem Erſuchen, jelbes zu unterfertigen, 
überbracht worden fei, führten aber zu ihrer Bertheidigung an, einerjeits, 
daß der Erblafjer fich jpäter bei den Zeugen für die Unterfchrift bedankt 
habe, andrerfeits, daß Kläger ſich aus dem nunmehr von ihm beftrittenen 
Teftamente erbserflärt, ja dieſes Zeftament noch überdies in dem Proto⸗ 
tolle vom 25. Februar 1851 ausdrücklich in allen feinen Beftimmungen 
anerkannt habe, daher ihm gegenwärtig nicht mehr das Recht zuftehen 
fünne, dieſe Erbserflärung zu widerrufen, und das Teftament unter dem 
Borwande, daß er über den Mangel der wejentlihen Förmlichkeiten im 
Irrthume gewefen fei, nachträglich anzufechten. Die erfte Inftanz erfannte 
dem Klagbegehren gemäß. Die zweite Inftanz wies den Kläger aus 
nachfolgenden Gründen ab: „Nah 8. 806 a. b. G. B. kann ver Erbe 
feine einmal gemachte Erbserflärung nicht mehr widerrufen; e8 haben 
daher die Geflagten als Legatare nach 8. 802 a. b. G. B. bereits aus ber 
Erbserklärung Rechte gegen den Kläger erworben, die ihnen nicht mehr 
durch einen einſeitigen Act des Letzteren entzogen werden können. Schon 
die bloße Erbserklärung aus dem Teſtamente, nad) des letzteren Publica⸗ 
tion würde genügen, wenn auch nicht noch überdies die im Protokolle 
vom 25. Februar 1851 enthaltene ausdrückliche Anerkennung des Teſta⸗ 
mentes in allen feinen Beitimmungen dazugetreten wäre. Hielt fich der 
Kläger durch die ihm zugemuiheten Legate verlegt, fo ftand ihm nad 
8. 808 a. b. G. 3. blos frei, die teftamentarifhe Erbſchaft auszufchla- 
gen und feinen Pflichttheil zu begehren, und er vermag keineswegs einen 
Irrthum für ſich in Anſpruch zu nehmen, welder in ihm durch die Un- 
fenntniß der angeblich vorhandenen wefentlihen Mängel äußerer Förm⸗ 
lichkeiten des Teſtamentes obgemaltet haben fol, da es nur an ihm war, 
das Teſtament, bevor er fid) aus demſelben erbserflärte, in jeder Hinficht 
zu prüfen oder durch einen Rechtskundigen prüfen zu laſſen.“ Der oberfte 
Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil „in ver Erwägung, 
daß nach der eigenen Darftellung der Gellagten über den Vorgang bei 
ber Errichtung des M'ſchen Teftamentes fein Zweifel erübrigen Tann, daß 
bie wejentlichen Erforderniſſe bezüglich der Zeugenfertigung (nad) $. 579 
a. b. ©. 3.) nicht beobachtet wurden, daß daher dasfelbe unfürmlid und 
nad) 8. 601 a. 6. ©. B. ungiltig fei; in der Erwägung, daß die Anorb- 
nung des $. 806 a. b. G. B. wohl ven Widerruf der gerichtlichen Erbs⸗ 
erflärung (d. i. der ausdrücklichen Erflärung, die Erbichaft anzunehmen, 
nad) $. 799) und die Abänderung der unbedingten Erbserflärung in eine 
bedingte unterfagt, nicht aber die Umänderung bed Erbrechtstitels un- 
möglich macht, welche mit jeder Umftoßung einer urjprünglich als giltig 
der Abhandlung zu Grunde gelegten legtwilligen Anordnung, oder mit 
dem fpäteren Auffinden eines Teſtamentes, welches den urſprünglich 
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ab intestato erböerflärten Erben beruft, unvermeiblic eintreten muß; 
in der Erwägung, daß die in der Erbserflärung aus einem vorgefun- 
denen, fcheinbar giltigen Teſtamente ſchon offenbar liegende Anerkennung 
vesfelben, falls legtere auch, wie es in dem Protofolle vom 25. Fer 
bruar 1851 durch den Kläger geihah, dem Abhandlungsrichter gegenüber 
ausprüdlich ausgefprochen wurde, nicht die Wirkung eines mit den übri- 
gen Derlafjenihaftsinterefienten gefchloffenen, nur nad) den 88. 871 - 876 
b. G. B. aus einem Irrthume anfechtbaren Vertrages, oder der an⸗ 
genommenen Berzichtleiftung auf das Recht, das Teſtament zu beftreiten, 
baben können; in der Erwägung endlich, daß der 8. 808 a. b. G. B. 
nur von der Borausfegung ausgeht, daß der gefegliche Erbe oder Pflicht- 
theil8berechtigte eine giltig beſtehende Erflärung des letztens Willens durch 
Berufung auf fein gefegliches Erbrecht oder den Pflichttheilsanfpruch 
vereiteln wolle, nie aber diefen Perfonen die Beftreitung der Giltigfeit 
einer folhen Willenserflärung entziehen konnte, welche im vorliegenden 
Falle rechtzeitig (na $. 1487 a. b. ©. B.) geltend gemacht wurde.“ 


— — — — 


Nr. 119. 
Erſtreckung der Eidestagſatzung wegen Verſchollenheit des— 
jenigen, der den Eid angetreten hat. 


Entſch. vom 14. Auguſt 1855, Nr. 8005 (Beſt. des den Beſcheid des 8, ©. 
Seopalbiigdt in ®ien v. 23, April 1855, Nr. 4 206 abünd. Beiheites 
. L. ©. Wien v. 5, Juni 1855, Nr. 7440), ©. 3. 1855, Nr. 

—* Advocat des A hat auf Grund der ihm von dieſem eigen 
händig ertheilten Information zwei zurückgeſchobene Eide in deſſen Na- 
men angetreten, und ſodann bei der Eidestagſatzung angegeben, der 
Aufenthalt feines Clienten ſei nicht zu erforſchen; er bat daher um Er⸗ 
ſtreckung der Tagſatzung bis zur Auffindung des A over bis zur Con⸗ 
ſtatirung ſeines Todes, nach deren Erfolg der Eid für abgeſchworen zu 
halten ſein würde. Die erſte Inſtanz wies dieſes Geſuch, „als dem 
Zwecke und der Zeit nach unbeſtimmt“, zurück. Die zweite und dritte 
Inſtanz verordneten, daß die Tagſatzung auf angemeſſene Zeit zu erſtrecken 
ſei. In den Gründen der zweiten Inſtanz heißt es: „Das von dem 
Vertreter geſtellte Anſuchen um Erſtreckung erſcheint in ſoweit begründet, 
als dieſe Bitte die erſte iſt und ihm eine angemeſſene Friſt geſtattet 
werden muß, ſich einen Ausweis über den Tod ſeines Clienten, oder 
wenigſtens über deſſen gegenwärtig unbekannten Aufenthalt zu verſchaffen 
und zur Wahrung ſeiner Rechte das den Umſtänden entſprechende weitere 
Anſuchen ſtellen zu können.“ Der oberſte Gerichtshof begründet ſeine 
Entſcheidung damit, „daß der Advocat ſeinem Clienten, geſtutzt auf die 
unterfertigte Speciesfacti, die Eidesantretung bei der Möglichkeit, daß 
letzterer bis zur Tagſatzung zurückkehre, nicht vergeben konnte, und daß 
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ihm Daher auch nicht benommen werben kann, vie nach 8. 233 a. G. O. 
und dem Hofbecret vom 15. Juli 1784, Nr. 317 (Weflely I., Nr. 767), 
und vom 5. März 1735, Nr. 222 (Weflelt I., Nr. 769), daraus unb 
aus dem etiwaigen Tode erwachſenden Folgen geltend zu machen.“ 


Nr. 120. 


Empfangsbeſtätigung des Ehemannes über Dotalſachen mit 
Angabe des Schätzungspreiſes derſelben. 

Entid. v. 14. Auguft, 185, Nr. 6328 (Bet. des das Urtheil des 2. ©. 

Venedig v. 24. Juli 1 854, Nr. 9018, abändernden Urtheild des © —R 


Venedig v. 14. Februar 1855, Nr. 20533). Eco d. arcih. 1856, 
Giorn. d. Giurispr. pr. 1856, ©. 382 ff. 


Die Gattin eines Cridatars meldet bei der Concursmaſſe eine 
Heirathögutforderung von 3000 Lire an mit Vorlage eines won zwei 
Schätzmeiſtern errichteten Verzeichniſſes von gefhägten Sachen, beren 
Schätzungspreiſe angelegt find und die ſich zufammen eben auf jenen 
Betrag belaufen. Diejes Berzeihniß ift von dem Cridatar mit bem 
Beilage unterzeichnet: „Obgedachte Effecten erhalten.“ — Die erfte 
Inftanz wies das Klagebegehren ab, indem fie durch dieſe Urkunde ven 
Beweis, daß der Ehemann dieje Effecten zu dem beftimmten Preiſe als 
Heirathögut angenommen habe, nicht hergeftellt fand. Die zweite In— 
ftanz erflärte die Forderung für liquid und die dritte Inſtanz beftä- 
tigte das leßtere Urtheil „in der Erwägung, daß in der fraglichen 
Urkunde die Effecten nur im Allgemeinen aufgeführt find, ohne daß jene 
näheren Bezeichnungen vorfämen, welche unerläßlid würden, wenn bie 
Parteien die Urkunde dazu beftimmt hätten, Beweis über die Fortdauer 
des Eigenthumsrechtes der Gattin zu machen; daß daher, wenn auch die 
ausprüdliche Erklärung des Ehegatten, nur den Werth zurüderftatten zu 
wollen, fehlt, feine Unterfchrift nur diefen Sinn haben kann.” 


Nr. 121. 


Aufrechthaltung des orbnungswidrig eingeleiteten funmari- 
Ihen Verfahrens, wenn die Parteien gegen die Einleitung 
desfelben keine Einwendung erhoben haben. 


—— un vom 14. Auguſt 1855, Nr. 8169 Be, des Urtpei der Prätur Sie 
vom 5. Mai 1855, Nr. 861, Abänderung des Decreted des O. L. G. V 
nedig vom 28. Juni 1855, Nr. 11001). Eco d. Trib. 1855, ©. 2831 
, Gaz. di Trib. 1855, ©. 554 ff. 
In einem zum ſummariſchen Verfahren nicht geeigneten Walle 
hatte da8 Gericht erjter Inftanz, ohne daß eine ver beiden Parteien 
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darum angefucht hatte, das ſummariſche Verfahren eingeleitet. ALS nad) 
geichlofiener Verhandlung das Urtheil erging, focht e8 der Geflagte aus 
biefem Grunde als nichtig an. Das Oberlanveögericht hob auch in ber 
That den Beſcheid, womit das PVerfahren eingeleitet wurbe, das Ver⸗ 
fahren felbft und das Urtheil als nichtig auf und verordnete die Einlei- 
tung des ordentlichen mündlichen Verfahrens. 

Der oberſte Gerechtshof hielt jedoch das Urtheil erfter Inſtanz 
aufrecht „in Anbetracht ver 88. 8 und 27 der Miniſt. Vog. vom 31. März 
1850 (88. 6 und 25 Hfdzk. v. 2. Dec. 1845), und in der Erwägung, 
daß feiner von beiven ‘Cheilen eine Einwendung oder Verwahrung gegen 
das vom Richter von Amtswegen eingeleitete ſummariſche Verfahren er- 
boben hat, fomit beide dazu ihre Zuftimmung gaben, und jenes Ueber- 
einfommen auf das ſummariſche Verfahren trafen, welches das Geſetz 
ausdrücklich als zuläffig erflärt.“ 


Tr. 122, 


Aufhebung der Vermuthung der ntgeltlichfeit geleiſteter 
Dienfte durch entgegenftehende Bermuthungen. 


Entidh. v. 16. Anguft 1855, Nr. 6077 (Beit. des das Urtheil der Prätur 
Crema dv. 1. Februar 1855, Nr. 657 abänd. Urtheils des DO. L. G. Mai: 
fand v. 8, Mär; 1855, Nr. 2713). Giorn. di Giurispr. pr. 1856, ©. 374 ff. 

A hat durch mehr als fünf Jahre feiner Schwefter B beim Be⸗ 
triebe eines Berjchleißes von Tabak, Stempelmarfen u. |. w. beigeſtanden; 
während biejer Zeit befand er fich, nebſt feiner Tochter, bei der Schwefter 
in Koft und Wohnung. Plöglid nimmt er für die abgelaufene Zeit einen 
Lohn von 8 Fire für ven Monat in Anfprud. Seinem Begehren wird 
in erſter Inftanz ftattgegeben; die beiden höheren Gerichte weifen ihn 
damit ab, und zwar ber oberjte Gerichtshof aus folgenden Gründen: 
„Wenn einerfeits die Geklagte zugibt, daß der Kläger ihr durch fünf 
Jahre und fieben Monate Dienfte geleiftet habe, fo wiberfpricht auch 
biefer nicht gerichtsordnungsmäßig, bei der Geflagten Koft und Wohnung 
gehabt zu haben. Er ftellt nur in Abrede, daß fie ihm als Entgelt für 
die geleifteten Dienfte gewährt wurben, ohne übrigens einen Grund an- 
zugeben, weßhalb jene Leiftungen erfolgt wären, jo daß fie jedenfalls als 
unentgeltlic erfolgt angejehen werden müffen. Unter dieſer Voraus- 
ſetzung ericheint die Behauptung der Geflagten, daß der Kläger ſich bie 
und da dazu herbeiließ, fie bet der täglichen Bejorgung ihrer häuslichen 
Gefhäfte zu unterftügen, und daß dieſes aus einfacher Erfenntlichkeit 
für Koft und Wohnung, die er bei ihr genoß, gejchehen fei, im höchſten 
Grade glaublih. Jedenfalls ift es gewiß, daß fein Vertrag über Dienft- 
leiftungen, weder mit Verabredung eines Tohnes, noch in Bezug auf einen 
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Fünftig zu beftimmenven Lohn abgeichloflen worben ſei. Soferne alfo 
bie vorliegende Klage auf einen ausprüdlich abgeſchloſſenen Vertrag ſich 
ftügen follte, Eönnte ihr jedenfalls nicht Statt gegeben werben. Sieht 
man nun in Erwägung: das enge Verwandtſchaftsband, das zwilchen 
dem Kläger und der Gellagten befteht, da fie Gejchwifter find, ferner, 
daß der Kläger nicht einmal behauptet, ausſchließlich ſich feiner Schweſter 
zur Verfügung geftellt zu haben, daß er nicht einmal annähernd die Zeit 
beftimmt, welche er im Allgemeinen für feine Schwefter verwendete, daß 
feine Thätigfeit fi auf einzelne Acte der Mitwirkung beichränfte, daß 
er nicht blos ſelbſt unentgeltlich Koft und Quartier bei der Schweſter 
hatte, ſondern daß daran auch noch feine Tochter theilnahm, fo muß man 
wohl vernünftigerweife annehmen, daß auch nicht einmal ein ſtillſchwei⸗ 
genbes Einverftänpniß darüber beftand, daß dem Kläger für feine Dienfte 
eine Belohnung zufommen jolle.“ 
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Nr. 123. 


Miteigenthümer als Miether des gemeinſchaftlichen Hauſes. — 
Begriff der ordentlichen Verwaltung. 
Entſch. v. 21. Auguſt 1855, Nr. 8082 elt. des das Urtheil ded B. ©, 
Alſergrund in in Wien v. 4, Sur fi 1865, 10223 abändernden Urtheils 
%, G. Wien v. 19. Juli Iso. ®. 3. 1855, Nr. 109, 

Die von zwei Miteigenthümern ausgegangene Kündigung -einer 
Wohnung, welche ein dritter Miteigenthümer im gemeinſchaftlichen Haufe 
inne hatte, wurde in zweiter und dritter Inſtanz aufrecht erhalten, 
und zwar vom oberften Gerichtshofe in der Erwägung, „daß — wie 
Kläger im Revifionsrecurfe ſelbſt zuzugeben ſcheint — auch gegen einen 
Miteigenthitmer eines Haufes die Wohnung gekündet werben fann, weil 
er wohl vollftändiger Eigenthümer feines Antheiles ift, aber das Recht 
an der gemeinſchaftlichen Sache nicht pro indiviso, ſondern mit Mehreren 
nach ideellen Theilen getheilt beſitzt; in der Erwägung, daß auch Kläger 
nur als Miethsmann zu beſtimmtem Zinſe die Localitäten in dem müt— 
terlichen, num in die Verlaſſenſchaft gehörigen, alſo den Streittheilen ge- 
meinſchaftlichen Haufe inne hat; in der Erwägung, daß das Vermiethen 
und das damit im Zuſammenhange ftehenvde Steigern und Auffünden der 
Wohnungen zur ordentlichen Verwaltung und Benützung eines gemein- 
ihaftlihen Haufes gehört, daher nadı 8. 833 a. b. ©. 2. ein Theil- 
genoffe die Wohnung im gemeinihaftlihen Haufe nicht anfprechen kann, 
wenn die Mehrheit (bier die unbeftritten zwei Dritttheile vepräfentiren- 
den Beklagten) entgegen ift; in ver Erwägung endlich, daß, weil es fid) 
um einen Verwaltungsgegenftanb handelt, weder von der Nothwendigfeit 
einer, bei ber im Streite jelbft aufliegenven Anficht, auch ganz liberflüfji- 
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gen vorgängigen Berathung des Vorſchlages, noch von der Sicherftellung 
einer Haftungserflärung für den höheren Zins von Seite der Bellagten 
im Sinne des $. 834 a. b. ©. B. die Rede fein könne.“ 


Ir. 124. 


Umfang der Vollmacht des Adminiſtrators einer Fabrik. Be— 
techtigung besfelben, Wechfelerflärungen für lettere abzugeben. 


Entf. vom 22, Augnft 1855, Nr — Beh. des Fran des eng G. 

Wien v. 26. März 1855, Nr. ed 

Wien v. 13. Juni 1855, Nr, 5 6201 ). we: ss Nr. Fr male % 
Ginrispr. pr. 1856, ©. 486 ff. 


Nr. 125. 


Wirkung der Verlegung über die Hälfte des wahren Werthes. 


Eutid. dv. 22, Augnit 1855, Ir. Air: u ir. Be des Urtpeife des B. G. der 
inneren Stadt Wien v. r. 2 gbändernben Urtheils 
des O. L. G. Wien v. 8 —* 1855. Nr, 740). © . 3. 1855, Nr. 119, 

Dem in erfter Inſtanz abgewielenen Klagebegehren warb von 
den beiden höheren Gerichten ftattgegeben. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der Geflagte verweigert 
dem Kläger die Ablieferung der von dem Kläger geforderten zwei Paar 
filbernen Leuchter, wozu er ſich in dem mit dem Kläger abgefchlofienen 
Tauſchvertrage verpflichtet hatte, aus dem Grunde, weil er durch biejen 
Zaufchvertrag um die Hälfte verfürzt wurde, da die Münzjammlung, 
welche in Folge dieſes Taufchwertrages veimjelben von dem Kläger über- 
geben wurde, nicht die Hälfte deſſen werth fei, was Geflagter dem Kläger 
contractmäßig zu libergeben hätte. Die Verlegung über die Hälfte ift 
auch wirklich Durch den Kunftbefund der Sachverſtändigen nachgewieſen 
und es ergibt ſich daraus, daß ſelbſt pasjenige, was Kläger wirflih vom 
Geflagten erhalten hat, diefen Werth weit überfteigt. Allein die Folge 
der Berlegung über die Hälfte bei Verträgen ift nur die, daß der verlegte 
Theil dadurch berechtigt wird, die Aufhebung des Vertrages zu erwirken, 
und dem Beſchädigten das Recht eingeräumt wird, den Vertrag daburd) 
aufrecht zu erhalten, daß er ven Abgang bis zum gemeinen Werth erfegt 
(8. 934 a. 5. ©. B.), keineswegs ift aber dem Verlegten das Befugniß 
eingeräumt, dasjenige, was er durch den Vertrag erhalten hat, zu behal- 
ten, und bem anderen Theile die bedungene Gegenleijtung, injoweit fie 
den Werth vesjenigen, was er erhalten hat, überfteigt, zu verweigern.“ 


Gründe der dritten Inftanz: „Im Sinne des $. 934 a. 
b. ©. 3. bat der verletzte Theil ſchlechterdings nur das Recht, die Auf- 
hebung des Vertrages und die Herftellung des vorigen Zuftandes zu ver- 
langen; er kann aber nicht die empfangene Sache behalten und bie Lieber» 
gabe der verjprochenen Sache verweigern, wie das Obergericht in feinen 
Motiven ganz richtig bemerkte. Und follte der Kläger, in ſoweit die ver- 
taufhten Münzen unecht find, nad $. 922 0.5. ©. 3. zur Gewähr- 
feiftung verpflichtet fein, jei e8 aus dem Vertrage oder aus dem Geſetze, 
fo würde dem Geflagten doch fein anderer Rechtstitel zu Gebote ftehen, 
als entweder nach 8. 932 a. b. G. B. die Entſchädigung zu fordern, 
oder nach 8. 923 a. b. G. B. die Aufhebung des Vertrages zu verlan⸗ 
gen. Nach dem vorliegenden Proceſſe aber kann er ſich der vollſtändigen 
Erfüllung des Vertrages nicht entziehen, nachdem dieſer Vertrag von 
Seite des Klägers vollkommen erfüllt iſt.“ 


Nr. 126. 
Perſönliche Haftung für eine als Entgelt für die Einräu- 
mung einer Realſervitut bevungene jährlihe Leiſtung. — 
Haftung der Mitglieder einer Gefellfchaft nach Auflöfung 


derfelben. 
Entſch. H 22, sauguft 1855, Nr. 7753 (Beit. des Urtpeifß des 2. G. Brünn 
v. 24. Nov. 1854, Nr. 470, Abänd. des Urtheild des DO. 2. ©, Brünn 


v. 28, ir, 1885, Nr. 1644), ©. 3. 1856, Nr. 1, 

Mit Vertrag dd. 31. Auguft 1851 räumte Graf A der Zuder- 
fabrif zu D. das Recht ein, einen gemauerten Waflerleitungscanal durch 
bie gutSherrlihen Gründe zu führen, wogegen ſich Die damaligen Befiter 
der Zuderfabrif, Gebrüder S. & Comp., für ſich und ihre Belignachfol- 
ger verpflichteten, mit 1. Jänner jedes Jahres dem Grafen A als Be- 
jiger de8 Gutes D. und feiner Descenvdenz, jo lange felbe im Befite 
dieſes Gutes fein werde, zwei Centner des ſchönſten Meliszuders in vie 
Haushaltung unentgeltlich zu verabfolgen. Später war die Fabrik ver- 
fauft, die Gejellihaft Löfte fih auf und die neuen Befiger dieſer Fabrik 
weigerten fich, diefem nicht intabulirten Vertrage zu entiprechen. Die Er- 
ben des Grafen A klagten nun gegen B, C und D als vormalige Mit- 
glieder der aufgelöften Geſenſchaft S. & Comp. auf Leiſtung des vers 
tragsmäßig Bebungenen. Die erjte und dritte Inftanz gaben dem 
Klagebegehren ftatt, während die zweite e8 abwies. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Bei Enticheibung bes vor- 
liegenden Rechtsftreites komme es lediglich darauf an, ob das gegen die 
Geklagte geltend gemachte Vertragsrecht ein perfünliches Sachenrecht 
bilde. Aus dem Inhalte des Vertrages vom 31. Auguft 1351 ergebe 
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fi) jedoch, daß der Zuderfabrif zu D. das Waſſerleitungsrecht einge- 
räumt wurde, und daß ſich nur die damaligen Beſitzer der Zuckerfabrik, 
die nunmehrigen Geflagten, zur Zuderabgabe verpflichteten, deren per- 
fönliche Verpflichtung mit dem Berfaufe der Zuderfabrif erlofh. Auch 
fei die Mare Abficht der Paciscenten nur dahin gegangen, daß der jemei> 
lige Beſitzer der Zuderfabrif die Zuckerabgabe leifte, und daß durch ven 
Bertrag ein dingliches Recht begründet werde. Enplic würde die entge- 
gengejegte Auslegung des Vertrages zu Unzukömmlichkeiten führen, indem 
hiernach die Geklagten auch dann zur Zuckerabgabe verpflichtet geblieben 
wären, wenn fie die Zuderfabrif zu D. ganz aufgelafien und das Ge- 
bäube veräußert hätten.“ 

Gründe der dritten Injtanz: „Die Geflagten können ſich 
ber Erfüllung des Vertrages vom 31. Auguft 1851 aus dem Grunde 
nicht entichlagen, daß ihr Gejellichaftsvertrag feit 30. April 1852 auf- 
gelöfl, und die Zuderfabrif von ihnen am 13. Auguft 1852 an X ver- 
fauft worden jei. Durch ven Beiſatz: „„fte verpflichten fich für fih und 
ihre Beſitznachfolger,““ ift eben der Fall vorgefehen, daß die Fabrik in 
andere Hände gerathe; die Geflagten haben hiedurch die Verpflichtung 
als eine perjönliche erklärt, und der Umſtand, daß die Fabrik in andere 
Hände Fam, ift hiernad) ganz unentſcheidend. Ebenſo ungegründet ift die 
Einwendung, daß feither ver Gejellihaftsvertrag ver Geflagten aufgelöft 
fei, da fein Geſetz die Gefellihaftsmitgliever berechtiget, durch Auflöfung 
der Gemeinſchaft ſich den früher, d. i. zur Zeit, als die Geſellſchaft noch 
beftand, übernommenen Verbindlichkeiten zu entziehen. Die fernere Ein- 
wendung ver Geflagten, daß die Wafferleitung von ihnen nicht zur Aus- 
führung gebracht wurde, ift ebenfalls ohne Gewicht, denn da ihnen im 
Vertrage das Recht hiezu eingeräumt war, jo hätten fie auch davon Ge- 
brauch machen können, und wenn fie dies unterliegen, fo find fie dadurch 
von ihrer Gegenverbindlichkeit nicht befreit, um jo minder, als ihr Beſitz⸗ 
nachfolger von diefem ihrem Rechte zu jenem Bortheile Gebrauch machte, 
bie Leistung von Seite der Gutsinhabung daher erfüllt, und deren Recht, 
bie Gegenleiftung zu fordern, wohl begründet if. Mag die geforverte 
Leiftung immerhin hart für die Geflagten fein, da fie die Zuderfabrif nicht 
mehr befigen, fo find fie doch nicht berechtigt, ihr Wort zu brechen, denn 
es wäre ihre Sache geweſen, fich im Bertrage mit ihren Befisnachfolgern 
eine Schadloshaltung zu bebingen, da dieſe jegt den Nuten von der 
Waſſerleitung beziehen, over ihre Verpflichtung mit Zuftimmung der 
Berechtigten auf diefelben zu übertragen.“ 
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Kr. 127. 


Condictio indebiti im Falle einer zu Ehren eines Andern 
geleifteten Zahlung. 


Eutſch. v. 28. Auguſt 1855, Nr. 7775 (Beft, des Urtheils des L. ©. 
Mailand vom 27, Februar 1855, Nr. 1845, Abänderung des Urtheils des 
O. L. G. Mailand vom 11, Dial Zu 4753). Gazz, di Trib. 1856, 


Das Handlungshaus A in Mailand fteht in Correfpondenz mit 
dem Handlungshaufe L in Genua. Der Advocat B in Mailand, welcher 
fir beide Häufer Geſchäfte beforgt hatte, wandte fih an A, als Corre- 
ſpondenten des L, um die Zahlung einer Forderung von 570 Lire zu er: 
langen; die verlangte Zahlung wurde „zu Ehren der Firma L“ unver- 
züglich geleiftet. L weigerte ſich jedoch, den Betrag zurückzuzahlen, da er 
die Schuld nicht anerkennt. A fordert nun von B die 570 Lire zurüd; 
ver leßtere beruft fi) jevoh auf $. 1432 a. b. G. B., indem er bemerft, 
A habe gewußt, daß er ihm, dem B, nichts ſchuldig fei, und habe daher 
wiſſentlich eine Nichtichufp gezahlt. Während die zweite Inſtanz (aus 
formellen, nicht hieher gehörigen Gründen) auf das Begehren gar nicht 
eingeht, verurtheilen die erfte und dritte Inſtanz den B zur Rüdzah- 
fung der 570 fire. 

Gründe der dritten Inftanz: „ES wird nicht behauptet, daß 
der Kläger, indem er dem geflagten Advocaten die erwähnten 570 Lire 
zur Entlaftung feines Correfpondenten L in Genua zahlte, irgend einen 
Bortheil dagegen erlangt habe; man muß alfo annehmen, daß er durch 
biefe Zahlung blos dem Geflagten, weldher damals fein Advocat war, 
eine Gefälligfeit, und gleichzeitig feinem Correſpondenten, dem wirklichen 
Schuldner, eine Ehre erweiſen wollte. Es ift aljo Mar, daß der Kläger 
ein unentgeltliches Gefhäft einging, und man muß daher nah 8. 915 
a. b. ©. 3. annehmen, daß er dabei die Abficht hatte, lieber die gerin- 
gere, als die größere Laft auf fich zu nehmen. Wenn nun aber nad) der 
im 8. 1397 a. b. ©. B. aufgeftellten Regel felbft bei der entgeltlichen 
Seffion einer Forderung der Cedent für den Beſtand und die Einbring- 
lichkeit ver Forderung haftet, jo muß dies umjomehr in dem erwähnten 
Falle gelten, wo in Ermanglung irgend eines Beweiſes des Gegen- 
theil8 angenommen werben muß, daß der Kläger dem Geflagten jeine 
Erpensnote nur mit dem Vorbehalte beglihen habe, daß ihm ver 
entiprechende Betrag, wenn er ihn von dem wirklichen Schuldner nicht 
erlangen könne, von ihm jelbft zuriderfegt werden würde. Da nun 
aber... bewieſen ift, daß diefer fich geweigert hat, tem Kläger die er- 
wähnten 570 Lire zu bezahlen, und bereits zwar auch deßhalb, meil er 
behauptet, den Geflagten,.. in anderer Weife befriedigt zu haben, fo 
ergibt fid) mit Nothwendigkeit die Folgerung, daß der Geflagte den 
Betrag dem Kläger zu erfegen habe.“ 
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Nr. 128. 


Leibrentenvertrag mit cafjatorifcher Claufel. Geltendmachung 
derjelben gegenüber der Concurdmaffe. 


Eutſch. v. 29, Auguſt 1855, Dr. 6780 Geſt. des — aiabeit des 8, ©. 
Padua dv. 7. Dec, 1 Nr. 3531 abänd. Urtgeild des DO. L. G. Bene 
dig dv. 14, April 1865, Nr. 6180), Eco d. Trib. 1856, ©. 78 ff. 

A übesließ dem B ein Grundſtück, wogegen B dem A eine Leib» 
vente beftellte. Bebungen war, daß, wenn bie Zahlung einer Rate bis 
zum Berfalltag der nächſten rüdjtändig bleibe, der Vertrag ohne weis 
tere Warnung, Auffündigung oder Mahnung als aufgehoben angejehen 
werden und das Grundftüd unverzüglich in Eigenthum und Befig des 
A zurückkehren folle. B verfällt in Concurs, und A, welder fih an- 
fangs begnügt hatte, jeine Rechte blos anzumelven, verlangt, jo wie bie 
Concursmaſſe die Leibrente nicht fortzahlt, die Aufhebung des Ber- 
trages und Rüdjtellung des Grunbftüdes. Die erfte Inftanz wies das 
Klagebegehren ab, die beiden höheren gaben ihm ftatt. 

Gründe der erften Inftanz: „Ohne Zweifel fünnen auch 
bedingte, vor der Eröffnung des Concurſes erworbene Rechte nach der⸗ 
jelben durch Erfüllung der Bedingung in unbedingte übergehen.... 
Allein im vorliegenden Falle wird nicht ein von einem bedingten Rechte 
abhängiger Anfpruch geltend gemacht, jondern es wird eine Entſchädi⸗ 
gung für nicht gehörige Erfüllung eines Vertrages gefordert (88. 912 
und 1336 a. b. G. B.). Nun ift aber die Nichterfüllung des Leibrenten- 
vertrages, worüber hier Klage geführt wird, erft zu jener Zeit eingetre- 
ten, wo B ihn nicht mehr erfüllen konnte, weil der Concurs über fein 
Bermögen ſchon eröffnet war. Ebenſowenig aber konnte e8 die ihm fucce- 
birende Gejfammtheit der Gläubiger; denn die Verwaltung des Vermö⸗ 
gens eines Cridatars fteht unter gerichtlicher Auffiht und Leitung, und 
jeder Gläubiger muß auf die Zahlung des Capitals und der Intereflen 
jo lange warten, bis biefelben im ordentlichen Geſchäftsgange erfolgen 
kann. Er kann daher aus der Unterlafjung oder Verzögerung ber Zah⸗ 
[ung feine Anfprüche gegen die Concursmaſſe ableiten, jondern hat nur 
das Hecht der Bejchwerde beim Vermögensverwalter, bei der Concurs⸗ 
inftanz und bei deren Vorgejegten. Die gellagte Concursmafle durfte 
alſo nicht zahlen und es fällt ihr ſomit dem A gegemüber fein Verſchul⸗ 
den zur Laſt; es kann alſo gegen fie aud) nicht eine Strafbeitimmung in 
Anwendung gebracht werben wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit, 
bie weder B noch die ihn vertretende Maſſe erfüllen durfte. — Aber auch 
wenn man den Anſpruch des Klägers als von einer Refolutivbedingung 
abhängig anfieht, jo kann er damit nicht durchdringen, weil nad) dem 
eben Gefagten die Erfüllung der Bedingung unmöglich geworben ift 
(8. 898 a. b. ©. B.).“ 
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Gründe der dritten Inſtanz: „Die Reſolutivelauſeln (clau- 
sole risolutive), fraft deren Berträge aufgelöft werben, enthalten nicht 
die Bedingung einer Conventionalftrafe im Sinne des 8. 1336 a. b. 
G. B.... Der vorliegende Vertrag enthält im Art. 8 die ausdrückliche 
Verabredung, baß u. ſ. w. Es ift daher die geflagte Concursmaſſe, welche 
geftehbt, daß alle feit der Eröffnung des Concurſes fällig gewordenen 
Raten ver Leibrenten unbezahlt geblieben find, der Rechte, welche für fie 
aus dem Bertrage erwachlen, verluftig geworden. Die Concursmaffe, 
welche an die Stelle des B getreten ift, kann nicht für fi Eigenthum 
und Befig der Sache, gegen welche die Leibrente beftellt wurde, behal- 
ten, wenn fie nicht zur gehörigen Zeit pünktlich die Leibrente zahlt. Es 
ift dies eine Ausgabe, welche die Gläubiger tragen müfjen, wenn fie im 
Genuß von Bortheilen bleiben wollen, welche dem Cridatar ebenfalls 
nur jo lange geblieben wären, als er die Gegenleiftungen pünftlih ab- 
getragen hätte. Die geflagte Concursmafje würde im Widerſpruch mit 
den Grundſätzen des Rechtes handeln, wenn fie das Grundſtück be- 
halten und zur Befriedigung anderer Gläubiger verwenden, und doch 
nicht jene Bedingungen erfüllen wollte, unter welchen die Abtretung des⸗ 
jelben erfolgt iſt.“ 
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Kr. 129. 


Berfügungsrecht des Vaters über den ihm au dem Vermögen 
jeiner Kinder eingeräumten Fruchtgenuß. 


Entid. v. 4. SeHt: 55 N, a 7247 (Bet. des Urtheild des L. G. Mai- 
fand dv. 15. Der. Aband, des Urtheild des DO. L. ©. 
Mailand v. 14, uhr 1855. —* 3667), Gaz. d. Trib, 1855, ©, 591 ff. 

Auf den Fruchtgenuß, welcher dem B an dem feinen Kindern ge- 
hörigen Vermögen zuftand, hatte fein Gläubiger C Erecution geführt. 
Der den Kindern ad hoc beftellte Curator A klagte nunmehr wider B 
und C auf Nichtigerflärung der Erecutionsacte. Dem Klagebegehren 
ward nur in zweiter Inſtanz ftattgegeben. Die erfte und dritte 
wieſen e8 zurüd, jedoch die legtere mit dem Vorbehalt, daß es ven 
Kindern freiftehe, ihre Klage zu erneuern, wenn fie durch das Vorge- 
hen des C in dem ihnen nach $. 150 a. b. ©. B. zuftehenven Rechte ge- 
fränft würden. 

Gründe der dritten Imftanz: „Allerdings haften nad) 
8. 150 a. b. ©. 3. die Einkünfte aus einem den Kindern mit Vorbehalt 
des Fruchtgenuffes für den Vater Hinterlafjenen Vermögen immer für 
den ftandesmäßigen Unterhalt ver Kinder, und können nieht zum Abbruch 
berjelben von den Gläubigern des Vaters in Beſchlag genommen wer- 
ben. Allein das Gefeg verbietet doch dem Vater nicht, über dieſen Frucht- 
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genuß, ſowie über jede andere ihm zuſtehende Sache ſo lange frei zu 
verfügen, als er den Unterhalt ſeiner Kinder, gleichviel aus welchem Ver⸗ 
mögen, wirklich beſtreitet. Run hat aber B im vorliegenden Valle bis jegt 
noch immer den ftandesmäßigen Unterhalt feiner Kinder beftritten, und 
konnte dieſes um fo leichter, da er, wie aus der Verhandlung hervorgeht, 
Befiter großer Grundſtücke .... ift. Es ift ſomit auch fein Grund vor- 
handen, zu befergen, daß dieſer Unterhalt den Kindern in Zukunft fehlen 
werde.... Hatte nun B ein Recht, über ven erwähnten Fruchtgenuß 
nah Belieben zu verfügen, fo ftand offenbar auch feinen Gläubigern das 
Recht zu, fih im Erecutionswege an dieſen Fruchtgenuß zu halten, um 
zur Bezahlung deſſen, was ihnen gebührt, zu gelangen.“ 


Nr, 130. 


Unverfäbrbarkeit der Einwendung der Ungiltigfeit einer legt- 
willigen Anordnung. — Perſonen, welche das rechtöfräftige 
Urtheil bindet. 

u 4 1856 ei Her theilwe ind deö Urtheils 
BE re 


O. L. ©. Venedig vom ER men "1858, Ar. a .G. 3 , 
Nr. 124, Giorn. d. Giurispr. pr. 1858, ©, 


M war mit Hinterlaffung eines Teſtaments geftorben; zwiſchen 
den gefeglihen und teftamentarifchen Erben entftand ein Rechtsſtreit, 
deſſen Ergebniß die Umſtoßung (Nichtigerflärung) des Teſtaments wegen 
Mangels in den äußeren Förmlichkeiten war. Eine in jenem Teftamente 
bedachte Legatarin, bie an dem Proceſſe nicht theilgenommen hatte, klagte 
nad) Ablauf der dreijährigen Berjährungsfrift von Eröffnung des Teſta⸗ 
ments an, ſowohl die teftamentarifchen als die gefeglichen Erben auf 
Ausfolgung des LTegats. Die Geklagten wendeten die Ungiltigfeit des 
Teftaments ein, und als ihnen in der Replif die Verjährung des Rechts, 
diefe Ungiltigfeit geltend zu maden.($. 1487 a. b. ©. B.), entgegen- 
gejegt wurde, beftritten fie in der Replik dieſe Verjährung und boten nod) 
überdies ben Zeugenbeweis an, um bie Ungiltigfeit des Teſtaments dar⸗ 
zuthbun. Die erfte Inftanz ſah die Ungiltigkeit des Teſtaments als 
buch ben früheren Proceß rechtskräftig entihieven an; die zweite 
Inftanz erkannte in ver Hauptfache zu Gunften der Klägerin. Der oberfte 
Gerichtshof ließ den von den Geflagten angebotenen Zeugenbeweis aus 
folgenden Gründen zu: „Die beigefchlofienen übereinſtimmenden Urtheile, 
durch welche bie Kheinbare lestwillige Erklärung umgeftoßen und erklärt 
wurde, daß die geſetzliche Erbfolge Platz greifen müſſe, können laut 
F. is a b. 6 Sder heutigen Klägerin, die durch Legate begünſtigt 

Duſen Unger u. Walther Entſch. T. 10 


+ 
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wurbe, nicht eingewendet werben, da fie in dem durch jene Urtheile 
entihiedenen Streite nicht intervenirte. Es wäre daher ungerecht, ihr 
bie Legate zu verweigern, bie fie auf Grund einer in Bezug auf fie aller- 
dings aufrechten Tegtwilligen Verfügung fordert, indem man als Motiv 
einer ſolchen Weigerung anführt, daß die darin eingejegten Erben, bie 
zwar die Giltigkeit und Wirkſamkeit jener Verfügung behaupteten, aber 
im Rechtsftreit unterlagen, auf Grund einer Teftaterbfolge nichts er- 
hielten, und daß die geſetzlichen Erben ihren Titel aus dem Geſetz, und 
nicht aus der legtwilligen Verfügung ableiten, die nach einem von ihnen 
veranlaßten Rechtsftreit für null und nichtig erflärt wurde. Deshalb 
müßte die fragliche lettwillige Verfügung in Beziehung auf die Klägerin 
als Codicill aufrecht erhalten werden, und bie Geflagten, welche die Erb- 
ſchaft, wenn auch aus dem allerdings verfchiedenen Titel ver Inteſtat⸗ 
erbfolge wirklich erhielten, wären gehalten, bie zu Gunften ver Klägerin 
getroffenen Verfügungen zu vollziehen. Indeß haben die Geklagten aud) 
im gegenwärtigen Rechtsftreit in ber Einreve, wenn aud nur im Als 
gemeinen, bie Ungiltigfeit jener letztwilligen Verfügung eingewenbet und 
in der Duplik auch die Mängel derſelben auseinandergejett, insbeſon⸗ 
dere angeführt, daß der Erblafler den Zeugen nicht erklärt habe, daß bie 
Schrift nicht feine legtwillige Verfügung enthalte ; fie haben den Zeugen⸗ 
beweis barliber angeboten, welchen Beweiſe fi) die Klägerin mit Be⸗ 
rufung auf 8. 1487 a. b. G. 3. widerfegt, laut deſſen das Necht, eine 
legtwillige Erflärung zu beftreiten, binnen drei Jahren geltend gemacht 
werben muß, wibrigens es verjährt ift. Es ift wahr, daß feit der Publi- 
cation der gedachten Verfügung weit mehr als drei Jahre verfloffen find, 
und daß am Tage ber Einbringung der Einrede die Geflagten jene feit 
mehr als drei Fahren fannten; e8 iſt daher fein Zweifel, daß das Recht ver 
Geflagten, die Berjährung zu beftreiten, auch gegen die Klägerin feit 
lange verjährt wäre. Die Verjährung aber ift laut 8. 1451 a. b. G. B. 
nur der Berluft eines Rechtes, das während bes von Gejege beftinmten 
Zeitraumes nicht ausgeübt wird, und es erftredt fi nicht auch auf 
den Berluft einer Einwendung, die fih auf ein, wenn aud ſchon 
erlofchenes Recht gründet. Die Urjache ift Har: die Tage des Klägers iſt 
von jener des Geklagten ſehr verſchieden; ber Kläger ftrebt, ein Recht 
zu erwerben oder geltend zu machen, auf das er einen Anſpruch zu haben 
glaubt, während der Gellagte nur feinen Befig zu bewahren und fich 
gegen einen wider ihn erhobenen Anjpruch zu vertheidigen fucht; der Ge⸗ 
Hagte kann in der Regel feine Einwendung erft geltend machen, wenn er 
wirklich geffagt wird, während das Gejeg aus Gründen ber öffentlichen 
Ordnung jenen, der feine Rechte als Kläger geltend machen will, unter 
Androhung der Verjährung verpflichtet, dies innerhalb eines gewiſſen 
Termins zu thun. Deshalb fchreibt das Gejeg, um nicht die Berlaffen- 
Ihaftsabhandlungen in der Schwebe und die Rechte in der Unficherheit 
zu laſſen, die Zeit vor, binnen deren legtwillige Verfügungen beftritten 
werden können, widrigens bie Beitreitungsflage verjähre. Aus dem Allen 
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folgt, daß die Geflagten, wenn auch der im 8. 1487 a. b. G. 2. feſt⸗ 
geftellte Termin abgelaufen ift, allerdings berechtigt waren, der Klägerin 
die Ungiltigfeit der Tegtwilligen Berfügung einzuwenden, worauf fie 
ihren Anſpruch fügt. Dies alles vorausgeſchickt und in weiterer Erwä⸗ 
gung, daß die Bermuthung für die Giltigfeit der fraglichen letztwilligen 
Erklärung ftreitet, indem diejelbe mit allen vom a. b. ©. B. vorgeſchrie⸗ 
denen äußeren Yörmlichkeiten verfehen ift, und daß den Geklagten obliegt, 
die Richtigkeit ihrer Einwendung zu beweifen, hat der oberfte Gerichts- 
Hof Rechtens befunden, auf den von den Geflagten angebotenen ordent⸗ 
Tihen Zeugenbeweis zu erlennen.“ 


Nr. 131. 


Unzuläſſigkeit der Wiebereinfegung in den vorigen Staub 
in der Zeit zwilchen der Inrotulirung der Acten und dem 
Urtheil. 


Eutſch. v. 4. Sept. 1855, Mr. 8661 (Be, des den Beſcheid des L. ©. 
inius v. 18, 1856, Nr. 1264 abänd. Derretd_des mähr.s(clel. 
O. L. G. v. 1. Mai 1855, Nr. 2688). ©. 3. 1856, Nr. 6, 

Nah am 8. November 1854 erfolgter Acteninrotulirung über- 
reichte der Geklagte ein Gefuch, worin er verlangte, daß ihm die Reſti⸗ 
tution wegen ſchuldlos verftrichener Fallfriſt zur nachträglichen Legung 
einer erft am 19. November 1854 an ihn gelangten, für die Entichei- 
dung bed Rechtöftreites wichtigen Minifterialenticheidung bewilligt und 
zur Inrotulirung der Acten und Legung der Minifterialentfcheivung 
eine neuerliche Tagfahrt angeordnet werde. Auf Ausbleiben des Klägers 
bei der Reftitutionsverhandlung bewilligte die er te Inſtanz die angefuchte 
Keftitution in der Erwägung, „daß auf das Ausbleiben des Gegen» 
theils nad) 8. 29 der a. ©. DO. als zugeftanden angenommen werden 
müſſe, daß der Reftitutionswerber das neue Beweismittel im Laufe ver 
Verhandlung nicht abſichtlich verfchwiegen habe, wornach demſelben bie 
angejuchte Wiedereinfegung zur Legung des bezogenen Beweismittels 
zufolge $. 372 ©. D. bewilligt werden müſſe.“ Die zweite Inſtanz 
wies den Geflagten mit feinem Begehren ab, wwwander oberfte Gerichts- 
bof beftätigte dieſe Entfcheidung „in der Erwägung, daß im vorliegenden 
Talle weder eine Fallfriſt verſtrich, nod ein Urtheilsſpruch erfloß 
(8. 372 a. b. ©. B.), daß nur jene Schriften und Urkunden inrotulirt 
werben bürfen, welche im Procefie vorfommen, und daß der Kläger durch 
fein Ausbleiben von der Reftitutionsverhandlung gemäß 8. 29 a. ©. O. 
nur die angeführte Thatfache zugeftand, hieraus aber das angeſprochene 
Recht nicht gefolgert werben kann“. 
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Nr. 132. 
Beweislaſt in Anfehung der Echtheit einer Urkunde. — 

— Anwendung des 8. 1226 a. b. ©. B. 
€ Sept. 1855, Re ve des das Urtheil des H. ©. 
Fr v. 12 12. Di 106 ‚Nr. 9901, band, Hripeils 388 O. L. 6. eier 

v. 6, Juni ni 1806, Nr. 6194), ©, 3. 1855, Nr. 132, 

Die Klägerin nimmt mehrere von einem —— ihres Gatten 
gepfändete Gegenſtände als ihr Eigenthum in Anſpruch, und ſtützt ihre 
gegen dieſen Gläubiger gerichtete Klage auf ihren Heirathsvertrag und 
ein demſelben angehängtes Verzeichniß von Effecten, dann auf einen 
Notariatsact über den Ankauf mehrerer Sachen von ihrem Gatten. Das 
Klagebegehren wurde in erſter Inſtanz abgewieſen; die zweite und 
dritte Inſtanz gab ihm ſtatt. 


Gründe der zweiten Inſtanz: „Durch die Beilagen der 
Klage ſei es als erwieſen anzuſehen, daß die Klägerin, als ſie ſich mit 
ihrem gegenwärtigen Gatten verehelichte, ſehr viele ihr eigenthümlich 
gehörige Effecten in die Haushaltung mitbrachte, weil nach dem Sinne 
des 8. 1226 a. b. G. B. jede mündliche ober ſchriftliche Beſtätigung 
des Mannes über dasjenige, was ihm feine Ehegattin aus ihrem Ber 
mögen zugebracht habe, gegen Jedermann als beweismachend angefehen 
werben müſſe. Der Geklagte habe zwar die Echtheit biefer von der Klä⸗ 
gerin producirten Beftätigung in Abrede geftellt, allein da in den 88. 133 
und 134 a. ©. DO. dem Producenten von Urhmden nur in dem Falle 
der Beweis der Echtheit aufgelaftet werde, wenn ber Producent feine 
eigene Handfchrift, oder die eines Berftorbenen wiverfpricht, jo müſſe 
daraus gefolgert werden, daß derjenige, der widerſpricht, daß eine von 
einer dritten Perſon, die noch am Leben ift, geſchriebene Urkunde von der 
Handfchrift diefer Berfon herrühre, den Beweis der Unechtheit Tiefern 
müffe, was im vorliegenden Kechtöftreite nicht geſchehen ift. 


Gründe ber dritten Inſtanz: „Der Heirathsvertrag 
vom 4. Jänner 1851 und das einen integrirenden Beſtandtheil des⸗ 
felben bildende Verzeichniß vom ſelben Zage find über Rechtsgeſchäfte 
zwifchen Klägerin und ihrem Gatten errichtet worden, in ber Abficht, 
daß fie nicht nur ihnen gegenfeitig, fondern auch gegen britte Berjonen 
zum Beweiſe bienen. Die Echtheit ſolcher Urkunden zu beftreiten, fteht 
lediglich dem Ausfteller oder jenen Perjonen zu, die mit ihm als Eine 
juridiſche Perſon angeſehen werden müſſen. Der Geklagte iſt nun weder 
der Ausſteller jener Urkunde, noch eine mit dem Ausſteller juridiſch⸗ 
identiſche Perſon, daher er die Beweiskraft dieſer Urkunde gegen ſich in 
ſolange anerkennen muß, bis er Die behauptete Unechtheit nachweiſet. Die 
Richtigkeit dieſer Anſicht ergibt ſich aus der Natur ger Privaturfunden, 
aus der Anorbnung der 88. 133 und 134 a. ©. O., welche dem Produ⸗ 
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centen einer Privaturfunde nur dann den Beweis ber widerſprochenen 
Echtheit aufbürden, wenn behauptet wird, daß die probucirte Urfunde 
von dem Probucenten ſelbſt ausgeftellt wurde, ober wenn es ſich um die 
Handſchrift eines Verſtorbenen handelt; enblich aus der analogen An⸗ 
wendung des 8. 1226 a. b. G. B. Auch die neue Civilproceßordnung 
für Ungarn vom 15. September 1852 enthält in vem 8. 117 gleiche 
Beftimmungen. 


Nr. 133. 
Beweis des erfolgten Beiſchlafs durch Indicien. — Be 
rechtigung des unehelichen Kindes einer Ausländerin (welche 
nach der Geburt des Kindes die öſterreichiſche Staatsbürger⸗ 
ſchaft erlangte) zur Auſtellung der Paternitätsklage, die in 
dem Geburtslande der Mutter unzuläſſig wäre. — Ver⸗ 


ſorgungsbeitrag. 
ange von 12 Sept. „4656 Nr. 8327 itheilweiſe Beſt. des Urtheils 
. Mai Ta nner 1858, Mad 523, Abänd, des Urt eis 
r 


des O. T ©. Weil ei 11. Mai 1855, Nr. 8773), Gar. d. 
1855, an fi. | 

Gegen bie Berkeffenfihaft bes B Hagt bie minderjahrige Maria 
A, uneheliche Tochter der Amalia A, auf Auerkennung ber Vaterſchaft 
des B, Alimentation und Zuweiſung eines Betrages von 20.000 Lire 
zur ünftigen Verjorgung. Der lage wirb außer dem Widerſpruche 
bezüglich alle entſcheidenden Thatſachen, pie Einwendung entgegengeſetzt: 
Die Mutter der Klägerin habe zur Zeit ihrer Entbindung noch dem Can⸗ 
ton Teſſin angehört; es Hätte daher das öſterreichiſche Gericht derſelben 
nicht giltig einen Bormund deftellen können; auch ſei ihre perfünliche Be- 
rechtigung zur Anftellung dieſer Klage nach dem CEivilgeſetz des Cantons 
Teſſin zu beurtheilen, nach welchem die Klage auf Anerkennung der unehe⸗ 
lichen Vaterſchaft verboten iſt. Unter den Zeugen, welche vernommen 
wurden, konnte nur eine, bie Mutter ber Klägerin, geradezu über 
die erfolgte Beiwohnung ausfagen; ; zwei andere Zeugen hatten B bei 
Amalia A-unter Umſſänden gefehen, aus welchen: fie auf die erfolgte Bei⸗ 
wohnung. fhloflen. : Eine Reihe anderer Vermüthungsgrünbe Yam noch 
hinzu. Dies alks beftimmte die erfte Imftanz, dem Klagebegehren ftatt- 
° zugeben, und nur den Berforgungsbetrag auf 12.000 Live berabzufegen. 
Die zweite Inſtanz wies Das Klagebegehren ab, weil fte die gebrauchten 
Beweismittel als unzuläſſig, den Beweis alſo auch nicht als geführt 
anfah. Der oberſte Gerichtehof beftäfigte das Urtheil der erften Ir 
Stanz mit Ausnahme jenes ‚Punktes, welcher bie :Berforgung betrifft, 
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worüber die Enticheibung aufgeſchoben wurbe, bis ber Tall derſelben 
einträte. | 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der Vormund der Klä⸗ 
gerin glaubt die volle Heberzeugung von dem zwilchen Amalia A und dem 
B gepflogenen Beiſchlaf durch den angebotenen und geflihrten Zeugen- 
beweis hergeftellt zu haben, und behauptet, daß dieſe Ueberzeugung nicht 
fowohl aus dem materiellen Beweiſe der Thatjache, welche immer ſchwer 
zu conftatiren fei, als vielmehr durch eine geiftige Operation und durch 
Berüdfihtigung der Umftände gewonnen werben müffe. Diefe Ueberwei- 
fung durch Indicien ift aber vom Gefege im 8. 163 a. 6. ©. B. nicht 
berüdfichtigt, und wenn die leßtere an ven erfolgten Beiſchlaf die Bater- 
ſchaft knüpft, fo wollte das Geſetz doc) keineswegs, daß auch der Beiſchlaf 
ſelbſt vermuthet werde; es verlangte vielmehr, daß derſelbe auf die in 
der Gerichtsordnung vorgeſchriebene Art bewiejen werde. Gerichts⸗ 
ordnungsmäßig find aber nur die in der Gerichtsordnung aufgezählten 
Beweismittel. Bei der Prüfung der vorliegenden Zeugenausfagen kann 
man vor Allem auf die Mutter Amalia A und ihre Ausjage nur fehr 
geringes Gewicht legen, da fie nämlich in döppelter Beziehung im Sinne 
des 8. 206 ital. ©. ©. (8.141 a. ©. DO.) als veriverflihe Zeugin 
erſcheint. .. . Sie könnte alfo höchſtens zugelafien werben, einen bereits 
geführten Beweis zu ergänzen, zur Erfüllung des durch die Ausfagen ver 
anderen Zeugen geführten Beweifes mitzuwirken. Unter diefen wären bie 
zwei wichtigften X und Y.... Allein diefe Zeugen ſagen doch jeder nur 
über eine ifolirte Thatſache aus, und durch ihre Ausfage wird aljo nicht 
die vom Geſetze geforberte Ueberzeugung hergeftellt...... Auch kann weder 
der Eine, noch die Andere über die wirkliche fleiichlihe Beiwohnung 
ausfagen, fo daß felbe, wie pas Gejet verlangt, bewiefen, und nicht blos 
vermutbet würde.” 

Gründe der dritten Inftanz: „Die Mutter der Klägerin, 
Amalia B, bat durch mehr als zehnjährigen Aufenthalt in den öfterrei- 
Hilden Staaten die Staatöbürgerichaft erlangt, und ift überdies durch 
das Decret der k. k. Statthalterei.... nah Erfüllung der gejeglichen 
Erfordernifle ausdrücklich als Stantsbürgerin erklärt worden. Die Klä⸗ 
gerin, ihre unehelihe Tochter, welche noch jest nur ein Kind ift und 
in der erwähnten Zeit im öfterreichiichen Kaiſerſtaate geboren wurde, 
wurde alfo ebenfalls diefes Standes der Mutter im Sinne des $. 165 
a. b. G. B. theilhaftig..... Daß B der Amalia A wirklich fleiſchlich bei- 
gewohnt habe, muß als durch die übereinſtimmenden, durch vielfache 
Umftände unterftügten Ausfagen ver Zeugen bewiejen angeſehen werben: 
In der That bat ſowohl der Zeuge X als die Zeugin Y beftätigt, daß 
fie im Monate Februar und März 1848 ben B mit der erwähnten - 
Amalia A im Bette geſehen haben, und wenn ſie gleich nicht den mate⸗ 
riellen Act-der fleifchlihen Bereinigung gewahr werden konnten, was in 
den wenigften Fullen dieſer Art möglich ift, fo verfichert fie Doch, daß fich 
dieſelben in einer Stellung befunden haben, welche darüber keinen Zweifel 
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übrig ließ. Da nun diefe Zeugen ald unbedenklich angejehen werben 
müſſen, ... jo muß ihre Ausfage, wenn fie ſich gleich auf zwei von ein- 
ander verjchiedene Thatſachen bezieht, dennoch als eine joldhe angenommen 
werben, welche einen mehr als halben Beweis herftellt. Dazu kommen 
noch mehrere beftätigende Thatſachen, als da find: daß B für 
das Wochenbett der ſchwangeren Amalia A Sorge getragen, daß er 
fowohl fie al8 auch das zu erwartende Kind der Hebamme Z auf das 
Lebhaftefte empfohlen, daß er der letteren bie ftrengfte Geheimhaltung 
anbefohlen, daß er aus Eigenen alle Wochenbett- und Entbindungsfoften 
und die Koften für die Erhaltung des Kindes beftritten, daß er ferner 
der Hebamme zwei Zwanzigfrankenſtücke geſchenkt, nach der erfolgten 
Entbindung der Amalia A diefe wieder in feinen Dienft aufgenommen, 
bie erfolgte Beimohnung ihrer Schweiter Y gegenüber eingeftanden, und 
ein indirectes Eingeſtändniß feiner Baterfhaft gegenüber der Hebamme Z 
abgelegt bat. Bei diefer großen Anzahl von beweisunterftügenden Um⸗ 
ftänden, welche jo ſchlagend und treffend find, konnte fein Zweifel darüber 
obwalten, daß die damit übereinftimmenbe Ausjage der Amalia A, wenn 
fie gleich als Mutter der Klägerin eine verwerflihe Zeugin ift, ausreicht, 
um ben Beweis im Sinne des $. 206 ital. ©. O. (8.141. ©. O.) 
zu ergänzen. — Was dagegen das Verlangen betrifft, jchon jett einen 
Betrag für die künftige Verſorgung ber Klägerin anzuweiſen, jo mußte 
dieſes als unzeitig zurückgewieſen werben, nicht blos deshalb, meil der 
Tall einer ſolchen Verſorgung noch nicht eingetreten ift, fondern auch, 
weil es wirklich möglich ift, daß derſelbe überhaupt niemals, oder daß 
er unter Umſtänden eintritt, unter welchen eine andere Bemeſſung des 
Betrages nothwenbig wird.“ 


Nr. 134. 
Art der Eintragung einer Servitut in die öffentlichen 
Bücher zur Begründung des dinglichen Rechtes. 


Entid, v. 12, Sept. 1855, FR v1 „ie. des Urtheild des B. ©. Brünn 
v. 6, December 1 Nr. ünd. des Urtheils des mähr.⸗ſchleſ. 
D.8%. 6. v. 17. April ie, * 2412), ©. 3, 1856, Nr, 9, 
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Kr. 135. 
Präckufion der Einwendungen gegen eine Wohnungs⸗ 
auffündigung. 
gute: von 25. © I, 8 8387 (8 ni Beicheided der Brätur 
vom 25, nt 186 —— vn oe —* des 
Fo ®. ‚ Venedig v. 8, Su a: Nr. 12378), Bean :: Trib. 1855, ©, 4068, 
Kr. 136. 


Klage eined Erben auf Anerkennung feines Miteigenthums 
an einer Erbichaftöfahe ohne voraudgegangene Berlaffen- 


Ichaftsabhandlung. 


Eutſch. v. 3. Sept. 1855 ur 9469 (tbeitweite Belt. des Urtheils der 
tur Gallarate v. 30, 1854, Nr. 7627, Abünd. des Aut ei des 
EG. Mailand vom 2. —— 1855 * Gaz 1857, 


Ein Bürger des —8* Aa Peter M, hinterließ unter Anderem 
mehrere auf öfterreichifhem Gebiet gelegene Grundſtücke. Da fämmt⸗ 
liche Erbſchaftsintereſſenten ebenfalls dem Cantone Tefſin angehören, 
wurden die Angelegenheiten der Erbſchaft, welche durch Urtheile der 
Teſſiner Gerichte zu drei Viertheilen dem A, zu einem Viertheil der B 
zugeſprochen wurde, in Teſſin geordnet. Die B konnte aber nicht dazu 
vermocht werben, bie zur Veräußerung jener Grundſtücke, oder auch nur 
zur Umfjchreibung berfelben in ven Steuerbüdhern erforderlichen Urkunden 
auszuftelen,; A Hagt daher bei der Prätur, in deren Bezirk die Rea⸗ 
Iitüten liegen, auf Anerkennung feines Miteigenthumes im Verhältniſſe 
von drei BViertheilen. Die Klage war lediglich gegen die B gerichtet; 
eine Verlaſſenſchaftsabhandlung hatte in Defterreich nicht ftattgefunden, 
allein es zeigte fih, wie aus den unten angeführten Entſcheidungs⸗ 
gründen hervorgeht, daß möglicherweife noch andere Erbsintereflenten 
vorhanden fein fünnten. Die erſte Inftanz hatte das Klagebegehren 
vollftändig abgewieſen, die zweite bemfelben ftattgegeben. Der oberfte 
Gerichtshof wies das Klagebegehren zurüd, behielt aber dem Kläger 
das Recht vor, eine neue Klage wider ſämmtliche Intereſſenten ein- 
zubringen. Seine Entiheidungsgründe lauten: „Sowohl nad 8. 76 ber 
neuen Jurisdictionsnorm, al® auch nah 8. 22 des Geſetzes über das 
ee Berfahren außer Streitfahen, muß bezüglich der fraglichen 

Grundſtücke von der zuftändigen inländiſchen Behörde die regelmäßige 
Berlafienihaftsahhandlung vorgenommen werben, da über dieſen Gegen- 
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ſtand ein fpecieller Vertrag mit der Schweiz nicht befteht. Der Kläger 
bat e8 jedoch nicht angemeflen gefunden, eine Erbserffärung ber er- 
wähnten öfterreichifchen Behörde zu liberreichen, welche dann das vor- 
Ihriftsmäßige Verfahren eingeleitet, alle Intereflenten vernommen, und 
jo bie eventuellen Conflicte durch eine alle verzweigten Intereſſen berüb- 
rende Gefammtentfcheivung gelöft haben würde. Er hat e8 vorgezogen, 
einen Proceß anhängig zu machen, um ein Urtheil zu erwirfen, welches, 
wie er felbft angibt, ven Fünftigen Abhanblungsoperaten zur Grundlage 
bienen fol. Allein, damit dasjelde diefe Wirkung hätte haben können, 
mußte e8 offenbar gegenüber allen Denjenigen erwirkt werden, die mög- 
licherweiſe ein Intereffe an ben ftreitigen Grundſtücken haben konnten. — 
Diefe Grunpftüde haben urfprünglic dem Alerander M gehört, welcher 
in feinem Zejtamente zur Erbin des Pflichttheiles feine Tochter erfter 
Ehe, Antonia, zu Univerfalerben feine Söhne zweiter Che, Peter (ven 
jeßigen Erblaffer) und Auguft einjegte. Die drei genannten Perfonen 
find geftorben, allein Antonia ftarb ſpäter als ihre Brüder, und es ift 
alfo wenigjtens denkbar, daß ihre Repräjentanten ein Intereffe an der 
gegenwärtigen Berlafjenichaftsabhandlung haben. Allein fie wurden weder 
zu dem im Auslande geführten, noch zu dem gegenwärtigen Proceffe 
beigezogen. Das im gegenwärtigen Proceffe erwachfene Urtheil, möchte 
ed nun dem Begehren der Klage oder der Einrede gemäß ausfallen, 
würde alfo in feinem Falle von der Abhandlungsbehörde berüdfichtigt 
werden lünnen, und nur geeignet fein, iefelbe in Irrthum zu führen und fie 
zu veranlaflen, die Rechte eines Dritten, der am Procefle feinen Antheil 
hatte, zu verlegen. — E8 mußte daher das Klagebegehren abgewielen 
werden; jedoch mit dem Vorbehalte zu Gunften des Klägers, vie Klage 
ordnungsmäßig auch nocd gegen die Repräfentanten der Antonie M 
einzubringen.“ 


Nr. 197. 
Erbvertrag mit caffatorifcher Clauſel. 


Eutſch. vom 26, Sept, 1855, Nr. 7450 a ded dad Urtheil des 2. ©, 
Treviſo v. 19. Jänner 1855, Nr, 6551 abändernden Urtheild ded DO. L. G. 
Venedig v. 11, April 1865, Nr. 6819), Eco d. Trib. 1856, ©, 30 ff. 

A verlangt, daß ein mit B abgefchloffener Erbpachtvertrag für auf- 
gehoben erflärt werde, weil B mehreren Berpflichtungen, die er übernom⸗ 
men, nit nachgekommen jei, und weil e8 im Bertrage heißt: „Sollte wiber 
Erwarten B irgend ‚eine dieſer Verabredungen nicht pünktlich erfüllen, fo 
ift der Berkrag.ipso facto als aufgehoben anzujehen, indem B für dieſen 
Tall auf jede Mahnung (costituzione in mora) verzichtet.” Der Ge- 
klagte B widerſpricht in thatſächlicher Beziehung, jeine Verbindlichkeiten 
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nicht erfüllt zu haben und macht überdies die Einwendung, es fei in 
jenem Vertragspunfte nur eine Conventionalftrafe bedungen, fomit 
dem Richter das Recht gewährt, fie dem concreten Falle gemäß. auszu⸗ 
meſſen. Die erfte Inftanz ſchloß fich Diefer Auffaflung an; die zweite 
und dritte Inftanz dagegen Tießen ven Kläger zum Beweis zu. 

Gründe der erften Inftanz: „Der Wortlaut des fraglichen 
Vertragspunktes lautet beftimmt genug; er enthält in der That die Ver⸗ 
abrebung der Caducität des Erbpachtes für den Fall, daß der Nutungs- 
eigenthiimer irgend einer der übernommenen Berbindlichkeiten nicht ent⸗ 
fpriht. Indeß enthält dieſe Verabredung (abgefehen von der Nothwen⸗ 
digfeit, fie richtig auszulegen) die Aufftellung einer vertragsmäßigen 
Strafbeftimmung, Dede als folhe nach der Analogie der Beftimmung 
des 8. 1336. 0.6. ©. B. und nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen dem 
Ermeſſen des Richters unterworfen bleibt.“ 

Gründe ber zweiten Inftanz: „Eine ſolche Verabredung if 
weder verboten, noch unerlaubt, noch kann fie — am wenigften in biefem 
Tale — als Feitfegung einer Conventionalftrafe angejehen werden, ſo 
daß dem Richter geftattet wäre, aus Billigkeitsrüdfichten ihre Wirkung zu 
ſchwächen. Sie ift vielmehr durch 8. 919 a. b. © 3. in allgemeinen 
Ausprüden für erlaubt erflärt..... Im vorliegenden Falle kommt 
nod die Analogie des $. 1118 a. b. ©. 3. hinzu... Endlich ſcheint 
es, daß 8. 1137 a. b. ©. 3. auf eine folche Berabrebung anfpiele, 
wenn bort angeorbnet wird, daß, wenn Ober: und Nutungseigenthum 
wieder mit einander vereinigt werden, dem Nutzungseigenthümer feine 
Meliorationen gleich einem redlichen Befiger erfegt werden müſſen .. . 
Die Verabredung enthielt daher nichts Unerlaubtes; fie fann aber auch 
nicht als Strafbeitimmung angejehen werben. Denn wenn in Erfüllung 
verfelben dem Erbpächter das Nuyungseigenthum entzogen wird, jo ver- 
liert er damit nichts von dem Seinen, da ihm diefes von A unentgeltlich 
unter ber Bedingung genauer Erfüllung aller Bertragspunfte eingeräumt 
wurde.” Die dritte Inftanz bezog fi) auf die Gründe der zweiten 
Inſtanz. 


Nr. 138. 
Gegenſtände, welche in die Crida-Inventur einbezogen 
werben können. 


Entſch. v. 25 „eat. 1835, N, 9185 185 (ef, bes den Beſcheid des 6 
Wien vom 16, Juli 1856 abänd, Be tes des O. L. G. 
Bien v. 13. Anguft 1 Ar. ——— 3. 1856, Nr. 18, 
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| Nr. 139. 
Beweislaft in Anfehung der Zeit, zu welcher der Befiter 
von der Beſitzſtörung Kenntuiß erlangt Hat. 
v. 25. Sept. 1855, Rr. 9982 (Belt. des Beſcheides des B. ©. 
Seat er v. 17, Mai 1855, Nr 126, Mi ai a Deich des DO. 8. 5 
ien vom 18, Juli Is 3. 9080). G. 3. 1866, Nr. 21, 

Ueber vieje Frage ſprach ſich der oberſte Gerichtshof folgender: 
maßen aus: „ES kann nur Sache des Klägers fein, die von den Geklagten 
beftrittene Zuläffigkeit des von dem Kläger in Anſpruch genommenen 
befonderen Berfahrens nad dem Patente vom 27. October 1849, R. ©. 
DH. Nr. 12, nachzuweiſen, mithin nach 8. 2 den in Abrebe geftellten Ums 
ftand gerichtsordnungsmäßig darzuihun, daß er erft am 14. Auguft 1854 
von der Störung Wiſſenſchaft erlangte, feine am 6. September 1854 
überreichte lage daher nach obigem Patente zu behandeln fer. Zu dieſer 
Nachweiſung faun bei dem Widerſpruch der Gelfagten eine bloße Angabe 
des Klägers offenbar nicht genügen, weil der Kläger jenen factiichen 
Umftand, woraus er fein Recht ableitet, nah 8. 104 a. ©. DO. zu 
beweiſen verpflichtet ift, und es fonft blos von feiner willkürlichen Angabe 
abhinge, welches gejeglihe Verfahren in feinem Streite zu beobachten 
ift. Den Gellagten dagegen kann der Beweis über bie Zeit, wo ber 
Kläger von der behaupteten Störung Wiffenfhaft erlangte, nicht auf 
gebürbet werden, da ihnen nicht zugemuthet werden kann, hievon Kenntniß 
zu haben, und nur dem Kläger obliegt, jene Umftände und Beringungen 
zu erweilen, unter welden er das von ihm gewählte bejonbere Rechts: 
verfahren in Anſpruch zu nehmen berechtigt iſt. So wie Kläger zweifellos 
über die angeblich innerhalb ber gefeglichen Frift geichehene Störung bei 
dem Widerſpruche ver Gegner den Beweis liefern und bei befien Er» 
manglung ad possessorium ordinarium veriwiejen werben müßte, ebenjo 
ift er verpflichtet, bei dem gegnerischen Wiberfpruche die Zeit zu erweilen, 
wann er von einer ſchon vor längerer Zeit, ja felbft vor Jahren, ges 
Ichehenen Störung Wiffenfchaft erlangt habe, weil in beiven Fällen eben 
von jenem factiichen Umftande das behauptete Recht abhängt, das ſum⸗ 
marifhe Verfahren in Anſpruch zu nehmen. 
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Nr. 140. 


Wirkung des auf einer Realität haftenden teftamentarifchen 
Einſchuldungsverbotes. 


. Oct. 1855, Nr. 10300 ebung der gleihförmigen 
Belteite des 8. ©. Bien », 5. Juni 180, Si — Sad de 8 —* 
Wien v. 7. Auguſt 1855, Nr. G. 3. 1856, 

. Die beiden erften Imftanzen —* die von einem N li 
biger angefuchte erecutive Einverleibung einer Zahlungsauflage auf den 
ver Schufpnerin B gehörigen Hausantheil, weil nad dem Teſtamente, 
kraft deſſen fie biefen Hausantheil erworben Hatte, auf denſelben, fo 
lange die damit bevachte B lebe, feine Schuld gemacht werden bürfe, und 
dieſe Beſchränkung grundbücherlich hafte. Der oberfte Gerichtshof hob 
diefe Entſcheidungen auf und trug ber erften Inftanz die aufredhte Er⸗ 
fedigung des erecutiven Einverleibungsgefuches .auf, in der Eewägung, 
„daß in dem vorliegenden falle, wo laut. grundbücherlicher Eintragung 
des Teſtamentes auf dem Hausantheile, fo lange vie Bedachte Lebe, nie 
eine Schuld gemacht werben darf, durch dieſes Verbot allein, welches 
eine legtwillige freie Verfügung nicht ausſchloß, nah S. 610 a. b. G. B. 
keineswegs eine ſtillſchweigende fideicommiſſariſche Subftitution und eine 
Eigenthumstheilung im Simme der 88. 613 und 629 begründet wurde; 
in weiterer Erwägung, daß eine Anordnung des Erblaſſers, wodurch 
dieſem Hausantheil jelbft die Eigenihaft der Unantaflbarkeit von Seite 
ber Gläubiger aufgeptägt worden wäre, weder vorliegt, noch zuläffig war, 
da außer ven im Geſetze ausdrücklich beitimmten Fällen kein iiberhaupt 
im Berfehre befinvliches Vermögen eines Schuldners den Anſprüchen 
der Gläubiger entzogen werden kann; in der Erwägung envlih, daß 
obiges Einſchuldungsverbot der B nur die perjönliche Befähigung ent- 
30g, ihren Hausantheil zu verpfänden, nie aber ihren Gläubigern, bie 
ihre Rechte nicht aus einem folchen, bezüglich auf diefen Hausantheil ihr 
unterjagten, baher ungiltigen Bertrage, jondern aus andern Titeln her- 
leiten, dad Recht benehmen konnte, aus dem ber B gehörigen Haus: 
antheile Sicherſtellung und Befriedigung zu den.” 


Nr. 141. 
Beweislaft bezüglih des Irrthums bei Anftellung der con- 
dictio indebiti. 
Entf, vom 14. Nov. 1855, Nr, 11122 (Beit. de daB Urtheil des 2. ©. 


Benedig vom 5, Februar 1855, Nr. 1195 ‚ abünd, Urtheild des O. * G. 
Venedig dv, 21. Juni 1855, Nr. 7656). Eco d. Trib. 1856, ©. 49 ff. 


In der Begründung diejes oberftgerichtlihen Erfenntnifjes, womit 
Die angeftellte Condictio indebiti abgewiejen murbe, heißt es unter 
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Anderem: „Die Bormänner der Klägerin können im vorliegenden Falle 
ebenjowohl aus Tyreigebigkeit, als aus Irrthum gezahlt haben; e8 war 
alſo nothwendig, daß die Klägerin veutlich dargethan hätte, die Zahlung 
ſei nur aus Irrthum erfolgt.“ 


| I Nr. 142. | 
Verführung ber einzelnen. Raten einer (Yegirten) jährlichen 
Ä Rente. | 
Entſch. v. 28. Nov, 1865, Nr, 11626 (Beſt. des das Mrtbeil des L. ©. 
Mailand u. 14, Mai 1855, Nr. 4781, abändernden Urtheild des O. L. ©. 
Mailand d. 24, Yuguft 1865, Nr. 8427). Gaz. d. Trib. 1856, 6, 154 ff. 
M hatte feine Kinder: zu Erben eingefegt, feiner Witwe A aber 
den Fruchtgenuß einiger Erbihaftsfahen eingeräumt, und zu ihren 
Gunften den Erben gewifle periodiſch wiederkehrende Naturalfeiftungen 
auferlegt. Die A traf indeß mit den Erben ein Uebereinfommen, ver- 
möge deſſen fie, anftatt der ihr unmittelbar ausgejetsten Vermächtniſſe, 
von den Erben jährlih (und zwar in halbjährigen Raten vorhinein) 
840 Lire erhalten follte. Sie Hagt num rüdftändige Zahlungen ein, wobei 
ihr unter Anderem die Verjährung im Sinne des $. 1480 a. 6. ©. 2. 
eingewendet wird. Sie replicitt, der $. 1480 a. 6. G. 2. beziehe ſich 
nur auf von einer Capitalsforderung abhängige Leiftungen, nicht aber 
auf zu bejtimmten Zeiten fällig werdende Summen oder Leiftungen, 
beren jede Gegenftand einer jelbftftändigen Forderung fei und ein Capital 
für fih ausmache. Die erfte Inftanz ſchloß die Einwenvung der Ber- 
jährung aus, jedoch nur, weil fie diejelbe al8 durch Anerkennung 
unterbroden anjah. Die beiven. höheren Inftanzen theilten dieſe Anficht 
nit und mußten daher auf die Rechtsfrage eingehen, wobei fie zu 
ver Entſcheidung gelangten, daß hier die dreijährige Verjährung aller- 
dings eintrete. | 
Gründe der dritten Inftanz. „Der 8.1480 a. b. G. B. 
bezieht ſich auf alle jährlichen Leiftungen, ohne zu unterfcheiven, ob die- 
jelben von einem Capital abhängen over nicht, mie dieſes deutlich Daraus 
‚ hervorgeht, daß auch jährliche Abgaben und Dienftleiftungen im All- 
gemeinen mit aufgezählt find ; e8 ift vielmehr gleichgiltig, ob das Recht auf 
die Leiftung durch einen Bertrag oder durch ein Vermächtniß begründet 
wird, da diefes an dem Borhandenfein des Grundes des Geſetzes nichts 
ändert, welches aus Rückſichten des öffentlihen Wohles für alle jähr- 
lichen Leiftungen die kürzefte Verjährungsfrift aufftellen wollte. Jeden⸗ 
falls ift aber in Folge der zwiichen den Parteien getroffenen Ueberein⸗ 
funft bezüglich des urfprünglichen Legates eine Novation eingetreten, und 
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To die Verpflichtung zur Leiſtung einer Rente begrlindet worden, weshalb 
um fo fiherer 8. 1480 a. b. G. B. anwendbar ift.“ 


Nr. 149. 
Solidarhaftung oder Bürgjchaft ? 


Ente. vom 4, Dec. 1855, Nr. 9107 (Veit. dei daB Urtheil des 2. G. 
Mailand v. 80, Jänner 1855, Nr. MO, . eils des O. L. ©. 
Mailand v. 1. Juni 1855, Nr. 5328). Gaz. dei Trib. 1856, ©. 386, 

A & Comp. Hagten die B auf Zahlung einer Schuld von 2000 Lire. 
Sie ftügen ihr Begehren auf eine von ihnen zu Laſten des M, des Gatten 
der B, auögeftellte Rechnung, welche mit ven Worten ſchließt: „Der 
wahre und unmittelbare Schuldner ift alfo M, fowie A & Comp. die 
wahren und unmittelbaren Gläubiger find.“ Unmittelbar darauf folgt die 
Unterfchrift des M, und weiter unten fteht: „B, ich verpflichte miich für 
obige Summe per 2000 Fire.” — Die B fett der Klage die Einwen- 
dung entgegen, daß fie nur Bürgin fei, und daß die Kläger fi) baher 
zuerft an ihren Gatten zu halten hätten. — Die erfte Inftanz gab jedoch 
dem Klagebegehren ftatt, indem fie annahm, daß die B ſolidariſch mit 
ihrem Gatten M hafte. Die beiden höheren Gerichte fahen in dem Ber- 
hältniß nur eine Bürgjcheft, geftanden daher der Geklagten das bene- 
fieium ordinis zu, und wiefen das Klagebegehren mit Vorbehalt ver aus 
ver Bürgſchaft erwachjenden Rechte zurüd. 


Nr. 144. 
Berühmung durch Aufführung einer Pafjiopoft im Conto- 
corrente ? 

Entſch. vom 11. Dec. 1855, Nr. 10847 (Beft. des Urtheils des H. ©. 
Wien v. 19, Februar 1855, Nr. 3805, Abdnd, deö Urtheils des O. 8. ©. 
Wien v. 19, Sept. 1855, Nr. 10688). &. 3. 1856, Nr. 58, 

B, weldyer mit A in einer nunmehr aufgelöften Handelsgeſellſchaft 
geftanden hatte, ftellte in einem vom 1. April 1853 vatirten und von 
ihm unterfertigten Contocorrente aus den Büchern der aufgelöften Ge- 
jelihaft zu feinen Gunften am Schluß eine Forderung von 13.000 fl. 
C. M. ein, als Vergütung für 13jährige Buchführung. A, dem diefer 
Eontocorrent zugeftellt worben war, ſah hierin eine Berühmung und 
brachte gegen B eine Aufforverungsflage ein. Die erfte Inftanz fah in 
der Einftellung jener Poft von 13.000 fl. in dem Contocorrente feine 
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Berühmung, wohl aber die zweite Inſtanz. Die dritte Inftanz be- 
ftätigte die erftrichterliche Entiheidung „in der Erwägung, daß die bloße 
Mittheilung des aus bem Geſchaflobuch entnommenen Contocorrente, 
worin der Beklagte jedem Theile Poſten zu Guten und zur Laſt fchreibt, 
wie eine ſolche Mittheilung im gemeinen Verkehr bei Geſchäfts⸗ oder 
Gewerbsleuten gemöhnlich ift, nicht durch die beliebige Herausreißung 
einer Zzinznen Paſſivpoſt zur Thatſache einer wirklichen, im Sinne des 
66 a. G. O. zur Aufforderung geeigneter Rechtsberühmung erhoben, 
no daraus eine ſolche Abficht entnommen werden fan, zumal nicht ein- 
mal erhellt, wie und zu weldem Zwecke dieſe Mittheilung erfolgte.“ 


Nr. 145. 


Umfang der dem Gefchäftsführer einer Handlung ertheilten 
Vollmacht, für den Verkauf von Waaren eingehende Wechjel 
weiter zu giriren. 


En vom 18, Dec, 1855, Nr. 11870 (Bet. der leigförmi en Urtheile 
u . Bien 5. ebrnar 1855 Mr Si " N g. G, Wien 
v. 2. ‚Nr. a ð. 3. 1856 ‚ ir, 20 . 


Nr. 146. 


Einfluß der bevingten Erbderflärung auf Forderungen des 
Erben an den Erblaſſer. 


Entſch. vom, 19. Dec. 1855, Nr. 9549 (Bet. des das Urtheil des L. ©, 
Bredcin v. 8. Mai 1866, —* ara ee ilweife abändernden urtheils des 
O. L. G. Mailand yom 7 Sul 1 je ae 6869). Gaz. d. Trib. 1856, 


M ftellte im eigenen Ramen und als Bevollmächtigter feiner Gattin 

N eine Urkunde aus, in welcher eine Schuld von 12.000 L. A. unter 
Angabe des causa debendi anerfaunt wir. Dieſe Forderung wurbe 
gegen die N geltend gemacht und won ihr getilgt, wobei fie fich jedoch den 
Eintritt in die Rechte des Gläubigers wider ihren Gatten, namentlich aud) 
tn das Pfandrecht an einer Realität des Legteren vorbehielt, welche Rechte 
fie dann an die A cebirte. Später ftarb M und feine Erben wurden 
‚die A und B, welche die Erbichaft unter Vorbehalt der Rechtswohlthat 
des Imventars antraten. Es kam zur erecutiven Veräußerung jener 
Realität, und nun verlangte die A aus dem Kaufjchilling mit dem ganzen 
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Betrage per 12.000 Lire befriedigt zu werben. B und die benachtheiligten 
Gläubiger machten geltend: 1. Die A habe gar nicht die Schuld ihres 
Gatten, fondern ihre eigerte bezahlt. 2. Jedenfalls ſei A nur berechtigt, 
die Zahlung ver Hälfte zu fordern, da fie zur Hälfte Erbin des Schuld⸗ 
ners M, alſo felbft Schulpnerin fe. — Was den erften Punkt betrifft, 
jo wurbe, abgejehen von einer Differenz über einen Fleineren Theilbetrag, 
in factifcher Beziehung von allen drei Inſtanzen angenommen, daß in der 
That die N mur eine Schuld ihres Gatten M bezahlt habe. Dagegen 
entichieb über ven zweiten Punkt die erfte Inftanz zu Gunften des Mit⸗ 
erben B und der Gläubiger, während die beiden höheren Inftanzen ben 
vollen Betrag per 12.000 Lire der A zufprachen und zur Bezahlung 
aus dem Kaufſchilling zuwieſen. Es heißt darüber in den vom oberften 
Gerichtshofe adoptirten Entiheidungsgründen der zweiten Inſtanz: 
„Die Erbichaft des M ift unter Vorbehalt der Rechtswohlthat des In⸗ 
ventars und der Gläubiger-Convocation angetreten worden. Im Sinne 
ver 88. 802, 812 und 1445 a. b. ©. B. blieben daher dem Erben alle 
biejenigen Rechte vorbehalten, welche ihm wider die Verlaſſenſchaft un- 
abhängig von feiner Eigenjchaft als Erbe zuftehen. Die Klägerin erjcheint 
im gegenwärtigen Proceß als Ceffionarin der N und als Inhaberin des 
Rechtes der Lebteren, aus dem Vermögen des verftorbenen Schuldners 
ihre Zahlung zu erlangen. Mag aud die Klägerin als Erbin anderen 
Släubigern des Erblaſſers gegenüber in Haftung ftehen, fo können dieſe 
zwar wiber fie mit einer Klage auftreten, allein fie fönnen feine Einwen- 
bung dagegen erheben, daß ihr dasjenige ausgezahlt wird, was ihr bie 
Berlaflenihaft wirklich ſchuldig ift, bejonder8 da angenommen merben 
mn, daß durd Aufnahme des Inventar die Abjonderung der Ber: 
laſſenſchaftsmaſſe rom Vermögen der Erben vollzogen wurde.” 


| Kr. 147. 
Zejtament mit derogatoriſcher Clauffle. 
Entf. vom 19, Dec. 1855, Nr, 10872 (Beſt. des das Urtheil des L. ©, 
Bergamo dv. 27, April 1855, Nr. 115, abändernden Urtheils des DO. %. ©. 
Mailand u. 28. Inu 1855, Nr. 7381). Gaz. d. Trib. 1856, ©, 211 ff. 
Eco d. Trib. 1857, ©, 880 ff. 

Der Erblaffer hatte im Jahre 1847 ein Teftament errichtet, worin 
unter Anderem ein Findelkind A zu einem Drittheile feiner Erbſchaft be> 
rufen wird. Dieſes Teſtament enthält eine Claufel, mittelft deren jede 
fünftige legtwillige Anordnung für nichtig erflärt wird, wenn fie nicht bie 
Devife: „Dominus nos benedicat. Salve Regina, mater misericordiae!“ 
führe. Im Jahre 1852, zwei Wachen vor feinem Tode, errichtete er ein 
zweites Teftament, in welchem A zum Univerjalerben eingejegt wird. 
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Dieſes Iegtere Teftament enthält zwar nicht die erwähnte Devife, wohl 
aber die Erklärung, daß jedes andere Teftament null und nichtig fei, und 
das gegenwärtige ald das einzige betrachtet werben follte, welches aufrecht 
zu erhalten und auszuführen fei. Die erfte Inſtanz hielt das fpätere 
Zeftament aufrecht, indem fie namentlich auf bie große, immer fteigende 
Zärtlichkeit, die der Erblafier vem A bis zum legten Augenblide bewiefen, 
und auf andere ähnliche Umftände Gewicht legte, welche nach ihrer An- 
fiht feinen Zweifel daran ließen, daß in ber That der Erblaſſer mit dem 
zweiten Zeftamente das erfte habe aufheben wollen. — Die zweite In- 
ftanz gewann aus anderen Umftänden bie entgegengefegte Ueberzeugung, 
oder es fchien ihr doch wenigftend die Intention des Erblaffers zweifel- 
haft; ſie erflärte vaher das Teſtament von 1847 für das allein giltige. 
Dieſen Ausſpruch beftätigte der oberfte Gerihtshof aus folgenden 
Gründen: „Der $. 716 a. b. ©. B., welcher ſich in dem Kapitel befin- 
det, welches von der Einſchränkung und Aufhebung des legten Willens 
durch eine neue Verfügung handelt, fordert zu dieſem Zwecke in katego⸗ 
rifher Weile ven ausdrücklichen Widerruf der berogatoriichen Claufel, 
und macht aus diefem Widerrufe felbft eine neue Bedingung der Giltig- 
keit, und jo zu jagen eine beſondere mejentlihe Förmlichkeit ſpäterer 
Teftamente oder Codicille. Wenn nun diefer Widerruf unterlaflen wird, 
fo ift jene Unterfuchung über bie Abficht des Teſtators, vermöge deren 
bie jpätere Dispofttion eher als die frühere aufrecht zu erhalten wäre, 
nicht 6108 überflüffig, fondern ſogar verboten. Die ſpäter errichtete Er- 
Härung vereinigt nämlich ſodann in ſich nicht Die von der äußeren Form 
abhängigen Bedingungen ber Giltigkeit; die frühere legtwillige Anorb- 
nung ift nicht in der vom Gefeßgeber vorgejchriebenen Weile aufgehoben, 
während der Letztere eben für Fälle, wie ver vorliegende, die Entſcheidung 
iiber den wahren Willen des Exblaflers von äußeren Zeichen abhängig 
machen, und die Betretung bes unficheren und trügerifchen Feldes ber 
Bermuthungen nicht zulafien wollte.“ 


Nr. 148. 


Aufrechthaltung eined mündlichen Teſtamentes, obgleich ber 
Erblafjer nicht alle Anorbnungen, die er zu beabfichtigen 
ſchien, audgefprochen bat. 

.v. 20. Dec, 1855, Nr. 10067 (Beſt. der gleichlautenden Urtheil 
Eutſch. v. 20, Der Nr (Beft. der glei ten 2.0, Mur 


bei .G. Belluno v. 19, April 1855, Nr. 506, und des 
fand vom 19, Juli 1865, Nr. 11256). Gaz. d. Trib. 1856, ©, 407 


Die Exblafferin hatte zwei Tage vor ihrem Zobe Zeugen an ihr 

Bett gerufen, um ihr Teftament zu machen, und hatte vor denfelben unter 

großen Anftrengungen und mit langen Paujen einige Legate angeorpnet ; 
Glaſer, Unger u Walther Entſch. 1. 11 
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dann fuhr fie fort: „Ich ernenne den B zu meinem Erben, mit ber Ver⸗ 
pflihtung ...“ hier hielt fie, wie um nachzudenken, inne; allein es zeigte 
ih bald, daß ihr vie Kraft fehle, weiter zu fprechen. Obgleich bei voller 
Befinnung, fam fie im Verlaufe der zwei folgenden Tage nicht wieder 
auf ven Gegenftand zurüd, und fagte, wenn man fie daran erinnerte, 
nur: „Bielleiht ſpäter.“ Das Teſtament wurde als nichtig und unvoll- 
ftändig von den gejeglihen Erben angefochten. Alletu das Klagebegehren 
wurde von allen drei Inſtanzen zurückgewieſen. 

Gründe der dritten Injtanz: „Die vernommenen Zeugen 
haben feineswegs angegeben, daß die Erblafjerin am 22. März 1852, 
als fie den Geflagten zum Erben eingejegt und diefer Erflärung die 
Worte: „mit der Verpflichtung“ hinzugefügt hatte, deshalb nicht fortfuhr, 
weil ihr unbebingt die dazu erforberliche phyſiſche Kraft fehlte. Sie 
haben vielmehr die Unterbrechung dem zugefchrieben, daß die Erblaflerin 
ſich ſammelte, um über die Berpflichtung nachzudenken, welche fie dem 
Erben auferlegen oder vielleicht auch nicht auferlegen wollte. Anderer⸗ 
ſeits ſtellen fie nicht in Abrebe, fie einige Minuten fpäter, ſei e8 durch 
das Nachvenfen, fei e8 durch das Geſpräch, ermüdet gefunden zu haben. 
Die Erblafferin hat nun, obgleich fie fih an jenem Tage im Beſitz ihrer 
geiftigen Kräfte befand und ſich in venfelben auch noch den ganzen fol- 
genden Zag erhielt, fi, über die dem Erben aufzuerlegende Verpflichtung 
nicht erflärt, was annehmen läßt, daß fie ven Gedanken, ihn mit Auf- 
lagen und Laſten zu befchweren, aufgegeben habe, und dieſes um jo mehr, 
wenn man erwägt, daß fie, als man fie am 23. März aufforverte, die 
Berpflihtungen hinzuzufüigen, welche fie aufzuerlegen beabfichtige, und bie 
Zuſätze und Veränderungen anzugeben, welche fie an ihren legten Willen 
machen wolle, antiwortete: „„Nein, e8 ift ſchon gut ſo!““ (No, basta eosi!). 
Es findet daher auch der oberfte Gerichtshof, daß die letztwillige Erklä⸗ 
rung der Erblafferin nicht ein verſtümmelter, fondern ein vollftändig ab⸗ 
geichloflener und in jever Hinficht wirffamer Act war. Jedenfalls handelt 
es fih um gleichförmige Urtheile, welche nur dann abgeändert werben 
können, wenn eine offenbare Ungerechtigkeit oder Verlegung ver gejeß- 
lihen Formen vorläge, während ber oberfte Gerichtshof nicht findet, 
F die Beſtimmungen der 88. 565 und 585 a. b. G. B. verletzt 
eien.“ 








— 198 — 


Nr. 149. 
Zur Bedingung gemachter Beweggrund ? 


Entf. v. 20, Der. 1855, Nr, 12165 cl des Urtheild des L. G. Ber: 
amo v. 20. Dec, 1854, Nr. 10759, Aband. des Urtheils des O. L. G. 
ailand v. 20, Juli 1855, Nr. 6896), Gaz, d. Trib. 1856, ©, 385 ff. 
M, der Sohn des A, wurde beſchuldigt, auf einem fpäter an B 
durch Indoſſament gelangten und von letterem weiter girirten Wechfel 
Giro gefäliht zu haben. Um nun diefen Wechſel dd. 28. Februar 1851 
aus dem Verkehr zu ziehen und den Sohn vor den Gefahren einer ftraf- 
rechtlichen Unterfuhung zu jhügen, ftellte A dem B einen neuen Wechjel 
dd. 12. Auguft 1851 über den gleichen Betrag aus, wogegen B die Ber- 
pflihtung übernahm, ven Wechjel dd. 28. Februar 1851 am Berfalls- 
tage einzulöfen und ihn unverzüglih dem A einzuhändigen. Dies ift 
jedoch nicht gejchehen. A Hagte nunmehr auf Nichtigerflärung und Rück— 
ftellung des Wechſels vom 12. Auguft 1851. Seinem Begehren ward 
nur in zweiter Inſtanz flattgegeben; die erfte und dritte wiefen ihn 
ab. Während die zweite Inftanz fi) darauf ftüßte, daß an dem Bewe— 
gungsgrund, welcher ven A zur Ausstellung des Wechſels dd. 12. Auguft 
1851 beftimmte, fein Zweifel fein fünne, und „daß im Sinne des 8.901 
a. b. ©. 2. diefer einzige Endzweck der Verbindlichkeit des Klägers einer 
Reſolutivbedingung gleichkomme, daß daher, da jener andere Wechjel zur 
Berfallszeit uneingelöft blieb, die an die Stelle getretene Verbindlichkeit 
bes Klägers unwirkſam geworben ſei“ — heißt es in ven Enticheidungs- 
gründen des oberften Gerichtshofes: „Wenn aud) der Bertrag, welchen Die 
Parteien am 12. Auguft 1851 abſchloſſen, wegen ver 88.878 a. b. G. B. 
und 8. 214 St. ©. B. ungeeignet war, den Zwed, weldhen jene ſich 
dabei vorjegten, zu erreichen, nämlich zu verhindern, daß M der Unter- 
ſuchung wegen Betruge® aus Anlaß der vermutheten Fälſchung eines 
Giro .... ausgejegt werde, fo war er doch mit Rüdfiht auf die gegen- 
feitigen Beziehungen des Klägers und Geffagten nicht ungiltig;; denn aus 
dem Opfer, welches B brachte, indem er auf die Intereffen und Spejen 
im Betrage von 600 Fire verzichtete, geht deutlich hervor, daß er dieſen 
Bertrag in der Abficht ſchloß, um nicht als einer der fpäteren Giranten 
bes fraglichen Wechſels bloßgeftellt zu bleiben, und das Geſetz geftattet 
dem Beihädigten jedenfalls vom Verbrecher oder von einem Dritten, ber 
für ihn intervenirt, zu jeder Zeit die Entſchädigung anzunehmen. Es ift 
ferner dem Kläger nicht gelungen, zu beweifen, daß er den neuen Wechfel 
unter der Reſolutivbedingung ausgeftellt habe, daß B zur Ber- 
fallszeit den für gefälicht gehaltenen Wechjel einlöfe und ihn zurüd- 
ftele..... In Ermangelung einer ausprüdlichen Verabredung über diefen 
Punkt muß aber die allgemeine Kegel des 8. 919 a. b. ©. B. angewendet 
werben, fraft deren der Kläger von dem Vertrage nicht zuridtreten, 
ſondern nur die Erfüllung desſelben oder die Entſchädigung für die 
unterbliebene Erfüllung fordern kann.“ 


11* 
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Nr. 150. 
Veräußerung von bisher demfelben igenthümer gehörigen 
Grundſtücken, von denen dad eine zum Vortheil des andern 
benust wurde, an verjchievene Perſonen. 


Entih. u. 27, Dec, 1855, Nr. 11765 (Bit des Urtheils B. A. 
Riva vn. 18. April 1855, Nr. 4180, Abänd. des Urtheils des O. L. ©. 
Innsbruck v. 1. Auguſt 1855, Nr. 3362). ©, 3. 1858, Nr, 144, 

C befaß jeit dem 9. December 1848 ein Haus mit einem um⸗ 
mauerten Garten und einem an leßteren ftoßenden umzäunten Stüd 
Feld (chiusura); in der Erwerbungsurfunde hieß es, daß die Realitäten 
frei von Laften und Servituten auf ihn übergingen. Im Sahre 1852 
verfaufte die Concursmaſſe des C die Grundſtücke an zwei verſchiedene 
Perjonen, nämlich Haus und Garten an B und das Feld an A; in den 
Feilbietungsbebingniffen hieß es, daß die Grundſtücke „mit den bisher 
ausgeübten Servituten” verfauft würden. Nun war in der That jeit mehr 
als dreißig Jahren, während welcher beide Grundftüde immer einen ge- 
meinſchaftlichen Eigenthümer hatten, das Feld auf verſchiedene Arten 
zum Vortheil des Gartens benützt worden. A wollte die Benützung feines 
Feldes nicht länger dulden und ftellte gegen B die actio negatoria an. 
Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt, die zweite Inſtanz 
nicht, indem fie darauf hinwies, daß die Feilbietungsbedingniſſe den 
Fortbeftand des bisherigen gegenfeitigen Berhältniffes beider Grundſtücke 
angeorbnet hätten, welchen Sinn allein der Ausprud „mit den bisher 
ausgelibten Servituten“ haben Fünne. Der oberfte Gerichtshof beftätigte 
das erftridterlidhe Urtheil aus folgenden Gründen: „Solange bie 
Realitäten ſämmtlich demſelben Eigenthümer gehörten, konnte feine Ser- 
vitut beftehen, und in der That nimmt der Geflagte felbft die Rechte, 
welche er geltend zu machen jucht, nicht als Serpituten, fondern nur als 
Zugehör feines Haufes und Gartens in Anfpruch, weil bie früheren 
Eigenthiimer fie zum beftändigen Gebrauch der erwähnten Realitäten 
beftimmt haben .... Dagegen ſpricht aber auch das Feilbietungsebict, 
welches die gegenfeitige Abgrenzung derſelben genau angibt. Hätte man 
mit dem Haufe und dem Garten auch jene angeblichen, außerhalb der 
bort angegebenen Grenzen liegenden Pertinenzen mit feilbieten wollen, 
jo wäre dies im Feilbietungsedict ausprüdlicd angegeben worden, mas 
aber nicht geſchehen ift.“ 





1856. 


Nr. 151. 
Verzicht auf den Pflichttheil. Wirkſamkeit vesfelben in An- 
ſehung der Descendenten des vor dem Erblaſſer verftorbenen 
Pflichttheilöberechtigten. 


dr v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (Abänd, guet leihförmigen 
ale der Belt Enfalma gigre B,8 30, in 1 u 1838, und te 
20, Ali 8b5, EN Eco —*8 1856, 


" ion, d. iurierr. N 1856, ©1 


Die A erhielt bei ihrer Verheirathung ein beträchtliches Heiraths- 
gut und verzichtete Dagegen für fi und ihre Erben „auf Alles, was ihr 
aus der Berlafienichaft ihres Vaters aus dem Titel des Erbtheils oder 
Pflichttheils gebühren könnte“. Sie ftarb früher als ihr Vater und hin- 
terließ Kinder, welche jedoch nicht ihre Erben wurden, da wegen Abgangs 
eined Nachlafles überhaupt eine Berlaffenihaftsahhandlung nicht ftatt- 
fand. Nach dem Tode des Großvaters verlangen num dieſe Kinder ver A 
ben Pflichttheil. Dem Klagebegehren wurde in erfter und zweiter In⸗ 
ftanz flattgegeben;, in Dritter Inſtanz wurden vie Kläger abgewiejen. 
Die zweite Inſtanz ging davon aus, daß im 8. 551 a. b. G. 2. ver 
Ausprud „Jein Erbrecht“ gebraucht fer, womit auf $. 536 a. 6. G. B. 
und den bort anfgeftellten Grundſatz verwiejen werde, daß das Erbrecht 
erft nach dem Tode des Erblafiers eintrete. „Es jeßt alſo“, heißt e8 wei- 
ter, „8.651a.6.©.8. nothwendig voraus, daß der Verzicht ſich auf einen 
Fall bezieht, in welchem ohne venjelben das Erbrecht des Berzichtleiftenden 
wirklich eintreten würde, auf den Fall alfo, wo ver Verzichtleiftende 
den Erblaffer wirklich überlebt. Man kann daher auch den Verluft der A 
nur auf ihr gehofftes, eventuelles, von der Bebingung des Veberlebens 
noch abhängiges Recht beziehen, und Tann den im 8. 551 a. b. G. 2. 
vorgejehenen Verzicht nur mit Einſchränkung auf den Fall gelten laſſen, 
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wo das Erbredit, auf welches Verzicht geleiftet wurde, das Erbrecht dieſes 
Berzihtenden geworben ift. Eine abweichende Auffafjung würde gegen bie 
Grundſätze des Rechtes und der Billigfeit verftoßen, mit welchen es fich 
gewiß nicht in Einklang bringen ließe, daß dem Vater oder Großvater 
geftattet fein fol, durch entgeltlihen oder unentgeltlichen Verzicht Die 
Kinder oder Enfel eines Erbrechtes zu berauben, welches erft nach feinem 
Tode eintritt. Die eben angeveutete einjchränfende Auslegung Dagegen 
hat für fi, daß fie zu der Beftimmung der 88. 788 und 790 a. b. 
G. B., nad) welden die Descenventen basjenige, was die Ascenventen 
wirklich empfangen haben, ſich einrechnen laſſen müflen, und zu der Be- 
ftimmung ver SS. 541 und 780 a. b. ©. B. paßt, welche beftimmt find, 
bie Descendenten vor Benachtheiligung durdy die jchlechte Vorſorge der 
Ascendenten zu ſchützen. Zwar tft bemerkt worben, daß unter vieler 
Borausfegung der ausprüdliche Beiſatz: „„Der Verzicht wirfe auch auf 
die Nachkommen““, überflülfig wäre; allein e8 hätte ja ohne denſelben 
der Zweifel entftehen können, ob nicht Ascendenten, weldye ım Voraus 
verzichtet haben, nach 8. 767 a. 6. ©. 3. als gar nicht eriftirend anzu- 
jehen jeien, jo daß ihre Descendenten bei ihren Lebzeiten als Pflichttheil- 
nehmer eingetreten wären, und biejer Zweifel ift durch den Beiſatz 
gehoben. “ 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Pflichttheil ift nach den 
88. 762, 763 und 764 a. b. G. 2. ein den dort bezeichneten Perfonen 
gebührender Erbtheil, weshalb alles dasjenige, was im achten Kapitel 
bes zweiten Theile a. b. ©. 3. über das Erbrecht überhaupt angeorpnet 
ift, der Kegel nad) aud) auf den Pflichttheil anzumwenben ift. Nach 8. 551 
a. b. ©. 3. ift derjenige, welcher iiber fein Erbrecht felbft giltig verfügen 
kann, aud) befugt, im Voraus darauf Verzicht zu thun, und wirkt eine 
ſolche Verzichtleiftung auch auf die Nahfommenjhaft — ohne daß das 
Geſetz eine Unterſcheidung für den Fall macht, daß ver Verzichtende 
früher ftirbt als derjenige, auf deſſen Erbſchaft er Verzicht geleiftet hat. 
Auch muß der Ausdruck: „„jein Erbrecht““ im 8. 551 a.6. ©. B. etwas 
anderes bebeuten, als eine Beziehung auf $. 536 a. b. ©. B.; denn 
wenn er fih nur auf einen wirflihen Erbanfall beziehen jollte, fo 
wäre es gerabezu unrichtig, wenn e8 im 8. 551 a. b. ©. 2. heißt, daß 
auch im Boraus auf das Erbrecht verzichtet werden könne. Namentlich) 
aber bedarf der Notherbe over Pflichttheilnehmer nicht erft des wirklichen 
Erbanfalle, um von feinem Erbredht fpreden zu können. — Die 
88. 541 und 780 a. 6. ©. 3. haben zwei von dem vorliegenden ganz 
verſchiedene Fälle vor Augen und machen überdies nur eine Ausnahme 
von der Kegel des‘ 8. 537 0.6.8.8." 
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Nr. 152. 


Abſchließung eines mündlichen Vertrages unter gleichzeitiger 
Berabredung, daß berfelbe fchriftlich abgefaßt werde, 


Entſch. v. 3 znüuner 1856, Nr. 12586 (Beſt. des das Urtheil de B. 2 
Selifte v. 13. Inli 1855, Nr, 1379 abündernden Urtheils des DO. L 
Sermannfiabt vom 3. Sept. 1855, Rt. 5), Zeitſchr. f. —— 

Jahrg. J. Nr. 39 

A behauptet in ſeiner lage ; gegen B, mit biefem am 29. Jänner 
1854 einen mündlichen Kaufvertrag des Inhaltes gefchloffen zu haben, 
daß B dem A fein Wirthshaus um den Preis von 5000 fl. E. M. ver: 
faufe; B gibt an, baß hiebei verabredet worden fei, A jolle den Kauf: 
Ihilling in zwei gleihen, am 1. Februar und 1. März fälligen Raten 
bezahlen, B dagegen verpflichtet fein, das Wirthshaus am 1. April 1854 
dem A in das Eigenthum zu übergeben; ferner daß zugleich feſtgeſetzt 
worden fet, e8 jolle bei Entrichtung der erſten Kaufichillingsrate am 
1. Februar 1854 diefer mündlich abgefchloffene Kaufvertrag jchriftlich 
abgefaßt werben; endlich daß A bei Abjchluß dieſes mündlichen Kaufver- 
trage dem B 40 fl. C. M. und 3 Ducaten als Angelo übergeben habe, 
welche B als foldye8 angenommen habe. Auf Grund diefes Vorgangs ver- 
langt A mit der Klage vom 11. Februar 1854 die Uebergabe des ver- 
kauften Wirthshauſes gegen Entrichtung des bedungenen Kaufſchillings von 
5000 fl. C. M. und die Austellung einer ſchriftlichen VBertragsurfunde. 
B macht in der Einrede geltend, daß ber Kaufvertrag, worauf der Kläger 
feinen Anſpruch füge, wirkungslos fei, da ſich nad) den eigenen Anfüh- 
rungen des A die Parteien ausdrücklich zu einem fchriftlihen Vertrag 
verabrevet hätten, welcher nad 8. 884 a. b. ©. B. vor der Unterjchrift 
der Parteien nicht für geichloffen anzujehen ſei. Die erfte Inſtanz 
erfannte dem Klagebegehren gemäß; in den Enticheidungsgründen heißt 
e8: „Die Einwendung des Geflagten würbe allerdings maßgebend fein, 
wenn es ſich hier um eine Verabredung auf einen derzeit noch nicht be⸗ 
ſtehenden, erft ſchriftlich abzuſchließenden Vertrag handeln würde; denn in 
biefem alle würde der Vertrag nad $. 884 a. b. ©. B. vor der Unter- 
Ihrift der Parteien für gejchloffen nicht zu halten fein. Nun aber haben 
fi) die Parteien über die Vertragspunfte ausdrücklich einverftanden und 
ben Bertrag ſogleich abgeſchloſſen; e8 wurde zum Zeichen der Abfchlie- 
Bung dieſes Vertrages ein Angelo gegeben und angenommen, und nur 
feftgejeßt, über dieſen bereits abgejchloflenen Vertrag bei Entrichtung der 
eriten Rate eine fhriftlihe Urkunde aufzujegen.” Die zweite Inſtanz 
wies das Klagebegehren ab, „weil fi) die Barteien zu einem fchriftlichen 
Vertrag verabredet haben, in weldhem Sinne der Vertrag nad) $. 884 
a. 6. ©. 3. vor der Unterfchrift ver Parteien für abgefchlofien nicht anzu⸗ 
ſehen ift. Die nämliche Verabredung zur Abſchließung des ſorifnichen 
Contraets könnte nur als Punctation im Sinne des 8. 885 a. b. G. B. 
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angefehen werben, allein auch als ſolche hat fie für die Parteien keine 
bindende Kraft, weil darüber fein von den Paciscenten gefertigter ſchrift⸗ 
licher Auffag befteht. Das vom Kläger gegebene und vom Geflagten an- 
genommene Angeld von AO fl. und 3 Ducaten äubert gar nichts an ber 
Sache, da das Angeln, wenn e8 Rechte und Berbinplichleiten befejtigen 
fol, das Beſtehen eines redhtögiltigen, die Parteien bindenden Vertrags 
vorausfegt (8. 908 a. 6. ©. B.), welcher im vorliegenden Falle mangelt, 
daher auch das Angelo jede Bedeutung verliert.“ Der oberſte Gerichts» 
hof beftätigte da® Urtheil ver zweiten Inftanz aus folgenden Gründen: 
„Wenn auch alle Bedingungen, welche einer der Zeugen anführt und 
welche Kläger zu beichwören bereit ift, zwijchen den Parteien in Abficht 
auf den Berfauf des dem Beklagten gehörigen Wirthshaufes wirklich 
mündlich verabredet wurden, und ſolches mit einem Angeld befräftigt wor: 
den ift, jo haben fich doc, die Parteien, wie Kläger jelbft angibt, zu einem 
Ichriftlihen Vertrage verabredet, welcher nad $. 884 a. b. G. B. erft 
buch Die Unterjchrift der Parteien für gejchloffen angefehen werben Tann. 
Da aber ein folcher fchriftliher Vertrag gar nicht zu Stande fam, fo 
mangelt die Grundlage für den Vollzug des Verkaufs. Es kann demnach 
auf Uebergabe des ftreitigen Wirthshaujes ebenfowenig erkannt, als nad, 
Verabredung eines Ichriftlichen Vertrages das Beitehen eines mündlichen 
Vertrages vorausgefegt werben, deſſen Ausftellung in fchriftliher Faſ⸗ 
jung Kläger verlangt.“ 


Nr. 153, 

Aufhebung eines rechtöfräftigen Intabulationsbeſcheides von 
Amtswegen. 

Entſch. v. 3. Jänner 1856, Nr. 12954 (Beft. der den Beſcheid des B. ©. 


Rojetein vom Anguft 1858, Kr Nr. 4424 a ebenden —— des 
. L. G. Brian v. 5. Juli 1855, Pr. 1581), ©, 3. 1856, Nr. IL 
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Nr. 154. 


Auslegung eines Teſtamentes: Gemeine oder fideicommiſſa⸗ 
riſche Subſtitution? 

ch. änner 1856, Nr. 12163 Deit.. hei uch Kalte ded 8. G. 
Brescia ons Yuli 1855, Nr. 7490 abünd, ED. N & 
Mailand v. 27, Seht, 1855, Ar. 10097). Gaz. Hi rtzene — ©1 

Der Advocat M hatte in feinem Teftamente „jeine Neffen“ zu 
Erben eingefegt, und „in Ermanglung männlicher Descendenz eines ber- 
felben die Söhne der anderen eingefegten Erben fubftitwirt“. In dieſer 
Anordnung fieht die erfte Inſtanz eine fideicommiſſariſche Subfti- 
tution ; bie beiden höheren nehmen nur eine gemeine Subftitution an. 

Gründe der dritten Inftanz: „Es findet fih im Teſta⸗ 
mente des erwähnten Advocaten fein Ausprud, welcher darauf hinwieſe, 
daß eine fineicommiflarifhe Subftitition im Sinne der 88. 608 und 
610 a. b. ©. B. und nicht vielmehr blos eine gemeine im Sinne des 
8. 604 a. 5. ©. B. gemeint fei. Zieht man nun in Betracht, daß nad) 
8.536 0.6. G. B. das Erbrecht erft beim Tode des Erblaffers eintritt, 
und daß, wenn der muthmaßliche Erbe vor vemfelben ftirbt, er die noch 
nicht erlangte Erbichaft auch nicht auf feine Erben übertragen kann, fo 
eriheint als der natürliche und Hare Sinn jenes Zeftamente-Baragraphen, 
um deffen Auslegung es fi) handelt, daß er feine Neffen zu Erben ein- 
jegte, und demjenigen oder denjenigen von ihnen, welche vor ihm fterben 
und daher die Erbſchaft nicht erlangen follten, deren Söhne, und falls 
einer derſelben keine männliche Nachkommenſchaft hinterlaffen follte, bie 
Söhne der anderen genannten Brüder fubftituirte. Das Leftament Des 
Adoocaten M ordnet daher nur eine gemeine Subftitution an, und 
wenn barliber überhaupt noch ein Zweifel beftänve, jo würde er durch 
8.614 a. 6. B. ©. gehoben, nach welchem bie zweifelhaft ausgebrüdte 
Subftitution auf eine foldhe Art auszulegen ift, wodurch die Yreiheit 
des Erben, über das -Eigenthum zu verfügen, am mindeſten eingeſchrntt 
wird.“ 


Nr. 155. 
Beleidigung des Erblaſſers als Grund der Erbunwürdigkeit. 


rar Yen 22. Yünner 1856, Nr. 10490 (Bft des Urtheils des 8. ©, 
ölten vd. 9, März 1855, Nr. 1m, Ne äud. des ne &% 8 O. L. G. 
Wien v. 18, Juli 1855, Nr , Geridtsh. 1857, ©, 214. 
Einer Klage auf Ergänzung des —— war unter anberem 
entgegengeſetzt worden, Kläger habe ſich des Erbrechtes dadurch unwürdig 
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gemacht, daß er die Erblafferin, feine Mutter, ungefähr drei Jahre 
vor ihrem Tode auf einer Hutweide eine „alte Gatſche (Ente)“ geichimpft 
habe. Die zweite Inftanz wendete auf den Fall die SS. 540 und 770 
a. b. G. 3. an. Der oberfte Gerichtshof ſprach, indem er die entgegen- 
gejegte Entſcheidung der erften Inftanz beftätigte, aus: „Nicht wegen 
einer jeden, ſelbſt an einem öffentlichen Orte vorgebrachten Beihimpfung 
fünne wider den Thäter nad) dem Strafgefete verfahren werben, weil 
es hiebei auf Umftände und PVerhältniffe ankomme, unter welchen eine 
beleidigenvde Aeußerung vorgebradht ift; ferner könne, abgejehen von be- 
jonderen Umftänden und Verhältniſſen, nicht beurtheilt werden, ob von 
Geite des Beleidigers wirflid) der animus injuriandi und der nad) 
8.540 a. b. ©. 3. erforderliche böſe Vorfag vorhanden geweſen jet.“ 


Kr. 156. 


Ablagerung von Sand auf dem verpachteten Grunbftüd 
durch Ueberſchwemmung. 


Entf. v. 22. Zünner 1856, Nr. 514 (Beft. des das Urtheil der Prätur 
Bredcin vom 28, Juni 1855, Nr, 15338, abandernden Urtheils des 
9. 8. ©. Mailand v. 12, Oct. 1806, Mi. 12302). Gaz. d. Trib. 1856, 

Ein verpachtetes Grundftüd wurde überfhwemmt, und es blieb 
auf demſelben eine Art von Sand zurüd, welche wegen ihrer Brauchbar⸗ 
feit für verjchiedene inpuftrielle Zwecke ziemlich gefucht ift. Der Pächter 
ließ den Sand wegſchaffen und verfaufte ihn; dagegen erhob nun der 
Verpächter Einfprahe, indem er auf ven Sand als Zuwachs feines 
Grundes Eigenthumsanſprüche erhob, und begehrte, daß dem Pächter 
bie Fortſchaffung des Sandes unterfagt und derſelbe zur Erjagleiftung 
für den ſchon fortgefchafften Sand verhalten werde. Die erfte Inftanz 
gab dem Klagebegehren ftatt; die beiden höheren Gerichte wiejen es ab. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der von den ausgetretenen 
Gewäflern des Fluſſes Melta auf dem verpachteten Grunbftüde zurüd- 
gebliebene Niederſchlag war nicht beftimmt, einen integrirenven Theil des 
Grundes zu bilden, auf dem er lag; er mußte vielmehr won demfelben 
hinweggenommen und entfernt werben, da er die Benüßung bes Grund- 
ſtückes jelbft verhinderte. Es entfallen jomit alle diejenigen Gründe, vers 
möge deren der Kläger einen Anspruch darauf erhebt, daß fein Begehren 
mit Rüdficht auf die Grundfäge über den Zuwachs beurtheilt werde. 
Weit entfernt alfo, ein Recht zu haben, vem Geflagten die Verpflichtung 
aufzuerlegen, den fraglichen Sand auf einem Theile des gepachteten 
Grundes zu dulden, und den angeblichen Zuwachs zu fchonen, wäre es 
vielmehr die Pflicht des Klägers geweſen, viefes Hinderniß des Gebrauchs 
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des verpachteten Grundſtückes zu entfernen. Wenn nun dev Kläger, wel- 
her doch bereitwillig den ganzen Pachtzins in Empfang nahm, dieſer 
Berpflichtung nicht nachgekommen ift, jo hatte jedenfalls ver Geklagte 
ſelbſt das Recht, das Entſprechende vorzukehren, um ſich den Gebrauch 
der ihm in Beſtand gegebenen Sache zu ſichern. Da nun der Kläger den 
Geklagten nicht hindern konnte und nicht hindern kann, den Sand, der 
ihn an dem erwähnten Gebrauche hindert, wegzuwerfen, in den Fluß 
zurückzuführen, oder ſonſt zu verſtreuen, ſo kann er auch das Recht nicht 
in Anſpruch nehmen, von ihm eine Rechnungslegung über den Nutzen 
zu fordern, welchen er ſich durch jenen Sand allenfalls verſchafft 
haben mag.“ 


Nr. 157. 
Stillſchweigende Einwilligung. — Verijährbarkeit der Erb— 
theilungsklage. 
Entſch. v. 29. Jänner 1856, Nr. 9497 (Beſt. des Hribeils der Hedtur 
Sacile v. 1. April 1855), Nr, 1415, Abünd. des Urtheils ded O. 2. ©. 
Venedig dv. 9. Juni 1855, Nr, 10355). Eco d. Trib. 1856, © 159 
Giorn. d. Giurispr. pr. 1856, ©. 347 ff,; Eco d. Trib. 1856, ©, 299 

Im Jahre 1815 ftarb Peter M und hinterließ fieben Kinder, 
worunter auch die Tochter A. In Ausführung eines auf Verlangen der 
Geſchwiſter von einem Dritten entworfenen Theilungsprojecte® wurde 
ber A im Jahre 1816 ein Grundſtück aus der Verlaſſenſchaft zugewieſen, 
welches fie ſeitdem bejeffen hat. Im Jahre 1853 trat fie nun mit einer 
Klage gegen ihre Geſchwiſter, beziehungsweife die an deren Stelle ge- 
tretenen Kinder auf, behauptete, bie Erbſchaft ſei noch nicht getheilt, auch 
jene Zuweilung nicht mit ihrer Zuftimmung erfolgt, und forderte die 
Theilung des Nachlaſſes und aller fällig. gewordenen Nußungen. Die 
erfte und dritte Inſtanz wiejen das Klagebegehren unbedingt ab; bie 
zweite orbnete den Zeugenbeweis an, indem fie im Princip dag Klage- 
begehren zuließ. 

Gründe der zweiten Inftanz: „AS Inteftaterbin nad) 
ihrem Vater ift die Klägerin zur Anftellung der actio familiae ercis- 
cundae beredhtigt. Das Begehren auf Theilung der Erbſchaftsmaſſe kann 
jeder Miterbe zu jeber beliebigen Zeit ftellen, und es fteht ihm dabei 
im Princip auch der Ablauf eines Zeitraumes von mehr als breißig 
Jahren nicht entgegen; denn bis zur wirklichen Theilung befigt ber Mit- 
erbe nicht blos im eigenen Namen, fondern auch in dem ber anderen 
Erben, und aud die dreißigjährige Verjährung (Erfigung) kann nur 
derjenige Beſitzer mit Erfolg geltend machen, welcher den Willen hat, die 
Sache lediglich im eigenen Namen innezuhaben und ſie als nur ihm eigen 
zu behandeln.“ 
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Gründe ber dritten Imftanz: „Durch den Tod des Peter 
M und durch die ausbrüdliche Willenserklärung feiner Kinder, das ge- 
meinfchaftliche Familienleben nicht länger fortjegen zu wollen, wurben 
bie entipredjenden perjönlichen Beziehungen aufgelöft (vennero a cessare 
i relativi vincoli personali) und blieben nur mehr die Vermögensrechte 
übrig, welche urſprünglich aus jener Gemeinjchaft entftanden find (essendo 
rimasti fermi unicamente i diritti reali, che originariamente deriva- 
rono da tale communione), auf welche jedoch ver legte Sat des 8. 1481 
a. b. G. B. feine Anwendung findet... . ‘Der Beſitz des der Klägerin 
zugewiefenen Grundſtückes und ihr bisheriges Stillſchweigen, trog ber 
ihr bekannten Abfiht der Miterben, fie durch Zuweiſung desſelben ab- 
zufinden, begründen eine ſtillſchweigende Erflärung der Eimmwilligung im 
Sinne des 8. 863 a. b. G. B. . . Jedenfalls wäre das Recht der Klä- 
gerin in Folge der dreißigjährigen Nichtausübung verjährt.“ 


Nr. 158. 
Cinrechnung der Ferialtage in die vierzehntägige Urtheilsfrift. 


Entih. v. 30. Jänner 1856, Nr. 721 (Beſt. des welheides ded % 2 
Bozen vd. 1. Nov, 1865 Nr. 10126 er 2 ser 3 des O. L 
Innsbruck v. 27, Kov. 855, Nr. 50 


+ + 


A fuchte auf Grund eines ——e in  pritter Inftanz er⸗ 


gangenen Urtheils gegen B am 15. Kalendertage nach der. Zuftellung die 
erecutive Pfändung an, welche ihm die erfte Inſtanz bemwilligte. Die 
zweite Inſtanz gab dem dagegen eingebrachten Recurſe ftatt, weil in 
bie Urtheilsfrift von 14 Tagen die Ferialtage nicht einzurechnen feien. 
Der oberſte Gerichtshof beftätigte Die erftrihterliche Entſcheidung 
aus folgenden Gründen: „Der 8. 525 und überhaupt das 37. Haupt- 
ſtück der weitgal. ©. D. findet blos auf die Friften Anwendung, melde 
im Laufe des Verfahrens vorkommen. In die Erecutionsfriften find die 
FA “ Ferien zweifelsohne einzurehnen, wie aus dem Inhalte der 
88. 400, 502, 503 weſtgal. ©. DO. Har hervorgeht. Endlich ift auch 
mit ben Hofbecret bes früher beſtandenen Iombarb.svenet. Senats vom 
11. Juli 1825, Nr. 1708, zur Röfung entflandener Zweifel das Räm⸗ 
liche erklärt worden.“ 
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Nr. 159. 
Rechnungsproceß. Sofortige Abweifung einer Klage, womit 
die Genehmigung einer Rechnung und zugleich die Liquid- 
baltung der fich Daraus ergebenden Forderung begehrt wird. 
get utſch. v. 30. —2 1856, Nr. 724 (Beit. des das Urtheil der Prätur 


o vom 24. Jünner 1855 , Nr. 8013, aufhebenden Decret? des 
O. L. ©, Venedig vom 13, Seht, 1855, Nr. 185 ). Eco dei Trib. 1856, 


S. 8 fi. 

A war verurtheilt worden, dem B Rechnung zu legen. Er liber- 
reichte nun eine Klage, welcher eine Rechnung beigefchloflen war, mit dem 
Begehren: dieſe Rechnung fei für genehmigt und das für ihn ſich daran 
ergebende Guthaben für liquid zu halten. B überreicht eine Einrede ſtatt 
der Mängel. Nah Imrotulirung der Acten erfannte die erfte Inſtanz 
dem Klagebegehren gemäß. Das Oberlandesgericht annullirte dieſes Er- 
fenntniß und das ganze gerichtsordnungswidrige Verfahren und trug der 
erften Inftanz auf, dieſe Klage mit ver Weifung zurüdzuftellen: „Kläger 
habe die ihm durch Urtheil aufgetragene Rechnung mittelft einer 
Klage zu legen, in welcher nur das im $. 156 ital. ©. O. (8. 100 
a. &. O.) vorgefehene Begehren („die Rechnung genehm zu halten oder 
zu bemängeln”) mit Weglaffung aller dem Rechnungsproceß fremden 
Gegenftände zu ftellen ſei.“ Die dritte Inſtanz beftätigte dieſe Ver⸗ 
fügung im Einflang mit der Anſicht des O. L. ©. 


Nr. 160. 


Erbrecht der Descendenten, deren Eltern durch letztwillige 
Anordnung von der gejeglichen Erbfolge ausgeſchloſſen find. 


— 19, Februar 1856, Nr. 12034 a Be. der steihförmt en Ur⸗ 
e 38. 6, Mailand v. 27. April 1855, Nr. 1179, und des D. 2. ©. 
Mailand v. 6, Sept. 1855, Nr. 7240), Gaz. d. Trib. "1866, ©. 186 ff. 
M hinterließ eine letztwillige Anordnung, in welcher nur verfügt 
war, daß fein Bruder B, feine Schweſter C und der Sohn der letzteren, 
D, von der gejeglichen Erbfolge ausgefchloflen fein jollen. Obgleich nun 
no& andere Verwandte, der zweiten Linie, nämlich Descenventen ber 
B, der C und des D, vorhanden waren, nahmen doch die Verwandten 
der dritten Linie das Erbrecht für fih in Anſpruch. Ihr darauf ger 
richtetes Begehren wurde in allen drei Inſtanzen abgewieſen. 
Gründe der dritten Inftanz: „Die Kläger geben felbft zu, 
baß fle in bie britte Linie ber gefeglichen Erben gehören. Es könnte baher 
bie ſtreitige Erbſchaft ihnen nach 8. 738 a. b. ©. B. nur dann zufallen, 
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wenn bie Eltern des Erblaſſers ohne Hinterlafjung von Descenventen 
geftorben wären. Allein im vorliegenden Falle trifft dieſes nicht zu, da 
die Kläger jelbft anerkennen müllen, daß vie Geflagten von den Eitern 
des Erblaſſers abftammen, und daß fie als ſolche in die zweite Linie der 
gejeglihen Erben gehören. Allerdings berufen fie fi auf deren Aus- 
ſchließung durch das erwähnte Teftament; allein dem fteht entgegen, daß 
ver Erblaffer, wohl wiſſend, daß ſowohl fein Bruder B als feine Schwefter 
C Kinder haben, und daß, wenn er ohne Hinterlaffung eines Teſta⸗ 
mentes ftürbe, jener Bruder und jene Schwefter mit ihren Descendenten 
als in der zweiten Linie begriffen, zur Erbſchaft berufen wären, Dennoch 
nur verfügt hat, daß der B und die C, dann ver Sohn der legteren D 
von der gefeglichen Erbfolge in feinen Nachlaß ausgeſchloſſen fein folen. 
Eine ſolche Erklärung, welche nur eine Mobification der vom Geſetze 
aufgeftellten Erbfolgeordnung vorfhreibt, ift auch geſetzlich nicht ver- 
boten, und fie ftand dem Erblaffer um jo mehr frei, als er, da er feine 
Notherben hatte, über fein Vermögen nad Belieben verfügen, und aud) 
einen Dritten, der iiberhaupt nicht zur gejeglichen Erbfolge berufen wäre, 
als Erben einfegen fonnte. Daraus übrigens, daß er dieſes nicht gethan 
hat, jo wie aus dem ganzen Wortlaute feiner legtwilligen Erflärung fann 
man nur folgern, e8 ſei feine Abficht geweſen, daß dieſe Erbichaft feinen 
Derwanbten in zweiter Linie in ber vom Gefege beſtimmten Ordnung, 
jedoch mit Ausſchluß der erwähnten Perſonen, zufallen folle, und bie 
ipecielle Ausfchliegung des D bemeilt jogar ausdrücklich, daß er bie 
übrigen Descendenten jeines Bruders und feiner Schweſter als zur Nach⸗ 
folge Berufene anſehen wollte.“ 


Kr. 161. 


Teftament mit derogatorifcher Clauſel. — Auslegung des 
Ausprudes: „tejtamentarifhe Anordnung“. 


Entſch. v. 19. Febrnar 1856, Nr, guase (Beit. des dad Urtheil de X, ©, 

Bredcin vom 13, Auguſt ft 1865, 7244 abünd. Urtheild des DO. X. © 

Mailand v. 18, Ort. 1855, Nr. 1 10306) Gaz. d. Trib. 1856, ©, 270 E 
Eco d. Trib. 1857, ©. 371 ff. 

Der Erblaffer M bat am 18. Februar 1852 ein Teftament er- 
richtet, in welchem er jede frühere oder jpätere „teftamentarijche Anord⸗ 
nung“ für ungiltig erflärt, welche nicht mit den Worten endigt: „Jesu, 
mi amatissime, miserere mei; Sanete Pater Francisce, ora pro me nune 
et in hora mortis meae.“ Am 28. Februar 1852 errichtete er ein Cod i⸗ 
cill, weldhes jo beginnt: „Mit gegenwärtigem Codicill orbne ich unter 
Aufrehthaltung des ZTeftamentes, welches ich am 18. Februar 1852 er⸗ 
richtet, und das mit den Worten endigt:- „„Jesu (u. |. w. bis meae)* “ 
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Nachſtehendes an“ u. ſ. w. Am Schlufle finden fih die erwähnten Worte 
nicht. Es ward nun unter Anderem auch darüber geftritten, ob das 
Codicill giltig fei. — Die erfte Inſtanz erhielt e8 aufrecht, weil ver 
Erblaffer nur von teftamentarifhen Anordnungen in ber deroga- 
toriſchen Clauſel geſprochen habe. Die beiden höheren Inftanzen erflärten 
das Codicill für ungiltig. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Nach gemeinem Sprad- 
gebrauche und auch im Sinne des Gejeges umfaßt ver Ausdruck: „„tefta- 
mentarifche Anordnung““ ſowohl das Teſtament als aud das Copicill; 
denn das Gejeg nennt ſowohl denjenigen, welcher einen Erben einjegt, 
al8 auch denjenigen, welcher Legate anorbnet, Teftator. Auch kann man 
nicht daran zweifeln, daß ver $. 577 a.5. ©. B., wo davon die Rebe 
ift, wie ein Teſtament errichtet werden könne, aud) für Codicille giltig 
jet, da e8 in dem unmittelbar;darauf folgenden Paragraph, wo von ven 
Detaild der Form die Rede tft, ausdrücklich heißt, daß derjenige, welcher 
Ihriftlih und ohne Zeugen tejtiren wolle, das Teſtament oder Codicill 
eigenhändig jchreiben müfle. Teſtament, oder befler teſtamentariſche An⸗ 
ordnung umfaßt alſo — in Beziehung auf alles basjenige, was bie 
äußeren Bedingungen der Giltigkeit betrifft — im weiteren Sinne jebe 
lestwillige Erklärung.“ 

Gründe der dritten Inftanz: „Wie das Oberlandesgericht 
nachgewiefen hat, muß man annehmen, daß der Erblaffer, indem er im 
Teftamente vom 18. Februar 1852 den Ausdruck „„teftamentarifche 
Anordnung““ gebrauchte, damit jede legtwillige Erklärung ohne Unter- 
jchied bezeichnete. Im Codicill v. 28. Februar 1852 ift die derogatoriſche 
Clauſel nicht widerrufen, jondern lediglich erwähnt, und zwar fo, daß fie 
nicht, wie geforbert werben müßte, am Ende, ſondern im Conterte des 
Aufſatzes jelbit, ja jogar am Eingange vesjelben, und zwar nur nebenher 
angeführt ift, weshalb man nicht annehmen fann, daß diefes Codicill mit 
jenem beftimmten Merkmale, welches 8. 716 a. 6. G. B. erwähnt, ver- 
fehen ſei. E8 war aljo in diefem Codicill die Bedingung der Giltigfeit, 
welcher der Erblaſſer ſelbſt jede fünftige Erklärung feines legten Willens 
unterworfen hatte, nicht erfüllt. Es iſt jomit auch Die Hypotheſe unzuläffig, 
daß der Erblaſſer die erwähnte Claufel, indem er fie in erzählender Weiſe 
citirte, dem Codicill jelbft einverleiben wollte. Denn, wenn in einem Act 
irgend eine wejentliche Form nicht in beftimmter und vollftändiger Weife 
erfüllt ıft, ift es überflitfftg, weiter nad) dem Willen des Urhebers derſelben 
zu forichen. Man würde fich fonft mit dem Sinne des Gejeges in Wider⸗ 
ſpruch bringen, welches, indem e8 die Borfihtsmaßregel der derogatorifchen 
Clauſel zuließ, eben die Abficht hatte, einen beftimmten Anhaltspunkt, 
gewiflermaßen materielle Eriterien an die Stelle einfacher und oft trü- 
gender Bermuthungen über ven wirklichen, wahren und freien Willen 
des Zeftirenvden zu ſetzen.“ 
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Nr. 162. 


Auslegung einer legtwilligen Anordnung: Vermächtniß fänmt- 
licher im Wohnhaufe des Erblafjers befindlichen beweglichen 


Saden. 
Entid. v. 19. Bebrunt, 66 — 1507 (Beſt. des das Urtheil des L. G 
Venedig v. 11 uni 1 Nr. 3400 ‚ abändernden Urtheils des O. L. © 


Benedig v. 20. Sept. 1866, Nr. 15571). Eco d. Trib. 1856, ©, 17 ff. 
“ diorn. di Giurispr. pr. 1856, ©, ff. 

Maria M bejaß ein Haus in Venedig, welches fie in ber Kegel 
bewohnte; fie ftarb während eines Befuches, den fle in Rivignano machte, 
und hinterließ ein lange vorher verfaßtes Teſtament, in welchem fie einige 
Penfionen ausjegt, einen Theil ihrer Mobilien und die Wäſche beftimmten 
Perjonen, anderen die Realitäten vermacht, und dann folgende An- 
ordnung trifft: „Alle meine übrigen beweglichen Sachen (tutto il resto 
del mobiliare), welche fi zur Zeit meines Todes in meinem Wohnhaufe 
befinden, unter was immer fiir einer Benennung, jedoch mit Ausnahme 
des baaren Geldes und der Ereditspapiere, vermache ich dem A.“ End⸗ 
lich wird B mit der Formel zum Univerfalerben eingejegt: er folle „alles 
Mebrige, Gelver, Klagen und Forderungen, Alles mit eingefchloffen, nichts 
ausgenommen”, erhalten. Der Erbe gibt dem A bereitwillig alle aus dem 
Titel feines Legates in Anſpruch genommenen Sachen, die ſich im Haufe 
in Venedig befinden, nur über ven Schmud der Berftorbenen, ven fie mit 
fih nad Rivignano genommen, entipinnt fi Streit. B behauptet, der 
Schmud fer überhaupt nicht mit vermadht, und gebühre A ſchon des⸗ 
halb nicht, weil verjelbe beim Tode ver Erblafjerin ſich nicht im Haufe in 
Benedig befand. Die erfte Inftanz fchließt fich diefer Auffaffung an, und 
weilt das Klagebegehren des Legatard A ab; die zweite Inftanz dagegen 
gibt ihr ftatt, und ihr Urtheil wird vom oberften Gerichtshofe unter 
Adoptirung der Entſcheidungsgründe berjelben beftätigt. 

In den Gründen der zweiten Inftanz wird zunächſt aus- 
geführt, daß hier nicht pas im $. 674 a. b. ©. B. erwähnte Specialver- 
mächtniß vorliege. Suche man fon nad) einer Analogie unter den im 
Gejege erwähnten Specialvermächtnifien, jo würde die Beitimmung des 
8.677 0.6. ©. 3. als die nächſt verwandte erfcheinen, nad) welcher das 
Vermächtniß eines Schranfes oder anderen Behältniffes, auch Das darin 
enthaltene Gold, Silber, Juwelen, das baare Geld ꝛc. mit umfaßt. 
„Hält man fih aber an die allgemeinen Rechtsgrundfäge und den wirk- 
lihen Willen der Erblafferin, fo kann man mit Grund annehmen, daß 
das für A ausgejegte Vermächtniß das ganze in der Wohnung der Ver- 
ftorbenen befinpliche bewegliche Vermögen verfelben umfaßt, über welches 
nicht anderweitig disponirt ift. Auch Tann die Ausnahme des Geldes und 
der Grebitspapiere nicht al8 eine überflüffige PVorfichtsmaßregel ange- 
jehen werben; vielmehr dient fie eben dazu, über Die eigentliche Abficht 
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bes Erblafferin Aufklaärung zu verichaffen. Der Umftend, daß die Schmuck⸗ 
jochen fich beim Tode der. Erblafferin nicht in ihrer Wohnung, fondern 
in dem Haufe, wo fie farb, befanden, kann au dem Rechte des A nichts 
änbern; denn fie hörten dadurch, daß die Erblafierin fie zu ihrem Ges 
brauche mit fort nahm, im juriftiichen Sinne nicht auf, zu ihrem Haufe 
zu: gehören (di formar parte integrante degli oggetti di sua casa).“ 


Nr. 169. 


Erwerbung des Eigenthumsrechted an Frachtgütern durch 
Einhändigung der Factura. — Verhältniß des Spebiteurs 
zu dem Adreſſaten. — Vergütung der Speditionsſpeſen. 
€ . 20, Feb Kr. 1106 ilwei Seh. des had Mrtpeit 
v8. € &. Bi vom 1 18. 3. uni 555, Mir, 198 BES abänbernden Urtheile 


ndernden grthen 
L. G. Wien v. 3 .Oct. I Hr. 10208). g 3 1856, Nr. 


Nr. 164. | 
Bereifung eines Gefuches um Theilung des gemeinfchaft- 
lichen Vermögens auf den Rechtsweg. 
Entſch. v. 26, ruar 1856, Nr. 1850 (B $ Belt. des Beſcheides des B. ©, 
Wien vom 30, October Nr. 24377, büub. des Decrets ꝛes Pr L. G. 

Wien vom 18, Der. ‚Nr. 16148), © . 3. 1856, 

Die Erbin A bat, da awifchen ihr und dem Subfktutionsentater 
Streit über die Bertheilung des aus der M'ſchen Verlaſſenſchaft und der 
N'ſchen Subftitutionsmafle beſtehenden gemeinjchaftlihen Nachlaßvermö⸗ 
gens entſtand, in einem Geſuche um gerichtliche Beſtimmung der ihr in 
natura gebührenden Verlafſſenſchaftseffecten, in einem anderen Geſuche um 
Vertheilung und Zuweiſung der deponirten öffentlichen Obligationen und 
Werthpapiere. Die erite Inſtanz verwies über den Widerſpruch des Sub⸗ 
ftitertionscurators beide Geſuche auf den Rechtsweg, unter Berufung auf 
8. 2 Ziff. 7 des Batentes vom 9. Auguft 1854, wornach der Richter 
angewiejen tft, im nichtftreitigen Verfahren iiber ftreitige Rechte der Par- 
teien nicht voreilig zu enticheiden. Die zweite Imftanz gab dem erften: 
Geſuche feine Folge, wohl aber dem zweiten. Der oberfte Gerichtshof be- 
ſtätigte Die Entſcheidung der erften Imftanz aus folgenden Gründen: 
„Das Verlaſſenſchaftsvermögen ift ein gemeinfchaftlihes Gut der Sub⸗ 
ftitatton und der A; dasfelbe kann daher nach 8. 84l a. b. ©. B. nur 
unter Zuſtimmung ver beiden Parteien getheilt werben, widrigens bie 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 12 
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Theilung, wenn fie ſich nicht auf das Loos oder einen Schiedsrichter eint- 
gen, vom Richter vorgenommen werden muß, welcher jedoch dabei nur in 
Gemäßheit der Gerichtsordnung vorgehen darf. Da nun im vorliegenden 
Falle ver Subftitutionscurator mit der von der A in Antrag gebrachten 
Theilung nicht einverftanden ift, jondern um die Verweiſung der A auf 
den Rechtsweg gebeten hat, jo ift die einfeitig beantragte Theilung als 
ftreitig anzufehen, und der im 8. 2, Ziff. 7 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 
1854 vorgefehene Fall vorhanden, wonach die Abhandblungsbehörde mit 
feiner Entſcheidung vorgehen kann, fondern die A mit ihrem Anſpruche 
auf die projectirte, vom Subftitutionscurator in Streit gezogene Theilung 
auf den Rechtsweg gewiejen werben muß.“ 


Nr. 165. 


Schenkung auf ven Todesfall: Vertrag oder Legat? 


Entſch. v. 26, Februar 1856, Nr. 1759 (Beft. des das Urtheil des ehe: 
maligen Yuftizamtes Wieliczka v. 31. Mai 1855, Nr. 7 abänd. Urtheils 
des 02.86, Krakau v. 29, Sept. 1855, Nr. 302), G. 3. 1856, Nr. 58. 


A klagte feinen Bruder B auf Uebergabe der nach dem Tode ihres 
Vaters M verbliebenen Wirthihaft und Rechnungslegung über die jeit 
dem Todestage des Vaters bezogenen Einkünfte, und ftügte fih auf Die 
Urkunde vom 11. December 1845, worin ihm der Vater die gebachte 
Wirthichaft bei Kebzeiten des Gellagten, und zwar unter Beitritt desſel⸗ 
ben überlaffen habe, welcher hiemit auf feine Rechte bezüglich dieſer 
Wirthſchaft verzichtet babe. Der Geflagte gefteht in der Einrede zu, daß 
jein Vater die vom Kläger berufene Verfügung getroffen habe, erflärt 
biefelbe jedoch mit Rücficht auf ven Umstand, daß auf dieſer Urkunde die 
Unterjchrift des A nicht erfichtlich fer, für eine legtwillige Anorbnung, und 
erweift, daß der Bater fpäter ein Teftament dd. 15. April 1849 ſchrift⸗ 
lich verfaßt habe, auf deſſen Grundlage ihm auch wirklich die väterliche 
Erbſchaft eingeantwortet, und der phyſiſche Befit der gedachten Grund- 
wirthichaft eingeräumt wurde. In Folge diefer Einwendung bot Kläger 
in der Replit ven Beweis durch Zeugen und feinen Erfüllungseib dar⸗ 
über an, daß fein Vater durch das Rechtsgeſchäft vom 11. December 
1845 ihm die ftreitige Wirthſchaft bei Lebzeiten abgetreten, und daß er 
biejelbe ausprüdlid angenommen habe. Das Gericht erfter Inſtanz 
erfannte durch Beiurtheil auf diefen Zeugenbeweis, deſſen Ergebniß dahin 
ausfiel, daß die vernommenen Zeugen einftimmig ausjagten, M babe in 
ihrer Gegenwart durch den Rechtsact vom 11. December 1845 die 
Wirthſchaft feinem Sohne A in das Eigenthum überlaffen. In Folge 
deſſen fällte die erfte Inftanz das Erkenntniß auf Abtretung der 
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Grundwirthſchaft an ven Kläger, wies dagegen das Begehren auf Rech—⸗ 
nungslegung über die bezogenen Nußungen zurüd, weil Geklagter in 
Betracht deilen, daß M zu feinen Gunſten legtwillig verfügte, und er 
feinen Befig auf das Einantwortungsdecret ſtützte, als redlicher Be⸗ 
ſitzer erſcheint, und als ſolcher gemäß 88. 329 und 330 a. b. G. B. 
zum Bezuge der Nutzungen ohne Erſatzverpflichtung, worauf die bean⸗ 
ſpruchte Rechnungslegung hinzielt, berechtigt war. — Die zweite 
Inſtanz wies den Kläger mit ſeinem Begehren durchaus ab; in den Ent- 
Iheidungsgründen heißt e8 unter Anderem: „Bei dem unbejtrittenen 
Beitande des Teftamentes vom 15. April 1849 hängt die Entſcheidung 
dieſes Streites davon ab, ob die Urkunde vom 11. December 1845 als 
Bertrag oder als Codicill anzujehen ift. Ein Schriftliche Vertrag tft jene 
Urkunde nicht, weil nah 8. 884 a. b. ©. B. ein folder vor der Unter⸗ 
Ihrift der Parteien wicht für geſchloſſen angejehen wird, jene Urkunde 
aber vom Kläger als Geſchenknehmer nicht unterjchrieben ift. Es ſoll zwar 
durch Zeugen die mündliche Annahme von Seite des Geſchenknehmers 
nachgeiwiejen werben. Allein dadurch wird die gedachte Urkunde noch nicht 
in einen ſchriflichen Vertrag umgewandelt; ein mündlicher Schenkfungs- 
vertrag aber gibt nad $S. 943 a. b. ©. B. dem Geſchenknehmer fein 
Klagerecht, wenn die geſchenkte Sache nicht wirklich übergeben worden 
ift, was in dem vorliegenden Falle nad) der eigenen Behauptung bes Klä- 
gers nicht ftattfand, nach welcher ver Bater M darnacdh nod) duch 8 Jahre 
bis zu feinem Tode den fraglichen Grund bejaß, und varüber legtwillig 
verfügte. Der diesfällige Zeugenbeweis ift daher völlig unentſcheidend. 
Endlich fanı jene Urkunde auch nicht al8 vertragsmäßige Schenkung auf 
ben Todesfall von Wirkung fein, weil ihr das im 8. 956 a. b. G. B. 
vorgejhriebene mwejentliche Erforderniß, daß der Schenkende ſich des Be- 
fugniffes, die Schenfung zu widerrufen, ausdrücklich begeben habe, fehlt. 
Diefe Urkunde Tann daher nur als legtwillige Verfügung angeſehen 
werben.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inftanz aus folgenden Gründen: „Die Urkunde vom 11. Decem- 
ber 1845, in welcher die Fertigung des Klägerd und jomit deſſen 
Annahme fehlt, kann für einen fchriftlichen Vertrag im Sinne des $. 884 
a. b. G. 3. nit angenommen werden; eine ſymboliſche Annahme ift 
aber bei einem ſchriftlichen Vertrage nicht zuläfftg, und dieſe könnte höch— 
ftend nur dann angenommen werden, wenn der geichenfte Gegenftand 
auch zugleich iibergeben wurde. Der Gejchenfgeber war aber im Beſitze 
biefer Grundwirthichaft bis zu feinem in Jahre 1853 erfolgten Tode; 
dadurch hat er zu erfennen gegeben, daß er keineswegs einen Vertrag 
unter Lebenden gejchloffen hat, womit auch der Kläger einverftanden war, 
ba er jeine vermeintlichen Rechte nicht geltend machte. Unter dieſen Ver⸗ 
hältniffen, da fich der Geſchenkgeber feines Rechtes zum Widerrufe nicht 
ausprüdlich begeben hat (8. 956 a. b. ©. B.), konnte derſelbe rechtsgil⸗ 
tig mit jener Grundwirthichaft verfügen, und fie auch dem Geflagten 
überlaffen, weldher in dem im Wege der Berlaflenshaftsahhanblung ihm 
12* 
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zuerlannten Befize um jo mehr zu erhalten ift, als er auf diefen Nachlaß 
zu Gunſten des Klägers nicht verzichtete, und eine Verzichtleiftung, wenn 
auch eine jolde angenommen wiirde, ohne Uebertragung des Rechtes 
bloß ein etufeitiger Act ift, worurd Niemand ein Recht erwirbt. Dazu 
befinvet fig der Belangte im rechtmäßigen und redlichen Beſitz ber 
Grundwirthſchaft, jomit gebührt vemfelben gefeglich (8. 374 a. 6. ©. 3.) 
ber Borzug.“ 


Nr. 166. 


Ceſſion an Zahlungsftatt, oder zum Incaſſo behufß ewen- 
tueller ag ? 


seid: v. 27, Februar 1856, Wr, a Se des urtzeu⸗ — 2 G. 
euedig vom &. Marz 1855, Nr Abänderung, be de 
5 —— v. 80. Kaya 198 185% u 13678), Eco PR ae 16 


B brauchte Geld, und erhielt von \ einen Vorſchuß (sovvenzione) 
von 50.000 Lire, mit der Verpflichtung, diefe Summe mit 6 Procent 
jährlich zu verzinjen. Zur Sicheritellung diefer Forderung trat B dem A 
eine noch nicht liquidirte Entichädigungsforberung im Betrage von 
58.000 Lire ab. Alles dies ift in einem Briefe angegeben, in weldyem B 
ben A ermächtigt, vie Entichädigungsforderung geltend zu machen, und aus 
bem Ertrage fih für Capital, Intereffen und Speſen Befriedigung zu 
verſchaffen, mit der Verpflichtung, den Ueberſchuß an B abzuführen. Zu⸗ 
gleich ftellt aber B auch noch eine fürmliche Ceffionsurfunde aus. Von 
Jahr zu Jahr regeln die Contrahenten ihren Contocorrente, und nad) 
Ablauf des fiebenten Jahres hat A noch 39.000 Lire zu fordern, ba 
11.000 fire bereits verrechnet und mit beiverfeitiger Zuftimmung abge- 
ichrieben find. Nach Ablauf des achten Yahres fordert A Bezahlung des 
Ganzen, indem er fi) Dagegen erbietet, alle jene Documente auszaftellen, 
und alle jene Schritte zu thun, die nöthig find, um die cedirte Entſchädi⸗ 
gungsforderung wieber zur ausfchlieglichen Dispofition des B zu ftellen. 
Letzterer wenbet ein, e8 handle fich nicht um ein Darleihen, das zurüd- 
zuzahlen ſei, ſondern um einen Vorſchuß, welcher durch Abtretung der 
Entſchädigungsforderung fogleich beglichen worden fei. A fünne aber nur 
auf diefem Wege fich Bezahlung verihaffen, und an B fi erft dann 
wenden, wenn die Uneinbringlichkeit dieſer Forderung dargethan fei. Die 
erfte und britte Inſtanz verurtheilten ven Geklagten; die zweite In⸗ 
ftanz wies das Klagebegehren ab, und behielt dem Kläger nur das Recht 
zur Einbringung einer neuen Klage — entweber zur Regelung ver Rech⸗ 
nung über die für B eincaffirten Beträge oder zum Nachweis der Unein- 
bringlichfeit der cebirten Yorberung — vor. 
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Gründe der zweiten Inftanz: „Obgleich in der erwähnten 
Correſpondenz angegeben ift, daß die Entſchädigungsforderung zur Sicher- 
ftellung und als Pfand abgetreten wurde, jo bildete diefe Abtretung Doch 
zugleich eine Art unmittelbarer Befriedigung, da fi) B zu Gunften bes 
A der Möglichkeit beraubte, fein Recht ſelbſt geltend zu maden ; jene An- 
gabe konnte aljo nur die Beſtimmung haben, die oftenfible Ceſſion oder 
Anweifung pro soluto in eine bedingte Ceſſion oder Anweifung pro sol- 
vendo zu verwandeln .... A aber hat, indem er das Geſchäft abjchloß, 
ausdrücklich erflärt, daß er den Vorſchuß auf die erft zu liquidirende 
Entihäpdigungsforderung hin leifte, und e8 wurde daher auch fein Ter⸗ 
min für die Rüdzahlung des Vorſchuſſes feſtgeſetzt. Bei dieſem gegenſei⸗ 
tigen Rechtsverhältniffe konnte A von B nicht eher die Rüdzahlung feines 
Vorſchuſſes fordern, als bis der Ausgang der noch ſchwebenden Liquida⸗ 
tionsverhandlungen bezüglich ber Entichänigungsforderung befannt, oder 
die Uneinbringlichfeit derjelben dargethan ift. (88. 1397, 1408 a. b. 
G. B. 


Gründe der dritten Juſtanz: „Nach dem nächſtliegenden, 
natürlichſten Sinne der geführten Correfpondenz hat B von A 50.000 
Lire aus feinem anderen Titel als dem des Darlehens, gegen Ceſſion 
einer Forderung erhalten, — welche Ceſſion ihrer Form nad) unbedingt 
lautete, um zu der Eincaffirung zu legitimiren, in der That aber nur zur 
Beitellung eines Pfandes und eventuellen Bezahlung beitimmt war ... 
A ift alfo als Ceſſionar pro solvendo zu betrachten, und e8 bleiben ihm, 
auch ohne daß die Währung angegeben ift, in welcher die Rüdzahlung er: 
folgen ſoll, alle Rechte bezüglich ver Rüdzahlung des gegebenen Darlehens 
vorbehalten... Wenn ferner die Zeit der Rüdzahlung nicht bejtimmt 
wurde... fo folgt daraus nur, daß $. 904 a. 6. G. B. anzuwenden ift.“ 


Nr. 167. 


Nichtberechtigung des Erſtehers einer gerichtlich feilgebote- 
nen Realität, von den Intereſſen des Kaufſchillingsreſtes 
fünf Procente für die Einkommenſteuer abzuziehen. 
Eutſch. v. 27, —5 1006, Nr. 1425 (Belt. des Beiheided des L. ©. 
Lodi dv, 21. Sngufe , 1547, Abäud, der ‚Derorbmun des O. L. 6, 

Mailand v. 9. Nov, —— Nr. 11460). Gaz. d. Trib. 1866, ©. 496 
Der Erfteher einer gerichtlich feilgebotenen eat hatte im 
Kaufihillingsausweife 5 Procent vom Betrage der auf ven Kaufſchillings⸗ 
reſt entfallenden Imtereflen für die Einfommenfteuer abgezogen und fid) 
zu Gute gefchrieben. Die zweite Inftanz genehmigt diefen Vorgang; 
allein der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid der erften Inſtanz, 


— 12 — 


womit derſelbe für unftatthaft erklärt wurde, aus folgenden Gründen: 
„Der Erfteher hat nicht behauptet, und noch viel weniger bewiefen, daß 
er vermöge ber Yeilbietungsbedingnifle oder in irgend einer anderen 
Weile eine oder mehrere ver Schulven des Erecuten, welche auf dem von 
im erftandenen Grundftücke pfandrechtlich fichergeftellt waren, zur Zah⸗ 
lung übernommen habe, jo daß er für die vorliegende Frage als Hypothe⸗ 
karſchuldner vermöge eines Vertrages angejehen werben fünnte. Es befteht 
vielmehr die Verpflichtung des Erſtehers zur Bezahlung des Raufichil- 
lings einzig und allein dem Richter gegenüber, welcher fowohl im Inter⸗ 
efie des Erecuten als aud) der Gläubiger vesfelben dabei vorgeht, und 
e8 tritt nad) Erfüllung der Feilbietungsbedingniſſe der Kaufſchilling jo- 
gleih an die Stelle der Hypothek, welche von dieſem Augenblide an 
erlifcht. Der Umftand num, daß diefer Kaufihilling gerichtlich erlegt ift, 
oder daß er in den Händen bes Erftehers gegen die Bedingung, die In⸗ 
tereffen zu vergüten, oder ohne eine ſolche, zurücbleibt, ift in Bezug auf 
bie urfprüngliche Natur des Verhältnifjes vollkommen gleichgiltig. Auch 
in dem Falle, wo der Kaufichilling in den Händen des Erftehers für län⸗ 
gere oder fürzere Zeit belafjen wird, beiteht doch nicht ein wirkliches Dar⸗ 
leihensverhältnig zwilchen ihm und den Hypothekargläubigern, eben weil 
bieje weber als Eigenthlimer, nod als Verkäufer der in Erecution gezo- 
genen Realität erjcheinen, und weil nur auf Grund fpecieller Verabre- 
bungen mit den Gläubigern der Erfteher als Schuldner bezüglich der auf 
dem Gute einverleibten Forderung angejehen werben könnte. Wenn er 
alfo den Teilbietungsbedingniffen gemäß den Kaufſchilling bezahlt, fo 
erfüllt er nur eine perſönliche Verbindlichkeit.“ 


Nr. 168. 
Beitellung einer Hypothek für Fünftige Forderungen. 
Entid. v. 4. März 1856, Nr, 12598 (Belt. de das Urtheil des L. ©. 


Wien v. 27, märz 1855, Nr, 1628 abünd, Urtheil de O. L. G. Wien 
v. 5, Sept. 1855, Nr. 8822). ©. 3. 1856 


N r. 
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Kr. 169. 


Gehörige Fortfegung der Klage als Bedingung der Unter: 
brechung der Verjährung durch Klaganftellung. — Perſonen, 
wider welche die Unterbrechung der Verjährung wirft. 


Entſch. v. 4. ade 1856, Nr. 977 Abänd. der ggleihförmigen Ur: 
theile des Kr. G. Cilli vom 8, Juli 1855, Nr, 1 und des O. L. ©, 
Graz v. 31. Oct. 1855, Nr, 6929). G. 3. 1856, Nr. 65, 

Sofef B hatte am 10. Juni 1813 die Herrichaft Pragwald ge- 
pachtet und die Verſicherung der ihm aus diefem Pachtvertrage zuſtehenden 
Rechte und Entſchädigungsanſprüche auf diefem Gutsförper erwirkt. Die- 
jer Pacht ging am 1. November 1819 zu Ende. Als Witwe und Erbin 
bes verftorbenen Joſef B machte Therefe B die aus jenem Bertrage abge- 
leiteten Erſatzanſprüche gegen die Verpächter mit der (bereits von Joſef B 
angeftellten) Klage vom 31. Oct. 1822 geltend. Die hierüber im Octo- 
ber 1826 anberaumte Inrotulirungstagfagung wurde jedody fruftrirt und 
von Seite der Thereje B erft mit dem Geſuch vom 17. Yuli 1852 reaj- 
fumirt, worauf ihr mittelft Urtheils des Yandesgerichtes Graz dd. 10. De- 
cember 1852 und des DO. L. ©. Graz dd. 13. Mai 1853, die einge: 
Hagten Forderungen rechtskräftig zugeſprochen wurden. Mittlerweile 
hatte A, der nunmehrige Eigenthümer der Herrihaft Pragwald, mit 
der Klage vom 17. September 1851 gegen Therefe B das Begehren um 
Anerkennung der Verjährung und Geftattung der Löſchung der aus dem 
Pachtvertrage vom 10. Inni 1813 auf jener Herrichaft für Joſef B haf- 
tenden Pachtrechte geftellt, da der erwähnte Pachtvertrag fchon mit 
1. November 1819 zu Ende gegangen fei, die hieraus zugeftandenen ver- 
tragsmäßigen Rechte erlojhen und allfällige Erſatzanſprüche, nachdem 
fie nach geenvetem Pacht durch länger als 30 Jahre nicht geltend ge- 
macht wurden, ſchon längſt verjährt feien. Die B wendet ein, daß durd) 
bie Klage vom 31. October 1822 die Verjährung unterbrochen und 
durch die über dieſe Klage erflofienen Urtheile eben jene Rechte anerkannt 
worden feien, deren Verjährung vom Kläger behauptet werde. 


Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren ab, indem fie Die ge- 
dachte Einwendung für rechtäbeftändig hielt. In den Entſcheidungsgrün⸗ 
ben heißt es: „Es ift zwar bei der Klage vom 31. October 1822 ver 
außerorventlihe Umftand eingetreten, daß felbe vom Jahre 1826 an, 
in welchem die Inrotulirungstagſatzung wegen nicht erftatteter Einrede 
bereits angeorbnet, aber fruftrirt worden war, bi8 zum Jahre 1852 fiftirt 
blieb und erft im legtgenannten Jahre reafjumirt wurde; allein dem unges 
achtet muß diefe Klage als gehörig fortgejegt angejehen werden, da 
fie nicht nur nicht als unftatthaft zurückgewieſen, ſondern auf Diefelbe ſogar 
ganz dem Begehren gemäß erkannt wurde. Die Urtheile vom 10. Des 
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cember 1852 und 23. Mai 1853 bilden nun einen neuen felbftftändigen 
Titel und noviren das alte Forderungsredht (8. 1377 a. b. ©. B.). Da bie 
nun in Berhandlung ftehende Klage aber die Anerkennung des Verjährt- 
jeins jener Rechte bezielt, welche mit den gedachten Urtheilen zuerkannt 
wurden, jo mußte Kläger mit feinem Begehren fahfällig werben.” 

Die zweite Inſtanz beftätigte dieſe Entſcheidung hauptſächlich in 
ber Erwägung, „daß dem Richter durch die beigebrachten Urtheile bei ver 
Entſcheidung über die Verjährung der Gegenbeweis durch die rechts⸗ 
kräftig erfolgte Zuerlennung des in Frage ſtehenden Rechtes an die Hand 
gegeben worden jet, und daß Kläger mit feinem Löſchungsbegehren deßhalb 
abgemwiejen werben müſſe, weil e8 nicht angehe, eine resjudicata im ordent⸗ 
lichen Rechtszuge neuerdings anzufechten.“ Auf den Umftand, ob bie 
Klage vom 31. October 1822 gehörig fortgefegt worden ſei over nicht, 
legte die zweite Inſtanz fein Gewicht, „va e8 gewiß fei, daß wor ber 
Entſcheidung über die Zuläffigfeit des Begehrens um Löſchung ver Pacht- 
rechte aus dem Titel der Verjährung ſchon rechtskräftig erfannt worden 
war, daß der geflagten B dieſe Rechte zuftehen; Kläger habe jomit höch- 
ftens den Ablauf der Verjährungsfrift nachgewielen, nicht aber die Ein- 
wendung der Gegnerin zu entkräften vermocht, daß vor ber gerichtlichen 
Entſcheidung über das Begehren um Löfchung der verficherten Pachtrechte 
aus dem Titel der Verjährung der B dieſelben Rechte rechtöfräftig zu- 
geiprochen worden waren, welcher Umftand die rechtliche Yolge der abge- 
laufenen BVerjährungsfrift befeitigen mußte.“ 

Die dritte Inſtanz gab der außerorbentlihen Reviſion ſtatt und 
erkannte dem Slagebegehren gemäß aus folgenden Gründen: „In ber 
Regel muß der Entſcheidung einer Streitfache das Sadı- und Rechts⸗ 
verhältniß zu Grunde gelegt werden, wie e8 zur Zeit der Klage beftand. 
Zur Zeit der gegenwärtigen, am 17. September 1851 angebrachten 
Klage waren die Rechte des B aus dem Vertrage vom 10. Juni 1813 
nnd aus der mit dem Jahre 1819 beendeten Pachtung verjährt, und es 
war diefe Verjährung durch die Klage des Joſef B vom 31. October 1822 
nicht als unterbrochen anzufehen, weil dieſe leßtere Klage zur Zeit der 
Ueberreichung der gegenwärtigen Klage nicht, und zwar bereits ſeit einem 
Zeitverlauf von 26 Yahren nicht fortgejegt worden war. Geht man alfo 
bei der Entſcheidung der gegenwärtigen Streitfache, wie e8 gejchehen joll, 
von dem Standpunkte des Sach⸗ und Rechtsverhältniſſes zur Zeit der 
Klage aus, fo mußte dem Klagebegehren ftattgegeben werben. Denn das 
nad, 88. 1478 und 1499 a. b. G. 3. mit dem Verlauf der Verjährungs⸗ 
frift dem Kläger bereits erwachfene und mit der gegenwärtigen Klage gel» 
tend gemachte Recht, die Löſchung feiner in dem öffentlichen Buch eingetra- 
genen Berbinplichleit und die Nichtigerlärung bes dem Gegentheile bisher 
zugeftandenen Rechts zu erwirken, konnte ihm weder durch die erſt nach 
dieſer Klage, am 17. Juli 1852, angeſuchte Reafiumirung ber Actenin- 
rotulirung im früheren Proceſſe, no durch die in Folge befien ſeither er» 
wirkten Urtheile benommen werben. Es findet ſich weder für die Behauptung 
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des eriten Richters, Daß bie iiber die Klage des B vom Jahre 1822 er- 
floflenen Urtheile einen neuen jelbitftändigen Titel bilden und das alte 
Forderungsrecht noviren, noch fin dem in den obergerichtlichen Gründen 
aufgeftellten Sat, daß dieſe Urtheile, weil fie vor der Entſcheidung der 
gegenwärtigen Streitſache erfloflen find, Die rechtliche Folge der abge- 
laufenen Verjährung bejeitigen müſſen, ein Anhaltspunkt im Geſetze. 
Wenn daher auch ver Geflagten durch die inzwilchen ergangenen Urtheile 
die von ihrem Gatten im Jahre 1822 angefprochenen Rechte zuerfannt 
find, fo kann dies das feit jener Klage, und zwar in ver Zeit, als dieſe 
Klage nicht fortgefegt war, für den Kläger eingetretene und geltend ges 
machte Recht auf Verjährung nicht beirren und nicht hindern, ihm das 
aus dem gejeglichen Grunde angeiprochene Recht zugufprechen, und es hat 
vielmehr die Gellagte und ihr Kechtsoorfahrer es nur fich ſelbſt zuzu⸗ 
fchreiben, daß fie vor dem Eintreten der Verjährung ihrer Rechte und 
vor der Geltendmachung verjelben die im Jahre 1822 amhängig gemachte 
Klage durch das feit 26 Jahren unterlaffene Anfuchen um Reaffumirung 
ver Actenineotulirung und ver Urtheilsihöpfung nicht fortgefett und fich 
durch diefe Unterlaflung ver Gefahr ausgeſetzt haben, daß die Anfprüche, 
welche ihnen auf Grund der Klage vom Jahre 1822 in Folge der ver- 
fpäteten Fortfegung zuerfannt wurden, dem Kläger gegenüber durch das 
fpätere Erfenntniß über die gegenivärtige Klage als durch Verjährung er- 
loſchen erklärt werben.“ 


Nr. 170. 


Verwandlung eined Kaufvertrages in ein Darlehen? — 
Bertrags- oder Verzugszinſen? 
Eutſch. v. —* Fir, 1856, en 1363 (Belt. des Urtheils des 8. ©. Pola 


v. 1. Juni Nr, 859, Abäud. des Urtheils des O. L. G. Frieft v. 
31. Sept. 1858, Mr. Ey ©. 8 1866, Nr, 69. Giorn. di Giurispr. pr. 


4 + 


Nr. 171. 

Berjährung der Klage auf Gemwährleiftung wegen phyſiſcher 
Mängel der Sache, 

Entid. v. 12, März 1256, Mi. 11616 (8e A 008 le kB 5 des L. ©. 


Wien som 3. Dec. 1864 30358, a 8, G. 
Wien vom 36, —E Ihe, Nr, guch is. Ve 1856, Rt, Dt 


Mit der Klage nom 22. April 1853 forderte der Spiritusfabri- 
Kant A son dem Rupferfehmrieh B nebſt Schabenerjag und Zahlung einer 
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Sonventionalftrafe die Vornahme gewifler Veränderungen an dem von 
B auf Grund des Vertrages vom 3. März 1851 gelieferten Kefiel und 
DBrennapparat, und ftüßte diefe Forderung auf Verbeflerung der behaup- 
teten Mängel auf einen Kunftbefund vom 19. Februar 1853. Der Ge- 
flagte wendete nebft anderem die Verjährung ein, da dem Kläger nad 
deflen eigenen Angaben der Kefiel am 11. September und der Brenn- 
apparat am 6. November 1851 geliefert wurde, ver Kläger von diefem 
Tage an im Befige dieſer Gegenftände und daher in der Lage war, deren 
Mängel kennen zu lernen, über welche ihm nicht erſt der Kunſtbefund be⸗ 
lehren konnte, da er al8 Sachverftändiger biejelben wohl ſelbſt zu erfennen 
im Stande war. Die erſte Inftanz nahm auf diefe Einwendung der Ver- 
jährung feine Rüdficht, fondern erfannte anf die vom Kläger angebotenen 
Beweife. Die zweite Inftanz wies den Kläger gänzlich ab und ver oberfte 
Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil. In den Entſcheidungsgründen heißt 
e8 unter Anderem: „Der Kläger bat den Keſſel bereits am 11. Septem⸗ 
ber 1851 und den Brennapparat am 6. November vesfelben Jahres er- 
halten, war feither im Befige diefer Gegenftänvde und hat mit denjelben 
geftändigermaßen vom 29. December 1851 bis 29. März 1852 gear- 
beitet. Er war daher vollkommen in ver Lage, die Mängel des Apparates 
kennen zu lernen und fein Recht aus der Gewährleiftung in ben durch 
8. 933 a. 6. ©. B. bezeichneten ſechs Monaten geltend zu machen, und 
dies umfomehr, als ihm, als einem Spiritusfabrifanten, die Fähigkeit, 
einen in fein Gewerbsfach einfchlagenden Apparat zu beurtheilen und 
zumal auffallende Mängel vesjelben wahrzunehmen, zugemuthet werben 
muß.... Er beburfte ſonach nicht erft des am 19. Februar 1853 auf- 
genommenen Kunftbefunbes, um zur Kenntniß der gerügten Mängel des 
Apparates zu gelangen. Da er nun den Keſſel und Apparat bereits im 
Sahre 1851 erhalten, die Klage aber erft am 22. April 1853 einge- 
bracht hat, fo mußte die Einwendung der Verjährung als ftatthaft aner- 
fannt und der Kläger mit feinem biesfälligen Begehren abgemwiefen 
werden..... “ 


Nr. 172, 


Anſchluß der wegen verftrichener Fallfriſt zurückgewieſenen 

Klage an das Gefuh um Wiedereinfegung in den vorigen 

Stand. — Beweis der Identität von Effecten behufs ihrer 
Erfeindirung. 

Eutſch. v. 12, März 1856, Nr. 12758 (Beft, des das Urtheil des 8. G. 


Ziengt-Yeugadi vom 14. märz 1855, Nr. 8 theilweife abänd, Urtheild 
des O. L. Wien v. 10, Ort, 1865, Nr, 11314), G. 3. 1856, Nr. 65. 


Die A war mit ihrer Klage vom 19. November 1853 gegen die 
Concursmaſſe ihres Mannes B auf Anerkennung ihres Eigenthumsrechtes 
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an gewiſſen Effecten und Ausſcheidung derſelben aus der Cridamaſſe 
zurüdgewiefen worden, weil die Ueberreihung der Klage erft nach Ablauf 
bes anberaumten Tiquidirungstermines erfolgte. Sie überreichte nun am 
21. Februar 1854 eine Eingabe, in welcher fie um Wiebereinjegung in 
ben vorigen Stand wegen verjtrichener Jallfrift, und zugleid unter 
Anſchluß der früher zurüdgewiefenen Klage um Erkenntniß in der 
Hauptfache bat. Hierliber wurde eine Tagſatzung angeorpnet und Dagegen 
von dem Concursmaffevertreter nicht nur fein Recurs eingebracht, ſondern 
vielmehr bei ber Verhandlung auf das meritum causae eingegangen, 
und die gebetene Wiedereinjegung mit Zuftimmung des Creditoren- 
ausfchuffes ausprüdlich zugeftanden. E8 handelte ſich nun zuerft um Die 
Sormfrage, ob es ftatthaft fei, die Bitte un Reftitution mit dem Be- 
gehren in der Hauptjache zu verbinden, oder ob die Liquidirungsklage 
nicht vielmehr der Vorfchrift des Batentes vom 1. Juli 1790, Nr. 31, 
Abſ. 1 (Weſſely J., Nr. 1359) gemäß erft nach bewilligter Wiederein- 
fegung einzubringen gewefen wäre. Alle drei Inftanzen fanden, über die— 
je8 Formgebrechen hinauszugehen; ber oberjte Gerichtshof namentlich in 
ber Erwägung, daß e8 „bei der ausgeſprochenen Tendenz der Eingabe 
vom 21. Februar 1854 eine offenbare Berfchwendung von Zeit, Mühe 
und Koften geweſen wäre, wenn bie Klägerin, ftatt die frühere Klage vor: 
zulegen, deren ganzen Inhalt blos der Form wegen in die neuerliche Klage 
aufgenommen hätte.“ 

Was das Meritorifche anbelangt, jo hatte die A angeführt, 
daß fie die von ihr als Eigenthum angefprochenenen Effecten bei Gelegen- 
heit ihrer Verehelihung von ihrer damaligen VBormünderin, der fie als 
Eigenthum gehörten, als Geſchenk erhalten habe, daß dieſe Gegenftänve 
in das B'ſche Haus überbracht worden waren, und daſelbſt noch in natura 
feien. Zur Darthuung diefer widerfprochenen Umftände hatte fie den 
Beweis durch Zeugen angeboten. Die erfte Inftanz ließ dieſen Beweis 
nicht zu, weil der Widerſpruch gegen die Klage jenen der Identität der 
angeiprochenen Gegenftände mit ven in die Cridainventur aufgenomme- 
nen Stüden in fich enthalte, daher durch die angebotenen Beweife nur 
der Umftand dargethan werben könnte, daß Klägerin ſolche Gegenftände, 
wie die in Trage ftehenden, erworben, und in das Haus des Cridatars 
eingebracht habe und daß fie fortan ihr Eigenthum geblieben feien, nicht 
aber aud) der widerfprochene weitere Umftand, daß dieſe Gegenftände mit 
ben in die Concursmaſſe einbezogenen identiſch feien. Die zweite 
Inſtanz ließ den angebotenen Zeugenbeweis aus folgenden Gründen zu: 
„Wird durch die Ausfagen der Zeugen dargethan, daß die fraglichen 
Gegenftände von der Mutter oder Vormünderin bei Gelegenheit ver 
Berehelihung ihrer Tochter, rejpective Klägerin A dieſer letzteren als 
Eigenthun übergeben und beziehungsweiſe gejchenft, daß dieſe Effecten 
ſohin in das Haus ihres Gatten B getragen worden find, daß ferner die in die 
Eridainventur eingeftellten Effecten mit den in der Klage angeführten 
nad) Zahl und Gattung übereinftimmen, und auch) nod) in natura in der 
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Concursmaſſe vorhanden find, fo dürften in diefen Thatfahen allerdings 
ſolche wejentlihe Momente gefunden werben, bie das Geſetz zur Eigen- 
tbums-Erfeindirung vorfchreibt.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte 
dieſe Entſcheidung. 


Nr. 173. 


Ermeſſen des Richters bei Zulaſſung eines Zeugenbeweiſes 
zum ewigen Gedächtniß. — Unzuläſſigkeit der Wiederholung 
einer Vernehmung zum ewigen Gedächtniß. 

Entſch. v. 26. März 1856, Nr. 2768 a le des aeiheites der Prutut 


Baldaguo v. 20. Sc, 1855, Nr. 9830, Abänd. der Verordnung bei 
O. L. G. Venedig v. 11, Der, „u888, di *8 Giorn. d. Giurispr. pr. 


Ein Zeuge war zum ewigen Gedächtniſſe vernommen worden; 
nachdem jeine Ausfage befannt gemacht war, bat der Zeugenführer um 
neuerliche Bernehmung besjelben ; die zu dieſem Zwecke vorgelegten Weis- 
artifel ftellten fi, als im Wejentlichen mit ven früheren übereinftimmend 
heraus; auc war das Geſuch wider venjelben Gegner gerichtet. — Die 
erſte Inftanz wies das Anſuchen zurüd; allein das Oberlandesgericht 
gab demſelben Statt, indem es zunächſt darauf hinwies, daß die neuen 
MWeisartifel „einige Umftände und Modalitäten” enthalten, welche ven 
früheren fehlten, befonder8 aber darauf Gewicht legte, daß „wo es fi 
um die Beweisführung zum ewigen Gedächtniß handle, nicht auf den In⸗ 
halt ver Weisartifel, jondern nur darauf zu jehen ſei, ob die gejeßlichen 
Borausjegungen dieſer Beweisaufnahme vorhanden ſeien.“ Der oberfte 
Gerichtshof beftätigte ven Beſcheid ver erften Inftanz, in der Erwägung, 
daß die Bernehmung dieſes Zeugen im Weſentlichen ſich auf diejenigen 
Thatſachen beziehen ſoll, welche bereits den Gegenftand des erften Pers 
höres gebildet haben, daß die neu angebrachten Veränderungen nur bie 
Abſicht des Bittfteller8 verrathen, den zu Verhörenden einem neuerlichen 
Drud auszufegen, um zu verfuchen, ob nicht mit beflerem Erfolge als 
bisher geſchehen, auf eine feiner Sache günftigere Ausſage hingewirkt 
werden könne; und in der Erwägung, daß einem ſolchen Verſuche ſich bie 
unzweifelhafteften Rechtsgrundſätze entgegenftellen, welche auch bie Civil⸗ 
proceßordnung in ihrem Syſteme des Beweiſes durch Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige anerkennt, und daß insbeſondere der 8. 243 ital. G. O. 
(8. 253 weſtgaliz. ®.0. ), da, wo e8 fih um ein Verhör zum ewigen 
Gedächtniß handelt, die Aufgabe des Richters keineswegs auf die Beur- 
theilung der Dringlichkeit dieſes Verhöres beſchränkt, ſondern ihm aller» 
dings auch die Würbigung der Beweisartifel und die Beobachtung der 
gewöhnlichen Proceßformen auferlegt.” 


— mn 
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Nr. 174. 


Einfluß der Erwerbung einer Realität im Vertrauen auf die 
öffentlichen Bücher auf die Erwerbung eines dinglichen Rechtes 
an berfelber. 


Entſch. v. 27, rg 886, Bu 1937 (Belt, des das U en G. 
in; vom 31. Mai 1 2038 ab beenden Urtheils des O. L. ©. 
Wien v. 31. De 1888, Nr. 12655), G. 3, 1856, — 2 a 

A als Eigenthüimer des Haufes Nr. 897 Hagte gegen den B als 
Eigenthümer des Grundes Nr. 898 auf Anerkennung des Geh⸗ und 
Vahrrechtes iiber den B’fchen Grund, und berief fi auf die durch Zeugen 
zu erweiſende Erſitzung ber behaupteten, im bie öffentlichen Bücher nicht 
eingetragenen Servitut. Diefer Zeugenbeweis fiel zu Gunften des Klä⸗ 
gers aus. Die erfte Inſtanz erfannte hierauf zu Gunſten des Klägers, 
die zweite Inſtanz dagegen wies den Kläger mit feinem Begehren ab. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil aus folgenden Grin- 
den: „....Wenn auch der abgeführte Zeugenbeweis die langjährige 
Benigung. bes Geh- und Fahrweges über den fraglichen Pla zu dem 
Haufe Nr. 897 von Seite ver Befiger und Bewohner der leßteren dar- 
thnt, fo bleibt der Fall doch von der Art, daß hier ver 8. 1500 a. 6. ©. 
DB. zur wahren Anwendung fommt; denn eine, wenngleich ſchon erfeffene 
Serpitut kann wider den: Particularnachfolger in dem Eigenthume des 
Gutes, in welchem fie bisher ausgeiibt wurde, wenn bie bücherliche Ein- 
verleibung nicht ſchon vor der Beſitzanſchreibung des Nachfolgers unge: 
fircht wurde, und das Vertrauen des Letzteren auf die öffentlihen Bücher 
im Sinne des $. 1500 a.b. ©. B. begründet war, nicht geltend ge- 
macht werden; nun mußte aber bie eigene Wahrnehmung des Geflagten, 
daß Kläger Fuß⸗ und Fahrweg auf jenem Raume ausübten, ihn feines» 
wegs von dem Beftande eines Servitutsrechtes überführen, deſſen weder 
Grundbuch nod) Licitationsbedingniſſe Erwähnung machten, zumal er 
gleichzeitig wahrnahm, wie auch Zeugen und Befund nachweiſen, daß 
dem Kläger in ſeiner langen Gartenfronte gegen die Straße Raum zu 
Zugängen in Fülle bliebe. Er konnte es immer als ein bisher gleichgil- 
tige8 Precarium mit Rückſicht auf den von feinen Beſitzvorgängern felbft 
auch nur als Weg benutten freien Platz anfehen, und hat, fobald er an 
ven Befig gelangte, und eine andere Benützung dieſes Platzes durch 
Ueberbauung beabfichtigte, Klar ausgefprochen, daß er eine nicht bücher⸗ 
ih vorgemerfte Servitut keineswegs anerfennen und bie weitere Benü⸗ 
Bung nicht dulden wolle.“ 
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Kr. 175. 


Gefegliche Befreiung des Cedenten von der Haftung für 
die Einbringlichkeit der cedirten Forderung. 

Entih. vom 27. März 1856, Ar. 23% (Beil. der sieipförmigen Ur 
theile des 2%. G. Wien v. 27, yuli 1855, Ar. 31632 umd des O. L. ©, 
Wien v. 19, Der. 1855, Rr. 11040). 6. 3. 1856, Rr. 70, 

In den Entiheivungsgründen ver dritten Juftanz beißt es: 
„Daß ver Cedent einer Forderung aud) für deren Einbringlichleit zu haf- 
ten habe, ift vie gejegliche Regel, von welcher jedoch ver $. 1398 a. b. 
5.3. eine zweifahe Ausnahme feititellt, wovon die eine darin befteht, 
daß, in foferne der Uebernehmer über die Einbringlichfeit der Forderung 
aus ten öffentlihen Pfanpbüchern fi) belehren konnte, dem Ceſſionar 
rückſichtlich der Uneinbringlichkeit feine Entſchädigung gebührt. Aus dieſer 
bedingnißgweilen Anordnung tes Geſetzes folgt, daß dem Webernehmer 
einer bupothefarifch verficherten Forderung die Entſchädigung wegen deren 
Uneinbringlichfeit dann gebühre, wenn er ſich aus den öffentlichen Büchern 
über vie Einbringlichkeit nicht belehren konnte, was hier eben in Betreff 
ber dem Kläger cedirten Forderung pr. 4000 fl. C. M. ver Fall fein foll. 
Abgejehen aber davon, daß dem Kläger obgelegen wäre, diefen Umſtand, 
auf welchen fein Klageanſpruch gejtügt wird, gerichtsordnungsmäßig zu 
erweifen, muß mit Grund behauptet werben, daß die öffentlihen Pfand⸗ 
bücher, nad) ihrer geſetzlichen Beichaffenheit, welche bis zum Beweiſe des 
Gegentheils als beftehend angenommen werden muß, allerdings geeignet 
jeien, über die Einbringlichkeit der grundbücherlich verſicherten Forde⸗ 
rungen bie nothwendige Belehrung zu geben, weil fie nicht nur die bücher- 
liche Priorität, den Betrag der Forderung und ven Umftand nachweifen, 
ob dieſelbe durch Einverleibungen oder Superpränotationen belaftet ober 
verringert fei, fondern aud über ven Werth der Hypothek felbft jene 
Auskunft geben, weldhe ohne gerihtlihe Schägung und ohne öffent- 
liche Berfteigerung möglich ift; denn das Grundbuch enthält nicht nur 
den rectificatorifhen Werth, fondern auch ven Veränderungswerth bei 
Kauf- und Taufchverträgen oder anderen Uebertragungen des Eigen⸗ 
thums, und die darauf bezüglichen Urkunden ftehen Jedermann zur Einficht 
offen. Sowie der Uebernehmer einer Tabularforderung aus diefen Umftän- 
den, die ihm das Grundbuch varbietet, allerdings ven Werth der Hypo⸗ 
thef in dem Maße entnehmen kann, um die Einbringlichfeit der cedirten 
Forderung zu beurtheilen, hatte auch das Geſetz im $. 1398 a. b. ©. 2. 
teine nähere Belehrung im Auge, welche der Ceffionar aus dem öffent- 
lihen Buche ſchöpfen könne, weil fonft die Anoronung des 8. 1398 a. b. 
G. 8. eine illuſoriſche und ohne praftifche Wirkung wäre, da der Werth 
einer Realität nur durch gerichtliche Schägung erhoben werben Tann, 
welche Fein Gegenftand des grundbücherlichen Inhaltes ift, aus dieſem 
daher nicht erjehen werben Tann. Es ift die Sache des Uebernehmers, 
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wenn er die aus dem öffentlichen Buche über den Werth ver Hypothek 
und die Priorität der zu übernehmenden Forderung zu entnehmenve Be⸗ 
lehrung nicht für genügend erachtet, um fich zu überzeugen, daß er auf 
die Einbringlichfeit derjelben fichere Rechnung machen fünne, ſich über 
den ohnehin nad) Verfchiedenheit ver Zeit, ver Umftände, der Beichaffen- 
heit der Hypothek veränderlihen Werth derſelben durch eine gerichtliche 
Schäßung oder eigene Befichtigung eine beſſere Belehrung zu verſchaffen 
oder den Cedenten für jeden Fall urkundlich für die Einbringlichkeit haf- 
tend zu erflären. Begnügt fich aber der Mebernehmer mit jener Belehrung, 
welche die öffentlichen Pfand-⸗Grundbücher oder Landtafeln nad) ihrer ge- 
jeglichen Beichaffenheit über die Einbringlichfeit der Forderungen geben, 
jo gebührt ihm ebenjo, wie in dem alle, als er diefelben einzufehen ver- 
ſäumte, obſchon er dies zu thun in der Lage war, rüdfichtlich ihrer Un- 
einbringlichfeit feine Entihädigung. In dem vorliegenden Falle war die 
dorberung pr. 14.000 fl., wovon dem Kläger ein Theilbetrag pr. 4000 fl. 
cebirt wurde, auf der Bauftelle Nr. * in Wien und rüdfichtlih auf dem 
darauf im Bau begriffenen Haufe intabulirt, und das üffentliche Buch, 
welches auch die Urkunden über die Erwerbung des Eigenthums enthält, 
fonnte dem Kläger als Ceſſionar nit nur über die Priorität der über- 
nommenen Forderung, jondern auch über ven Werth der Hypothek felbit 
jene Belehrung geben, welche nöthig war, um die Einbringlichkeit der⸗ 
jelben zu beurtheilen. Kläger hat auch geftändigermaßen das Grundbuch 
eingefehen, und kann daher, wenn er ſich mit dieſer Einfiht und der 
hieraus gefhöpften, vielleicht unvollftändigen Belehrung über den Werth 
ber Hypothek begnügte, gemäß $. 1398 a. b. ©. 3. von der Cedentin 
feine Entihädigung anfprechen, wenn bie cedirte Forderung, bejonders 
bei der executiven Veräußerung der fraglichen Hypothek, ganz oder zum 
Theile uneinbringli wurde, da Die tägliche Erfahrung lehrt, daß der 
licitatoriſche Erlös gewöhnlich weit hinter dem Schätzungswerthe bleibt 
und den Anfaufspreis faft niemals erreicht, und dennoch nur legterer aus 
dem öffentlichen Buche entnommen werben kann, auf welches 8. 1398 
G. 3. hinweift.“ 


Nr. 176. 


Erlaß am Pachtzins. — Unzuläffigfeit eines Vorbehaltes 
im Urtheil zu Gunften des Geflagten. 
. 6. 28. Mürz 1856, Nr. 2485 (Belt. des Pr —ã des nei 


Entf 
erg udrechtes zu C ernowits vom 31. Juli a 
abändernden Urtheils des ser: G. Ma Fa v. =. Mai 1855, ne 6779 


+ 


A hatte dem B die Güter x und y mit len Gebäuden und Yel- 
bern, überhaupt mit allen Ertragsquellen in Baufh und Bogen auf 


— 12 — 


5 Jahre um ven jährlichen Pachtſchilling von 23.000 fl. verpachtet, und 
B fich verpflichtet, ver Pachtſchilling mit Anfang eines jeden Monates im 
Betrage von 1916 fl. 40 fr. zu entrichten. Ueberdies wurde in dem Ver⸗ 
trage beftimmt, daß alle Elementarereignifie und außerorbentlichen Zu⸗ 
fälle den Pächter ausſchließlich treffen jollten, und daß berfelbe unter 
feinem Vorwande berechtigt fein folle, eine Verminderung des feſtge⸗ 
festen Pachtſchillings zu begehren. Die für den Monat Jänner 1849 
fällige Rate wurde nom Pächter nicht berichtigt. Der Verpächter klagte 
daher am 20. Jänner 1849 auf Zahlung der fälligen Pachtrate pr. 
1916 fl. 40 fr. fanmt 4% Zinfen vom Berfallttage an. B wendete 
ein, Daß er zur Zahlımg des ganzen bedungenen Pachtſchillings nicht ver- 
pflichtet fet, da die ımterthänigen Leiftungen und Giebigfeiten aufgehoben 
worden feien, und fomit für dieſe nicht mehr benützbaren Pachtobjecte 
fein Pachtſchilling zu entrichten fei. Den jährlihen Nutzentgang biefer 
nun anfgehobenen PBachtobjecte berechnete B auf den Geſammtbetrag 
von 10.626 fl. 54 kr., welcher von dem jährlihen Pachtſchillinge von 
23.000 fl. in Abzug zu bringen fet, und behauptete, daß dem Kläger für 
das Pachtjahr 1848/49 nur ein Pachtſchilling von 12.373 fl. 6 fr. ge⸗ 
bühre, welchen Pachtſchilling er theils gezahlt, theil8 in dem Neftbetrage 
von 873 fl. zu Gerichtshanden erlegt habe, daher dem Kläger für ven 
Monat Yänner 1849 fein Pahtihilling mehr gebühre. Endlich hob B 
hervor, daß er bereits fernerzeit mit der Klage vom 30. October 1848 
gegen ven Verpächter das Recht auf Erlaß eines Theiles des verfrags- 
mäßig beftimmten Pachtzinfes gemacht habe. Die erfte Inftanz erkannte 
dem Klagebegehren gemäß, machte jevoch ven Vorbehalt, „daß dem Ge⸗ 
klagten geftattet werde, für ven Fall als er pas ſeinerſeits mit der Klage 
vom 30. October 1848 gegen den Kläger (refp. Verpächter) Hagbar ge- 
ftellte Recht auf Erlaß eines Theiles des vertragsmäßig beftinmten 
Pachtzinfes für die in Pacht gehabten Güter x und y zur Liquidität brin- 
gen würde, nach Maß des fiir den Monat Jänner 1849 an Pachtzins⸗ 
a ihm zuzuſprechenden Betrages ſolchen von der Pachtzinsrate pr. 
1916 fl. 40 kr. in der Art in Abſchlag zu bringen, daß er ſofort nur den 
hiernach verbleibenden Reftbetrag für den oberwähnten Monat mit den 
von diefem verminderten Pachtſchillingsbetrage entfallenden 4% Zinfen 
‚dem Kläger zu entrichten habe.“ Die zweite Inſtanz beftätigte das 
Urtheil der erften Iuftanz in feinem erſten Abjabe, hob jedoch den zu 
Gunften des Geflagten gemachten Vorbehalt auf. Der oberfte Gerichts- 
hof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz in feinem vollen Um» 
fange aus folgenden Gründen: „Der Geflagte kann fich weder aus dem 
Vertrage, nody aus dem Geſetze der angefprochenen vollftändigen Zahlung 
der eingeflagten Pachtfchillingsrate entziehen. Nicht aus dem Bertrage, 
denn aus diefem ift zu erfehen, daß die Güter x und y mit allen Ertrags⸗ 
quellen in Bauſch und Bogen auf die Dauer von 6 Jahren verpachtet 
wurden. In dieſem Bertrage heißt es ausprüdlic, daß alle Elementar⸗ 
ereigniffe und außerorventlihen Zufälle nur den Pächter ausſchließend 
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treffen fellen, und daß, da die Verpachtung in Bauſch und Bogen 
erfolgte, der Pächter unter feinem wie immer gearteten Vorwande berech⸗ 
tigt fei, eine Minderung des feftgefeßten Pachtichillings zu begehren... 
Es kann aber ver Geklagte auch nicht nad} den gefeglichen Beſtimmungen 
eine Befreiung von ber vollftändigen Zahlung des Pachtſchillings, xefp. 
ber eingelingten Rate beanipruchen; denn nach 8. 1105 a. b. G. 2. tritt 
ein Erlaß am Pachtzinſe, was mit deſſen Herabfegung gleichbedeutend 
if, Daun ein, wenn durch außerorbentlihe Zufälle vie Nutzungen des ge⸗ 
wöhnlichen Ertrages gefallen find, wo der Berpächter fo viel am Pacht⸗ 
zinſe zu erlaſſen ſchuldig ift, als durch dieſen Abfall am Pachtzinfe mans 
get. Der in viefem Paragraph vorgefehene Fall tritt aber bier, wo das 
Pachtobject auf die Dauer von 6 Jahren verpachtet wurde, nicht ein, 
wozu ned; kömmt, daß nach der eigenen Berechnung des Geklagten das 
Ertrügnig um meniger als die Hälfte gefallen war, und er auch felbft im 
alle des 8. 1105 a. 6. ©. B. nicht den Werth ver entgangenen Urbarial⸗ 
leiftungen, ſondern nur dasjenige, was durch dieſen Abfall am Pacht⸗ 
zinfe mangelt, anzufprechen befugt wäre. Hierbei kann übrigens auch 
nicht ganz unbemerkt gelafien werben, daß an die Stelle der Urbarial- 
ſchuldigkleiten die Grundentlaſtungsentſchädigung getreten war, auf welche 
Kläger auch ven Gellagten in ver Replik für dieſe Zeit verweiſet. 
Derfelbe ſucht ferner auch in dem 8. 1104 a. b. ©. 2. eine Stüge zu 
finden; biefer Paragraph jet jedoch voraus, daß die in Beſtand genom⸗ 
mene Sache wegen der daſelbſt angeveuteten außerordentlichen Zufälle 
gar nicht gebraucht oder benügt werben Tann, und verfügt für Dielen 
Val, daß fein Pachtzins zu entrichten fei. Eine gänzliche Unbrauchbarkeit 
ober Unmöglichkeit der Benügung war aber durch den Abgang der Ur- 
barialien nicht herbeigeführt, da Geflagter das Gut x, die Propination 
dafelbft, dann das Gut y, enblic die übrigen, mit den Urbarialien in 
feinem AZufammenhange ftehenden Pachtobjecte unbehindert benützen 
konnte; ein theilweifer Abgang aber nur in dem Falle des bereits citirten 
8.1105 a. b. ©. B. einen Pachtzinserlaß unter den dort beftimmten Be- 
bingungen nad) ſich ziehen fünnte, was aber hier, wie ſchon gezeigt wor⸗ 
den ift, nicht eintritt. Der Geflagte meint wetter, daß nad; 8. 1096 a. b. 
G. B. der Berpächter verpflichtet fei, die Sache in brauchbarem Stande. 
zu erhalten, da bemnad) aus dieſer Rückſicht auch die Aufhebung der 
Urbarialien ihm zur Laft fallen müßte; allein ver Act ver Aufhebung der⸗ 
jelben war ein gefetlicher, daher ber hieraus etwa rejultirende Abgang 
nad) den Vertragsftipulationen nur den Geklagten trifft. Glaubte aber 
Gellagter, daß durch ven Abgang der Urbarialien ein folder Mangel in 
den Beftandobjecten eingetreten war, daß derſelbe die orventliche Ge⸗ 
brauchsnahme behinderte, jo räumte ihm der 8. 1117 a. b. ©. B. das 
Recht ein, den Vertrag zu fündigen und won demfelben abzugeben, was 
berjelbe aber nicht that, indem er wielmehr felbft nach ver Aufhebung ver 
Urbarialien mehrere Zinsraten vollſtändig berichtigte und die Pachtung 
bis zum Ausgangstermine hielt. Bei dieſer Sachlage erſcheint aud) die im 
Safer, Unger n. Walther Entſch. I. 13 
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erften Abjate der unterrichterlihen Urtheile erfolgte Berurtheilung des 
Geklagten zur Zahlung des Bahtihillings fammt 4% Zinfen vom Ber- 
fallstage desfelben dem Geſetze entiprechenn, daher auch ver außerordentli⸗ 
hen Reviſionsbeſchwerde uicht ftattgegeben werben konnte. Anbelangend 
den zweiten Abſatz, jo läßt e8 fich nicht verfennen, daß der in dem erft- 
richterlichen Urtheile vorkommende Vorbehalt in einem virecten Wider⸗ 
ſpruche mit dem erften Abſatze fteht; denn während in dieſem Abſatze ber 
Geklagte zur Zahlung der Pachtſchillingsrate unbedingt binnen 14 Tagen 
an den Kläger verurtheilt wird, enthält der zweite Abfat die Einräumung 
des Rechtes zur Compenfation in Anfehung jenes Betrages, welder dem 
Geflagten auf feine Klage vom 30, Detober 1848 zuerkannt werben 
follte. Es ift daher das Hecht, pas bereits dem Kläger zugeſprochen 
wurde, durch dieſen Vorbehalt wieder in Zweifel geftellt, Die Zulaſſung 
einer ſolchen Compenſation würde aber auch, wie das Appellationdge- 
richt ganz richtig bemerkt, den gejeglichen Beftimmungen über die Com⸗ 
penfation, namentlich dem 8. 1439 a, 5. ©. B. wiberftreiten, indem 
zweifelhafte Forberungen gegenüber einer liquiden Forderung fein Gegen- 
ftand einer Compenfation fein können. Hiernach erjcheint auch die vom 
Appellationsgerichte erfolgte Bejeitigung des in dem zweiten Abjate vor» 
fommenben Borbehaltes vollkommen gegründet, zumal als nach 8. 326 
weitgal. G. D. nur zu Gunften des Klägers, da blos er allein in feiner 
Klage das für den Rechtsftreit maßgebende Begehren ftellt, ein Vorbe⸗ 
halt gemacht werben kann, wenn aus ben Acten erhellet, daß ihm ein 
anderes Recht gebühre.“ 


Nr. 177. 


Auslegung einer letztwilligen Anordnung: Zeitpunkt der 
Fälligkeit eines vermachten, theilbaren Ausgedinges. 


I v. 28. Di 1856 a 2526 get, De ded das Hripe des 3. ©, 
Tre itſch bam 8 8 O. L. G. 

rin d. 30, Sart Sir. 382). ©. "51 7. 

* dem Tode des Ganzlehners M wurde auf Grund eines von 
ihm errichteten Teftaments die Einantwortungsurfunde dahin ausgefertigt, 
daß die eine Hälfte des Ganzlehens unter der Bezeihnung Nr. 20a dem 
Sohne B, die andere Hälfte unter der Bezeichnung Nr. 20b bem Sohne 
C zugeiviefen, und weiter beftimmt wurde, daß M's Gattin A die Nuß- 
nießung ber beiden Halblehen „bis zur Sroßjährigkeit ber Grunderben“ 
gebithre, und daß nad) deren Webergabe ihr die Grunderben nebit der un⸗ 
entgeltlihen Wohnung eine Tebenslängliche Ausnahme zu verabreichen 
und die jährliche Benützung einer Wieſe und gewiſſer Felder zu geftatten 
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haben. Im Frühjahre 1853 erreichte der ältere Sohn B die Großjährig- 
feit und wurde in Beſitz feines Halblehens gefegt, weigerte ſich aber in 
ven Jahren 1853 und 1854 ber A die Hälfte des ihr vermachten Aus- 
gedinges zu leiften. Die A trat daher klagend auf und begehrte das ihr 
von der Grundbeſitzhälfte Nr. 20a zuftehende und für die zwei Jahre 
1853 und 1854 rüdftändige Ausgedinge in natura, oder foferne e8 auf 
dieſe Weife nicht mehr geleiftet werben könnte, im Schätzungswerthe. 

Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren ab in ver Erwägung, 
daß der Klägerin das fragliche Ausgedinge erft nach Uebergabe ver bei- 
den Halblehen gebühre. Die zweite Inſtanz gab dem Slagebegehren 
ftatt, und der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil aus folgenden 
Gründen: „Wenn e&8 auch nad) der Einantwortungsurfunde zweifelhaft 
wäre, von welchem Zeitpunfte an das Nutzungsrecht ver Klägerin auf- 
höre und ihr Recht auf das Ausgedinge beginne, ob mit der Großjährig- 
feit beider Grunverben oder ob ſchon bei der Uebergabe eines Halb- 
Ichens an einen derſelben bezüglich dieſes Halblehens — fo ift doch durch 
die erfolgte Uebergabe des Halblehens Nr. 20a an B bereit8 von beiden 
Streittheilen anerkannt, daß das Recht ver Klägerin auf den Nubgenuf 
jowohl als auf das Ausgedinge theilbar fei, daß beide Kinder, B und 
©, gegen fie abgefonderte Rechte und Verpflichtungen haben. Hat aber 
B fein Halblehen bereits übernommen und ift fomit das Nutznießungs⸗ 
recht der Klägerin in Bezug auf diefes Halblehen erlofchen, ſo folgt 
hieraus, daß auch ihr Recht auf das Ausgeding bezüglich dieſes Halb» 
lehens nach der Uebergabe vesfelben begonnen habe; denn B würbe zu 
jehr begünftigt fein, wenn bie Einantwortungsurkunde bezüglich des 
Nutzgenuſſes der Beſitzung zu feinem Bortheil ausgelegt worden tft, 
nun aber bezüglich des Ausgedinges eine. entgegengefette Auglegung 
ſtattfände.“ 


Nr. 178. 


Verhältniß von Beweis⸗ und Gegenbeweisführung. 


Eutſch. v. 1. rl 1856, Nr, 1852 (Bet des Urtheils des H. G. Wien 
v. 16, Juli 1855, Nr. 29705, Abind. des ‚uetbeits be D. 8. ©, Bien 
v. 28. Non, 1855, Nr. 13091), G. 3. 1856, Nr. 76, 

Die Spediteure A und Comp. Hagten gegen B auf Zahlung eines 
Nachnahmevorſchuſſes von 216 fl., indem fie behaupteten, daß fie für 
die ihnen von B zur Spedition an N übergebenen Waaren bem B ben 
fraglichen Vorſchuß geleitet hätten, welcher ihnen aber von N nidt er» 
fett worden fei. B behauptet, daß es fi nicht um einen Vorſchuß auf 
den Werth der Waaren, fondern um a conto- Zahlungen im Namen bes 
Beitellers N gehandelt habe, daß el bie Kläger nicht als Frächter des 
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Geklagten, fordern als N's Beftellte eingeichritten ſeien. B erbot fi, 
biefe Thatſachen durch den unbedenklichen Zeugen Anten W und feinen 
Erfüllungseid zu erweifen, worauf die Kläger in der Replik zum Beweiſe 
ihrer Darftelung des Klagefactums dem B den negativen referiblen 
Hanpteid auftrugen. Die erſte Inſtanz ließ den BZeugenbeweis zu. 
Nachdem verjelbe abgeführt und zu Gunften nes Geflagten ausgefallen 
war, machte fie die Berurtheilung des Gellagten von dem Ausgange des 
ibm von ven Klägern aufgetragenen Haupteides, und ſohin erft von ber 
Nichtablegung des von ihm angebotenen Erfüllungseives abhängig, und 
zwar in der Erwägung, „daß die Laſt des Beweiſes nad) ber Gerichts- 
ordnung dem Kläger obliege, daß aber auch dem Geklagten der Gegen- 
beweis hinſichtlich jeiner Aſſerte nicht verweigert werben könne, daher 
vorläufig durch Beiurtheil auf ven für relevant befundenen Gegenbeweis 
erkannt und fohin im Endurtheile Geflagter auch zur Ergänzung der her⸗ 
geftellten halben Probe, und zwar in der Art zugelaflen werden mußte, 
daß worerft der klägeriſche Beweis durch den Haupteib geführt werde, 
und wenn durch Die Ablegung vesfelben durch den Kläger das klägeriſche 
Beweisthema fetgeftellt erfchiene, erſt der Geklagte zur Vervollftändigung 
feines Gegenbeweiles zugelaſſen werde.“ Die zweite Onftanz verur- 
theilte ven Geklagten unbebingt, unter Hinweiſung auf ben Frachtbrief 
und auf 8. 887 0.5. ©. B. Die dritte Inſtanz beftätigte das er ſt⸗ 
richterliche Urtheil aus folgenden Gründen: „Nad Maßgabe ver all: 
gemeinen Gerichtsordnung fteht dem Geklagten zu, in ber Einrede das 
Factum allenfalls zu ergänzen und jene Umſtände, die ber Kläger ver- 
ſchwiegen oder anders, als fie fich verhalten, angegeben haben bürfte, 
nachzutragen, und biesfall die geeigneten Beweiſe anzubieten. In der 
Kegel liegt dem Kläger ob, das Factum, aus welchen er feinen Anſpruch 
berleitet, zu beweifen. Dieſen Beweis haben die Kläger mit dem in ber 
Replik dem Gellagten aufgetragenen referiblen Haupteive geführt, und 
biefer Beweis konnte den Klägern nicht entzogen werben. Aber auch dem 
Geklagten ift nicht verwehrt, ven Gegenbeweis, daß fich Die Sache an- 
ders verhält, als die Kläger angebracht haben, zu führen. Die Wahl ver 
Art der Beweismittel fteht dem Geklagten zu. Da durch den zugelaffenen, 
von dem Geflagten angebotenen und fofort durchgeführten Beweis durch 
den Zeugen Anten W zur Hälfte als erprobt fidh herausftellte, daß vie 
Kläger dem Geklagten gegenüber lediglich angewielen waren, die a conto- 
Aahlungen für die dem N gehörigen Waaren an Stelle des Letzteren zu 
leiften, jo ift auch der won dem Gellagten angebotene Erfillungseid für 
ben eintretenden bezeichneten Sal zuläſſig.“ 
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Kr. 179. 


Wiedereinfegung in ben vorigen Stand wegen mangelhafter 
Bertretung: Berechnung der Frift zur Einbringung der Klage. 
Rechtsfreund ald Zeuge. 


Eutſch. vom 1, A 1856, Nr. 1719 (Beit. des das Nrtheil des 2. G. 
Gras v, 3, April 1858, Mr. 10850 abändernden Urtbeils ded D. R. G. 
Graz v. 23, Ort. 1865, Nr. 6896), G. 3. 1856, Nr. 85. 


Das Urtheil der erften Inftanz war von der zweiten Inftanz laut 
Intimationsdecretes vom 13. Auguſt 1852, zugeftellt den 20. Auguft 
1852, beftätigt worden. Am 14. October 1852 überreichte die ſachfüllig 
geivorbene Geklagte ein Geſuch um Reftitution gegen die beiden Urtheile 
und das biesfällige Verfahren wegen mangelhafter Vertretung durch den 
in jenem Procefie eingefchrittenen Rechtsfreund. Sie behauptete, daß ihr 
ver nachtheilige Ausgang des erwähnten Nechtsftreites erft durch die ihr 
am 1. October 1852 zugelommene Appellationsentſcheidung bekannt ge- 
worden, ſomit die Yrift zur Ueberreichung des Reſtitutionsgeſuches erft 
am 14. October 1852 abgelaufen und demnach das Keftitutionsgefuch 
noch rechtzeitig überreicht worben ſei; zum Beweis dieſes Umftandes berief 
fie fi auf das Zengniß ihres oberwähnten Rechtsfreundes und ihres Ehe- 
Hatten, dann anf ihren Erfüllungseid. Die erfte Inſtanz erfannte, daß 
die angefuchte Reftitution nicht ftatthabe, in der Erwägung, „daß nad) 
den Grunbfägen des Benollmächtigungsvertrages ber Gewaltgeber und 
Machthaber als eine Perſon rechtlich anzufehen feien, daß fomit ange- 
nommen werben müffe, die am 20. Augnſt 1852 erfolgte Zuftellung des 
obergerichtlichen Erfenntniffes fer auch fiir die Gewaltgeberin an jenem 
Tage giltig gefchehen. Dieſe geſetzliche Vermuthung könne nur durch Gegen- 
beweije entfräftet werben, welche aber die Neftitutionswerberin nicht ge- 
Yiefert habe, da ber als Zeuge aufgeflihrte Rechtsfrennd, dem der Bor- 
wurf der Beſchädigung wegen fchlechter Vertretung gemacht wird, von 
dem Reftitutionsproceffe Nuten oder Schaven zu erwarten bat, der an- 
dere Zeuge aber der Gatte der Zeugenführerin ift, daher beide Zeugen 
nad 8. 141 a. G. D. als verwerflich erfcheinen." Die zweite Inſtanz 
Tieß den von der Neftitutionswerberin angebotenen Zeugenbeweis zu. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung aus folgenden 
Gründen: „Aus dem Hofdecret vom 6. October 1785, Nr. 477 3. ©. 
©. Weflelh I, Ne. 1465) und dem Patent vom 1. ati 1790, Wr. 31 
3. ©. ©. sub 2 (Weflely I, Nr. 1366) geht hervor, daß unter dem im 
Hofbecrete vom 19. December 1801, Nr. 545 9. G. ©. (Weſſely I, 
Nr. 1367) gebrauchten Ausprude: „„Ichlechte Vertretung““ jenes Be- 
nehmen des Rechtöfreundes, durch welches die von ihm vertretene Partei 
in ihrem Rechte verkürzt worden ift, verftanven werde. Diefes Hofbecret 
vom 10. December 1801 fordert als nothwendige Bedingung zur Ge⸗ 
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währung einer folhen Wiebereinfegung, daß biefelbe in der Frift von 
14 Tagen, welche von dem Tage, an welchem ber verkürzten Partei das 
Urtheil kundgemacht wurde, zu laufen beginnt, angejucht werben müſſe. 
Die Reftitutionsbewerberin hat nun ven Zeugenbeweis über den Umftand 
angeboten, daß ihr erſt am 1. Detober 1852 und nicht vor dieſem Tage 
das oberlanvesgerichtliche Urtheil, wodurch das landesgerichtliche Er⸗ 
fenntniß vom 16. April 1852 beftätigt wurde, von ihrem Rechtsfreunde 
zugeſchickt worden ift. Nach dem Wortlaute und dem Sinne bes Hof- 
becretes vom 19. December 1801 kann die zur Ueberreihung des Reſti⸗ 
tutionsbegehrens gefettte 14tägige Friſt nicht von dem Tage an gerech⸗ 
net werden, an welchem der Rechtsfreund das Urtheil zugeftellt erhalten 
bat, weil dieſes Geſetz ausdrücklich den Tag, an welchem ber verkürzten 
Partei das Urtheil kundgemacht worden tft, als den Anfangstag der Frift 
bezeichnet. Daß aber unter dem in dieſem Gejege vorkommenden Aus- 
prude „„fund gemacht worden iſt““ nur die Mittheilung des Urtheils 
ſelbſt verftanpen werben könne, geht aus der Betrachtuug hervor, daß die 
Civilproceßordnung feine andere Art der Kundmachung eines Urtheilg 
fennt, als die Zuftellung des in gefeglicher Form ausgefertigten Urtheilg- 
ipruches, und daß die Frift, binnen welcher ein Urtheil rechtäfräftig wird, 
erft von dem Tage ber Zuftellung vesjelben, Teineswegs aber von dem 
Tage beginnt, am welchem die Partei allenfalls auf eine andere Weife 
in bie Kenntniß der erfolgten gerichtlichen Entſcheidung gelangt ift. Wenn 
alfo auch die Keftitutionswerberin in ihrer Reftitutionsflage erflärt, es 
fei ihr von ihrem Gatten gejagt worben, daß er ſchon früher im Allge- 
meinen von dem ungünftigen Ausgange des Proceſſes gehört, und feinen 
Rechtsfreund zur einftweiligen Anmeldung der Revifion angewieſen babe, 
fo folgt daraus: doch nicht, daß ihr das Urtbeil vor dem 1. October 1852 
im gejeglihen Sinne „kundgemaht worben fei” ; beſonders da bie obige 
Bemerkung fid nur auf die Zeit, in welcher dev Gatte der Reftitutiong- 
werberin, nicht aber fie felbft, zur Kenntniß der obergerichtlihen Ent- 
ſcheidung gelangt ift, bezieht. Es kann daher das Keftitutionsbegehren 
feineswegs jchon aus dem Grunde ber verfpäteten Weberreihung abge⸗ 
wielen, ſondern es muß der von ber Reftitutionswerberin angebotene 
. Zeugenbeweis als entſcheidend zugelaflen werben. Kläger wendet zwar 
dagegen ein, daß die geführten Zeugen verwerflich jeien; allein der als 
Zeuge aufgeführte Nechtsfreund kann vorberhann keineswegs als ein 
verwerflicher Zeuge erflärt werden. Denn er ift wohl allerdings ver 
Reftitutionswerberin für eine Ichlechte Vertretung verantwortlich; er 
wird aber von ihr al8 Zeuge geführt: wenn er nun al8 folcher zu. Gun- 
fien der Zeugenführerin ausfagt, jo trägt er felbft zur Erweiſung feiner 
Berantwortlichfeit weientlich bei, und hat fomit aus feiner, der Zeugen⸗ 
führerin günftigen Ausjage feinen Nuten, jondern Schapen zu erwarten. 
Es kann daher die Glaubwürdigkeit feiner Ausiage erft dann, wenn 
feine Einyernehmung erfolgt fein wird, beurtbeilt werben. Dex. Gatte 
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ber Zeugenführerin ift aber nach 8. 141 a. G. O. zur Ergänzung des 
allenfalls hergeftellten halben Beweiſes zuzulaſſen.“ 


Nr. 180, 


Klage des Miteigenthümerd auf gerichtliche Feilbietung der 
x . 
gemeinfchaftlichen Sache, 
Eutſch. v. 1. April 1856, Nr. 2869 (Beii: der gleihtörmigen Urtheile 
des Tarnower Landrechts vom 7, Jänner 1854, Nr, 1 und des gali- 
ziſchen App. ©, dv. 31, Jänner 1855, Nr. 29225), G. 3. 1856, Nr, 77, 

Mehrere Miteigenthimer Ianbtäfliher Realitäten in Oalizien 
klagten im Jahre 1852 gegen die anderen Gemeinfchafter auf Aufhebung 
ber Gemeinjchaft durch öffentliche Veräußerung, und ftügten ihr Begeh⸗ 
ren darauf, daß beim Beſtand dieſer Gemeinfchaft die Güter vermahrloft 
würden und wenig Nuten bräcdten, daß wegen ihres geringen Umfanges 
die gefeglichen Borjchriften ihre phyſiſche Theilung nicht zuließen und 
bei den obwaltenden Mißhelligkeiten zwifchen den Miteigenthümern die 
Veräußerung aus freier Hand nicht erzielt werden könne. Die Geflagten 
wenbeten ein, daß das Begehren ver Aufhebung der Gemeinſchaft zur 
Unzeit und zum offenbaren Nachtheil der Miteigenthlimer geftellt ſei, da 
die Realitäten in neuerer Zeit im Preije gejunfen feien, und begehrten 
einen Aufihub, bis die Entſchädigung für die aufgehobenen Urbarial- 
giebigfeiten werde ausgemittelt und befanntgegeben fein. 

Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt, desgleichen vie 
zweite Inſtanz. Die dritte Inſtanz verwarf die außerordentlihe Re⸗ 
viſionsbeſchwerde als völlig ungegründet und offenbar muthwillig im ver 
Erwägung, „daß die politifchen Verordnungen (namentlich ein Kreis⸗ 
jhreiben vom 30. December 1814, 8. 19, die Verordnung vom 7. März 
und 26. April 1816 und das Hofdecret vom 16. Februar 1815), welche 
die Theilung landtäflicher Güter von fo geringem Umfang, wie bie im 
Trage ſtehenden, verbieten, noch in Kraft beftehen, eine phyſiſche Thei⸗ 
lung. diefer Güter daher nicht Platz greifen kann; daß andererfeits jeder 
Theilhaber die. Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen darf (8. 830 a. b. 
G. 3.), und vie Geklagten nicht erwielen haben, daß dieſes dem Voraus⸗ 
geſchickten zufolge nur durch gerichtliche Feilbietung zu erzielende Begeh- 
ren zur Unzeit und zum Nachtheil ver Uebrigen geftellt werde, in welchen 
Talle fi) die Kläger einen den Umftänden angemefjenen Aufihub hätten 
gefallen laſſen müſſen, welcher Aufſchub übrigens ohnehin duch die nun 
fat durch vier Jahre hinausgevehnte Ducchführung des Streites erzielt 
wurbe, daß fomit das Begehren ber Kläger und die Entſcheidungen 
ber Unterbebörbe im 8. 843 a. b. ©. B. ihre volle Begründung finden, 
gejchweige denn, daß von einer offenbaren Geſetzwidrigkeit die Rebe fein 
könnte.“ 
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Pr. 181. 


Bemeffung des Finderlohnes von gefundenen Obligationen. 


Eutſch. v. 2. Ayril 1856, Nr. 12805 (Bet. der gleichförmigen Entjäei- 
dungen des Stadt: und Landrehts zu Gzernowis vom 28, Oct. 1854, 
Nr. 16685 und deö App. ©. Lemberg om Lil, Juli 1865, Nr, 11492), 


‚Der Finder eines Pädchens mit Staatsubligationen pr. 8000 fl. 
klagte ven Eigenthumer auf Zahlung des Finderlohnes pr. 800 fl. Die 
beiden unteren Inftanzen erkannten ihm venfelben zu, ebenſo der oberfte 
Gerichtshof in der Erwägung, „daß der Nominalbetrag der Obligationen 
von den Untergerichten als Bemeffungsgrundlage des dem Kläger als 
Finder nah 8. 391 a. 6. G. B. gebührenden Finderlohnes mit Hecht 
angenommen wurde, weil Geflagter nicht nachgewiejen hat, daß die ge- 
fundenen Stantsobligationen zur Zeit bes Fundes mit Rückſicht anf den 
Börfencurd einen geringeren Wert hatten, welcher Beweis, da nicht 
alle Stantsobligationen einen Courswerth umter dem Nominalbetrage 
haben, allerdings ihm oblag, da das Sinken des Werthes ber Oblige- 
tionen unter den Nominalwerth als Thatjache von demjenigen, ber dieſes 
behauptet, zu beweiſen ift.“ ' 





| Nr. 182. 
Unzuläffigfeit der Auftragung des Haupteides an einen Irr⸗ 
finnigen. 


Eutſch. vom 2, April 1856, Nr. 8135 (Beil. des das Urtheil des Laud⸗ 
rechts Tarnow * 26. Oct. 1 Nr. 1206, Gbinbernben Heiheits des 
A. G. Lemberg v. 7. Mai , Nr. 8466). G. 3. 1856, Nr. 820. 
In einem Proceffe trug der Kläger dem Gellagten, ver wegen 
Irrſinns unter Curatel geftellt war, den Haupteid anf. Die erfte In⸗ 
ftanz hielt dieſe Eivesauftragung für zuläffig; „dern“, beißt es in den 
Motiven, „hätte ver Gefeßgeber im 8. 280 weftgal. G. D. (8. 207 a. 
G. D.) die Ausihliegung dieſes Beweismittels gegenüber den Pflege 
befohlenen gemeint, fo hätte er dies al8 eine Beſchraänkung des allgemei- 
nen, im 8. 275 weftgal. ©. O. (8. 208 a. ©. DO.) feftgeftellten Nechtes 
zur. Zuſchiebung des Haupteides beigefügt. Im Gegentheile erflärt das 
Hofvecret vom 19. April 1841, Nr. 2233 (Weilely I, Nr. 739) in 
einem analogen Falle die Zufchiebung des Haupteides an den Cridatar 
für zuläffig, obwohl diefer über das Cridavermögen ebenfalls nicht ſchal⸗ 
ten kann, da foldhes duch einen Maffecurator vertreten wird." Die 








—_ X — 


zweite Inftanz dagegen hielt dieſe Eidesvelation für unzuläffig. „Denn 
nach Vorſchrift des 8. 275 weitgal. ©. O. (8. 203 a. 6.9 ) muß der 
Haupteid ſtets dem Gegner aufgetragen werben, folglich —8 ſchon der 
wahre Sinn dieſes Geſetzes voraus, daß, falls dieſes Beweismittel nicht 
in einen unzuläffigen offerirten Eid, in eine bloße Zeugenſchaft in eigener 
Sache ausarten foll, die Möglichfeit der Annahme und der Ablegung des 
Eides von Seiten des Delaten vorhanden fein müfle; dies fteht auch im 
Einflange mit vem 8. 277 weftgal. ©. D. (vergl. 8. 205 a. ©. ©.), 
wornach die Wahl der Annahme des Haupteides ftet3 dem Delaten vor- 
behalten und nur in dem Falle des $. 280 weftgal. ©. D. (8. 207 a. 
G. OD.) ihm der Zwang auferlegt wird, den ihm aufgetragenen Haupteid 
unbedingt bei jonftiger Sachfaͤlligkeit zu leiſten; daher es ſich von ſelbſt 
ergibt, daß die Eidesdelation an Vernunftloſe unmöglich iſt und rück⸗ 
ſichtlich die Eidesleiftung von Seiten derjenigen, welche laut $. 214 
weftgel. &. O. (8. 140 a. G. O.) wegen ihrer Reibes- oder Gemuths⸗ 
befchaffenheit Teine Zeugenſchaft in fremder Sache ablegen können, auch 
in ihrer eigenen Sache nicht flattfindet.” Der oberfte Gerichtshof be- 
ftätigte die Entſcheidung der zweiten Inſtanz aus folgenden Grünen: 
„Die Auftragung des Haupteives jetzt nothwendiger Weiſe die Eides- 
fähigkeit derjenigen Perfon, welcher verfelbe zugeichoben wird, voraus. 
Denn fol die Webergengung über bie Richtigkeit einer Thatſache, welche 
ber wejentliche Zwedk des Beweiſes ift, begründet werben, jo maß ber 
Delat im Stande jein, die Thatſache der Wahrheit nad) anzugeben und 
folche auch zu beſchwören, was ſich aber von einem Irrfinnigen offenbar 
nicht fagen läßt. Die er ſte Inſtanz beruft ſich zwar per anslogiam auf 
das Hofdecret vom 19. April 1841, Nr. 2233, welches die Zuſchiebung 
eines Eides an den Cridatar für zuläſſig erklärte; allein der Cridatar 
and der wegen Irrſinns unter Curatel Stehende haben blos dies mit- 
einander gemein, daß ihnen die freie VBermögensverwaltung genommen 
it; der Cridatar ift aber deßwegen feine abjolut eivesunfähige Perſon, 
da er, als im Verſtandsgebranuche ſich befindend, dem Richter durch die 
Ablegung des Haupteides über die zu erweiſende Thatſache die erfor⸗ 
derliche Ueberzengung zu gewähren im Stande iſt, was bei dem Serfins 
nigen entfällt.“ 


Nr. 183. 


Teſtament mit derogatorifcher Clauſel. — Aufhebung eine® 
früheren Teſtamentes Bu Errichtung eines fpäteren. 


Entid. v. 8, April 1866, Nr. 2844 @e des Urtheils ded L. G. Mai- 
land yon 6. Juli 1858 Ar. 8474, Abi nd. des Urt eis dei des O. L. ©, 
Mailand v. 28. Mov. 1866 ir, 9784), ©. 3. 1806, Ar. SI. 


Der im Jahre 1851 verftorbene M hatte zuerft am 30. October 
1840 ein Zeftament errichtet, worin er feinen Bruder B zum Erben ein- 
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feste, und welchem er die Clauſel beifügte, daß dieſes Teſtament bi8 Ende 
Jänner 1842 unwiderruflich fein jolle, vorbehaltlidy jedoch des Rechts, 
über 40.000 Lire durch Anordnung von LTegaten zu verfügen (Dichiaro 
irrevocabile il presente a tutto Gennajo 1842 con riserva di disporre 
dei legati con separata carta per lire 40.000). Er ordnete hierauf 
ein Legat zu Gunften der Söhne feiner Schwefter an. Am 26. Auguft 
1841 verfaßte er ein neues Zeftament, worin er wieber feinen Bruder B 
zum Erben einfette, Legate anorbnete und mit der Clauſel ſchloß: „unter 
Entkräftigung aller abgejonverten Legate, Teftamente, Schenkungen zu 
Gunſten meines Bruders und meiner Schwefter und ihrer Söhne, fo wie 
jeder anderen Perſon, unwiderruflih bis Ende 1842." Am 8. März 
1843 machte M hierauf vor dem Tribunal zu Mailand einen Anhang 
(aggiunta) zum Teftament vom 30. Detober 1840 bezüglich der Legats⸗ 
anordnungen, ohne des inzwifchen liegenden Teſtamentes vom 26. Auguft 
1841 zu erwähnen. Enplid errichtete er am 10. März 1851 eine neue 
Anordnung, welche mit ven Worten beginnt: Im Nachhauge zu meinem 
Zeftament vom 30. October 1840 verfüge ich, daß die angebeuteten 
Vermächtniſſe in größerem oder geringerem Betrag nad). dem Ausmaß 
zu beftehen haben, wie fie nachftehend angeführt werben, wogegen die in 
ber gegenwärtigen Verfügung nicht genannten annullirt fein ſollen“, und 
mit ven Worten fließt: „Unter Entkräftung aller abgejonverten Ver⸗ 
mächtniffe und gemachten ober noch zu machenven Schenkungen... Ich 
wiberrufe jede meiner. frühereren legtiwilligen Anordnungen, mit Ausnahme 
der obermwähnten, die fih in zwei Exemplaren bei dem Tribunal befin 
det... ... .(conderogaai separati legati, donazioni fatte e da farsi.... 
Annullo qualunque mia disposizione anteriorediultima volontänon com- 
presa la sopra accennata esistente in duplo in Tribunale.....). Ge⸗ 
ftügt auf die legtwillige Anorbnung nom 26. Auguft 1841 begehrte A, 
der Sohn ver Schweiter des Teſtators, Sofefine M, die Anerkennung der 
Giltigfeit dieſes legten: Willens und die VBerurtheilung des Univerjal- 
erben B zur Errichtung, der Hälfte eines darin zu Gunſten der Söhne 
ber Joſefine M angeorbneten Vermächtniſſes im Betrage von 5000 Lire 
ſammt 4 Bercent Berzugszinfen. Die erfte Inſtanz wies das Klagebegeh⸗ 
ren durchaus zurüd. Die zweite Inftanz erkannte zwar die Giltigkeit 
des gedachten Teſtamentes an, wies jedoch die Klage aus anderen, nicht 
hierher gehörigen Gründen zur Zeit ab. Die dritte Inſtanz beftätigte 
das Urtheil der erften Inftanz aus folgenden Gründen: „Aus den vers 
ſchiedenen Anordnungen des Erblaſſers M geht hervor, daß derſelbe fich 
der ambulatoria hominis voluntas usque ad supremum vitae exitum gar 
wohl bewußt war; daß er fich felbft, wenn auch auf eine geſetzlich nicht 
bindende Weife, in der zu raſchen Aenderung oder Wiverrufung feiner 
legten Willenserflärungen,. aber nicht für immer, fondern zeitlich, wie Der 
Deilag in dem Teſtamente vom 30. Detober 1840 bis Ende Jänner 
1842, und im Teftamente vom 26. Anguft 1841 bis Ende des Jahres 
1842 zeigt, befchränfen wollte; daß er immer in ver fpäteren bie früheren 
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Berfügungen im Allgemeinen aufzuheben fich genöthigt glaubte, daher 
dieſes auch in feiner legten Erflärung vom 10. März 1851 ausdrücklich 
gethan, aber zugleich, und nur dort, ausdrücklich blos das Teftament vom 
30. Detober 1840 und den Anhang vom 8. März 1843 aufrecht ge⸗ 
halten, bie anderen Anordnungen annullirt, und fomit auf das Deutlichfte 
feine Willensmeinung hundgegeben hat, daß das dort gar nicht erwähnte 
Teftament vom 26. Auguft 1841 ungiltig fein folle. Es Tann feinem 
Zweifel unterliegen, daß nach 8. 713a.6. G. B. durch die jpätere Willens- 
erflärung vom Jahre 1851 die Aufhebung der Anordnung vom Jahre 
1841, wenn felbe auch nicht mit fpeciellee Beziehung erfolgte, als vor⸗ 
handen anzufehen ift, foferne man ver im Teftamente vom 26. Auguft 
1841 enthaltenen Claufel nicht die vis derogatoria für fünftige Anord⸗ 
nungen über das Jahr 1842 hinaus nah 8. 713 a. b. ©. B. beilegen 
kaun. In der Erwägung nun, daß nicht unwefentliche Bedenken ver An» 
nahme einer derogatoriichen Clauſel in dem Teſtament vom 26. Auguft 
1841 darum entgegenftehen, weil darin von einem Beilage, daß fpätere 
Anordnungen null und nichtig fein follen, wenn fie nicht mit den bes 
ftimmten Worten bezeichnet find, oder ven Beifag ausdrücklich aufheben, 
nichts enthalten ift, und weil ber Ausbrud „deroga* in allen Documen⸗ 
ten vom 20. October 1840, 26. Auguft 1841 und 10. März; 1851, 
aber une in dem legten mit ausdrücklicher Hinweifung auf künftige Anz 
orbnungen (da farsi) vorkommt; — in ver Erwägung, daß, wenn jelbit 
die derogatoriſche Elaufel als begründet angenommen würde, doch ihre 
Wirkung nad) dem Willen des Erblaſſers nur auf das Jahr 1842 be- 
Ihränft ericheinen muß, weil ja die ganze Anorbrnung vom Jahre 1841 
nur bis dahin als unwiderruflich angefehen werben follte, und die Claus 
jel doch nur beigefilgt war, um dieſe Unwiderruflichkeit zu ſichern; — in 
der Erwägung endlich, daß die jpäteren Anordnungen des Erblaſſers 
volle Beruhigung darliber gewähren, daß er nur in der angebeuteten 
Weiſe jene Aufhebung im Teftamente vom 26. Augnft 1841 aufgefaßt 
und fih in ber freien Berfügung durch Die Mare Bezeichnung ber teſta⸗ 
mentariſchen Anordnungen, welche er allen aufrecht erhalten wiſſen wollte, 
gänzlich ungebunden angefehen bat: formte die vom Kläger behauptete 
Wirkung des Berfages im Teftamente vom 26. Auguft 1341 nicht be- 
gründet eradhtet, und mußte das erftrichterliche Urtheil beftätigt werden.” 
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Nr. 184. 


Löſchung einer intabulirten Sabpoft nah Ablauf der im 
Hofdecrete vom 29. Auguft 1818, Nr. 1488 9. ©, ©, 


und im Hofvecret vom 4. Juni 1819, Nr. 1567 39.8. S. 
feſtgeſetzten iger Friſt. 

€ v. & April 1856, Nr. 2981 leigförmigen 

—**8 des * G. —— som_5. en abe, Kr 2 uns Dt un des 

8%. G. Graz v. Nov. 1855, Nr. . 1856, 

In einem Nechtöftreite handelte e8 fich um je —S 8 die 
vom Eigenthümer des hypothecirten Gutes, der die intabulirte Forberung 
als eine nicht zu Recht beſtehende zu zahlen nicht für fchulbig erkannt 
wurde, angeſuchte Löſchnng berfelben troß ber eingewenveten Berjährung 
von 3 Jahren zu geftatten ſei over nicht. Sämmtliche Inftanzen beant- 
worteten biefe Frage bejahend, der oberfte Gerichtshof mit folgender Mo⸗ 
tivirung: „Die beiden Hofdecrete vom 29. Auguft 1818 und 4. Inni 
1819 ftehen mit ven SS. 1467, 1469 und 1478 a. b. G. 2. im Zu- 
ſammenhange; fie find eine Folgerung ans dieſen Beſtimmungen des Ge 
ſetzbuches, daß ber breijährige, auf einem rechtmäßigen Titel beruhende 
tebliche und echte Tabularbefik die Erfiuung des eingetragenen Rechtes 
begründe, daß aljo bei einem ſolchen Befige und nad) vollenbeter Erfigung 
eine Beſtreitung des eingetragenen Titels nicht mehr zuläffig fei, weil mit 
der vollendeten Erſitzung von Seite des Berechtigten ber Widerſpruch da⸗ 
gegen erlojchen fei; baß aljo der durch die eingetragene Urkunde fich ver- 
fest Erachtende Die Löſchung diefer Urkunde vor Verlauf der Erfigungs- 
zeit gegen den Berechtigten anzufuchen, alfo zu Hagen babe. Es ift dadurch, 
Daß der gewöhnliche Weg der Klage angegeben ift, nicht ansgeihloffen, 
daß die fragliche Urkunde dem daraus Berechtigten gegenliber, wenn and 
nicht der Derpflichtete, fondern der Berechtigte als Kläger vor Ablauf 
feiner Erfigungszeit auftritt, als eine unwirkſame oder ungiltige erflärt 
werben könne, oder daß ein dieſen Ausipruch enthaltendes, wenngleich nach 
drei Jahren ergangenes, aber auf die vor Ablauf von 3 Jahren einge- 
brachte Klage des intabulirten Gläubigers ſich beziehenves Urtheil wicht 
geeignet fei, die Erfigung für den Eingetragenen auszuſchließen. Die 

entige Geflagte hat mit Klage vom 25. October 1849, alfo vor Ablauf 
ihrer Erfigungszeit von 3 Jahren, ven heutigen Kläger auf Bezahlung 
der 1000 fl. aus dem Schulobriefe vom 30. November 1847, um den 
es fidy eben handelt, belangt und es wurbe mit dem rechtskräftigen Ur- 
theile erfter Inftanz vom 6. Februar 1852 ausgeſprochen, daß das in 
diefem Schuldbriefe beftätigte Darlehenscapital nicht zugezählt, und Ge: 
Uagter ſolches zu bezahlen nicht ſchuldig ſei. Diefes Urtheil muß auf den 
Tag der Klage, d. i. ven 25. October 1849 zurüdbezogen, alfo bezüglich 
feiner Wirkungen als am 25. October 1849 ergangen angeſehen werben. 





— 205 — 


Der Schulbdbrief iſt alſo vor Verlauf von 2 Jahren a dato feiner Inta⸗ 
bulation als Darlehensſchuldbrief gerattich für ungiltig erflärt werben; 
er haftet alfo für die angebliche Darlehensgläuberin indebite und ein 
Pfandrecht kann nur fir eine giltige Forderung beſtehen. Die Geklagte 
mußte auch willen, daß fie ein Darlehen der Ausftelferin jenes Schuld- 
briefes nicht zugezählt habe; fie faun daher and nur als eine unredliche 
oder unechte Pfanpbefigerin angefehen werben; fie konnte fomit ben 
Pfandbeſitz durch Erfisung nicht erwerben, und hatte vom 25. October 
1849 an feinen rechtmäßigen Titel mehr zur Fortſetzung der Erfigung. 
St aber von ihrer Seite die Erfigung wegen Mangels der gejeglihen 
Erfordernifie Binnen 3 Jahren nicht eingetreten, jo kann auch von einer 
Verjährung des Löſchungsrechtes ihres Gegners nicht die Rede fein. Von 
einer felbftftändigen Verjährung des heutigen Klagerechtes, ohne Con- 
nerion mit einer gegentheiligen Erfigung, ift ohnehin nicht die Frage. 
Daß der Befiger einer Realität, worauf Poſten indebite haften, deren. 
Löſchung zu verlangen berechtigt jet, kann nicht bezweifelt werden, wenn 
auch das Hofvecret vom 20. November 1818, Nr. 1519 3. G. S., 


nicht beſtünde.“ 


Nr. 188. 
Dauer eines ſiuſhwigen erneuerten Miethvertrages. 
Entſch. vom 8. April 1556, Ar. 3355 (Belt. des da re de8 8, ©, 


Zember vum 28, * 856, Nr. 986 abünd, D.8% 6 
Gesmberg v. März 1505, ir. 4848), ©, — Nr, 88, ® 
B fünbigte am 33. Nov. 1355 feinem Miethmann A die vermiethete 
Wohnung gerichtlicd dahin auf, daß diejelbe bis 1. April 1856 geräumt 
fein follte. A legte dieſe Auffünbigung zurück, indem er einwendete, daß 
er im Monate December 1848 die Wohnung auf die Dauer von 3 Jahren, 
vom 1. Jänner 1849 angefangen, mitteljt eines fchriftlichen Vertrages 
gemiethet babe, daß nach Ablauf der dreijährigen Miethzeit durch Ein- 
verftändniß beider Theile die fragliche Miethe auf weitere drei Jahre, 
vom 1. Sänner 1852 bis Ende December 1854, ausprüdlich erneuert 
und auf die Grundlage hin der bevungene Miethzins in halbjährigen 
Raten vorhinein pünktlich abgeflihrt wirede ; daß demnach die Miethe feit- 
ber ftillfchweigend immer von einem halben Jahre zum anderen erneuert 
und fomit bet unterlaffener gehöriger Auffünbigung bis Ende Juni 1856 
(und nicht bis 1. April 1856) verlängert wurbe. Weber bieje Thatſache 
trug A dem B den Haupteid auf. B machte geltend, daß ſelbſt im Falle 
ber von ihm widerſprochenen Exiſtenz jenes ſchrifilichen Miethvertrages 
beunod die Erneuerung der Miethe nur mimdlich ſtatigefunden habe, wor⸗ 
nach zufolge des Ausziehpatentes vom 21. September 1792 die Miethe 
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nur auf ein Vierteljahr als verlängert anzuſehen ſei, und eine ſechs⸗ 
wöchentliche Aufkündigung vor Ablauf des mit 1. Jänner 1856 begin⸗ 
nenden Vierteljahrsterming genüge. Die erfte Inftanz erfannte auf den 
von A aufgetragenen Haupteid. Die zweite Inftanz dagegen erklärte 
die Wohnungsauflündigung für unbedingt wirffam. Die dritte Inftanz 
beftätigte dieſe Entſcheidung aus folgenden Gründen: „Das Hofdecret 
vom 16. Yänner 1813, Nr. 1024, beftimmt ausdrücklich, daß in Aus» 
ziehfachen nur die Miethorbnung für die Stabt Lemberg vom 21. Sep- 
tember 1792 (Michel II, Nr. 1313) maßgebenp jet, daher auch bie 
Stage, auf welche Zeit ein Miethvertrag ftillichweigend erneuert werden 
kann, und welder Kündigungstermin einzutreten habe, nicht nach den 
Beftimmungen des a. b. G. B. (88. 1115, 1116), ſondern nur nad 
dieſer Miethordnung beurtheilt werden kann. Der Abſatz 1 dieſer Mieth⸗ 
ordnung beſtimmt zwar, daß Miethverträge entweder mündlich oder 
ſchriftlich geſchloſſen werden können; dagegen aber ſetzt der Abſatz 3 aus⸗ 
drücklich feſt, daß nicht ſchriftlich geſchloſſene Miethverträge nicht länger 
als für ein Vierteljahr gelten können, für welchen Fall der Abſatz 2 den 
Aufkündigungstermin von 6 Wochen normirt. Es kann demnach A 
daraus, daß der Miethvertrag urſprünglich ſchriftlich auf 3 Jahre, vom 
1. Jänner 1849 bis letzten December 1851, geſchloſſen, dann aber auf 
weitere 3 Jahre mündlich erneuert wurde, nicht den Schluß ziehen, daß 
vie jpäteren ſtillſchweigenden Erneuerungen auf ein halbes Jahr ftattfan- 
den, indem wegen Abganges eines fehriftlichen Vertrages für die letztere 
Periode die ſtillſchweigende Ernenerung nad Abſatz 3 der Miethorbnung 
nur auf 3 Monate angenommen werben Tann. Bei diefer Sachlage ent» 
jpricht Die von B unter dem 23. November 1855 gerichtlich erwirkte und 
dem A am 26. November 1855 zugeftellte Auffündigung mit dem Räu⸗ 
mungstermine bis 1. April 1856 vollfommen ven Beflimmungen ver 
Miethordnung, da bie ftillichweigende Vertragserneuerung nur für ein 
Vierteljahr, d. i. vom 1. Sänner 1856 bis Ende März 1856, eingetre- 
ten fein konnte. Das Oberlandesgericht hat daher ganz mit Recht biefe 
Wohnungsauffündigung ſchlechterdings für wirkſam erflärt.“ 
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Nr. 186. 
Auslegung eines Teſtamentes: Legat des Fruchtgenuſſes 
oder Erbeinſetzung mit fideiconmiſſeriſcher Subſtitution? 


Entſch. vom 9. April 1856, Nr. eſt. des Urtheils des L. G. 
Babın v. 18, Augnft 1800, Mr * —F änd. des Urtheils des O. L. G. 
euedig v. 23. Nov. 1 Rt, Giorn. di Giurispr. pr. 1866, 


M hatte mit feinem Bruder N in ungetrennter Gemeinfchaft des 
Bermögens gelebt. Er hinterließ ein Teftament, worin e8 heißt: „Ich 








— 207 — 


will, daß mein Bruder N, fo lange er lebt, den Fruchtgenuß meines 
Bermögens habe." Nun folgt die Anordnung einiger Xegate; dann heißt 
es: „Zum Erben meines geſammten übrigen Vermögens, nad dem 
Tode meines Bruders N, welches ich nach den Einkünften auf .... an⸗ 
ſchlage, ernenne ich den A, und für den Fall, daß A ftirbt, ehe er in 
ven Befiß der Herrihaft gelangt, fubftituire ih ihm den B.“ — Beim 
Tode des M tritt A im Einverftänpniß mit N die Erbichaft unbedingt an, 
und diefe Beiden werben fofort in Beſitz und Genuß verfelben geſetzt. 
Nun überreichte B eine bedingte Exrbserflärung, welcher A in einer Klage 
entgegentritt mit dem Begehren, zu erfennen: Es ftehe dem B fein Erb- 
reht an der Verlaſſenſchaft des M zu. 

Die erſte Inftanz wies das Klagebegehren zurück, und berief ſich 
bei Auslegung des Teftamentes, namentlich auf die verſchiedenen bezüig- 
lich der Legate dem N in einzelnen Punkten des Teftamentes auferlegten 
Pflihten und eingeräumten Rechte, woraus gefolgert wurde, daß feine 
Stellung nicht die eines Fruchtnießers, ſondern bie eines unter Anord⸗ 
nung einer fideicommiflarifchen Subftitution eingejegten Erben fei. Die 
zweite Inftanz gab dem Klagebegehren aus folgenden Gründen ftatt: 

Wenn über die Worte fein Zweifel fein kann, darf eine Unter- 
fuhung des Willens des Erblafferd gar nicht zuerft zugelafien merben. 
Diefer allgemeine Grundſatz muß auch bei Beurtheilung des ftreitigen 
Teftamented ...... in Anwendung gebradyt werden .... Niemals hat 
ber Erblaſſer, indem er in jenem Actenſtücke von feinem Bruder ſprach, 
fir) des Ausdruckes „Erbe* oder gar „eingefegter Erbe“ bedient, niemals 
hat er, indem er ven A nannte, von Subftitution gefprodhen. Die vom 
Erblafler zur Bezeichnung deſſen, was er feinem Bruder und was er bem 
A zugedacht hat, gewählten Ausprüde geben in ihrem juriftiihen und 
materiellen Sinne deutlich zu erkennen, daß er ven Neffen A zum birecten 
Erben einfegen, feinem Bruder N dagegen blos ein Legat des Yruchtge- 
nuſſes ausfegen, nicht aber ven letteren zum Erben unter fiveicommif- 
farifcher Subftitution des erfteren einfegen wollte. Dazu, daß eine fibei- 
commiſſariſche Subftitution im Sinne des 8.608 a. b. ©. B. beftehe, ift 
es unerläßlich, daß der Erblaffer dem Erben die Verpflichtung auferlege, 
die Erbichaft einem zweiten, von ihm ebenfall® genannten Erben zu hin⸗ 
terlaffen. Allein in dem ftreitigen Teftamente ift weder N dem Namen 
nach als Erbe bezeichnet, noch ift ihm ausprüdlich die Pflicht auferlegt, 
den Nachlaß auf A zu übertragen. Die Unterfuhung über die Beichaffen- 
heit der verſchiedenen, durch das Teſtament dem N zuerfannten Rechte 
und auferlegten Verpflichtungen wird nuglos angefichts eines Geſetzes, 
welches, wie eben bemerkt wurde, die Unterjuchung des Willens des Erblaſ⸗ 
ſers da, wo die Worte feinem Zweifel Raum geben, nicht zuläßt, eines Ge- 
ſetzes, welches nurin eine mtarativ angeführten Falle, nämlich im Falle des 
8.610 a. b. ©. 3. eine ftillfchweigende fideicommiſſariſche Subſtitution 
anerfannt. Jedenfalls find auch die dem N eingeräumten Rechte und auf- 
erlegten Pflichten nicht gänzlich unvereinbar mit dem Charakter eines 
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einfachen Fruchtnießers; wären fie e8 aber auch, fo ift es durchaus nichts 
Undenkbares, daß ver Erblaſſer die Rechte und Pflichten des Erben eins 
Ihränft und dagegen die des einfachen Fruchtnießers erweitert. Daraus 
ermädhft noch keineswegs eine praesumtio juris, daß der Erblafler ftatt 
des Legats des Truchtgenuffes eine auf das Leben des Bedachten be⸗ 
ſchränkte Erbeseinfegung im Sinne gehabt Habe. “Daß ver Erblafler 
feinem Bruder N eine unbedingte Verpflichtung auferlegt bat, gewiſſe Le⸗ 
gate zu entrichten, ift weber etwas Ungewöhnliches noch Auffallenves; 
die in Geld zu entrichtenden hat er lediglich zu verzinjen, was mit 
den geſetzlichen Pflichten des Fruchtnießers volllommen übereinftimntt, 
während, was das Capital betrifft, ihm blos das Recht eingeräumt iſt, 
dasſelbe während der Dauer des Fruchtgenuſſes zurüdzuzahlen. Bezüglich 
der übrigen Legate ift die Verpflichtung ver Zahlung dem N keineswegs 
in deutlicher und unzweifelhafter Weije auferlegt, es ift ihm nur das 
Recht der Wahl bezüglich des vermachten Gegenftandes eingeräumt... .... 
Eine Belaftung diefer Art ändert übrigens in feinem Falle etwas an ver 
Natur der zu Gunften einer Perjon getroffenen Anorbnung und ver- 
wandelt einen Legatar nicht in einen Erben, da nach dem Gefege auch 
einem einfachen Legatar eine ſolche Laſt auferlegt werben kann, was um⸗ 
fomehr von demjenigen gelten muß, welchen der Fruchtgenuß ber ge- 
ſammten Erbſchaft vermadht wird. Dasjelbe läßt fih von bem, dem N 
eingeräumten Rechte jagen, einen Theil der zur Erbſchaft gehörigen 
Grundſtücke zu verlaufen, um ben Erlös zur Bezahlung der Geld⸗Legate 
zu verwenden, da man allgemein annimmt, daß ein ſolches Recht auch 
mit dem einfachen Fruchtgenuß ganz wohl vereinbar ift, wenn ber Erb⸗ 
laſſer dasſelbe zu einem beftimmten nothwendigen und nüglichen Zwecke 
eingeräumt hat. Auch die Gründe, welche aus den vom Erblaſſer bei der 
Einſetzung des A zum Erben, ſowie bei der Subſtitution bes B gebrauchten 
Ausprüde hervorgenommen werben, laſſen fich micht halten. Der Erblaſſer 
hat nicht einfach gejchrieben: „„zum Erben meines gefammten übrigen 
Dermögens nad) dem Tode meines Bruders ernenne ich den A““ zwilchen 
den Worten: „„Bruder“ und „ernenne ich““ finden ſich einige andere 
Sätze, nämlid die Berechnung des Vermögens, weldes, wie ex auf 
Grund der Yahreseinfünfte berechnete, dem Erben zufallen würde, wor⸗ 
aus folgt, daß man aus jenen Worten nicht auf die Abficht, eine Subfti- 
tution anzuordnen, fondern auf die zu inſtituiren fchließen fan, daß viel- 
mehr jene Worte „„nach dem Tode meines Bruders““ ſich gar nicht 
auf die Erbeseinfegung, ſondern anf den Beſtand des Vermögens be- 
ziehen. Wenn ferner der Erblaffer, indem er von der Subftitution des 
B ſprach, fi fo ausprüdte, daß dieſelbe dann eintreten follte, wenn A 
ftirbt, ehe er in den Beſitz feines Vermögens gelangt, fo kann daraus 
auch nicht gefolgert werben, daß A als fubftituirter, nicht als inftituirter 
Erbe angejehen werben follte; denn indem ver Erblafter von dem Be⸗ 
fige der Erbichaft ſprach, meinte er offenbar nicht den materiellen, ſondern 
ben juriftifchen Befig (possesso di diritto). Spricht man aber im jurifti« 
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hen Sinne vom Beſitz der Erbichaft, fo verfteht man darunter immer 
den rechtlichen Befig (possesso di diritto), wie auch aus 8. 797 a. b. G. B. 
hervorgeht, — und dieſer juriftifche Befit wird auch, wo es fih um eine 
zu Gunften eines Dritten mit Fruchtgenuß belaftete Erbſchaft handelt, 
mit dem Lage erworben, wo ber Erbe die Erbſchaft annimmt, nicht aber 
erft mit dem Tage, wo der Fruchtgenuß bes Dritten aufhört. Aus dieſen 
Grünen ift das Oberlandesgericht der Anficht, daß das fragliche Teſta⸗ 
ment nicht eine fideicommiſſariſche Subftitution, ſondern nur ein Legat 
bes Fruchtgenuſſes am gefammten Vermögen zu Gunften des N und eine 
directe Erbseinfegung zu Gunften des A mit gemeiner Subftitution des 
B für den Fall enthalte, daß A früher als der Erblafier ftirbt. Daraus 
folgt, daß Die gemeine Subftitution zu Gunften des B in dem Augenblide 
erlojh, wo A den Erblafler überlebt und deſſen Erbſchaft angetreten hat.“ 

Der oberite Gerichtshof bejtätigte Die Entſcheidung der erften In⸗ 
ftanz aus nachftehenden Gründen: „Der wirkliche und einzige Mittel- 
punft des Proceſſes ift die Frage, ob nad) ver wahren Abficht des M das 
Recht des von ihm ernannten Erben A fchon in dem Augenblide, wo er 
ihn überlebte, ein volles und unbedingtes geworben ift, oder ob.... e8 
von der Suspenfinbedingung abhängt, daß der Fruchtnießer N vor dem 
A fterbe. Dafür nun, daß die Frage im legteren Sinne entjchieden werde, 
ſprechen ſowohl vie einzelnen Gefege und Anordnungen des fraglichen 
Teſtamentes, als auch die Darlegung der eigentlichen Abficht des Tefta- 
tor8, die in dem Inhalte des Actenftüdes jelbft fich findet. Denn einer- 
jeit8 findet man darin, daß A für die Zeit nad) dem Tode des Bruders N 
zum Erben eingejegt ift, und e8 wird ihm B für den Fall fubftituirt, Daß 
A ftirbt, ehe er in den Beſitz des mit dem Fruchtgenuß belafteten Ver- 
mögen gelangt. Auf ber anderen Seite zeigt fi) die Abficht des Erb⸗ 
laſſers, das Vermögen, welches er bis dahin in Gemeinjhaft mit feinem 
Bruder beſeſſen hatte, wenigftens bis zum Tode des Letzteren ungetheilt 
beifammen zu laflen, und nur die Weberlieferung desſelben auf die näch⸗ 
ften Verwandten vorzubereiten. Mit diefer Abficht des Erblafjerd würde 
e8 aber offenbar im Widerſpruch geftanden haben, hätte er ſchon jeßt 
dem eingejegten Erben die freie Verfügung über ven Nachlaß eingeräumt, 
bie Subftitution des B noch bei Lebzeiten des N ausgeſchloſſen, und es 
jo möglich gemacht, daß noch vor dem Tode der als Mittelpunft und 
Haupt der Familie eingefegten Perfon, welche über bie geſammten Ein- 
fünfte nad) Willkür und ohne die Intervention Anderer als der nächſten 
DBlutsverwandten, verfügen follte, Fremde als Eigenthümer ſich ein- 
miſchen könnten.“ 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 14 
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Nr. 187. 


Meberreihung der Appellationsanmeldung und Beſchwerden 
im fummarifchen Verfahren in simplo. 


Entf. vom 9, April 1856, Nr. 3251 (Belt. des Beſcheides des B. ©. 
Wiftelbadh v. 17. Jänner 1856, Nr. 302, Aufpebung des Befheibeß dB 
O. L. G. Wien v. 12, Februar 1856, Nr, ). G. 9. 1858, S. 74, 75, 

Die Appellanten wider ein nach abgeführtem jummarifchen Verfahren 
ergangenes Urtheil brachten bie Appellationsanmeldung und Beſchwerden 
in simplo ein. Die erfte Inftanz ftellte viefelben mit dem Bemerken zu- 
rüd, daß ein Duplicat von denjelben zu verfaflen und die Beſchwerden in 
duplo binnen 3 Tagen um fo gewilfer einzubringen feien, als diejelben 
fonft nicht als rechtzeitig eingebracht betrachtet würden. Die zweite In- 
ftanz gab dem Recurſe wider dieſen Beſcheid ftatt, und trug dem Bezirks- 
gerichte auf, die Appellationsanmeldung und »Beichwerven ohne Abfor- 
derung eines Duplicates zu erledigen, „va der $. 44 der Borjhrift für 
das ſummariſche Verfahren die Appellationseinrede nicht zuläßt, und fich 
fonach die Ueberreihung eines Duplums der Appellationsfchrift als zweck⸗ 
[08 darftellt“. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrihterliche 
Entſcheidung „in der Erwägung, daß bie allerh. Entſchließung vom 18. Oe⸗ 
tober 1845 über das ſummariſche Verfahren bezüglich der Zuftellung der 
Appellationsanmeldung an den Gegentheil weder im 8. 44 noch ſonſtwo 
etwas verfügt, daß fomit nad) $. 7 vie diesfalls über das gerichtliche 
Verfahren ertheilten allgemeinen VBorfchriften und das Hofvecret vom 
15. Sänner 1787, Nr. 621 3. ©. ©. (Weffely I, Nr. 811), welches 
anordnet, daß jede Appellationsanmeldung dem Gegentheile zuzuftellen 
fei, zu befolgen find.“ 


Kr. 188. 


Zuftändigfeit der üfterreichifchen Gerichte zur Abhandlung 

des Nachlaffes von Ausländern, welche in Oeſterreich ihren 
| Wohnſitz hatten. 

Entid. vom 15, April 1000, nen 18 2 sieh Beſcheides der Prütnr 


Mailand vom 22, Non. 1855, . der Berorduung des 
O. L. G. Mailand v. 27, u 1855, 8 13483). Gaz. d. Trib. 1856, 


Ein ſardiniſcher Staatsbürger, welcher jeit vielen Jahren in Mai⸗ 
land feinen Wohnfig hatte, ftarb daſelbſt, uud hinterließ ein Teftament, 
in welchem eine öſterreichiſche Staatsbürgerin als Univerjalerbin einge- 
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fest war ; die nächjten gefeglichen Erben waren mit Legaten bedacht, und 
fanden ſich überdies mit der Univerfalerbin ab. Die legtere juchte bei der 
Stabtprätur Mailand um Abhandlung des Nachlafles an; dagegen 
erhoben aber entfernte Verwandte des Erblaffers Einiprache, indem fie, 
beftritten, daß der Xestere feinen Wohnfig in Mailand gehabt habe. Da 
indeß das Gegentheil nachgewiejen wurde, erflärte ſich die Stabtprätur 
für zuftändig. Die zweite Inſtanz ſprach die Incompetenz ver Prätur 
aus, weil das bloße Begehren der vermuthlichen Erben nicht ausreichen 
fünne, um die Zuftändigfeit im Sinne des 8. 140 des Patentes vom 
9. Auguft 1854 zu begründen, wenn andere Perjonen, die ſich als Be⸗ 
theiligte melden, dagegen Einſprache erheben. Der oberfte Gerichtähof 
beftätigte die Entſcheidung der erften Inflanz aus folgenden Gründen: 
„Da es fih um den Todesfall eines Ausländers handelt, welcher jeit 
langer Zeit feinen dauernden Aufenthalt in Mailand genommen hat, 
mußte ber öfterreichifche Richter nach ven Beitimmungen des Gejeges vom 
9. Auguft 1854 die inländische Iurispiction geltend machen, und er konnte 
fih nah 8.2 Nr. 7 des erwähnten Geſetzes davon jedenfalls nicht durch 
nadte Behauptungen abbringen laffen, am allerwenigften, wenn, wie im 
vorliegenden Falle, ein innerhalb des öfterreihifchen Kaiſerſtaates errich- 
tetes, mit allen äußerlichen, von den inländiſchen Gefegen vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten verjehenes Teſtament befteht, welches eine in Defterreich. 
wohnhafte Perfon, die Recurrentin nämlich, als Erbin einjegt. Nach 
8. 24 des erwähnten Geſetzes obliegt überdies dem Richter die Pflicht, 
bie Berlafienihaftschhandlung vorzunehmen, wenn bie bierlands befind- 
Iihen Betheiligten dies ausdrücklich verlangen; ferner ift das ganze Ver⸗ 
fahren lediglich nach ven SS. 75 und 140 dieſes Geſetzes einzurichten, 
folange nicht ein gegrümndetes Motiv vorhanden ift, davon abzumeichen, 
Dazu aber können jedenfalls nicht bloße Behauptungen genügen, welche 
von Perſonen ausgehen, die ihre Erbrechte nicht formell gelten gemacht 
haben, ja nicht eimal die Abficht zu erkennen geben, die Giltigfeit des 
Teſtamentes anzufechten, und feinen Beweis für ihre Anfprüche vor- 
gebracht haben, die doch felbft im Verfahren außer Streitjachen gebührend 
gerechtfertigt werden müßten.“ 


14* 
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Nr. 189. 


Haftung des Cedenten im alle der uneinbringlihkeit der 
cedirten Forderung, wenn die Ceſſionsvaluta in einer For—⸗ 
derung beſteht. 


Eutſch. v. 15. April 1856, Nr. 3050 (Beſt. des Urtheils der Prütur Spi⸗ 
limbergo vom 29. Ron. 1855, Nr. 8784, —— des ttheius bei ee 
O. 8. ©. Benedig vom 12, Gebrugr — co d. Trib. 


A hatte vem B eine Forderung an C im Betrage von 163 Lire 
cebirt, wogegen B beim A eine Forderung an D im Betrage von 191 Lire 
abtrat. Als A mit feiner Klage gegen D abgewieſen war, verlangte er 
von B die Zahlung von 163 Lire. Seine viesfällige Klage wurbe in 
erfter und dritter Inſtanz mit dem Vorbehalt, daß e8 ihm freiftehe, 
die Rüdftelung der Schulpverfchreibung des C über 163 Lire zu verlan- 
gen, abgewiejen, weil der Geflagte behauptete, er habe auch von C die 
Zahlung nicht erlangen können, eine Behauptnng, wider welche A einen 
Beweis nicht vorbradhte. Die zweite Inftanz hatte vem Slagebegehren 
gemäß erkannt, weil B die Uneinbringlichkeit der ihm cedirten Forderung 
nicht bewiejen habe. Dagegen beißt e8 über dieſen Punkt in den Ent- 
ſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofs: „Im Stimme des 8. 1397 
a. b. ©. 2. haftet ver Cedent nicht für mehr als er vom Ceſſionar 
erhalten bat; das Begehren des Klägers, auf Zahlung einer Baarſumme 
von 163 Lire zu erkennen, ift daher unhaltbar, jo lange diefer Betrag 
dem B nicht eingegangen ift; darüber aber hat Kläger keinen Beweis vor» 
gebracht, währenp ver Geflagte es läugnet und vielmehr behauptet, es 
jet bis jegt jeder Verſuch, vom Schuldner die Zahlung zu erlangen, fehl⸗ 
geſchlagen.“ 


Nr. 190. 


Zufäfigei der Auftragung des Hanpteidved an den im 
Proceffe nicht befangenen Cedenten, 


Entf. von 16, April 1856, Nr. 1883 (Beit. des das lrspeit der Prä- 

tur icenza v. 2. Juni 1855, Nr. 10026 aband. Urtheild de O. 8. ©. 

Benedig v. 31, October 1855, Nr. 18612), ©, a 1897 , RX 8— Giorn. 
d. Giurispr. 1857 ©, 222, 


In einem Procefje des Ceffionard gegen den debitor cessus be- 
hauptete dieſer, daß ihm der Cedent die Schuld erlaffen habe, und erbot 
fi), Died dur) den dem Cedenten aufgetragenen referiblen Haupteid zu 
erweiſen. Die erfte Inſtanz hielt diefe Eivesauftragung für unftatthaft, 
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weil der Cedent feine Partei im Proceß bilde, und der 8. 265 ital. 
G. O. (8.203 a. ©. DO.) nur einen Streittheil zum Haupteid zulafle. 
Die zweite Inſtanz dagegen ließ dieſen Eid aus folgenden Gründen 
zu: „Der dem Cedenten aufgetragene Haupteid ift zuläffig; denn, obſchon 
jener dem Procefie nicht beigetreten ift, ftellt er mit dem Cefjionar im 
rechtlichen Sinne doch nur eine Perfon vor, da Letzterer fein Recht von 
Erſterem ableitet; jo gut der Ceſſionar eine vom Cedenten auögeftellte 
und erkannte Ouittung gegen ſich gelten Iaflen müßte, fo gut muß er 
auch die Erklärung als gegen fich wirkſam anjehen, welche durch den 
Haupteid erwiefen werben foll. Das Geſetz verbietet die Zulaſſung eines 
ſolchen Eides nicht, ja im 8. 238 prov. C. P. O. fir Ungarn und 
Eiebenbürgen ift e8 dem Ermeflen des Richter geradezu überlaſſen, auf 
Eide zu erkennen, melde im Proceſſe al8 Streittheile nicht fungirende 
Perfonen abzulegen haben.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes 
Urtheil mit Berufung auf die angeführten Gründe. 


Nr. 191. 


Auslegung und Behandlung einer von dem Erben in dem 

Einantwortungsgefich übernommenen Verpflichtung, — Ver: 

hältniß der inantwortungdurfunde zum Einantwortunge- 
geſuch. — Präjudicialerfenntniß. 


Entſch. v. 16. April 1856, Nr. 8673 ne ans Abänderun des Urtgeite 
des L. ©, Bu von 12, uni 1855 be ; .istheit 8 des 
O. L. G. Prag vom 9. Okt, 1855 Dr Zr 6 21 , Nr. 98. 


Die M hatte ihren Gatten B zum Univerfalerben eingefet, und 
ihren Verwandten mehrere Bermächtniffe ausgeſetzt, jedoch mit folgender 
Beſchränkung: „Diefe Legate ſoll mein Univerfalerbe nur dann bezahlen, 
warm e8 ihm beliebt; und wenn er nicht wollte, jo könnten dieſe Tegatare 
ihre ſaͤmmtlichen Legate erſt nach ſeinem Tode aus ſeiner Verlaſſenſchaft 
begehren; ſicherſtellen dürfen ſie ſelbe nicht; auch haben fie keine Intereſ— 
ſen anzufprechen als von feinem Todestage an. Wenn ein Legatar auch 
nur im Geringften gegen diefes Teftament auftritt und Pränotatton oder 
Sicherftellung anfuchen möchte, fo fol ihm nicht nur ſolche nicht bewil- 
ligt werden, fondern er verliert außerdem das Legat und hat nichts anzu⸗ 
ſprechen.“ Nach dem Tode der M trat B deren Erbſchaft auf Grund 
dieſes Teftamentes an, und liberreichte im Laufe der Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung am 22. September 1853 ein Gefuh um Einantwortung des 
Nachlaſſes, worin er erflärte, er wolle die von der Erblafferin beftimmten 
Legate bezahlen, und im alle, daß er fie nicht fogleich auszahle, dieſelben 
fiherftellen, und bat, daß ihm ver Nachlaß gegen dieſe Verpflichtung 
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eingeantwortet werde. In Folge veffen wurde ihm ver Nachlaß am 
22. October 1853 unter der von ihm freiwillig übernommenen Ver⸗ 
pflihtung: „die Legate zu bezahlen oder im Falle der nicht fogleichen 
Auszahlung fiherzuftellen“ eingeantwortet, und die Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung für beendet erflärt. Bon diefer Einantwortung wurden bie Le- 
gatare und barunter auch die A, welcher im Teſtament der M ein Legat 
pr. 2000 fl. ausgeſetzt war, durch Rathichlag verftändigt, welcher jedoch 
dahin lautet, daß B „angewiefen wurde, ihr das Legat pr. 2000 fl. 
auszuzahlen“. Als B fich weigerte, das Legat auszuzahlen, oder Sicher- 
ftellung für die fünftige Auszahlung zu leiten, ermirkte die A bie Prä- 
notation ihres Legats auf zwei Realitäten des B, und trat johin klagend 
gegen B auf, indem fie unter Berufung auf ben ihr zugeftellten Rath- 
ſchlag die Zahlung des ihr zugedachten Legats pr. 2000 fl. binnen 14 Ta⸗ 
gen nebſt 4% Verzugszinſen vom 1. December 1853 und die Aner- 
fennung der Pränotationsrechtfertigung begehrte. 

Die erfte Inftanz erkannte dem Klagebegehren durchaus gemäß, 
alſo auf fofortige Zahlung der 2000 fl. ſammt Berzugszinjen vom 1. De⸗ 
cember 1853 und Sicherftellung, in der Erwägung, daß der Geklagte 
in jeinem Einantwortungsgefuch jelbft auf die im Zeftament der M zu 
feinen Gunften beigefegten Beichränfungen verzichtet habe, welcher Ber: 
zicht bei jeiner Unbeftimmtheit ſowohl auf die Feſtſetzung einer beliebigen 
Zahlungszeit, als auf die Sicherftellung zu beziehen fei. — Die zweite 
Inftanz erkannte, der Geklagte ſei ſchuldig, das angeſprochene Legat 
binnen 14 Tagen zu bezahlen, o der aber im Falle der nicht ſogleichen 
Bezahlung ſicher zu ſtellen, von dem Betrage pr. 2000 fl. aber die ſeit 
dem Klagstage (11. Sept. 1554) —— 4% Verzugszinſen der Klä⸗ 
gerin binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Erecution zu bezahlen, und ſei die 
erwirkte Pränotation für gerechtfertigt zu halten. Die zweite Inſtanz 
fand den Geklagten deßhalb nicht zur fofortigen Zahlung ver 2000 fi. 
zu verurtheilen, weil die ihm in der Einantwortungsurfunde anferlegte 
Berpflichtung nur eine alternative fei. 

Die dritte Inftanz entſchied: ver Geflagte ſei ſchuldig, das von 
ber M für die A beftimmte Legat pr. 2000 fl. zu bezahlen; Dagegen 
werde die Klägerin mit ihrem Begehren, daß B ſchuldig erfannt werde, 
binnen 14 Tagen die Zahlung ver 2000 fl. nebſt 4% Berzugszin- 
jen feit 1. Dec, 1853 zu leiften, abgewiefen. Die Entſcheidung über bie 
Trage der Verpflichtung des Geklagten zur Sicherftellung des Legats 
entfalle buch den in den Urtheilen ver erften und zweiten Inftanz ent- 
haltenen iütbereinftimmenden Ausſpruch, wodurch Die peto. dieſes Legats 
erwirkte Pränotation für gerechtfertigt erfannt wurde, und es werben hin- 
ſichtlich dieſes Rechtfertigungsanſpruchs die diesfalls übereinſtimmenden 
Urtheile erſter und zweiter Inſtanz unberührt gelaſſen. Der oberſte Ge⸗ 
richtshof ging bei dieſer Urtheilsfällung 

„J. von der Erwägung aus, daß der eigentliche urſprüngliche und 
wahre Rechtsgrund, aus weichem die Klägerin von dem Geklagten die 
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Zahlung des Legats fordern Tann, doch nur das Teſtament ver M fei, 
welchem zufolge aber die Legatare vor dem Zope des Erben die Auszah- 
lung der Legate nicht fordern fünnen. Wollen fie ſchon gegenwärtig bie 
Zahlung der Legate, eine Berzinfung und eine Sicherftellung anfpredhen, 
fo müflen fie ven Rechtsgrund für diefen Anſpruch nachweifen. Ein fol- 
her Rechtsgrund liegt aber weber in dem lanvesgerichtlichen Beſcheide 
vom 22. October 1853, nody in dem Einantwortungsgejuche des B, 
noch in der Einantwortungsurfunde felbft, venn a) der gerichtliche Be- 
ſcheid vom 22. October 1853 ift nur der Klägerin, nicht aber dem Ge- 
klagten zugeftellt worden; er Tann daher auch nicht als gegen ihn rechts⸗ 
fräftig geworden angelehen werden. Er enthält aber auch nach feinem 
Wortlaute nur die Berpflichtung des B zur Zahlung überhaupt, Teines- 
wegs aber die Beftimmung der Zeit, wann die Zahlung zu leiften fe. 
Er ſpricht alſo in der Weſenheit nichts anderes aus, als was ſchon im 
Teftamente ausgeiprochen ift. Er kann und muß daher auch nur auf das 
Teftament und die darin enthaltene Anordnung bezogen werben, weil er 
feineswegs den Ausſpruch über eine Abänderung des Teftamentes ent- 
hält. b) In dem Einantwortungsgefuhe vom 22. September 1853 
bittet zwar B, ihm die Verlaſſenſchaft nad) feiner Gattin gegen dem ein- 
zuantworten, daß er ſchuldig und verbunden fei, bie Xegate zu bezahlen, 
und im Falle ver nicht fogleichen Auszahlung fiherzuftellen. Durch viefe 
Worte legt er ſich die einzige neue, ihm nach dem Zeftamente nicht ob- 
liegende Berbinvlichkeit, die zur Sicherftellung ver Legate, auf. Aber eine 
ausprücliche Erklärung, daß er ſich zur jogleihen Zahlung der Legate 
verbinde, Liegt in diefen Worten nicht; es Tann aber aud) daraus nicht 
gefolgert werben, daß er fich eine foldhe neue, im Teſtamente nicht be= 
gründete Berpflihtung habe auferlegen wollen, und e8 kann nad) allen 
Regeln der grammatiſchen und juriftiihen Auslegung in den angeführten 
Worten der von der Klägerin bineingelegte Sinn darin nicht gefunden 
werben; denn das Beriprechen ver Uebernahme einer neuen Verbindlich⸗ 
feit kann nur dann als rechtöverbindlich betrachtet werben, wenn dasſelbe 
ausdrücklich und beftimmt erflärt worben, oder wenn basjelbe aus dem 
Zufammenhange der obwaltenden Umftände deutlich zu entnehmen ift. 
Die Klägerin führt nun gar feine Umftände an, durch welche B bewogen 
worben fei, eine ſolche Verpflichtung zu übernehmen. Diefe feine Erflä- 
rung ift auch nur in einem Gefuche dem Gerichte gegenüber einfeitig 
abgegeben worden; fie muß alfo auch jo ausgelegt werben, wie fie ihm 
am wenigiten nachtheilig ift, nämlich dahin, daß er bitte: e8 möge ihm 
die durch das Teftament beftimmte Verpflichtung zur Bezahlung der Le⸗ 
gate und auch die Berbinplichkeit zur Sicherftellung derjelben, wenn er 
fie nicht fogleich bezahle, als Bedingung ber an ihn zu erlaffenden Ber- 
laffenihaftseinantwortung auferlegt werden. Es kann daher B auf Grund 
diefes feines Geſuches nur zur Bezahlung der Regate überhaupt, Feines- 
wegs aber zur Leiſtung binnen 14 Tagen ober binnen einer jonftigen 
beitimmten Frift verurtheilt werben. c) Ebenfowenig liegt ein Grund zu 
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einer folhen Berurtheilung in der Einantwortungsurfunde vom 22. Oe⸗ 
tober 1853, weil diefe nur Das, was B in feinem Geſuche erklärt bat, 
mit dem Unterfchieve ausſpricht, daß fie ftatt des won B gebrauchten 
Bindewortes „„und““ das Wörtchen „„oder““ zwiſchen dem erjten und 
zweiten Sate ber Berpflihtungserflärung feste; die Einführung dieſes 
eine Alternative bezeichnenden Wörtchens „„oder““ zeigt überdies beut- 
Ih, daß auch die Abhandlungsbehörde die Erklärung des B nur dahin 
verftanden habe, daß er ſich blos die Pflicht zur Zahlung überhaupt oder 
bie Verbinblichfeit zur Sicherftellung bis zur feinerzeitigen Zahlungs⸗ 
leiftung auferlegen wolle, weßhalb dieſe Behörde in der Einantwortungs- 
urkunde die Verpflichtung des B nur deutliher mit Beifügung der Alter- 
native tertirte. Da nun die Verpflichtung des Gellagten zur jofortigen 
Bezahlung nicht begründet ift, kann er auch nicht veruriheilt werben, 
biefe Zahlung binnen 14 Tagen zu leiften, weßhalb das Klagebegehren 
in biejer Beziehung abgewiejen werben muß. Dagegen muß in dem Urs 
theile ausbrüdlich ausgeſprochen werden, daß ver Geklagte ſchuldig fet, 
das eingellagte Legat zu bezahlen. Denn der Geflagte hat in jeiner Ein- 
rede wejentlich die Einwenbung erhoben, daß der Anſpruch auf Das Legat 
veßhalb ganz erlojchen fei, weil die Pränotation des Legates angefucht 
worben ift, nach ver teftamentarijhen Anordnung der Erblaflerin aber 
jever Legatar, welcher eine Pränotation begehrt, des Legates verluftig 
fein fol. Es muß daher in Folge dieſer Einwendung auch im vorliegenden: 
Proceſſe und im Urtheil deutlich ausgefprochen werben, ob der Geklagte 
bas Legat zu bezahlen ſchuldig bleibe over nicht, weil das Urtheil nicht 
ben Verhandlungsacten entipräche, und feinerzeit neuerdings das Legats- 
forverungsrecht überhaupt wieder in Frage geftellt werden könnte. Nach 
ben in biefem Proceſſe vorliegenden Verhandlungsacten ſtellt fich dieſe 
Einwendung des Geflagten als ungegründet dar, und fie muß deßhalb 
verworfen werben, weil ſich der Geklagte in feinem Einantwortungs- 
gejuche jelbft zur Sicherheitsleiftung verpflichtet bat, und weil die Ver⸗ 
pflihtung in der Einantwortungsurfunde .ald Bedingung ausgeſprochen, 
und von ihm dagegen fein Rechtsmittel ergriffen worden, viefelbe daher 
ben Legataren gegenüber rechtskräftig ift. Dadurch ift num eine Neuerung 
eingetreten, und bie Legatare waren zum Pränotationsbegehren beredy- 
tigt, weil der Geffagte nicht felbft die ihm obliegende Sicherftellungspflicht 
erfüllt hatte, Es kann daher die im Teftamente geſetzte Folge des Legat- 
verluftes nicht eintreten.“ 

„2. Der Geklagte ift durch die Urtheile erfter und zweiter Inſtanz 
nad) dem Klagebegehren für ſchuldig erfannt worden, 4% Zinfen von 
bem Legatsbetrage zu bezahlen. Allein diefe Verpflichtung zur Verzinſung 
liegt weber im Teftamente, noch in dem gerichtlichen Beſcheide won 
22. October 1853, noch in dem Einantwortungsgefuche, und in der Einant- 
iwortungsurfunde wird von einer Berzinfung nichts erwähnt. In dem 
Zeftamente wird vielmehr B für feine ganze Lebenszeit von jeder Zinjen- 
zahlung ausdrücklich befreit. Nach dem Gefege gebühren aber Berzuge- 
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zinſen nur dann, wenn den Berpflichtete in Leiſtung der Zahlung ſäumig 
if. Da jedoch die Zeit, in welcher die Regatare die Legate fordern kön⸗ 
nen, noch nicht eingetreten ift, dieſe Zeit fih aud im Vorhinein nicht 
beitimmen läßt, mußten bie Urtheile beider untern Inftanzen in dieſem 
Punkte vem Gejege gemäß auf Abweifung bes viesfälligen Klagebegeh- 
rend abgeändert werben.“ 

„3. Die Verpflichtung des Geflagten zur Sicherftellung des 
Legates entfällt, weil fie bereits durch die angefuchte und vollzogene Prä- 
notation bewirkt, diefe Pränotation auch durch die in dieſem Punkte iiber: 
einftimmenben Urtheile erfter und zweiter Inftanz als gerechtfertigt an- 
erfannt worden ift, ver Geflagte fih dagegen nicht bejchwert, ſondern 
ausbrüdlic bittet, das obergerichtliche Urtheil im dieſem Punkte zu. 
beftätigen; Dann weil dent Geflagten nicht eine doppelte Sicherftellung 
aufgebürbet werden kann.“ 


Tr. 192, 
Beweis durch das Gewerbsbuch. 


Eutſch. v. 29. April 1866, Nr. 2918 (Beſt. des das Urtheil ded B. ©. 
Linz v. 19, Juli 1855, Nr. 1674, aband. Urtheild de O. L. G. Wien 
v. 7, Nov. 1855, Nr. 11729). ©. 3. 1857, Nr, 99. 

Der Glafermeifter A ftellte wider B eine Klage auf Zahlung von 
353 fl. 49 kr. für gelieferte Glaferarbeiten an, und berief fi) zum Be- 
weile feiner Forderung auf einen Auszug aus feinen Gewerböbucdhe, ven 
er erfüllungsweife zu beſchwören ſich erbot. B widerſprach bie Richtigfeit 
und behauptete, daß die Arbeiten um minvere Preife zu Linz beigeftellt 
werben können, worüber er den Beweis durch Sachverſtändige anbot. 
Die erfte Inſtanz erfannte auf Ablegung des Erfüllungseives ohne den 
vom Gellagten beantragten Beweis durch Sachverſtändige zuzulaflen. 
Die zweite Inſtanz ließ dieſen Beweis zur, ebenfo die dritte Inſtanz 
mit folgender Motivirung: „Da einerfeits fein Geſetz befteht, durch wel⸗ 
ches erflärt wird, daß der im 8. 121 a. ©. D. den Büchern der Gewerbs⸗ 
leute eingeräumte Beweis ein folcher fei, gegen welchen ein Gegenbeweis 
unzuläffig wäre, und da andrerſeits der Kläger in ber Berhandlung nicht 
angab, daß der Preis ver dem Geflagten gelieferten Arbeiten zwifchen 
ihnen vertragsmäßig beftinnnt worben fet, ber Preis daher nach 8. 1152 
a. b. G. 3. durch den Richter zu beftimmen ift, fo erſcheinen die im 
obergerichtlihen Urtheile angeführten Umftänve, iiber welche ver Geflagte 
ven Beweis durch Sachverftändige angeboten, und das Obergericht zu⸗ 
gelajien hat, immerhin geeignet, vem Richter als Anhaltspunkt bei Be⸗ 
urtheilung der Anſprüche des Klägers zu dienen und zur Entſcheidung 
ber Hauptjache zu führen, und zwar umfomehr, als nah 8.195 a. G. O. 


— 218 — 


bei dem Augenschein ohnehin beiden Theilen freifteht, ven Kunftverftän- 
digen jene Erinnerungen zu machen, die fie nöthig finden.“ 


— — — — — 


Nr. 193. 


Qualificirtes Geſtändniß. Beweislaſt bezüglich einer Suspen- 
ſivbedingung. 


Eutſch. v. 29. April 1866 a 3276 8 eſt. des das Urtheil des H. G. 
Wien dv, 19. Re, 1855, Nr. 46708 abündernden ur— eils des O. L. ©, 
Wien v. 6. Februar 1856, Nr. 17424), ©. 3. 1856, Nr. 102, 

A Hagte die B auf Zahlung einer Geldſumme, indem er behaup- 
tete, die B habe fich verpflichtet, gewiffe von ihrem Gatten acceptirte 
Wechfel einzulöſen, und ſich für dieſe Wechſelbeträge als Selbſtſchuldne⸗ 
rin oder Zahlerin erklärt. Ueber dieſe Umſtände trug er der B den 
Haupteid auf. Die B gab dieſe Thatſache zu, behauptete jedoch, daß fie 
fi) zum Zahlen der eingeflagten Summe nicht unbedingt verpflichtet 
habe. Die erfte Inſtanz erkannte auf den in ber Klage aufgetragenen 
Haupteid, jedoch mit dem Zuſatze, daß fie fich nicht unbedingt verpflich- 
tet erflärt babe. Die zweite Inftanz erkannte auf ven Haupteid, jebod) 
mit Auslaffung des Wortes „unbedingt“. Der oberfte Gerichtshof be- 
ftätigte biefe Entſcheidung aus folgenden Gründen: „Die Geklagte 
widerjpricht, daß die in Frage ftehende Zahlungszufiherung unbebingt 
geichehen fei, und behauptet, daß der Kläger dies zu beweifen habe, und 
baß daher ver Haupteid ausprüdlich auf Die unbedingte Zahlımgszufiche- 
rung lauten, und der Kläger fi ſonach die Formulirung desſelben in 
ber von dem Handelsgerichte vorgejchriebenen Art gefallen laſſen müſſe. 
Dagegen muß jedoch bemerkt werden: Obwohl aus dem Haupteide, wie 
er in der Klage formulirt erfcheint, zu folgern ift, daß die Zahlungs⸗ 
zuficherung unbevdingt gegeben worden fei, da von einer Bedingung darin 
nichts enthalten ift, fo hat ver Kläger dennoch nur die von ihm aus⸗ 
brüdlich angeführten und ven Grund feiner Klage bildenden pofitiven 
factiſchen Umftände, nämlich die von der Geflagten erflärte Zahlungs» 
zuficherung zu beweifen, und ift nicht ſchuldig, weiters aud noch Nega- 
tionen barzuthun, daß nämlich Die Beklagte weder eine Bedingung ge⸗ 
ftellt, nody einen Vorbehalt gemacht, noch irgend eine andere Beſchrän⸗ 
fung beigefügt habe. Hierzu fonnte er fih aud dadurch, daß Geflagte 
widerſpricht, die Zahlung unbedingt zugefichert.zu haben, nicht verpflich⸗ 
tet erachten, denn biefer Widerſpruch enthält die pofitine Behauptung, 
daß die Geflagte ihrer Zahlungszufiherung eine Bedingung oder eine 
Beſchränkung beigefügt habe; die Angabe ver geftellten Bedingung aber 
und ber Beweis darüber wäre nur ihr, da die Behauptung von ihr aus⸗ 
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ging, und zwar umfomehr obgelegen, als nah 8. 6 a. ©. O. ver Ge- 
Eagte in der Einrede das Klagefactum zu ergänzen und jene Umftände, 
bie der Kläger verfchwieg, over anders, als fie fih verhalten, varftellte, 
nachzutragen hat. Da num die Gellagte nicht einmal die Bedingung, 
unter welcher fie die Zahlungszufiherung gegeben haben will, angeführt, 
noch weniger darüber einen Beweis angeboten hat, jo fann ihr oberwähn- 
ter, übrigens auch ganz unbeftimmter Widerſpruch nicht beachtet, fon- 
bern es muß bie Statthaftigfeit des Klageanſpruchs lediglich von dem 
Reiultate des vom Kläger und vom Oberlanveögerichte formulirten 
Haupteives abhängig gemacht werben.“ 


re 


Nr. 194. 


Berpflichtung zur Zahlung der Affecuranzprämie, wenn auch 

die Austellung der Alfecuranz » Bolizze unterbleibt. — Be— 

rechnung der Friſt bei Erklärung der Annahme eined Ber- 
Iprechens mittelſt Poit. 


utg vom 30. April 1856, Nr. 3764 (Beft. des das Urtheil der Prä⸗ 

tur Aviano v. 28. Dec, 1855, Nr, 4462 aband, Urtheild ded O. 8. ©. 

Benedig v. 19. Februar 1856, Nr. 3323), Eco d. Trib. 1856, ©, 397, 
®. 3. 1856, Nr, 101. 


— — —— —— 


Nr. 195. 


Zuläſſigkeit der Pränotation eines notariell beglaubigten 
Contocorrente. 


Eutſch. vom 7. Mai 1856, Nr. 2410 (Aufhebung der steiafärmig en 
Verordnungen des B. G. Hohenelbe v. 6, Nov. 1855, Nr, 5 und des 
DO. % ©. Prag v. 28, Dec, 18065, Nr. 10091). ©. 3. 1857, Nr. 62. 


— — — — 


Nr. 196. 


Berückſichtigung des F. 1500 a. b. G. B. von Amtswegen? 


Eutſch. v. 11. März 1856, Nr. 1472 (Beit. des das Urtheil des B. G. 
Winterberg dv. 10, Inli 1854, Nr, 146 abündernden Urtheils des O. L. G. 
Prag v. 13, Auguſt 1855, Nr. 1116). ©. 3. 1856, Nr. 68, 

A ftellte gegen B die actio negatoria an. B berief ſich auf Die 
breißigjährige Erfigung. Die erfte Inftanz gab diefer Einwendung nicht 
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ftatt, mit Berufung auf den 8. 1500 a. b. ©. B. Anders die zweite 
und dritte Inftanz. In den Entſcheidungsgründen des oberften Ge⸗ 
richtshofes heißt es: „Der Geflagte bedarf, da er die Erfigung auf einen 
Zeitraum von 30 Jahren ftügt, nad S. 1477 a. b. ©. 2. feiner An⸗ 
gabe des rechtmäßigen Titels, und es wäre die proceſſualiſche Pflicht des 
Klägers geweien, vie Unreblichkeit des Beſitzes des Geklagten zu be⸗ 
weilen. Da er jedoch einen foldhen Beweis nicht angeboten hat, muß ver 
Beſitz des Recdhtes.... als von dem Geflagten durch Erſitzung eriwor- 
ben betrachtet werben, indem er nach 8. 1493 a. b. ©. 2. die Er» 
figungszeit feines Vorgängers einzurehnen befugt if. Das Gericht 
erſter Inftanz hat in feinen Entſcheidungsgründen zwar angeführt, daß 
ver Kläger im Vertrauen auf die öffentlihen Bücher das Gut gefauft 
habe, zur Zeit des Kaufes das Necht des Geflagten in die Landtafel nicht 
eingetragen gewefen fei, die Erfigung daher dem Kläger nicht zum Nach⸗ 
theil gereichen fünne. Allein ver $. 1500 a. 6. ©. B. fest bei ver Be- 
ſtimmung, daß das aus der Erſitzung erworbene Hecht demjenigen, ber 
noch vor der Einverleibung dieſes Rechtes eine Sache gefauft hat, zu 
feinem Nachtheile gereichen könne, deutlich und beftummt voraus, daß ber 
Käufer den Kauf im Bertrauen auf die öffentlichen Bücher geſchloſſen 
habe. Daß ver Kläger aber das Gut im bloßen Vertrauen auf bie 
öffentlichen Bücher gefauft hat, wäre die Behauptuug einer Thatſache. 
Der Kläger hat aber dieſe Thatfache in der Replik nicht angeführt umd 
biefelbe feineswegs als Einwendung gegen bie in ber Einrede aufge- 
ftellte Behauptung der Erfigung vorgebracht. Der Richter kann aljo 
biefe von der Partei nicht erhobene Einwendung nicht von Amtswegen 
in Betracht ziehen, beſonders da bei licitatorifchen erecutiven Realitäten- 
verfäufen das Grundbuch nicht die einzige Grundlage für die Beftim- 
mung der von dem Käufer zu übernehmenden Laften bilvet.* 


Rr. 197. 


Berftändigung der Hypethefargläubiger von der Feilbietung 
der Pfandſache. Art der Zuftellung diefer Verſtändigung. 


Entſch. v. 14. Mai 1856, Nr, 4674 (Beit. des den Beſcheid der Prätur 
Spilimberge v. 13. Dec. 1855, Nr. 9914 abünd. Decreis des D. L. ©, 
Benedig vom 12, Febr, 1856, Nr. 3078). Eco d. Trib. 1866, ©. 198, 

Die erfte Inſtanz hatte die Berftänbigung der Hypothekargläubi⸗ 
ger von der beiwilligten Feilbietung unter Anordnung der Zuftellung zu 
eigenen Handen verfügt. Auf den Recurs des Erecutionsführers wurde 
dieſer Beifag fir unzuläffig und die Zuftellung in die Wohnung für 
ausreichend erklärt. Die dritte Inſtanz bejtätigte dieſe Entſcheidung, 
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„pa ſich im 36. Kapitel der ital. Gerichtsordnung Teine Beitimmung fin- 
det, welche das Begehren der Zuftellung zu eigenen Handen unterftlist, 
umd da das Geſetz, wo es die Juftellung zır eigenen Handen will, dieſe 
ausdrücklich vorfchreibt, wie z.B. im 8. 317 ital. ©. O. (8. 250 alle. 
G. D.), während ein folder Beifag im 8. 427 ital. ©. O. (8. 438 
weftg. ©. O.) fih nicht findet.“ 


— — — — — 


Nr. 198. 


Fortdauer des bereits begonnenen Perſonalarreſtes nach 
Ueberreichung des Güterabtretungsgeſuches. 


Eutſch. v. 20. Mai 1856, Nr, 4835 ae. ded den ad des % 6 G. 

Mailand vom 1. März 1856, Nr. 3289 abänd. Deer *8 % 

Mailand v. 29. März 1856, Ar. 4092), Gaz. d. Trib. Tas: 
Kr. 199, 


Klage auf Theilung einer im Miteigenthume eines Crida— 

tard ftehenden aber nicht in die Concursmaſſe gehörigen 

Realität, gegen den Concurdmafjeverwalter gerichtet und 
bei der Realinftanz eingebracht. 

€ 27. Mai 1856, Nr des Decretes der Prätur Villa⸗ 

Frauen v. 30, Sinner a6, Nr. 6 ER 29, Abinberug der Beraebnun des 


O. L. G. Venedig vo 10. April . Eco d. Trib. 1856, 
©. , Gaz. d. rat, 1856, ©, 417, 


— — — — — 


Nr. 200. 


Rangordnung gerichtlicher Pfandrechte. Beweislaſt rückſicht— 
lich der Ideutität zu verſchiedener Zeit gepfändeter een 
Entid. von 28, Mai 1856, Nr. 5047 (Beft. des ein de? L. 


Prag v. 10. Jänner 1856, Fr. 11623, ET ges Fi ides bei 8 L. © 
Prag v. 26, Februar 1856, Nr. 3090 ). 


B hatte gegen X die erecutive —— * am * 1855 
zu feinen Gunſten gepfändeten Effecten erwirkt. Der Erlös wurde ge- 
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richtlich deponirt. Bor der zur Kaufichillingsberehnung beftimmten Tag- 
ſatzung zeigte A an, daß auch ihm Erecutionsrecdhte auf die feilgebotenen 
Effecten zuftehen, da zu feinen Gunſten viefelben Effecten am 13. Juni 
1855 gerichtlich gepfänbet worden feien. Bei der behufs Vertheilung bes 
Kaufſchillings angeorbneten Tagſatzung nahm ſowohl A als B die Priori- 
tät des Pfandrechtes in Anſpruch; A, weil er das erecutive Pfandrecht 
bereit8 am 13. Juni 1855, alfo früher als B erwirft habe, — B, indem 
er eine Berfchievenheit der in dem am 12. Juli 1855 aufgenommenen 
Pfandungsprotofolle angeführten Effecten von den im Pfändungsinventar 
vom 13. Juni 1855 angeführten behauptete. Die erfte Inftanz erfannte 
dem A die Pfandpriorität zu, weil A das executive Pfandrecht bereits am 
13. Inni 1855, ſonach weit früher als die übrigen im Pfändungsinven⸗ 
tare vom 12. Juli 1855 vorkommenden Gläubiger des X erwirft habe; 
ferner weil die legteren eine Berfchievenheit der in dem am 12. Juli 1855 
aufgenommenen Pfändungsprotofolle angeführten Effecten von jenen, 
welche in dem Pfändungsinventare vom 13. Juni 1855 erfcheinen, nicht 
bargethan, ja nicht einmal zu erweilen angeboten haben, und dieſe Ver- 
ſchiedenheit mit Rüdficht auf den kurzen Zeitraum zwifchen beiven Pfand⸗ 
rechtöprotofollen um fo weniger angenommen werben fünne, als der Exe⸗ 
cut X zur Zeit der am 13. Juni 1855 vorgenommenen Pfändung nicht 
mehr am Pfänbungsort anweſend geweſen fei, und die Zahlungen einge- 
ftellt habe, woraus hervorgehe, daß X feit der erjten Pfändung feine 
anderen Effecten anjchaffen konnte. Die zweite Iuftanz erkannte dem 
B die Priorität zu, weil in dem am 12. Juli 1855 aufgenommenen 
Pfändungsinventare von einem früheren Pfandrecht des A auf bie darin 
verzeichneten Effecten durchaus feine Erwähnung gejchehe, „die Verthei⸗ 
lung und Zuweifung des Licitationserlöſes an die Gläubiger könne aber 
nur auf Grund diefes Pfändungsinventars erfolgen, indem nad) 8. 342 
a. ©. DO. das Pfandrecht nur durch die wirkliche pfandweiſe Beichreibung 
ber betreffenden Güter erlangt werde, und das für A am 13. Juni 1855 
aufgenommene Pfändungsprotofoll fiir venfelben umſoweniger ein Vor⸗ 
recht begründen könne, als die Iventität der gepfändeten Sachen aus den 
beiden Protofollen Teineswegs hervorgehe, zumal nah der Schlußan- 
merfung in dem Pfändungsinventare vom 13. Juni 1855 A dem X den 
Berfauf der Waaren auf Rechnung der erequirten Forderung gegen Ab- 
fuhr des gehörig zu verrechnenven Erlöſes geftattet habe. E8 war daher 
nicht Sache des B, eine Verſchiedenheit ver in den beiden Pfändungsproto- 
tollen angeführten Effecten varzuthun, weil nur das für ihn (B) aufge- 
nommene Pfändungsprotofoll die Grundlage der weiteren Execution bil- 
dete und das Hofvecret vom 14. Yuli 1845, Nr. 23538, 8. 1, 8. 3 
(Weſſely I, Nr. 1337), betreffend die Vorſchrift über das bei Execu⸗ 
tionen beweglicher Sachen, auf welche dritte Perfonen Eigenthums- oder 
andere Rechte erworben zu haben behaupten, zu beobachtende Verfahren, 
ausdrücklich anorbnet, daß diejenigen, welche ſich in ihrem Befige, Eigen- 
thum oder anderen Rechten für gefränft halten, ihre Rechte geltend zu 
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machen haben.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber 
erften Inftanz, „weil die erecutive Pfändung der ſämmtlichen Effecten 
be8 X zu Handen des A bereit8 am 13. Juni 1855, die zu Handen des 
B aber erft am 12. Juli 1855, fomit fpäter vorgenommen wurde, mithin 
bie von A erworbenen Pfandrechte jenen des B in der Rangordnung vor⸗ 
gehen, und diejes ihnen zuftehende VBorrecht durch die in dem Pfändungs⸗ 
inventar vom 12. Juli 1855 unterbliebene Anmerkung der bereits am 
13. Suni 1855 vorgenommenen Pfändung umfoweniger verlieren könne, 
al8 A an diefer Unterlaffung feine Schuld trägt, ſonach joldhe ihm nicht 
zum Nacıtheil gereihen kann, übrigens es dem B unbenommten bleibt, 
jeine allfälligen Anfprüche aus dem Umftanve, daß in dem Pfändungs⸗ 
inventare vom 12. Juli 1855 Gegenftände vorkommen, die indem Pfän⸗ 
dungsinventare vom 13. Juni 1855 nicht enthalten find, im gehörigen 
Wege geltend zu machen.“ | 


Nr. 201. 


Zuläffigkeit der Einwendung der Simulation des Pachtver- 
| trages in Ausziehitreitfachen. 
Eutſch. vom 11, Juni 180, 7%. 4360 (Belt. des Urtheild der Prätur 


Latiſana v. 31. Dec, 1855, Nr. 6693, Aband, des Urtheild des O. L. ©. 
Benedig dv. 27, Februar 1856, Nr. 3941). Eco d. Trib. 1858, ©. 15 ff. 


Nr. 202, 
Sprache, in welcher die Satzſchriften zu überreichen find. 


Entid. vom 11, Juni 1866, Nr, 5153 (Beit. des Beſcheides des B. ©. 
Saaden vom 8, Det. 1855, Nr, 2840, Aufhebung der Verordnung des 
D. 8. ©, Brag d. 19, Februar 1856, Nr. 2891). ©. 3. 1856, Nr. 96. 

A und B brachten bei dem Bezirkögerichte in Kaaden eine in böh- 
miſcher Sprache verfaßte Klage ein. Das Gericht ftellte die Klage mit 
dem Bebeuten zurüd, daß der Kaadner Gerichtsbezirk zur Gänze beutich, 
baher Die dortige landesühliche Sprache Die beutiche ſei, weßwegen es 
den Klägern unter Hinweifung auf ven 8. 13 der a. G. O. bevorftehe, 
bie Klage in deutſcher Sprache einzubringen. Die Kläger recurrirten und 
führten aus, daß in Böhmen fowohl die deutſche als vie böhmiſche 
Sprache lanvesübliche Sprachen feien, die Landesſprache aber die Sprache 
bes Gerichtes ſei und dafür gelte. Die zweite Inftanz hob ven erft- 
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rihterlihen Beſcheid auf; der oberfte Gerichtshof jedoch betätigt den⸗ 
felben, „weil e8 notoriſch ift, daß die deutſche Sprache im Gerichtsbezirke 
Kaaden die allein landesübliche Sprache iſt.“ 


Nr. 203. 


Auslegung einer letztwilligen Anordnung: Legat einer Jahres⸗ 
rente mit dem Verbot der Veräußerung. 


entf. bom 18, Inni 1866, Nr, 1 en ech des das Urtheil des 2. ©. 
Mailand vom 13. Nov, 1855, abänd. Urtheils des O. 7 G. 
Mailand v. 14, Februar 1856, Nr. 1204), Gaz. d. Trib. 1856, ©, 614 ff. 

M jette für feine Tochter A unter anderem ein Legat einer Jahres⸗ 
rente von 720 8. aus, machte aber dabei folgenden Beiſatz: „Ich ver- 
biete ihr, diefe Sahresrente an Dritte zu cediren, fie denſelben anzuwei⸗ 
jen oder fonft unter was immer für einer Form zu veräußern; auch 
refläre ich, daß dieſe Rente durch Dritte nicht fequeftrirt noch gepfändet 
werben darf, fondern ordne an, daß in dem Augenblid, in dem fie auf 
was immer für eine Art auf einen Dritten übertragen wird, dieſes Legat 
null und nichtig, aller Wirkung bar jein und wie nie dageweſen ange- 
jehen werben fol.“ Der Klägerin A wird nun von der Concursmafle 
des Erben B die Bezahlung, rejp. Liquidhaltung diefer Jahresrente aus 
dem Grunde verweigert, weil erwiejen fei, daß wiederholt einzelne Jah⸗ 
resraten der Rente von Gläubigern der A gepfänbet oder ihnen erecu- 
tive eingeantiwortet wurden. Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren 
zurüd. Ihre Entſcheidungsgründe befchäftigen fich nur mit der Yrage, ob 
bie Refolutivbedingung nicht als eine unmögliche und daher als nicht 
beigejegt anzufehen fei. Indem fie dieſe Frage verneint, glaubt fie die 
Abweiſung des Klagebegehrens hinlänglich gerechtfertigt zu haben. Die 
beiden höheren Inſtanzen gaben jedoch dem Klagebegehren ftatt. Es heißt 
dariiber in den vom oberften Gerichtshof adoptirten Entſcheidungsgrün⸗ 
den der zweiten Inftanz: 

„Daß ber Bater fie ven Unterhalt feiner Fränflihen Tochter durch 
Ausſetzung einer Jahresrente neben ihrem Pflichttheile Vorſorge trefjen 
wollte, und ihr daher verbot, die Nente abzutreten, und daß er das 
Legat auh für den Fall aufgehoben erflärte, mo auf dieſe Nente von 
Dritten gegriffen würde, ift durch das Teftament außer Zweifel geſetzt. 
Nicht jo deutlich ift dagegen zu erkennen, ob die Abficht des Erblaſſers 
fo weit ging, daß nicht blos das Recht. auf den Fünftigen Bezug ber 
Renten in den angeordneten Raten unveräußerlih und allen Angriffen 
ber Gläubiger entzogen fein follte, fondern daß dies auch von dem Rechte 
auf die Erlangung ver bereits fälligen Raten gelten follte, welche eben 
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dadurch in das Vermögen der Legatarin übergegangen, ihr zur freien 
Verfügung ſtehen müſſen? Eine Beſtimmung, die verhindert, daß bie 
Tochter zur Eingehung eines Glücksvertrages oder zu einer unvorfid- 
tigen ober nachtheiligen Veräußerung bes Legates einer Jahresrente vers 
leitet werde, ober welche bewirkt, daß auf diefe Jahresrente nicht britte 
Perſonen greifen können, welde ſich eine Bezahlung aus den Fünftig 
fällig werbenden, für die Tochter beftimmten Summen fichern wollen, — 
eine jolche Beſtimmung ift eben fo vernünftig, als ver väterlichen Be- 
jorgniß des Erblaſſers entſprechend. Mit den vernünftigen und mohl- 
wollenden Interitionen des Erblaſſers ließe fih aber freilich weniger die 
Borausfegung in Einklang bringen, daß er ben Verluft deſſen, was er 
feiner Tochter hinterläßt, auch dann ſchon eintreten laſſen wollte, wenn 
fie das Recht auf den Bezug bereits fälliger Raten abtreten würde, oder 
gar jelbft in dem Falle, wo ihre Gläubiger eine gerichtlihe Zumeifung 
einzelner dieſer bereit8 fälligen Raten erlangen... .. Selbit bei ver ent- 
gegengejegten Annahme müßte man, da es fid, um das Legat einer Jahres⸗ 
vente handelt, bezüglich deſſen das Recht der Klägerin von ber Bebin- 
gung abhängig ift, daß fie den Zeitpunkt, wo die Raten fällig werben, 
auch unterjuchen, ob die Refolutiobedingung ſich auf die künftigen,* für 
einen ungewiflen Fall ihre zuſtehenden Leiftungen beziehe, oder ob fie auf 
diejenigen einzufchränfen jet, auf deren Erlangung fte ſchon ein wirkliches 
Recht erworben bat..... Das Oberlanvesgericht war daher ver An⸗ 
fiht, daß die von den Gläubigern ber erlangten Anweifungen auf bie 
bereit8 fälligen Raten des erwähnten Legates einer Jahresrente das 
Legat ſeibſt sicht aufgehoben haben und daß daher ihrer Liquidirungsklagt 
ftattzugeben iſt.“ 


| Kr. 20%. 
Zuläffigfeit des fummarifchen Verfahrens bei Beanjtandung 
eines einzelnen Poftens einer Rechnung, wenn es ſich dabei 
um einen Betrag. ‚von weniger als 200 fl. €. M. handelt. 
Eutſch. v. 18. Juni 1856, Nr. 5706 (Beft. des den Beſcheid der Prätn; 
Sol Horn 31, In 1855, Nr, 3255, aufhebeuden Deere des O. L 
Venedig v. 16, April 1856, Nr, 7407). Eco d. Trib. 1856, ©, 882, 
Der Bermalter eines Gutes legte dem Eigenthümer desſelben 
außergerichtlich Rechnung über die geführte Verwaltung; dabei brachte 
er ein gewifles Quantum Getreide als durch Austrodnung verloren in 
Abichreibung. Der Eigenthümer beftritt die Richtigkeit viefer Angabe, 
forderte das abgängige Getreide und verlangte, indem er ſich erbot, ftatt 
vesfelben 352 Lire anzunehmen, die Einleitung des jummarifchen Ver⸗ 
fahrens. — Die erfte Inftanz wies den Kläger nad) geführter Ver⸗ 
Safer, Unger u. Walther Entſch. 1. 15 
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handlung, in welder er fi) zum Beweis durch Zeugen und Haupteid 
erboten hatte, auf das orventliche Verfahren, indem fie geltend machte, 
es handle fi bier um die Bemänglung einer Rechnung, und es finde 
daher der Rechnungsproceß ftatt; auch fomme ver Gejammtbetrag dieſer 
Rechnung, nicht der des einzelnen Anſatzes, in Betracht. Die zweite 
Inſtanz erklärte die Einleitung des ſummariſchen Verfahrens für regel- 
recht. Diefe Erledigung wurde in dritter Inſtanz beftätigt, „va der 
Grunbbefiger, weldhem fein Verwalter die Rechnung gelegt hat, zwar 
auch ohme auf die im 8. 156 ital. G. O. (8. 100 a. ©. D.) bezeichnete 
Art aufgefordert zu fein, die in ven 88. 158 ff. ital. G. O. (8. 102 ff. 
a. ©. O.) vorgejehene Klage einbringen Tann... ; jevenfall® aber auch 
berechtigt ifl, das, was ihm gebührt, im Wege des ſummariſchen Verfah⸗ 
rens zu fordern, wenn er dabei bie im 8. 1 des Geſetzes über das ſum⸗ 
marijhe Verfahren gezogenen Grenzen nicht überfchreitet, und wenn er 
es auf fih nimmt, alle Thatjachen zu beweifen, aus welchen er fein 
Recht ableiten zu fönmen meint.“ 


Nr. 205. 


Zuläffigfeit der Beantwortung der Aufforderungsklage bei 
einem vorzunehmenden Baue. 


zur vom 1. Juli 1856, Nr. 5441 (Belt. der gleich en ‚ge eide 
a Beil Er sa v. 22, 2, Mir — 5 N: 2m u — ai⸗ 
v. 30. April 1856, 889, 6 mei 


a. Nine 8 1857, 6. ve 


Eine Aufforderungsflage wegen eines vorzunehmenden Baues war 
dem Aufgeforderten in üblicher Weife zugeftellt worden; gegen das Ende 
der ihm geftellten 3Otägigen Friſt überreichte er ftatt der aufgeforderten 
Klage eine Einrede wider die Aufforberungsflage, welche dem Gegner 
mit dem' Auftrage zugeftellt wurde, die Replik dagegen einzubringen. 
Wider diefen Beſcheid recurrirte der lettere; allein auch beide höheren 
Inftanzen hielten venjelben aufrecht, und zwar — mie e8 in dem Decret 
des oberften Gerichtshofes heißt — „in der Erwägung, daß in Gemäß- 
beit des Schlußfages des 8. 69 ital. G. O. (8. 72 a. ©. D.).nad 
Veberreihung der Aufforderungsflage bei einem vorzunehmenden Baue, 
wie bei dem Salforberungsproceffe zu verfahren ift, bei welchem nad) 
8. 66 ital. ©. ©. (8. 70 a. ©. D.) dem Aufgeforverten freifteht, eine 
Einrede zu überreichen, um zu beweifen, daß die Klage nicht geeignet 
Tei, Grundlage des Verfahrens zu werden“. 
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Nr. 206. 


Beſitzſtörung durch eigenmächtige Verfügung des Verpächters 
über die verpacdhtete Sache nach Ablauf der Pachtzeit. 
v. 1. Inli 1866, Nr, 6259 (Beft. der Entfcheldungen des . 
Seine 2. Sehrner jo Nr, 704 7oA 5 Abänd, ver Curie des O 8 ©. 
“ai 1806, Wr, 8649), ®. 9. 1887, 5 
ein m 8* viele Jahre ſtillſchweigend fortgeſetzte Pachtung einer 
Wieſe war mündlich aufgekündigt worden. Dennoch hatte nach Ablauf 
der Pachtzeit der Pächter die Wieſe mähen laſſen, und eine deshalb ein⸗ 
geleitete Strafverhandlung wurde wegen Abgangs des ſubjectiven That⸗ 
beſtandes eingeſtellt. Darauf ließ der Verpächter die Wieſe mit Bäumen 
bepflanzen, was jedoch der Pächter benützte, um eine Beſitzſtötungsklage 
einzubringen. In erſter Inſtanz ward dem Klagebegehren ſtattgegeben 
und dem Geklagten die Wegräumung der Bäume aufgetragen. Das 
Oberlandesgericht wies den Kläger ab, weil Geklagter als Eigenthümer 
der Wieſe immer betrachtet, auch im Beſitz geſchützt worden, das Be⸗ 
nutzungsrecht des Klägers aber durch Auflöſung des Pachtverhältniſſes 
erloſchen ſei, und die ſpäter erfolgte Abmähung der Wieſe höchſtens einen 
unechten Beſitz begründen könne. 


Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der erſten 
Inſtanz aus folgenden Gründen: 

„Es handelt ſich im Beſitzſtörungsſtreite nicht darum, ob Ge- 
klagter Eigenthümer der Wiefe fei, over ob diefelbe zu dem Gärtler- 
grunde des Klägers gehöre, jondern nur um ven legten factifchen Beſitz 
und um das Factum der Befisftörung. Nun war aber jelbit nach An- 
gabe des Geklagten die Wieſe ſchon feit vem Jahre 1821 im Nußgenuffe 
des Klägers und feiner Beflgoorfahren, und die Zeugen beftätigen, daß 
er no im Sommer des Jahres 1854, fo wie in ben worausgehenven 
Jahren, dort Gras mähte und fir fich fortfchaffte. Da nad der Natur 
der Sache vom Herbite 1854 angefangen bis Anfangs März 1855 ein 
weiterer Beſitzact nicht ausgelibt werden fonnte, und da nad) dem Zu⸗ 
geftändniffe des Geflagten die Wiefe Anfangs Mai 1855 von ihm mit 
Waldbäumen bepflanzt wurde, jo muß angenommen werben, baß ber 
Kläger fi bis dahin im Befige und Genufle ver Wieſe befand, und die 
Störung des Befiges eben durch Ausfegung der Walppflanzen geichah. 
Die vom Geklagten gemachte Einwendung, daß er Eigenthümer, ber 
Kläger und vefien Befigvorfahren aber nur Pächter der ſtreitigen Wieſe 
ſeien, iſt hier nicht zu berückſichtigen; denn ſelbſt in dem Falle, wenn 
dies vollſtändig erwieſen wäre, war Geflagter nicht berechtigt, Die Wiefe 
gegen ven Willen des bisherigen Nutznießers, der aus dem Pachtverhält- 
niſſe auch einen Rechtstitel für fih hatte, ohneweiters einzuziehen, und 
fih mit Befeitigung des Gerichts gegen den Pächter der Selbfthilfe zu 
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bedienen, wenn dieſer nicht freiwillig den bis 1854 bezogenen Nutzgenuß 
auflaſſen und ſeine Pachtanſprüche aufgeben wollte. Der geſetzliche Weg, 
um die Rechte des Gutsbeſitzers geltend zu machen, war jener durch das 
Gericht, des ungeſetzliche war die Selbſthilfe durch Anpflanzung von 
Bäumen, was allerdings eine Befisftörung if. Die Trage, ob das 
Nugungs> ober Pachtrecht des Klägers bereit erlofchen, und ob er ober 
ber Geflagte Eigenthikmer der Wieje fei,. muß im abgefonberten: Wege 
ausgetragen werben.” 


Nr. 207, 


Gehut von: Kindern nach der Errichtung eines: Teſtamentes, 
in weldem vie fon: vorhandenen Kinder auf ben Pflicht» 
theil eingeſchräukt find. 

li 1856, Rr. 4182 des Urtheils der Prätur 
gieie , dig. Mb, fr. are Ab. u pl da 5. &6. 
atfanb' v. 19; — — fr; 13628). az. d. Trib. 1856, ©. 529’ff. 

M errichtete im Jahre 1821 ein Teftament,. in welchem er feine 
zwei Söhne A und B auf den Pflichttheil einfchränfte, und feinen Bru- 
ber E, unter Anordnung einer gemeinen Subftitution, zum Erben ein- 
jegte. Später wurden ihm noch zwei Söhne C und D geboren. Als er 
num (1849) ftarb, ohne jenes Zeftament aufgehoben zu haben, brachten 
bie vier Söhne wider E eine Klage ein, in welcher fie begehrten, daß das 
Teſtament für entkräftet erflärt werbe. Die erfte Inftanz gab dem Be⸗ 
gehren ftatt; die zweite wies: es zurlid, indem e8 auch ben fpäter ges 
bornen Kindern nur den Pflichttheil zuerfannte. Der oberfte Gerichtshof 
beftätigte das Urtheil ber erſten Inſtanz. 

Gründe der zweiten Inftany- „Das Geſetz ftellt zwar den 
Grundfag auf, daß der in geſetzlicher Form an den Tag gelegte Wille 
bes Erblafferd unverbrüchlich feftgehalten werden müſſe; dennoch hat es 
für einzelne Fälle angeoronet, daß eine ſolche Erklärung wirkungslos 
bleiben folle. In ſolchen Fällen aber geſchah dieſes in ver Abficht, den 
wahren Willen des Erblaflers zur Ausführung zu bringen, injofern 
nämlich aus nachfolgenden Umſtänden geſchloſſen werben muß, daß bie 
im ZTeftamente ausgefprochenen Abfidyten des Erblaffers ſich geündert 
hätten. Solche gefetliche Beſtimmungen find jedoch nur ausnahmsweiſe 
hingeſtellt und können daher nur für diejenigen Fülle gelten, auf die fie 
fid) ausprädlich beziehen, oder welche mit: jenen vollkommen identiſch 
find. Ein folcher Fall ift ver im 8. 778 a. b. G. B. enthaltere. Der 
Geſetzgeber wollte nicht vorausfegen, daß ein Pater contra pietatis 
offieia jeine Nachkommenſchaft zum Vortheile Fremder gänzlih von 
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feinem Nachlaſſe ausſchließen wollte; er nimmt daher an, daß Der- 
jenige, welcher zu einer Zeit, wo er feine Kinder hatte, over nicht wußte, 
daß ex jolche habe, ein Teſtament errichtete, felbft nicht gewollt habe, daß 
dieſes Teftament zum Nachtheile ver Rotherben aufrecht erhalten werde. 
Er verordnet deshalb im $. 778 0.56. ©. B., daß, abgejehen von einigen 
privilegirten Zegaten, welche aus einem befchrämften heile des Nach⸗ 
laſſes zu entrichten find, das ganze übrige Teſtament wirkungslos bleiben 
Tolle. Allein nicht nur kann diefer Fall nicht als mit gegenwärtigen 
identiſch betrachtet werben, ſondern es befteht zwijchen den beiben Fällen 
nicht einmal eine ſolche Analogie, welche geftatten würde, fie auf gleiche 
Weile zu behandeln und den einen berfelhen Rechtsregel zu unterwerfen, 
welcher ver andere unterworfen ift. Denn der 8. 778 a. b. G. 2. ſpricht 
von einem Zeftator, welcher keine Kinder hatte, oder nicht wußte, daß er 
ſolche babe, während im vorliegenden Falle der Erblafler zur Zeit, wo 
er das Teſtament errichtete, ziwei Kinder hatte, und dieſes aud wußte, 
da er ihnen in feinem Teſtamente den Pflichttheil zumwies. Der $. 778 
a. b. G. 3. macht fi ferner zum Organe ber muthmaßlichen Abfichten 
des Erblafiers zu Gunften feiner Nachkommenſchaft, ver Ahfichten, bie 
er nur nicht ausgeſprochen hat, und nicht ausſprechen konnte, weil dieſe 
Nachkommenſchaft zu diefer Zeit nicht eriftirte ober ihre Eriftenz ihm doch 
unbefannt war. M dagegen konnte nicht blos die Abfichten, die er in 
Bezug auf feine Nachkommenſchaft hegte, ausfprechen, fondern er hat 
viefes wirklich gethan. Wendet man ven 8. 778 a. b. G. B. auf ven 
Tal an, auf weldhen er berechnet ift, jo wirb über einen Punkt, über 
welchen fi) der Vater nicht ausgeiprochen hat, nad feinem muthmaß- 
lichen Willen verfügt. Würde man dagegen ven $. 778 a. b. ©. B. auf 
ven vorliegenden Fall anwenden, jo geihähe dieſes weder in Bezug auf 
einen Punkt, über welchen der Erblaffer gejchwiegen hat, pa er vielmehr 
feinen Willen an den Tag legte, noch würde man feinen Intentionen ent- 
ſprechen: man würde ſich vielmehr ihnen entziehen unb ihnen entgegen- 
handeln. Wenn M, da er doch bereits Kinder hatte, nicht blos ven frei 
verfügbaren Theil feines Vermögens feinem Bruder ohne Einjchränkung 
hinterließ, jondern auch noch Subftitutionen derart anorbnete, daß in 
keinem alle jener Theil feines Nachlaſſes an feine eigenen Descendenten 
hätte zurückfallen fünnen, fo konnte er doch wohl auf feine beftimmtere 
und entichienenere Weife feinen Willen an ven Zag legen, daß jeine 
eigene Nachkommenſchaft nie mehr als den Pflichttheil erhalten, und daß 
auf feinen Bruder und deſſen Subftituten unter allen Umftänden das 
frei verfügbare Vermögen übergehen follte, das er, ſei es auf Grund 
einer geheimen Verpflichtung oder mit Rückſicht auf die Bande des Blutes 
und ber Verwandtſchaft, die ihn an jenen knüpften, ihm hinterließ. 
Die Geburt zweier anderer Kinder außer jenen, welche im Zeftamente 
erwähnt find, genügt für fih allein nicht, um annehmen zu laflen, daß 
dieſes Ereigniß den fo feit ausgeſprochenen Willen, dem Bruder ober 
deffen Subftituten die Hälfte des Nachlafjes zuzuweiſen, feiner eigenen 
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Nachkommenſchaft aber nur den Pflichttheil zu hinterlaſſen, geändert 
habe, vielmehr gab M deutlich genug zu erkennen, daß er an feiner ur⸗ 
ſprünglichen Abficht feithalte, va er ja die Geburt jener Kinder um fo 
viele Jahre überlebte, und in diefer ganzen Zeit nicht daran dachte, eine 
Anordnung zu treffen, welche fein Teftament auch nur theilweije modi⸗ 
ficirt hätte. Dasfelbe blieb alſo ein jo unzweifelhafter Ausprud feines 
feiten unveränderten Willens, als wenn er e8 kurze Zeit vor feinem Tode 
errichtet hätte. Da nun unter diefer Borausfegung bie fpäter geborenen 
Kinder keine anderen Ansprüche außer dem im 8. 776 a. b. G. B. 
gegründeten — auf den Pflichttheil — erheben können, durfte auch der 
Richter ſeinem Urtheile keine andere Rechtsnorm zu Grunde legen, da 
zwiſchen dem vorliegenden und dem im $. 776 a. b. G. B. vorgeſehenen 
Falle die vollſte Analogie beſteht.“ 

Gründe der dritten Inſtanz: „Die Lage, in welcher ſich 
C und D dem Teſtamente ihres Vaters gegenüber befinden, ift nicht 
diejenige, welche im $. 776 a. b. ©. B. vorausgejegt wird; benn das 
Eeſetz betrachtet Kinder, welche nach der Errichtung ver letztwilligen Er⸗ 
klärung geboren wurden, nicht als mit Stillichweigen übergangen. Ihr 
Recht kann alfo nicht auf den Pflichttheil eingeſchränkt werden, kraft 
eines Geſetzes, das auf fie nicht berechnet ift, uud das nicht zum Nach⸗ 
theile von Kindern, die volllommen würdig find, den Nachlaß ihres 
Vaters zu empfangen, eine ausdehnende Interpretation erfahren Tann. 
Daraus, daß der am 14. Mai 1849 verftorbene Erblaffer nur das im 
Sahre 1821 errichtete Teftament Hinterließ, folgt nad) den Gefeten des 
Denkens und ber juriftifhen Auslegung keineswegs, wie der Geflagte 
behauptet, daß man annehmen müffe, er habe an feinem urſprünglichen 
Willen feftgehalten, weil er nicht daran dachte, jenes Teftament in ben 
28 Jahren, welche feiner Errichtung folgten, abzuändern oder zu ver⸗ 
nichten, obgleich ihm feitvem aus einer zweiten Ehe nod) zwei Finder 
geboren wurben. Denn das a. b. ©. B. hat dieſes feineswegs ausprüd- 
lich erflärt, und wenn gleid nad dem im $. 536 a. b. G. 3. auf- 
geftellten Grundſatze das Erbrecht erſt nach dem Tode des Erblaffers ein⸗ 
tritt, jo folgt daraus noch nicht, daß das, was über ven Zeitpunft des 
Erbanfalles beftimmt ift, auch für die Beurtheilung des Titels des Erb⸗ 
rechtes mit Rückſicht auf die Verhältnilfe ver Perfonen und Sachen, auf 
Form, Inhalt und Wirkung der legtwilligen Erflärung gelte. Ebenſo⸗ 
wenig kann aber ver hier geführte Streit durch 8. 777 a. b. G. B. ent» 
jchieden werden, denn dort tft einzig und allein davon die Rede, daß ein 
bereit8 geborenes Kind im Teſtamente mit Stillichweigen übergangen 
wird, nicht aber davon, daß Kinder wie C und D erft fpäter geboren 
werben. Bon einer analogen Anwendung kann aber deshalb feine Rebe 
fein, weil die Verhältnifje und Ausprüde offenbar ganz unbedingt ver⸗ 
Ichieden find. Außerdem aber ift das Vebergehen eined oder mehrerer 
Kinder des Erblaſſers nur mehr im 8. 778 a. b. G. DB. behanvelt. Es 
find daher die Beftimmungen dieſes Paragraphes mit Rüdfiht auf die 
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erfolgte Ausfchliegung der vorhergehenden SS. 776, 777 a. b. G. B. 
für den flreitigen Fall maßgebend ; denn dieſer ift gerade berjenige, wel⸗ 
hen der Geſetzgeber vor Augen hatte, da er ja eben von ven Wirkungen 
eine Teftamentes ſprach, in welchem für einen nachgeborenen Notherben 
feine Borforge getroffen ift. Wenn nun gleich dieſer 8. 778 a. b. G. 2. 
von einem kinderloſen Erblafler fpricht, während im vorliegenden 
alle M bei der Errichtung jenes Teſtamentes bereit3 zwei Kinder hatte, 
fo ift doch Har, daß die Kinverlofigkeit nicht eine wejentliche Bedingung 
der angeorbneten Entkräftung des Teftamentes fein follte, jondern daß 
nur eine Eigenſchaft oder ein Thatumſtand vom Gefeßgeber als wahr- 
Icheinlich vorausgefegt und insbefonbere erwähnt wurde. Wenn nun auch 
der Geſetzgeber den ganz jpeciellen Fall, wie er bier vorliegt, nicht aus⸗ 
prüdlich geregelt Hat, jo muß für biefen Fall, wo nämlich ein Teftator 
zwar Kinder hatte, aber für andere nadhgeborene Kinder feine Vorforge 
traf, mit Rüdfiht auf den gleichen Grund des Gefeges dieſelbe Entichei- 
bung erfolgen. In beiden Fällen nämlich handelt e8 fi) um einen Vater, 
welcher feine Fürforge für eine Nachkommenſchaft getroffen hat, vie 
erft nad) der Errichtung des Teftamentes entſtanden ift, welche er alfo 
nicht vor Augen haben konnte, und deren Schilfal er daher auch nicht 
mit Rüdficht auf das vorhandene Vermögen beftimmen konnte, mit einem. 
Worte: bezüglich derer e8 an jedem Anhaltspunkte bei Ausübung ver 
ihm ertheilten Gewalt, noch über das Grab hinaus zu belohnen und zu 
beftrafen, fehlen mußte.“ 


Nr. 208. 
Beweislaſt bei der actio negatoria. 


Entid. vom 8, Juli 1856, Nr. 5140 (Beſt. ded dns Urtheil des L. G. 
Bredcia v. 13. Dec. 1855, Nr. 11543, abündernden Urtheils des O. L. ©. 
Mailand vom 1. März 1856, Nr. 2662), Gaz. d. Trib. 1856, &, 541 ff. 


Die beiden höheren Inftanzen wielen eine in erfter Inftanz zu- 
gelaſſene actio negatoria in einem Falle ab, mo die Befiger des herr- 
Ichenden Grundes im Beſitz der Servitut bes Wafferzufluffes vom 
dienenden Grunde zu fein behaupteten, jedoch ſich nur darauf berufen 
fonnten, daß fie wiederholt den auf dem leßteren befindlichen Canal 
zur Erleichterung des Waſſerabfluſſes gereinigt hätten. 

Gründe der dritten Inftanz: „Der Kläger gibt felbft an, 
daß er Die actio negatoria bezüglich jener Servitut anftelle, welche bie 
Geklagten rüdfichtlich des auf feinem Grunde befindlihen Waſſers in 
dem Sinne in Anfprud nehmen, daß er verpflichtet fei, dasſelbe, nachdem 
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er davon Gebrauch zu Gunſten ſeines Grundſtückes gemacht, zum Vor⸗ 
theile und zum Gebrauch des den Geklagten gehörigen tiefer liegenden 
Grundſtückes dahin abfließen zu laſſen. Die Geklagten ihrerſeits 
können ſich zwar nicht auf Vorkehrungen und Anſtalten berufen, welche 
fie auf dem Grunde des Klägers getroffen haben; allein im Sinne der 
88. 313 und 1459 a. b. B. ©. ift dieſes nicht die einzige Art, den Beſitz 
eines Rechtes zu beweifen. Auch haben bie Geklagten in ber That be- 
wiefen, daß fie fih im Beſitz des Rechtes des Waflerabfluffes zu Gunften 
jenes erwähnten Grundſtückes befinden, nicht ſowohl darum, weil ihnen 
und ihren Vorgängern derjelbe ſeit undenklichen Zeiten zu ftatten gekom⸗ 
men ift, ſondern weil fie in einigen der auf dem Grunde des Klägers 
befinplichen Gräben Arbeiten zu dem Zwede vornehmen ließen, ven Ablauf 
des Gewüſſers auf ihren Grund... . zu erleichtern, und weil jedesmal, 
wo der Kläger oder feine Bormänner fie daran zu hindern over ben 
Abflug des Gewäſſers auch nur zu beſchränken verfuchten, fie gezwungen 
wurden, den Beſitz der Geflagten zu fchonen... Bei dieſem Stande ber 
Dinge oblag e8 offenbar dem Kläger nad) 8. 523 a. b. G. B., vie auf 
Seite der Geklagten ftattfindende Anmaßung zu beweilen, d. h. wie 
die Commentatoren des römifchen Rechtes jagen: Tenetur probare do- 
minium cum sua libertate. (Pecchius de servit. cap. I. quest. I0 Nr. 2 
und Andere.) Der Kläger hat nun zwar bewiefen, daß er Eigenthümer 
des erwähnten Grundes fei, und es befteht daher zu feinen Gunften die 
Vermuthung der Freiheit von jeder Laſt im Sinne des $. 324 a. b. 
©. 3. Allein dieſe Vermuthung wird in vorliegendem Falle geſchwächt 
und aufgehoben durch ven Befis, in welchem die Geflagten fich befinden, 
da dieſer Befig im Sinne des 8. 323 a. b. G. 8. feinerfeits die Ver⸗ 
muthung eines giltigen Titels für fi hat, jo daß die Geflagten gar 
nicht einmal aufgefordert, gejchweige denn verhalten werben können, ihn 
darzuthun. Wenn daher die beiven erwähnten Präjumtionen fich gegen- 
feitig zerftören, fo bleibt nichts übrig, als die Thatfache des langjährigen 
ruhigen Befiges auf Seite der Geflagten, welche daher auch ein Recht 
haben, darin erhalten zu werden, weil ver Kläger die erfolgte Anmaßung 
nicht bewiejen bat.“ 





Kr. 209. 


Eintritt einer Vorausſetzung des Klagerechts nach Anftellung 
der Klage. 


Et. v. 8. Juli 1856, Nr. 5767 (Beſt. des das Urtheil ded 2. G. Ber- 
gamo v. 16. Rov. 1855, Nr. 6867, abünd. Urtheild des O. L. G. Mailand 
v. 28 Febr. 1856, Nr, 2028). Gaz. d. Trib. 1857, ©, 382 ff, 


A hatte dem B eine Realität verkauft und ift mit ihm darüber über- 
eingefommen, daß er ftatt einen Kauffchilling zu zahlen, eine für C auf 
ver Realität haftende Hypothekarſchuld gegen Nachweis der Thatſache, 
daß dieſe Die einzige auf dem Grundſtück haftende Hypothekarlaſt fet, be- 
zahle. Nach einiger Zeit klagte A und bat zu erfennen: B ſei ſchuldig, 
den C 1650 Fire zu zahlen, mwidrigens dieſer berechtigt ſei, den Betrag 
durch Erecution einzubringen. B wendete ein, daß auf jener Realität außer 
der Forderung des C nod) andere Hypothekarlaſten haften; in der Replik 
ward indeß dargethan, daß dieſe Laſten, welche ſchon beim Abſchluß des 
Vertrages indebite hafteten, nach der Ueberreichung der Klage gelöſcht 
worden ſeien. — Die erſte Inſtanz wies das Klagebegehren ab, weil zur 
Zeit der Anſtellung der Klage die Bedingung noch nicht erfüllt geweſen ſei, 
von welcher die Zahlungspflicht des Geklagten abhing; übrigens ward 
dem A das Recht zur Einbringung einer neuen Klage vorbehalten. 


Die zweite Inſtanz verurtheilte den Gellagten zur Zahlung des 
Capitals und 4 Percent Berzugszinfen ſeit dem Tage, an dem bie Löſchung 
der Hnpothelarlaften nachgewieſen wurde. Es heißt in den Entſcheidungs⸗ 
gründen: „Der Proceß dreht ſich lediglich um die Frage, ob dem Kläger 
die begehrte Summe, wenn er gleich zur Zeit der Klageanbringung barauf 
nod feinen Anspruch hatte, mit Rüdfiht auf nachgefolgte, aber doch vor 
ver Fällung des erftrichterlichen Erfenntniffes vorgefallene Thatfachen, 
zugeiprodhen werben fünne. Die erjte Inſtanz hat ſich offenbar an das 
befannte PBrincip gehalten, wonon e8 in ber L. 23 D. de judiciis heißt: 
Non potest videri venisse in judicium id, quod post judieium acceptum 
accidisset, ideoque alia interpellatione opus est. — ... Es ſcheint 
aber dem Oberlandesgericht nicht, daß dieſe Regel im vorliegenden Yalle 
Anwendung finden fönne, und zwar aus folgenben Gründen: Die erfte 
Pflicht des Richters tft, Jedem das zuzumeifen, was ihm nach Recht und 
Billigfeit gebührt, keinesfalls darf er juriftiihen Spitzfindigkeiten zuliebe 
die Procefie zum Schaden beider Parteien vervielfältigen. Im vorliegenden 
Falle . . wäre e8 nun, nad) dem Stande ber Streitſache zur Zeit der 
Fillung des erſtrichterlichen Erkenntniſſes, widerſinnig, den Kläger zu 
zwingen, ein bereits bei Gericht angebrachtes Begehren noch einmal anzu⸗ 
bringen, und durch neue Proceßacte und mit neuen Koſten ſein Recht zu 
ſuchen, während aus den dem Richter bereits vorliegenden Acten ſchon 
hervorgeht, daß es ihm gebühre; der $. 7 ital. G. O. (8. 8 a. G. O.) 


und 8.8 ital. G.O. (8.8 weitgal. G. O., vergl. 88. 21 und 49 a. G. O.), 
welche von den Formen handeln, an welde vie Klage gebunden ift, 
verbieten allerdings die Aenderung des Begehrens, allein dieſes Verbot 
bezieht ſich nicht auch auf die nachträgliche Beibringung eines Beweiſes; 
auch fchweigt das Gefeg von der Ergänzung des Titeld des Begehrens 
(se completato venisse il titolo del petito) nach Anftellung ver Klage.... 
Geſetzt, es wäre eine wohlbegrünbete Klage auf Zahlung einer ſchuldigen 
Geldſumme eingebracht und der Schuldner wiefe im Laufe des Procefjes 
nad, daß er gezahlt habe, wenn auch erſt nach Anftellung der Klage: fo 
fönnte, wenn der Kläger noch immer auf dem Begehren verharrte, jenen 
zur Zahlung zu verurtheilen, dieſem Begehren gewiß nicht ftattgegeben 
werden. Ebenjo verhält es ſich aber aud mit dem Gläubiger, welcher 
eine noch nicht fällige Forderung einklagt, wenn nur die Fälligkeit eintritt, 
ehe das Verfahren gefchlofien ift. Selbft im römiſchen Rechte finden ſich 
von der früher angeführten Norm abweichende Entſcheidungen. So heißt 
es in ber L.16 pr.D. de H.P. (5, 3): Quod si in diem sit debitor, vel 
sub conditione, a quo petita est haereditas, non debere eum damnari; 
rei plane judicatae tempus spectandum esse; secundum Octaveni sen- 
tentiam, ut apud Pomponium scriptum est, an dies venerit. Quot et in 
stipulatione eonditionali erit dieendum und L. 9 8. 5D. de pign. act. 
(13, 7): Qui ante solutionem egit pignoratieia, licet non recte egit, 
tamen, si offerat in judicio pecuniam, debet rem pignoratam, et quod 
sua interest, consequi. Die Klage leitet ven Proceß nur ein; allein erft 
wenn er geſchloſſen ift, läßt fih nad) 8. 315 ital. G.D. (8. 248 a. G. O.) 
ber Gegenftand des Streites auf eine genaue und deutlich beſtimmte 
Art feftftellen und demgemäß darüber urtheilen. Im gegenwärtigen 
Urtheil alfo hatte ver Richter varüber zu erkennen, ob der Geklagte Das 
huldig fei, was Kläger von ihm fordert.” Der oberfte Gerichtshof be- 
ftätigte biejes Urtheil aus folgenden Gründen: „Wenn aud) zur Zeit ver 
Einbringung der Klage die Freiheit der Realität von Hypothefarhaftun- 
gen nicht hinlänglich dargethan war, jo mußte body beim Geklagten jeder 
Zweifel ſchwinden, als ihm im Taufe des Proceffes... das neue Hypo⸗ 
tefarcertificat mitgetheilt wurde. Durch dieſe Mittheilung entledigte ſich 
der Kläger der Beweislaft bezüglich der in der Klage behaupteten That- 
fache, und ber Geflagte war von dieſem Augenblide an in mora. Mit 
Recht hat ihn daher die zweite Inftanz, dieſen Zeitpunft und nicht den ver 
Klageanbringung berüdfichtigend, zur Zahlung des feit langen Jahren 
unverzinft in feinen Händen gebliebenen Kaufpreifes verurtheilt, ſowie 
zur Zahlung der PVerzugszinfen von dem Tage der erfolgten Mitthei- 
lung des Hypothefarcertificates, von welchem Tage an feine Weigerung 
zu zahlen, eine ſchuldhafte, ja ſogar unredliche war (non solo colposa ma 
altres inonesta).“ 


— — — — —— 
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Nr. 210. 
Civilrechtlihe Wirkungen einer zum Zweck der Abtragung 
einer Schuld erfolgten Girirung eined Wechſels. 


Entſch. v. 16, Juli 1850, Kid st (Ben. bet des dad Nrtheil dei H. ©. 
Benedig v. 10. Anguſt 1 d. Urtheild des O. L. ©. 
Venedig v. 8, Nov. 1805, ce 19230). —8* d. Trib, 1887 6.8 fi. 


Nr. 211. 
Beweiskraft einer vor der Einführung der fiebenbürgifchen 
Civil⸗Proceßordnung errichteten Schuldverfchreibung. 


—38 vom 209. Inli 1856, Nr. 66516 Aue der gleichförmigen Ur: 
Se e de8 8. ©, Sarlany v8, Sept. 1 764, und des DO, G. 
ermannftabt ». 16. Dt, 1858, Sr. 7500) "zeitiär. {. Gefeht, Jahrg. IL 


Nr. 212. 
Koften einer im Concurswege erfolgten Veräußerung von 
Oegenftänden, welche ſchon vor der Concurseröffnung wechjel- 
rechtlich gepfändet waren. 


Eutid. v. 30. Juli 1856, Nr. 22 (Abänd. ded Beſcheides des H. G. 
Mailand v. 23. Mai 1866 ‚ Nr. 6882, und ber Verordnung des D, | . 2 
Mailand v. 13, Juni 1856, Nr. 7142). Gaz. d. Trib. 1807, ©, 21 


Nr. 213. 
Unanwendbarkeit des 8. 1500 a. 6. ©. B. bei offenbaren 
GServituten. 


Entid. vom 5. Auguft 1856, Nr. 5004 Ri deö Urtheils des 8. ©. 

Renhojen vom 80. ngu 1 1855, Nr. 300 „lbänberung eö Irtheile des 
Wien v. 23. Juni 1856, Nr. 17846). ©. 3. 1856, Nr. 136, 

Die Eheleute A Hagten als intabulirte Befiger des Haufes Nr. 57 

gegen ven B al8 Befiter des Haufes Nr. 58 auf Räumung des unter 
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A’8 Haufe befindlichen Kellers und Unterlaflung der weiteren Benitgung 
desſelben. Sie ftügten ihren Anſpruch darauf, daß der Keller, al8 unter 
ihrem Haufe befinplich, ein Zugehör vesfelben fei, und daß das von ihnen 
erlaufte Haus Nr. 57 im Grundbuche mit keiner Dienftbarfeit belaftet 
erſcheine. B berief fich in ber Einreve auf die 30jährige Erſitzung bes 
Kellers, welche durch Zeugen bemiefen wurde. Der vorgenommene Augen- 
ſchein ergab, „daß der fragliche Keller mit dem Haufe des Geklagten da⸗ 
durch in einer fortdauernden Verbindung ftehe, daß zu diefem Keller aus 
der Gaftftube des Haufes Nr. 58 eine Stiege und ein gemanerter Gang 
mit einer Stiege führe.“ Die erfte Inftanz entſchied zu Gunften des Ge⸗ 
klagten, die zweite Inftanz zu Öunften ver Kläger. Der oberfte Gerichts⸗ 
hof beftätigte das erftrichterliche Urtheil aus folgenden Gründen: 
„Die von den abgehörten Zeugen erhärtete Thatfache allein, daß der unter 
dem Haufe Ar. 57 befinpliche Keller jeit mehr ald 30 Jahren von ben 
"Beligern des Haufes Nr. 58 benützt worden ift und eine auf dieſe That 
fache ſich gründende Erfigung könnte zwar dem Anfpruche ver Kläger auf 
den Keller, da fie das Haus Nr. 57 durch Kauf an fi gebracht haben 
und durch einen ſolchen Act in der Regel auch das Eigenthum ber corre⸗ 
ſpondirenden Unterfläche erworben wird, nad 8. 1500 a. b. ©. 3. nidt 
mit Wirkung entgegengefegt werben, weil eine darauf bezügliche Vor⸗ 
merfung im Grundbuche nicht enthalten ift; allein hier waltet ein an⸗ 
deres Verhältnig ob. Der Geflagte hat nämlich nicht blos die erwähnte 
Thatjache, jondern weiters auch noch durch Sachverſtändige erwiejen, daß 
der zum Haufe Nr. 58 benüste Keller mit dieſem Haufe feit Langem durch 
einen eigenen Gang fammt Stiege in Berbindung geſetzt worden ift und 
noch in Verbindung Steht. Da diefe Verbindung des Haufes Nr. 58 mit 
dem Keller durch einen eigenen Gang und eine Stiege fiir Jedermann, 
alfo auch für die Kläger deutlich und Mar erfichtlih war, und fie daher 
dasſelbe gejehen haben, oder doc, bei Anwendung aud nur einer gewöhn⸗ 
lichen Aufmerkſamkeit leicht hätten ſehen können, und da fie ungeachtet 
deſſen das Haus Wr. 57 erfauft haben, jo können fie nicht behaupten, 
daß fie das Haus nur im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher an ſich 
gebracht haben, und daß fie durch leßtere iiber die in Anfehung des Kel⸗ 
lers beftandenen und noch beftehenven Verhältniſſe getäufcht worben feien, 
daher ihrem Anfpruche ver $. 1500 a. b. ©. B. nicht zur Stüße dienen 
fann, ſondern verfelbe muß vielmehr als unftatthaft erjcheinen, da für 
ven Geklagten ver echte und redliche Beſitz des Kellers ſpricht.“ 


——— nn nn 
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Nr. 214. 
Zuläffigfeit dev Erecutivffage. auf Grund eines im Verfahren: 
außer. Streitjachen: ne Protokolles. 


Gitſch. vom 6 * uſt — 7028 (Beſt. des Beſcheides des L. &i 
Mailaud v. Ü-4 yril 1868, —5 . an ie Be A ne 
le 1 ———— — 7, Ar. 5, 


A ftellte gegen B' auf‘ Seutid 8 dieſem im Wege des adeligen 
Richteramtes aufgenommenen Protokolls eine Executivklage an, und bes 
gehrte auf Grund des Hofdecretes vom 25. Mai 1839 (Hofvecret vom. 
4. Yuli 1839 für Italien, Weflely I, Nr. 1202) die Anordnung einer 
Zagfagung. Die erfte Inftanz ordnete biefem Begehren gemäß eine: 
Tagſatzung an; die zweite Inftanz go vielen Beſcheid auf, und ordnete 
bie Tagfagung gemäß 8. 16 a. ©. O. (88. 20, 25 ital. ©. DO.) an. 
De — Gerichtshof beſtätigte die Eitfjeidung ber erften Inſtanz, 

il gerichtliche Protbkolle und Decrete öffentliche Urkunden find, fomit: 
—* Beweiskraft baden“. 


Nr. 215. 
Verjährung der Eutſchadigungen age auf Grund des 8. 1316 
b. G. B. 


Euntſch. von 13. Anguſt 1856, Nr, 7699 (Dei, 2 Urteil des L. ©, 
Prükn vom 1, Märzr1856,. Nr, 684, Mind, se 8 Nrtheild des Yo L. G. 
Briun.d. 3, Mei:1856, Rr.. 2539).. © > 1856, Nr, 147, 

A: Hagte den Frächter B auf Schadenerfag auf —S des 
8. 1316 a. b. G. B. wegen eines nad) Inhalt eines rechtskräftigen ſtraf⸗ 
gerichtlichen Urtheils von den Diemftleuten des B an den zur Deförberumg 
übernommenen" Waaren des A begangenen Diebſtahls. B wendete bie 
Berjährung auf Grund des $. 967 a. 6. ©. 2. ein. Die erſte Inftänz 
hielt dieſe Einwendung für unzuläffig ; die zweite Inftanz für zuläffig. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil aus 
folgenden Gründen: „Die von bem Geflagten auf Grundlage bes 
8. 967: a. b. ©. B: entgegengefegte- Verjährung von 30 Tagen finbet 
bier feine Anwendung; denn der 8. 967 a. 6. ©. 2. ſpricht nur von dem 
Schaden, welpen. ver Hinterleger dem Berwahrer zu erjeßen hat, und 
verordnet in dieſer Beziehung, daß bie wechfelfeitigen Forderungen binnen 
30 Tagen von der Zeit der Surüdftellung anzubringen find. Hier han⸗ 
belt es ſich aber umgekehrt um den Schaden, welchen der einem Ver⸗ 
wahrer im 8. 979 a. b. G. B. gleichgeſtellte Frächter dem Hinterleger 
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wegen einer geftohlenen, alfo nicht zurückgeſtellten Sache zu leiften hat, 
wo alfo von einem Anfange ver Verjährung von der Zeit ber Zurüdftellung 
feine Rede fein kann. Der 8. 979 a. b. &. 3. bezieht ſich vielmehr aus» 
drüdlih auf den in vem 30. Hauptftüde von dem Rechte des Schaven- 
erfages enthaltenen $. 1316, verweiſet vaher die Haftung des Frächters 
auf die Grundfäge über den Schabenerfag. Zu dieſen gehört auch 
ber 8. 1489 a. b. G. B. gemäß welchem, abgeſehen davon, daß im 
gegenwärtigen Falle der Schade ans einem Verbrechen entſtanden  ift, 
eine Entſchädigungsklage erft nad 3 Jahren von der Zeit an erlifcht, 
zu welcher der Schade dem Beichäbigten befannt wurde.” 


Nr. 216. 

Unznläſſigkeit der Erfegung eines Zeugenverhörs durch das 

Protokoll über die Ausſage desſelben Zeugen in einem an- 
deren Procefle. 


—38— v. 19. auguft 1 1856, Nr, 8149 (Beft. der den Beſcheid des L. ©. 
atland v. 1856, Nr. 252 abändernden Berorbnnn des O. L. G. 
Mailand v. *. ni 1856, Nr. 7739). Gaz. d. Trib. 1856, ©. 518 ff. 
Zu Gunften ver A, welche die Giltigfeit eines zum Bortheil bes B 
Iautenden Teſtamentes anfocht, war auf den Zeugenbeweis erfannt worden. 
Es konnte indeß von dem hiezu requirirten Gericht nur einer der drei 
in dem Beiurtheil namhaft gemachten Zeugen vernommen werben, 
weil bie beiden anderen geftorben waren. Nunmehr brachte die A ein 
Geſuch ein, in welchem fie verlangte, e8 folle.die Ausfage, welche einer 
ver beiden Berftorbenen in einem Procefle abgelegt hatte, den früher ein 
Anderer über die Giltigfeit jenes Teftamentes mit B geführt hatte, im 
gegenwärtigen Procefle fo behandelt werben, als wäre fie in. vemfelben 
‚abgelegt. — Diejem Anfuchen wurde jedoch nur in erfter Inftanz ftatt- 
gegeben; bie beiden höheren Gerichte wiefen e8 aus folgenden vom Ober- 
Iandesgerichte ausgefprochenen, und vom oberften Gerichtshofe adoptirten 
Gründen zurüd: „Wie aus $. 12 ital. ©. O. ($. 12 a. ©. DO.) hervor⸗ 
geht, muß jowohl was die Verhandlung, als auch die Beweiſe betrifft, 
jede Rechtsſache ihre volle Selbitftändigfeit anderen Proceflen gegen- 
über bewahren. Namentlic) würde, wenn die in einem früheren Procefle 
abgelegten Zeugenausfagen in einem jpäteren berlidjichtigt werden, dem 
Gegner das Recht entzogen fein, bejonvere Frageftüde zu ftellen. Diefer 
Erwägung muß im vorliegenden Falle Rechnung getragen werden, wo 
es fi) darum handelt, in einem durch das Interlocut bereits abgejchlof- 
jenen Proceſſe eine zum ewigen Gedächtniſſe in einer anderen Rechts: 
jahe aufgenommene Zeugenausfage zur Geltung zu bringen, während 
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Doch nicht in beiven Proceſſen viejelben Parteien erfcheinen, obgleich aller- 
dings angenommen werben kann, daß es ſich um benfelben Streitgegen- 
ftand handle. Es geht auch nicht an, ſich auf die Analogie des 8. 211 
ital. ©. DO. (8. 221 weftgal. ©. D.) zu berufen, weil nach $. 560 ital. 
G. O. (8. 575 weſtgal. ©. O., vergl. $. 437 a. G. O.) zwar eine 
Beitimmung der Eivilproceßordnung auch auf einen andern, nicht aus- 
drücklich vorgejehenen Fall angewenvet werben Tann, e8 aber nicht ge- 
ftattet ift, in einem im Gelege vorgefehenen alle ein dem Letzteren unbe- 
kanntes Mittel ver Abhilfe zu erfinden, was allerdings gefchehen würde, 
wenn man im vorliegenden tyalle die von einem verftorbenen Zeugen in 
einer anderen Rechtsſache abgelegte Ausſage benüßte, ftatt dem Geſetze 
gemäß. einen anderen Zeugen ihm zu jubftituiren.“ 


Nr. 217. 
Zuläffigkeit der Auftragung des Haupteives über dem De- 
Iaten unbefanute Thatjachen. 

. vom 26, Auguft 1856, Nr. 8088 (Beft. des Urtheils des L. ©. 
— ıurt ». 18. Miet 1800, Wr. 2801, Aiuderung bes Urtheils” des 
.L. G. Graz v. 30. Inni 1856, Nr. 4410). ©, 3. 1865, Nr. 137, 

A Hagte den Bals Erben nach M auf Zahlung einer Forderung, und 
trug ihm den veferiblen Haupteid über ein von M geleiftetes Verſprechen 
auf. Die erfte Inftanz hielt diefe Eivesauftragung fir zuläfftg, die 
zweite Inſtanz für unzuläffig; der oberfte Gerichtshof beftätigte das 
erftridhterlihe Urtheil aus folgenden Gründen: „Der 8. 203 
a. ©. O. räumt im Allgemeinen jeder Partei, welche die Sache zu ver- 
gleichen berechtigt wäre, die Befugniß ein, dem Gegner den Haupteib über 
jene Umftänve, welche diefer widerſprochen hat, aufzutragen, und zwar 
(nad) $. 207 ebenbajelbft) dem Gegner, der im eigenen Namen Proceß 
führt, nicht nur tiber eigene, fondern auch über fremde Handlungen. 
Uuverfennbar gewährt das Gejeg dem einen Thatumftand behauptenden 
Streittheil Schuß gegen den vom Gegner muthwillig und gegen fein bef- 
feres Willen vorgebrachten Widerſpruch, und zwar zufolge Hofdecretes 
vom 26. April 1842, Nr. 610 J. G. S. (Weffely.I, Nr. 742) und 
nach $. 26 des Gef. über das funm. Verfahren nad dem Ermefjen des 
Richters felbft dann, wenn ver den Thatumſtand behauptenve Streit: 
theil venjelben aus eigenem Willen nicht zu beihwören vermöchte, ihm 
daher der Haupteid nicht zurüdgefchoben werben fünnte. Hiermit über- 
einftimmend kann nad) 8. 37 des Gefeges vom 18. October 1845 über 
das ſummariſche Verfahren felbft von einem. Gurator oder gefeglichen 
Bertreter, der im Namen eines Andern Proceß führt, und der die Echtheit 
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einer. gegen ihn angeführten Urkunde widerſprochen Bat, ver Haupteib 

gefordert werben, daß er vie Urkunde nad) feinem Wiſſen nicht für echt 
Halte Dagegen ſtehi demjenigen, ber einen ihm aufgetragenen Haupt⸗ 
eid ablehnen, oder die Ablegung bes Eides durch ben auftragenden 
Gegner hindern will, nach $. 204 und 8. 205 a. G. O. Iebiglich zur, 
fein Gewiſſen durch den von ihm zu führenden Gegenbeweis zu ver- 
treten, und nad) $. 38 des Geſetzes über das ſummariſche Verfahren hat 
er bie dazu nöthigen Beweismittel ſchon bei der Verhandlung ver Haupt: 
ſache beizubringen. Im Zuſammenhalt dieſer gejeglichen Beſtimmungen 
ſcheint im vorliegenden Falle der Käger allerdings berechtigt, über bie 
von ih behaupteten, in der Sache entſcheibeniden, aber von dem Ge⸗ 
Hagten wiberfprochenen Umſtünde dem Legteren, der im eigenen Namen 
Proceß führt und den Erblafler M vorftellt, ven Haupteid aufzutragen, 
und da Geklagter ihm venfelben zurücdgeichoben bat, mußte er zur Ab- 
legung dieſes Haupteides zugelafien werden, ohne daß es dem Kläger 
oblag, vorerft barzuthun, daß es dem Geflagten möglich geweſen fei, von 
dem Berfprehen des Erblaſſers Kenntniß zu erlangen. Für eine folche, 
bem Kläger aufzulegende Beweiblaſt findet ſich weder in dem Wortlaute, 
noch im Geiſte des Geſetzes ein Anhaltopunkt.“ 


Jr. 218. 
Erbeinfegung? 
En. 2 2. run 186 1856, I. 8018 Beh. des utben ke 2. G. 
2.% ©. 
—2— oe nr Yun ,3. WE. ON, Gaz. d. A 1 ©, 


Bon den brei Zeugen, in deren Gegenwart M ein münbliches Teſta⸗ 
ment errichtet haben fol, erflärt ver eine: M habe feine Gattin A vor 
ihm und ben zwei anderen Zeugen zu feiner Univerfalerbin ernannt. Die 
beiden anderen Zeugen geben an, M habe ver A in Gegenwart ber Seugen 
gefagt: „Du weißt wohl, daß Alles, was dein tft, auch mein ift, und 
was mein ift, auch dein” — welche Heuferung fie als Erbeinſetzung ver- 
ftanden hätten. Dem anf Anerfennung des Erbrechtes gerichteten Klage- 
begehren ber A wird nur in erfter. ‚Suftanzl, nicht aber von ven beiden 
höheren Gerichten ftattgegeben. „Denn“, heißt e8 in den Entſcheidungs⸗ 
gründen des oberſten Gerichtshofes, „bie Ausdrüde, über welche bie 
beiden Zeugen berichten, enthalten nicht eine deutliche Erbeinfegung: bie 
Auslegung aber, welche die Zeugen hinzufügen, ift nicht zu berückſichtigen, 
denn als Zeugen find fte berufen, über Thatjachen auszufagen, nicht aber 
ein Urtheil itber dieſelben zu füllen. Auch konnten jene Worte ſich ebenjos 
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wohl auf einen Bertrag über Gemeinfhaft der Güter oder auf einen bei 
Eingehung der Ehe abgeichloffenen Erbvertrag beziehen.“ 


Nr. 219. 


Beweislaſt rücfichtlih der Bedeutung der Verabredung, daß 
über einen Vertrag eine fchriftlide Urkunde errichtet werbe. 
eutii. vom 27, Augnft 1856, ne 8297 „urpeiweife Abänd. des dad Ur⸗ 


theil des 8. 6. Fontadt v6 . Mail Nr. 2856, abändernden Ur⸗ 
theild ded DO, 8. ©, annftadt v. 17. —— 1856, „Re. 4737). Beit- 
{deif * —3 2, Jahrg. Nr. 19. 


In den Entfcheidungsgründen der dritten Inſtanz heißt e8: 
„Nach 8. 883 a. b. G. B. macht e8 zwar in Anfehung der Verbindlich 
feit feinen Unterfhien, ob der Vertrag mündlich oder fhriftlich errichtet 
wird; wenn fich aber die Parteien ausdrücklich zu einem jhriftlichen Ver⸗ 
trag verabredet haben, fo wird er nah 8. 384 a. b. G. B. vor ber 
Unterfhrift der Parteien nicht für gejchloffen angejehen. Kläger behauptet 
nun, daß jhon im Juli 1855 zwiſchen ihm ‚und dem Geflagten unter 
ben angegebenen Bedingungen der Miethvertrag mündlich abgeſchloſſen, 
und blos des befjeren Beweiſes wegen beftimmt worden jei, darüber eine 
Ihriftlihe Urkunde auszufertigen, und hat über. diefe Umftände dem Ge- 
klagten den negativen Haupteid aufgetragen. Gellagter hat diefen Au⸗ 
gaben widerſprochen und bloß die mündliche Verabredung der Beringungen 
zugegeben, dagegen behauptet, daß die Ausitellung eines jchriftlichen 
Bertrages ausprüdlich feitgefegt wurde, welcher jedoch nicht zur Stande 
gekommen fei, und nur in diefer Richtung den ihm aufgetragenen Haupt» 
eid angenommen. Es handelt fi daher in dem vorliegenden Falle um 
bie entjheidenden Thatumſtände: ob ber Bertrag wirflic mündlich ab- 
geichloffen und die Ausftellung einer fchriftlichen Urkunde dariiber blos des 
befiern Beweiſes wegen verabredet wurde oder nicht, über meldhe bei dem 
Wiperfprud des Geklagten dem Kläger der Beweis obliegt, welchen er 
auch durch den Haupteid angetragen hat. In Ermanglung eines anderen 
Beweismittels hat das Oberlandesgericht auf viefen Eid erfannt, jedoch 
gerade dieſe Umſtände als unerheblich bejeitigt, was in biefem Falle 
nach 8. 212 prov. Civilproceßordnung um ſo weniger angemeſſen er⸗ 
ſcheint, als beide Parteien eben auf dieſe Umſtände mit Grund das 
meiſte Gewicht legen.“ 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 16 
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Nr. 220. 
Sompetenz zur Abhandlung eined Lehennachlaſſes. 


05 . 10, Sept. 1856, Nr. 8066 Der. des Decreied de ftädt.=del. 
G. Sunsörud vom 5. JInni 1 . 4554 utſch. * 
Yunöbrnd v. 24. ni 1808, Me. 2416). ©. 2. 1856, Nr, 144 

Die Succefforen in ven Lehennachlaß des M erklärten ſich bei dem 
ftäbtifch-velegirten Bezirkägerichte als Erben zum Lehennachlaß mit ber 
Bitte um Anerkennung ihres LTehenerbrechtes. Das Gericht mies dieſes 
Geſuch zurüd, indem nur das Tandesgeriht nach 8. 49 J. N., weil zur 
Führung der Lehentafeln berufen, zur Abhandlung competent fei. Die 
zweite Inſtanz wies das Bezirksgericht an, als Abhandlungsbehörde 
das Amt zu handeln, in ver Erwägung, „daß es fih vorläufig nicht um 
eine Zehenftreitigfeit, fondern um bie Abhandlung eines Lehens hanbelt, 
daß dieſelbe nah der I. R. vom 20. November 1852 und dem Ab- 
hanblungsgefege vom 9. Auguft 1854 in ven gerichtlichen Wirkungstreis 
fällt, daß in der Regel das Bezirksgericht (auch das ſtädtiſch⸗delegirte), 
in deſſen Bezirk der Verftorbene feinen ordentlichen Wohnfig hatte, zur 
Verlaſſenſchaftsabhandlung berufen ift ($. 77 3. R.), unb daß ber 8. 78 

. N. nur dort eine Ausnahme feftfest, wo bei einem Gerichtshofe erfter 
Infianj eine Lehentafel wirklich geführt wird (8. 49 lit. a J. N.), eine 
Ausnahme, die fir Tirol feine Anwendung findet, weil das Inftitut der 
Öffentlichen Bücher daſelbſt noch nicht reformirt, und dem Verfachbuche 
die Lehentafel fremb ift“. Der oberfte Gerichtähof beftätigte pas erftrichter- 
liche Decret auf Grundlage der 88. 49 lit. a und 78 J. N. in der 
Erwägung, „daß bei ver k. k. Statthalterei eine Lehenſtube fich befindet“. 


Nr. 221. 


Klage gegen den Yirmaführer einer Handlung nah dem 
Tode des Brincipals. 
—I . 11. Sept. 1856, at. 8381 Bet des 88 Zi 


Ay el 1858, Ar, Abänd. des Urth 
8, Mai 1856, 0, 9 4198). ©, 2.1 
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Nr. 222. 
Erledigung einer Klage auf Zugeftehung ber Rechtswohl⸗ 
thaten nach Eröffnung des Concurſes. 


Entf. v. 28. Sept. 1866, Nr, 2 Belt. des den Be eid des L. 8 
Wien v. 6. Inn 1856, Pr. 23825 eenden Bel scheibe de 8. 8. 
Wien vom 25, Juni 1856, Br. Mr. „ein, \peimerte agazin, 8». W 


Nr. 223. 
Clafſificiruug der Zinfen eined nicht unausgeſetzt ein- 
geflagten Pfanbcapitals, 


En b. 24. Geht. 1856, Str. 6819 Be der örmigen U eile 
tg — », 8, Det. —1 gege 


* vom 29, März 1856, Sir. a an A. Trib. 187, 68, 6. 
Nr. 224. 

Unanwendbarkeit des S. 1500 a. b. ©. 3. bei offenbaren 
Servituten. | 


v. 24, Sept. 1856, Nr. eft. des Urtheils des Wien 

v in Angnft 1855 255 ‚Nr. 370 , bi. F Heibeils des O. 3 8 Wien 
v. 9. Junner 1856, Nr. 16547). ©, 9. 1857, 6. 272 ff. 

Zwilchen dem Haufe A und dem des B befinvet fi eine zwei 
öffentliche Pläte verbindenve, won einem Bogen überbedte Durchfahrt. 
Auf diefem Bogen ruht ein Beſtandtheil des dem A gehörigen Haufes ; 
allein die Dauer, welche auf der Seite des Nachbarhauſes den Bogen 
trägt, ift im Erdgeſchoſſe von einer Thüre durchbrochen, welche aus jener 
Durkhfahrt in das Haus des. B führt, indem fie den Zugang zu einem 
bort beſtehenden Berfaufsgewölbe bildet. A, welcher das Haus, zu dem 
auch diefe Mauer gehört, erſt ſeit 1832 beftgt, ftellte die actio negatoria 
an, wogegen B fidy auf die Erfitung berief. Die erfte Inſtanz erkannte 
bie Erſitzung an; die zweite nahm an, daß ihr 8. 1500 a. b. G. B. ent- 
gegenftehe. Nah ihrer Anficht muß dieſer Paragraph auch hier ange- 
wendet werben, weil das Geſetz für Gegenſtände, welche, wie bier, für 

16* 
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Jedermann ſichtbar waren, keine Ausnahme von dieſem Paragraph feſt⸗ 
ſetzt, und zwar weder im 8. 1470 a. b. G. B., wie die Geklagten ver⸗ 
meinen, — weil dieſer nur von der Verjährungszeit handelt, "welche 
nöthig ift, um ein bilcherliches, nicht eingetragenes Recht zu erwerben, 
aber dem 8. 1500 a. b. G. B. nicht entgegenfteht, ber von erworbenen 
Nechten, alfo ungeachtet der vorhandenen Erfigung, das Vorerwähnte 
verfügt, — noch im 8. 1493 a. b. ©. B. aus eben diefem Grunde, weil 
er zwar dem Geklagten das Recht gibt, die Erfigungszeit feiner Vorfahren 
einzurechnen, die für ihn ſprechende Erfigung aber dennoch nach 8. 1500 
a. b. ©. B. rechtsunwirkſam gegen den Kläger erfheint. Der oberfte 
Gerichtshof gab der Reviſionsbeſchwerde des Geflagten ftatt und beftä- 
tigte das Urtheil der erften Inftanz aus folgenden Gründen: „Wie der 
oberfte Gerichtshof ſchon mehrfältig erkannt hat, kann die Einwendung 
bes 8.1500 a. b. ©. 3. demjenigen, welcher eine Dienftbarfeit auf einem 
unbeweglichen Gute erjeflen hat, von dem neuen Cigenthlimer dieſes 
Gutes, welcher pasfelbe noch wor der Einverleibung des erjeflenen Dienft- 
barfeitsrechtes an fich gebracht bat, dann nicht entgegengejegt werben, 
wenn Letzterer zur Zeit der Erwerbung des dienenden Gutes von dem 
wirklichen factifthen Beftande der Dienftbarfeit durch den Augenſchein 
Kenntniß hatte, oder fi) bei Anwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit 
davon überzeugen konnte. Diejes Lettere trat in dem vorliegenden alle 
offenbar ein, denn es handelte fidh bier um eine unter der Einfahrt des 
Haufes des A befindliche, in ein fremdes Haus, und rüdfihtlih in ein 
dort befinpliches Gewölbe führende Eingangsthür, welche Kläger, als 
Käufer des Haufes, bei einiger Aufmerkfamfeit bei oder vor Anfihbrin- 
gung der Hausantheile bemerfen fonnte, und fobald er fie bemerkte, auch 
Anlaß finden mußte, fi über die Befugniß feines Nachbars zu einer der⸗ 
artigen Benügung feines Eigenthums Aufflärung zu verichaffen, daher 
von einem im DBertrauen auf die öffentlichen Bücher erfolgten Kaufe 
bezüglich diefer Servitut feine Rede fein kann.“ 


Nr. 225. 
Unzufäffigfeit ver Amortifation einer Jarta bianca (Blanquet). 
Entf. vom 30. Sept. 1856, Nr. 45 (Beit. der glei fürmigen Be- 
16, v8 0.8.6. 


fheide des 2. ©. Venedig dv. 16. Juni 1856, Nr. 1079, un 
enedig v. 14, Nuguft 1866, Nr. 15611). Eoo d. Trib. 1857, €. 159 ff. 


—— — — — — 
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Nr. 226, 
Berjährungsfrift für Klagen auf Erfag des für .einen An— 
bern gemachten Aufwandes. 

Entid. vom 14. Oct, 1856, Nr. zen (Belt. des das Urtheil dei V. G. 
Piſek vom 15. Sept, 1855, Nr. 312 abündernden It eils des O. L. ©, 
Prag v. 5 Mai 1856, Nr. 5286). ©, 3. 1857, Nr. 1. 

Die Gemeinde A hatte mittelft Vertrages v. 20, Juni 1790 dem 
B die Emphyteuſe an dem ihr gehörigen Dominical-Haufe ** yerfauft, und 
Dabei die Verpflichtung übernommen, das nach der damaligen Landesver⸗ 
foflung zu entrichtende fogenannte Extraordinarium felbit zu bezahlen, 
während ver Käufer alle neuen Laften zu entrichten übernahm. Als der 
Letztere fich weigerte, an der mit dem Militärjahre 1821 neu einge- 
führten, alle bisherigen Leiftungen in eine Geſammtſumme vereinigenven 
Dominicalgrundfteuer zu participiren, trat die Gemeinde A mit der Klage 
vom 10. Sänner 1832 gegen ihn auf, und begehrte Anerfennung der Ber- 
pflichtung des jeweiligen Empbyteuten zur theilweifen Entrichtung ber 
Dominicalgrundfteuer und Erfag der von ihr als Obrigfeit feit dem 
Militärjahre 1821 einftweilen vorausgezahlten Beträge. Der Geflagte ver- 
theidigte ſich gegen die Erſatzforderung durch die Berufung auf die Ber- 
jährung nad) $. 1489 a. b. ©. B. Die erfte Inftanz hielt die Anwen⸗ 
dung dieſes Paragraphes für gerechtfertigt, die zweite Inftanz dagegen 
für unzuläſſig. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche 
Erkenntniß aus folgenden Gründen: „Eine Klage, womit Erjaß für eine 
Zahlung angefprochen wird, welche der Kläger ftatt des Geflagten leiftete, 
ift feine Entſchädigungsklage im Sinne des Gefeges, weil eine Entichä- 
digungsklage ihrem Begriffe nad) die Zufügung eines Schadens voraus— 
fegt, während bie Leiftung einer Zahlung, welche ver Geflagte zu leiften 
verpflichtet war, für den Zahlenden nicht ven Begriff des Schadens nad) 
8. 1293 a. b. ©. B. bildet, daher das dadurch entftandene Rechts⸗ 
verhältnig nur nad) dem 8. 1042 a. 6. G. B. beurtheilt werben Tann. 
Daher findet auch 8. 1489 a. 6. ©. B. auf die vorliegende Klage keine 
Anwendung, und berjelben könnte nur die 30jährige Berjährung entgegen- 
geftellt werden, welche als Kegel gilt. Alle Ausnahmen müſſen firenge 
ausgelegt werden. Der $. 1489 a. b. ©. B. betrifft aber nur ſolche 
Klagen, durch welche der Erfah eines wirklich erlittenen Schadens in 
Folge einer voransgegangenen Beſchädigung angefprochen wird, während 
‘die vorliegende Klage auf einem ganz andern Rechtstitel ruht.“ 
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Nr. 227. 
Beweisthema bezüglich der Begründung ded forum contractus. 


1 des 
gute. „nom, 14. Oct. „1856 te 0008 (Ben. de des dad ee 5 8 
Wien v. 18, Hagaf ie Ir. a0) ©. 9 en, ©. 59 
A klagte gegen B einen Conto ein und begründete bie Einbringung 
ber lage an einem vom Wohnfig des Geflagten verſchiedenen Orte 
(Wien) damit, daß er ihm ben referiblen Haupteid darüber auftrug: 
„Geklagter habe fi) mündlich verpflichtet, in Wien zu zahlen.” Die 
erfte Inſtanz erkannte, da die Incompetenz behauptet wurbe, auf biejen 
Haupteid. Das Oberlandesgeriht gab dagegen ber Einwendung der Ins 
competenz unbebingt ftatt, und lettere Entſcheidung wurde in Dritter 
Inftanz beftätigt aus folgendem Grunde: „Die von dem Geflagten übers 
nommene Verpflichtung, zu deren Beweiſe der Haupteid aufgetragen wird, 
enthalte jedenfalls nur eine einjeitige Erklärung des Geflagten, fei 
fomit zur Begründung des forum eontraetus nicht hinreichend (8.43 J. N.).“ 


Nr. 228. 

Unerlaubte Verabredungen in Bezug auf öffentliche Feil—⸗ 
bietungen. — Schuldurkunde ohne Angabe einer causa 
debendi. 
€ v 15. Det, 1856, Rt. 9449 (Belt. des eils des %. ©. Mai- 
at. 26, bruar 856, Nr. 1716, band, —— dei O. 8 6. 


Mailand v. 6. Anni 1856, Nr, 5849).: Gaz. dei Trib. 1856, ©. 589 ff. 


A Magt wider B einen Betrag von 6000 8. ein, und ftügt fein 
Begehren lediglich auf eine, die causa debendi nicht ausprüdende Schulb- 
verfchreibung. Im weiteren Verlauf des Procefles gibt er als Entftehungs- 
grund der Berpflihtung an: es fei zwifchen ihm und dem Geflagten, 
ehe Letzterer ein jetst ihm gehöriges Haus bei einer erecutiven Yeilbietung 
erftand, das Uebereinkommen getroffen worden, daß dies fir gemeinfchaft- 
liche Rechnung gefchehen folle. Der Geklagte wiveriprady dem und machte 
Angaben, aus denen hervorging, daß während ver Feilbietung, in welcher 
A und B fich entgegentraten, ein Uebereinkommen getroffen wurbe, in 
Folge deſſen A von ber Feilbietung zurücktrat und B das Haus um einen 
geringen Betrag erftand. — Die erfte Inſtanz fand letztere Behauptung 
duch Die Zeugenausfagen beftätigt und wies ven Kläger ab; die zweite 
erlannte auf den von Letzterem aufgetragenen Haupteid über den gemein- 
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ſchaftlichen Ankauf des Haufes. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das 
Urtbeil der erften Inftanz aus folgenden Gründen: „In der Schuld» 
urfunde, auf welche die Klage ſich ftüßt, ift feine causa debendi, fein 
Rechtstitel angegeben, und der Kläger felbft gibt zu, daß ihm den vom 
Geklagten erhobenen Einwendungen gegenüber die Verpflichtung obliege, 
auf andere Weife den Entftehungsgrund feiner angeblichen Yorberung 
barzuthun. In der That hat er auch ven Beweis durch Zeugen... an» 
geboten. Der Ausgang dieſer Beweisführung entiprach aber keineswegs 
ben Behauptungen bes Klägers .... Es fehlt alfo ver Schuldurkunde A 
an ber causa debendi oder dem Rechtstitel, und ver Kläger ſelbſt hat 
nicht, wie ihm oblag, bewiejen, daß eine erlaubte causa debendi vorliege. 
Es muß daher jene Urkunde als nichtig und juriftiich wirkungslos be- 
trachtet werben, wie dieſes ausdrücklich 8.127 ver C. P. DO. für Ungarn ꝛc. 
angibt, welches Geſetz in biefer Beziehung als eine authentische Inter- 
pretation der im lomb.svenet. Königreiche geltenden Proceßnormen ans 
gefehen werben kann. Dieſes muß man umfomehr gelten laſſen, weil aus 
den Ausfagen der erwähnten Zeugen ſich Gründe ergeben, um anzuneh- 
men, daß bie wahre causa debendi in dem Entgelt fir die Eingehung 
eines Vertrages beſtanden habe, welcher durch a. h. Entſchließung vom 
28. April 1838 für unerlaubt und wirkungslos erflärt wurde. Wenn 
nämlidy die Parteien wirklich übereingelommen wären, das erwähnte Haus. 
in Gemeinſchaft zu kaufen, jo war es überflüffig, daß fie Beide bei ber 
Berfteigerung mitboten, um eine Licitation zu fimuliren. Sie würden fid 
auch nicht über die Art ver Auflöfung der Gefellihaft nach erfolgter Er⸗ 
ftehung des Haufes geeinigt, auch nicht ſogleich aufgelöft haben, am aller⸗ 
wenigften aber würden fie ſogleich vorausbeftimmt haben, welches Entgelt 
Derjenige zu empfangen habe, ber von ver Geſellſchaft und feinen Rechten 
zurücktritt; jedenfall würde auch das Angebot bei der Yeilbietung im 
Namen diefer Gefellihaft over im Intereſſe einer erft jpäter namhaft zu - 
machenden Perfon erfolgt fein.“ 


Nr. 229. 
Reftitutiondgefuh wegen fchlechter Vertretung nach rechts- 
fräftiger Verweigerung der Reftitution wegen verftrichener 
Fallfriſt. 

Entſch. vom 21. Oct. 1856, Nr. 0228 (Beſt. des das Urtheil des B. G. 
Klobsut vom 15. Anguſt 1865, Nr. 1018, abänd, urthei des O. L. G. 
Brünn v. 20, Februar 1856, Kr. 9. G. H. 1867, S. 112, 

Ein Geſuch um Reſtitution gegen eine verſtrichene Friſt zur Ueber⸗ 
reichung der Duplik war in allen drei Inſtanzen abgewieſen; nun ward 
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em neues Geſuch um Reftitution zu demſelben Zwed „wegen ſchlechter 
rechtsfreundlicher Vertretung“ überreicht. Die Gegner legten das Ge- 
fuch zurück und beriefen ſich auf die res judiesta. Die erfte Inſtanz ließ 
dieſe Einwendung und den Niüderlag zu; die beiven höheren Inſtanzen 
gaben dem Nüderlag nicht flatt, da, wie e8 in den Gründen ber zweiten 
Inſtanz beißt, „nicht gelagt werden kann,daß derſelbe Gegenſtand fchon 
rechtskräftig entſchieden ſei und fohin eimer neuerlichen Entſcheidung 
nicht unterzogen werden könne, indem für die Reftitution wegen verfäumter 
Tallfrift ganz andere Grundſätze gelten (8. 372 a. ©. O.; Patent 
v. 1. Juli 1790, Nr. 31, Weflely I, Nr. 1359) als für die Reftitution 
wegen jchledhter Vertretung eines Kechtsfreundes (Hofvecret v. 6. October 
1785, Nr. 477, Weflely I, Nr. 1365; — kaiſ. Patent v. 1. Juli 1790, 
Nr. 31 ad 2, Weſſely I, Nr. 1366, und Hofbecret v. 19. December 
1801, Nr. 545, Weflely I, Nr. 1367), dieſe alfo von jener genau 
zu unterjcheiven ift.” Die Gründe ver oberftrichterlichen Entſcheidung 
lauten: „Durch die auf das Reftitutionsgefuch wegen ohne Verſchulden 
verftrichener Fallfriſt erfloflenen, dem Rüderlagsgejuche beigelegten Ent- 
ſcheidungen ift ausgeſprochen, daß die Frift zur Einbringung der Duplik 
nicht ohne Verſchulden des Vertreters verfäumt worden fe. In dem 
nunmehr vorliegenden Reſtitutionsgeſuche wegen mangelhafter Vertretung 
handelt e8 fi) aber um bie Frage, ob das in den erwähnten Entſchei⸗ 
dungen anerkannte Berjchulden des Vertreters der von ihm vertretenen 
Partei zum Nachtheile gereichen könne, welcher Nachtheil darin läge, daß 
fie vou dem ihr gefeglicdy zuftehenden Rechte der volljtändigen Vertheidi- 
gung gegen die Klage ausgefchlofien, und nad) 8. 52 a. G. D. die in der 
Replik angebrachten neuen Umftänve für wahr zu halten fein würden. 
Diefe Yrage ift von ber in der früheren Reftitutionsverhanplung erür- 
terten ganz verjchieven, und wenn ausgefprochen worden ift, daß dem 
Bertreter hinfichtlich der Friftverfaumung ein Verſchulden zur Laſt falle, 
fo ift hiermit noch nicht entſchieden, daß dieſes Verſchulden der Partei 
zum Nachtheil gereihe. Das Lestere iſt Gegenftand einer beſonderen 
Verhandlung, die wie das Oberlandesgericht in feinen Entſcheidungs⸗ 
gründen bemerft hat, nach anderen Rechtögrundjägen zu beurtheilen ijt. 
Hiernach ftellt ſich das Rückerlagsgeſuch als ungegründet dar, und mußte 
das obergerichtliche Urtheil beftätigt werden.“ 


— {0.0.0 - — — 
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Nr. 230. 


Schuldbekenntniß auf Grund gepflogener Abrechnung. 


Entſch. vom 21. Oct. 1856, Re ‚0088 Pi des Urtheils der Prätur 
Bergamo v. 2. Juni 1856, Nr. 1 Abänd, des Urtheils des O. 1 8. 
fand v. 2. Auguft 1856, Nr. 2 Gaz. d. Trib. 1857, ©. 1 

A Hagt wider die Rechtsnachfolger des B einen Betrag von 189 
Lire lediglich auf Grund einer von fremder Hand gelchriebenen, von B 
unterfchriebenen Urkunde ein, in welcher Lebterer befannte, jenen Betrag 
dent A gemäß gepflogener Abrechnung ſchuldig zu fein. Die erfte In- 
ftanz begnügte ſich mit diefem Beweismittel, und gab dem Klagebegehren 
Statt, welches jepoh in zweiter Inſtanz zurüdgewiefen wurde. Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterlihe Urtheil, „in Er- 
wägung, daß B das Billet nicht als eine Schuldverjchreibung über ein 
empfangenes Darlehen, wie eine folhe 8. 172 ital. ©. O. (8. 114 
a. G. O.) vor Augen bat, unterfchrieb, fondern daß er basjelbe feinem 
Wortlaut nah zum Beweismittel iiber Die aus der ftattgefundenen Ab- 
rechnung hervorgehende Schuld bejtimmte.“ 


— — —— 


Nr. 231. 
Unzuläſſigkeit der Pränotation der eventnellen Regreßanſprüche 
des Ceſſionars gegen den Cedenten. 


Eutſch. v. 21. Oct. 1856, Nr. 10351 Si. der —— Beſcheide 
des L. G. Beh vom 2, uni 1 G. 
Brünn v. 20. Angnft 1866, Nr. 6045). G. 5.1 857, ©, 38 


Nr. 232. 
Behauptung des Gläubigers, daß eine von feinem Schuldner 
vorgenommene Veräußerung fimulirt fei. 


Entf. vom 22, Oct, 1856, Nr. 6975 (Belt. des Urtheils des %, © 
Bredcia v. 21, Februar 1856, Nr. 1339, Abänd. de Urtheild des O. L. G 
Mailand v. 19. April 1856, Mr. 4816), Gaz. d. Trib. 1857, ©. 56 if, 
C war bei Abſchluß des Ehecontractes zwiichen feinem Neffen M 
und der A als Bürge und Zahler bezüglich verfchiedener von dem Neffen 
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übernommenen Verbindlichkeiten eingetreten (11. Nov. 1842). Viel ſpäter 
erwirkte die A die Pränotation der bezüglichen Rechte auf dem C gehö⸗ 
rigen Realitäten; dieſe Pränotation wurde auch in Folge gerichtlichen 
Vergleiches für gerechtfertigt erkläͤrt. Schon bei dieſer Gelegenheit deutete 
indeß C an, und ſpäter zeigte ſich auch, daß er zur Zeit ver erfolgten 
Pränotation nicht mehr Eigenthümer der Realitäten war. In der That 
kam ein Notariatsact vom 21. Juui 1844 zum Vorſchein, vermöge 
vefien er dieſelben an A abgetreten hatte. Die A fiht nun dieſen 
Bertrag als fimulirt an. — Die erfte und zweite Inſtanz gehen 
auf die zur Unterjtügung diefer Behauptung hervorgehobenen Indicien 
ein, enticheiden jedoch mit Rückſicht auf den verſchiedenen Eindruck der⸗ 
jelben verjchieden, indem die erfte das Klagebegehren abweift, vie 
zweite ihm ftattgibt. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil 
der erften Inftanz, jedoch aus nachſtehenden Gründen: „C ift in ber 
Urkunde vom 11. November 1842 der Verbindlichkeit feines Neffen... 
als Bürge und Zahler beigetreten, ohne nebſt diefer perfönlichen Bürg⸗ 
Ihaftsleiftung auch noch eine Realcaution zuzugeftehen. Er hatte aljo 
fein Recht, über feine Sachen nad) Belieben zu verfügen, weber verloren 
noch dasſelbe eingejchränkt, noch weniger hatte er fich verpflichtet, bie 
fragliche Realität vor ihrer Veräußerung mit einer Hypothek zu be- 
Ichweren, jo daß etwa davon die Giltigfeit des am 21. Juni 1844 ab» 
geſchloſſenen Kaufvertrages abhinge... Indem er fo von feinem vollen 
Eigenthumsrechte Gebrauch machte, verlegte er demnach fein Recht ber 
Klägerin, die ihm dies nicht verbieten konnte, und die überdies nicht eine 
gegenwärtige und fichere, fondern nur eine eventuelle Forderung an C 
bat, und aljo ſchon darum nicht behaupten kann, daß der Bürge fie ver- 
fürzte, indem er fich feiner Realität entäußerte. Es fehlt alfo hier an 
den logiſch⸗juriſtiſchen Vorausſetzungen einer betrügerifhen Collufion 
zwilchen dem Käufer und Verkäufer ver Realität, an welcher die Klägerin 
zu ſpät die Pränotation erwirkte; diefelbe hatte daher auch gar fein Recht, 
einen Vertrag als fimulirt anzufechten, welchen ver Bürge und der Dritte 
unter jeder ihnen beliebigen Modalität abichließen konnten. Welches 
immer auch feine wahre, innere Natur ift, fo weit es fih um vie 
Contrahenten handelt, — ihr gegenüber erfcheint er immer als erlaubt 
und giltig.“ 
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Nr. 233. 
Unzuläffigfeit einer zweifachen erecutiven Feilbietung der⸗ 
felben Realität. 


Entid. v. 2, Oc Nr. 9059 (Beil. des den Beſcheid ded 8. ©. 
Gablonz v. 16, 2 il 9836, Nr, 1662, an ebender Pe ed db » 8.6, 
Prag v. 8, JInli 1856, Kr. 1 

Eine Realität war im —— nebst — wäh- 
vend jedoch der Erfteher die Kaufſchillingsberechnung vorbereitete, benügte 
einer der Sabgläubiger ven Umftand, daß ver Erecut noch an der Ge⸗ 
währ ftand, dazu, um feinerjeit8 gegen benjelben die Feilbietung zu be⸗ 
gehren. Obgleich inzwilhen auch die Kaufichillingsberehnung und zwar 
unter Mitwirkung jenes Satgläubigers ftattgefunden hatte, ward doch 
dieſes Anjuchen bewilligt. Das Oberlanvdesgericht hob dieſen Beſcheid 
auf und verorbnete bie Abweiſung des Feilbietungsbeſcheides, welche 
oberlandesgerichtliche Verfügung im Reviſionswege beftätigt murbe 
„in der Erwägung, daß durch die am 24. März 1855 erfolgte Verftei- 
gerung der Realität des Erecuten für deſſen darauf hypothecirte Gläus 
biger der diesfällige Kaufdhilling ale Fonds zur Befrie- 
digung ihrer Anjprüde an die Stelle verjelben getreten fei, und 
daß durch diefen gerichtlichen Act, jo wie für den Exfteher, auch für den 
Executen und die Gefammtheit der Gläubiger Rechte auf diefen Kauf- 
Ihilling erwachjen jeien, die durch eine weitere Erecutionsführung eines 
Gläubigers auf dieſe ſchon verkaufte Realität nicht verlegt ober gefährdet 
werben fünnen; in weiterer Erwägung, daß derlei Erecutionsführungen, 
wenn fie geftattet würden, unvermeidlich vielfältige Verwidlungen ber- 
beiführen, und durch Berminderung der Concurrenz bei gerichtlichen 
Berfteigerungen auch auf ven Realcredit einen ſehr nachtheiligen Einfluß 
üben würden; in Erwägung endlich, daß es ganz unzuläffig fei, wenn 
ein Hhpothefargläubiger auf voppeltem Wege — wie e8 hier geſchah — 
nämlih an dem Kaufſchillinge und an der verkauften Realität durch 
deren neuerliche Crequirung feine Befriedigung ſuche; in Erwägung, 
daß ſich ſonach alle viesfälligen Acte des Bezirksgerichtes ald nichtig 
darftellen“. 
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Nr. 234. 


Cumulation von Klagen. — Verpflichtung des Richters zur 
Feſtſetzung eines Termines behufs Wiedereinbringung der 
verbeſſerten Klage. 

8.6 vom 5, Nov. 1856, Nr. 9680 (Beft. der pleiiförmigen Beſcheide 


.Mados vom 1. Mai 1856, Nr. 1226, und des jerbif benati⸗ 
dien 8 2. ©. vom 19, Juni 1856, Nr. 3867), ©. 3. 1857, 


Nr. 235. | 
Unzuläffigtett der Beſitzſtörungsklage gegen den auf feinen 
Grund bauenden oder grabenden Nachbar. 


vom 5, Nov. 1856, Nr. 10461 Hr. oo, bee ‚necteied der Prätur 
—7 vom 22, An uft 1856 des Decrets ded 
Venedig vom 16, 10, Seat. 1ooh er 0, | Kr. ag oo a . Trib. 1857, 


858, Nr. 120, 

A behauptete, 5 ri ihn dur um Bei feines Haufes, even- 
tuell einer zu demfelben als herrſchendem Grunde gehörigen Servitut, 
daß er auf feinem anftoßenden Grunde vor ein im Haufe des Mlögers 
angebrachtes Fenſter eine Mauer baue, und dicht neben dem Grund einer 
zu feinem Haufe gehörigen Mauer eine Grube graben laffe. Die erfte 
Inftanz wies das Klagebegehren ab; die zweite Imftanz gab ihm ftatt, 
„weil A bewielen habe, daß er fich im ruhigen Befit (des Bezuges) von 
Licht und Luft durch jenes Fenſter feines Haufes befinde, und ver Bau 
ver Mauer... jowie das Graben der Grube, beide ohne Beobadhtung 
der gerichtsordnungsmäßigen Borfihtsmaßregeln unternommen, zum 
Theil jetzt ſchon Licht und Luft benehmen, und noch größere Benad- 
theiligung in Ausſicht ftellen“. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erſten 
Inſtanz, „da A nicht bewieſen hat, daß der Bau einen Eingriff in ſein 
Eigenthum begründe, und die bloße Eriſtenz eines Fenſters in feiner 
Mauer weder den Erwerb einer Servitut der Nichtentziehung von Licht 
und Luft darthut, noch den Beſitz bes Rechtes, den Nachbar in ber 
veliebigen Derfügung über fein Eigenthum zu beichränfen ($. 1305 
a. b B.)“. 








— 253 — 


Nr. 236. 
Erwerbung des gefetlichen Pfandrechts des Vermiethers. 
Pfandrechts⸗Prioritãt. 

utſch. ©. 18, Npv. 1886, Nr. 10152 .. des Urtheilz des L. ©. 
Pr an 85, April 1856 . 2408 3 yerng * ee des 
. L. G. Venedig vom 11, Juii 1856, Pr. 11090). -Rco d. Trib. 1857, 
©. 34 ff. @. 3, 1858, Nr, 120, 
A hatte die pfandweiſe Beſchreibung der Effecten feines Miethers 
erwirkt, e8 zeigte fich jedoch, daß dieſelben ſchon vorher fiir B gerichtfid, 
gepfändet worden waren. A llagt num gegen B auf Anerkennung jenes 
Vorrechts. Die erfte Inſtanz gab der Klage unter Berufung auf das 
Hofkanzleideeret vom 13. April 1826 (venetian. Gubernialerlaß vom 
10. Mai 1826, Nr. 16821— 1350) ftatt. Das Oberlanvesgericht wies 
das Klagebegehren aus folgenden Gründen ab: „Der 8. 1101 a. b. ©. 2. 
führe nur einen jener Fälle an, in melden das Gefeß ſelbſt im Sinne 
des 8. 450 a. 6. G. B. ven Titel zum Pfandrecht begründe; er enthalte 
aber feine Ausnahme von den Regeln, welche im fechften Hauptftüd des 
II. Theils übergna8 Pfandrecht überhaupt aufgeftellt feien; auch der durch 
ben 8. 1101 a. 6. ©. B. begründete Titel gewähre daher nur ein Recht 
auf Erwerbung des Pfanvrechtes an der Sache, wozu dann aber noch 
eine der im Geſetz erwähnten Erwerbungsarten nöthig ſei. Auch die 
Gubernialverorbnung vom 10. Mai 1826 könne nicht beftimmt fein, das 
allgemeine bürgerliche Recht abzuändern, was fie auch nicht ausdrücklich 
erkläre; ſie folle nur jeden Zweifel darüber abfchneiden, daß in ber That 
durch 8. 1101 a. 6. ©. B. der Titel zum Pfandrecht begründet wird.“ 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften Inſtanz 

und ‚deren Motivirung. 


Nr. 237. 
Haftung der Erben für Schulden, die aus ber Fortführung 
eined Handlungsgejchäfted entjpringen. 
vom 19, Nov, 1856, Nr. 10970 (Abänd. ber pleinfürmigen 
Ynli 1856 , Nr. 9940 und 


Entſch. 
Beſcheide des fäbt.-dei. B. ©. Brünn v. 12, 
des O. L. G. Brilnn vom 26. Anguft 1856, Nr. 6264). Gerichtsh. 1857, 
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Nr. 238. 
Wirkung eines den öffentlichen Büchern einverleibten Ver⸗ 
äußerungs⸗ und Einſchuldungsverbotes. 
. 1856, 184 teichfö 
des 8. 80: Mei 1886, Hr. 2000, wuh bed D. 8 ©. 
Brünn v. 4. 6 1666. Wr, 6en @, 1887, Wr —8 


Auf dem Haufe Nr. 130 in K war die Protokollar⸗Erklärung des 
B vom 5. März 1843, daß er zu Gunften feiner Kinder auf die Ver⸗ 
äußerung und Einfchuldung feiner Haushälfte Nr. 130 in K Verzicht 
deifte, grundbücherlich einverleibt. Als A wegen einer von B fpäter con⸗ 
trahirten Darlehensſchuld die Execution auf die erwähnte Haushälfte 
führen wollte, wurde er von der erften Inftanz wegen des auf derſelben 
baftenden Einjchulpungsverbots abgewiefen. Die zweite Inſtanz, an 
welche er recurrirte, beftätigte dieſen Beſcheid. Der oberfte Gerichtshof 
änderte die gleichlautenden Entfcheinungen ab, „in Erwägung, daß nad) 
ven SS. 358, 360 a. b. G. B. nur in Fällen, in weldhen die Trennung 
des Rechtes auf die Subftanz von dem Rechte auf die Nutzungen aus- 
drücklich erhellet, von einem unvollftändigen Eigenthume die Rede fein 
könne; in Erwägung, daß im vorliegenden alle, wo aus ber grund⸗ 
bücherlichen Einverleibung der von B am 5. März 1843 abgegebenen 
BVrotofollar- Erklärung: „daß er zu Gunften feiner Kinder auf die Ber- 
äußerung und Einfchuldung feiner Haushälfte Nr. 130 in K Verzicht 
deifte”, keineswegs eine Eigenthumstheilung im Sinne ver 88. 613 und 
629 a. b. ©. 2. erhellet; in Erwägung, daß außer den im Gelege be- 
ftimmten Fällen, wozu die fürmliche Fidercommißerrihtung oder die Er- 
klärung als Verſchwender gehört, kein im Verkehre befindliches Vermögen 
eines Schuldners den Anſprüchen ſeiner Gläubiger entzogen werden kann; 
in Erwägung, daß demnach die Verzichtleiſtung des B ihm nur Die per⸗ 
fünlihe Befähigung entzog, feinen Hausantheil zu verfchulden, nicht aber 
feinen Gläubigern verwehren konnte, aus feiner Hanshälfte Sicherftellung 
oder Befriedigung zu fordern.“ 
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Nr. 239. 
Teſtament mit derogatoriſcher Clauſel. 
E Nov, 1856, Ir. Beit. der gleichförmi Urtheil 
Be 6. Sirene v. 10, Der, er 7 cn ; es er er „er 


nedig v. 4, Juni 1856, Nr. — —— d. — pr. 1er, ©.» 


M errichtete am 21. Yuli 1836 ein eigenhändig gejchriebenes Te 
ftament, welches mit folgenden Worten fchließt: „A porta inferi erue, 
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Domine, animam meam! Wenn dieje Claufel nicht Wort für Wort auf- 
genommen (oder aufgehoben — levata) wird, jo foll immer mein gegen- 
wärtiges Teftament aufrecht erhalten werben und als mein letter Wille 
gelten.“ — Im Jahre 1843 errichtete M unter Mitwirkung eines No- 
tars ein anderes Teftament, in welchem jenes frühere Teftament und bie 
Clauſel in keiner anderen Weife berlidfichtigt iſt, als daß im Eingang 
alle früheren legtwilligen Erklärungen aufgehoben werben. — Es ent- 
fteht num die Frage, welches der beiden Teſtamente gelten folle, und ber 
Streit dreht fich nebft ver Frage. nad) der Bedeutung des Wortes levata 
namentlich darum, ob jene Elaufel ven Anforderungen des 8. 716 a. b. 
&. B. entſpreche. Alle drei Imftanzen erhalten das Teftament vom 
Sahre 1836 aufrecht, und zwar ber oberfte Gerichtshof aus folgenden 
Gründen: „Allerdings wird nach $. 713 a. b. ©. B. durch ein giltiges 
ſriftiches Teftament das frühere aufgehoben, allein andrerſeits ftellt 

116 0.6. ©. 8. eine Ausnahme für den Yall auf, wo ver Erblaffer 
einem Fefament oder Codicill den Beiſatz angehängt hat, daß jebe 
fpätere Anordnung überhaupt, oder wenn fie nicht mit einem beftimmten 
Dierkmale bezeichnet ift, null und nichtig fein folle, wenn er nicht in ber 
fpäteren Verordnung diefe Claufel wieder aufgehoben bat. Die Nad- 
ſchrift und Clauſel, welche fi im Zeftamente vom 21. Juli 1836 findet, 
läßt veutlih den Willen und feſten Entihluß des Erblaffers erkennen, 
daß jenes Teftament für giltig und wirffam, dagegen jebe andere fpätere 
legtwillige Erflärung für ungiltig und unwirkſam angejehen werben folle, 
wenn nicht die erwähnte Clauſel Wort für Wort herübergenommen (oder 
aufgehoben) fein follte. Nun geſchah dieſes aber mit der erwähnten 
Clauſel nicht, jei eg nun, daß man das Wort levata im erjteren Sinne 
gleich den Klägern, oder im legteren mit dem Geflagten verfteht. Wenn 
nun auch die derogatorifche Clauſel, fo wie fie ver Erblafjer angewendet 
bat, nicht gerade jenen Worten entfpricht, mit welchen im $. 716 a. b. 
G. 2. die von der allgemeinen Regel des 8. 713 a. b. G. B. gemachte 
Ausnahme ausgebrüdt wird, jo folgt daraus noch nicht, daß dieſer von 
dem Erblaffer gemachte Beifag nichtig und wirkungslos fein müffe. Die 
Ausdrüde, deren fi jener Paragraph bevient, find nicht bindend; er 
ftellt nicht irgend ein Formular auf, dem man ſich bei Strafe der Nich⸗ 
tigkeit nicht entziehen darf, ſondern läßt den Erblaflern die volle Freiheit, 
ihren Willen durch jene Ausprüde zu bezeichnen, welche ihnen die an- 
gemeflenften fcheinen.“ 
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Nr. 240. 
Perjonen, gegen ‚welche die Unterbredung der Verjährung 
wirft 


+ 


Entf. vom 26. Nov, 1856, Nr. 11821 (Bet. des das Urtheil des 2. G. 
Frag vom 8, April 1856, Str. 4208, abändernden Urtpeils beB D. 2. ©. 
Brag v. 15. Juli 1866, Nr. 10082). ©, 3. 1858, Nr. 81, 

A bat die erecutive Einantwortung eines für feinen Schuldner C 
auf der Realität des B haftenden Capitales und ber hievon fett Georgi 
1837 Iaufenden 5 % Intereſſen erwirkt; diefe Verfügung wurde ver: 
büchert, ohne daß B dagegen ben Kecurs ergriff. A fordert nun nicht 
blos das Capital, ſondern and) die Intereſſen ſeit Georgi 1837. Die 
bagegen erhobene Einwendung ver Verjährung beantwortet er damit, daß 
B, indem er fih die Berbiiherung der erecutiven Einantwortung ber 
Interefien gefallen ließ, die Forderung anerkannt habe. Die erfte und 
britte Inſtanz entfchieven gegen den Kläger; die zweite hatte ſich für 
ihn ausgefprochen. 

In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtähofes heißt es: 
„Rah 8. 1497 a. b. G. B. wird die Verjährung unterbrochen, wenn 
derjenige, welcher fich auf diefelbe berufen will, vor dem Berlaufe ver 
Berjährungszeit entweder ausdrücklich oder ftillichweigend das Recht des 
Andern anerkannt bat, oder wenn er von dem Berechtigten belangt und 
die Klage gehörig fortgeſetzt wurde. Die von dem Kläger ausgewiejenen 
Schritte find nicht gegen den Hypothekar⸗, jondern nur gegen den Capi⸗ 
tal8befiger gerichtet gewejen; durch viefelben würde daher wohl die Ber- 
jährung gegen den Letzteren unterbrodhen worden fein, nicht aber auch 
gegen den Erfteren. Da nım ber Kläger unterlafien hat, die Verjührung 
gegen den Hhupothefarbefiter entweder fir fi allein oder im Einver⸗ 
ftändniffe mit dem früheren Sapitalsbefiger auf eine im 8. 1497 a. b. 
G. B. angebeutete Weife zu unterbrechen, fo konnte ihnen ſolche bezüg- 
lic der über drei Jahre (vom Tage der Anftellung ver Klage zurüd- 
gerechnet) alten Zinfen mit Grund eingewendet werben. Einen Beweis 
darüber, daß die in Frage ftehenden rückſtändigen Zinfen dem Hypo⸗ 
thefarbefiger gegenüber als eine jelbftftändige eigene Forderung wirklich 
behandelt worden feien, hat der Kläger nicht geliefert.“ 
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Ir. 241. 


Anſpruch des Pfandgliubigers auf vollſtändige Vefriebigrng 
aus dem Erlös für einen mm Executiouswege veräußerten 
ideellen ‘Theil ‘der verpfändeten Sache. 


Entid, v. z* Roy, 1856, Nr. 11394 (Beh, des das Urtheil dei L. G. 
Brag v. 5 ‚April 1856, Nr. 7248 t eilie ee Auen: 2 Urteil de 
9.8. 6. Prag v. 23, Yuli .1856, 


Die A: ftellte gegen Die B'ſche —— die auf Liquid⸗ 
haltung ihrer auf dem dem Cridatar zur Hälfte gehörigen Hanſe Nr. 71 
intabulixten Darleiheneforberung pr..1000 fl. C. M. und Verſetzung mit 
berjelben in die zweite Claſſe. Der Concursmafleverwalter willigte. in 
ber Einrede in Die Liquiderklärung ber Hälfte ver ongemelbeten Capital- 
forberung pr. 500 fl. und in. deren. Verſetzung in bie zweite Claſſe, bat 
aber um Abweifung ber Klägerin mit vem Begehren um Liquibhaltung 
bezüglich der zweiten Hälfte dieſes Bapitals, da das ganze eingeflagte 
Capital pr. 1000 fl. C. M. anf dem Haufe Nr. 71 hypothekariſch ſicher 
geftellt jei, daher dieſe zweite Capitalshälfte an die zweite Hälfte des 
. Haufes gewieſen werden müſſe; ; denn es gehöre nur die Hälfte der 

Hypothek in die Coneursmaſſe; die Beſitzer der zwei Hälften des Hauſes 
feien nicht Solidarſchuldner, folglich könne auch nur bie Hälfte der ob 
dieſem Hauſe intabulirten Sapitalien gegen: die Concursmafle des Mit⸗ 
beſitzers vieler Realität angefprochen werben. “Die erfte Inftanz erkannte 
dem Einrebebegehren gemäß aus folgenden Gründen: „Es handle ſich 
-bier nicht um eine Perſonalſchuld, ſondern um eine. Hypothekarſchuld; 
die Forderung pr. 1000 fl. hafte auf dem ganzen zur Hypothek eingeſetzten 
Hauſe; die geklagte B'ſche Concursmaſſe ſei aber nur aus dem bücherli⸗ 
chen Mitbeſitze des Hauſes zu gleichen Theilen und ohne ſolidariſche 
Berans Schuldnerin der Hälfte des Tiquibirten Capitals pr. 1000 fi. 

. M.c.s. e., indem der bücherlihe Mitbefig eines Haufes allerdings 
eine ideelle Theilung des Eigenthums und daher auch der hierauf haften⸗ 
den Laſten zulaſſe und durch dieſes Erkenntniß die von der Klägerin 
erworbenen Pfandrechte auf die zweite der X gehörigen Hautzhälfte unbe⸗ 
rührt bleiben. Der zufällige Umſtand, daß der.u —— Schuldner 
Alleineigenthumer des Hauſes war und das ganze Haus als ˖ Hwpothek 
einſetzte, vermöge für die nachgefolgten bücherlichen Mitbeſitzer dieſes 
Hauſes feine paſſive Correalität zu begründen, ba. fein Geſetz verfüge, 
daß in biefem Falle eine paſſive Gorrealität der Hypothelkbeſccher 
Platz greife, vielmehr .8. 888 a. b. ©. 2. für die Theilbarkfeit : ber 
Schuld von Mitbefigern Ipreche, und endlich felbft im Zweifel mach 
8. 889 a. b. ©. B. die Gemeinſchaft von: Schulonern immer. zur ge⸗ 
theilten Hand anzunehmen ſei, ſolange eine Theilung ber: Schuld ımtög- 
lich ift und kein Geſetz das Gegentheil beſtimmt.“ Die. zweite In⸗ 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. J. 17 
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ftanz erfannte dem Slagebegehren in feinem vollen Umfange gemäß, 
und der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil aus folgenven 
Grlinden: „Die von der A liquidirte Forderung war auf der ganzen 
Realität Nr. 71 grundblicherlich eingetragen, al8 B das Eigenthum der 
Hälfte jener Realität erwarb. Die fpätere Erwerbung des Eigenthums 
der Hälfte ver mit der fraglichen Forderung belafteten Realität, wobei 
die Gläubigerin A nicht interwenirte, fonnte daher an dem für jene auf 
‚der ganzen Realität haftenden Pfandrechte und-an dem Rechte der Gläu- 
bigerin, ihre Forderung ungetheilt aus der ganzen Hypothek ohne Rück⸗ 
fiht auf deren Befiger einzubringen, nichts ändern, weil der geflagte 
Eurator der Concursmaſſe nicht nachweilet, ja felbft wicht behauptet, daß 
die Klägerin in die Theilung ihrer Forderung und ihres zu deren Sicher- 
Stellung erworbenen Pfandrechtes einwilligte, eine jolche ihre erworbenen 
Rechte ſchmälernde Theilung aber ohne ihre Einwilligung in den Ge- 
fegen nicht gegründet ift. Vielmehr ergiebt fih aus venfelben die ent- 
gegengejette Beitimmung, da fih zu Folge des 8. 457 a. b. G. 2. 
das Pfandrecht auf alle zum freien Eigenthume des Verpfänders gehört: 
gen Theile erftredt, und nah $. 466 a. b. G. B. das Pfandrecht unge- 
achtet der Aenderung des Eigenthümers des Pfandſtückes in voller Wirf- 
ſamkeit bleibt. Die B'ſche Concursmaſſe hat aljo, indem fie die ideelle 
Hälfte des der eingebrachten Forderung pr. 1000 fl. zur Hypothek 
: dienenden Haufes in Befig nahm, nad 8. 443 a. b. G. B. die ganze 
darauf fichergeftellte, aus den öffentlichen Büchern erfichtliche fragliche 
Schuld übernommen, weßhalb die ganze Forderung der A gegen bie ge- 
klagte Concursmaffe als liquid erfannt werden muß, weil die ganze For: 
derung auf der zur Concursmaſſe gezogenen Hälfte ver Realität Nr. 71 
‚haftet, die Concursmaſſe daher als Miteigenthümerin zur Befriedigung 
“der Hüpothefargläubigerin verpflichtet ift.“ 


Nr. 242. 
Unterfagung künftiger Beſitzſtörungen. 


Eat. bom 2. Dec. 1856, Nr, 10604 (Beit. des Beſcheides der Prätur 
Diailand v. 14, Augnft 1856, Nr. 88900, Abäünd, der Verordunug des 
D.8% ©. Mailand v. 13, Sept, 1856, Nr, 11108), Gaz. d. Trib. 1857, 


A beflagte fih, daß B eine Mauer durchbrochen habe, während er 
im Bei des Rechtes fer, ihm dies zu unterfagen; er verlangte alſo, daß 
erfannt werde, B jei jchuldig, die Oeffnung in der Mauer wieder zu 
ſchließen und ſich fünftig bei Vermeidung einer Gelpftrafe der Durchbre- 
Kung dieſer Mauer zu enthalten. B behauptete, er habe fich feiner Befig- 
ftörung ſchuldig gemacht, ſchloß aber noch während ver Dauer des Pro⸗ 
ceiles jene Deffnung. Die erfte Inſtanz entſchied: B fer 1) ſchuldig 
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gewejen, die Deffnung in der Mauer zu fchließen u. |. w.; auch fei er 
2) ſchuldig, fih in Zufunft der Durchbrechung der Mauer bei Strafe 
von 100 fl. zu enthalten. — Die zweite Inftanz beftätigte nur ven 
erften, nicht auch den zweiten Theil dieſer Entſcheidung, weil nad) $. 15 
ver allerh. Entichließung v. 22. Juni 1825 (gleihlautend mit 8. 15 ver 
kaiſerl. Berordnung v. 27. October: 1849, Nr. 12 R. G. Bl. über 
das Verfahren in Befisftörungsftreitigkeiten) die Entfcheivung blos als 
einftweilige Norm für den letzten factiichen Beſitzſtand gilt, fich alfo nicht 
auf fünftige Fälle beziehen over gar eine Weifung für alle Zukunft geben 
Tann.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch die Entſcheidung ber 
erften Inſtanz „in der Erwägung, baß nad $. 2 (der beiden erwähn- 
ten Geſetze) Jeder, der im Befiße einer Sache oder eines Rechtes beein- 
trächtigt werde, die richterliche Hilfe anfuchen kann, und der Richter nad) 
8.5 daſelbſt nicht blos zur Wieverherftellung, ſondern auch zum Schuß 
des geftörten Beſitzes verpflichtet jei; daß ihm daher allerdings das 
Recht zulomme, dem verantwortlichen Urheber ver Beftsftörung aufzu- 
tragen, fich jeder ähnlichen Handlung künftig zu enthalten, weil fonft ver 
wejentliche Zweck der ganzen Vorfehrung vereitelt würde, und durch Ver⸗ 
werfung dieſes Theil des Klagebegehrens dem Geflagten die irrige 
Meinung beigebracht werben könnte, daß ihm nicht unterfagt fei, in Zu⸗ 
funft das zu thun, was gethan zu haben ihm eben zum Borwurf gemacht 
wird, oder doch wenigitens leicht ein Anlaß zu neuen Procefien über 
einen bereits entſchiedenen Punkt gegeben würde.“ 


Nr. 243. 


Berfahren über dad Anjuchen um Löſchung einer nicht juſti⸗ 
fieirten Pränotation. 


Eu vom 2. Der. 10 Nr. 10673 band „tt a a 
eun en des L. G. Brünn vom 4. Der. s4 
rünn vom 23, Mai 1866, Nr. ar . 1857, Nr, 12. 


Nr. Zu. 


Actio confessoria. Veräußerung des dienenden Grunb- 
ftüdles während bed Proceſſes. 
Entſch. vom 3. Der. 1856 Nr. 10617 (iheitweife Belt. des Urtheild des 
1855, Nr. 1638, 


. Nenmarftl v., ec, 1 Abänd. des Urtheils des 
D.% 6, Graz vom . April 1856, Nr. 2910). ©, 3. 1857, Re. 7 


B hatte gegen A mit der actio negatoria auf Anerfennung der 
Freiheit feines Haufes von der von A ausgeübten Serpitut geklagt und 
17* 
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zwar ſachfallig geworben. Nunmehr klagte A :gegen.B mit ber ‚aetio con- 
kesnoria ‚auf. Anerkennung derſelhen Serpitut und Enthaltung ‚on jeder 
Störung in ber Ausuhung berjelben von Seite. des Gellagken; :er flüst 
fein Begehren theils auf das im. vorigen Wechtöftreit ergangene Urtheil, 
theils auf bie Ausſage von vier. zum ewigen Gedächtniß abgehörten Zeu⸗ 
gen, welche beſtätigten, daß A: und deſſen Beſitzvorfahrer die fragliche 
Servitut, über den Hofraum des Hauſes Nr. 100 zu ihren Hammer-x 
zu gehen" and mit Schieblareen zur fahren, durch uehr als BO Jahre offen 
und ungeflört ausgeübt hatten. B. wendete unter auderem, jedoch erft. in 
der Duplik ein, daß: Kläger nicht Eigenthümer des fraglichen Hammers 
x: ſei, daher es ihm an ber Legitimation zur Klage anangle, jo wie daß 
er (B) nicht mehr Eigenthümer des Hauſes Nr. 100 fei, da im Taufe 
bes Rechtsſſtreites die Umſchreibug dieſer Realität auf den Namen 
ſeines Schwagers Z erwirft wurde. Die erfte Imftayz erfannte dem 
Klagebegehren gemäß,. und. zmar auch gegen die allfälligen Beſitz nach⸗ 
folger des Geklagten. Sie ging hiebei von ber Erwägung.aus, daß 
man, wenn. einerjeiss. rechtskräftig erfannt worden, A ſei nicht ſchuldig, 
fi) von der Ausübung der Sernitut gegenüber bem - Hauſe Nr. 100 zu 
‚enthalten, aus dieſem formell allerdings ein Negatioum enthaltenden 
Sprach doch. nicht folgern künne, er babe kein Recht zur Ausäbung. jeiner 
Dienfiberkeit, Daß vielmehr der ‚gedachte. Spruch die Zuerleunung bes 
gedachten Mechtes involvire und ſonach den Rechtstitel enthalte. Das 
Hecht der Dienftbankeit fei nach F. 472.a. b. G. B. ein diugliches, gegen 
jeden Beſitzer der dienſtbaren Sache wirkſames Recht, und werde mit 
Rückſicht auf unbewegliche Güter durch Eintragung in die öffentlichen 
Bücher erworben (8. 481 a. b. G. B.). Dieſe Eintragung ſei aber ber 
Zweck der vorliegenden Klage, um das zuſtehende Recht der Servitut 
gegen alle Ankämpfungen künftiger Beſitzer des dienſtbaren Gutes zu 
ſchützen. Es haudle ſich blos um eine Formulirung des Urtheiles in zu⸗ 
erkennender Form, während das in dem früheren Proceß ergangene 
Urtheil permäge der damaligen Stellung der Parteien in negativer 
Form abgefaßt werben mußte. Auch ven Beweis ber Erſithzung nach 
8. 1470 4. b. ©. B. erachtete die erfte Inſtanz für. vollfommen. herge- 
ſtellt durch die Ausſage der zum ewigen Gedächtniß abgehörten Zeugen. 
— Die zweite Inſtanz wies das Klagebegehren in allen Punkten ab. 
Sie ging von der Erwägung aus, „daß die vorliegende Klage nicht als 
poſſeſſoriſches, ſondern als petitoriſches Rechtsmittel zu betrachten ſei, 
wonach der Kläger den ſtrengen Beweis der rechtlichen Erwerbung der 
angeſprochenen Servitnt zu liefern habe. Dieſen Beweis habe Kläger 
jedoch nicht geliefert. Das in. dem früheren Proceß über die actio nega- 
toria des heutigen Geklagten erfloſſene Urtheil vermöge nicht die rechtliche 
Öruublage der actio sonifessoria zu ſuppliren: der. heutige Kläger ſei nach 
‘dem Inhalt dieſes Urtheils nur nicht verpflichtet, vie Freiheit des gegneri= 
hen. Haufes in der angelprochenen Servitut anzuerkennen. In dieſem 
Erfenntniß liege für B. eine Negation des Unterfogungsrechtes, ſohin für 
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A ein Schuß des Befites in Ausübung der fraglichen Dienftbarkeit, 
keineswegs aber ver volle Beweis. für das: Recht zur Dienftbarfeit, und 
noch weniger der Beweis der rechtlichen Erwerbung bvesfelben. 
Auch der Beweis der eingetretenen Erfigsung fei nicht hergeſtellt: venn 
follte die. angeſprochene Dienftzeit als eine: perjönlidye. betrachtet 
werben, fo mangelt der Ablauf der erforberlichen Zeit, va A für feine 
Perfon ſich lange noch nicht durch 30 Jahre in ver Auskbtung derſelben 
befinde; ftelle fie ſich aber als eine Grunddienſtbarkeit dar, fo hätte Kläger 
ven Widerſpruch des Geflagten, Befiger des herrſchenden Gutes zu fein, 
entträften müflen, was er aber weber durch die beigebradhten Urkunden, 
noch durch die Ausfage der Zeugen gethban habe.“ 

Die dritte Inftanz beftätigte das Urtheil der erften Inftanz, 
jedoch mit Beſchränkung vesjelben auf ven Geflagten B, als Beſitzer des 
Haufes Nr. 100 (aljo mit Aufhebung des auf deſſen Beſitznachfolger fich 
beziehenden Beifates). In den Entſcheidungsgründen heißt e8 unter An- 
vereaamı „Kläger beruft fich auf den ſchon im. früheren Prooeſſe geltend 
gemachten Umſtand, daß er.und feine. Vorfahren im Beſitz des. Hammers 
x bereits feit mehr als 30 Jahren das bezeichnete Servitutsredht, über 
den Hofraum des Haufes Nr. 100 zu dem Hammer x zu gehen, und mit 
Schiebkarren zu fahren, offen und ungeftört ausgeübt haben, und bringt. 
auch die Angfagen der hierüber zum ewigen Gedächtniß bereits abgehör⸗ 
ten Zeugen bei. Durch diefen zur Erwahrung feines Rechtes angeführten 
Thatumſtand macht Kläger unzweideutig nichts anderes als bie Erſitzung 
des fraglichen Servitutsrechtes geltend, wenn er auch des Wortes :,„&r-- 
ſttzurg““ nicht ausdrücklich fi bedient. Da nun ber fragliche Umfland: 
durch die erwähnte Zengenansfage als erwiefen ſich darſtellt, ſo muß dem 
Kläger das angeiprochene Recht auf Grund der Erfigung nach den 88. 480, 
1470, 1477, 1493, 1498 a. b. ©. 3. zuerfannt, demnach das Urtheil 
des erſten Nichters betätigt, jedoch die oben angeführte Beſchränkang 
beigefitgt werben, werl der Beſitznachfolger im Klagebegehren feine Er- 
wähnung  gefchieht, ver Richter aber das Petit nit überſchreiten darf. 
Dem Kläger das angefprochene Recht zuzuerkennen, fteht nicht entgegen, 
vaß er nicht bewieſen hat, Beflger des Hanrmers x zu fein; denn dieſe 
Einmendung des mangelnden Klagerechts hat Geflagter erſt in der: Du: 
piik angebracht, es iſt daher hierauf nach 88. 7, 10, 58a. ©. O. keine 
Kuckſicht zu nehmen. Ebenſowenig ſteht der Umſtand, daß der Geklagte 
während: des Proceffes die Umſchreibung des Hauſes Nr. 100 an feinen 
Schwager Z bewirkte, entgegen, nad) dem Klagebegehren zu erkennen, 
weil: im Proceſſe in der Megel nur das zur Zeit der Mlage beſtandene 
Sach⸗ und’ Rectöverhäfniß: entſcheidend wirft; und babei im bie Yrage, 
ob und weldse Wirkung das Urtheil fire dem Kläger bei geänderten Ber⸗ 
Yältwiflen, welche der Gellagte inzwiſchen eitfeitig herbeizufnhren wußte, 
noch werde. haben können, nicht einzugehen ift.“ 
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Nr. 245. 


Unufäffigteit ver Pränotation einer bereits mit einer ver- 
tragsmäßig beftellten Hypothek bedeckten Forderung. 


Euntſch. v. 3, Dee, 1856, n 1261 (8 der den Beſcheid der Prätur 
zur e vom 14, Inli abändernden corrunus — 


®, Mailand v, 18, — a6, Nr. 11298). Gaz. 
&. 106 


+ + 


Nr. 246. 


Berpfändung der Pachtzinfe und Naturalfrüchte einer Reali⸗ 
tät. Wirkſamkeit derfelben bezüglich der aus einem ſpäteren 
Pachtvertrag gebührenden Zinfe. 
€ v9, Dec. 1206, Nr. 10819 (Beil. des das eil | 
en 1 v. 12, Mai 1 Ar. 5031 N d. —2R vn D.% "&. Wer 
land v. 8 , Mugup 18 1856, Mir. 9088). az. d. Trib. 1857, &. ff. 

A hatte an einer Realität des M ein verfragsmäßiges Pfandrecht ; 
ſpäter erwirkte er auch noch die executive Pfändung derſelben und gleich 
zeitig die executive Anweiſung der von dem verpachteten Theil des Grund⸗ 
ſtückes gebührenden Zinfen, fowie die erecutive Sequeftration der aus dem 
anderen Theile erwachſenden Naturalfrüchte. Der bezügliche Beſcheid 
ward in’s Hypothekenbuch eingetragen und der Sequefter beſtellt. — 
Nach einiger Zeit farb M und feine Erbin N verpadtete das ganze 
Grundſtück an einen neuen Pächter. Nun führte B, ein Gläubiger ber- 
N, auf den von biefem neuen Pächter zu zahlenden Pachtzins Execution, 
indem ev fih denſelben anweiſen ließ. A nimmt aber biefen Pachtzins 
gänzlich für fih in Anſpruch, und klagt in diefem Sinne wider B. Sein 
Begehren ward in erfter Inftanz abgewiejen; bie beiden höheren In⸗ 
ftangen gaben ihm ftatt, und zwar ber oberfte Gerichtshof aus folgenden 
Gründen: „Das vertragsmäßige und erecutive Pfandrecht des A an ver 
fraglichen Befigung ift älter als das zu Gunſten des Geflagten einge- 
tragene. Nach 8. 457 a. b. ©. B. erftredtte ſich das Pfandrecht auch auf 
die noch nicht abgefonderten und bezogenen Früchte. Auch hat Kläger 
nicht blos die Pfändung der Realitäten, fondern auch der von einem 
Theil derſelben zu zahlenden Pachtzinfe, ſowie der auf dem anderen Theile 
wachſenden Früchte, dann die Ernennung des Sequefters jowohl zur Ein- 
bringung der natürlichen Früchte, als zur Einziehung des Pachtzinſes... 
erlangt, und auch dies erjheint im Hypothekarbuche eingetragen. Nun ift 
die Forderung des Klägers nicht erlofchen, und er bat auf die Hypothek 
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und das Fauſtpfand nicht verzichtet; auch kann die ſeither erfolgte Ver⸗ 
pachtung der ganzen Befigung an feinen Rechten nichts ändern, und zwar 
deßhalb, weil — was den Pachtzins betrifft — nicht gerade ber vom da⸗ 
maligen Pächter zu zahlende Zins, ſondern ber auf ven betreffenben, grö- 
Beren heil der Befigung entfallende Zins überhaupt gepfänbet war, 
und daher auch gepfändet blieb, wenn ein neuer Pächter eintrat, und 
weil — was bie Naturalfrüchte anbelangt — die Früchte aller übrig 
gebliebenen Grundſtücke überhaupt... .gepfändet wurden, und fomit noch 
gepfändet find, weßhalb es vom Kläger abhängt, ob er es ſich gefallen 
laſſen will, daß ftatt der Früchte der entſprechende Zins zur Tilgung ſeiner 
Forderung verwendet werde.“ 


Nr. 247. 


Colliſion von Erbserklärungen. 


Entſch. bom 10, Der 1856, Nr, 11668 ‚(Bent des Beſcheides des % 5 
Bien v. 22, Juli 1866, Wr. 30784, Abänd. des Beide ee „dei 9% , 
Wien d. 30, Sept. 1856, Nr. 11870). &, 3. 185 


Der am 31. Suli 1855 verftorbene M hatte im 8, 2 —* Tefta⸗ 
mentes dd. 30 December 1840, den B und den C zu Erben eingeſetzt 
und im $. 31 angeorbnet, „daß, wenn jein Nachlaß jo groß fein follte, 
daß nad) vollſtändiger Ausführung aller Vermächtniffe für die Univerjals: 
erben auf ihren Erbtheil, auf welchen jedenfalls vie Bedeckungsſumme 
von allen jährlichen Legaten zuzumweifen ift, mehr als 24.000 fl. ausfals. 
len würden, diefer Mehrbetrag oder Ueberſchuß den im Teſtamente vom 
8. 11 bis zum Schlufle bezeichneten Vermächtnißnehmern mit dem Quo⸗ 
tienten in dem Berhältniffe zufallen folle, als einem Jeden das Legat in 
der Ziffer beftimmt wurde.“ B und C überreichten ihre bebingte Erbser⸗ 
Härung zum ganzen Nachlaſſe; aber auch die in ven SS. 11—30 des 
Teſtaments berufenen Legatare überreichten die bedingte Erbserklärung 
auf ven von ihnen auf 225.923 fl. angegebenen Ueberſchuß des Nach⸗ 
laſſes. In diefem Conflict wies die erfte Inftanz den B und ben C an, 
die Darthuung aller Anſprüche, welche fih in. Folge ihrer Erbserkläs; 
rung auf die Berlaffenfchaft des M geltend machen, gegen die in bem. 
88. 11—30 des mehrerwähnten Teſtaments benannten, bie. Erbichaft. 
anſprechenden Perjonen als Kläger aufzutreten. Die erfte Inftanz ging: 
biebei von ver. Erwägung aus, „baß beide Theile ihr Erbrecht aus dem 
feiner Echtheit und jeinem Inhalte nah unbeftrittenen Teſtamente ableis 
ten, mithin in Bezug auf den Erbredhtstitel von einem ftärleren Rechte des 
einen ober des anteren Theiles feine Rede fein Tann, jo daß es fi) bei 
dieſer Entſcheidung nur darum handle, welche von den Erbserflärungen 


dem Sinne der erblafjeriihen Anordnung mehr eutipricht, und daher von 
ver Abhaudlungsbehörde fiir geeigneter befunden wird, ver Berlaflen- 
ſchaftsabhandlung zu Grunde gelegt zu werden... Nach ber Anordnung 
des Erblaffers jol nun ſein Nachlaß vergeftalt getheilt werben, daß 1) 
zuerft die Verlaſſenſchaftspaſſiven und Abhandlungskoſten berichtigt, dann 
2) alle im Teſtameute angeordneten Vermächtniſſe vollſtändig ausgeführt, 
ſohin 3) den von dem Erblafler benannten Univerfaferben ver Erbtheil, auf 
welchen jedenfalls die Bevedangäjunmme von allen jährlichen Legaten zu⸗ 
zuweiſen ift, mit 24.000 fl. zugetheilt, und endlich 4) der hiernach verblei- 
bende Mebrbetrag oder Ueberſchuß ven im Zeflamente vom 8. 11 bie 
8. 30 bezeichneten Legataren mit dem Quotienten in dem Verhältniſſe 
ihres Legats zufallen fol. Diefer natürlihen Auslegung entſpricht die 
blos auf den unter 4 bezeichneten Mehrbetrag ver Verlaſſenſchaft gerich- 
tete Erbserflärung der Legatare, und eben deßhalb muß fie zunächſt für 
geeignet befunden werden, ver Verlaſſenſchaftsabhandlung zu Grunde 
gelegt zu werben... .Der von B und C bezogene Tejtamentsabjag Tann 
nur mit jenen Einſchränkungen aufgefaßt werben, welche ver Erblafier 
feldjt in den allgemeinen Beftimmungen über die verſchiedenen Fälle der 
Berminderung oder Vermehrung feines Vermögens feftgefegt hat, und 
es kann auf die von dem Exblaffer ſelbſt gebrauchten Ausdrücke: „„Uni⸗ 
verſalerbe,““ „„Legatnehmer”* kein Gewicht gelegt werben, theils weil 
ed ſcheint, daß der Erblaffer dieſe im Eingange feines Teſtamentes ges 
brauchten Ausprüde im weiteren Berlaufe nur deßhalb beibehalten wollte, 
um bei jeder Anordnung die Perfonen, welche er im Sinne hatte, kurz 
zu bezeihnen, ohne erft auf eine. vollitändige Aufzählung ihrer Namen 
wieder einzugehen, theils weil die Trage, wer ald Erbe und wer als. Ber- 
mächtnißnehmer anzujehen jet, zuletzt doch nur nach der gefeglichen Be⸗ 
geiffsbeftimmung ver 88. 532 und 535 a. b. ©. 3. zu beantworten ift, 
woruach aber eben die zum Ueberſchuffe des Nachlaſſes berufenen Perſo⸗ 
nen als die Erben anzujehen fird, weil nur fie an einer Berminderung 
oder Bermehrung des Nachlaffes betheiligt erfcheinen, während’ alle übri⸗ 
gen unter 2 und 3 angeführten Perfonen nur beftunmte‘ Betrüge zu 
erhalten haben, die ihnen jedenfalls zulommen müſſen, bevor won. dent 
Die Erbichaft bildenden Ueberſchuſſe die. Neve fein kaun.“ Die zweite 
Inſtanz wies die Legatare an, als Kläger aufzutreten, aus folgenven 
Gründen: „Bei der Entſcheidung der Trage, welche Erbsprätendenten 
nad) M zur Darthuung ihrer Anſprüche als Kläger aufzutreten haben, 
iſt ſich mehr auf die Form zu beichränfen, als in eine Beurtheilung der 
dem Einen oder Audern zuſtehenden Rechte felbft einzugehen, welche viel 
mehr Gegenftand des künftigen Rechtsſtreites felbft ift. In dieſer Bezie⸗ 
Hung muß vor Allem bemerkt werden, daß durch die Annahme ver von 
den Legataren auf Grund des $. 31 des Teftamentes eingebrachten Erbs⸗ 
erffürungen.noch keineswegs anerkannt ift, daß fie auch Erben ſeien, weil 
nad) 88. 122 und 125 des Patentes vom 9. Augaft 1854 der Richter 
wiberiprechende und. auch fogar ſolche Erbserflärungen annehmen muß, 
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deren Titel erſt nachträglich nachgewieſen werben fol. Formell fin jene 
als Erben anzujehen, welche der Erblaffer als folche bezeichnet hat. Dies 
bat aber M im $. 8 feines Teſtamentes und auch noch im $. 31 bezüig- 
lich des B und C gethan, die er in beiden Paragraphen als Univerfal- 
erben benennt, während er die in den 88. 11 bis 30 bedachten Perjonen 
felbft im 8. 31, wo er fte zu dem Ueberſchuſſe feiner Verlaſſenſchaft 
beruft, alſo nady ihrer Behauptung zu Erben einſetzt, doch nur Legatare 
nennt. B und C werden unbebingt als Erben ernannt, während den in 
ven 88. 11 bis 30 benannten Perjonen nur bedingte Rechte zugemwen- 
det werden, daher fie vorerft den Eintritt der Bedingungen zu ermeijen 
haben, was durch die Inventur bier nicht gefchehen Tann, weil man felbe 
von Amtswegen nicht berücichtigen darf, wo es ſich um ftreitige Rechte 
handelt. Auch vem Wortlaute des Teftamentes nach ſprechen fie mehr an, 
als ihnen nach ſelbem gebührt, da ihnen im Teſtamente nur beftimmte 
Beträge, deren Ziffer ſich allerdings erhöhen oder erniedrigen kann, aber 
kein in Beziehung auf das Ganze beſtimmter Theil des Nachlaſſes zuge⸗ 
dacht iſt. Sie ſind daher anzuweiſen, ihre Erbſchaftsanſprüche gegen die 
im Teſtamente als Erben genannten Perſonen im Wege der von ihnen 
eimzubringenden Klage darzuthun.“ Der oberſte Gerichtshof beſtätigte bie 
erſtrichterliche Entſcheidung mit Anberaumung einer neuerlichen Friſt 
von 60 Tagen zur Ueberreichung der Klage „in der Erwägung, daß die 
Erbserklärungen der im 8: 31 bes M'ſchen Teſtamentes zu dem „„Ueber⸗ 
ſchuſſe““ der Berlaffenihaft berufenen Perſonen in Uebereinitimmung 
mit der teftamentarifchen Anordnung liberreicht, und da ein Ausweis des 
Titels im Sinne ver 88. 532, 533, 562 und 599 a. 6. ©. B. vorlag, 
angenommen wurben; in ber Erwägung, daß hingegen die im 8. 3 des 
obgedachten Teftamentes berufenen B und C ihren gleichfalls angenom⸗ 
menen Erbserflärungen eine Auspehnung geben wollen, welche jedes Erb- 
vecht der Vorgenannten ganz ausichließt, während Letztere die Anſprüche 
diefer Heiden Erben in einer mit dem Wortlaute der im Teſtaments⸗Para⸗ 
graphen 31 vorkommenden Beſchrünkung übereinftimmenden Weiſe aner- 
tennen ; in ber Erwägung, daß die factijche Grundlage der von dem Erb⸗ 
laſſer für B und C ausgefpeochenen Beſchrünkung, nämlich der Umftand, 
daß das Berlaffenihaftsvermögen nady Abzug aller Paſſiven und Aus» 
führung aller Vermächtniſſe einen die Summe von 24.000 fl: ſehr 
bebeutend überſteigenden Ueberſchuß ergebe, durch Die von ihnen jelbft 
veranlaßte Inventur auch dem Abhandlungsrichter fo nachgewiefen vor- 
fiegt, daß er hierauf bei‘ der von dem Patente vom: 9. Auguft 1854, 
88. 125 und 126 vorgejchriebenen Entfernung Bedacht nehmen muß; 
in der Erwägung endlich, daß es ſich eigentlich barım handelt, daß B 
und C’ gegen die dem Teftamente entfprechende Erbserlärung ber in den 
88. 11--30' berufenen Perjonen ven von ihnen behampteten größeren 
Umfang und die Ausdehnung der eigenen Anfprüche im Rechtswege 
durchfetzen.“ 


— —— — 


— 266 — 


Tr. 248. 
Sequeftration einer flreitigen Sache. 


Entſch. v. 10. Dec. 1856 Re 1 11760 0 Behätigung des deu Beſcheid der 
ätur Gallarate v. 18, Juli 1 ändernden Derzeiet des 
X G. Mailand v. 19. Sept. — Nr. — 6. 3. 1857, Nr. 9. 

In der Rlage behauptet A, daß er Obereigenthiimer * in den 

Händen des B befindlichen emphyteutiſchen Grundes ſei, macht das in 

dem emphyteutiſchen Vertrage auf den Fall der Deteriorirung der 

Emphyteuſe ſowie der ohne Zuſtimmung des Obereigenthümers vorge⸗ 

nommenen Veräußerung derſelben feſtgeſetzte Heimfallsrecht geltend, und 

begehrt zugleich die Sequeſtration der emphyteutiſchen Gründe, da ſie 
bereits einer theilweiſen Zerſtöruug ausgeſetzt worden ſeien. In der dar⸗ 
über eingeleiteten Verhandlung leugnete B, daß die ſtreitigen Gründe em⸗ 
phyteutiſch ſeien, und erklärte die Sequeſtration für unzuläflig, da er ſich 

im unbeſtrittenen Beſitze der fraglichen Realitäten befinde. A hob replicando 

insbeſondere hervor, daß das ihm zuſtehende Obereigenthum an den frag⸗ 

lichen Gründen hinreichende Sicherheit für den dem Beklagten aus der 

Sequeſtration etwa erwachſenden Schaden gewähre. Die erſte Inſtanz 

bewilligte die angeſuchte Sequeſtration; die zweite Inſtanz verweigerte 

fie und der oberſte Gerichtshof beſtätigte den Ausſpruch der zweiten In⸗ 
ſtanz, „da der Kläger, indem er mittelſt ſeiner Klage die Vereinigung des 

Nutzungseigenthums mit dem Obereigenthume der ſtreitigen Gründe in 

ſeiner Perſon herbeizuführen ſtrebt, offenbar zugibt, daß ſich dieſelben ge⸗ 

genwärtig in dem Beſitze des Geklagten befinden; da ferner, indem ſich 
der Streit nicht um den Beſitz, ſondern um das Nutzungseigenthum dreht, 
auf den vorliegenden Fall nicht der 8. 292 a. G. O. (8. 387 weſtgal. 

G. O., 8. 376 ital. ©. O.), ſondern der $. 293 a. ©. O. (8. 388 

weftgal. und $. 377 ital. ©. D.) anmwenbbar erfcheint, in Folge deſſen 

es dem Kläger oblag, eine Gefahr erweislich zu machen, daß der Geflagte 
die Sache während des Procefles verderben oder Schaden nehmen laſſen 
tönnte, und hinlängliche Sicherheit für den dem Geflagten etwa erwach⸗ 
fenden Schaden darzubieten, der Necurrent jedoch eine ſolche Gefahr 
nicht ordnungsmäßig nachgewiejen habe, indem der Geflagte leugnet, daß 
bie von dem Kläger behauptete Veräußerung und Ausrottung von Pflan- 
zen ſich auf die ftreitigen Grundſtücke beziehe, und nur die Entfernung 
von wenigen Gewãchſen zugibt, welche durch die Nothwendigkeit und 
durch die Grundſätze einer guten Cultur geboten war; da endlich die 

Sicherſtellung für den etwa entſtehenden Schaden lediglich in dem Ober⸗ 

eigenthume der im Streite befangenen Güter dargeboten wurde, wodurch 

aber den Anforderungen des Geſetzes nicht Genüge geleiſtet erſcheint, zu⸗ 
mal von Seiten des Geklagten eben behauptet wird, daß dem Kläger gar 
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fein Obereigenthum an ven befagten Gründen gebühre, in melchem Falle 
die angebotene Sicherheit geradezu illuſoriſch wäre.“ 


Nr. 249, 


Pränotation eines Buchaudzuged, dem die Beftätigung über 

die ordentlihe Führung der Handlungsbücher fehlt. — Un- 

zuläffigfeit der PBränotation eined Conto nah Ablauf der im 
‚120 a. ©. O. beftimmten Frift. 

. d. 10. Dec, 1856, A. 11877 „etgeiimeite, a bänderun der Be⸗ 


(de — des 8. %, Brünn v8 Mat 1 
Brünn 7. Sept. i Nr. 6385). Gerichtsb. 18. € 196, 


+ 


Nr. 250. 


Acceptation eines Wechſels behufs Tilgung einer Schuld. 


Entid. v. 10, Dec. 1856, ge 11878 Bei. bed bad — es 5 G. 
Troppau v. 30, October 1855, Nr. 1 abä n en me 
Brünn v. 26, ni 18 1856, Nr. —2— 7, 


Kr. 251. 


Auslegung einer Iegtwilligen Anordnung: Bedeutung bed 
Ausdruds „gejegliche Erben”. — Teftamentarifche Berufung 
einer beftimmten Perfon zur Auslegung. 

Entid, v. 17. De 108, Re. 1 11614 Bei des Urtheild des Sreiägeriihten 


Fe ir edlen . De Ira, Mbünderun de⸗ „urtheh 8 des 
O. L en v 3 —E 86, er 4677) Ne. 36, 


Der am 19. Februar 1847 verftorbene M —* im 8. 10 feines Te⸗ 
ſtamentes die Anordnung getroffen, daß, „wenn fein Sohn N unverehe- 
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licht, ohne Kinder over gefeßliche Erben zu hinterlaffen, ſterben jollte, 
bie Tochter feiner jeligen Schwefter A Subftitmtionserbit fein folle." N 
ftarb am 16. Juli 1852 unverbeiratet und ohne Kinder. Auf Grund 
des gedachten Teſtaments erklärte fih nun A zu demjenigen Vermögen, 
welches M hatte, infoweit e8 den dem Sohne gebührenvden Pflichttheil über⸗ 
ftieg, als Erbin. Allein auch die ſämmtlichen gejeglichen Erben des N über- 
reichten ihrerfeit8 zu dem N'ſchen Subftitutionsvermögen die Erbserklä⸗ 
rung. Der darüber entftandene Streit, in welchem A freiwillig als Klä- 
gerin auftrat, drehte fi, nun um die Frage, wie der Ausprud geſetzliche 
Erben“ zu verftehen ei. Die erfte Inſtanz verftand ven $. 10 des Teſta⸗ 
mentes fo, „daß M zu Subftitutiongerben desjenigen Vermögens, welches 
den Pflichttheil feines Sohnes N überfähreitet, zuerft die Kinder und 
Kindeskinder dieſes Sohnes, iv Ermanglung folcher aber feine nächte 
Anverwanbte berufen wollte”. Die zweite Inſtanz dagegen ging davon 
aus, „daß die Bedeutung des Wortes „„geſetzliche Erben““ im Gefeße 
feftgeftelft und nicht angunehmen ift, daß dem Erblafjer dieſe im dem 
a. b. G. B. enthaltene Beſtimmung des Begriffes unbekannt geweſen 
ſei“, — und berief ſich für dieſe Auslegung insbeſondere darauf, daß 
Dr. Joſef F das Teſtament zu Gunſten ver Geklagten auslegte. Der 
Teſtator hatte nämlich im 8. 11 feines Teſtamentes für den Fall eines 
Zweifels rückſichtlich der Auslegung ſeiner Willensmeinung die Anord⸗ 
nung getroffen, daß der von ihm ernannte Curator Dr. Joſef F den Sinn 
feines Teftamentes nach ven ihm mündlich gemachten Mittheilungen der⸗ 
geftalt auszulegen habe, daß daraus fein Streit entftehen darf. „Der 

. 564 a. 6. ©. 3. unterfagt dem Erblaſſer zwar, die Ernennung des 
Erben dem Ausfpruche eines Dritten zu überlaffen. Dadurch ift ihm 
aber nicht verwehrt, zur Vermeidung von Streitigkeiten: eine vertraute 
Perfon zu bezeichnen, welche gleichem als Schiedsrichter über dem zwei⸗ 
felhafterr Sim feiner Anordnung zu entſcheiden habe.“ “Der oberfte Ge- 
richtshof erkannte Die von der erften Inftanz gemachte Auslegung für 
die richtige an in folgender Erwägung: „Nach der Beſtimmung ber 
88. 6, 655, 914 a. b. ©. 2. ift die Anordnung des Erblafjers nach ver 
eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zufammenhange, nad 
ver hervorleuchtenden Abficht des Erblaſſers und fo auszulegen, daß Die 
Anordnung feinen Widerſpruch enthalte und von Wirkung fer. Werden 
nun unter dem Ausdruck „„geſetzliche Erben““ die im. XIII. Haupte 
ftüde des a. 6. ©. 3. bezeichneten verftanden, jo enthält die oben er⸗ 
wähnte Anordnung einen Wiverfprud; den der Erblaſſer nennt die 
Klägerin in diefem Teſtamentabſatz ausdrücklich als ſeine Nichte ; fie war 
ſomit nach den gejeglihen Beſtimmungen eine gejegliche. Erbin feines 
Sohnes, und wenn fie bei deſſen Abfterben noch am Leben war, konnte 
ber. Fall, daß er ohne gejegliche Erben fterbe, gar nicht eintreten, un fie 
wäre aus dem Gefege zur Erbfolge. berufen geweſen, ohne daß es einer 
befonderen Verfügung des’ Erblaffers, durch welche er ihr doch unver» 











fennbar eine Wegänftigung zuwenden mallte, beimeft hätte. Diefer Wi⸗ 
derſpruch kann nur beſeitigt werben. und bie deſtamentariſchen Anerd⸗ 
nungen können uur Wirkſamkeit erlangen, wenn den gebrauchten. Worten: 
„„geſetzliche Erben““ der Sinn unierlegt wird, daß ber: Erblaſſer: hier⸗ 
‚ander. bloß ſolche Perſanen verſtanden habe, denen fein Sohn. N - einen 
Erbtheil zu hinterlafſen geſetzlich verpflichtet war, in welchem Siune dieſer 
Ansdruck zwar wicht im Geſetze, aber doch im gemeinen. Leben häufig 
gebraucht wird. Dieſe Durch die im ihrem Wortlaut mit ſich ſelbſt im 
Widenpruche ftehende Anordnung nothwendig gewordene Aunslegung 
entſpricht aber auch ganz der ausgeſprochenen und aus dem Teſtamente 
anzweideutig hervorleuchtenden Abſicht des Erblaſſers. Die Klägerin iſt, 
‚wie pon den Geklagten auch zugeſtanden wird, die nächſte Anvermandte 
des Exrblaſſers, Die Tochter feiner Schweſter, daher ſchon "mit. Rückſicht 
auf das gewöhnliche Menſchengefühl anzunehmen iſt, daß er dieſolbe be⸗ 
günfigen und entfernterer, ihm vielleicht nicht einmal bekannten Ver⸗ 
wandien vorziehen wollte. Dieſe Geſinnung hat aber der Erblaſſer in 
qeinem Teſtamente unmzweidentig ausgeſprochen, indem er: die Klaͤgerin als 
Subſtitionserbin 'ernanut and beſtimut bat, daß ihr. der ganze Nach⸗ 
laß zur freien und-aigenthiimlichen Verfügung zu überlaſſen ſei. Dieſem 
nach wird durch die Auerkennung dev Klägerin als Subſtitutionserbin bie 
Abſicht des Erblaſſers erfüllt und deſſen Anordnung in Wirkung erhalten. 
Die entgegengeſetzte Anslegung des Dr. Joſef F kann nicht beachtet 
werden, weil der Erblaſſer ſeine Erben deſſen Ausſpruche nicht unbedingt 
unterworfen hat, ihnen daher freiſteht, über den Sinn der letztwilligen 
Anordnung die richterliche Entſcheidung zu verlangen, zumal einer bin⸗ 
denden Auslegung des Dr. Joſef F auch die Vorſchrift des 8. 564 
a. b. ©. B. entgegenfteht.“ 


Rr. 252. 


Aufrochthaltung einer ordnungswidrig eingeleiteten, aber zur 
Füllung der meritoriſchen Entſcheidung ausreichenden Ver⸗ 
handlung. 


Eutſch. som 17. Des, :1856, 7 12039 Aufhebung des dad Urtheil des 
Fo © a Ar Sept, 1 Nr. 44422, aufhebend 3* oe. des 
ag d. :20, Ort 1804, Kr. 17685). ©. 3. 1 , 129, 


Die erſte Inftanz hatte anf die Zurücklegung einer — 
das ſummariſche Verfahren eingeleitet und nach geſchloſſener Verhandlung 
das Urtheil gefällt. Die zweite Inſtanz hob dieſes Urtheil ſammt: dem 
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Verfahren auf, und zwar aus dem Grunde, weil die Vorſchrift iiber Auf- 
kündigung und Räumung gemietheter Wohnungen vom 3. October 1853, 
R. ©. Bl. Nr. 193 auf den vorliegenden Fall feine Anwendung finde, 
indem es fich einerjeits in demjelben um bie Aufhebung eines Pachtver- 
trages, andererſeits um einen im $. 15 der angeführten Beroronung dem 
ordentlichen Verfahren vorbehaltenen Fall handle. Der oberfte Gerichts- 
hof trug jedoch dem Oberlandesgerichte auf, ſich in die meritorifche Be⸗ 
handlung diefer Rechtsfache einzulafien, da nach ber Rejolution vom 
31. Oct. 1785, Nr 489, lit. ooo (Weflely I, Nr. 869), mit welcher auch 

‘der 8. 49 des Geſetzes über das fummarische Verfahren im Wefentlichen 
übereinftimmt, ein gefchloffenes Proceßverfahren over ein Urtheil nicht 

als nichtig aufgehoben werben foll, wenn das Gefeg nicht ausdrücklich Die 
Nullität auf die unterlaffene Borfchrift beftummt, oder wenn ungehinvert 
des unterlaufenen Gebrechens das Urtheil in der Hauptſache mit Gründ- 
tihleit gefprochen werden kann. In dem vorliegenden Rechtsſtreite iſt 

“nun fein ſolches Gebrechen unterlaufen, auf welches durch ein beftimmtes 
Geſetz ausprädlich die Nullität verhängt wäre, und die Verhandlung ift 
fo vollftändig gepflogen worben, daß darüber mit Gründlichkeit in ber 
Hauptſache ein Urtheil geihöpft, oder allenfalls auch die Aufnahme an⸗ 
gebotener Beweife angeoronet werden kann, weil e8 ſich bier nur um bie 
Entſcheidung ver Frage handelt, ob die gefchehene Auffiindigung des Be- 
ftanbvertrages rechtswirkſam ſei oder nicht.“ 


Nr. 253. 


Befisftörung durch Befahren eined Sees. 


Entſch. vom 17. Der. 1856, u. 28 (Beitätigung des Beſcheides der 
Behtur Recco v. 12, Sen 6602, Abänderung der Verordnun 


30.6. ailanı Pr we Se 106, Nr. 12557). Gaz. d. Trib. 1857, 


Der See Pufiano befindet fih vollftändig im Privateigenthbum des 
- A, welcher nur den Bewohnern des Ortes Pufiano geftattet, ven See mit 
einer Barke zu befahren, und an dem einzigen Ausgang des Sees ein 
Wächterhaus errichtet hat, um jeder fremden Barke ven Eintritt zu ver- 
ſagen. Dennoch befuhr ein Fremder B eine® Tages den See, wie er 
fagte, um zu jagen; auch kündigte er an, er werde nächftens wiederfehren. 
A ftellte die Klage wegen Befisftörung an, welche die erfte Inftanz auch 
als begründet anjah. Die zweite Inftanz ordnete an, daß die Klage als 
zum Befisftörungsverfahren nicht geeignet zurlidzuftellen fei, „weil B 
den See nicht befahren habe, um einen Beſitzact zu üben, over einen Befig 
zu flören, ſondern zu Zweden ver Jagd; weil ein jo vereinzelter Act nicht 
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als Befigftörung angejehen werben könne, und weil über bie Frage, ob 
Dritte auf dem See jagen bürfen, nicht im Verfahren über Befiftreitig- 
feiten entfchieven werden könne.” — Der oberfte Gerichtshof beftätigte 
die Entſcheidung ber erften Inſtanz „in der Erwägung, daß B zugefteht, 
am 27. Februar den See ohne Erlaubniß befahren, aljo den materiellen 
Beſitzſtand geftört zu haben; daß es gleichgiltig ift, daß biefes Factum 
ein vereinzeltes und momentanes ift, da das Geſetz über das Verfahren 
in Befisftörungsfällen ſelbſt gegen einen Verſuch der Störung Schuß 
veripricht, und überbieß.... . ver Geklagte ſich troß des ihm befannten Ver⸗ 
botes auf den See begeben und fogar gebroht hat, feinen Beſuch jo oft, 
als es ihm gefällig fei, zu wiederholen; in der Erwägung, daß es ſich 
hier nicht darum handelt, über den Umfang des dem A zuftehenden Rech⸗ 
te8 abzuſprechen, ſondern nur ihn in dem factifchen Beſitz des Rechtes zu 
erhalten, jedes Fahrzeug zurüdzumeilen, das zu welchem Zweck immer 
verjucht, den See zu befahren, welcher bezüglich der Schifffahrt als ge- 
Ihlofjener Ort angefehen werben kann, da an feinem einzigen Ausgange 
‚ein befonderes Haus für den Wächter befteht, welcher Jedermann ven Ein- 
tritt verjagt.“ 


Nr. 254. 


Zuftändigfeit im Kalle der Cumulirung von Klagen, von 
denen bie eine vor die Real-, die andere vor die Perfonal- 
inſtanz gehört. 


Entſch. v. 17. Dec. 1856, Nr. 12110 (Bet. ded den Beſcheid der Prütur 

Cavarzere v. 19, Auguit 1856, Nr. 2008, abändernden Beſcheides des 

O. L. 6 Benehin vom 14. Oct. 1856, Nr, 18400), Eco d. Trib. 18567, 
S. 100. Giorn. d. Giurispr. pr. 1857, ©. 382 ff. 


A bringt al8 Obereigenthümer eines Grundftüdes bei der Prätur, 
in beren Bezirk das Grundſtück Tiegt, wider den Erbpächter B, welcher 
im Sprengel einer anderen Prätur wohnt, eine Klage ein, in welcher er, 
geftügt auf eine beſondere Beſtimmung des Erbpachtvertrages, wegen 
eingetretener mora solvendi verlangt: 1) Aufhebung des Erbpachtver⸗ 
trages, 2) Rüdftellung des Grunpftüdes, 3) Zahlung des Zinsrüdftan- 
des. — Die vom Geflagten vorgebracdhte Einwendung der Incompetenz 
warb in erfter Inftanz berüdfichtigt, von den beiden höheren Gerichten 
aber zurüdgewiefen, und zwar vom oberften Gerichtshof „in ver Erwä⸗ 
gung, daß der Hauptpunft des Procefjes die Rückſtellung des in Erbpacht 
gegebenen Grundſtückes bilvet, und daß die Auflöfung des Vertrages nur 
das Motiv ift, auf welches jenes Begehren ſich ftügt; daß der Kläger in 
berjelben Klage nebft der Aufhebung des Erbpachtvertrages wegen nicht 


‚pänftliher Zahlung des Zinfes and) die Rüdftelung des in. Erhpacht 
gegebenen rundes fordert, und baß ber erſte Klagepunkt var ‚die Per- 
ſonaliuſtanz, ver Ießtere aber wor das forum rei -sitae nach 88. 13 
und 49 des Patentes vom 20. November 1852, Nr 295 R. G. BL. 
‚gehört, und enblich, daß e8 nach dem Geifte- — * Geſetzes in ähnlichen 
Fällen einer Alternative dem Kläger freiſteht, ſich nach Belieben an 
das eine ober das andere Gericht zu wenden. (88. 30, 53, 54,.55.)” 
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Nr. 255. 
Execntion im Falle einer Verurtheilung ad faciendum. 
— 2 Br 2. der. Fre in 1191 a de3 ‚en enden der Prätur 


en Be es nes 
L. 6.3 Bara ad MN ae 1056 ‚Nr. Ag 


Dem Colonen B war vehtsträftig —— binnen 
Tagen aus dem gepachteten Grundſtücke des Klägers A die willkürlich auf 
demſelben gepflanzten Weinreben wieder herauszunehmen, und auf dem 
Grundſtück denjenigen Zuſtand wieder herzuftellen, in welchem es ſich vor 
biefer Anpflanzung befunden Hatte. Da der Geflagte dieſem Auftrage 
nicht Folge leiftete, wurbe ihm zu wieberholtenmalen auf Anjuchen des 
Klägers die Ausführung der gedachten Hanblung binnen weiteren 14 
Tagen und Androhung und Bornahme vom Arreft ahfgetragen. Gegen 
ein ſpäteres Decret dieſes Inhalts recurrirte der Wellagte. Die zweite 
Inftanz wies diefen Recurs mit Bezug anf die SS. 398 und 399 ital. 
G. O. (88. 309.und 310 a. ©. O,) ab, und verurtheilte.den Geflagten 
zur Wegnahme ‚der "Reben binnen 14 Togen, ‚jedoch nicht unter Audro⸗ 
hung eines weiteren Arreftes, fonbern mit dem Beifügen, daß auf 
neuerliches Anfırchen des Klägers dieſer ermächtigt werben würde, bie 
Entfernung der gedachten Pflanzen durch einen Dritten vornehmen zu 
laſſen, und ſich wegen feines Schabens an B zu erholen, „da die Aus⸗ 
nehmung ber Rebpflanzungen eine Hanblung fei, welche auch durch die 
Hand eines Dritten vorgenommen werben kann, daher ber Richter nicht 
zu einem Zwangsmittel greifen fonnte, deſſen Anwenbbarfeit eine Hand» 
fung vorausfegt, welche nur der Execut auszuführen im Stanbe ift.“ 
"Der oberfte Gerichtshof beftätigte diefe Entſcheidung mit Berufung anf die 
angeführten Gründe. 


— —— — — — 











Nr. 256. 


Unzuläſſigkeit der Beſitzſtörungsklage des Verwalters einer 
' Verlaſſenſchaft gegen einen Miterben. 


a . Dec, 1856, Nr. 1072 (Aufhebung der ai eidungen der . 
ale A De und ara S. Be 


Sri ago v. 24, Auguſt 1856, Pr. 
nedig v. a ept. 1866, Mr, 17351). Eco d. Tab. — S. 178, 6, 3. 


‚Nr. 41, 

C hinterließ neum Kinder, welche feine Erbihaft antraten. Bor 
erfolgter Theilung wurde dieſe indeß von zwei vom Gericht dazu beftell- 
ten Perjonen verwaltet; dennoch Tieß eine der Erbinnen eigenmächtig eine 
in die Verlaſſenſchaft gehörige Wieſe mähen. Die Verwalter der Berlafien- 
ihaft ftellten nun gegen fie bie Befisftörungsflage an, welcher in erfter 
Inſtanz auch ftattgegeben wurde. Die zweite Inſtanz wies das Klage- 
begehren ab, weil nicht dargethan fei, daß ſich Die Kläger im Beſitz des 
Grunpftüdes befunden hätten. ‘Der oberfte Gerichtshof caffirte beide Ent- 
ſcheidungen, und ordnete an, daß die Klage als zum Befisftörungsver- 
fahren nicht geeignet zurüdgeftellt werde, und zwar „in ber Erwägung, : 
daß die Kläger als gerichtliche Berwalter der Berlafienihaft nicht mehr 
und nicht weniger als die Mandatare der Erben find, und daß fie, wenn‘ 
fie einen Beſitz haben, jedenfalls nur für Rechnung und im Intereſſe der . 
Erben beiten ; daß die Geklagte Miterbin ift; daß niemand ber Störung 
feines eigenen Beſitzes beſchuldigt werden könne, wenngleich dieſer Be⸗ 
ſitz auch noch Anderen, welche Rechte auf einen Theil derſelben Sache 
haben, zuſteht, beſonders wenn dieſe ſich an der Klage nicht betheiligten.“ 
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Nr. 257. 


Erſitzung einer Servitut trotz eines vorausgegangenen 
Precariums. 
Eutſch. om 35 Di 1856, Nr. 10828 (Bei, des Urtheils F Praätur 
get no v. 1856, Nr. 1688, Wbänd. des lrtheils des D. 5 3— 
land 2 — 1856, Nr. 3), Gaz. dei Trib. 185 S.7 
B und ſeine Vormänner im Beſitz einer gewiſſen Realität, —* 
ſeit mehr als dreißig Jahren das zu derſelben gehörige Vieh zu den auf 
dem Grundſtücke des A befindlichen Brunnen zur Tränke getrieben, und 
ftellten daher der actio negatoria des A die Erfigung entgegen, währen d 
A ihnen eine Urkunde vom 4. Januar 1670 entgegenhält, aus welcher 
hervorgeht, daß einer feiner Vormänner aus bloßer Gefälligfeit eine m 
der Vormänner des B für den Winter 1669— 1670 und nur für dieſen 
die Benügung der Brunnen in ber bezeichneten Weife geftattet habe, — 
Safer, Unger u. Walther Eutſch. I. 18 
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Die erfte Inſtanz wies das Begehren des Klägers zurück; bie 
zweite gab ihm ftatt, indem fie fich theils auf jene Urkunde ſtützte, theils 
aber auch abgejehen hievon die Erfigung als nicht vorhanden anfah. Die 
Gründe des das Urtheil der erften Inftanz beftätigenvden Erkenntniſſes 
des oberften Gerichtähofes Tauten: „Kläger hat ... nicht beiwiejen, daß 
während des langen abgelaufenen Zeitraumes Geflagter die Erlaubniß 
zu der jeves Jahr in vollfter Deffentlichfeit und mit feinem Wiffen erfolg- 
ten Ausübung des Rechtes fich erbeten babe; man muß aljo annehmen, daß 
Geklagter damit ein Recht ausüben wollte, befonders da andererfeits ... 
dargetban ift, daß niemals Kläger fi widerſetzt hat, oder Geflagter 
von der Ausübung abgeftanden ift. Somit befteht zu Gunften des Ge⸗ 
Hagten der Befit der Servitut im Sinne des 8. 480 a. b. G. B. Da 
num auch der nach den SS. 1477 und 1478 a. b. ©. B. erforberliche 
Zeitraum abgelaufen ift, fommt dem Geklagten ſowohl die Ertinctiv- 
als die Acquifitivverjährung zu Gute, indem einerjeits das Recht nes Klä⸗ 
gers, die actio negatoria anzuftellen (a far valere l’azione proibitoria), 
verjährt, anbrerfeits die Erwerbung der Servitut vollendet ift. Wurde 
alfo dennoch die actio negatoria angeftellt, jo fam es dem Kläger nad) 
8.533 a. b. G. 8. zu, die Mängel darzuthun, welche der Wirkfamfeit 
der Erfigung entgegenftehen. Nun ift aber fein Beweis angeboten, daß 
innerhalb der Erfigungszeit der Befig ein prefärer oder gewaltfamer ge- 
weſen fei. Der Act vom 4. Jänner 1670 ift feinem Wortlaute nach nur 
für den darin angegebenen Zeitraum maßgebend und nichts weniger als 
geeignet, die Grundlage eines dauernden und unveränberlichen Zuftandes 
zu bilden, welcher die Berjährung und Erfigung, namentlich die Anwen⸗ 
dung der im $. 1477 a. b. ©. 3. aufgeftellten Norm, ausjchliegen 
könnte.“ 


Nr. 258. 


Priorität der Zinſenrückſtände bei einer executiven Kauf—⸗ 
ſchillingsvertheilung. 


Entſch. v. 23. Dec. 1856, Nr, 11961 Belt, da bus Ueiheil beB 8. ©. 
Wien vom 29. Febr. 1856, Nr. 49296, Urtpeil bea D. 8 ©. 
Wien vom 19. Auguſt 1857, Nr. 7068). 3 — 3. 1857, Hr 10,1 

Am 13. November 1848 erwirfte eine Sparcafle auf das ans 
des X die Pränotation von drei Wechleln zur Siherftellung eines Capi⸗ 
tals pr. 4000 fl. fammt Zinfen, Gerihtöfoften und Nebengebühren, und 
fohin am 29. December 1848 die Einverleibung auf Grund der von X 
biesfalls am 28. December 1848 ausgeftellten Yuftificirungserffärung. 
Am 7. December 1848 erwirfte die priv. öfterr. Nationalbank auf das⸗ 
jelbe Haus die Einverleibuug einer von X ausgeftellten Pfandverjchrei- 
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bungsurkunde, und am 16. März und am 23. September 1854 bie ere- 
<utive Einverleibung mehrerer wider X erlangten Zahlungsauflagen. Die 
Wechſel der Sparcaffe wurden zur Verfallszeit nicht gezahlt; fie erwirkte 
Daher am 15. Mat 1854 die wechlelgerihtlichen Auflagen bezüglich des 
Gapitales, der Proteftipefen, ver 6% Zinfen von den Verfallstagen ver 
drei Wechfel, nämlich vom 19., 24. und 29. December 1848 an, und 
ließ dieſe Zahlungsauflagen am 9. Jänner 1855 bei der erwähnten 
juftificirten Pränotation erecutiv einverleiben. Bei Vertheilung des Kauf: 
Ihillings für das fohin erecutiv verfteigerte Haus des X nahm bie 
Sparcafle das Capital fammt Broteftipefen, Gerichtsfoften und 6% Zin- 
jen feit dem Berfallstag der drei Wechjel in Anſpruch. Die Bank erkannte 
vie Priorität der Forderung der Sparcafje für Capital, Proteftipeien 
und dann 6% Zinſen feit 15. Mai 1851 an, beftritt aber dieſes Vor⸗ 
recht für die 6% Zinſen für die Zeit von ben Verfalltagen der drei 
Wechſel bis 15. Mai 1851, alſo für die am Tage der Zahlungsflage 
fett mehr als drei Jahren rückſtändig geweſenen Zinfen, indem fie ſich 
unter anderem darauf berief, daß ver 8. 18 a. C. D. aud für Singu⸗ 
lar⸗Executionen angewendet werben müſſe, weil jonft durch die Eröff⸗ 
nung des Concurſes zugleich die Erlöfhung von Pfanprechten erfolgen 
wirde, indem ältere als dreijährige Zinsrüdftände nur bei der Singular- 
erecution, nicht aber auch bei der Univerfalerecution — dem Concurs — 
ein Pfandrecht hätten. 

Die erfte Inftanz gab dem Anfprnch der Sparcaffe ftatt, weil 
für die Anwendbarkeit der als fpeciclle und Ausnahmsgefege beftehen- 
ven Concursgefege auf eine außer dem Concurs geführte Execution we⸗ 
der in dem ſpäter erjchienenen materiellen Rechtsbuche noch in dent for- 
mellen Recht Anhaltspunkte feien. 

Die zweite Inftanz erklärte ven Ausfpruch der Sparcafle in An- 
jehung der von dem Verfallstage ver Wechfel bis zum 15. Mai 1851 
gelaufenen Zinjen für nicht zu Necht beftehend und zwar, jo weit es ſich 
um die Priorität der Zinfenrüdftände handelt, aus folgenden Gründen: 
„Bei jeder Kaufichillingsvertheilung kommen zwei wejentlich verjchievene 
Momente zu unterſcheiden, nämlich das Schulpverhältnig (die Liquidi- 
tät) und das Vorrechtsverhältniß (die Priorität). Erſteres enfteht 
unmittelbar zwiſchen jenen und durch jene Perjonen oder ihre Bormän- 
ner, bie fih in bemjelben zu einander befinden; letzteres entfteht nicht 
nur durch jene Perſonen, die fih in demfelben befinden, ſondern ohne 
ihr Zuthun dadurd, daß zwei ganz andere Perjonen unter fi in ein 
Schuldverhältniß kommen. Bei erſterem ift verpflichtetes Subject nur 
der Schuloner, bei leßterem ift jever Gläubiger feinen Mitgläubigern 
gegenüber verpflichtet oder berechtigt. Object des erjteren ift bie Erfül- 
lung einer Verbindlichkeit, Object des letzteren iſt Feſtſetzung einer Rei⸗ 
henfolge, in welcher ein Recht in Concurenz mit andern Rechten geltend 
gemacht werben ſoll. Exfteres hat e8 mit einem Rechte an fih, mit feiner 
Formaliſirung, legteres mit dem gegenfeitigen Berhältniß der Durchfüh⸗ 
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rung mehrerer Rechte unter ſich zu thun, alfo mit ber Execution formali= 
firter Rechte. Grund, Subject und Object beider Rechtsverhältniſſe find 
alſo weſentlich verfhienen, daher kann auch nicht Jenes, was in dem 
Einen gilt, als auch in dem Andern geltend fofort und ohne weiteres 
erfannt werben. Die Frage, ob und in weldem Umfange einem Gläubi- 
ger ein Recht gegen feinen Schuldner zuftehe (die Liquibität der For⸗ 
berung), tft nur gegen den Schuloner auszutragen, weil nur zwifchen 
ihnen oder ihren Bormännern das diesfällige Rechtsverhältniß entitand, 
weil nur fie als Subjecte in dieſem Perhältniffe ſich gegenüberftehen, weil 
das Object derjelben nur das Beſtehen over Nichtbeftehen, der Umfang 
u. ſ. w. eines Rechtes ift. Die Yrage dagegen, in welcher Reihenfolge 
gegen ben gemeinfchaftlihen Schuldner beftehende Rechte zur prafti- 
Ihen Durchſetzung zu kommen haben (die Priorität der Forderungen), 
ift gegen die Deitgläubiger auszutragen. Dem Schulpner ift Dies fremb; 
denn feine Verpflichtung befteht gegen jeden der Mitgläubiger, und wirb 
weder in ihrem Beftande, noch in ihrem Umfange durch die Entſcheidung 
ber Frage berührt, welche dieſer Leiftungen an feinem Vermögen vor ber 
andern burchgeführt werben folle; fein Wille ift hiefür völlig unentſchei⸗ 
bend, und er Tann feinem feiner Gläubiger ven Anveren gegenüber und 
gegen dieſe wirffam ein Recht auf frühere Befriedigung geben over neh- 
men, welches. nicht fchon für dieſen Gläubiger beftand. Jeder Gläubiger 
hat für fi) das Recht erworben, etwas vom Gemeinſchuldner zu forbern ; 
jeine Mitgläubiger haben dabei weder mitgewirkt, noch wurden fie dar⸗ 
über gehört. Sie find alſo durch eine für fie zufällige Ereignung in bie 
Lage gelommen, daß auch noch andere Perfonen etwas gegen ihren 
Schuldner zu fordern haben. Diejer Umftand bringt Mitgläubiger dann 
und infofern unter ſich in ein Rechtsverhältniß, als die Durchſetzung des 
einen ober andern der gegen den Schulpner beftehenven Anjprüche die 
Durchſetzung eines andern folden Anfpruches hindert, alfo das formalis 
firte Recht des Einen unter der Durchführung des Rechtes eines Anderen 
praftifch leiden fol, daher die Frage entfteht, weſſen Recht durchgeführt 
werden und weflen Hecht in ver Durchführung weichen folle? Dieſe zu- 
fällige Ereigung ift alfo der Grund, auf welchem ein Rechtsverhältniß 
ber Mitgläubiger unter ſich entſtand; die Folgen, welche diefer Zufall für 
bie Rechte eines Jeden aus ihnen herbeiführte, fönnen daher auch nur 
zwilchen ihnen allein ausgetragen werben. Während die Verpflichtung des 
Schuldners gegen jeden aus ihnen in der Zahlung befteht, befteht die 
Berpflihtung der Mitgläubiger unter fi in der Geftattung früherer 
Rechtsdurchführung, alfo in der Duldung früherer Wegnahme des zu 
ihrer Befriedigung beftimmten Vermögens des Schuldners. Die Mit- 
gläubiger ſuchen nämlicd alle ihre Befriedigung aus einer und der näm⸗ 
lihen Sache, aus dem Vermögen des Schuldners. Jeder muß aljo ben 
zu feiner Befriedigung nöthigen Theil diefer Sache wegnehmen. Wer bei 
einer Kauffchillingvertheilung etwas für fih in Anfpruch nimmt, muß 
jeinen Anſpruch in jedem ber dabei wie oben erwähnt zu verhandelnden, 
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weſentlich verſchiedenen Rechtaverhältniſſe ausführen; er muß alſo: 1) 
gegen den Schuldner ausführen, daß und was er aus deſſen Vermögen 
zu fordern habe, und muß 2) gegen die Mitgläubiger ausführen, in 
welcher Reihenfolge er die Befriedigung für ſeine Forderung ihnen gegen⸗ 
über aus dem Vermögen des Schuldners verlangen könne, inwieweit fie 
daher verpflichtet feien, die Vorwegnahme eines. Theiles des Vermö⸗ 
gens des Schuldners, ihrer auf basfelbe beſtehenden Rechte ungeachtet, 
zu dulden. Erſtere Ausführung hat, wie ſchon oben geſagt, nur die For⸗ 
malirung eines Rechtes an ſich zum Gegenſtande. Letztere hat das gegen⸗ 
ſeitige Verhältniß mehrerer Rechte in der Durchführung unter ſich zum 
Gegenſtande. Daß die Erörterung der Rechte ſelbſt bei der letzteren 
Ausführung nicht ganz ausgeſchloſſen ſein kann, iſt klar, weil ja eben ihr 
Entſtehungsgrund, die Zeit und die Art ihrer Erwerbung u. ſ. w., mit 
einem Worte, ihre Beſchaffenheit dasjenige iſt, was die Grundlage des 
zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältniſſes bildet. Die Erörterung der Be⸗ 
ichaffenheit eines Rechtes führt nothwendigerweiſe auf die Erörterung 
jeines Beftehens oder Nichtbeftehens anderen Rechten gegenüber, weil ja 
dann, wenn ein Verhältniß den Gegenftand der Unterfuchung bildet, die 
Trage nicht ausgeſchloſſen werden kann, daß der Fall eines Verhältniffes 
gar nicht vorhanden ift, indem einer jener Gegenftände, die zu andern in 
einem Verhältniß ftehen follen, diefen gegenüber nicht vorhanden fer. 
Die Ausführung des Rechtes gegen den Schuloner Tann nicht fofort und 
ohneweiters auch hier als allein maßgebend und jedeweitere Erörterung un- 
bebingt ausjchliegend erfannt werben, um jenen Inhalt und Umfang feit- 
zuftellen, den ein Recht gegen alle anderen Perjonen haben fol; denn 
einerfeits find, wie ſchon früher erwähnt wurde, vie Verhältniſſe des 
Gläubigers gegen feinen Schulpner in ihrem Grund, Subject und Ob- 
jeet von jenen gegen einen Mitgläubiger verjchieden, und vermag daher 
die einfeitige Erflärung des Schuldners gegen einen feiner Gläubiger 
an den Rechten feiner Mitgläubiger nichts zu ändern, anbererfeits und 
ganz beſonders aber würde fonft das blos perfünlide Forderungsrecht 
gegen den Schuldner in ein dingliches umgewandelt werben; es wiirde 
der Forderung felbft die Natur eines dinglichen Rechtes beigelegt werben, 
da fie dem Gläubiger über das Vermögen des Schulpnerd ohne Rüdficht 
auf gewiſſe Perjonen zuftünde, und nicht blos zu diefem Vermögen gegen 
den Schuldner zuſtünde, fondern vielmehr über diejes Vermögen gegen 
Seven die Forderung ausgelibt werben könnte, der Gläubiger aljo ein 
dingliches Recht über einen aliquoten Theil des Vermögens hätte, wäh- 
rend er doch nur eine perjönliche Forderung hat, und während doch nur 
Das wegen der Forderung etwa beftellte Pfanprecht ein dingliches Recht 
ift, dieſes Pfandrecht aber fi immer nur auf eine giltige Forberung be- 
zieht, alſo das dingliche Hecht des Gläubigers nur dann und infoweit 
eficht, als ihm eine giltige Forderung — daher ein giltiges perjönliches 

Recht — zum Grunde liegt. Bon der Erörterung der Giltigfeit dieſes 
perjönlihen Rechtes kann aber derjenige nicht ausgeſchloſſen werben, ber 
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dieſem perfönlichen Rechtöverhältnifie bisher fremd war, jest aber in 
Folge einer zufälligen Ereignung durch dasfelbe in feinem ganz gleichen 
Rechte benachtheiligt werden ſoll, indem es fid) eben darum handelt, 
welche Perſonen und mit welchen Folgen fie ein folder Zufall treffe. Er 
fann zwar nicht verlangen, daß das Beftehen eines joldhen perjünlichen 
Rechtes von Jenem, der im Beſitze desfelben ift, gegen ihn erwiejen 
werde, weil gegen ihn nur der Befig eines perſönlichen Nechtes wider 
den Schuloner behauptet wird, aljo nur die Duldung ungehinverter Aus- 
übung dieſes Beſitzes gegen ihn verlangt wird. Doch muß ihm freiftehen, 
die Natur eines ſolchen Befiges, der gegen ihn als ein dingliches Hecht 
ausgeübt werben fol, zu unterfuchen, und insbejonvere ſeinerſeits bie 
Unrechtmaßigkeit eiues ſolchen Befiges, und damit auch darzuthun, daß ein 
folder unrehtmäßiger Beſitz feinem eigenen rechtmäßigen Beſitze eines 
gleichen Rechtes weichen müſſe; e8 muß ihm baher freiftehen, feinerjeits 
den Beweis zu führen, daß ein folcher Befig nicht als dingliches Recht 
zu Recht beftehe, weil die Grundlagen eines ſolchen dinglichen Rechtes 
entweber urfprünglich nicht vorhanden waren, oder in der Folge ent- 
fallen find, weil durch einen einjeitigen Act des Schuldners nur perfün- 
liche und nicht auch fofort dingliche Rechte begründet werden können, und 
weil e8 überhaupt Jedem, gegen den ein dingliches Recht ausgeübt wer- 
ven foll, freifteht, die vingliche Eigenſchaſt eines ſolchen Rechtes zu be⸗ 
fteeiten, und zu erweifen, daß der Beſitz des Gegners feinem Umfange nach 
fih nur auf ein perfünliches, nicht aber auf ein dingliches Recht erftrede. 
Demnach fteht ver Bank frei, jene Grundlagen zu unterfuchen, auf denen 
das perjönliche Recht ver Sparcafle beruht, welches die Sparcaffe als 
Eigentbümerin der Forderung befigt, und zu erörtern, ob dieſer Beſitz 
einer Forderung nur als ein perfünliches Recht gegen den Schuldner be- 
ftebe, oder ob er in demjelben Maße als vingliches Recht audy ihr gegen- 
über beftebe, d. h. den Umfang dieſes Befiges zu unterfuhen. — Das 
Pfandrecht bezieht ſich immer auf eine giltige Forderung. Es kann aljo 
auch der Umfang des Pfandrechtes als dinglichen Rechtes nicht größer 
fein, ald der Umfang der Forderung, für die es beftellt ift. In eben dem 
Maße, als ſich ver Umfang der Forderung ändert, ändert fich daher auch der 
Umfang des darauf bezüglihen Pfandrechtes, und wenn die perfönfiche 
Forderung theilweife erlischt, erlifcht in Anfehung eines ſolchen Theiles 
auch das Pfandrecht. Forderungen von rüdjtändigen Zinſen erlöſchen 
binnen drei Jahren; es erlifcht daher in Anfehung ſolcher länger rüd- 
ftändigen Zinfen auch das Pfandrecht, dafern nicht entweder eine Unter- 
brediung der Verjährung das Erlöichen der Forderung felbft hindert, 
oder ein im Geſetze vorgefehener Ausnahmsfall eintritt (8. 1483 a. b. 
G. B.). Der 8.469 a. b. ©. B. kommt bier nicht in Betracht, weil er 
nur von Tilgung der Schuld, nicht aber and) von anderen Erlöfchungs- 
arten der Schuld handelt. Daß uneingellagte Zinſen nur drei Jahre 
gleiches Vorreht mit dem Kapital genießen, ift ſchon im nieberöfterr. 
Zandtafelpatente vom Jahre 1758 ausgeſprochen; eben dieſe Beftimmung 
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findet fi aud in der Concursordnung vom Jahre 1781. Das a. b. 
©. 3. gab über VBorrechtsverhältniffe feine neuen Anordnungen, ſondern 
hat im 8. 470 für Concursfälle ausprüdlich auf die Concursorbnung 
gewielen, und im vierten Abjage des Kundmachungspatentes nur die auf 
Gegenftänve des a. b. G. 2. fich beziehenven älteren Geſetze außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt; es hat zwar im 8. 438 a. 6. ©. B. das Entjtehen von 
Vorrechtsverhältniſſen normirt, befondere Beftimmungen über die Dauer 
und Erlöfhung von Vorrechtsverhältniſſen aber nicht gegeben. Dies war 
aber in Anfehung älterer al8 breijähriger uneingeflagter Zinfenrüdftände 
nicht nöthig, weil von Vorrechten nur zwifchen beftehenden Rechten bie 
Rede fein kann, nach dem Obigen aber jedes Pfandrecht eine giltige 
Forderung vorausfegt, dieſe aber für ältere als breijährige Zinjenrüd- 
fände erliſcht, daher, als ber eine Einwendung einer Partei nicht mehr 
beftehend, auch nicht durch Pfand in der früheren Reihenfolge verfichert 
jein Tann. Die Bank hat die Verjährung des Rechtes der Sparcaffe auf 
mehr als breijährige Zinsrüdftände eingewendet und damit die Nichtig- 
erflärung bes bisher der Sparcafle ihr gegenüber zugeftandenen Vorrechtes 
nad 8. 1499 a. 6. ©. 3. verlangt. Die Sparcafle meint zwar, daß zu 
biejer Einwenbung nur ber Schulpner berechtigt geweſen wäre; allein fie 
überfleht hiebei bie zweifache Natur des von ihr behaupteten Rechtsver⸗ 
hältniffes, nämlich des perjönlichen Rechtes gegen den Schuldner und 
eines dinglichen Rechtes an feinem Vermögen. In Anfehung des Erfteren 
ſteht ihr allerdings nur der Schuldner, in Anfehung des Letzteren 
dagegen Jedermann gegenüber, gegen den dieſes Recht zu deſſen Nach⸗ 
thetl ausgelibt werben foll. Es ift naher auch jeder Solche berechtigt, ihr 
bie Nichtausübung ihres Rechtes entgegenzufegen und zu verlangen, daß 
das von ihr angefprochene Vorrecht nichtig erflärt werde.“ | 
Die dritte Inftanz beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz 
aus folgenden Gründen: „Da die Bank die Einverleibung der Pfand» 
verfchreibungsurfunde am 7. December 1848, die erecutive Einverleibung 
ber Zahlungsauflagen für ihre Forderungen am 16. März und 23. Sep- 
tember 1854 erwirkt hatte, während die executive Einverleibung ber 
Zahlungsauflagen, welche der Sparcaffe die Zinfen vom 19., 24. und 
29. December 1848 an zuſprachen, am 9. Jänner 1855 erfolgte... .: 
jo ergibt fich, daß der Prioritätsftreit durch die Beantwortung der Frage 
gelöft werbe, ob die Beſtimmungen bes nieveröfterr. Landtafelpatentes 
vom 24. November 1758, Art. 25, und des 8. 18 a. E. D. vom Jahre 
1781, welche nur den dreijährigen Zinſenrückſtänden gleiches Vorrecht 
mit der Capitalöforderung einräunten, auch bei der erecutiven Kauffchil- 
Iingsvertheilung Anwendung zu finden haben? Das Oberlandesgericht 
hat bereits in erſchöpfender Weife die Frage bejaht und den wejentlichen 
Unterjchied zwifchen der Liquidität und Priorität einer Forderung, und 
das in Bezug auf Letztere zwifchen den auf eine und diefelbe Sache ange» 
wiejenen Pfandgläubigern beftehende Verhältniß hervorgehoben. Es wird 
nur nody bemerkt: Diejes Vorzugsrecht ift keineswegs im a. b. ©. B., 
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welches vielmehr im $. 470 geradezu auf die Erecutionsorbnung hin⸗ 
meift, geregelt. Iſt der Concurs eine Univerfalerecution, fo erfcheint die 
executive Kaufſchillingsvertheilung eines beftimmten Pfandobjectes als 
ein partiellee Concure, und ed müſſen hiebet biefelben Grundſätze zur 
Geltung fommen. In der von der C. D. feftgehaltenen Anordnung des 
Landtafelpatentes, daß den Intereflen, wenn ver Gläubiger folche bei 
dem Schuldner durch längere Zeit als drei Jahre freiwillig hat an- 
ſchwellen lafien, nur auf drei Jahre das Vorrecht der Hauptjumme zu 
ftatten fommt, Tiegt ein wichtiger Factor des Realcredits; denn ſobald 
bie einfache Verzichtung oder Nichtgeltendmachung der Verjährung von 
Geite des Hauptichulpners oder feine Anerkennung vieljähriger Iuteref- 
jenrüdftände genügen könnte, um biefen das gleiche Vorrecht mit der 
Gapitalsforberung gegenüber fpäteren Hupothelargläubigern wirffam zu 
gewähren, würde, da jene leicht die Capitalsbelaſtung überfteigen könnten, 
wohl kaum nach älteren Poſten ein neuer Geldgeber ſich finden. Das 
Verhältniß des Schuldners zu dem einen mehr als dreijährigen Zinſen⸗ 
rückſtand aus einer Anerkennung, oder wie hier, aus dem Urtheil bean⸗ 
ſpruchenden Gläubiger bleibt, jedoch nur unbeſchadet der vor der grund⸗ 
bücherlichen Einverleibung eines ſolchen bereits liquidirten Anſpruches 
‚eingetragenen anderen Pfandgläubiger, aufrecht. Dafür, daß die vom 
Oberlandesgerichte begründete Auffaffung dem Geifte ber öfterreichifchen 
Geſetzgebung vollkommen entſpreche, können wohl auch die neueſten, wenn⸗ 
gleich nur für Ungarn u. ſ. w. erfloſſenen Anordnungen angeführt werden, 
nämlich: die ungariſche C. O. vom 18. Juli 1853, Nr. 132 R. G. vi 
8. 12, die Verordnung über Verlautbarung und Führung der Grundbücher 
‚vom 15. December 1855, Nr. 222 R. ©. Bl., 8. 34, vorzugsweile aber 
die proviſoriſche C. PB. D. vom 16. September 1852, 8. 560.“ 


Nr. 259. 


Berpfändung einer mehreren Schuldnern gemeinfchaftlichen 
Sade für ihre getheilte (pro rata) Verbindlichkeit. 


Entib. vom 23. Dec. 1856, Nr. 12148 1 eft. "der 56, Sa Ent 
| We ungen des 8. ©, Wels vom 15 nd de 
DL 6. Wien pr 30. Sept. 1856, Mr. zoo, 6 >. 185%, Kr. Pr 


Die beiden Eheleute B umd O ſchuldeten dem A aus einem eine 
Solidarverbindlichfeit nicht enthaltenden Schulpfchein eine Summe von 
1000 fl. Diefer Schulpfchein wurde auf der ven beiden Cheleuten gemein- 
ſchaftlich gehörenden Realität X intabulirt. Als es ſpäter zur executiven 
Feilbietung dieſer Realität und zur Vertheilung des Kaufſchillings kam, 
begehrte A, da bie auf B entfallende Schuldhälfte aus bem für ihn fich 
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ergebenden Antheil des Kaufſchillings nicht befriedigt werben konnte, Daß 
er aus dem auf die C entfallenven Antheil bezahlt werde, weil ja das 
Pfandrecht für die Forderung pr. 1000 fl. auf der ganzen Realität ge- 
haftet habe. Der oberfte Gerichtshof erfannte gleich ven unteren Inftanzen 
auf Abweiſung des Beſchwerdeführers, „va A aus dem Schuldſcheine vom 
1. November 1852 an die C nur 500 fl. ſammt Nebengebühren zu for- 
dern hatte, da das erwirkte Pfandrecht anf die derſelben gehörige Neali- 
‚ tätshälfte und rüdjihtlih auf die dieſe repräfentirende Meiftbotshäffte 

nicht weiter als bie Forderung ſelbſt gehen konnte, und ba A bei ber 
Meiftbotvertheilung mit feiner Forderung, inſoweit fie ihm gegen bie C 
zuftand, zur Genüge befriedigt wird.” 


Nr. 260. 
Zuläffigkeit der Pränotirung einer Forderung auf Grund- 
j lage eines Grundbuchdertractes. 


Entſch. vom 23, Dec, 1858, Nr. 12123 (Beft. des Beſcheides des L. ©, 
Brünn vom 29. April 1856, Nr, 5500 a. des Decretö des O. 8. G. 
Brünn vom 15. Sutı 1856, Nr. 5157). & . 3. 1857, Nr. 30, 
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Nr. 261. | 
Erwirkung der Kelicitation wider die Concurdmaffe des 
Erſtehers. 
Entf. bom 24. Der, 1856, Nr, er 8 eſt. des Urtheils des L. G. 


Bicenza vom 18, Dec. 1865, Nr bänderung des Nrtheild des 
O. L. ©. Venedig vom 4, Ian 106, a em) Giorn. d. Giurispr. pr. 


’ + fe 


Ir. 262, 
Annahme einer Klage, welche ſich auf eine WYorderung fügt, 
zu deren Cintreibung das Geſetz das Klagerecht verſagt. 


Entſch. v. 24, Dec, 1856, Nr. 10731 Aa eit. des den Beſcheid des 8. ©. 
Modod vom 5. aril 1 1856, N ändernden Beſcheides des jerb.- 
banater O.%. ©. vn, 8, —X 16%, "Nr. 2868). ©. 3. 1857, Nr. 86, 


A Magt gegen B auf Bezahlung einer Wettſchuld. Die erjte In- 
ſtanz wies die Klage mit Berufung auf den 8.1271 a. b. G. B. als 
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gejegwibrig zurüd. Die zweite Inſtanz gab dem Recurſe Folge ntıb 
trug dem Bezirfögerichte die aufrechte Verbeſcheidung ber Klage auf, 

„da die Klage feine der im 8. 2 C. B. D. bezeichneten Gebrechen ent⸗ 
halte, und feine Gefebftelle vorfchreibe, daß derartige Klagen, wie die 
vorliegende, von Amtswegen zurückgewieſen werden müflen.“ Der oberfte 
Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung des Oberlanvesgerichtes „in An⸗ 
betrat, daß nur die im 8. 2 C. PB. DO. bezeichneten, bei Gericht ange» 
brachten Gefuche jogleich zurückgewieſen werben fünnen, das Geſuch des A 
aber nicht zu jenen gehöre.“ 


Nr. 263. 


Erflärung ded Erblafferd über das Eigenthumsrecht an einer 

in feinem Nachlaffe befindlichen Sache, Zufammentreffen der- 

felben mit dem Vermächtniß einer gleichen Sache zu Gunften 
derſelben Perſon. 


—— . 24. Dec. 1856, Nr. 12086 (Beſt. des das Urteil des B. ©, 
ing v. 8. Mai 1856, Nr. 1895, abändernden Urtheils des in 8, ©. 
ien v. 15, Oct. 1856, Ar. 9807 ). G. 3. 1857, Nr. 1 


M hatte im $. 1 feines Teftamentes feinem Neffen A und feiner 
Nichte X ein Legat von 2000 fl. in fünfprocentigen Metalligues ohne 
fpecielle Bezeichnung der Obligationen zu gleichen Theilen zugedacht, und 
auf ähnliche Art über weitere 7400 fl. in fünfprocentigen Obligationen 
verfügt. In feinem Nachlaſſe fanden fit 8300 fl. in fünfprocentigen 
Metalliques, darunter zwei mit den Nummern 73796 und 143131 
& 1000 fl., und bei ver erfteren ein vom Erblaffer gefehriebener und unter» 
ihriebener undatirter Zettel des Inhalts: „Diefe Metallique-Obligation 
Nr. 73796 pro 1000 fl. zu 5% dd. 1. März 1817 ift das Eigenthun 
des A.” Diefe Obligation folgte der Erbe B dem A gegen Empfangs- 
beftätigung ſammt dem erwähnten Zettel aus, verweigerte aber die Aus- 
zahlung des von A noch Überdies geforverten Legats einer Metallique⸗ 
Obligation von 1000 fl., worauf dieſer Hagend gegen B auftrat. Die 
erſte Inftanz wies ven Kläger ab; die zweite und dr itte Inſtanz erkann⸗ 
ten dem Klagebegehren gemäß, da fie von ber Betrachtung ausgingen, 

„daß die Anerkennung des Eigenthumsrechtes des Klägers auf Die Obli- 
gation Nr. 73796 gegen ven Ausfteller M und ſomit auch gegen deſſen 
Erben (den Geflagten) vollen Beweis made, daß daher der Kläger in 
Folge diejer Anerkennung als Eigenthümer obiger Obligation angejehen 
und die Verpflichtung des Geflagten als Erben des Ausftellers zur Heraus» 
gabe verfelben an den Eigenthümer anerkannt werden müffe. Nun habe 
aber der Zeftator zu Gunften des Klägers in feinem Teftamente über 
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1000 fl. in fünfprocentigen Metallique-Obligationen verfügt, rüdfichtlich 
diefem eine folhe Summe in den gedachten Werthpapieren legirt, und 
die Ausfolgung dieſes Legates ſei eben der Gegenftand des vorliegenden 
Streites, indem Gellagter die Identität des Objectes dieſer beiden erb⸗ 
Lafferifhen Verfügungen behauptet, und bie Befriedigung des Klägers 
duch den Empfangichein desjelben iiber die Obligation Nr. 73796 dars 
thun zu können glaubt. Es fei aber durchaus nicht erwiefen, daß beide 
Urkunden eine und diefelbe Summe von 1000 fl. in Metalliqueobliga- 
tionen betreffen, weil in der einen eine mit Nummer und Datum bezeich- 
nete Metallique-Obligation, aljo eine beftimmte Sache als Eigenthum 
des Klägers anerfannt, in der andern ein Legat von 1000 fl. in Werth. 
papieren derfelben Gattung verfchrieben wird, fo daß felbft in dem Falle, 
als auch der bei der Obligation Nr. 73796 aufgefundene Zettel nur eine 
letztwillige Verfügung wäre, Kläger nad) $. 660 a. 6. ©. 3. nit nur 
die Metalligue-Obligation Nr. 73796, fondern auch 1000 fl. in fünf- 
procentigen MetalliquesObligationen anzufprecdhen hätte.“ 


Nr. 264. 


Berurtheilung aud einem anderen al8 dem in der Klage 
angegebenen Rechtsgrunde. — Unzuläffigfeit der Contpen- 
jation mit einer illiquiven Forderung. 


Entid. vom 30, Dec. 1856, Nr. 10344 (Beil. des Urtheils der Prätur 
Berona v. 26, Sinner 1856, Nr. 1157, ae, des urtpe ls des O. L. G. 
Venedig v. 21 , Mai 1856, Nr. 97 42), &, 3. 1857, Nr, 44, 

Am 13. Inni 1855 überreichte A gegen den Wirth B eine Klage 
folgenden Inhalts: „Anfangs December 1854 hat der Gegner von mir 
zwei Brenten Wein im Preife von je 10 Xhalern erhalten; va er die Zah⸗ 
lung verweigert, bitte ih ihn zur Entrihtung von 20 Thalern fammt 
Nebengebühren zu verurtheilen.“ B ftellte ven Empfang des Weines 
nicht in Abrede, behauptete aber, e8 fer nicht ein Kaufgeſchäft geichloffen 
worden, fondern der Sachverhalt fei vielmehr folgender: Er, Gellagter, 
habe dem A im December 1854 einige Rocalitäten zum Verſchleiße von 
Wein vermiethet; A, durch Krankheit verhindert, Die vermiethete Tocalität 
zu beziehen und ſelbſt Wein auszuſchänken, babe ihm hierauf zwei Bren- 
ten Wein geſchickt mit dem Auftrag, ihn auf feine Rechnung 'um 1 Lira 
das Seitel zu verkaufen, was auch geichehen jei. Als nun A im März 
1855 die Bezahlung des Weines begehrte, habe Geflagter verlangt, es 
Tolle fogleich Abrechnung wegen der ſchuldigen Miethe gepflogen werben, 
welche mit Anfang December begonnen babe; A habe jedoch die Miethe 
erft vom März 1855, als der Zeit feiner Genefung, gelten laſſen 
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wollen. Der Geklagte behauptete nun, er ſei erſt dann zur Zahlungs⸗ 
leiſtung verpflichtet, wenn der ſeit Mat 1855 bei ver Prätur erhobene 
Rechtsſtreit über den Beſtand der Miethe und die ſchuldige Leiſtung bes 
Klägers aus dem Miethvertrage entſchieden fein werde. Der Kläger ftellte 
replicando in Abrede, daß der Weinverichleiß auf feine Rechnung geſchehen 
und daß der Preis in die Miethe einzurechnen fei, ba die Miethe noch 
gar nicht ind Leben getreten. Die erfte Inftanz erkannte dem Klagbegeh⸗ 
ven gemäß, da ber Geklagte jelbft zugeftanden, er habe ven Wein im Auf- 
trage des Klägers um einen beftimmten Preis verfauft; er müfje demnach 
den Preis abliefern und könne ſich auf feine Forberung aus dem Mieth⸗ 
vertrage nicht berufen, da dieſe nicht Liquid fei. Die zweite Inſtanz 
wies den Kläger ab, behielt ihm aber vor, feine Klage auf Rechnungs⸗ 
legung auf Grundlage des vollgogenen Weinverjchleißes im geeigneten 
Wege einzubringen: Der Kläger, welcher jelbft nach dem Geſtändniſſe des 
Geklagten einen Anfprucd auf ven Erlös des Weines habe, befinde ſich 
offenbar im Irrthum über den Zitel feines Anfpruches, welcher nicht im 
Kaufvertrage, jondern in ver Verpflichtung des Geflagten zur Rechnungs- 
legung zu finden fei. Der oberfte Gerichtshof beftätigte Das Urtheil ver 
erſten Inftanz aus folgenden Gründen: „Der Geflagte gefteht zu, vom 
Kläger zwei Brenten Wein im Preife à 10 Thaler, mit dem Limito 1 
Lira pr. Seitel, erhalten, und um legteren Preis verkauft zu haben. Ob 
der Wein als verkaufte Waare oder als zum Verſchleiße anvertrautes 
Gut anzufehen wäre, ift hier gleichgiltig; jevenfalls ift die Schuld von 
20 Thalern, welche body geringer ift, al8 ber Limitirte Verkaufspreis, 
welcher fi) aus ver Berechnung einer Lira pr. Seitel ergibt, volllonmen 
liquid, und es fteht ihr Keine ebemjo liquide Yorderung entgegen. Der 
Kläger lann daher nicht zu einer neuerlichen Klage verhalten werden, 
fondern Geflagter mag leiften, was er offenbar ſchuldig ift, und es 
bleibt ihm überlaffen, feine allfälligen Forderungen insbeſondere klagbar 
zu machen.“ 


Nr. 265. 


Beftellung einer Widerlage oder Schenkung auf ben 
Todesfall ? 

Entf. vom 30. Dec. 1856, Nr. 12071 (Beft, des das Urtheil des 2. ©. 
ng v. 29. April 1856, Nr. 5937 nbänbernben untheiie bee 2% 4 
Mailand v. 20, Ang. 1806, Nr. 8768). Gazz. d. Trib. 1857, ©, 272, 273, 

Die A läßt auf der Befigung des B, ihres Schwiegervaterd, eine 
von fremder Hand gefchriebene, von B blos unterjchriebene Urkunde prä⸗ 
notiren, worin dieſer erklärt, er jei ihr 3000 Lire — zahlbar am Tage 
feines Todes — ſchuldig, die er ihr „aus Freigebigfeit bei Gelegenheit 
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ihrer Bermählung“ mit feinem Sohne zugewiefen habe. In dem Proceß 
wegen Juſtificirung diefer Pränotation beruft fih nun B darauf, daß die 
Urkunde nicht einmal die äußere Form eines Schulpjcheines habe und 
daß fie nur eine Schenkung auf ven Todesfall enthalte, welche überdies 
nicht für unwiderruflich erflärt fei. Die Klägerin dagegen behauptete, 
es handle ſich um die Beftellung einer Widerlage. Die erfte Inftanz 
entſchied auch aus diefem Grunde für die Klägerin; die beiden höheren 
Inftanzen dagegen fprachen ſich für ven Geklagten aus, weil lediglich eine 
Schenkung auf den Todesfall vorliege. 





nn 


Nr. 266, 
Beitsftörung durch einen Miteigenthümer. 
Frhr v. 30, Dec, 1856, Nr. 12172 (Beit. ded den Beſcheid des B. G. 
Miftelbad v. 2, Juli 1856, Nr. 7980, abündernden Beiheides des O.2. ©. 
dv. 7, Oct, 1856, Mr. 10591). ©. 3. 1857, Nr. 58, 

Die Gemeinde B und die Gutsherrſchaft A befanden ſich int ge⸗ 
meinſchaftlichen Befite einer großen und einer Heinen Viehtrift. Die Ge- 
meinde B nahm fpäter für fih allein eine Erneuerung der Grenzen mit 
ven Anrainern vor, verjah die Grenzen mit ihren alleinigen Markzeichen, 
und verpachtete einen Theil ver Trift. Die Gutsherrſchaft trat nach zufällig 
erlangter Kenntniß von biefer Bermarfung und Verpachtung gegen bie 
Gemeinde mit der ſummariſchen Befisftörungsklage auf. Die erfte In⸗ 
ftanz wies das Klagbegehren ab, „in der Erwägung, daß der gemeinſchaft⸗ 
liche, ungetheilte, factiiche Mlitbefig und Mitgenuß der zu B befindlichen 
großen und Heinen Trift von Seite der Gemeinde und Gutsherrſchaft an- 
erfannt ift, und in ber Erwägung, daß dieſes Befig- und Genußver- 
hältniß durd die von der Gemeinde vorgenommene einfeitige Ausmarkung 
der großen Trift mit ihrem alleinigen Grenzzeichen, dann durch die von ihr 
weiters mit Außerachtlaffung der legten im Jahre 1822 einverſtändlich 
bewerfftelligten Grenzregulirung gleichfalls einfeitig unternommene neue 
Bezeihnung der Grenzen der Heinen Trift, endlich durch die eigenmäd- 
tige Verpachtung Heiner, von der Gemeinde felbft zu jener Trift gerech⸗ 
neten Grundtheile allerdings verändert, folglich geftört worben ift.“ 








Nr. 267. 


Competenz zur Abhandlung eines Nachlafjed, in welchem fich 
Montan-Entitäten befinden. 


Entf. ». 30. Der. 1806, Sir. 12680 (Beil, des Derreiß des O. L. ©. 
Graz v. 7. Oct. 1856, Nr. 6769). G. 3. 1857 

Nach dem zu Aflenz am 20. Auguſt 1856 erfolgten Tode des M, 

Beſitzers eines dortigen Hammerwerkes und Eigenthümers mehrerer im 
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Bergbud zu Leoben eingetragenen Entitäten, entftand ein Competenzftreit 
über die Abhandlung feines Nacjlaffes, indem das Kreisgericht zu Leoben 
das Abhandlungsrecht auf Grund des $. 78 des Patentes vom 20. No⸗ 
vember 1852 in Anſpruch nahm, während fih das Bezirksgericht zu 
Aflenz unter Berufung des $. 13 desfelben Patentes zur Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung für competent erflärte. Das Oberlanvdesgeriht Graz erflärte 
das Kreisgericht zu Leoben als competent, und der oberfte Gerichtähof 
beftätigte dieſe Entſcheidung, „da der Grund, aus welhem im $. 78 ber 
IN. den Gerihtshöfen die Verlaſſenſchaftsabhandlungen zugewieſen 
find, wenn fi in der Verlaſſenſchaft Iandtäfliche „„oder andere”* Güter 
befinden, worüber bie öffentlichen Bücher bei einem Gerichtähofe geführt 
werben, in erhöhten Maßftabe bei Montanentitäten zur Geltung kommt; 
ba die Berggerichtsbarfeit an umd für fich keineswegs nur als Realge- 
richtsbarkeit erjcheint, wie ſchon die Einreihung nad) dem Realgerichts- 
flande und nad der Handels⸗ und Seegerichtöbarkeit in den Jurisdie⸗ 
tionsnormen zeigt; daß daher, wenn aud der 8. 66 im $. 78 nicht aus⸗ 
drücklich citirt ift, die allgemein in Letzterem aufgeftellte Regel zur Anwen- 
dung fommen muß.“ 


Nr. 268. 


Vindication einer Erbſchaftsſache. 


Entidj. dv. 31. Dec, 1856, Nr. 12837 (Beft. des Urtheild ded B. ©. Buje 
». 17. Juni 1855, Nr. 3676, Abänd, des Urtheils des DO. 8. ©. Trieft 
v. 25. Anguft 1856, Nr. 2469). ©. 3. 1857, Nr. 66, 

Der am 9. März 1829 ohne Teftament verftorbene M wurde von 
feinen fünf Kindern beerbt. M hatte unter anderm ein Grundſtück be- 
jeflen, welches er noch bei Lebzeiten mit feinem Sohne C in der Art 
theilte, daß er diefem die öftlihe Hälfte desſelben zumies, ſich aber vie 
weſtliche Hälfte vorbehielt. Dieſes Grundftüd war auch in die Inventur 
nad) M aufgenommen worben, und C hatte damals die Inventur mit dem 
Beilage unterfertigt, daß er alleiniger Befiger desſelben (zur Zeit der 
Inventurerrichtung) ſei. Später kam diefes Grundftüd in den Beſitz des B 
und die Erben des M Hagten mit Ausnahme des C im Jahre 1855 gegen 
ihn auf Herausgabe von */,, des fraglichen Grundftüides, indem fie fich 
auf die Inventur beriefen. Der Geklagte beftritt die Beweiskraft des 
Inventars ihm gegenüber, ſowie die Zuläſſigkeit ver Vindication, da das 
Erbrecht nur einen Titel zur Erwerbung des Eigenthums gebe, und bie 
Kläger einen Erwerbungsact nicht nachgewiejen hätten. Ferner behauptet 
er, das fragliche Grundſtück von C gefauft zu haben, was jedoch die Kläger 
in Abrebe ftellten, und berief fih auf die Verjährung des Klagerechts nad) 
8.1479 a. 6. ©. B., indem er fi) die Befitzeit feines Bormannes C in 
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Anrechnung brachte. Die erfte Inſtanz erkannte dem Klagebegehren ge⸗ 
mäß. Die zweite Inſtanz wies die Kläger ab. Die dritte Inſtanz be⸗ 
ftätigte das erftrihterliche Urtheil in der Erwägung, „daß bie Kläger 
durch die von C gefertigte Inventur einen giltigen Titel zur Erwerbung 
des Eigenthums von */,, des in der lage bezeichneten Grunpftüdes nach⸗ 
gewiejen haben, daß ver Geflagte aber nicht erweifen fonnte, daß fein 
Befig des fraglichen rundes auf einen rechtmäßigen Titel fich ſtützte, 
deſſen Vorhandenſein die Kläger widerſprachen, daß daher der Geflagte 
nad $. 372 und $. 373 a. 6. ©. 3. den Klägern weichen müfje. Auch 
eine Erfigung fer von des Gellagten Seite nachgewieſen worden, da er 
felbft den erwähnten Grund nicht durch 30 Sahre befige und einen Beſitz 
feines VBormannes, der bezüglich des in den Nachlaß gehörigen Antheils 
dieſes Grundes unredlicher Beſitzer geweſen, fich nicht anrechnen dürfe.“ 


Nr. 269. 


Verhältniß des Sublegatars zum Legatar und zum Erben. 


Entſch. v. 31. Dec, 1856, Nr. 12524 (Beſt. des das Urtheil der Prätur 
adna vom 10, April 1856, Nr. 2598, theilweiſe abäud. Urtheils des 
. L. G. Venedig v. 24, Sept. 1856, Nr. 15774). ©. 3. 1857, Nr. 77, 

M berief in feinem Teftamente feine drei Söhne Hieronymus, Do⸗ 
mini? und Johann als Erben, legirte der geborenen und ungeborenen 

Nachkommenſchaft beider letztgedachten Söhne feine Befigung in x, dem 

Enkel Franz, Sohn des Dominik, feine Befigung in y, endlich feiner 

Pflegerin während ver letzten Krankheit, A, eine Iahresrente von 365 

Lire mit dem Beilage, daß die Nachkommenſchaft feiner Söhne Dominit 

und Johann, in Anfehung ver ihnen legirten Befigungen nad) Verhält⸗ 

niß des Werthes verfelben jene Rente in 4 vierteljährigen, vorhinein zu 
entridhtenden Raten auszuzahlen habe, widrigens, wenn 20 Tage nad 

Berftreichung eines Termines die Rente nicht bezahlt wäre, A das Recht 

hätte, die legirten Befigungen zur eigenen Fruchtnießung auf lebenslang 

zu begehren. Hieronymus und Johann, leßterer kinderlos, erklärten fich 
bedingt als Erben des väterlihen Nachlaſſes, Dominik aber fchlug vie 

Erbihaft aus. Der zur Vertretung ver allfälligen Nachkommenſchaft des 

Sohnes Johann beftellte Curator erklärte zu Protokoll, vaß er von dem 

feinen Curanden angefallenen Legate verjtändigt worden ſei. Dominif 

vepräjentirte, da er unbefangen erſchien, feine Nachkommenſchaft jelbit, 
gab aber ebenfowenig eine Erklärung ab, ob er das Legat annehme over 
nicht. Der Werth der legirten Befigung x war 1936 fire, jener der Be- 
figung y 3679 Lire, fo daß nad) Verhältnig des Werthes berechnet, auf 
eritere bei 125 Lire, auf legtere bei 239 Lire vom jährlichen Beitrage zu 
der an A zu entrichtenden Rente entfallen wären. A harrte umſonſt durch 
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2 Jahre der Zahlung ihrer Rente und trat endlich Hagbar auf, indem fie 
begehrte: 1) Dominik, ald Vater und Vertreter des Sohnes Franz, Le⸗ 
gatars der Befigung y, ſei ſchuldig, die verfallene Rente im Theilbetrage 
von 251 Lire; 2) derſelbe in gleicher Eigenichaft, ferner als Repräjen- 
tant feiner allfälligen weiteren Nachkommen, nnd der Curator ber 
eventuellen Nachlommen des Johann feien ſchuldig, die verfallene Rente 
von 478 Lire bezüglich der legirten Befigung x zu bezahlen; 3) für den 
Tall, als die Legate noch nicht zugewiefen fein follten, jeien Johann und 
Dominik, als die Adminiftratoren der legirten Befigungen und deren 
Fruchtnießer, ſchuldig, Die verfallenen 8 Raten ver Iahresrente mit 730 
Lire zu entrichten. Die erfte Inftanz wies das Klagebegehren ab aus vem 
Grunde, weil bei der Berechnung der Antheile an der zu bezahlenven 
Rente die Befigung y nicht im Verhältniſſe zu den übrigen Befigungen 
betheiligt, fomit bie Ziffer willkürlich beſtimmt erſcheine; e8 wurde in den 
Motiven übrigens anerkannt, daß bie Verftändigung von dem Legate zur 
Berpflihtung des Legatars gegenüber dritten Berfonen genlige, wenn nicht 
eine ausdrückliche Verzichtleiftung erwiejen werde. Eine directe Klage 
gegen die außerhalb aller Rechtsbeziehung zur Klägerin befindlichen Ad⸗ 
miniftratoren der Beſitzungen ftehe aber ver A nicht zu; fie müfle deßhalb 
gänzlich abgewiefen, ihr jedoch vorbehalten werden, ihre Klage auf vn 


neten Grundlagen einzubringen. Die zweite Inftanz beftätigte die erft- 


richterliche Entſcheidung in den zwei erften Punkten des Klagebegehrens, 
gab aber dem dritten Punkte unbedingt und volljtändig ftatt, nur daß 
die Berzugszinfen blos vom Tage der Zuſtellung der Klage zuerkannt 
wurden. Das Recht der Klägerin erſchien nämlich der zweiten In⸗ 
ftanz mit Rüdfiht auf $. 684 a. 6. ©. B. unzweifelhaft. „Es könne 
dem Sublegatar nicht verwehrt werben, fein Legat von dem im Befige 
ber legirten Sache befinplihen Erben zu begehren, aud wenn das Legat 
bem Legatar noch nicht überantwortet worden; e8 ergebe ſich dies aus der 
Analogie des $. 650 a. b. G. B. und aus der Erwägung, daß jonft eine 
Berabredung zwifchen dem Erben und Legatar die legtwillige Anorbnung 
in Bezug auf den Sublegatar unwirkſam machen könnte; daß ber Werth 
ber legirten Sache durch die aufgetragene Leiftung überwogen wird, fünne 
ven Legatar von legterem nicht befreien, er müßte denn die Sache jelbft 
ber Klägerin itberlafien. Eine derartige Ceſſion könnte aber ihre Rechts⸗ 
wirfungen erſt vom Tage des Vollzugs datiren. Wenngleich aljo die 
Klägerin Mangels des Beweifes, daß die Legatare die legirten Beſitzun⸗ 
gen angenommen haben, mit den erften Theilen des Klagebegehrens ſach⸗ 
fällig werden mußte, fo erſcheint ihr Anfpruch gegen die Verwaltung des 
Nachlaſſes volllommen gegründet; es ift von den Geflagten nicht aus⸗ 
brüdlic in Abrede geftellt worden, daß fie den Nachlaß übernommen 
haben, und Johann hat ſich als Erbe erflärt; er und Dominik müſſen 
jomtt folange als Adminiftratoren des Geſammtnachlaſſes gelten, als 
fie nicht das Gegentheil zu beweifen im Stande find, und es entfällt jeve 
Nothwenvigkeit über die zu leiftenden Antheile zu ftreiten, weil Die Ge⸗ 
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fammtleiftung unzweifelhaft ift, und der Nachlaßverwaltung obliegt.“ Auf 
bie Reviſionsbeſchwerde bes Geklagten beftätigte der oberfte Gerichtshof 
das Urtheil der zweiten Inſtanz. Daß der Anſpruch ver Klägerin auf 
bie verfallenen Raten der legirten Rente zu Recht beftebe, erklären die Mo⸗ 
tive als zweifellos (8.687 a.6.©.3.). „Die Geflagten müflen infolange 
als Adminiftratoren der ihren Nachkommen legirten Befigungen gelten, 
als fie nicht einen pofitiven Umftand erweilen, der ein gejegliches Hin- 
verniß ihrer Verwaltung bildet (8. 149 a. b. ©. B.); es war Pflicht 
der Geklagten, fih in ven Genuß ver legirten Befigungen zu ſetzen; 
haben fie e8 unterlaflen, jo kann dies dem Sublegatar nicht zum Nach⸗ 
theile gereichen, welchem fie im Sinne des 8. 650 und des $. 689 a. b. 
G. 3. verpflichtet bleiben, fo lange das Legat nicht ausgefchlagen worden 
if. Angenommen aber, vie legirten Beſitzungen ſeien vom Nachlafie noch 
nicht ausgeſchieden, und ebenfo Die Renten Davon bisher in dem Nachlafle 
cumulirt worden, jo wäre dennoch das Slagebegehren wohl gegründet, 
denn ber Nachlaß ericheint gefeglich ſchon durch die Perfon eines Erben, 
bier des Sohnes Johann, vepräfentirt ($. 550 a. b. G. B.), und fein 
Bruder Dominik erfcheint mit Beziehung auf die fpecielle Beftinmmeng 
der legirten Befigungen und in Anfehung feiner Verbindlichkeit zur 
Adminiſtration derfelben im Intereſſe feiner Nachkommen als Eorreal- 
verpflichtete.“ 


Glaſer, Unger und Walther Entſch. I. 19 


1857. 


Nr. 270. 
Te der nie eines geiftlichen Ordens. 
ner 10T, Bet. des den Beſcheid d 
dien 3 —— —2— 1088, 1082, abirn. Beſcheides — L. 5 
—* v1 1867, Ar. 30. Giorn. di 
108, Mr pr. —**8 . f. 

Im Sabre 1855 ftarb die M ohne Teftament mit Hinterlaffung 
ehelicher Kinder, von denen eines, A, zur Zeit ihres Todes bereit bie 
Profeß abgelegt hatte. Das Stift überreichte bei der Abhandlungsinftenz 
anftatt des Capitulars A die Erbserflärung in Anjehung ver auf ihn ent- 
fallenden Quote, indem e8 mit Berufung auf das Concordat vom Jahre 
1855 die Behauptung aufftellte, daß die Beftimmung der Orbensregel 
und des canonifchen Rechts, wornach der Orden anftatt der erbunfähigen 
Ordensmitglieder das Erbrecht zu erwerben beredhtigt fei, nunmehr aud) 
in Defterreih zu gelten habe. Auf ven gegen die Anmahıne ver Erbs⸗ 
erklärung eingebrachten Recurs wurde die Erbserflärung des Stiftes vom 
Oberlandesgerichte verworfen. Diefe Entſcheidung des Oberlandesge⸗ 
richtes beftätigte der oberfte Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Durch 
bie Artifel XXIX und XXXV des öfterreichiihen Concordates find Die 
ftaatlihen Amortifationsgefege aufgehoben, und in Betreff der Fähigkeit 
zu Bermögenserwerbungen die Kirche und die geiftlihen Gemeinden allen 
anberen Perſonen wieder gleichgeftellt worden. Hierin liegt aber nicht bie 
Aufhebung auch jener Staatsgeſetze, weldhe die Erwerbsunfähigkeit ber 
Ordensmitglieder ftatuiren; namentlich ift dadurch auch nicht das Hof- 
becret vom 23. März 1809, Nr. 887 J. ©. ©., aufgehoben, welches 
beftimmt, daß felbft die von den Amortifationsgejegen befreiten Ordens⸗ 
inftitute im Namen der Profeflen auf einen Pflicht- oder Inteftaterbantheil 
derjelben feinen Anfpruch haben, noch vasjenige für fich erwerben können, 
was den einzelnen Perjonen zugedacht worden fein mag. Das öfterrei- 
chiſche Concordat befreite die Kirche von der Herrihaft der weltlichen 
Geſetze in allen rein kirchlichen Sachen, d. i. in jenen Angelegenheiten, 
die fih auf Gegenftände der kirchlichen Lehre, des Cultus, der Sacra- 
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mente beziehen. Ebenfo mag das Dispofttionsredht der Kirche und ber 
geiftlihen Gemeinven über ihr Vermögen, das Recht der Verwaltung und 
Berwendung besjelben nunmehr auch in Defterreih nur dem Kirchen⸗ 
geſetze —— Alle Fragen aber über die rechtliche Natur der Ob⸗ 
jecte des Kirchenvermögens, über Erwerb und Beſitz desſelben, gehören 
nach wie vor dem Privatrechte des Staates an, nach deſſen Normen ſie 
zu entſcheiden ſind, und in Betreff ſolcher nicht firchlicher, fondern rein 
privatrechtlicher Fragen bleibt die Kirche und die geiftliche Gemeinde dem 
allgemeinen Gejege des Staates fortan unterworfen. Mitglieder geift- 
fiher Orden find durch die Profeß erwerbsunfähig, nicht nur nach öfter- 
reichiſchem, fondern auch nad dem Kirchengeſetze. Daß aber Perſonen, 
welche wegen ihrer Erwerbsunfähigkeit ein geſetzliches Erbrecht nicht haben, 
ein ſolches auch nicht auf andere Perſonen übertragen können, iſt eine 
Norm des allgemeinen, das Privatrecht regelnden Geſetzes (88. 537, 
538 a. b. ©. B.).“ 


Nr. 271. 


Rechtliche Natur einer in baarem Gelde geleifteten Caution, 
über welche zu verfügen dem Empfänger vertragsmäßig ge- 
ſtattet ift. 

Eutſch. v. 8, Jünner 1857, Nr. 12782 GBeſt. des das ‚Krtheit des 2, ©, 
Wien v. 29. Februar 1856, Nr. 56807 — Mrtpeit des 8— L. ©. 

Bien d. 22, Det, 1856, Mr. 9240). ©. 2. 185 A: 
Der Pächter A hatte der Verpächterin B zur Sicerfteltung ber 
aus dem Pachıtvertrage entftehenden Verbinplichkeiten eine Caution von 
10.0000 fl. in ver Art geleiftet, daß bie B berechtigt fein follte, iiber dieſe 
Summe gegen 5% Verzinfung zu verfügen. Als fpäter der Concurs 
über das Vermögen des A ausbradh, begehrte der Concursmaffevertreter 
von ber Berpächterin die Zahlung, rejpective den gerichtlichen Erlag des 
Cautionsbetrages pr. 10.000 fl. Die erfte Inſtanz gab dieſem Begeh- 
ren in, der Hauptſache ftatt, indem fie die fraglihe Kaution nad} ben für 
das Pfandrecht geltenden Grunvfägen behandelte. Die zweite Inſtanz 
wies das Klagebegehren gänzlich zurück aus folgenden Gründen: „Eine 
Caution, welche Jemanden zur Deckung allfälliger Forderungen in 
baarem Gelde übergeben wird, hat zwar allerdings mit eeinem Pfande 
Aehnlichkeit; es können aber biesfallg nicht alle Beftimmungn, welche in 
Rückſicht auf die mit einer Pfandbeſtellung ſich ergebenden Rechte und 
Verbindlichkeiten beſtehen, auf eine ſolche Caution in Anwendung ge⸗ 
bracht werden. Die Richtigkeit dieſer Bemerkung ergibt ſich ſchon aus der 
Anordnung des 8. 461 a. b. G. B., welcher doch offenbar auf Cau⸗ 

19* 
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tionen, die in baarem Gelde gegeben werben, nicht angewenbet werben 
kann. Es befteht nicht einmal eine wirklich ausgeiprochene Vorſchrift 
darüber, daß ber Gläubiger fein Handpfand vor Berichtigung feiner 
Schuldforderung in die Concursmafle zurüdzuftellen verpflichtet jei. 
Allein dieſe Verpflichtung des Gläubigers ift wohl in ver Natur einer 
Coneursverhandlung, deren Aufgabe es ift, das gefammte Vermögen des 
Schuldners zur Befriedigung der Gläubiger nad) Maßgabe ihres Vor⸗ 
vechtes gegen einander zu verwenden, gegründet. Der Cribatar ift immer 
Eigenthlimer des Handpfandes und der Gläubiger hat fein anderes 
Recht, als feine Befriedigung aus dem Pande zu verlangen, was in 
Folge des $. 461 a. 6. ©. B. nur durch Veräußerung des Handpfandes 
geihehen kann. Daraus folgt, daß er fein Handpfand als ein Eigen 
thum des Cridatars der Concursmaſſe einhändigen müffe, weil infoferne 
er durch Veräußerung desſelben feine Befriedigung erlangen kann, ber 
Reſt zur Pertheilung unter den übrigen Gäubigern verwendet werben 
muß. Ganz anders verhält es fi mit der Caution, weldhe zur Sicher: 
ftellung allfälliger Forderungen in baarenı Gelde übergeben worben ift, 
und in Anjehung deren ihm das Befugniß zugeftanden ift, dasſelbe als 
Darlehen zu benützen; denn biejes von dem Cridatar als Caution über- 
gebene baare Geld ift Fein Eigenthum des Cridatars. “Derjenige, dem 
biefes Geld übergeben wurde, kann willlürlich barliber verfügen, und ift 
nur perjünlich verpflichtet, feiner Zeit jenen Betrag zu vergüten, welcher 
nach Abzug jener Forderungen, für die ihm dieſes Geld als Caution 
übergeben ift, noch erübrigt. Ein ausgebehnteres Recht Tann auch ber 
Concursmaffe nicht zugefprochen werden. Da Jeder, der Forderungen an 
eine Concursmaſſe anzuſprechen bat, verpflichtet ift, dieſelben bei ber 
Concursmaſſe zu liquidiren, und da in diefem Wege über die Richtigkeit 
diefer Forderungen das Urtheil zu fällen ift, fo kann aud in dem Falle, 
als zur Sicherftellung allfälliger Forderungen Iemanden eine Summe 
Geldes eingehändigt worden ift, nur dann auf Rüdftellung der Caution 
eine Klage angeftellt werben, weun über die Liquididät diefer Forderun⸗ 
gen rechtskräftig erfannt worben ift, weil fih nur dann ergibt, ob und 
welchen Betrag derjenige, der diefe Caution erhalten bat, zu bezahlen 
techtlih verbunden ift.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil 
des Obergerichtes in ber Erwägung, „daß ber dem Pfanbnehmer geftat- 
tete Verbrauch der als Pfand gegebenen Sache von Seite des Empfün- 
ger die Natur des Pfandes zerftört ($. 459, 8. 1371 a. b. ©. B.). 
Eben deßhalb ift die Verwahrung einer Summe als Pfand am dritten 
Orte, der gerichtliche Erlag im Wechjelverfahren, die Deponirung baarer 
Dienftcautionen in dem Staatsjchuldentilgungsfonde (nah dem Hof: 
decrete vom 10. März 1837, Nr. 182 und vom 14. Februar 1838, 
Pr. 256, dann vom 21. October 1840, Nr. 470 I. ©. ©.) weſentlich 
verichieden von ber dem ficherzuftellenven Contrahenten ſelbſt zum Ber- 
brauche behändigten Cautionsſumme. In letzterem Falle entfteht lediglich 
die vertragsmäßige Obligation des Empfängers, bei Auflöfung des Der- 








trages dieſes Capital dem Kautionsleifter aber auch nur dann und info- 
ferne zurückzuſtellen, ald die Bertragsanſprüche, fir welche jene Summe 
ihm behändigt war, befriedigt wurden. Der Eantionsleifter, reipective Die 
Concursmaſſe, hat allerdings dieſes beichränfte Capitalsruckforderungs⸗ 
recht. Dieje Forderung gehört in das Activum der Concursmaſſe, aber 
beren Geltendmachung hängt von dem Eintritte der Bedingung ab, daß 
ber Empfänger die erwähnte Befriedigung erhalten, over nichts zu ver- 
langen habe, und die Nachweiſung derfelben von dem Ausgange der bied- 
falls von ihm gegen die Concursmaſſe erhobenen Klagen. Es ift daher 
von feiner Seite nicht von Retention eines erhaltenen Pfanbes, fondern 
von der Einwenbung, daß er (unbeſchadet der Berzinjung) noch nicht zur 
Zahlung, refpective Rückoergütung verpflichtet fei, Die Rede.“ 


Nr. 272. 
Unzuläffigfeit der Eoncurseröffuung auf bie bloße Annahme 
einer sefelicaftlichen Gefchäftsverbindung mit einem Eridatar. 


Extih. vom 8. Jänner 1857, Nr. 64 (Anfhebung der gleihfärmigen 
eide des BG, Baden vom 2. Cem 186, mark 
6. Bien ©. 6, Nov. 1856, Nr. 14488), ©, 3. 1857, Rt, 57. 


Nr. 273. 
Berfahren über das Gefuh um Aufhebung bes Berfoal 
arrefteß wegen erfolgter Concurseröffnung. 


Entih. bom 8, Süuner 1857, Ei 65 (Beſt. des den Beieeih bed 8, © 
v, 18. Det, 1856, Mr. o6 deruben veſcheides ded DO. &. ©. 
Voten ee Be 9. 4432), G. 3. 1857, Ar. bb, 


Nr. 278. 
Beweis der Echtheit eined Teſtamentes. —— 


33 v. 13. Jänner 1857, Nr. 9881 s1 (Beh. ker gl — 
G. Mailand vom E3 or. 106 1 1158 Rund det ded DE 
— 2*— vom 7. Sur! 252). FT, 7, Rt. 58 
ho 6; 482 fi. 


Am 13. April 1828 ftarb zu Mailand ber N nnerebefißte reiche M 
Da fi) troß der fofort angeftellten, mit aller Umſicht gepflogenen Nach 
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forſchung eine letztwillige Erklärung nicht vorfand, wurden die geſetzlichen 
Erben mittelſt Edictes zur Geltendmachung ihrer Erbanſprüche aufgefor⸗ 
bert. 21/, Jahre nach dem Tode des Erblaſſers, während die Abhandlung 
des Nachlaſſes noch im Zuge war, erhielt die Adminiftration des Hofpi- 
tal8 zu Mailand einen anonymen Brief, worin der Einfender bemerkt, er 
babe bisher die Beilage vorenthalten, nun dränge ihn aber fein Gewiflen, 
das Unrecht wieder gut zu machen. Die Beilage beftand aus einem 
ſchmutzigen, zerfnitterten Zettel, enthaltend eine legtwillige Erklärung 
des M, von ihm gefchrieben und unterjchrieben, worin das Hofpital zu 
Mailand als Exbe eingefegt wird, und zu Gunften einer andern gemein- 
nügigen Anftalt, zweier Freunde und ber Dienftboten Legate angeorbnet 
werben. Gegen das fih nunmehr erbserklärende Hoſpital und gegen die 
Legatare traten die bisherigen Erbſchaftsprätendenten vereint auf, behaup- 
teten die Unechtheit des Teftaments und ſtellten das Begehren: „Die pro- 
bucirte, irrig dem M als Teſtament zugejchriebene Urkunde fei falſch und 
ohne Rechtswirkung für die Darin eingefegten Erben und Legatare.“ Durch 
gleihförmige Entſcheidungen der beiden unteren Inſtanzen wurde aner- 
kannt, daß bie Beweislaft in Anfehung der Echtheit des Teftamentes die 
Geflagten, d. i. die im Teftament Bebachten treffe. Die Geklagten führ- 
ten den Beweis durch Kunftverftändige über die Echtheit ver Schrift an 
fih und im Vergleich mit anveren in unbeftrittener Echtheit beigebrachten 
Handſchriften des Erblaffers; fie führten ferner mit dem Erblafler 
genau befannte Perfonen als Zeugen darüber an, daß M die nun zum 
Vorſchein gekommenen entfernten Verwandten nie erwähnt habe, daß er 
fich wiederholt geäußert, er habe teftirt, er habe die im Teftament bezeich⸗ 
neten Anftalten und Perfonen bedacht; daß er auf Heine abgeriflene 
Zettel, ja felbft auf abgenützte, ſchmutzige Papierfchnitel wichtige Dinge 
aufzuzeichnen pflegte; daß er zu den meiften Legataren in einem befreun- 
beten Verhältniß geftanden und ihnen bei verſchiedenen Gelegenheiten 
gejagt habe, daß er fie bedenken und das Hofpital zu feinem Erben ein- 
feßen wolle. Die Kläger dagegen erboten fi) durch Zeugen nachzuweiſen, 
daß der Erblaffer jeder Teſtirung abhold gewefen fei, ja ein Teſtament 
als eine Immoralität bezeichnet babe; fie beantragten ferner den Kunft- 
befund durch Chemifer dariiber, daß die auf dem Papiere der Urkunde be- 
findlihen Flecken und die Farbe des Bapiers deſſen Präparirung vor ber 
Ueberfchreibung darthun, ferner den Kunſtbefund durch Kalligraphen, 
daß auf den Papiere Spuren überfchriebener Bleiftiftzeihen vorhanden 
feien. Die Beweife wurden zugelaffen: und durchgeführt. Das Ergebniß 
der Beweisführung der Gellagten war volllommen günftig, während bie 
Beweisführung ber Kläger ungenligend ausfiel. Die beiden erften In⸗ 
flanzen wiefen daher die Kläger mit ihrem Begehren ab. Der ergriffenen 
außerorbentlihen Reviſionsbeſchwerde gab der oberfte Gerichtshof aus fol- 
genden Gründen nicht ftatt: „Von den unteren Inftanzen find alle entfchei- 
benden Momente vollftändig und in ihrem wechjelfeitigen Zuſammenhange 
mit aller Grünplichfeit erwogen worden; das Gutachten ber Sach⸗ 
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nerflänbigen, unterflüßt von ber Ausſage ber Mehrzahl der Zeugen, 
über vie Echtheit der Handſchrift des Erblaflers hat die richterliche Ueber⸗ 
zeugung von ber Echtheit des Teſtamentes begründet ; ber Anblid, ver Zu: 
ftand, die äußere Form des Materials, worauf das Teftament gefchrieben, 
obwohl der gewöhnlich, mit berlei Urfunden verbundenen Förmlichkeiten 
ermangelnd, laſſen im Hinblick auf die ſichergeſtellten Eigenthümlichkeiten 
des M und bie allſeitig aufgellärten Verhältniſſe an der Echtheit der Ur⸗ 
kunde keinen Zweifel, ja ſie drücken ihr ein eigenthümliches Gepräge der 
Authenticität auf; das geheimnißvolle Hervorkommen der Urkunde ſteht 
ihrem Beſtande nicht entgegen; es iſt auch kein Grund vorhanden, anſtatt 
eines reuigen Beſitzers der Urkunde einen wegen des zu hoffenden Vor⸗ 
theils von einem Erben geſpielten Betrug anzunehmen; die Beweiſe der 
Kläger führten zu keinem Ergebniſſe, wodurch dem erwieſenen Gegentheil 
Abbruch geichehen könnte; vielmehr bat fih aus ber gründlichen 
Combination aller erwiejenen Umſtände ergeben, daß der Erblaffer auf 
bie feiner Individualität entiprechende Weiſe teftirt, und jene Perjonen 
bedacht habe, deren Verhältniß zu ihm eine ſolche Wahl allerdings recht- 
fertigt. Den unterrichterlihen Entſcheidungen kann daher mit. Grund 
fein Borwurf, ja nicht einmal der Verdacht der Ungerechtigkeit entgegen- 
geſetzt werden.“ 


Nr. 275. 


Erheblichfeit der Beweismittel als Erforderniß der Reſti⸗ 
tution ob noviter reperta. 


Entf. v. 13, Jänner, 1857, Nr. 1mss Beh. des das Urtheil des L. G. 
Brescia v. 10, Juli 1 856, Nr. 5893 Er ur Urt ge ges O. L. G. 
Mailand v. , Sant. 1856, er 10 . 

Auf —S neu aufgefundener Urkunden, Deren  ebektiti 
jebod) ber Gegner in Abrede ftellt, wurte die Wiebereinfegung in ben 
vorigen Stand begehrt. Die erfte Inftanz gab dem Reftitutionsbegehren 
ftatt, in der Erwägung, „daß die Erheblichleit einer Urkunde im Keftitu- 
tionsproceffe nicht fo ftreng zu beurtheilen fei, als ob dieſelbe vollkommen 
beweiſend fein müßte; dies hieße Die Entſcheidung in der Hauptſache ein- 
engen; es gemlige vielmehr, daß die nenen Behelfe mit ven Bedingun⸗ 
gen der Beweiskraft verjehen find, und einen folden Zufammenhang mit 
der Hauptſache erfennen laffen, daß ein Einfluß auf dieſelbe leicht möglich 
if." Die zweite Inftanz wies das Begehren aus folgenden Gründen 
ab: „Die Reftitution wegen neu aufgefundener Beweismittel, einge- 
führt, um das Recht nicht unter ver Form leiden zu laffen, if wohl 
nicht durch einen ganz concludenten Beweis jener Urkunden bebingt, 
bie bei Entſcheidung des Procefies nicht vorgelegen haben, allein ihr 
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Inhalt muß wenigſtens in dem Richter die Ueberzeugung weden, daß 
ſie einen ——* Einfluß auf die Entſcheidung des Proceſſes ge⸗ 
habt hätten; anders vorgehen, hieße das außerordentliche Rechtsmittel 
der Reftitution ungebübrlich erweitern und bie Billigleit verlegen, welche 
fir den ruhigen Befig vesjenigen fpricht, der die res judicata für ſich 
bat.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Ausipruc der zweiten 
Inſtanz aus nachftehenden Motiven: „Die Reftitution ob noviter re- 
perta fann gemäß 8. 477 ital. ©. D. (8. 373 a. ©. D.) nur begehrt 
werben, jo lange das Recht felbft nicht verjährt iſt; hierunter muß 
jenes Recht verftanden werben, welches den Gegenftand bes Haupt 
proceſſes abgab, nicht etwa w Recht zur Reftitution, weil fonft bie 
G. D. nicht die Berjührung im Allgemeinen als Grenze aufgeftellt hätte, 
wie biefe nur im a. b. ©. B. normirt erfcheint, jondern felbft und ohne 
Unterſcheidung die Friſt hätte bezeichnen müflen. ine Unterbrechung 
ber Berjährung konnte nicht flattfinden, weil die lage rechtskräftig 
abgewieſen worden ift.... Es müßten die neuen Beweismittel, follen 
fie als erheblich gelten, fanmtliche Abweiſungsgründe umzufloßen ge⸗ 
eignet und müßte dies ſchon jetzt dem Richter erkenntlich ſein. Die 
vorgelegten Urkunden eignen ſich aber in beiden Beziehungen hiezu nicht, 
.... es mußte daher in Wahrnehmung der Unerheblichkeit der neuen 
Deweismittel im Sinne des 8. 476 ital. G. D. (8. 372 a. ©. DO.) die 
Entſcheidung der zweiten Inſtanz beftätigt werben.“ 


Kr. 276. 


Berechtigung zur Aufhebung des Vertrages beim Berfall 
bed Augeldes. 
—*— 13, Jänuer 1857, Nr, 286 (Beſt. des das Urtheil des ala 


ch. 
elögerichtes ». 18. Ang eilweife abänd,. Ur⸗ 
85 $ Ki 86. ——— 1856, oe ne G. 3. 1857, 


A hatte mit B einen —8 Weg Inhalts abgeichloflen, daß dieſer 
ihm in der Woche von 18. bis 26. November 1855 eine Partie Waaren 
liefere, bei Ausfertigung des Schlußbriefed gab er 200 fl. EM. Angelb, 
und ſpater zahlte er dem B auf Verlangen 400 fl. a conto. B lieferte 
nicht zur feftgefeßten Zeit. A erhob hierauf gegen B eine Klage mit dem 
Begehren: B jei ſchuldig, das doppelte Angel mit 400 fl. und die a conto 
geleifteten 400 fl., alfo zuſammen 800 fl. fammt Fr vom 
Klagtage an und die Gerichtskoſten zu bezahlen. Die erſte Inſtar 
erfannte: der Gellagte ſei ſchuldig, das doppelte Angelo ſammt 44 
Zinfen vom Klagtage an gerechnet zu begahlen, wies aber ben Kläger 
mit dem andern Theil feines Begehrens ans folgenden Griinven abr 
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„Gemüß 8. 908 a. b. G. B. muß derjenige, welcher den Vertrag nicht 
erfüllt hat, das doppelte Angelo zurückſtellen; dieſes Geſetz räumt dem 
Paciscenten ferner das Recht ein, auf die Erfüllung des Vertrages zu 
bringen, nicht aber beflen Aufhebung und fohin die Rückſtellung des 
ſeinerſeits i in theilweifer Erfüllung des Vertrages bezahlten Kaufſchillings 
zu begehren. Es bleibt vielmehr in dieſem Falle bei dem im 
8. 919 a. b. ©. B. aufgeſtellten Grundſatze, daß bei nicht gehöriger 
Erfüllung bes Vertrages einerſeits, der andere Theil die Aufhebung 
des Vertrages nicht: begehren könne.“ Die zweite Inſtanz änderte 
dieſes Urtheil ab, und gab dem Klagebegehren in feinem wollen Um 
fange aus folgenden Gründen ftatt: „Der Umftand, daß der Vertrag 
aus Verſchulden des Gellagten in der vertragsmäßigen Zeit nicht er- 
füllt wurde, ift.... für wahr zu halten. Daß unter ſolchen Umſtänden 
dem Kläger, als der ſchuldloſen Partei, nad) 8. 908 a. b. G. 3. pas 
Recht zuftehe, einfeitig von dem Bertrage abangehen, fann ſchon deßhalb 
keinem Zweifel unterliegen, weil der 8. 90 b. G. B. ihm 
geſtattet, das Angeld zurückzufordern, welches —* nur zum Zeichen 
ber Abſchließung des Vertrages gegeben wurde, und deſſen Zurückſtellung 
daher auch als ein Zeichen der Aufhebung betrachtet werden muß. 
Daraus folgt nun allerdings, daß der Kläger, welcher abzugehen er⸗ 
Härte, unter ſolchen Umſtänden nach 8. 908 a. b. G. B. einen Erſatz 
für die ibm aus der Nichterfiillung des Vertrages etwa noch erwachſenden 
Rachtbeile nicht mehr begehren kann, indem der erwähnte Paragraph 
ibm nur vie Wahl der einen oder der anderen Alternative frei- 
ftellt, er daher bei ber Wahl der erfteren nothwendig auf bie zweite, 
nämlich anf die nachträgliche Vertragserfüllung ober Erſatzleiſtung, ver 
zichten muß. Wllein eben, weil er nach dem ihm zuſtehenden Befug⸗ 
Eiffe bie Auflöfung bes Vertrages verlangt, und ber erfte Richter. dieſes 
Degehren auch als rechtlich begründet anerkannt hat, indem ihm Das 
boppelte Angeld zugefprochen wurde: kann ihm auch die verlangte Zurück⸗ 
ftellung des a conto geleifteten Betrages von 400 fl. nicht verweigert 
werben, weil biejer Betrag dem Geklagten aud nur zu dem Zwecke 
der BVertragderfüllung gegeben wurbe, und berjelbe ſich daher nach er⸗ 
folgter Aufhebung des Vertrages ohne Rechtstitel in den Händen des 
Geklagten befindet.“ Der oberſte Gerichtshof beftätigte das oberrichter⸗ 
liche Urtheil aus folgenden Gründen: „ES kommt 8. 908 a. b. ©. B., 
weicher klar einen der im 8. 919 erwähnten, vom Geſetze beftimmten 
Fälle bilvet, zur vollen Anwendung. Die Rüdforberung des boppelten 
Angeldes kann zwar nur dann. eintreten, wenn wie hier die ſchuldloſe 
Partei fih damit begnügt, und weder auf bie Erfüllung des Bertras 
ges, noch auf Erfah dringen will, andererſeits ift aber durch die 
von der Gegenpartei verfchulvete Nichterfüllung das fernere Rückfor⸗ 
berungsrecht des ſchuldloſen Theiles auf Alles, was er außer dem Au⸗ 
gelde ſchon geleiſtet, und was jene sine cansa in Hänben bat, nicht 
im entfernteften in Zweifel geftellt, weil dieſes nicht ein Erſatz für bie 
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Richterfullung des Vertrages, ſondern die nothwendige Folge der Fru⸗ 
ſtrirung iſt.“ 


Nr. 277. 
Einverſtändliche Zurückdatirung einer Verſicherungpolizze. 
Ge .v. 2 äuner 1857, Nr. 12786 (Beft. des ba airtpeil des Sn 8. 
vom 15, Auli 1856, Nr. 1617, abänb. es be DO, 2. @. M 


—8 ct, 1856, Mr. 11108), Gaz. d. b. 188, 


Nr. 278. 


&recutionsführung wider den Erſteher ver erecutiv feilge- 
botenen Pfandfahe auf Grund eines wider ben urjprüng- 
lichen Befiter ee erwirkten Urtheils. 


gut. vom 14, Jünner 1867, 84 —8 des ee ded 8. ©. 
Boten v. 29. Sept. Beh, Str 10416. änd. des D aD, 2 © 
Junsbruck v. 29, Ott, 1856, Rs 4150). ©. 3. er, ige! 

Wider die N war ein Mr A auf ihrer Wiefe pfandrechtlich ſicher— 
geſtellter Betrag von 1000 fl. R. W. eingeklagt und ſie zur Zahlung 
— worden. Als darauf Diefe Realität wegen einer anderen von 
A eingeflagten MN executive feilgeboten warb, erftand fie B, welchem 
jene 1000 fi. R. W. mit Decret vom 18. Mai 1856 zur unverzüg- 
lichen Zahlung zugewiefen wurben, wobei fih A alle feine Rechte vor 
behielt. Wegen eines Rüdftandes von 720 fl. R. W. ſuchte nunmehr 
A wider B auf Grund des wider die N erwirkten Urtheils um die exe⸗ 
cutive Schägung an. Gegen ven Beſcheid der erften Inftanz, womit 
biefe bewilligt wurbe, ergriff aber B den Necurs, indem er geltend 
machte, daß das Erkenntniß vom 26. Jänner 1856 nicht gegen ihn, 
jonbern gegen bie N, bie damalige Befigerin ber Wieſe, ergangen fei, 
baß ferner in dem "vorliegenden Valle die Erecution der Wiefe zwar 
bewilligt, keineswegs aber bereits ein Erecutionsact geführt worden, 
bevor er in den Beſitz der Wieſe gekommen ſei, und daß gegen einen 
dritten Beſitzer die Execution wohl fortgeſetzt, nicht aber erſt begonnen 
werben dürfe. Das Oberlandesgericht hob das Decret des Bezirks⸗ 
gerichted Bogen auf, indem es zugleid den A anwies, borerft feine 
Rechte gegen ben Recurrenten mit einer Klage geltend zu machen. Auch 
bie Motive des obergerichtlihen Erfenntniffes gingen davon aus, daß 
eine Erecution nur gegen ben zuläflig fei, gegen welchen ein gericht: 
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liches Erkenntniß erfloflen, over mit welchem der Erecutionsführer einen 
gerichtlichen Bergleich gejchloflen; gegen den Recurrenten liege weber 
das eine, noch das andere vor; das Urtheil jet wider die N ergangen, 
und das Document vom 18. Mai 1856 fei Fein gerichtlicher Vergleich, 
auf Grundlage deflen A bie Execution gegen B begehren fünne. Er⸗ 
fterer habe ſich gegen ven legteren in ber angeführten Urkunde feine 
Srecutionsrechte vorbehalten können, weil bie Ueberbindung einer mit 
Erfenntniß wider den Schuloner liquidirten Forderung an einen Dritten, 
als gegen welchen das Erkenntniß nicht laute, ohne vorläufige Kiage 
nicht exequirbar ſei, und von dieſer Sbliegenheil, wider B zu klagen, 
könne A dur bie wegen einer anderen Forderung gegen die N ges 
führte Execution keineswegs als befreit ericheinen. Der oberfte Gerichts: 
bof bat in Erwägung, „daß zu Folge der Einräumungsurkunde vom 
18. Mat 1856 dem als Erfteher der executiv verfteigerten Wieſe die 
für A laut Erkenntniſſes vom 26. Jänner 1856 fälligen und im Grunde 
des Kaufcontractes vom 11. Mai 1855 auch verfachten 1000 fl. fammt 
4% Zinfen zur fogleihen Bezahlung zugewielen worden find; daß A 
ſich bezüglich biejes Betrages feine Rechte ausdrüclich vorbehalten hatte, 
und baß in diefem allgemeinen Vorbehalte offenbar auch der Vorbehalt 
der Fortjegung der ſchon vor dem Verkaufe der Wiefe begonnenen Eres 
cution derjelben gegen den Käufer pto. der fraglichen 1000 fl. begriffen 
iſt,“ den erftgerichtlichen Beſcheid beftätigt. 


Nr. 279. 


Erlag der eingeflagten Summe behufs Abwendung ber 
Erecution zur Sicherſtellung. 


Eu. — . 20, Jänner 1857, Nr. 328 (Beft. der den Beſcheid des L. G. 

Mailand v. 19, Sept. 1856, Nr. 14101, abändernden Berorbunng des 

D. 2. 6. Mailond vom 7. Son. 1858, Ir, 13184). az. d. Trib. 1858, 
9, ©, 3. 1857, Nr. 68, 

A, welcher wider B eine Erecntiotfage eingebracht hatte, erwirkte 
auch die Pfändung zur Sicherſtellung. B erlegte nun einen zur Deckung 
der Torberung des Klägers ausreichenden Betrag zu Gericht, und ver- 
langte die Aufhebung ber Pfändung. Seinem Anſuchen warb jedoch in 
erfter Inſtanz nicht ftattgegeben: „Wenngleich der Erlag mittelft eines 
wider A rubricirten Gefuches erfolgt ift, erlangte biefer durch benjelben 
doch wicht ein giltiges Sicherftellungsmittel, wie es ihm die Pfändung 
verichaffte, und worauf er ein Recht bat. Während daher B trotz des Er⸗ 
lages Eigenthümer des erlegten Geldes bleibt, bis dasſelbe im Wege 
Rechtens vinculirt iſt, könnte A bezüglich ber gepfänbeten Effecten alle 
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Wirkungen des Pfandrechtes geltend machen. Daß dies im Allgemeinen 
unzweifelhaft richtig fei, geht ſchon barans hervor, daß das Geſetz da, 
wo es ſich um bie wechfelrechtliche Sicherftellung durch Erlag des betref- 
fenden Betrages handelt, im 3. Abf. des Artifeld 25 der Wechſelordnung 
(worauf fih 8. 16 des Gefeges über Das Berfahren in Wechſelſachen 
bezieht), vorzufchreiben fir nöthig fand: daß dem Gläubiger das Pfand⸗ 
recht auf den zur Sicherftellung erlegten Betrag zuftehe, wenn es ihm 
auch nicht ausprüdlich eingeräumt worben ift..., was außer Zweifel 
fest, daß in allen anderen Fällen pas Pfandrecht aud an gerichtlid 
erlegten Sachen nur durch die wirkliche Einräumung erlangt wird.“ Die 
beiden höheren Inftanzen gaben dem Anfuchen ftatt, und zwar ber oberfte 
. Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Wenn es fi) gleich um einen Ere 
eutionsact Handelt, fo ift derſelbe doch mur zur Sicherſtellung vorgenom⸗ 
men. Die Natur einer folhen Vorfehrung bringt es aber mit fih, daß 
zwar dem Kläger eine hinreichende Sicherheit verjchafft, zugleich aber für 
den Geflagten jede damit vereinbarliche billige Ruckſicht beobachtet werbe. 


So wie nım A fich e8 hätte gefallen laſſen müffen, wenn B dem Gerichts⸗ 


abgeordneten als Pfand zur Sicherftellung das Geld übergeben hätte, 
um die Pfändung anderer Gegenftände von ſich abzumenven, jo muß «6 
dem Erecuten auch freiftehen, ein Gleiches nach der Pfändung zu thum, 
da die gepfändeten Sachen doc nur das Geld repräfentiren, welches 
durch ihren Verlauf erlangt werben kann.“ 





Nr. 280. 

Unzuftändigfeit des ſtädtiſch-delegirten Bezirksgerichtes zur 
Entjcheivung über die Giltigkeit des Miethvertrages. 

. vom 20, Ya 1857, Nr. 835 (Belt. des Beſcheides der Stadt- 

per —— 18, Da. 1856, Mr. ATLST, "Ahknb| deh Deereieh bet 

. 2. ©. Brnedig vom 18, Nov. 1856, Nr. 21064). Eco d. Trib. 1867; 


Die Stadtprätur hatte eine lage auf Anerkennung der Giltigfeit 
und Wirkſamkeit eines Miethvertrages, Zahlung des Miethzinfes und 
Beftellung der bedungenen Cantion zurüdgeftellt, „weil bie Competenz 
ber Präturen nad 8. 15 I. N. auf bie aus dem Miethvertrage ent- 
ſpringenden Streitigkeiten, alſo anf folhe, die dem Abſchluß desſelben 
nachfolgen, beſchränkt ift, nicht aber ſich auf ſolche erftredt, welche die 
Eriftenz des Mietvertrages felbft betreffen.” Das Oberlandesgericht 
exflärte die Prätur für zuftändig ; allein der oberſte Gerichtshof befkitigte 
ven Beſcheid der erften Inſtanz unter Adoptirung ihrer Gründe: 
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Nr. 281. 


Ertlarung des Erblaſſers, daß die von einem Anderen ge⸗ 
ſchriebene Urkunde ſeinen letzten Willen enthalte. Beweis 
dieſer Erklärung. 


Entſch. v. änner 1857, Nr. 330 (Veſt. des das Urtheil des L. 3— 
Srevilo v. 9 uni 1856, Str. 2996, abänderuden Urtheils des D. 2. 
Benedig d. 2. Det. 1856, Nr. "ehe. Eco d. Trib. 1857, ©. 286 ff. 


Zwei der auf dem Teftamente unterfchriebenen Zeugen jagen aus, 
fie hätten bie Urkunde, nachdem fie die Erblaflerin in ihrer Gegenwert 
unterfertigt Hatte, ihrerſeits unterfchrieben, ohme daß jene erflärt hätte, 
viefelbe enthalte ihren legten Willen. Dagegen beftätigt der dritte Teſta⸗ 
mentszeuge nebft zwei anderen Perjonen, daß eine ſolche Erklärung 
allerdings erfolgt fei. Die erfte Inſtanz glaubte nur die Ausſage ver 
auf der Urkunde unterjchriebenen Zeugen berüdfichtigen zu bürfen, und 
erklärte das Teſtament für ungiltig. Die beinen höheren Inftanzen hielten 
es aufrecht, und zwar ver oberſte Gerichtähof deshalb, „weil Die überein- 
ftimmende Ausjage der legterwähnten Zeugen zu ber Folgerung bränge, 
bie zwei Teftamentszengen hätten die Erflärung der Erblaſſerin nur nicht 
gehört oder nicht beachtet, oder zur Zeit ihres Verhöres wieder vergeflen, 
beſonders da fie auf dem Teſtamente felbft diefe Thatfache durch ihre 
Unterſchrift beftätigt haben. Auch ftehe durchaus nichts entgegen, daß 
was immer für ein Thatumftand auch durch andere, als die zur Beftäti- 
gung besfelben eigens berufenen Zeugen bewielen werde. Es fei alfo den 
Anforderungen des 8. 579 a. 6. ©. B. vollfommen entiprochen, beſon⸗ 
ders ba dieſer Paragraph nicht gerade fordert, daß der Teftator eben vie 
Worte braude: „„Diefe Schrift enthalte feinen legten Willen" — 
und vielmehr jede beftätigenve Neuerung genüge, durch welche vor den 
Zeugen dem Schriftjtüd jene Eigenfchaft beigelegt und die Identität 
conſtatirt werbe.” 


Nr. 282, 


Berlegung des BPflichttheils Durch übermäßige Scheufung. 


db. vom m änner 1857, Rr., 106 Bert. der steiihförmigen Ur⸗ 
ipeile e des L elluno v. 23. Mat 1 r. 966, und d G. 
enedig v. Ey Sept. 1800 Nr. 1802), 1 Eco ‚dei Prib. 1857, 6. 297 


+ + ' r. 
Die Mutter des A machte bei ihrer „weiten Verheirathung ihrem 
neuen Gatten eine übermäßige Schenkung. Aus der zweiten Ehe ent- 
Iprofien zwei Kinder. Nach dem Tode der Mutter forderte A von feinem 


+ 
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Stiefvater das gejegwiprig Empfangene zurüd, und zwar begehrte er die 
Differenz des aus dem Nachlaſſe Empfangenen und ver Hälfte des mitt⸗ 
terlihen Vermögens zur Zeit der Schenfung. ‘Das Oberlandesgericht 
Venedig fprach ſich jedoch iiber die Berechnung des Pflichttheils folgender: 
maßen aus: „Der $. 951 a. b. ©. 2. ift dahin auszulegen, daß ver 
Pflichttheil der Kinder eines Gefchentgebers die Hälfte des Werthes er- 
reichen müſſe, welchen der Geſchenkgeber zur Zeit ver Schenkung befeflen 
bat; die Schenkung ift infoweit wiberruflich, als die Hälfte des zur Zeit 
ber Schenfung Beſeſſenen größer ift, als der Nachlaß des Geſchenk⸗ 
gebers..... Der Pflichttheil wird aber nach der Hälfte des zur Zeit 
der Schenkung befeflenen Vermögens berechnet und mit Rüdficht auf Die zur 
Beit des Todes des Geſchenkgebers vorhandenen Abftämmlinge beftimmt. 
Da die Erblafferin noch zwei Söhne aus zweiter Ehe binterließ,.. 
jo irrt der Kläger, wenn er meint, die Differenz zwifchen feinem Erbtheil 
unb ber Hälfte des von feiner Mutter zur Beit der Schenkung bejeilenen 
Bermögens begehren zu können ; e8 ift dies dem 8. 951 a. b. G. B. offenbar 
entgegen, welcher anordnet, daß ber zur Zeit ver Schenkung vorhandene 
Abſtämmling feinen Heineren Pflichttheil anzufprechen habe, als den⸗ 
jenigen, welcher aus der Hälfte des Vermögens des Geſchenkgebers auf 
ihn gelommen wäre. Die Beſtimmung ber Größe des Pflihttheils iſt ſo⸗ 
mit nicht mit Bezug auf die Zeit der Schenkung, fondern mit Rüdficht 
uf bie Zeit des Ablebens des Geſchenkgebers zu beredinen. Der 8. 951 
6.6.8. fteht damit niht im Widerſpruche; es werben bie zur Zeit 
per Schenkung noch nicht vorhanden geivefenen Abftänımlinge nicht zum 
Nachtheile des Klägers begünftigt, denn ihnen gegenüber kann ber Ge⸗ 
ſchenkgeber mit der verbliebenen Hälfte des Vermögens frei verfügen, ba 
bie Nachgebornen fein Recht haben, die Schenkung zu widerrufen.“ Auch 
der oberite Gerichtshof erkannte an, daß nah 8. 951 a. b. G. 2. die 
Hälfte des Vermögens der freien Dispofition anbeimgeftellt bleibe, bie 
andere Hälfte aber ven Notherben anheimfalle. „Kann auf ſolche Art 
mittelft Teftamentes verfügt werben, fo muß es auch durch Schen- 
fung bei Lebzeiten gejchehen können; die Schenkung darf nur nicht jenes 
Vermögen angreifen, welches die Gefege zu Gunften der Abſtämmlinge 
der freien Berfügung entzogen willen wollen. Das gejegwidrig empfan- 
gene Uebermaß muß injofern zurüderftattet werben, als der zur Zeit des 
—* des Geſchenkgebers entfallende Pfuchttheil dadurch geſchmälert 
erſcheint.“ 





Nr. 283. 


Unzuläſſigkeit der Pränotation eines eventuellen Rechts⸗ 
anſpruches. 


Eutſch. vom 3. Sehr. „1887, ir, 116 — Be den Be cheid der Prätur 
Safalna ago v. 8 1856, Nr. 6929, abimd. A es des O. L. G. 
. 4 ve 1858, fr. 14216), © 7, Rx. 78. 
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Nr. 284. 
Berzugszinfen von Zinsrückſtänden? 
€ von 8, br. 1er, Mr. BED (epeitmeite Mbkud ger Neipeite 
— —— * —— — — er 
vom 14. Det, 1 nr 14 14496). & 8 der. Nr. 54, 


Nr. 285, 


Unzuläffigfeit der Trausferirung gepfändeter Sachen wiber 
den Willen desjenigen, der ein älteres Pfandrecht an den⸗ 
jelben hat. 


Eutſch. v. 3. Febr. 1867, Re. 203 Beft. des Urtheils der pamt z zzeoifo 
vom 13, Sebruar 1856, Mr. 525, Abänderung des Urtheils d 
Benedig von 80, uni 1 1858, fer N 608, G. 3. 1857, Hi 87, 

B hatte die Pfändung und Transferirung bes dem N gehörigen 
Viehes erwirkt. A, welchem als Verpächter jenes Vieh ſchon früher ver- 
pfändet mar, klagte nun den B auf Anerkennung feines Pfandrechtes, 
und begehrte zugleic die Rüdführung des Viches in den Stall des N 
auf Koften des B. Die erfte Inftanz erkannte in beiden Punkten nach 
dem Klagebegehren ; die Priorität des gefeglich dem Berpächter zuftehenden 
Pfandrechtes an den illata et invecta war dem Gerichte gemäß $. 1101 
a. b. ©. 3. zweifellos, und ver Beftand der Pfanpobjecte auf dem Pacht: 
gute muß nad) den Motiven des erften Richters geſchützt werden, weil 
das Pfandrecht von der Zeit ver Einbringung wirffam ift, jomit durch 
bie Entfernung ver Objecte gefährbet würde. Die zweite Inſtanz beftä- 
tigte das Urtheil der erften Inftanz in dem erften Theile, änderte aber 
den zweiten Theil dahin ab: Der Geklagte ſei nicht ſchuldig, das trans» 
ferirte Vieh auf feine Koſten zurückzuſchaffen; „denn die Gerichtsordnung 
machte bei der Erecution feinen Unterjhied zwiſchen geſetzlichem, vertrags- 
mäßigem over richterlihem Pfandrechte; die Form der Execution ſei für 
alle dieſelbe; da nun dem exequirenden fpäteren Pfandgläubiger, wie das 
Geſetz geftattet, die executive Transferirung ver Pfandobjecte vom Ge» 
richte bewilliget worden, jo ſei eine Rüdtransferirung nicht zuläffig, 
jondern das Vorrecht bezüglich bes Erlöjes der feilzubietenden Objecte 
müſſe separato libello geltend gemacht werben. Der oberſte Gerichtähof 
beftätigte das Urtheil der erften Inftanz „in ber Erwägung, daß das 
Gericht, welches mit ver executiven Pfändung auch die executive Trand- 
ferirung bewilligt, dies letztere nur unter der jelbftwerftänplichen Be- 
bingung verfügt, daß bie Pfanbobjete der freien Dispofition des Ere- 
euten anbeim geftellt find und nicht frühere Rechte auf die Objecte 
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beeinträchtigt werben; daß aber im vorliegenden alle der Verpächter 
ein zweifellos früheres Recht durch das geſetzliche Pfandrecht erlangt 
bat, es alfo nicht zuläffig ift, die Pfanbobjecte ohne feine Zuſtim⸗ 
mung von dem Pachtgute hinwegzuführen, und hiedurch den Umfang 
feines Pfandrechtes zu fchmälern. Die Herftellung des status quo iſt 
fomit eine geſetzliche Folge der anerkannten Privrität des Pfanprechtes 
bes Berpächters”. oo Ä 


Nr. 286. 


Beweis der Thatfachen, wodurch der Gerichtäftand des 
Bertraged begründet wird. 
Fenc vom 3, Februar 1857, Nr. D7z Bekktig des Urtheild des 


%. G. Finme vom 29, Jänner 1856, Nr. ebung des Decretes 
der Banaltafel v. 18. Sepi. 1856, m. 23) Haimeel’8 Detasin, 8b. XV,, 
. , 


A Magte ven in Trieft wohnhaften B in Fiume auf Zahlung 
von 500 fl. C. M., und bot fiir feine Behauptung, daß B ſich durch 
einen mündlichen Bertrag verpflichtet habe, in Fiume feine Verbind⸗ 
lichkeit zu erfüllen, ven Beweis durch einen Zeugen und durch feinen 
Erfüllungseid, nöthigenfalls durch den Haupteiv an. Die erfte In- 
ftanz erfannte, unter Zurückweiſung ber exceptio fori, in der Haupt⸗ 
ſache mit Zulafjung des klägeriſchen Erfüllungseides. Die zweite In⸗ 
ſtanz gab ber Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsftandes ftatt, 
in der Erwägung, „daß im mündlichen Verfahren, wenn basfelbe ſchon 
im Laufe des Procefies wegen Incompetenz des Gerichtes nicht ein- 
geftellt wurde, zwar nad) 8. 47 prov. €. P. O. der Streit über den 
Gerichtsſtand zugleich mit der Hauptfache zu entſcheiden ift, daß jedoch 
der Richter, bevor er in die Hauptſache greift, feine Competenz erkannt 
haben fol, und daß demnach eine bebingte Anerkennung nicht zuläffig 
wäre; ferner in der Erwägung, daß die angefochtene Competenz nicht 
erwiejen ift, da über den angeführten Vertrag blos bie Ausſage eines 
Zeugen vorliegt“. Der oberfte Gerichtähof beftätigte das erftrichterliche 
Urtheil bezüglich der Competenz, und trug ber zweiten Inſtanz auf, 
iiber bie Appellation des Geflagten in merito zu entſcheiden, „in ber 
Erwägung, daß das Geſetz den Eid im Allgemeinen, daher ohne allen 
Unterſchied, ob folher ſich auf Thatſachen, die zur Enticheibung ber 
Hauptſache oder der Competenzfrage gehören, bezieht, zum Beweis⸗ 
mittel beftimmt; daß jede Entſcheidung, die ſich auf einen Eid gründet, 
nach der Vorfchrift ver C. P. DO. nur bedingt möglich iſt; daß ferner 
einerjeit8 der Grundſatz der Banaltafel, ald wenn die Beweisflihrung 
über die Competenz durch einen Ein (affo eine bebingte Entſcheidung 
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über dieſelbe) unzuläffig fei, fih im Sinne der C. P. O. nit recht— 
fertigen läßt, anvererfeit aber für die Kompetenz nicht nur die Aus- 
fage eines Zeugen vorliegt, ſondern aud der Erfüllungseid, welcher 
im Sinne der gefeglichen Vorſchriften zuläffig erſcheint.“ 


Nr. 287, 


Zuweifung des verlaffenen Flußbettes an die durch den neuen 
Lauf Beichädigten. — Beweisführung der Acte der Admi- 
niftrativbehörben. 


Entid., v. 4. Febr. 1857, Nr. „5 (T eitweife Bet bei dag Urtheil 
der Prätur Lodi v. 2, Auguft 1856, Nr, 7124, abändernden Urtheild des 
D. 2. 6, Mailand v. 29. Det. 1856, Nr. 12159). ©. 3. 1857, Nr. 126, 

In den Jahren 1827 und 1829 traten Ueberſchwemmungen ver 
Adda ein, weldhe zur Folge hatten, daß der Fluß einen Theil feines 
Bettes verließ und feinen Weg liber zwei Grundftitde ver Brüder A 
und der Gemeinde N nahm. Die Delegation ſchritt amtlih ein, und 
da ſich aus ihren Erhebungen ergab, daß die Gemeinde N einen Schaden 
von 1447 Lire, die Brüder A einen Verluft von 40.000 Lire erlitten 
hätten, während das verlaffene Flußbett nur 9725 Lire werth wer, 
wies fie das Letztere den genannten Beſchädigten zu, welche fie bezüg⸗ 
fih der Bertheilung unter fih auf den Civilrechtsweg verwies. Den 
Proceß, welchen in Folge deflen die Brüber A nicht blos gegen die 
Gemeinde, jondern auc gegen die Anrainer des verlaflenen Ylußbettes 
anhängig machten, verloren fie aus formellen Gründen, weshalb ihnen 
auch ausdrücklich das Recht vorbehalten wurde, erjt ihren Schaden ge⸗ 
hörig conftatiren zu laſſen und jodann die entſprechende Entſchädigung 
zu fordern. — Geitvem haben die A fih mit der Commune N vers 
glichen, und fohin von der politifhen Behörde die Zuweiſung eines 
bejtimmten Theiles des verlaflenen Flußbettes erlangt. Nunmehr klagen 
fie gegen die Anrainer auf Anerkennung ihres Eigenthums und. vers 
langen bie Grenzberichtigung. Die erfte Inſtanz wies das Klage⸗ 
begehren ab, indem fie ſich vorzugsweiſe auf Die res judicata ſtützte. 

„Es oblag den Klägern, ehe fie den gegenwärtigen Proceß anhängig 
machten, ihren angeblichen Schaden den Gellagten gegenüber dem Duale 
und Ouantum nad gerichtlich darzuthun, um jodann das Recht in An⸗ 
ſpruch nehmen zu fünnen, fie von dem Antheil am verlaffenen Fluß⸗ 
bett troß der Beftimmung des 8.410 a. b. ©. B. ausfchließen zu 
können. Sie fünnen fi dafür nicht auf die Erhebungen, Berichte und 
Documente der Apminiftratiobehörden berufen, wenn biejelben gleidy 
einen amtlichen Charakter haben, da die Entſcheidung über ftreitige 
Rechte der Privaten ausſchließlich den Gerichten zufteht. Es ift aljo 

Ölafer, Unger u. Walther Entſch. 1. 20 
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ben Geklagten gegenüber die Eriftenz und bie Größe bes Schadens, 
den bie Kläger erlitten haben, nicht dargethan, und es kann auch ver 
als Beweis dafiir angebotene Schägungseid nicht zugelaflen werben, 
weil die Kläger nicht nachgewielen haben, daß es ihnen nach Rage der 
Sache unmöglich fei, andere Ben ſich zu verihaffen und vorzu⸗ 
bringen (8. 281 ital. ©. O., 8. 217 a. G. O.).“ — Die zweite 
Inſtanz erkannte unbedingt dem Alnnehegehien gemäß. Der oberite 
Gerichtshof gab demſelben nur injofern ftatt, als Kläger ſchätzungsweiſe 
beſchwören würden, daß der Schade, welchen fie 1827 durch die Er⸗ 
öffnung des neuen Flußbettes erlitten, mindeſtens 9725 Lire betrage. 
In den Entſcheidungsgründen wird zuerſt Die exceptio rei judieatae 
damit erlediget, daß jener erfte Proceß zunächſt gegen vie Gemeinde N 
und nur vorfichtähalber gegen die Anrainer gerichtet war, bezüglich ber 
Letzteren aber eine Entſcheidung nur vorläufig abgelehnt war. „Die ein- 
zige Frage, die jet im Sinne der 88. 409 und 410 a. b. G. 3. noch 
zu erörtern bleibt, ift Die: ob die Kläger dadurch, daß die Abba in den 
Jahren 1827 und 1829 fid ein neues Flußbett wählte, einen Schaden 
erlitten haben, und ob dieſer Schade geringer ober größer ift, als ver 
Werth der zwei Stüde des verlaffenen Flußbettes. Nun ift aber alles 
diejes im Sinne der Klage durch die Erhebungen der Adminiſtrativ⸗ 
behörde dargethan ; die Geflagten pagegen behaupten nicht, Durch den neuen 
Lauf des Gewäflers beſchädigt worden zu fein, ſondern begnügen fich mit 
einfachen Widerfprüchen, indem fie fich auf ihre Eigenſchaft als Anrainer 
des verlaffenen Flußbettes berufen. Ihr Widerſpruch kann aber An- 
gefichts der erwähnten öffentlichen Urkunden nicht berüdfichtigt werben, 
welche gegen Jedermann Beweis machen, da fie von derjenigen Obrigfeit 
herrühren, welcher ausjchließlih das Recht vorbehalten ift, die Erhebungen 
über ähnliche Unfälle im Intereſſe des Staates ſowohl als auch aller 
birect ober indirect Betheiligten zu pflegen. Es bleibt alfo nur noch zu 
unterfuchen, wie groß der Schade fer, welchen die Kläger im Jahre 1827 
und welchen fie im Jahre 1829 erlitten haben, um beurtheilen zu können, 
ob der Werth des jeweilig verlaffenen Stüdes des Flußbettes durch ven 
durch jede der beiven Ueberſchwemmungen verurſachten Schaden erſchöpft 
werde, oder ob bei der einen oder der andern ein Reſt zu Gunſten ber 
Anrainer fih ergebe. Darüber geben die amtlichen Erhebungen feine 
Auskunft, allein die Kläger haben fich in dieſer Hinficht zum Schätzungs⸗ 
eid erboten. — Die Geflagten haben auch die Verjährung auf Grund des 
8.1489 0.5. ©. 2. geltend gemacht; allein auch dieſe Einwendung kann 
nicht berüdfichtigt werben, denn die Kläger haben nicht eine Entſchädi⸗ 
gungsflage eingebracht, ſondern nur ihren ftärferen Titel zur Erwerbung 
des Flußbettes geltend gemacht.“ 
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Nr. 288, 

Berabrebung, daß der Bertrag bei verzögerter Erfüllung auf- 
gehoben werben könne. Unverſchuldete Verzögerung. Still- 
ſchweigende Nachſicht der Folgen der Verzögerung. 

Eutſch. v. 4, Febr. 1857, Nr. 636 (Beftätigun be Urtheils der Prätur 
—— 30 ig. 16, Nr. 16123 158 ß bin, 8 — ha DR. G. 
Mailand v. 8. Nov. 1866, Nr. 12944). dr EN —* ‚©. 46 u. 47. 
Gerichtsh. 1858, ©. 386, 

In einem Padytvertrage hatte der Verpächter A dem Pächter B 
„in feterlichiter Weiſe die Grunbbebingung des Bertrages" auferlegt, 
daß, wenn ber Pächter mit einer Rate ganz ober theilweije breißig Tage 
nad der Verfallszeit im Rückſtande bleibe, der Verpächter das Necht 
haben folle, ven Vertrag vom nachſtfolgenden 29. September an für auf⸗ 
gehoben zu erklären. Nun hatte Bam 31. December 1854 eine Pachtzins⸗ 
rate abzuführen; da indeß Ende Januar 1855 ein ſo heftiger Schneefall 
eintrat, daß ſelbſt auf der Poſtſtraße der Verkehr unterbrochen wurde, 
auch B zu jener Zeit kränklich war, fand er ſich erft am 3. Februar 1855 
bei dem in einem anderen Orte wohnhaften Bevollmächtigten des A ein, 
bezahlte, und erhielt von dieſem eine einfache, Teinerlei Vorbehalt ausſpre⸗ 
chende Quittung. — A klagte jedoch ſpäter auf Aufhebung bes Vertrages. 
Nur die zweite Inftanz gab dem Begehren ftatt. Die erfte und dritte 
wieſen dasſelbe zurück und zwar, die leßtere aus folgenden Gründen: „Da 
ed nach dem abgejchlofjenen Bertrage dem Geflagten geftattet war, noch 
breißig Tage nach ver Berfallszeit ver einzelnen Pachtzinsraten die Zah- 
lung aufzujdieben, fo fonnte er aud am legten dieſer breißig Tage bezah- 
Ien, ohne irgenpiwie verantwortlich zu werben, und ohne daß ihm bie 
Verzögerung bi8 zu diefem letten Tage zur Sculb angerechnet werben 
fönnte..... Ein Zufall war e8 aber, der ihn in die Nothwenbigleit ver⸗ 
jest hat, auch noch um weitere vier Tage die Erfüllung feiner Zahlungs- 
pfliht hinauszufchieben. Die Umftände, unter denen dieſes geſchah, be⸗ 
weifen, daß ihm feine Schuld zur Laft fällt, und find nach der Beſtim⸗ 
mung ber 88. 1298 und 911 a. b. G. B. auch ausreichend, um ihn 
gegen alle Folgen dieſer unfreiwilligen Verzögerung zu ſchützen; — um 
fo mehr, da der Bevollmächtigte des Klägers, indem er diefe Zahlung 
ohne irgend einen Vorbehalt annahm, implieite im Sinne des $. 863 
a. b. G. B. erflärte, daß er die eingetretene Verzögerung nachſehe; und 
mit der Mora ſelbſt müfjen ſelbſtverſtändlich auch alle ihre Folgen hin⸗ 
wegfallen.“ 
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Nr. 289. 


Procefiualifche Folgen der Mongelbaftigleit der Vertretungs- 
vollmacht. — Verfehlen der Perſon des Geflagten. (Ber- 


—— wider welche Die Beſitzſtörungsklage zu richten iſt.) 
49 som A, Febr. 1857, Kr. Be a se. dad Decret dei 
—— vom 25, fhebendehn Decrets 
Brünn v. 18, —X . 6385), Be, Nr. 2, 
Die Gemeinde A in Mähren Hagte gegen zwei Functionäre ber 
Gemeinde B, welche im Auftrage berjelben zwei Mitgliever jener Ge- 
meinde an der Benutzung eines Fahrweges gehindert hatten, mit ber 
Befisftörungsflage auf Schug im Beſitz jenes Rechtes des Fahrwegs, auf 
Unterlafiung jeber Störung in diefem Befige und auf Bezahlung ber 
Gerichtskoſten in solidum. Die erfte Inftanz gab diefem Klagebegehren 
durchaus ſtatt. Die zweite Inſtanz hob dieſen Beſcheid als nichtig 
auf, und wies das Bezirksgericht an, die Klage als unſtatthaft und zur 
Berhanblungseinleitung ungeeignet zurätdzuftellen. 
| Die dritte Inſtanz hob dieſes Decret auf, und trug dem Ober- 
landesgericht auf, über die vorliegende Befigftörungsverhandlung in 
merito zu enticheiven. Die Entſcheidungsgründe lauten: „Das Ober- 
landesgericht hat in feiner Entſcheidung zwei Nullitätsgründe geltend ge- 
macht, und hat den erften darin gefunden, daß die klagende Gemeinde in 
der Verhandlung nicht gehörig vertreten fei. Im diefer Beziehung ift es 
wohl richtig, daß die Gemeinde A als Kläger auftritt und das Begehren 
geftellt wird, diefe Gemeinde in ihrem Befise zu ſchützen; eben fo richtig 
ift es auch, Daß die der Beilgftörungsflage allegirte Vollmacht die zwei 
Vollmachtgeber nicht als von der Gemeinde A zur Streitführung ermäch- 
tigt legitimirt. Allein abgejehen davon, daß der auf diefer Vollmacht 
gefertigte Gemeinbeoorfteher N nah 8. 107 prowif. Gem.-Ordg. vom 
17. März 1849 in civilrechtlichen Angelegenheiten die Gemeinde als 
moraliſche Perſon nach außen vertritt, und abgejehen davon, daß dieſer 
Gemeindevorſteher und der Gemeinderath M bei ber gepflogenen münd⸗ 
fihen Verhandlung ſelbſt anweſend waren, und die Verhandlungsproto⸗ 
tolle eigenhändig mitgefertigt ‚haben, bildet das Gebredhen der Boll- 
macht feinen Grund zu einer für die Parteien mit Zeit: und Koftenauf- 
wand verbundenen Annullirung des ganzen Verfahrens, und das Ober- 
landesgericht hätte dieſes Gebrechen durch Abforderung einer entſprechen⸗ 
den Vollmacht mit Rückſichtnahme auf die Beſtimmungen der Hfder. vom 
30. Novbr. 1789 (Weſſely I, Nr. 261) und 9. Novbr. 1811 GWeſſely I, 
Nr. 262) vor der Vrtheilsihöpfung beheben follen, was bemfelben der⸗ 
malen noch freiſteht, wenn die dem gegenwärtigen Reviſionsrecurs ange⸗ 
ſchloſſene Vollmacht nicht entſprechend befunden werben ſollte. — Den 
zweiten Nullitätsgrund findet das Oberlandesgericht darin, daß die 
Perſon des Geklagten verfehlt, und nicht die Stadtgemeinde B, 
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Tondern deren Functionäre belangt worden feien, Dagegen muß jedoch 
bemerft werden, daß vie Einwendung des Geflogten, Kläger hätte nicht: 
die. gehörige. Perſon belangt, wenn fie gegründet befunden wird, wohl 
vie Sachfälligkeit des Klägers, nicht aber die Aufhebung Des Berfahrens 
zur Folge haben könne. Die Einwendung des Gefingten, daß er im Auf- 
trage feines Dienftgeherd gehandelt habe, iſt nicht; geeignet, die Schöpfung 
des Erkenntniſſes über die anhängig gemachte Klage zu hindern, zumal 
das Erfenntniß zwilchen den ftreitenden Parteien Wirkſamkeit hat und. 
auf den nit belangten Dienftgeber nicht ausgebehnt merben kann.“ 


Nr. 290. 


Zuläffigfeit des ordentlichen Streitverfahrens über den An- 
fpruch der Ehegattin auf Alimentation beim Fortbeſtand der 
ehelichen Berbindung. 


Entid. vom 10. Febr. 185 a an 77 (Mufhebung der dad Urtheil des 

Diugiiteniß Lemberg vom 1.9 11198, aufhebenden Ver⸗ 

ordnung des D. 8. ©, —28 — . Kapa 1856, Ir, 11701). ©. 3. 
1858, Nr. 103, ©. H. 1858, ©. 283, 284, 

Die A Hagt gegen ihren Mann B auf Zahlung ber Unterhalts- 
toften per 1800-fl. für drei verfloflene Jahre und auf Letftung des fer- 
neren Unterhaltes im monatlihen Betrage von: 50: fl.; fie ftügt ihren 
Anſpruch darauf, daß ihrem Manne mittelft Schiedsſpruchs die Vermwal- 
tung. ihres Vermögens: mit der Verpflichtung, üherlaſſen wurde, fie ftandes- 
gemäß zu verpflegen und zu verjorgen, welcher Verbindlichkeit B nicht 
nachgekommen jei.. B wiberjpricht die Eriftenz des Schiedsſpruches, und 
behauptet, daß er der Klägerin den Unterhalt in natura verabreicht habe, 
und daß, fo lange die eheliche Gemeinjchaft beftehe, von einem abgejon- 
dert zu leiftenden Unterhalt feine Rede fein könne. Die erfte Inſtanz 
weift die Klägerin mit ihrem Begehren zurüd. Die zweite Inftanz hebt 
die Verhandlung in erfter Inftanz als null und nichtig auf, und ver- 
‚ordnet, der Klägerin fei die eingebrachte Klage als wegen ber eigenthüm⸗ 
lichen Beichaffenheit des Klageobjectes zum Civilproceß nicht geeignet 
zurüdzuftellen. „Die Frage über die Anftändigfeit des Unterhaltes wäh- 
rend der Ehe fünne nicht Gegenſtand eines ordentlichen Rechtsſtreites 
fein; denn bie 88. 108, 117 a. b. ©. B. verweilen Steeitigkeiten wegen 
Abjonderung des Vermögens oder Unterhaft nus im Falle einer Tren- 
nung oder Scheidung auf den Rechtsweg und ſelbſt dies nur, wenn bie 
vom Richter jedesmal anzuftrebenve gütliche Ausgleichung nicht zum Ziele 
geführt; die proviſoriſche Beſtimmung des Unterhaltes ſei jelbft in biejen 
Fällen vom Richter ohne eigentlihe Streitverhandlung nach Beurthei- 
Yung aller Umſtände zu treffen; für Cheftreitigfeiten im Allgemeinen 
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gelte nach unferen Gejegen ein ausnahmsweiſes Verfahren, welches ſich 
mehr einer Unterfuhung ver Beichwerden von Amtswegen nähere, und 
nad dem Zwed und Sinn dieler gejeglihen Beitimmungen könne die 
vermeintliche Berfürzung der Gattin im anftändigen Unterhalt wohl 
Gegenftand einer Bejchwerde bei Gericht fein, welches über voraus» 
gegangene Erhebung nach vernünftigem Ermeſſen entſcheide; allein ein 
eigentliher Nechtöftreit nach den VBorfchriften der a. ©. D. könne bier- 
über nicht zugelaflen werben.“ 

Der oberfte Gerichtshof hob dieſe Entfcheivung auf, und wies das 
Oberlandesgericht an, die Streitfache meritorifch zu erledigen. In den 
Entſcheidungsgründen heißt eg: „Erwägt mar, daß von ber Klägerin die 
Verbindlichkeit zum anftändigen Unterhalt theild aus dem Schiebsiprud, 
und theils aus dem Geſetze hergeleitet wird, daß weiter über die For- 
derung des Yequivalents monatlicher 50 fl. die Streitverhandlung ſchon 
durchgeführt, und daß dieſe zuläffig iſt, da das Geſetz (88. 108, 117 
a. b. G. B.) die Ehegatten, inſofern dieſelben bei der Verhandlung 
wegen des Unterhaltes zu einem Vergleich nicht zu bewegen ſind, aus⸗ 
drücklich auf den ordentlichen Rechtsweg verweiſet; ſo iſt in dem gegen⸗ 
wärtigen Falle das von dem Oberlandesgericht bezeichnete amtliche Ver⸗ 
fahren um ſo weniger angedeutet, als es ſich nicht um die Entſcheidung 
wegen Scheidung der Ehegatten, worüber ein beſonderes amtliches Ver⸗ 
fahren vorgeſchrieben iſt, ſondern um die Geltendmachung des bei dem 
Fortbeſtand der ehelichen Gemeinſchaft im 8. 91 a. b. ©. B. gegrün⸗ 
deten und mit dem Schiedsſpruch unterſtützten Rechtes der Ehegattin auf 
den ihr von dem Ehemann zu verſchaffenden anſtändigen Unterhalt han⸗ 
delt, über welches ſich der Civilrichter um ſo mehr auszuſprechen hat, 
als hier bei der von Letzterem nicht beſtrittenen Verbindlichkeit zum Unter⸗ 
halt der Gattin nur die Frage zu löſen iſt, ob ein Aequivalent in Geld 
für den Naturalunterhalt gefordert werden kann, welche Frage kein 
Gegenſtand einer amtlichen Unterſuchung iſt.“ 


Nr. 291. 


Ordnung, in welcher die Forderungen durch Compenſation 
erlöſchen. 
zu: v. 10, Febr, 1857 . 840 (Beil. des dad Uriheil dei 8. ©, 
Telfs v. 16, Nov. 1856, Nr. 3933, abändernden lrtheils des O. 2. ©. 
Inusbruck vom 17, Der. 1856, Nr. 4707), G. 3. 1857, Nr. 57, 
Die fünf Schweftern A Hagten gegen ihren Bruder B auf Zah⸗ 
lung einer Zinſenreſtſchuld von 109 fl.19 kr., indem fie anführten, daß B 
die verfallenen 4% Zinſen von den ihnen geblihrenven °/, Antheilen an 
dem väterlichen Nachlafje, im Gefammtbetrage von 1258 fl. 20 kr., für 
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die Zeit von Lichtmeß 1852 bis Lichtmeß 1856 nicht berichtigt habe, 
alſo mit einer Zinfenfunme per 201 fl. 19 kr. im Rückſtande fei, von 
welcher Summe jedoch 92 fl. abzurechnen feien, weldhe B als die 4% 
Intereffen von den nachträglich hervorgekommenen Berlafienfhaftsichulden 
per 690 fl. für die, die Klägerinnen betreffenden ”/, Antheile von 
Lichtmeß 1852 bis 1856 aus Eigenem gezahlt habe. B wendete gegen 
biefe Zinjenforberung von Lichtmeß 1852 bis 1856 die breijährige Ver- 
jährung ein (8. 1480 a. b. ©. B.), und wollte von dem ſich jo ergeben» 
ben Reſt feine Gegenforderung per 92 fl. in Abzug bringen. Die erfte 
Inftanz erkannte zum Theil dem Einrevebegehren gemäß; die zweite 
Inſtanz dagegen erfannte ganz dem Klagebegehren gemäß, in der Erwä⸗ 
gung, daß „pie Compenfation zwiſchen den von dem Geflagten von ber 
Summe per 1258 fl. 20 kr. den Klägerinnen zu entrichtenden Zinjen 
per 201 fl. 19 kr. und den von ihm für diefelben von der Summe per 
575 fl. mit 92 fl. berichtigten Zinfen in Gemäßheit des 8. 1416 a. b. 
G. 2. in der Art zu bewerfftelligen fei, daß dieſe 92 fl. zuerft auf vie 
älteren und dann erſt auf bie fpäteren Raten in Abrechnung gebracht 
würden. Der Geflagte habe für den Zeitraum von Lichtmeß 1852 — 1855 
für die Klägerinnen 69 fl. ausgelegt; dadurch jei zunächft die Forderung 
der Letzteren an ihn rüdjichtlich ihrer Zinfen für die Zeit von Lichtmeß 
1852—1853 per 50 fl. 19 ke. im Wege der Compenfation ipso jure 
erlofhen und der hiernach won jenen 69 fl. noch reſtirende Betrag per 
18 fl. 41 fr. fei compensando auf die Zinjenforderung der Klägerinnen 
für die von Lichtmeß 1854 bis dahin 1856 übergegangen, wornach 
von einer Verjährung der Zinsrate für den erften Termin feine Rede 
fein könne, weil diefelbe zu Lichtmeß 1855 al8 Zinsforberung der Kläge⸗ 
rinnen gar nicht beftanven habe.“ 

Der oberjte Gerichtshof heftätigte das Urtheil ver zweiten In⸗ 
flanz aus folgenden Gründen: „Der Geflagte hat in der Einrebe jelbft 
ausdrücklich anerkannt, daß er den Klägerinnen einen Erbichaftsantheil 
per 1258 fl. 20 fr. jährlich mit 4% Zinſen zu verzinfen habe, ebenjo 
hat er in den Appellations- und Reviſionsbeſchwerden behauptet, daß Die 
Berichtigung der Paſſiven per 690 fl. ihn allein angehe, und daß bie 
Klägerinnen nur die Berzinfung diefer Summe zu °/, mitzutragen haben. 
Es hat jomit fortwährend ein Verhältnig der Gegenrechnung der dem 
Geflagten obgelegenen 4% Berzinfung der Erbtheile und der dem Ges 
Hagten zuftehenden Erſatzforderung für den von ihm geleifteten, ven Klä⸗ 
gerinnen obgelegenen Beitrag an der 4% Berzinfung der Pafliva per 
690 fi. beitanvden, und es ift demnach durch die legtere vom Geflagten 
geleiftete Zinſenzahlung, ſoweit ihr Betrag reiht, nach 8. 1438 a. b. 
G. B., ſchon für ſich in gleichem Betrage die Zahlung der Zinjen von 
den Erbtheilen ver Klägerinnen, und zwar nach der natürlichen Ordnung 
zuerft Die Zahlung des älteren Zinſenausſtandes vom Jahre 1852—53, 
welcher im Fahre 1855 nody nicht verjährt war, bewirkt worben. Unter 
diefen Umftänden kann aud) von einer Verjährung des erwähnten Zinſen⸗ 
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ausftandes keine Rede fein, weil verjelbe im Jahre 1855 bereits feine 
Tilgung erfahren hat. Daß die Klägerinnen diefen Ausſtand in ihrer 
Klage angeführt, findet feine binlänglihe Erklärung darin, daß fie ihn 
zur Berveutlihung der von ihnen aufgeftellten gegenfeitigen Verrechnung 
erwähnen mußten, und e8 kann dieſer Umftand fomit Feineswegs dahin 
ausgelegt werben, daß fie denſelben als noch nicht durch die Compen⸗ 
fation getilgt angeſehen hätten.“ 


Nr. 292, 


Auslegung einer Tebtwilligen Anordnung: Erklärung, daß 
einer der gejeglichen Erben eine beftimmte Geldſumme zur 
Nachlaßmaſſe ſchuldig ſei. Collationspflicht. 


Gute. vom 10, Sehr. 1857, Nr, 1139 (Beit. des dad Urtheil bed 8. ©, 
Wien v. 22, . Mär 1856 Nr. 2989, abändernden Urtheild des DO. 2. ©. Wien 
ov. 1856, Nr. 10193). &. 3. 1858, Nr. 85, 

In dem wechleljeitigen Teſtamente ver Eheleute M wurde unter 
Anderem im Abjag 4 beftimmt, daß jedes der vier Kinder bei feiner Stan- 
desveränderung oder Majorennität 8000 fl. erhalten folle; in Abſatz 6 
wurde heftätigt, daß der Sohn B dieje 8000 fl. durch den Ankauf einer 
Mühle fammt Requifiten bereits erhalten habe, und hinzugefügt: „daß 
dieſer Sohn B noch 12000 fl. in die Maſſe ſchuldig fer“. Es handelte fid) 
nunmehr darum, ob die Tochter des inzwilchen verftorbenen B fi 4000fl. 
als Reſt jener Schuld per 12000 fl. in den gejeglichen Erbtheil müſſe 
anrechnen laffen. Die erſte Inſtanz verneinte diefe Frage, die beiden 
höheren Inftanzen bejahten fie. 

Gründe der erſten Inftanz: „Das Klagebegehren gründet 
fih auf die im 6. Abjage des unbeftrittenen, wechjelfeitigen Teſtaments 
der Eheleute M und zwar in dem Beiſatze desfelben: „und verbleibt noch 
zur Maſſe 12000 fl. ſchuldig“, getroffene Beftimmung und die dadurch 
von Seite der Kläger gefolgerte Anrechnung dieſes Betrages in den 
B'ſchen Erbtheil, an deſſen Stelle bei der jegt fraglichen Erbtheilung die 
Geklagte, als feine Tochter, getreten ift. Da nun die Worte in ihrer 
eigentlichen Bedeutung genommen werben müſſen (88. 655, 656 a. b. 
©. 3.), der fragliche Beifag einfach die erblaſſeriſche Erklärung einer be> 
ftehenden Schuld enthält, biefe Erklärung auch weber mit ben übrigen 
legtwilligen Anordnungen im Wiverfpruche fteht, noch zwed- und wir- 
Tungelos ericheint, jo fan in den fraglichen Worten die Verordnung 
einer. Anrechnung nicht gefunden werden. Kläger erfennen auch felbft, daß 
ein Theilbetrag per 8000 fl. ver B'ſchen Schuld bereit8 berichtigt ift; 
diejes Anerfenntnig einer Schuld und einer theilweijen Zilgung fteht mit 
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der begehrten Anrechnung im Widerſpruche, da von dem noch unberichtigten 
minderen Theilbetrage per 4000 fl. offenbar dasſelbe zu gelten hat, 
was von dem bereits berichtigten größeren Betrage per 8000 fl. von den 
Klägern ſelbſt angenommen wird. Eben daraus, daß ein Theil ver 12000 fl. 
bereit8 als getilgt zugegeben wird, folgt, daß dieſe Poft feine Confe- 
rirungspoft ift, weil bei einer Conferirung von einer Tilgung der For- 
derung vor dem Eintritte des Zeitpunktes der ftattfindenden Conferirung 
feine Rede fein kann, eine Schulppoft aber nicht an und für fi) eine An- 
rechnungspoſt ift; fie haftet als Sabpoft auf der dem B eigenthümlichen 
Mühle, und es ift daher auch um fo weniger Grund vorhanden, in dem 
oft berührten Beifage einen Irrthum des Erblafjers zu finden oder in 
venfelben einen andern Sinn hineinzulegen als ven, der Har in ben 
Worten liegt. Da alfo in dem erwähnten Teftamente eine Anrechnung 
nicht ausdrücklich verordnet erfcheint, mußten Kläger in Gemäßheit des 
8. 790 a. b. &. B. mit ihrer Klage abgewiefen werden.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Durch die im 6. Abſatze des 
von den Eheleuten M errichteten wechjelfeitigen Teftaments gemachte Erflä- 
rung, daß der Sohn B zur Maffe noch 12000 fl. ſchuldig bleibe, ift offenbar 
ver Wille ausgefprochen, daß derſelbe in die Maſſe 12000 fl. zu vergüten 
habe. Ein ausprüdlich erklärter Wille des Erblaflers muß aber joweit in 
Vollzug gejegt werden, als er feinem Gejege wiberftreitet und feines Men⸗ 
ſchen Recht verlegt. Inſoweit es ſich um eine baare Zahlung des er- 
wähnten Betrages in die Verlaflenihaftsmafle handeln würde, müßten 
die Kläger allerdings den wirflichen Beſtand dieſer angeblichen Schuld 
des B nachweiſen. Inſofern es ſich aber blos um eine Anrechnung dieſes 
Betrages in den gefeglihen Erbtheil handelt, muß diefer von dem 
Erblafler ausprüdlich erklärte Wille, daß B 12000 fl. in die Verlaſſen⸗ 
ſchaftsmaſſe zu zahlen habe, infoweit in Erfüllung gebracht werden, als 
dadurch auch fein gejeglicher Pflichttheil nicht angegriffen würde, weil 
der Erblaſſer gejeglich nur verpflichtet war, dieſen feinem Sohne zu über- 
laſſen, in Betreff des Keftes aber demſelben beliebige Laften und Zah⸗ 
lungen auflegen konnte. In dem Ausiprude, daß ein Erbe verpflichtet 
fei, eine beftimmte Summe in die Berlaffenihaft zu bezahlen, fei doch 
offenbar das Mindere, daß er fich diefe Boft in jenem Erbtheil einrechnen 
laſſen müffe, begriffen. Nur in dem Falle als erwiejen würde, daß der 
Ausſpruch des Erblaffers, fein Sohn B verbleibe noch zur Maſſe 12000 fi. 
Ihuldig, auf einer irrigen Berechnung des Erblaffer8 beruhe, könnte 
derjelbe von dieſer Anrechnung befreit bleiben. Eine foldhe irrige Berech⸗ 
nung wurde aber von Seite der Geklagten nicht nachgewiefen. Die in 
dem Teftamente enthaltene Beitimmung, daß ver Sohn B die 8000 fl., 
welche die Kinder bei Veränderung ihres Standes und ihrer Majorennität 
erhalten follen, durch den Anfauf der Mühle und der dazu gehörigen Re⸗ 
quifiten bereit8 erhalten habe und noch zur Maffe 12000 fl. ſchuldig fei, 
laßt fogar vermuthen, daß der Erblaffer hierbei nicht blos jenen Betrag 
in Rechnung brachte, welchen er bei dem Anfaufe der Mühle verausgabte, 
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iondern jenen pecuniären Bortheil, den er ihm nad, feiner Berechnung 
burch den Ankauf ver Mühle verjchaffte. Die Anordnung des Erblaſſers, 
daß beſtimmte Perjonen zu gleichen Theilen als Erben eintreten jollen, fordert 
viefelben nicht auf, jene Beträge namhaft zu machen, bie jede oder einige 
derjelben ſich in ihren Erbtheil einrechnen laſſen follen. Nach der Anord⸗ 
nung des 8. 732 a. b. ©. 8. hat die Erbichaft des Verftorbenen feinen 
ehelichen Kindern gleichen Grades zu gleichen Theilen zuzufallen. Deſſen⸗ 
ungeachtet. muß fich zufolge der Beftimmung des 8. 790 a. b. G. B. 
jedes Kind dasjenige in feinen Erbtheil einrechnen laflen, was e8 von 
dem Erblaſſer bei deſſen Lebenszeit zu den im 8. 788 a. b. G. B. 
erwähnten Zweden bereit8 von ihm empfangen bat. Dieſes bereits 
Empfangene bildet fonach mit dem, was es noch aus der Verlaffenichaft 
erhielt, feinen Erbtheil.“ 

D er oberfte Gerichtöhofbeftätigte Die Entfcheivung der zweiten In- 
ftanz „in Anbetracht, daß die obergerichtliche Auffaffung des wechfeljeitigen 
Teftamentes der Eheleute M den natürlihen und gefeglichen Auslegungs⸗ 
regeln entipricht, indem die Anordnung: e8 bleibe der Sohn B der Maſſe vie 
durch den Mühlenkauf nebft Requifiten ihm, über ven auch allen anderen Ge- 
Ihwiftern gegebenen Betrag von 8000 fl., mehr zugewenbeten 12000 fi. 
„„noch ſchuldig““, der ausprüdlichen Verordnung der Anrechnung biejes 
Betrages in den Erbtheil gleichkomme (8. 790 a. b. G. B.), daß in 
Beziehung auf die teftamentarifch angeordnete Conferirung e8 unbe- 
ſchadet des außer Frage ftehenden Pflichttheiles gleichgiltig fei, ob ber 
Erblaſſer erklärt, er wolle einem Erben eine beftimmte Schuld nicht 
erlaffen, diefer bleibe fie alfo der Mafje ſchuldig, oder die Erben haben 
einen ſchon empfangenen Betrag von gleicher Höhe ſich in Den Erbtheil 
einrechnen zu laflen; daß in dieſem alle nur der Beweis des Nicht 
beftandes der Schuld oder des gar nicht erfolgten Mehrempfanges von der 
Gonferirungspflicht befreien könne, weldhe im gegebenen {alle weder 
durd) den Mühlenlaufvertrag, noch den Heirathsvertrag geliefert wurde, 
während von Seite der Geflagten das Teftament durch die eigene Erbs⸗ 
erflärung anerkannt ift.“ 


Nr. 293. 
Berzugszinfen von Heiratbögut vom Tage der Auflöfung 
der Ehe an? 


Entſch. dv. 11. Februar 1857, Nr. 114 (Beft. des Urtheils der Prätur 
Crema dv. 6, Dec. 1865, Nr, 10888, Abänd. des Urtheils ded O. L. ©. 
Mailand v. 15, Febr. 1866, Nr. 2408). Gaz. d. Trib. 1858, ©, 9 ff. 

Die Erben der am 20. November 1853 verftorbenen N belangen 
ven Sohn B, als Erben nad) feinem im Jahre 1842 geftorbenen Bater, 
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auf Herausgabe bed von der Mutter zugebrachten Heirathögutes. Der 
Streit dreht ſich darum, ob von dem Heirathsgut Berzugszinfen zu be⸗ 
zahlen find, und zwar, da angenommen wird, daß bie Zinſen des Hei- 
rathsgutes bis zum Todestage der N durch unentgeltliche Berpflegung aus» 
geglichen wurden, ob fie vom Todestage berfelben an laufen. — Die erfte 
Inſtanz ſprach den Erben der Mutter die Interefien vom Todestage der 
legteren an zu. Das Oberlandesgericht fprach den Geklagten von der Zah- 
Iung verjelben los, „da die Intereffen nicht bevungen ſeien und Geklagter 
fih nidht in mora befunden habe.” Der oberfte Gerichtshof beftätigte (in 
biefem Punkte) die Entſcheidung der erften Inflanz aus folgenden Grün- 
ben: „Gleich nad dem Tode der Mutter hätte ihr Heirathsgut entweder 
den Berechtigten zurüdgeftellt oder zu Gericht erlegt werben ſollen; von 
biefem Tage an genoß alfo der Geklagte den Ertrag, ohne dafür ein Ent- 
gelt zu geben; er hörte alfo auf bonae fidei detentor zu fein, und muß 
daher nad) der übereinftimmenven Anoronung der 88. 335, 338, 1333 
9.6. G. B. zur Zahlung der Berzugszinfen verurtheilt werben.“ 
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Nr. 294. 
Berühmung durch Erklärung, ein Rechtsverhältniß noch 
beſtehe? 
Entſch. v. 11. Febr. ru Nr.’ 1026 RN eit. ded dad Urtheil des L. SG 
ü 


Linz v. 18, guguf 1600, 1856, Ar. 7175 indernden Urtheils des DO, 6 
Wien vom 3, Sept. 1856, ur 1aceh), Haimerl’d Magazin, Bd. 


Die C batte als Gautier hr W B eine fünfpercentige Staats» 
ſchuldverſchreibung beftellt, welche ihr nad erfolgter Binculirung zurüd- 
geftellt wurde. Nach dem Tode ver C follte der Verlaſſenſchaftscurator 
die Devinculirung diefer Obligation erwirken. B erflärte auf die außer- 
gerichtliche Aufforderung brieflich, daß jene Obligation für ihn und feine 
Ehegattin, fo Iange fie leben, als Caution zu dienen, und daher auch 
die Vinculirung fortzubeftehen habe. A ftellte hierauf gegen B die Auf- 
forberungsflage an. Die erfte Inftanz fand in jener Erflärung des B 
eine Berühmung; anders die zweite und dritte Inſtanz. 

Gründe der zweiten Inftanz: „Im der brieflihen Er- 
Höärung des Geflagten, daß die Obligation, fo lange er und jeine 
Gattin Ieben, als Caution für fie zu verbleiben habe, Tiegt feine Be- 
rühmung, indem der Gellagte weder ein neues Recht in Anſpruch nimmt, 
noch die Pfanpbeftellung für ein anderes Recht ausgedehnt wiſſen will, 
als wofür fie ſchon urſprünglich beftimmt war. Glaubt A, daß das 
Rechtsverhältnig, zufolge deſſen C für B die Caution leiftete, mit dem 
Tore der C fein Ende erreicht habe, fo muß er im ordentlichen Rechts⸗ 
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weg wider B auftreten; keineswegs aber erſcheint er berechtigt, dieſen 
zur Darthuung aufzufordern, daß biefes Rechtsverhältniß noch ferner 
fortzubefteben babe, nachdem ver Geklagte fi) vermalen auch noch 
im Beſitz des Rechtes befindet, diefe Obfigation als Caution für 


feine Dienftobligation zu verwenden, jomit nad) $. 323 a. b. ©. B. 


deſſen Aufforberung bier nit Platz greifen fannı. Auch geben nad 
8. 918 a. b. G. B. alle aus Berträgen entftehenden Rechte und Pflichten 
auf die Erben der vertragichließenden ‘Theile iiber, wonach es Sache des 
Klägers ift, zu beweifen, daß Das viesfällige Bertragsverhältniß bereits 
fein Ende erreicht babe." _ 

Gründe der dritten Inftanz: „Die C bat zugeftandener- 
maßen für ven Geflagten zur Sicherftellung der Dienftescaution eine 
Obligation von 1000 fl. erlegt, welche ihr nad vorgenommener Bin- 
culirung, mit dem Binculirungsband verjehen, wieder zurücdgeftellt 
wurde. Wenn nun fie, oder was hier mit Rüdficht auf 8. 547 a. b. 
G. B. gleich ift, ihre Berlafienichaftsmafle die Devinculirung dieſer 
Obligation erlangen will, fo war es ein ganz verfehlter Weg, aus 
der auf die biesfällige außergerichtliche Aufforderung von B abgege- 
benen Erflärung den Anlaß zu einer Aufforberungsflage zu nehmen, 
indem diefe Weigerung eben fo wenig als eine zur Aufforberungsflage 
nad) 8. 66 a. ©. DO. beredhtigende Berühmung angejehen werben Tann, 
als wenn der Schulpner die vom Gläubiger außergerichtlich gefchehene 
Einmahnung der Schuld dahin beantworten würde, daß er, weil ber 
Zahlungstag noch nicht gekommen, auch jegt noch nicht zahlen wolle.” 


Nr. 295. 


Darleihen, zum Theil in Geld, zum Theil in ‘Privatforbe- 
rungen gegeben. : Theilweife Simulation. 
Entid. v. 17, Gebr. 1 1857, Nr. 139 (Beil. 0 des das Hrtpel des L. G. Mai: 
I v. 5, Febr. 1 ‚Rt. 681, abänd. Urtheils des O. 2. G. Mailaud 
1. Okt. 1856, Mr 2151 513). Gaz. d, Trib. 1858 „S. 281 ff. © 3 
„Nr. 60; 1858, Nr, 119, 

B hatte dem A einen Schuldſchein auf 20000 Lire ausgeftellt, 
in welchem beftimmt war, daß, wenn der Schulpner eine Intereſſen⸗ 
rate nicht pünktlich zahle, der Vertrag aufgelöft und der Gläubiger 
berechtigt fein folle, da8 ganze Capital ſogleich zurückzufordern. Da B 
die erſte Rate nicht zahlte, klagte A auf Zahlung des Capitals ſammt 
Interefien. Aus dem darüber abgeführten Rechtsftreit ergab ſich, daß 
B von obiger Summe nur 11630 8. in Baarem, das Uebrige mittelft 
einer Ceſſion erhalten hatte, die ſich aber nicht nur auf eine unein⸗ 
bringliche Forderung bezog, fondern ſich als Scheingeſchäft varftellte, 
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dad der Schulbuer nur aus dem Grunde einging, um in feinen Be- 
brängniflen baares Geld zu erhalten. Nachdem das Gericht erfter In- 
ſtanz im Weſentlichen zu Gunften des Klägers geurtheilt, entſchied bie 
zweite Imftanz, der Bellagte habe mur 11630 8. in Baarem, das 
andere duch Ruckceſſion der ihm abgetretenen Forderung zu bezahlen. 
Der vberfte Gerichtshof beftätigt dieſes Urtheil „in ver Erwägung, 
daß ber Geflagte nicht ſchuldig It uhr guruczugeben, als was er 
als Darlehen empfangen, nämlich 1 L.; daß der Contract, in⸗ 
dem er eine Schuld von 20000 —— in Wirkchteit eine 
doppelte Natur hatte, nämlich als Darlehen bezüglich ver zugezählten 
Summe von 11630 L. and als Ceſſion für 8370 L. bezüglich ver 
Forderung an die X’fhe Concursmaſſe; daß die ungünftige 1% chaffen- 
heit diejer Forderung, verbunden mit ben —e— ihrer 
Ceſſion und mit den Bedrängniſſen des Ceſſionars die Annahme eines 
reellen Werthes, der ſich in ein dargeliehenes reelles Capital umwan⸗ 
deln ließe, unmöglich made; daß man ohne Abſurdität nicht anneh⸗ 
men könne, daß bei einem oneroſen und folglich zweiſeitigen Vertrage 
die ganze Laft einem der Contrahenten zufallen folle; daß, wenn auch 
ver Schulpner ſich etwa über Die Güte der ihm abgetretenen Forderung 
getäujcht hätte, feine wie immer geartete Meinung das Weſen der Sache 
keineswegs geändert hätte, und daß jebenfall®, wenn der Erfolg bie 
gewagten Behauptungen des Klägers je rechtfertigen würde, biefer ſich 
nicht beklagen könne, wenn er feine Rechtsanſprüche zurüderhalte, wäh— 
vend er umgelehrt die Folgen feiner irrthümlichen Berechnungen tragen 
müſſe, vorbehaltlich des Negrefles gegen ven etwa Mitſchuldtragenden; 
daß endlich das Obergericht, indem es die Rechte uud rüdfichtlich Ver⸗ 
bindlichleiten ber Streittheile auf das genaue Maß nnd die firengen 
Conſequenzen des zwiſchen ihnen gejchloflenen Vertrages zurüdführte, 
das Geſetz ganz richtig anwandte.“ 


Nr. 296. 
Aufhebung einer Tettwilligen Anordnung? 


Eule). vom 17, ar 157, Nr. 332 (Beit. des urtpeild pe Prätur 
a v. 29, Mai 1 6855, Abänd. des Urtheils des DO. 2. G. 

— vom 1, Ott. 1886, Str. 10687). 6. Kr 1857, r. 68, Eoo d. 

Trib. 1857, ©. 365 

M hinterließ eine legtiwillige Anordnung dd. 1. Juni 1850, welche 

er Im Conterte als Codicill bezeichnete, und worin er feiner Nichte 
fein Landhaus als Prälegat hinterließ. Das Codicill begann mit den 
Worten: „In aggiunta al mio testamento scrivo il presente codieillo* 
und ſchloß mit den Worten: „Questo intendo, ordino e voglio sia il 
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mio codicillo ed ultima volontà, annullando qualunque mia anteriore 
disposizione e successiva, che non contenesse le seguenti parole: 
Amour & ma soeur!“ Es fand fid) nun ein Teftament dd. 10. Sep- 
tember 1844 vor, worin M der B den Nußgenufß des gejammten Nach⸗ 
laſſes legirte, und die C als Erbin einjegte. Die Worte: „Amour 
& ma soeur!* fanden fich darin nicht vor. Es entſtand nun ein Rechts⸗ 
ftreit zwifchen ven Inteſtaterben A und Conforten, als Klägern und 
den in dieſem Teftamente bevachten B und C darliber, ob das erwähnte 
Teftament als aufgehoben zu betrachten fei oder nicht. Die erfte Im- 
ftanz ſah das Teftament als nicht aufgehoben an, indem fie davon 
ausging, daß alles darauf ankomme, ob ſich das Codicill in der That 
auf das Teftament vom 10. September 1844 ober auf ein anderes 
beziehe, welches nicht aufgefunden worden ſei. „Die Kläger, deren Sache 
es geweſen wäre, den Beweis des Beitandes eines andern Teſtaments 
zu führen, geben zu, daß ein anderes nicht aufzufinden fei; es muß 
daher angenommen werben, daß ſich das Codicill eben auf das einzig 
beftehbende ZTeftament beziehe, umjomehr, als im Codicill fein Datum 
des Teſtaments angegeben wird, zu welchem es den Anfchluß bilden 
follte..... Die Beſtimmung des $. 716 a. b. ©. 3. findet auf die 
Codicillarclaufel feine Anwendung, da jener Paragraph von fpäteren 
Anordnungen fpricht, die Clauſel aber auf frühere Anoronungen Be⸗ 
zug nimmt; auch liegt Fein ausbrüdlicher oder ſtillſchweigender Wider⸗ 
ruf des Teftamentes vor (8. 717 a. b. ©. B.), e8 muß daher 
als giltig aufrecht erhalten werden.” Die zweite Inſtanz hielt das 
Zeftament für aufgehoben. „Die Worte: „„Unter Aufhebung jeder 
früheren Anordnung““ haben alle früheren Teftamente aufgehoben 
(8. 717 a. b. ©. 3.) Da nun die Geflagten ſelbſt zugeben, es fei das 
producirte Teſtament das einzige, und da e8 von früberem Datum ift, 
jo ergebe ſich deſſen Ungiltigfeit von felbft, zumal man nicht annehmen 
könne, daß ein 9 Jahre ſpäter verfaßtes Codicill das frühere Teftament 
ergänzen folle, vielmehr beide als felbftftändige Anoronungen angefehen 
werben müflen. Bei der beſtimmten Faſſung des Codicills müfjen deſſen 
Anfangsworte: in aggiunta als gleichbedeutend mit seguito und berglei- 
hen angefehen werben, jedenfalls aber an Gewicht verlieren....” Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften Inftanz aus folgenden 
Gründen: „Aus dem Inhalt des Codicills geht deutlich hervor, daß 
der Erblafjer ein von ihm früher gemachtes Teſtament im Auge hatte, 
welches er aufrecht erhalten willen wollte; denn er erklärt ja im Ein- 
gange des Codicills, daß er zu feinem Teſtamente einen Zufag machen 
wolle. Nun ift aber nach dem Tode des M fein anderes Teftament ge⸗ 
funden worden, als jene® vom 10. September 1844, und die Kläger 
haben auch feinen Beweis geliefert oder angeboten, daß M außer bem 
gedachten Teſtamente ein anderes gemacht habe. Wollte man auch dieſes 
Zeftament als durch den am Schluffe des Codicills gemachten Beifat 
aufgehoben anfehen, fo ergibt fih ein Widerſpruch mit dem erklärten 











— 319 — 


Willen des Erblaffers, der fich auf fein früheres Teſtament bezogen hat. 
Hiezu kommt noch, daß M im Codicill am Schlufle nur gejagt hat: questo 
intendo e voglio sia il mio eodieillo, und daß man daher annehmen 
muß, daß er durch ven Beiſatz annullando ecc. nur fagen wollte, daß 
jede andere derlei Verfügung, die mit dem Copicille, reſp. demjenigen, 
was er darin augeordnet hatte, nicht übereinſtimmen follte, ungiltig fein 
fol; e8 kann aber daraus nicht gefolgert werden, daß er auch die von 
ihm gemachte Erbeinſetzung annulliren wollte. 


Nr. 297. 


Anerkennungsvertrag mit dem Beifage, daß die Schuld in 
feftzufegenden Raten zurüdgezahlt werben ſolle. 


Entſch. vom 17, Febr, 1857, et 18 1 eis des Urtheils 
der Prätnr Pordenone vom 28 u des 
Urtheils des O. L. G. Ve eig Bam 1. au 1856 , Rt. 20896 ). Eco d 


B bat eine Urkunde 2 worin er anerkennt, dem X 116 fire 
Ihuldig zu fein, „veren Bezahlung in monatlichen Raten zu der Zeit und 
in der Art, welche noch beftimmt werben wird, erfolgen fol.“ X, welcher 
fih mit diefer Erflärung deshalb begnügte, weil B an ihn eine Gegen- 
forderung hatte, deren Höhe erft feftgefegt werden mußte, cebirt die For⸗ 
derung an A, welcher fie einflagt. Die erfte Inſtanz verurtheilte B zur 
vollftändigen Dezahlung binnen 14 Tagen. Die zweite Inſtanz wies 
den Kläger ab. Der oberſte Gerichtshof ſetzte drei einmonatlihe Termine 
zur Zahlung feit. 

Gründe der erſten Inſtanz: „Da die Zeit der Zahlung durch 
den Vertrag nicht feftgefegt ift, thut dies pas Gefeß ftatt der Parteien, 
und $. 904 a. 6. ©. 3. räumt für diefen Fall dem Gläubiger das Recht 
ein, bie Bezahlung jogleih zu fordern.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Der 8.904 a. b. G. B. if 
auf den Fall nicht anwendbar, weil nicht blos die Zeit, fonderu auch die 
Art der Zahlung fünftiger Seftfegung vorbehalten blieb. Der Kläger hat 
daher nicht eine Klage auf Zahlung, ſondern nur auf Erfüllung ber bei 
Unterfertigung der Schulvanerfennung eingegangenen Berpflichtung, be- 
ſonders da nicht bewiefen ift, baß ber Geklagte dazu aufgefordert worden 
ſei, oder gar ſich deſſen geweigert habe, und da jener Vorbehalt einen 
integrirenden Theil des Liquidationsactes bildet.“ 

Gründe ber dritten Inſtanz: „Als der Geklagte.... bie 
Schuld... anerkannte, fügte er Hinzu, baß biefelbe in Gemäßheit bes 
gleichzeitig getroffenen Vebereinfommens in fpäter feftzufegenden monat» 
lichen Terminen getilgt werden folle. Diefe Einſchränkung muß ſich der 
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Kläger... .. gefallen laffen, da er fein Begehren einzig auf die bezätgliche 
Urkunde ftüßt, und e8 ihm daher nicht geftattet werden kann, fie in jenem 
Theil, der ihm günftig ift, für fich anzurufen, in dem ihm ungünftigen 
aber unberüdfichtigt zu laſſen. Dagegen war er nicht verpflichtet... 
eine Feftftellung und Liquidirung der Gegenforderung des Geflagten an 
feinen Cedenten abzuwarten; denn die Urkunde enthält nichts, was Darauf 
hinweiſt, und ver Geklagte hat nicht bewiefen, daß ein berartiges Ueber- 
einkommen befteht. Der oberfte Gerichtshof ift daher der Anficht, daß 
nichts entgegenfteht, ſchon im gegenwärtigen Proceſſe die Raten zur 
Zahlung des eingeflagten Betrages feftzuftellen.“ 


Nr. 298, 
Reftitution gegen eine verftrichene Yallfrift wegen Verſchul⸗ 
dens des Rechtsfreundes. 
Entſch. v. 17. Febr. 1857, Nr. 1349 (Abändernng der gleichförmi 
Belheibe der Ger Baldobbindene von 17, Set. 1508, — 


des O. L. G. Venedig v. 11, Nov, . 20868), Eco d. Trib. 1857, 
&, 318. Gaz. d. Trib. 1857, 6. * G. 3. 1857, Nr. 57; 1868, 

In einem gegen B anhängig gemachten Procefje wegen Ungiltig- 
feit eines Kaufvertrages hatte A den Veweis durch Kunftverftändige und 
Zeugen angeboten, welcher auch durch Urtheil zugelaflen wurde. Das 
Geſuch, womit A den Beweis antritt, erwähnt aber des Beweiſes durch 
Kunftverftändige gar nicht. Es wurde daher auch nur ber Zeugenbeweis 
durchgeführt. Vierzig Tage nach feiner PVerftändigung vom Schluß des 
Zeugenverhöres brachte A ein Gefuh um Keftitution gegen ben ver- 
ftrichenen Termin zur Antretung des Beweijes durch Kunſtverſtändige 
ein; jein Begehren warb in erfter Inftanz ſowohl als auch in zweiter 
Inftanz abgewielen. Der oberfte Gerichtshof jedoch bewilligte die ans 
gefuchte Reftitution in der Erwägung, „daß A zur Unterftügung feiner 
rebhibitorifchen Klage fowohl den Zeugen⸗, als auch ven Kunftverftändigen- 
beweis angeboten hat, daß der Letztere für ihn ſehr wichtig und fir 
ben Ausgang feines Proceſſes entſcheidend war, und daher unmöglich an- 
genommen werben kann, daß er auf feine Durchführung abſichtlich ver- 
sichten wolle, während er doch ven Proceß nicht fallen ließ, wie aus ber 
Antretung des Zeugenbemeifes hervorgeht; daß alfo nur die Eigenmacht 
oder eine grobe Nachläſſigkeit feines Advocaten es erklären kann, daß nur 
der eine und nicht zugleich auch der andere Beweis angetreten wurde, 
weshalb auch angenommen werden muß, daß A in der That keine Kennt⸗ 
niß davon hatte, daß jener den Termin nutzlos verſtreichen ließ; daß die 
Schuld des Advocaten nach Grundſätzen der Billigkeit und nach dem 
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rihtigen Einne des $. 478 ital. ©. O. (8. 491 weftgal. G. D.) ver 
Partei, welche für fi) ein Rechtsmittel in Anſpruch nimmt, niemals ent- 
gegengebalten werden kann.” 


Nr. 299, 


Unzuläffigfeit der Concurderöffuung auf Grund noch nicht 
fälliger Wechfel. 
Said. u v. i Sehr, az Nr. 108 3 88 gi der Kr ‚Kleihförmigen 2,6. 


G. Prag v 
Prag vom 20, Jänner 187, Fr 1209), ©, & 3. 1857, Nr, 5 


——— — — 


Nr. 300. 
Beſitzſtörungsklage. Schutz des geſtörten Rechtsbeſitzes. 
uiid. u vom 18, Febr. 1857, Nr. 1178 (Bett. der söer gleicfärmigen Bei Beigeidt 


©. Bienen Meuftadt iR 338 
CGwWien v. 23, Der. 1 Bis. er 1858, ©, — * 8 


Die Entſcheidung * —— Inſtanz lautet: „Der oberſte Ge⸗ 
richtshof hat in der Erwägung, daß die Gemeinde von Fiſchau im Ver⸗ 
trag vom 10. October 1801 dem Kläger das ausſchließliche Recht zum 
Steinbrechen auf dem Fiſchauberg, folglich auf allen venfelben umfaſſenden 
Parcellen überlafien bat, daher ihm auch das Recht zufteht, allen Anderen 
und auch den Gemeindeglievern von Fiſchau das Steinbrechen auf jeder 
Parcelle des Fiſchauberges zu unterjagen; in der Erwägung, daß, wenn- 
gleih der Kläger das ihm ausſchließlich zuftehende Recht zum Stein- 
brechen auf dem Fiſchauberg felbft nicht wirflic, ausgeübt hat, daraus nicht 
gefolgert werben Tann, daß er den Beſitz dieſes Rechtes verloren habe, 
weil nah $. 351 a. 5. G. B. durch den bloßen Nichtgebrauch eines Rechtes 
der Befig außer den im Gelege beitimmten Berjährungsfällen nicht 
verloren geht; in der Erwägung ferner, daß jowohl aus der Erklärung 
vom 14. November 1833, als aus den aufgenommenen Zeugen⸗ 
ausjagen ſich ergibt, daß das erwähnte Recht des Klägers, Andere vom 
Steinbrechen auf dem Tildauberg auszufchließen, bei wiederholter 
Gelegenheit von ben Gemeindemitgliebern von Fiſchau anerkannt morben 
it; in der Erwägung, daß der Kläger im Befige dieſes Unterfagungs- 
rechtes auch durch das vechtöfräftige Erkenntniß vom 27. Mai 1856, 
wenngleich in Bezug auf eine andere Parcelle des Fiſchauberges, in 
welcher damals die Beſitzſtörung erfolgt war, geſchützt worden iſt, dem 
außerordentlichen Recurſe des Geklagten gegen die gleichſürmigen 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 
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Erkenutnifle..... „ durch welche demfelben in Gemäßheit ver SS. 313, 
339 und 351a. b. G. B. aufgetragen wurde, fich jeder weiteren Störung 
des Beſitzes des ausichlieglichen Nechtes des Klägers zum Steinbrechen 
auf dem Filchauberg, folglich auf allen an dieſem Berge befindlichen Deben, 
Waldungen und anderen Gründen, bei fonftiger Erecution für immer 
zu enthalten..... feine Folge zu geben befunden.“ 


Nr. 301. 


Folgen bei Todes ded Delaten. — Berhältnig des Haupt- 
eides zum Erfüllungseibe. 


Eutſch. vom Fon Gebr 1857, De 425 (eheiimeiie ——— der Hrtpeite 
it es 4 &, Ubine d. 29, Der, 1 Benedig 
20, Anguft 1856, Wr. isaa 1). Fi Feih 1esn ei. ® 3. 

1858, Pr. 140. Gerifstäh, 1808, ©,A1d. 

In einem Crecutioprocefle brachte ver Seffagte Einwendungen 
vor, und bot darüber den Beweis durch drei Zeugen, nicht aber auch den 
Erfüllungseid an; zugleich trug er über jene Thatfachen dem Kläger ven 
Haupteid auf, ohne fidh dariiber auszufprechen, ob er ihn im Rückſchie⸗ 
bungsfalle abjchwören wolle oder nicht. Bor der Fällung des Beiurtheiles, 
welches den Zeugenbeweis zuließ, ſtarb der Kläger, welcher in ver Ver⸗ 
handlung ertlärt hatte, daß er den Haupteid annehme. Bon ben brei 
Zeugen beftätigte nur einer die Angaben des Geflagten. Da in der Beweis⸗ 
einreve der Tob bes Klägers erwähnt umd bocumentirt wurde, ordnete 
das Gericht eine Tagſatzung zur Verhandlung über viefen Incidenzfall 
an, wobei Geffagter behauptete, ver Tod des Klägers fünne an der Sache 
nichts ändern, der Vertreter der Erben des Klägers aber geltend machte, 
daß nunmehr auf den Eid nicht mehr erkannt werden dürfe. 

Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren ohne Rüdficht auf die 
Einwendungen des Geklagten ftatt, indem fie ſich darauf berief, daß es 
bei der eigens angeordneten Nachtragsverhandlung dem Geflagten möglich 
gewefen märe, neue Beweismittel, namentlich auch ben Erfüllungsein 
anzubieten, was er. unterlaffen babe. — Die zweite Inftanz erfannte 
auf den Erfüllungsein des Geflagten: „Es bedarf bier feines ausdrück⸗ 
lichen Anbietens des Erfüllungseides; denn da der Geflagte über dieſelben 
Thatſachen, über welche er ven Zeugenbeweis anbot, auch den Haupteid 
auftrug, ohne anzudeuten, daß derſelbe ein ivreferibler fein folle, hat er 
implicite ſich auch bereit erklärt, die Richtigkeit dieſer Thatjachen zu 
beſchwören, wenn Geflagter nicht ſchwören follte.“ 

Der oberfte Gerichtshof erkannte ohne weitere Rückſicht auf den 
Tod des Delaten auf den vom Geflagten aufgetragenen Haupteid „in 
ber Erwägung, daß Geflagter fih im Laufe des mündlichen Verfahrens 
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beharrlich der Anbietung des Erfüllungseides enthalten bat, und daß 
daher ohne offenbare Verlegung des 8. 162 ital. ©. O. (8. 106 a. 
D. ©.) auf ven Erfüllungseid nicht erfannt werben kann; daß Dies auch 
nicht damit gerechtfertigt werben kann, daß Gellagter, indem er den Haupt- 
eid auftrug, ſich ſtillſchweigend zum Erfullungseid erboten habe, da der 
Geklagte damit die Sache nur dem Gewiſſen ſeines Gegners anheimſtellte, 
ohne ſein eigenes zu belaſten, oder zu erklären, er ſelbſt werde im Rück⸗ 
ſchiebungsfalle den Eid ablegen; daß er endlich nicht das Recht verlieren 
darf, die Sache von dem Haupteide abhängig zu machen, auf welchen der 
Kläger, als er noch lebte, in der Verhandlung es ankommen laſſen zu 
wollen erklärte.“ 


Nr. 302. 
Vorausſetzungen des Anſpruchs auf Gewährleiſtung wegen 
phyſiſcher Mängel der Sache. — Beweis der Verletzung 
über die Hälfte. 


Entſch. v. 24. Febr. 1857, Nr. 877 ge des das Urtheil ded B 
Salz nrg vom 19. Inni 1 1 — —— abändernden Hrtbeitg 
de8 DO. 2. ©. Wien vom 1 Sm 1 10882). ©. 3. 1858, 


In den Entfheibungsgeinben be er oberen Gerichtshofes heißt es: 
„Die Revifionsbejchwerbe des Geflagten ift gegen ein ihm günſtigeres ober⸗ 
gerichtliches Urtheil gerichtet, und daher eine außerorventliche, in Folge 
welcher nad) ber beftehenden Vorſchrift eine Abänderung der untergericht- 
lichen Urtheile nur im Yale einer offenbaren Ungerechtigkeit oder Geſetz⸗ 
widrigfeit ftattfinden Lönnte, zumal der Kläger gegen die Zulaſſung ber- 
jelben ausdrücklich proteftirt bat. Ein folder Fall iſt jedoch bier nicht 
vorhanden, da die beiden Einwendungen ver Gewährleiftung und der Ber- 
legung über die Hälfte, welche der Geflagte der auf die Erfüllung des 
Pferdetaufchvertrages, den er mit dem Kläger abgejchloffen hat, gerichteten 
Klage des Letzteren entgegenftellte, immerhin aus erheblidhen Gründen 
für unftatthaft erfannt worden find. Denn was die Gewährleiftung betrifft, 
jo fteht diefer Einwendung, abgefehen von dem obergerichtlichen angeführten 
Umftande, daß der Geflagte die Pferde des Klägers bei Gelegenheit des 
Tauſches mit Beihilfe des Pferdehändlers Z unterfuchte, fie durch eine 
vorgenommene Yahrt und duch einen Ritt probiren ließ, daß er das 
Krummgehen des Sattelpferdes bemerkte, ein folche® auch nach der Aus- 
fage der Sachverſtändigen ſelbſt für einen Nichtfachverftändigen nicht 
jchwer zu erfennen war, daß er nad) den ausgeführten Broben feine weitere 
Ausstellung machte, und fohin den Tauſchvertrag ohne alle Bedingung 
abſchloß, noch weiters entgegen, daß die vernommenen Sachverftändigen 
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bie an dem Sattelpferde befundene Schulterlähme aur für „nicht unwahr- 
icheinlich unheilbar”, folglich nicht beftimmt als unheilbar erklärten, ſowie 
auch aus ihrem Befunde nicht hervorgeht, daß der an demſelben Pferve 
wahrgenommene Hornhautfled des rechten Auges unbeilbar, und ſchon 
beim Tauſchabſchluſſe oder zur Zeit ver bevungenen Hebergabe vorhanden 
gewefen jei. Hiernach kann auf Seite des Gellagten das Recht, den Tauſch⸗ 
vertrag aufzuheben und ſich von deſſen Erfüllung befreit zu halten, nad) 
8. 928 und 8. 932 a. b. ©. B. nicht anerkannt werben. Ebenjo liegt 
nicht erwiefen vor, daß der Geflagte durch den abgeſchloſſenen Tauſch⸗ 
vertrag über die Hälfte verlegt worden jei; denn um dies aumehmen zu 
fönnen, müßte der Werth der beiberfeitigen Tauſchobjecte dargethau 
fein. Dies iſt aber in Anjehung des Pferdes des Geflagten nicht der 
Tal, da in der Ausſage des Zeugen K iiber den von ihm angegebenen 
Werth vesfelben pr. 100 fl. C. M. nur eine halbe Probe liegt, dieſe aber 
weber Durch die Ausfage des Zeugen L, welcher fi in mancher Hinficht 
jehr ſchwankend ausſprach, noch durch den Erfüllungseid, der zur Ergänzung 
eines Runftbefundes, welcher hier in ven Ausfagen des K und L nieber- 
gelegt ift, überhaupt unzuläſſig erjcheint, ergänzt werben Tann.“ 
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Nr. 303. 
Executionsfähigkeit eines im Concursverfahren geſchöpften 
Liquidirungsurtheils nach aufgehobenem Concurſe. 
. dv. 24, Febr. 1867, Nr, 1227 ch i tend 
ae states 


€ 
Beſcheide G. Hernals vom 10, Kovember 
des O. L. G. Wien von 26, Ponember 1856, Nr. 15550). ©. 3. 1857, 
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Nr. 304. 


Verpflichtung des Gegners einer Concursmaſſe zur Entrid- 
tung der dem Mafje-Curator für die Vertretung der Maffe 
zuerfannten Berbienftgebühr ? 

Entſch. v. 25, Febr. 1857, Nr. 1820 (Beft. der glei Iautenden Entjaet 


dungen des Sr. G. Przemyſl vom 2. Inli 1856 . 
O. L. G. Lemberg vom 12, Nonember 1856, Nr. 21382). @, 3. 1867, 


A hatte wider bie Concursmaſſe des C auf Loſchung einer für 
dieſen haftenden Satzpoſt geflagt ; der Maffecurator gab feine Einwilligung 
zur Bornahme der angejuchten Löſchung, die dann auch vom Gerichte 
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mit dem Zufage bewilligt wurbe, daß der Maffecurator ſich wegen ber 
ibm paffirten Berbienftgebühr bei der Concursmaſſe zu erholen habe. 
Gegen dieſen letzteren Punkt recurrirte der Maflecurator, indem er fidh 
auf die Uneinbringlichkeit der Honorarforderung bei der C'ſchen Maſſe, 
jowie auf ven Umftand berief, daß feine Zuftimmung in dem Klagebegehren 
eine Mühewaltung zum Bortheile des Kläger geweſen ſei, wofür ihm 
dieſer zu einer Vergütung verpflichtet jet. Die Zweite Inftanz verwarf 
biefen Recurs, da die Einwilligung zur Löſchung ein im Intereſſe der 
Mafle zur Bermeidung eines muthwilligen Procefled nothwendig zu 
ergreifendes Rechtsmittel war, hierin aljo nur ein der Partei des Recur⸗ 
renten geleifteter Dienft zu fehen ift. Der Mafjecurator ergriff ven Revi⸗ 
feonsrecurs, in welchem er insbeſondere auch geltend machte, daß ber 
oberfte Gerichtshof in einem ähnlichen Falle (Entiheidung vom 7. Decem⸗ 
ber 1854, Nr. 11188 — ſ. oben Nr. 52) die Zahlung der vem Curator 
einer Pofterität für deren Vertretung zuerkannten Gebühr dem Kläger 
auferlegt hatte. Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch dieſen Recurs, 
„pa weder bie Uneinbringlichleit der Honorarforderung des Recurrenten 
bei der O'ſchen Waffe, noch der für den Kläger durch vie Löſchung der auf 
feiner Realität haftenden Laſt entfpringende Bortheil für das Begehren 
des Curators entſcheidend jei, indem nad) $. 529 weſtgal. ©.D. (8. 398 
0. G. O.) vem einem Armen von Amtswegen beigegebenen Vertreter 
vom Gegentheile mer dann, wenn er in die Proceßloſten verurtheilt wird, 
bie Gebühr des Verdienftes zu entrichten fei, was in dem vorliegenven 
Falle nicht ftattgefunden habe.“ Rückſichtlich des von dem Recurrenten 
angezogenen Präjudicates des oberften Gerichtshofes wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß Präjudicate für andere Fälle niemals maßgebend feien. 


Kr. 305. 
Nichtigerklärung einer Feilbietung wegen unterlaſſener Ver⸗ 
ſtändiguug eines aus dem Feilbietungserlöſe vollſtändig befrie⸗ 
digten Pfandgläubigers. 


——8 vom Fr — 1807, v. Im 2 delt des dad Irtbeil der präbır 
Sarnico in, 18 2 abänd, Urtheil 8O. 
Mailand Kom "29, Rop, 18, 5 8738). Eco d. Di ni 6. 17, 


Ta 18:8, S. 359 ff. 


Die Beränbigung von einer vorzunehmenden erecutiven Feilbie⸗ 
tung eines Grundſtückes wurde aus Verſehen ſtatt dem zuerſt eingetra⸗ 
genen Pfandgläubiger einem anderen Bewohner desſelben Ortes, welcher 
denſelben Namen führt, zugeſtellt. Obgleich nun jener Sabglaubiger 
aus dem Erlöſe mit feiner Forderung vollkommen befriedigt werben kann 
und ver Erfteher ihm die Befriedigung auch anbietet, verlangt er Doch Pie 


Nichtigerflärung bed erfolgten gerichtlichen Berlaufes. Die erfte Inftanz 
wies das Klagebegehren ab, weil dem Kläger aus der ohne voraus» 
gegangene Verſtändigung abgehaftenen Veilbietung kein Schade ermachjen 
fei, „und der Pfanpgläubiger, welcher, ohne beichäbigt zu fein, die Unter- 
laſſung ver Berftändigung geltend macht, die Grenzen feines Intereſſe 
und des Zwedes ver Hypothekbeſtellung überfjchreitend, fich dem $. 1035 
4.5. ©. B. zuwider zum Vertreter fremder Interefien machen und zu 
Sunften Dritter ein Recht ausüben würde, das biefe nach 8. 462 a. b. 

G. 3. unbenützt Iaflen können.” Die beiden höheren Inſtanzen gaben 
bem Klagebegehren ftatt, „in der Erwägung (fo lauten die Entſcheidungs⸗ 
gründe bes oberften Gerichishofes), baß bie Anorbnung des $. 427 ital. 

G. O. ($. 438 weftgal. G. DO.) in einem hochwichtigen, öffentlichen 
Intereſſe erlafien wurde, da fie beftimmt ift, die Intereflen nicht blos des 
Executen, fondern auch der Pfandgläubiger ficherzuftellen, und daß es, 
ba die Faſſung des Gefeßes deutlich und Har ift, nicht geftattet fein fannı, 
fi) der Anwendung desjelben durch Unterfuchung des Zweckes, ven es 
vor Augen hatte, zu entziehen,;.... in der Erwägung, daß pas Gefeg, wo 
bie Berftänbigung eines Pfandgläubigers unterblieben ift, die Feilbietung 
für nichtig erflärt, ohne zu unterſcheiden, ob der nicht verftändigte Satz⸗ 

gläubiger baburch einen Schaben erleive oder nicht; in der Erwägung 
endlich, Daß es nicht genug ſei, wenn der Erfteher dem Kläger vollitän- 
dige Befriedigung feiner Forderung anbietet, da das Geſetz vielmehr 
fordert, daß er alle eingetragenen Gläubiger befriebige, offenbar, weil es 
bie Abficht hat, den Executen und alle Gläubiger vor Benachtheiligungen 
zu ſchützen.“ 


Kr. 306. 
Beweislaft in Anfehung der Echtheit und Giltigfeit eines 
Zeftamentes. 


€ v. 4, Mürz 1857, Nr, 1724 (Beft. des eils des 
* — — 5* 8.6 Bin 

12, Nov, 1856, Nr, 100 Haimerl’d Magazin Bd, XVI, ©. 510 ff. 

M ftarb mit Hinterlaffung eines fchriftlihen Teſtamentes. Die 
von den Teſtamentserben abgegebene Erbserflärung wurde von ber 
Abhandlungsbehörde angenommen, während die vermeintlichen gejetlichen 
Erben auf den Rechtsweg gewieſen wurben. Sie klagten nun auf Ungil- 
tigfeit des Teftamentes und auf Anerkennung ihres gejeglichen Erb- 
rechts. In diefer Klage „widerſprachen fie: 1. daß die Unterjchrift des 
Teſtators von ihm herrühre; 2. daß der Inhalt des Teftamentes wahr 
fei, da der Zeftator das Teſtament nicht in gleichzeitiger Gegenwart 
dreier Zeugen, wovon einer dasjelbe laut vorgelefen und die zwei anderen 
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davon Einfiht genommen haben,. eigenhändig unterjchrieben babe; 
3. daß der Erblafier feinen Willen beftimmt und nicht durch bloße 
Bejahung erflärt habe; 4. daß ungeachtet der beinahe gänzlichen Erblinbung 
des Teſtators die Förmlichkeiten des 8. 581 a. b. G. B. beobachtet 
wurden; 5. daß die Förmlichleiten des 8. 579 beobachtet worben 
feien. * Ä | 

Die erfte Inftanz wies die Kläger mit ihrem Begehren ab; bie 
zweite erfannte, daß das Teftament des M ungiltig ſei und daß daher 
die gejetliche Erbfolge eintrete; die dritte Inftanz beftätigte die Ent- 
ſcheidung ver erften. 

Gründe der erften Inftanz: „Für die von ven Klägern ad 
behauptete Unechtheit des Teftamentes ift von ihnen in der Klage gar 
fein Beweis angeboten worden, was ihnen doch nah 8. 104 a. G. O., 
und insbefondere nach dem $. 89 des Patentes vom 28. Juni 1850 
R. ©. Bl. Nr. 255, obgelegen wäre, daher diefe, von den Geflagten 
wiberiprochene Thatſache der Unechtheit der Unterjchrift des Teſtators auf 
dem Teſtamente für wahr nicht zu halten ift, Die von ven Klägern in der 
Keplit gemachte Anerbietung, auf die von den Gellagten für Echtheit der 
Unterfchrift angebotenen Beweije zu compromittiren, fowie ber von den 
Klägern in der Replif angebotene Beweis durch Bergleihung der Hand⸗ 
Ichriften des Teftators auf dem Teftamente mit der Unterjchrift desſelben 
auf einem Ceffionsinftrumente find Neuerungen, welche bei ver Prote⸗ 
ftation des Geflagten nach 8.47 a. ©. O. unzuläffig find. Die von den 
Geklagten zugegebenen, sub 2 angeführten Thatfachen, daß nämlich die 
zur Errichtung des Teftamentes zugezogenen Zeugen basjelbe nicht ein- 
geſehen haben, und dasſelbe nicht worgelejen worben ſei, beweiſet nichts 
für die Ungiltigfeit des Teftamentes, weil nach 8. 579 a. b. G. 2. vie 
Zeugen ven Inhalt des Teftamentes zu willen nicht nöthig haben. Weber 
bie Thatſache der beinahe gänzlichen Erblinvung des Erblaflers in dem 
Zeitpunfte der Teftamentserrichtung haben die Kläger den Zeugenbeweis 
in der Klage, die Gellagten den Gegenbeweis durch Zeugen in der Ein- 
rede angeboten, die zugelaflen und abgeführt wurben. Der Zeugen- 
beweis der Kläger kann durch die Ausfagen der abgehörten vier Zeugen 
nicht als hergeftellt angefehen werben, dagegen muß der Beweis iiber bie 
zum Lefen und Schreiben hinlängliche Sehfraft des Erblaffers zur Zeit der 
ZTeftamentserrichtung als durch die Ausfagen der Zeugen der Gellagten 
volllommen hergeftellt angejehen werben ; e8 war daher auf die in ber 
Klage aufgetragenen Haupteive und auf ben in ber Replik anges 
tragenen Beweis durch Sachverftändige, daß pie Unterjchrift auf per Ceſſions⸗ 
urkunde von einem Blinden herrühren müßte, welch’ lettere Beweis⸗ 
anbietung übrigens auch eine unzuläffige Neuerung ift, nicht weiter einzu⸗ 
geben. Da nun rechtlich erwiejen ift, daß ber Erblaffer zur Zeit ver 
Errichtung des fchriftlichen Teſtamentes zu lefen vermochte, jo kann ber 
Abgang der im $. 581 a. b. ©. DB. aufgeführten. Erforberniffe die 
Ungiltigfeit des Teftamentes nicht nach fich ziehen. Wegen des Abgangs der 
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übrigen gejeglichen Erforderniſſe bei Errichtung des fchriftlichen Tefta- 
mentes beziehen ſich die Kläger auf die der Klage allegirten Protokolle, 
und bieten zugleih nad erhaltener Legungsbewilligung den Zeugen⸗ 
beweis replicando, bie Geflagten dagegen über das Dajein dieſer geſetz⸗ 
lichen Erforvernifle den Zeugenbeweis der Einrede an; viefe Beweife find 
zugelafien und abgeführt worden. Die der Klage angeſchloſſenen Proto- 
tolle find wegen Mangels der gerichtSordnungsmäßigen Form, die für bie 
Bernehmung im Proceßwege vorgejchrieben ift, im gegenwärtigen Rechts⸗ 
fireite um jo minder zu berüdfichtigen, als eben in den vorangeführten 
und abgeführten Zeugenbeweifen der Replif und der Einrede diefelben 
Zeugen gerichtlich abgehört worven find, weldhe in den der Klage alle- 
girten Protofollen ericheinen. Dieſe beiden Zeugen haben nun angegeben, 
baß fie beide, X und Y, und der früher verftorbene Z fih im Monate... 
in die Wohnung des M, der fie rufen ließ, begaben, daß fie da von 
der Urſache ihrer Herbeiholung, nämlih um Zeugen des Teſtamentes 
des M zu fein, in Kenntniß gefegt wurden, daß Y bas Teftament bes 
M in Händen bielt, und denſelben fragte: ob vieles Teſtament feinem 
Willen gemäß fei, was M mit Ia und in einer folden Art und Weile des 
Benehmens befräftigte, daß ſämmtliche Zeugen die Ueberzeugung erhielten, 
daß M das von Y gehaltene Teftament als feinen Testen Willen erflärt 
wiflen wollte, daß ſohin Die Zeugen das Teſtament unterfchrieben; 
auch beftätigten X und Y weiter, daß das ihnen probucirte Driginal- 
teftament des M pasfelbe jet, welches damals M als feinen Willen erklärte, 
and welches fie als Zeugen umterfchrieben haben. X und Y find unbe 
beufliche Zeugen. Die läger behaupten wohl, daß Y bevenflich fei; Dies 
ft aber nicht der Fall; denn die Umſtände, daß Y der Berfaller des 
Teftamentes war und bafür honorirt wurde, thun nicht im Geringften bar, 
baß derſelbe aus dem Erfolge des gegenwärtigen Rechtsſtreites einen 
anmittelbaren Schaden oder Nuten zu erwarten babe, und ebenfowenig 
ft anf ihn wegen der Berfaffung des Teftamentes der 8. 1299 a. b. 
G. B. anwendbar. Durch die Ausfagen der beiden Zeugen ift alfo nad 
8.137 0.©. O. der vollftändige Zeugenbeweis dafür, daß bei Errichtung 
bes Tejtamentes des M die Erforderniſſe des 8. 579 a. b. G. B. erftllt 
warben, hergeftellt.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Zufolge des 8. 579 a. b. 
G. B. wirb zu einem rechtsgiltigen fchriftlichen Teftamente erfordert, 
baß ber Erblaſſer dasſelbe eigenhändig unterfertige. Nun wiberfprechen 
aber die Kläger, daR das von den Geflagten probucirte Teftament, auf 
welches fie ihre Erbserflärung ftügen, von dem Erblafler eigenhändig 
unterfertigt worden fei. Da nun Kläger in der Klage widerfprochen haben, 
baß bie im Teftamente vorkommende Unterfchrift des M von feiner Hand 
berrühre, allein über die Unechtheit dieſer Schrift keinen Beweis geliefert 
baden, die Gellagten dagegen behaupten, daß dieſe Unterſchrift wirffich 
von M mit eigener Hand beigeſetzt wurbe, übrigens über diefen Umftand 
gleichfalls keinen Beweis hergeftellt Haben, fo handelt e8 ſich hier um bie 
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Beantwortung der Frage, : wem diesfalls die Veweislaft obliege, ob den 
Klägern oder ven Geflagten? Bei Beantwortung diefer Frage tft ber 
SF. 134 a. G. O. zur Richtſchnur zu nehmen, welcher ausdrücklich anorbnet, 
daß in dem Falle, als behauptet wird, daß die beigebrachte Urkunde 
die Handſchrift eines Verſtorbenen fer und jener, wider welchen fie ange⸗ 
führt wird, e8 widerfpricht, dem Beweisführer, ſohin demjenigen, der fein 
Recht auf eine vom Erblaffer eigenhändig gejchriebene Urkunde gründet, 
der Beweis der Echtheit obliege. Nun find e8 die Geklagten, die ihr 
Erbrecht zu der Verlafſenſchaft des M auf das probucirte Teftament 
fügen. Die Kläger ftügen ihr Erbrecht lediglich auf das Verwandtſchafts⸗ 
verhältnig mit dem Erblafler, und nur darüber hätten fie den Beweis 
zu liefern, wenn basjelbe von den Geflagten widerfprochen worden wäre. 
Der Umftand, daß die Erbserklärung des Geklagten zu Gericht ange- 
nommen wurde, und bie Kläger angewiefen wurden, ihre Erbredhtd- 
anfprüche im orventlichen Rechtswege auszutragen, befreit die Geflagten, 
von bem ihnen obliegenden Beweiſe der Echtheit der Unterjchrift des 
Erblaffers nicht. So Tange fein Widerſpruch des Gegners gegen bie 
Echtheit einer Handſchrift des DVerftorbenen vorliegt, kann der Richter 
eine folche Handſchrift nicht beanftänden. Er hat daher eine auf Grund 
eines Teſtamentes, weldhes mit dem Namen des Teftatord unterfertigt 
ericheint und welches mit den übrigen äußerlichen gefeglichen Förmlich⸗ 
feiten verjehen ift, überreichte Erbserflärung, in welcher wenigftens indi⸗ 
rect die Behauptung enthalten ift, daß bie Unterjchrift von der Hand des 
Teftators herrühre, ohne weiteres anzunehmen. Iſt aber eine ſolche 
Erbserklärung überreicht und überreicht auch ein anderer auf Grund der 
gejeglichen Erbfolge eine Erbserflärung, fo hat der Richter nady der 
Vorſchrift des 8. 88 des PBatentes vom 28. Juni 1850, Nr. 255, den 
Lesteren anzuweifen, als Kläger aufzutreten. Dadurch ift aber vie Bor- 
ſchrift des 8. 134 a. ©. O., daß derjenige, der behauptet, daß die beige 
brachte Urkunde die Handſchrift eines Verftorbenen fei, bei dem Wider⸗ 
fpruche des Gegners dieſe Behauptung zu beweiſen habe, keineswegs 
aufgehoben oder beſchränkt. Durch die Vorfchrift des 8. 88 des Patentes 
vom 28. Juni 1850 ift Tedigfich feitgeftellt, daß derjenige, der ein mit 
den vorgejchriebenen äußeren Förmlichkeiten verjehenes Teftament pro⸗ 
ducirt, von den gefeglichen Erben zum Erweiſe feines Erbrechtes nicht 
aufgefordert werden könne. Eine ähnliche Vorſchrift enthält 8. 323 a. 
b. G. B., welder beftimmt, daß der Befiter einer Sache zur Angabe 
eines giltigen Titels nicht aufgefordert werben Tann. So wenig aber and) 
aus biejer legten Vorſchrift die Folgerung abgeleitet werben kann, daß 
derjenige, welcher gegen einen Befiter bie Eigenthumsklage anſtellt, 
beweiſen müſſe, daß der Geklagte durch eine Art in Beſitz gelangt ſei, 
wodurch er kein Eigenthumsrecht auf die Sache erwerben konnte, ſondern 
es in dem Falle, wenn der Kläger nachweiſet, daß er dieſelbe in fein Eigen- 
thum gebracht habe, Suche des Befiters ift, darzuthun, auf welche Art 
und Weife das Eigenthum an ihn übergegangen ift, fo muß auch bei dem 
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Widerſpruche des Klägers (weldyer in ver Klage ausweifet, daß er als 
geſetzlicher Erbe erfcheine), daß die Unterfchrift auf einem Teftamente von 
bem Erblafler herrühre, von den Gellagten vie Echtheit der Unterfchrift 
bargethan werben. Um den Unzukömmlichkeiten zu begegnen, welche aus 
einer irrigen Auffafiung des erwähnten Paragraphen des früheren 
Abhandlungsgeſetzes entjtanden find, hat das neuefte Geſetz über pas 
gerichtliche Berfahren außer Streitfachen (vom 9. Auguft 1854, $. 126) 
eine Anorbnung getroffen, woraus beroorgeht, daß biejenigen, beren 
Auſprüche nur auf der gefeglihen Erbfolge beruhen, nur gegen Diejenigen, 
bie auf Grund einer in der gehörigen Form errichteten und hinſichtlich 
ihrer Echtheit unbeftrittenen letzten Willenserfläruug ſich als Erben 
erflärten, als Kläger aufzutreten haben.“ 

Gründe ber dritten Inftanz: „Nach den Grundſätzen ber 
©. O. (8. 104) kann die Frage, wen in dieſem Procefie die Beweifes- 
laft obliege, nur dahin beantwortet werben, daß die Kläger, welche bie 
Ungiltigleit des in Frage ftehenven ſchriftüchen Teſtaments behaupten, 
dieſe Thatſache um ſo mehr gerichtsordnungsmäßig zu erweiſen ver⸗ 
pflichtet ſind, als hierin eben jene Thatſache liegt, woraus fie ihr Erbs 
recht nach dem Geſetze ableiten, welches nur in Ermanglung einer — 
letztwilligen Anordnung Statt findet (8. 727 a. b. ©. 2.) Es kann 
daher nicht genügen, das Borhandenfein der inneren und äußeren Erfor- 
derniſſe ber Giltigkeit der legtwilligen Anorpnung zu wiberfprechen, uud 
vie Geklagten zur Führung des Beweiſes ihrer Giltigfeit aufzuforbern ; 
denn nad der Natur der Procekführung fest ein Wiperfpruch eine im 
Procefie früher behauptete Thatſache voraus; bie von den Klägern ſchon 
in der Klage negirten Thatfachen find aber in dem Procefle noch nicht 
vorgelommen; ber Widerfpruch angeführter Thatfachen gehört zur Ver⸗ 
theidigung, während der Kläger die angeführten, wenn auch negativen 
Thatſachen mit ven erforverlihen Beweifen unterftügen muß, widrigens 
fie nicht für wahr gehalten werben dürfen. Die Kläger erfcheinen daher 
procefjualifch verpflichtet, ven won ihnen behaupteten Mangel aller Erfor- 
bernifle zu beweifen, wodurch die Ungiltigkeit des jchriftlichen Teftaments 
des M begründet wird, ohne Unterſchied, ob die Echtheit der Unterfchrift 
des Erblaſſers oder der Zeugen oder das Vorhanvenjein eines jonftigen 
Erfordernifjes zur Giltigkeit desſelben beftritten wird. Dieſem fteht aud) 
weber die Anordnung des 8. 134 a. ©. O., nod der 8. 126 des 
Potentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. BL. Nr. 208, entgegen; denn ber 
erftere jet den Fall voraus, dag Jemand zum Beweile oder zu feiner Ber: 
theidigung eine Urkunde mit der Behauptung probucirt, daß biefelbe die 
Handichrift des Verftorbenen ſei und Dies von den Probucten geläugnet 
wird: hier muß natürlich der Producent den Beweis der Echtheit feines 
Allegats liefern. Im vorliegenden Rechtsfalle, in welchem es fih nicht 
um den Beweis der Giltigfeit des fraglichen Teſtaments, fondern um bie 
Nachweiſung der Ungiltigfeit desſelben handelt, find es die Kläger, welche 
das Teſtament produciren, die Geklagten find aber die Producten; bie 
Kläger find es, welche die Unechtheit dieſer von ihnen jelbft probucirten 
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Urkunde widerſprechen wollen, auf welchen ber Fall 8. 134 a. G. O. 
offenbar feine Anwendung findet. — Der $. 126 des Patentes vom 
9. Auguft 1854 hat in ven Beftimmungen ber ©. D. nichts geändert, 
fondern feine Tendenz geht blos dahin, zu beftimmen, wer bei collivirenden 
Erböprätenfionen als Kläger aufzutreten habe und e8 mag immer: 
bin fein, daß auf eine Beſchwerde der Kläger, wenigftens jo weit 
e3 die beitrittene Echtheit des Teftamentes betrifft, von dem Obergerichte 
eine andere, ihnen günftigere Erledigung erfolgt wäre; allein gegen- 
wärtig ift der Beicheid der Abhanblungsbehörbe, womit die Annahme ver 
Erbserflärung der Kläger aus dem Gefege verweigert wurde, und womit 
fie mit der Geltendmachung ihrer Erbsanjprühe auf den Rechtsweg 
verwiefen worben find, längft in Rechtskraft erwachlen, und fie haben bie 
Klage überreicht, welche darauf gerichtet ift, zu erkennen, das won ihnen 
producirte jchriftlihe Zeftament ſei ungiltig und es trete demnach die 
gejegliche Erbfolge zum Nachlaſſe des M ein; — fie müffen ſich daher auch 
allen Verpflichtungen unterziehen, weldhe die G. D. dem Kläger auf- 
erlegt und welche darin beſtehen, daß er ſchon in der Klage die Thatjache, 
woraus ihm ein Recht erwachjen fein ſoll, vollftändig anzuführen 
und zu beweifen hat (88. 3 u. 104 a. ©. O.), widrigend der Richter 
joldhe bei dem Widerfpruche des Gegners nicht für wahr halten darf. Es 
muß demnach mit Grund behauptet werben, daß es den Klägern obliege, 
alle jene Thatfachen, woraus fie die Ungiltigkeit des fraglichen Teſta⸗ 
mentes bebuciren, aljo auch die behauptete Unechtheit desielben gerichts- 
ordnungsmäßig zu beweifen. Es kann daher lediglich auf die Prüfung ber 
von den Klägern, deren Verwandtſchaftsverhältniß mit dem Erblaſſer 
nicht beftritten wird, rüdfichtlich der behaupteten Ungiltigfeit des fraglichen 
Teftamentes beigebrachten Beweife ankommen. Was nun zuerft bie 
behauptete Unechtheit der Unterfchrift des Teſtators betrifft, jo wird diefer 
Behauptung von den Geklagten ausbrüdlich wiberfprochen und von den 
Klägern hierüber ein Beweis weder angeboten noch geliefert, daher dieſe 
Behauptung um fo weniger für wahr gehalten werben kann, als die von 
beiden Theilen verlangte Bergleihung der Handſchrift des M auf dem 
Zeftamente mit jener auf der vorgelegten Ceſſion über deren Echtheit 
feinen Zweifel übrig läßt. — Die sub 2 angeführten, in dem Teſtament 
enthaltenen Thatſachen, daß der Teſtator das Teſtament in gleichzeitiger 
Gegenwart dreier Zeugen, wovon einer basfelbe deutlich worgelefen und 
die andern zwei Zeugen. davon Einfiht genommen, eigenhändig unters 
ſchrieben babe, find nach dem Zugeſtändniſſe der Gellagten allerbings 
nicht richtig; allein hierdurch wird weder die Unechtheit des Teftaments, 
noch die Ungiltigkeit desfelben erwieien, denn die betreffende Anmerkung 
ift fein Beſtandtheil der letzten Willenserklärung, fonvern eine gleich- 
gültige Anführung von Förmlichkeiten, von Denen es ohne Abbruch ber 
Giltigkeit des Teftamentes wieder ablommen konnte, da die Teftaments- 
zeugen nad) 8. 579 a. 6. ©. B. ven Inhalt des Teftamentes zu wifjen 
nicht nöthig haben, und die Unterfertigung des Erblaffers in Gegemwart 
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aller drei Zengen gemäß 8.580 ebd. nur dann erforberlich ift, wenn 
ſolche mittelft eine® Handzeichens geſchieht. — ad 3. Daß der Erblaffer 
feinen legten Willen nicht beftimmt erffärt habe, folgern die Kläger aus 
der von ihnen beigebrachten Ausfage ver Zeugen X, nach welcher Zeuge Y 
ben Erblafſer fragte: Nun Herr M, ift es Ihnen fo recht, wie ich es Ihnen 
vorgeleſen babe? Worauf verjelbe erwieverte: „Ja, ja, ja, es ift ſchon 
recht" — daß daher Feine beftimmte Willenserflärung, jondern nur eine 
einfahe Bejahung worliege, welche gemäß 8. 565 a. b. G. 3. unge- 
nügend fei. Allein abgejehen davon, daß jelbft die Angabe bei dem Wider⸗ 
fprırche der Geflagten und bei ber offenbaren Beweisiofigfeit der Zeugen⸗ 
ausſage des X, da fie werer im Streitverfahren, noch zum ewigen 
Gedächtniſſe aufgenommen wurde, und überdies mit ber gleichfalls 
eidlichen Ausfage des Zeugen Y im Widerſpruche fteht, nicht fir erwieſen 
angefehen werben kann, fo bezieht ſich die Anordnung des 8. 565 a. b. ©. 
B. offenbar auf den Inhalt der Tegtwilligen Verfügung felbft, und in 
fofern einer Bejahung gemachter Borichläge daſelbſt erwähnt wird, können 
nur mündliche legtwillige Crflärungen des Erblaffers gemeint fein, 
wenn folhe fohin auch zu Bapier genommen wurben. Der $. 565 a. b. 
G. 3. bat daher auf die von den Klägern angeführten Thatjachen Feine 
Anwendung, wornacd durch die Frage des Zeugen Y nicht der in dem 
ſchriftlichen Teftamente bereits beftimmt und deutlich erflärte Teste Wille 
des M bargeftellt, ſondern nur der Umftand conftatirt werben follte, ob 
bie Urkunde, welche M als fein Teftament bezeichnete und bereit8 unter» 
ſchrieben Hatte, wirklich feinem Willen entfprehe. Ad 4. Nicht nur 
haben die Kläger (mie in den oberftrichterlihen Bemweggründen umſtänd⸗ 
lich auseinandergefegt wird) den ihnen obgelegenen Beweis des blinden 
oder faft blinden Zuſtandes des Erblaflers, wodurch ihm das Leſen 
feines Teſtamentes unmöglih geweſen wäre, gerichtsorbnungsmäßig 
nicht geliefert; auch das, mas bie Mägerifchen Zeugen ausfagten, 
iſt volllommen durch den Sengenbeweis der Geflagten entfräftet worden; 
e8 Tann daher vie Außerachtlaffung der Förmlichkeit des 8. 581 a. b. 
G. B. die Ungiltigfeit des in Frage ftehenven ſchriftlichen Teſtamentes 
nit nach fich ziehen, weil der in biefem Paragraphe angebentete 
Tall erwiefenermaßen nicht vorhanden tft. Es erübrigt alfo noch ber 
unter 5 behauptete Grund der Ungiltigfeit des Teftamentes, nämlich die 
von den Klägern behauptete Bernachläffigung der zu deſſen Giltigfeit 
erforderlichen Förmlichkeiten des 8.579 a. b. G. B. Diefe beftehen a) in 
der eigenhänbigen Unterfertigung des Erblaffers, b) in der Betätigung 
besfelben vor drei Zeugen, daß der Auffag feinen Testen Willen 
enthalte, wobei wenigftens zwei dieſer Zeugen gleichzeitig gegenwärtig fein 
jolen, und e) in ber Unterfertigung der drei Zeugen. In Betreff der 
von ben Klägern behaupteten Unechtheit der eigenhänbigen Unterjchrift 
des Erblaffers ſelbſt wurde bereit oben erörtert, daß ſolche wegen 
Mangel eines gerichtsordnungsmäßigen Beweifes nicht für wahr zu halten 
jet. Die Unterfertigung der drei Teftamentszeugen wirb ohnehin nicht 
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in Abrede geftellt. Zum Beweife des Mangels der sub b) fo eben er⸗ 
wähnten Förmlichkeit berufen fich die Kläger auf die in der Klage beiges 
brachten eidlichen Ausfagen der Teſtamentszeugen X und Y und bieten 
in der Replik (mit Legungsbewilligung) den orbentlihen Zeugenbeweis 

mit eben dieſen beiden Zeugen an, welcher auch zugelaflen und abgeführt 
wurde; allein es kann darnad) der Mangel ver im $. 579 a. b. ©. 2. 
vorgefähriebenen Förmlichkeit nicht al8 von den Klägern bewieſen, und 
muß vielmehr das Gegentheil angenommen werben. Bei jo bemanbten 
Umftänvden wurden alfo die Kläger von dem erjten Richter mit allem 
Fuge mit ihrer Klage abgewiejen, daher dieſes Urtheil auch von Seite 
des oberften Gerichtöhofes beftätigt wird.“ 


| Pr. 307. 


Umfang der Berjorgungspflicht des Vaters eines unehelichen 
Kindes. 


Eutin. b vb. 4, Mürz 1857, Nr. 1743 (Beft, des Urtheild der Brätur Maggio 
v. Sant 1866, gar. 1268, Abänd, ded urtpeif? bed er 8, ©. Benedig 
Nov, 1856, —* 18316), G. 3. 1857, Nr. 79, 

Der —— B, unehelicher Vater des A, —* denſelben auf 
ſeine Koſten die Elementarſchule beſuchen und ſodann das Tiſchlerhand⸗ 
werk erlernen laſſen. A, der ſpäter nach ſeinem Austritte aus dem Mili⸗ 
tärſtande ohne Verſorgung war, klagte ſeinen Vater auf Verſchaffung der 
geſetzlichen Verſorgung. Die erfte Inſtanz gab dieſem Klagebegehren in 
der Hauptſache ſtatt, indem ſie von der Erwägung ausging, daß der 
S. 166 a. b. G. B. dem unehelichen Vater die Verpflichtung zu einer 
ſeinem Vermögen angemeſſenen Verpflegung, Erziehung und Verſorgung 
auferlegt; das Maß der letzteren ſei im Geſetze nicht beſtimmt, es werde 
daher von der Analogie des 8. 1221 a. b. ©. B. Gebrauch gemacht 
und eine ben erhobenen Umftänden entiprechende Summe beziffert. Die 
zweite Inſtanz wies den Kläger ab, „da es außer Zweifel fei, daß ver 
Geklagte feinen unehelichen Sohn verpflegt und erzogen habe; er habe ihn 
aber auch in ven Stand geſetzt, fein meiteres Fortkommen zu finden, 
einen dauernden Rahrungsftand zu gründen, d. h. verforgt; mehr könne 
Kläger nicht anfprechen, eben jo wenig als ein Sohn, welcher zur Me- 
dicin oder Advocatur herangebildet worden, von jeinem außerehelichen 
Erzeuger überdies noch ein Kapital zum Antritte dieſes Erwerbſtandes 
begehren könnte.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: „Der 8. 166 a. 6. ©. B. unterfcheivet Ver⸗ 

pflegung, Erziehung und Verſorgung. Die Erziehung begreift auch den 
Unterricht in nützlichen Kenntniſſen in ſich (88. 139 und672 a. b. G. B.); 
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e8 wird aljo hiedurch die perſönliche Befähigung gewedt und gebil- 
det, welche in der Berforgung vie Mittel finden muß, eine dauernde 
Subfiftenz zu gründen, fi ein weiteres Fortkommen zu verichaffen ; 
biefer Verpflichtung bat der Geflagte allein dadurch, daß er ben Kläger 
das Tifchlergewerbe erlernen ließ, nicht gemügt; es ift daher die Klage 
wohl begründet. Die zuerfannte Summe aber ift den erhobenen Um⸗ 
fländen des Vermögens entjprechend. “ 


Nr. 308. 


Unwirkſamkeit der im Urtheil erfolgenden Gerichtöfoften- 
beftimmung gegenüber dem Advocaten Desjenigen, welchem 
ber Erfat der Gerichtskoſten zugefprochen wurde. 


gr ch. som 4. Mär; 1857, Re. 1879 (An ebung, D der ei Beſcheid des 
Wien vom 31. Da, 1 ndernden Derorönung 
Y es D. 28.6. Wien v, 3 "38 1856, Nr. 16370), Gerichtsh. 1857, 


+ + 


B bat einen Proceß gewonnen und e8 ift fein Gegner zum Erſatz 
der Gerichtöfoften verurtheilt worden. Da er indeß mit feinem Advocaten 
A über den dieſem gebührenben Betrag ſich nicht einigen Tann, verlangt 
letzterer die gerichtliche Beftimmung, und es erfolgt diejelbe in einem 
höheren Betrage, als derjenige ift, zu deſſen Erſatz der Gegner des B 
verurtheilt wurde. — Dem Recurſe, worin B geltend macht, es ſeien die 
Erpenſen bereits durch rechtskräftiges Urtheil beſtimmt und er daher nicht 
verpflichtet, mehr zu zahlen, gab das Oberlandesgericht ſtatt. Der oberſte 
Gerichtshof beſtätigte auf den Recurs des A den Beſcheid der erſten 
Inſtanz, „da das Urtheil das Verhältniß des Recurrenten zu ſeinem 
Machtgeber nicht berührt, daher auch gegen jenen nicht in Rechtskraft 
erwachſen konnte. Es ſteht dem Advocaten gegen eine nach ſeiner Anſicht 
zu geringe Erpenſenbeſtimmung unſtreitig ein Recht zur Beſchwerde zu, 
welches ihm aber in ven Fällen, wo die von einer Partei ver andern zu 
erjegenden Gerichtsfoften in dem zwilchen ihnen ergangenen Urtheile be⸗ 
jtimmt würden, gänzlic benommen fein würde, da dem Abvocaten für 
jeine Berfon gegen die Urtheile feine Berufung zufteht.“ 
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Nr. 309. 


Abnährungsvertrag. — Dxualificirted Geſtändniß. — 
Rechtskraft der Entſcheidungsgründe. 
di .d. 11. Ku 157, at 1812 (Bet, des Urt Eibeiiß des * 4 Ur abe 
035, Abünd. des Urtheild des O. 2 

u 1806 10281). Haimerl's Mag. Bd. XVL, 1% 139 #. 
u und C Hagen gegen B auf Zahlung von 512 fl. 15°/, fr. ale 
Erſatz für geſchehene Wohnungsbenützung und genoſſene volle Abnährung. 
Sie ſtützen die Klage darauf, daß ſie dem Bvom 17. März 1848 bis 
29. September 1854 die volle Nahrung und durch 41,, Jahre auch die 
Wohnung veghalb gegeben haben, weil ihnen B zugefichert habe, die ihnen 
im Februar 1848 geliehenen Eapitalien pr. 1000 fl. und 100 fl. zu be- 
laffen, wenn fie ihn bei ſich „Fortfommen“ laſſen, d. h. vie Abnährung 
reihen; B babe nun in neuerer Zeit auf Bezahlung jener Eapitalien mit 
Erfolg gerichtlich geflagt ; fie jeten daher berechtigt, Erfaganfprüche gegen 
ihn geltend zu machen, welche fie für die Verköſtigung mit 12 fr. pr. Ta 
und für die Wohnung mit 10 fl. pr. Jahr, alfo im Ganzen auf 512 fi. 
15°/, tr. berechnen. Weber diefe factifchen Umſtände tragen fie vem B den 
negativen Haupteid auf, und erbieten fih in Anfehung des Duantums 
ihrer Ansprüche zum Schäßungseide. B gefteht zu, daß er die Kapitalien 
eingeflagt, und daß er Wohnung und Koft von den Klägern erhalten habe; 
er behauptet aber, daß er ven Klägern als Dienftbote in diefer Zeit von 
5, Jahren Dienfte geleiftet habe, und daß ihm dafür die Kläger Koft 
und Wohnung gegeben hätten, fowie daß er aus dieſem Dienftvertrage 
noch 702 fl. als Dienftlohn zur fordern habe ; über den Beitand des Dienft- 
vertrages bietet er den Zeugenbeweis und den Erfüllungseid, jo wie 
eventuell den Haupteid an. Ueberdies behauptet B, daß die Forderung 
der Kläger verjährt fei, da Entſchädigungsklagen binnen drei Jahren ver- 
jähren. Die erfte Inftanz erfannte auf den von den Klägern dem Ge- 
Hagten aufgetragenen Haupteib, reſp. auf den von den Klägern angebo- 
tenen Schäßungseid, verurtheilte alfo ven B in bedingter Weife. In den 
Entfheidungsgründen heißt es: „Da die Behauptung bes Geflagten die 
Eigenſchaften einer die Aufhebung der eingeflagten Yorderung begrün⸗ 
denden Einwendung nicht hat, fondern Thatjachen umfaßt, in welchen 
ber Titel zu eigenen Rechtsanſprüchen und Forderungen gelegen ift; da 
die vom Geflagten aus dem angeblichen Dienftverhältniß abgeleitete 
Forderung bei dem Wiperfpruch ver Kläger die Eigenfchaften einer com- 
penfablen Gegenforverung nicht hat (8. 1438 a. b. G. B.); da er ferner 
die von ihm behauptete Verjährung der eingeflagten Forderung beim 
gegneriichen Widerſpruch mit nicht8 erwieſen hat, und da Durch den ange- 
nommenen Antrag, um Wohnung und Koft die in Frage ftehenvden Capi⸗ 
talien zu belaflen, wenn dieſer erwiejen, im Nichtzuhaltungsfalle das 
Recht auf Erfüllung des Verfprehens und auf Erſatz begründet wird 
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(88. 859, 919 a. b. ©. 3.); fo ift der von den Klägern dem Geflagten 
über das Klagfactum aufgetragene negative Haupteid und ihr Schägungs- 
eid....entſcheidend.“ Gegen dieſes Urtheil appellirten blos die Kläger; 
die zweite Inſtanz ſprach ihnen den eingeflagten Betrag lediglich gegen 
Ablegung des Schätzungseides zu. In den Entſcheidungsgründen heißt 
es: „Bei dem vorliegenden Geftänpniß des Geflagten, daß er vom Früb- 
jahr 1848 bis zum Herbit 1354 die Koft und vom Frühjahr 1850 bis 
zum Herbit 1854 auch die Wohnung bei ven Klägern entgeltlich, aber 
ohne Bezahlung genofien habe, und bei dem Umſtand, daß der Geklagte 
gegen das erftrichterliche Urtheil, wornad feine Einwenbung der Compen⸗ 
fation zur Berädfichtigung nicht geeignet gefunden wurde, Die Appellatiou 
nicht ergriffen hat, gebührt den Klägern ohne weiter8 die rüdjtändige 
Bezahlung ver Koft und Wohnung, und e8 kann diefe Bezahlung um fo 
weniger von dem in dem erftrichterlichen Urtheil jententionirten Haupteide 
abhängig gemacht werben, als das hiedurch zu erweijende Uebereinkommen 
jevenfalls nur der unwiderſprochenermaßen verzeit nicht mehr vorhandene 
Grund war, aus welchem die Kläger die baare Zahlung früher nicht for- 
berten, keineswegs aber ber Grund, aus welchem ihnen die Zahlung über» 
haupt gebührt.“ Gegen dieſes Urtheil ergriff ver Geklagte die Reviſions⸗ 
beſchwerde. Er führte in verjelben unter auderm aus, daß eigentlich auf 
den Beweis des von ihm behaupteten Lohnvertrages hätte eingegangen 
werben jollen; die Anficht der zweiten Inſtanz, es könne die angebliche 
Commpenfation nicht berücfichtigt werden, weil diefe im erftrichterlichen 
Urtheile nicht als zuläffig erflärt, von ihm aber nicht appellirt worben 
fet, jei unhaltbar, da der höhere Rechtszug nur gegen die Entſchei— 
bung, worin von der Compenſation nichts vorkomme, nicht aber gegen 
die Entfheidungsgründe zu richten fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
aus folgenden Gründen: „Geklagter ftellt in ber Reviſiunsbeſchwerde 
das Berlangen, daß nad dem Einrevebegehren erkannt werde. Allein ver 
Beſtand eines Dienft- oder Tohnvertrages zwilchen den beiden Streit- 
tbeilen kann derzeit fein Gegenftand der Erwägung mehr fein, weil das 
erftrichterliche Urtheil von dieſer Einwendung des Gellagten und ben 
hierüber angebotenen Beweifen ganz abjah, ven von den Klägern behaup- 
teten Abnährungsvertrag zur Grundlage nahm und Gellagter gegen 
dieſes Urtheil nicht appellirt hat. Wenn aber auch die Einwenbung bes 
Beitandes eines Dienftvertrages, aus weldhem Geftagter feine Befreiung 
von dem ihm zugemutheten Entgelte für bei den Kläger genoſſene Ab» 
nährung herleiten will, entfällt; fo ift doch feine Reviſionsbeſchwerde un 
foferne gegründet, als das Obergericht ven Klägern ven Beweis. ihres 
Klagtiteld wegen des angeblichen Geftänpnifjes des Geflagten erließ und 
ihnen nur jenen über das Quantum ihrer Forderung auftrug. Die Kläger 
haben nämlich ihrer Klage das Factum zum Grunde gelegt, daß Geklagter 
ihnen das Verſprechen gegeben und ihnen zugefichert habe, daß das von 
ihm im Februar 1848 ihnen freiwillig dargebotene Capital von 1000 fl. 
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und 100 fl. dafür, daß ſie ihn bei ſich fortkommen laſſen, d. h. bei ſich 
wohnen laſſen und ihm die volle Abnährung geben, ihnen verbleibe und 
belaſſen ſein ſolle, daß ſie ſich mit dieſem Auftrage einverſtanden erklärt, 
und daß ſohin Geklagter bei ihnen ſeit 17. Februar 1848 bis 29. Sep⸗ 
tember 1854, an welchem Tage er ſich von ihnen fortbegab, ohne Zahlung 
geleiſtet zu haben, die Wohnung und die vollſte Abnährung — deren 
Werth fie mit dem Schätzungseide erweiſen — genoſſen habe, über wel⸗ 
ches Factum ſie den Beweis durch referiblen Haupteid führen. Dieſer 
Abnährungsvertrag bildet num offenbar die Baſis der klägeriſchen For⸗ 
derung, indem dieſe, eben weil der Geflagte durch, das Wegziehen von 
ihnen und die Zurückforderung der ihnen gegebenen Summe von 
1100 fl. von demſelben abgegangen ift, bie Zahlung für dasjenige fordern, 
was fie in Folge dieſes Abnährungsvertrages an den Geflagten ſchon 
geleiftet haben. Es geht nun nicht an, aus dem Geftänpniffe des Ge- 
flagten, daß er in der angegebenen Zeit die Abnährung entgeltlih, aber 
ohne eine Zahlung geleiftet zu haben, erhalten habe, ihn zu deren Erſatz 
beshalb einfach zu verfällen, weil die mit der Ableugnung des Fläge- 
riſchen Rechtstiteld verbundene Einwendung eines andern zwifchen ven 
Parteien geſchloſſenen entgeltlichen Vertrags in erfter Inftanz nicht berüd- 
fihtigt und gegen dieſes Erfenntniß von Seite des Geflagten nicht appellirt 
worden ift; denn der Geflagte hat den Rechtötitel der Forderung, einen 
Abnährungsvertrag und deflen eigenmächtige Aufhebung durch ihn, fo 
wie die Abnährung felbft widerſprochen, und nur im weiteren Ver- 
laufe der Einwendungen die erhaltene Verpflegung in Folge des von ihm 
behaupteten Dienftvertrages geſtanden; dieſes Geſtändniß ift daher ein 
qualificirtes und kann nur in den Grenzen und unter den Modifica⸗ 
tionen, mit denen es abgelegt wurde, gegen den Öeflagten benützt werben. 
Steht es nun feit, daß die Kläger in dem vorliegenden Yalle die Zahlung 
für die dem Geflagten geleiftete Abnährung nur aus dem Grunde fordern, 
weil diefer ein ihnen vertragsmäßig dafür gegebenes Capital ver Verab⸗ 
rebung zuwider zurüdforbert, fomit die Bedingung der Abnährung, ohne 
dafür zu zahlen, nicht eingehalten babe; fo muß denn doc jedenfalls Die 
Eriftenz diefes von dem Gellagten widerſprochenen Vertrages erwieſen 
fein, ehe den Klägern irgend ein Recht hieraus zugefprodhen werben kann, 
daher ganz recht in erfter Inſtanz auf den von den Klägern angebotenen 
Beweis durch den Haupteid erfannt wurde. Mit Rüdficht auf ven 
8. 919 a. 6. B. ©. ftand num den Klägern unter den von ihnen behaup⸗ 
teten Umftänden allerdings zu, die genaue Erfüllung des ofterwähnten 
Abnährungsvertrages zu forbern, indem fie deſſen Aufhebung zu fordern 
nicht berechtigt waren, wenn Geflagter auf deſſen Yortfegung beſtanden 
hätte; allein diefer hat nicht nur die ihm aus dem mehrerwähnten Ber» 
trage obliegenven Pflichten nicht erfüllt, ſondern auch auf die ihm hieraus 
zuftehenden Rechte durch Verlaffen des Haufes der Kläger ftilljhweigend 
verzichtet; der Vertrag ift factiſch erlofchen und als durch Einverftänpniß 
beider Theile aufgehoben anzufehen, wornad) berjenige Theil, der bie 
Slafer, Unger u. Walther, Entſch. I. 22 
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Bertragsverbinblichkeiten erfüllt hat, von dem Gegentheile ven Erfat des 
Geleifteten und zwar die Bergittumg nach dem Schähngswerthe zu for- 
dern berechtigt ift (88. 919 und 1323 a. b. G. B.). Es ergibt ſich 
bierans, daß in der Vorausſetzung, daß den Klägern obiger Beweis durch 
den Haupteid gelingt, ungeachtet fie nicht auf Erfüllung des Vertrages 
nah 8.919 a. 6. ©. B. Hagten, ihnen doch der Erfah des ihrerfeits zur 
Erfitllung des Vertrags geleifteten oder rüdjichtlih veilen Werth, zu 
befien Fixirung der Schätzungseid als ein ganz dem Geſetze entjpre- 
chendes Beweismittel angeboten und zugelafien wurde, gebührt. In Er- 
wägung aller, biefer Umftände muß daher der Reviſionsbeſchwerde ftatt- 
gegeben und das erftrichterliche Urtheil beftätigt werben.“ 


Nr. 310, 
Erbeinfegung ? 


Entid. v. 4. März 1857, Nr, 11387 (Bet. des das Urtheil der peitur 
Treviglio vom 31. März 1856, Nr. 2812, abänd, Urtheild de O. L. G. 
Mailand dv. 29, Angnft 1856, Nr. 8669), Gaz. d. Trib. 1858, ©, 141 ff, 

M hinterließ eine Urkunde, welche er im Context als Erflärung des 
festen Willens bezeichnet, und worin er angibt, feiner Gattin B aus ver- 
ſchiedenen Titeln Geld ſchuldig zu fein, weshalb er anordne, „daß Alles, 
was nad) Bezahlung feiner Hypothekarſchulden übrig bleibe, feiner Gattin 
B übergeben werden folle, ftatt als Erbſchaft an feine Kinder über- 
zugehen“. Diejes als Teſtament geltend gemachte Actenſtück wird num, 
als keine eigentliche Erbserflärung enthaltend, angefochten. Dem barauf 
beruhenden Klagebegehren wurde auch wirklih in erfter Inſtanz ftatt- 
gegeben; bie beiden höheren Inftanzen dagegen wieſen dasjelbe zurück. 
Es heißt darüber in den vom oberften Gerichtähofe adoptirten Entſchei⸗ 
dungsgründen ber zweiten Inſtanz: 

„Unfer Geſetz fchreibt feine beftimmte Formel für die Ernennung 
eines Erben over Anorbnung eines Legates vor ; es genügt, daß der Wille 
bes Teftators ſich auf eine feinem Zweifel Raum laffende Weife äußere, 
wobei eine Erbeinjegung überall da angenonmen wirb, wo der Erb- 
lafjer über fein ganzes Vermögen oder einen in Beziehung auf das Ganze 
beftimmten Theil vesfelben verfügt; fonft aber ein Vermächtniß in 
der Anordnung gefehen wird. Nun geht aber aus den in der fraglichen 
Urkunde gebrauchten Ausprüden hervor, daß der Erblaffer ven beftimmten 
Willen hatte, daß ftatt feiner Kinder feine Gattin fein gefammtes 
Bermögen erben folle, und zwar beshalb, weil fie auf dieſe Weife zur 
Bezahlung deſſen gelangen ſollte, was er ihr ſchuldig fei.“ 
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Kr. 311. 


Erbvertrag ober wechſelſeitiges Teſtament? 
vom 11. März 1867, Ru — Mu: theils des L. ©. 
Bis som 27, Mai ‚9.1 Klar eibs 8 3 
Fi 8. Bi en vom 19, Roy. Ve" 206 
Haimext’8 Mag. —8* XV. 

Im 8. 3 der von den Gatten A und B errichteten „Ehevertrag“ 
überfihriebenen und von drei erſuchten Zeugen mtitunterfertigten Ehe: 
pacten heißt e8: „Beide Theile ſetzen fich hiermit gegenfeitig zu alleinigen 
Erben ihres ganzen Vermögens ein." Nach A's Tode entftand zwifchen 
der überlebenden rau und ven Schweitern des A als gejeglichen Erben 
ein Erbredhtsftreit dariiber, ob dieſe wechfelfeitige Erbeinſetzung als 
wechielfeitiges Teſtament oder ais Erbvertrag anzufehen fei, wobei die 
gejeplihen Erben zufolge ‚getroffenen Einverftänpniffes als Kläger auf- 
teaten. Der oberfte Gerichtshof erkannte, daß die Erbeinjegung als 
wechſelſeitiges Teftament anzufehen fei, und zwar aus folgenden Gründen: 
„Den ihnen obliegenden Beweis der Richtigkeit ihrer Behauptung, daß 
die Gatten einen Erbvertrag gefchloflen haben, glauben die Klägerinnen 
in dem Umftanve zu finden, daß die gedachte Urkunde ein Vertrag, mithin 
jeve darin enthaltene Beftimmung eine vertragsmtäßige, daher unwider- 
rufliche fei, woraus gefolgert wird, daß auch die im 8. 3 enthaltene 


r FI. DE, 


letztwillige Verfügung beider Ehegatten eine vertragsmäßige, unwider⸗ 


rufliche, daher ein Erbvertrag fein müſſe. Allein der Hägeriichen Behaup- 
tung fteht der Inhalt des erwähnten $. 3, die daraus Har hervorgehende 
Abſicht beider Eheleute, der Mangel ver gejeßlichen Erforderniſſe eines 
Erbvertrages und die Irrelevanz des für ihre Behauptung beigebrachten 
Beweiſes entgegen. Der Wortlaut des 8. 3 enthält eine einfache wechfel- 
feitige Erbeinfegung, eine legtwillige Erfärung beider Ehegatten, wodurch 
fie fih in einem -und demſelben Auflage gegenfeitig zu Erben einjeßten, 
mithin ein wechjelfeitiges Teftament (8. 553, 583, 1248 a. b. ©. 3.). 
Aus viefem Wortlaute der legtwilligen Verfügung beider Ehegatten kann 
aber um fo weniger ein Erbvertrag abgeleitet werben, weil dieſe gegen- 
feitige Erbeinſetzung weder bedungen und angenommen, noch auf irgend 


eine andere Art für unwiderruflich erklärt wurde ($$. 1249, 1254 


a. b. G. B.). Gemäß $. 1249 ebd. ift aber ein Erbvertrag zwiſchen 
Ehegatten nur dann vorhanden, wenn ber fünftigeNachlaß oder ein Theil 
desſelben verjprodhen, und das Verjprehen angenommen wird. In der Er- 
Hörung im 8.3 ift weder von einem Beriprechen, noch einer Annahme eine 
Spur enthalten, fondern eine einfache, wechſelſeitige Exbeinfegung, ohne 
Beriprehen, ohne Annahme, paher lediglich eine widerrufliche gegenjeitige 
Erbeinſetzung (8. 1248 a. 6. G. B.). Hätten die Ehegatten in der Er- 
Härung des 8. 3 einen Erbvertrag verftanden und beabfichtigt, fo Tieße 
fi) damit die Auspehnung ihrer legtwilligen Verfügung auf das ganze 
22* 
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hinterlaffene Vermögen ohne Widerſpruch nicht vereinigen, da ihnen 
nicht unbelannt fein fonnte, daß der Vertragserbe gemäß 8. 1253 a. b. 
©. 3. nur auf ?/, des Nachlaſſes einen Anſpruch hat, und das reine 
Biertheil in Ermanglung einer legtwilligen Verfügung ven gefetlichen 
Erben zufällt. Eine Auslegung, wodurch ihre legtwillige Anordnung mit 
ſich jelbft in Widerfpruch geräth und zum Theile wirkungslos’ würde, 
fann gemäß 88. 6 und 655 a. b. ©. 3. nicht die richtige fein... Jeden⸗ 
falls läge e8 den Klägerinnen ob, gerichtSorbnungsmäßig zu erweiſen, 
daß die Ehegatten ihre legte Willenserfärung unwiderruflich feſtgeſetzt 
und einen Erbvertrag errichtet haben, und dies um jo mehr, als ver 
Wortlaut der Erklärung im $. 3 und ver Inhalt des Ehevertrages jelbit 
und bie hieraus hervorgehende Abfiht der Ehegatten dieſer klägeriſchen 
Behauptung geradezu entgegenfteht. Diefen Beweis glauben die Kläge- 
innen einzig in dem Umſtande zu finden, daß die Urkunde ein Vertrag, 
folglich auch die darin enthaltene legtwillige Verfügung im $. 3 eine ver- 
tragsmäßige, mithin ein Erbvertrag fei. Die Relevanz dieſes Beweiſes 
kann jedoch nicht anerkannt werden. Wenn e8 auch im Allgemeinen 
richtig ift, daß Beftimmungen, welche in eine Vertragsurfunde in Be⸗ 
ziehung auf den Bertragdgegenftand aufgenommen wurden, als Bertrags- 
beſtimmungen anzujehen find, und damit den Charakter ver einfeitigen 
Unwiderruflichkeit annehmen, fo kann dieſes doch bezüglich der Ehever- 
träge nicht behauptet werden, weil das Geje (8. 1217 a. b. G. B.) 
geftattet, in einen Ehevertrag auch ſolche Beitimmungen über das Ber» 
mögen ber Chegattin aufzunehmen, welde bloße Erflärungen enthalten, 
ohne ihnen eine vertragsmäßige Wirkung beizulegen, insbejondere rüd- 
fihtlih der Erbfolge, welche rein teftamentarijcher, aber auch vertrags- 
mäßiger Natur fein kann. Wenn e8 den Ehegatten gejetzlich geftattet ift, 
in einem Ehevertrage ſich gegenfeitig zu Erben einzujeten, ſonach ein 
wechſelſeitiges Teſtament in venfelben einzujchalten, fo ift e8 zweifellos, 
daß ein wechjeljeitiges Teftament durch die Aufnahme in den Heirathsver- 
trag in feiner rechtlichen Natur nicht geändert wird, daß fomit aus der 
Aufnahme des $. 3 in den Ehevertrag, welcher nach feinem Wortlaute 
blos ein wechjeljeitiges Teftament erkennen läßt, Teineswegs der Beweis 
abgeleitet werben kann, daß die Ehegatten in dem 8. 3 einen Erbvertrag 
geichlofjen haben wollten, was wohl auch aus dem Eingange der Urkunde 
nicht gefolgert werben kann, weil auch ein wechjelfeitiges Teftament eine 
wenn aud nicht bindende Verabredung der Ehegatten vorausfeßt.“ 
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Nr. 312. 


Klage auf das doppelte Angelo beim. Mangel einer bebun- 
genen Eigenfchaft der Waare. 


Entſch. v. 11. März 1857, Nr. 1966 (Belt. des das Urtheil des X. G. 
Benedig vom 5, Juni 1856, Nr. 8359, abänd. Urtheild ded O. L. ©, 
Venedig vom 30. Sept. 1856, u. 10002) Giorn. d. Giurispr. pr. 1858, 


A ftand mit B, welcher ihm Wein unter VBorzeigung ber Mufter 
zum Kaufe anbot, in Unterhandlung, und bemerkte dabei, der Wein jcheine 
ihm trübe. Es kam jodann ein fchriftlicher Vertrag zuftande, vermöge 
deſſen B dem A im Laufe des nächſten Monats eine gewiſſe Quantität 
„gefunden, reinen und fehlerfreien” Weines Tiefern follte. A zahlte dem 
B als Angeld und Abichlagszahlung einen gewillen Betrag fogleid) 
aus. — Als e8 dann im folgenden Monat zur Erfüllung des Vertrags 
kam, zeigte e8 fich, daß der Wein in der That trüb und ungejund fei, und 
A nahm ihn daher nicht an. Er Hagte nun den B auf Zahlung des 
doppelten Angeldes. Die erjte Inftanz gab dem Klagebegehren ſtatt. 
„Richt blos der klare Wortlaut des Vertrages”, heißt es in den Gründen, 
„beweift, daß derſelbe volftändig abgejchloflen und an Feine Bedingung 
gebunden war, fonbern e8 geht Dies aud aus der Uebergabe des Angelves 
hervor, welches ja eben als ein Zeichen des Abſchluſſes des Vertrages 
beweift, daß e8 ver feite Wille der Parteien fei, denſelben zu erfüllen 
(8. 908 a. 6. ©. B.).“ Die beiden höheren Inſtanzen verurtheilten den 
Geklagten nur zur einfachen Zurüditellung des Angeldes. Die Gründe 
des oberften Gerichtshofes lauten: „Unter den vorliegenden Umftänden 
muß angenommen werben, daß die Zuficherung der Gefundheit, Klarheit 
und Güte des Weines nah) dem Uebereinkommen der Parteien eine Re⸗ 
folutiobedingung enthielt. Daß gleichzeitig ein Geldbetrag als Angelo 
und Abjchlagszahlung gegeben wurde, kann daran nichts ändern, daß jene 
Verabredung dem Kläger nur das Recht gibt, den Vertrag aufzuheben 
und den Wein nicht zu übernehmen, wenn bei ver bereitS verabrebeten 
Befihtigung fih an demfelben vie Fehler finden follten, deren Nichtvor- 
handenſein der Verkäufer verfichern zu fünnen meinte. Damit der Kläger 
das doppelte Angelo fordern fünne, mußte bewiejen fein, daß ver Vertrag 
nur durch die Schuld einer Partei nicht erfüllt wurde, und daß die andere 
Partei ganz ſchuldlos ſei — ein Fall, der hier nicht vorliegt.“ 


Nr. 313 


Einfluß den außerardentlichen Reviſionsbeſchwerde anf Die 
Frift zur Antretung des in den gleichlautenden Urtheilen 
fententionirten Eides. 

v 11, Mi 1807, Mr. 2272 (Ben, ber, gleidjö en eide 
dei St. ©. GUN vom 20. RR heinznee gegeg 
Graz v 5 Sehr, 1857, Nr. ) Geimei Diag. 5" x. wi 410, 411. 

Durch gleichlautende untergerichtfiche Urtheile war dem Kläger ein 
beftimmter Betrag gegen Ablegung des Schägungseides zuerkannt worden, 
welcher binnen 14 Zagen nach Zuftellung bes obergerichtlichen Ur⸗ 
theil8 vom Kläger angetreten werden follte. Beide Theile ergriffen die: 
außerorventlihe Hevifionsbefchwerde, welche jedoch vom oberften Ge- 
richtshof verworfen wurde. Da der Schätungseib mittlerweile nicht ab- 
gelegt worden, und jene 14tägige Friſt verftrichen war, fo frug es ſich, ob 
e8 dem Kläger jest noch freiftehe, ven Eid anzutreten und abzulegen. Die 
erfte Inftanz erkannte zu Gunften des Klägers, „da gegen das Urtheil des 
Dberlandesgerichtes von beiden Theilen die außerordentliche Revifions- 
beſchwerde eingebracht, ſomit die Rechtskräftigkeit der gedachten Entjchei- 
bung von feinem Theile anerkannt, jondern vielmehr von beiven Theilen 
die oberftgerichtliche Entſcheidung erbeten wurde; da alfo die im 8. 224 
a. ©. O. zur Eidesablegung beftimmte Frift vom Zuftellungstage ber 
Entſcheidung des oberften Gerichtshofes, als der Entſcheidung letter In- 
ftanz zu berechnen, dermalen aber noch nicht verflofien ift.” Die zweite 
und dritte Inſtanz beftätigten dieſe Entſcheidung, und zwar der oberſte 
Gerichtshof „in der Erwägung, daß durch die von beiden Theilen ergrif⸗ 
fene außerordentliche Reviſionsbeſchwerde, beide Theile ſich gegenſeitig die 
Anerkennung der Rechtskraft des in der Sache ergangenen obergerichtlichen 
Erkenntniſſes verſagt haben, daher die Friſt zur Antretung des dem Kläger 
vorbehaltenen Schätzungseides als noch offen zu betrachten iſt.“ 


Nr. 314. 
Abänderung der urſprünglichen Feilbietungsbedingniſſe im 
Fall einer Relicitation. 


Eutſch. dv. 17. März 1857, Nr. 1149 (Beft. der den Beſcheid der Prütur 
Gavirate v. 6. Sept. 1 1856, Nr. 5071, abänd. Verordunug ded O. G. 
Mailand v. 21. Nov. 1856, Nr. 13641), Gaz. d. Trib. 1858, ©, Bi. 

Wider den Erſteher einer executiv feilgebotenen Realität wurde die 
Relicitation angeſucht. Die gleichzeitig vorgelegten Feilbietungsbeding⸗ 
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niffe wichen von denen, unter welchen die erſte Feilbietung erfolgt war, 
ab, und die erſte Inſtanz publicirte daher dieſe letzteren. Die beiden 
höheren Inftanzen Tießen jedoch die neuen Yeilbietungsbedingnifle iR 
und zwar ber oberfte Gerichtshof „in der Erwägung, daß aus &. 438 
ital. G. O. ($. 451 weftgal. ©. 5 vgl. 8. 338 a. ©. O.) keines⸗ 
wegs mit Nothwendigkeit folgt, vaß die Relicitation unter denſelben 
Bedingungen erfolgen müſſe, unter welchen die erſte Feilbietung er⸗ 
folgt iſt.“ 


Nr. 315. 


Haftung des Spediteurs für das verſpätete Eintreffen der 
Sendung. — Unzuläſſigkeit des Haupteides über ein Rechts⸗ 
verhältniß. 


Hl v. 17, März 1857, Nr, 2557 (Beil. des urthene des Kr. ©. 
em vom 8. Auguft 1856, Re 2141, enhuberung des Urtheils des 
O. LC. 6 . Kralan som 31, Der. 1856 , Rt. 87 41), G. 3 1857 ’ Nr, 8, 


Nr. 316. 
Mieth- oder Pachtvertrag? 


Eutſch. v. 18, März 1867, m. 1068 03, a des das Urtheil der Prätur 
Treviſo v. 12, Nov, 1 dernden Urtheils des DO, L. 
Benchig vom 22. Der. ee Ser Eoo d. Trib. 1867, 
. Trib. 1857, €, Se 6.8, , 868, Nr. 128, Gerichtäh, 1807, 
B hatte dem A zwei Häufer vermiethet, in beren Erbgeihoß A 
ein Apothefergefchäft betrieb. Der Vertrag, urfprünglich auf ein Jahr 
geichloffen, ward ſtillſchweigend erneuert, und als B dann dem A auffün= 
bigte, entſtand bei Beurtheilung ver Frage, ob rechtzeitig aufgefündigt 
fei, die Borfrage, ob der Beitanvvertrag als ein Mieth- over Pacht⸗ 
vertrag anzufehen fei. Die erfte Inftanz nahm einen Bachtvertrag 
an, und gab daher vem Rückerlag ver Auffündigung ftatt. In den Ent- 
ſcheidungsgründen heißt es: „Es muß als erwiefen angenommen werben, 
daß zur Zeit des Abſchluſſes des Pachtvertrages ein Theil der in Be⸗ 
ftand gegebenen Localitäten zum Betrieb einer Apothefe beftimmt war, 
und daß es daher nicht von der Willfür des Beftannnehmers abhing,. 
eine folde einzuführen. Diefer Gefchäftsbetrieb, zu welchem nothwendig 
auch ein pharmaceutifches Laboratorium gehört, kann nicht mit anderen 
bios auf ven Verkauf von Waaren berechneten Geſchäften gleichgeftellt 


werben, da zu demſelben aud Die Erzeugung und Vorbereitung ber Heil- 
mittel mit Hilfe der dazu beftimmten dyemifchen und anderen Apparate 
gehört, und es ſich aljo um tie Ausübung eines Kunft- oder Fabriks⸗ 
geichäftes handelt, welches erſt in Folge der Arbeit Nuten trägt. Es 
muß daher der Beftanpvertrag über bie für bie Apothefe beftimmten 
Localitäten als Pachtvertrag angejehen werden. Diefe Localitäten bilven 
aber ven Hauptbeftanbtheil, und die übrigen Heineren Tocalitäten folgen 
nad) dem Gefete dem Schickſale des Hauptbeſtandtheiles.“ Die beiden 
höheren Inftanzen gaben dem Rückerlag der Auffündigung nicht ftatt. 
In den Entjcheivungsgründen des oberften Gerichtähofes heißt es: 
„Wenngleich der Hauptbeftandtheil der in Beltand genommenen Locali⸗ 
täten zu einer Apothefe beftimmt ift, handelt e8 ſich doch nicht um einen 
Pacht⸗, fondern um einen Miethvertrag; denn der Geklagte bat nicht 
eine in feinem Haufe ſchon beſtehende Apothefe derart in Beſtand ge- 
geben, daß der Kläger feine Kenntnifje und feine Mühe ar ver fpectellen, 
ihm überlaffenen Sache anwenden follte, um daraus durh Umwandlung 
verjelben unmittelbar einen Nuten zu ziehen, wie dies $. 1091 a. b. 
G. 8. vorausjegt, ſondern er hat ihm lediglich die zum Betrieb eines 
Apothekergeſchäftes geeigneten Localitäten eingeräumt und es ihm über- 
laſſen, dieſes Geſchäft vajelbit zu unternehmen und zu betreiben und zu 
dieſem Zwecke die Localitäten zu gebrauchen, welche in ihver materiellen 
Lage allein und ganz unabhängig von der Benügung der in diejelben vom 
Kläger gebrachten Stoffe und Gerätbihaften, den Gegenftand des Ber- 
trages bildeten.“ 


Nr. 317. 


Appellation eined von mehreren in contumaciam verur- 

theilten Streitgenoffen. Rechtskräftigwerden des Urtheils im 

Anfehung der andern nicht appellivenden Streitgenoffen. — 
Nullität. 


Entſch. vom 21. Mär ‚1857, Nr. 2026 (Aufhebung des das Urtheil des 
3 G. Stand vom 1 Rt. 55 ans! anfbebenden Decretd des 
2. ©. Brog v. 31. Dec, 1866, — ). ©. 3. 1857, Nr. 7, 
A hatte wider B, C und D als Streitgenffen die Klage auf Zah⸗ 
fung von 40 fl. angebracht. Dei der darüber angeorbneten Tagſatzung 
erſchien feiner der Streitgenoflen; auch hatten fie den in dem Klag- 
beicheib enthaltenen Auftrag nicht befolgt, einen zum Schriftenempfang ges 
meinſchaftlichen Benollmächtigten zu beftellen und dem Gericht zu benennen. 
A ftellte da8 Begehren um Fällung des Contumazurtheiles, welches denn 
auch gejhöpft uud jedem der Streitgenofjen zugeftellt wurde. Gegen 
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dieſes Urtheil brachte nun D die Appellation ein. Bei dieſem Anlaß nahm 
das Oberlandesgericht wahr, daß die Zuſtellung des Klagbeſcheides und 
der darin enthaltenen Vorladung zur Tagſatzung an die B erft am Tag- 
fagungstage erfolgte, aljo mit Rüdficht auf Entfernung ihres Wohnortes 
vom Gerichtsorte zu einer Zeit, wo fie bei der Tagſatzung nicht mehr 
erſcheinen konnte. Das Oberlandesgericht ſprach daher die Nullität der 
vorausgegangenen Verhandlung, fowie des erftrichterlichen Urtheiles aus. 

Der oberfte Gerichthof jedoch wies das Obergericht an, in merito 
zu enticheiden aus folgenden Gründen: „Nach dem zweiten Abſatze des 
Suftizhfd. vom 5. März 1847, Nr. 1042 3. ©.©. (Frühwald Nr. 274) 
find wohl auch jene Streitgenoffen als Appellanten anzufehen, melde 
fih in erfter Inftanz nicht vertheidigt haben, von welchen jedoch nad) 
den gejetlichen Beftimmungen angenommen werden muß, daß fie dem- 
jenigen beigetreten feien, welcher Rede und Antwort gegeben hat, voraus- 
gejeßt, daß die Appellation einen Gegenftand von gemeinschaftlichen In- 
tereffe betrifft, und nicht auf die Perfon des Appellanten bejhränft ift. 
Allein in dem vorliegenden Falle hat feiner ver geflagten Streitgenofien 
in erfter Inftanz Rede und Antwort gegeben, und es find in dem lIr- 
theile audy die einzelnen Streitgenofjen nur ſchuldig erfannt worden, 
beftimmte Z’heilbeträge des eingeflagten Gejammtbetrages an A zu be- 
zahlen. Es kaun aljo auf die einjeitige Appellationsanmeldung des D 
das Berfahren und das Urtheil keineswegs blos deshalb. ald nichtig 
aufgehoben werben, weil der B die Klage zu fpät zugeftellt worven 
ift, indem fie ſelbſt ſich gegen dieſe verjpätete Zuftellung nicht beſchwert 
hat, dieſe Verſpätung aber auf die Rechte und Berbinplichfeiten des D 
feinen Einfluß nimmt.“ 


Nr. 318. 
Klage des Afterverpfänderd gegen den Hypothekarſchuldner. 


Eutſch. v. 24, März 1857, Nr, 1422 (Beft. ded das Urtheil der Prätur 
Mantua v. 17. Juli 1856, Nr. 11108, abändernden Urtheild des O. L. G. 
Mailand v. 6. Dec, 1855, Nr. 12095). Gaz. d. Trib. 1857, ©. 365, 

A belangte ven B auf Zahlung eines auf der Realität des Letzteren 
pfandrechtlich fichergeftellten Capitals von 1600 Lire, worauf X, ein 
Gläubiger des A, eine Supereinverleibung erwirft hatte. Dem Klage⸗ 
begehren ward in erfter Inftanz deshalb nicht ftattgegeben, weil ber 
Kläger in Folge der eingetretenen Supereinverleibung nicht mehr allein 
über die Pfandfache zu verfügen habe, und daher auch nicht dem zahlenden 
Schuldner mit Erfolg die Löſchung der Schuld bewilligen fünnte, während 
nah 8. 469 a. b. G. B. ver Pfandgeber nur gegen dem verbunden 
ift, die Schuld zu tilgen, daß ihm das Pfand zugleich zurüdgeftellt 
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werde. Das Oberlandesgericht dagegen gab dem Klagebegehren mit der 
Einſchränkung ſtatt, daß B nur gegen eine unter Mitwirkung des X aus⸗ 
geftellte Löſchungserklärung zu zahlen habe, ſonſt aber berechtigt jei, das 
Geld zu Gericht zu erlegen. Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe 
Entſcheidung unter Berufung auf 8. 455 a. b. G. B. 


Nr. 319. 
Wirkung der im S. 807 a. 6b. G. 3. den umbebingt er- 
Härten Erben eingeräumten Rechtöwohlthat. 


Entid. v. 24. März 1857, Nr. 1712 (Beft. des das Urtheil des Kr. ©. 
Zinme v. 25. Oct. 1866, Nr. 3438, aufhebenden Urtheils der Banaltafel 
Agram v. 29, Nov, 1856, Nr. ). ©. 3. 1857, Nr. 65, 

Nach dem Tode des M hatte fich deſſen Bruder B als Inteſtaterbe 
unbedingt erbserflärt, während fid) die C aus einem Zeftamente zu dem 
Nachlaſſe des M bevingt erbserklärt hatte. Während ver Erbſchaftsſtreit 
zwiſchen biefen beiden geführt wurbe, klagte A den B als unbebingt 
erflärten Erben desM auf Bezahlung eines von dieſem acceptirten, mittler- 
weile fällig geworbenen Wechſels und legte der Klage ein Schreiben 
bes B bei, worin dieſer dem A gegenüber die Wechſelſchuld anerkannte. 
B berief fi auf ven 8. 807 a.6. ©. B. und auf feinen mit der C im 
Zuge befindlichen Streit, durch deſſen Austragung es ſich erft heraus⸗ 
ftellen werbe, ob er ber wahre Erbe fei. Die erfte Inſtanz verurtbeilte 
den B zur fofortigeu Zahlung der Wechſelſchuld „in der Erwägung, daß 
er die Richtigkeit der eingeffagten Wechſelſchuld anerfannt habe, und daß 
er als unbedingt erflärter Erbe nad) 8. 807 a. b. ©. B. Schulden der 
Berlaffenihaft bis zur Erſchöpfung ihres Activftandes noch vor der 
Einantwortung verjelben zu zahlen verpflichtet ei”. Die zweite Inſtanz 
wies den Kläger mit feinem Begehren zur Zeit ab, weil nad) der unwider⸗ 
ſprochenen Behauptung des Geflagten ver Nachlaß weder inventirt, noch 
irgend Jemanden eingeantwortet fei, und nad 8. 807 a. b. ©. 2. ver 
Geklagte jo lange nicht zur Zahlung verhalten werden könne, bis das 
Inventar über den Nachlaß aufgenommen und folder dem Geflagten 
eingeantwortet fein wird. Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Ur⸗ 
theil aus folgenden Gründen: „Der Geflagte hat in dem Schreiben vom 
3. Auguft 1856 ven Beftand der Flägerifchen Forderung wohl anerkannt, 
er hat fid) aber nicht verpflichtet, diefe Forderung aus feinem eigenen 
Bermögen zu bezahlen, fondern nur eingewilligt, daß dieſelbe aus ber 
Maſſe feines verftorbenen Bruders M befriedigt werde. Er hat fi) zwar 
unbebingt al8 Erbe des M erflärt; nachdem fich jedoch auch C als bebingte 
Erbin diefes Vermögens erklärte, gebührt auch dem Geklagten die Wohl- 
that des Inventariums ($. 807 a. 6. ©. B.). Da indeflen weder dieſes 
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Inventar. aufgenommen, noch bie. frngliche Maſſe dem. Geflagien aus⸗ 
gefolgt wurde, konnte er nicht verhalten werben, Die eingeflagte Schuld 
feines. Bruders, deſſen Verlaſſenſchaft nach gegenwärtig. ſueitig i ‚gi 
begahlen,. Es hat zwar feine Nichtigkeit, vaß- nach $. 811 a. b-G. 2. 

dev Glaubiger nicht: ſchuldig ift; das Ende ber Deriofienfenhtsabhand- 
lung ‚abzuwarten; da jedoch der Gläubiger. nach eben vielem Paragraph 
fernen, Anſpruch wider die Mafle anbringen und begehren kann, daß zur 
Bertretung: derſelben ein. Curator anfgeftellt werde, gegen melden er 
feine Forderung anbringen kann, und Kläger dies bis jetzt nicht gethan 
hat, mußte: das Urtheil der Banaltafel beftätigt. werben.“ 


Nr. 320. 


Haftung des Cedenten für die Einbringlichleit der cedirten 
Forderung. — Eejfion bed Regreßanſpruchs des Ceſſionars 
an einen fpäteren Ceſſionar. 


ch. v. 24, Mär; 1857, Nr. 2160 (Beft. des Urtheils des B. G. Rad⸗ 
ters urg v. 31. Dec. 1855, Nr. 2014, Ab rn des Urtheils des D L. G. 
Graz dv. 28, Oct. 1856, Nr. 7276). © . 3. 1867, Nr. 

B cedirte am 11. Nov. 1843 feine hypothecirte, berzinglüche Dar⸗ 
lehensforderung von 200 fl. wider N: dent C und verpflichtete ſich aus⸗ 
drücklich zur Haftung. für die Richtigkeit und Einbringlichleit der cedirten 
Forderung. Am 23. April 1846 cebirte C dieſe Forderung dem A-mtt 
allen bezüglich verjelben überhaupt erworbenen Rechten und mit bem 
Beripuehen der Haftung für die Richtigkeit und Einbringlichkeit der 
cedirten, Forderung. A konnte jedoch im Proceß⸗, reſp. Executionswege 
zur Bezahlung der cedirten Forderung nicht gelangen. Er trat daher 
wider B und CO flagend auf und bat um ſolidariſche Verurtheilung der⸗ 
jelben zur Zahlung ber cebirten Forderung und ber rückſtändigen 5% 
Interefien, fowie der gefammten Proceß⸗ und Erecutionsfoften, die ihm. 
wider N erwacjlen waren. Gegen dieſe Klage erhob ver Gellagte B zu: 
vörberft die Einwendung, daß er der Ceſſion von Seite des C an ben 
Kläger nicht beigezogen worben fei und daß deshalb aud die dem C 
wider ihn zuftehenden Negreßanfprüce, als auf einem perjönlichen Ver⸗ 
hältnifje zwifchen ihnen beiden beruhend, auf den Kläger nicht hätten 
übergehen können (88. 1395 und 1397 a. b. ©. 3.). Beide Geflagte 
hüten überdies vor, daß der Kläger bei Uebernahme ver fraglichen For⸗ 
derung Joldye Berjehen fic) habe zu Schulden kommen Iafien, weldhe ihn 
nad) Borjchrift der SS. 1397 und 1398 a. b. G. 2. feines Regreßrechtes 
an die Geklagten ˖als Ceventen verluftig machen müßten. Der Kläger 
hätte fi nämlich ſchon zu der Zeit, als C die befagte Forderung ihm. 
cedirte, durch die Einficht in da8 Grundbuch überzeugen fünnen, daß. ihm. 
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vie hypothecirte Realität für die cebirte Poft feine Bevedung mehr zu 
gewähren vermöge. Die erfte Injtanz entſchied dem Klagebegehren ge- 
mäß. Die zweite Inftanz wies den Kläger ab, vie dritte beftätigte 
das erftrichterliche Urtheil. Der oberfte Gerichtshof verwarf nämlich 
die Einwenbung des B, daß Cjeine Regreßaniprüche bezüglich der cedirten 
Forderung nicht auf den Kläger habe übertragen fünnen, aus dem 
Grunde, weil C alle hinſichtlich dieſer Forderung erworbenen Rechte 
dem Kläger cevirt habe. C habe von dieſer Uebertragung keinerlei Rechte, 
die ihm bezüiglich diefer Forderung zuftanden, ausbrüdlich ausgenommen ; 
es könnten daher nur unveräußerliche und darum nicht cebirbare Rechte 
ſtillſchweigend von dem fraglichen Ceſſionsacte ausgejchloffen fein, und 
es müſſe johin allerdings angenommen werden, daß der Kläger durch die 
Ceſſion auh in das Regreßrecht des C wider B eingetreten fei, weil 
dieſes Recht durchaus nicht als unveräußerlicher, ver Perfon des C an⸗ 
flebender Anſpruch erſcheine (88. 1393 und 1394 a. b. G. B.). — Die 
Einwendung, daß die Geklagten nicht zur ſolidariſchen Haftung verpflichtet 
ſeien, wurde gleichfalls unbegründet befunden, weil die gleichmäßige, 
auf die ganze Forderung ſich beziehende Haftungspflicht des Einen und 
des Andern eine „untheilbare Sache“ ſei (S. 890 a. b. G. B.). — Nicht 
minder verwerflich erſcheinen die Einwendungen, welche die Geklagten von 
den angeblichen Verſehen des Klägers hernehmen zu können glaubten. 
Die Geklagten hätten ven Widerſpruch des Klägers, daß ihm die Ein— 
fiht in das Grundbuch feinen Aufſchluß über die Einbringlichkeit der ce- 
dirten Forderung zu gewähren vermocht hätte, durch feinen Beweis ent- 
fräftet. Ein Beweis darüber wäre übrigens auch nicht entſcheidend, weil 
der Geflagte C in dem bezüglichen Ceſſionsacte die Haftung für bie 
Einbringlichfeit der cedirten Forderung ausdrücklich und unbedingt über- 
nommen habe, weldher Haftungserflärung offenbar fein anderer Zweck 
zu Grunde liegen Tonnte, als der, den Kläger, welcher bei feinem vor- 
gerüdten Alter nicht in der Tage war, das von Graz entlegene Grundbuch 
von Radkersburg perſönlich einzufehen, über vie Einbringlichfeit ver 
Forderung zu beruhigen und vor der Gefahr eines etwaigen Schadens 
zu fichern. 


Nr. 321. 
Pränotation der vertragsmäßigen Beſchränkung eined GServi- 
tutörecht3 auf dem herrſchenden Grund, 


Entih. vom 24. März 1867, Nr. 2449 (Mbänd, be ber sieimförmigen 
Beſcheide des 8. ©. Graz v. 4. Rov, 1856, Nr. 15291 und de 2. L. G. 
Graz vom 31. Dec, 1856, Nr. 8958), ©. 3. 1837 na . 

A fohritt bei dem Grazer Magiftrate um die Erlaubniß ein, 
in ber Giebelmauer feines Haufes gegen die Wohnung der Nachbarin 
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B ein Fenfter auszubrehen. In Folge der auf dieſes Einfchreiten 
unter Zuziehung des Geſuchſtellers und der Nachbarin B gepflogenen 
commiffionellen Verhandlung ward die Ausbrechung des gedachten Fen⸗ 
fter8 unter der mit der Nachbarin vereinbarten Bedingung geftattet, daß 
A jenes Yenfter gehörig vergittere, und die B nidht gehindert fei, das⸗ 


. jelbe zu verbauen. A fuchte nun um Pränotation dieſes Bejcheides auf 


die Realität der B an, wurde jedoch won den beiden unteren Inftanzen 
abgewiejen, „va das Recht, welches A zur Pränotation bringen wolle, 
als ein Ausflug des freien Berfügungsrechtes des Eigenthümers anzu- 
jehen fei, und deshalb Fein Gegenftand einer Pränotation auf die Nachbar⸗ 
befigungen fein könne“. Der oberjte Gerichtshof dagegen entſchied, daß 
dem A die Pränvtation des Rechts, in feinem Haufe ein vergittertes 
Tenfter gegen den nachbarlidien Grund der B bis zu einer allfälligen 
Bauführung auf legterem Gruude offen zu erhalten, auf die Realität der 
B mittelft Eintragung des von diefer eigenhändig unterfertigten Proto⸗ 
kolls vom 20. September 1853 gegen Rechtfertigung diefer Bränotation 
in der gehörigen Frift bewilligt werde, „in ver Erwägung, daß es ſich in 
dem Pränotationsgefuche des A nicht um die Sicherftellung der ihm in 
Bezug auf fein Haus zuftehenden Eigenthbumsrechte, ſondern um Sicher- 
jtellung der von Seite der B zugeftandenen Beichränfung ihres indirecte 
angefprochenen Rechtes, dem A die Offenhaltung eines Fenfters in feinem 
Haufe gegen ihren Grund zu unterfagen (8. 313 a. 6. ©. B.), alſo um 
die von ihr zugeftandene Beſchränkung oder Verzichtleiftung auf ihr an- 
gebliches Unterfagungs- over Hinderungsrecht außer dem Falle der Bau⸗ 
führung auf ihrem Grunde handle“. 


Nr, 322, 
Beitimmung der Priorität im Urtheil zugefprochener Zinfen 
eines pränotirten Capitals. 

Eutſch. v. 24. März 1857, Nr, 2754 (Abänderung des den Beſcheid des 
L. G. Czeruowitz v. 26, April 1856, Nr. 2902, abündernden Decreied deö 
D. 2. ©. Lemberg v. 11. Sept. 1856, Nr. 13892), ©. 3. 1857, Nr. 9. 

A hatte wider B die Pränstation einer Wechfelforderung von 
1075 fl., und ſodann gegen deſſen Concursmaſſe das Liquidirungsurtheil 
für 1075 fl. ſammt 6% Intereſſen vom 16. Auguft 1848 erwirft. Er 
begehrte fohin im Erecutionswege die Intabulation des Pfandrechts für 
Capital und Imterefjen zur Rechtfertigung der erwirkten Pränotation. 
Aus nicht Hierher gehörigen Gründen ward dieſes Anfuchen in erfter 
Inſtanz abgewiefen, während die zweite Inftanz ihm feinem ganzen 
Umfange nad) ftattgab. Der oberfte Gerichtshof änderte den Beſcheid 
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dahin ab: e8 werde zwar die von A angeſuchte Intabulativn des gegen 
die B'ſche Eoncurdmafle erwirkten Liquidativnsurtheiles auch hinſtchtlich 
der von dem Wechſelbetrage von 1075 fl. ſeit 16. Auguſt 1848. laufenden 
6% Zinſen bewilliget, jedoch A mit feinem weiteren Begehren, ‚daß dieſe 
6% Zinſen eodem loco zu intabultven fein, wo bie Wechſelferdrrung 
ſelbſt pränotirt erfchernt, abgewiefen, „weil dem B die Pränotation 
nur für die Wechſelſumme von 1075 fl. bewilligt worben iſt, "über die 
Frage baher, welche bücherliche Rangordnung ben von dieſem pränotirten 
Wedylelcapitale erwachlenen Zinfen zuftehe, nicht in Folge eines "bloßen 
Gefuches, ſondern nur über eine gegen die Tabularintereflenten aus⸗ 
zutragende Klage entſchieden werben kann“. 


Nr. 323. 


Eintritt des neuen Eigenthümers der Beſtandſache in das 
frühere Beſtandverhältniß. 


Entf. vom 24. Mürz 1857, Nr. 2803 (Beſt. des dad Urtheil des 8. ©, 
KLespoldſtadt in Wien v. 25. Febr. 1857, Nr. 2825, abänbernden Urtheils 
ED L. G. Wien v. 11. ürz 1857, Nr. 3243), Haimerlis Magazin 
Bd. XV., Nr. 408 ff. 

Der Beitanpnehmer A hat durch Unterfertigung eines Zettels dem 
Beſtandgeber C gegenüber erflärt, ſich die vierteljührige Aufkündigung 
gefallen zu laſſen und ven Zins vierteljährlich zu bezahlen, obgleich in dem 
betreffenden Stadttheil halbjährige Kündigung und Zinsbezahlung ftatt- 
findet. C verkaufte während ver Dauer des Beſtandvertrags das Haus 
dem B; biefer ftellte vem A die vierteljährige Kündigung zu. A legte die- 
jelbe zurüd, und klagte auf Erkenntniß: der Rückerlag der vierteljährigen 
Wohnungsauffündigung finde ftatt. Die erfte Inftanz erkannte zu Gun⸗ 
ften des A aus folgenden Gründen: „Das Nechtsverhältnig zwilchen 
Miether und Bermiether ift ein perjönliches (88. 307 und 1120 a. b. 
©. B.); e8 werden daher, falls der Beftandvertrag, was im vorliegenden 
Falle nicht behauptet wird, nicht in die öffentlichen Bücher eingetragen 
ift, nur Rechte und Berbinplichkeiten zwiſchen den vertragfchließenvden 
Theilen begrimdet und eine einfeitige Uebertragung vom früheren Ber- 
miether auf den neuen Hauseigenthümer findet ohne Zuftimmung des 
Miethers nicht ftatt, denn der erwähnte Zettel ift nur an den damaligen 
Hauseigenthiimer gerichtet; er enthält in dem Zugeſtändniſſe der viertel- 
jährigen Anflündigung eine Ausnahme von ver allgemeinen Regel, und 
zwar eine dem Miether Läftige Ausnahme; es ift daher diefe Erklärung 
ftrenge auszulegen und beichräntt fih fomit auf den damaligen Eigen- 
thitmer: allein. - Eben dies gilt von der ſtillſchweigenden Bertragbernene⸗ 
rung, und der Geklagte kann fi um jo weniger auf dieſelbe berufen, als 
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er den erften Kimbigungstermin nad) feinem Eigenthumsantritte benüst. 
Auf Vermuthungen darf man fich aber nur dann berufen, werm "ihnen 
insbeſondere durch das Geſetz eine Kraft beigelegt wird (8.105 a.©.D.), 
was in der Ausziehordnung in dem vom Gellagten behaupteten Sinne 
nit der Fall if. Da in dem betreffenden Theile der Stadt Wien 
nady dem Patente vom 18. October 1782, Nr. 93, und dem Hofbecrete 
vom 28. April 1811, Nr. 944 3. G. S., die gefegliche Auffündigungs- 
zeit die halbjährige, und nur zu Georgi und Michaeli ftatthaft ift, ein 
befonderes Uebereinfommen zwiſchen dem Mliether und bermaligen Eigen- 
thümer nicht befteht, jo mußte dem Rüderlage ohne weiteres fiattgegeben 
werben." Die zweite Inftanz erkannte, daß ver Rückerlag nicht ftatt- 
finde. Die Entſcheidungsgründe lauten: ‚Der Kläger gefteht, daß er dem 
fräheren Hauseigenthümer ven Zettel unterfertigt babe, nach welchem er 
fih eine vierteljährtge Wohnungsauflündigung gefallen Laffen muß. Dieje 
gegen den früheren Hauseigenthümer eingegangene Berpflichtung ift durch 
den Verlauf des Haufes nicht aufgehoben worven, da durch dieſen nad) 
8. 1120 a. 6. ©. B. vie Berbinblichkeiten des Miethers gegen ven 
Bermietber Feine Aenverung erleiden, ſondern nur Lebterer das Recht 
erlangt, ven Miethvertrag aufzulölen. Bleibt aber dem Beftanpnehmer 
gegenüber der bisherige Bertrag ungeachtet des Verkaufes aufrecht, jo 
muß dies auch bezüglich ber einzelnen Beſtimmungen vesjelben ver 
Fall fein. Zudem ift der urjprüngliche Vertrag nach SS. 1114 und 1115 
0.6. ©. B. dadurch, daß er nicht aufgekündigt wurbe, ſtillſchweigend und 
unter den früheren Bedingungen erneuert, alfo auch mit vierteljähriger 
Aufkundigung.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Entſcheidung 
der zweiten Inſtanz, und zwar aus ben bereits vom Obergerichte ans 
geführten Gründen, „insbeſondere, weil das in Frage ſtehende Mieth⸗ 
verhältniß des Rückerlagklägers im Haufe Nr.** nur als*mıf ber ſtill⸗ 
ſchweigenden Fortſetzung des mit dem früheren Hauseigenthümer ein- 
gegangenen, und mit vierteljähriger Kündigung und vierteljähriger Zins- 
zahlung beftandenen Vertrages beruhend, angejehen werben Tann 
(88. 1114 und 1115 a. 6. G. B.)“. 


Rr. 324. | 
Perfection einer Schenkung durch bloßen Ankauf eines 
Rentenfcheines den Namen bes Beſchenkten. 


. dv. 26, März 8867, N dB De Urtheil de B. ©. 

Sunbfrefe, in ‚Kin 7 ER. — 55 1 chänd. Urtheils des 

Wien v Ser, 1887, ©, 224 ff. 
—8 Mag. 3, a6) 


A befindet fih im Beſitz zweier auf w Namen feines Sohnes 
lautender Nentenfcheine [ver öfterreifchifchen allgemeinen Berfosgungs- 
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anſtalt. Die Univerſalerbin des Sohnes, B, beſteht jedoch darauf, daß die⸗ 
ſelben in die Verlaſſenſchaftsinventur einbezogen werden, was A beſtimmt, 
gegen die B auf Anerkennung ſeines Eigenthums zu klagen, wobei er an⸗ 
gibt, er habe die Rentenfcheine erhoben, um vereint feinem Sohne ein 
Andenken zu binterlaffen; dieſer ſei jedoch früher geftorben, und es feien 
baher die Rentenfcheine ihm nicht übergeben worden. Die B beruft ſich 
auf die Statuten der Geſellſchaft, nad) welchen verjenige, auf deſſen 
Namen eine Einlage gemacht wird, als der Einleger angejehen werben 
fol. Die erfte Inftanz gab ver Klage ftatt, indem fie auf den Umftand 
Gewicht legte, daß A ım Befige fei und die B feinen ftärferen Redhts- 
titel anzugeben vermöge. Die beiven höheren Inftanzen wiefen das Klage⸗ 
begehren ab. 

Gründe der dritten Inftanz: „In der Erwägung, daß nad) 
8.22 der Statuten der mit der erften öfterreichiichen Sparcaffe vereinigten 
Berforgungsanftalt, wenn eine Einlage für eine andere Perjon ge- 
macht wird, dieſe legtere jo betrachtet wird, als ob fie jelbft eingelegt 
hätte, daher auch nur ihr das Recht zum Bezuge der Dividende, und im 
Talle ihres Todes nach 8. 27 der Statuten nur ihren Erben die in dieſem 
Paragraph bezeichneten Anfprüche zuftehen; in der Erwägung, baß der 
Umſtand, daß der Kläger die fraglichen Rentenſcheine jeinem Sohne nicht 
übergeben, jondern felbft verwahrt hat, al8 ganz gleichgiltig erjcheint, 
weil, wie ſchon das Oberlandesgericht in feinen Motiven bemerft hat, 
bei Privaturkunden, die auf einen beftimmten Namen lauten, dadurch 
allein, daß fie ein Dritter verwahrt, für diefen weder Befig-, und noch 
weniger Eigenthumsrechte gejetzlich begründet werden; in der Erwägung 
endlich, daß Kläger für den Umſtand, daß er, ungeachtet nach feinem Willen - 
bie zwei Rentenſcheine auf den Namen feines Sohnes ausgefertigt worden 
find, dennod das Eigenthumsrecht auf die für feinen Sohn erlegten Be- 
träge ſich vorbehalten habe, einen Beweis weder angeboten noch geliefert 
hat, bat der oberfte Gerichtshof das Urtheil des Oberlandesgerichtes zu 
beftätigen befunden.“ 


Nr. 325. 


Geldempfangsbeftätigung unter Hanbeldleuten. Herftellung ber 
erften halben Probe durch Indicien. 
Entſch. vom 31. März 1867, Rn 1973 iR „ach, San deö Urtheils der 


rätur Legnago vom 10, © Hy de we 
* un. “® Venedig „Seat, 1856 27, aa, 1a, ne 3 1 


+ 


In dem Naclaffe des: im Auguft 1850 verftorbenen M fand fid 
ein Zettel, in welchem B beftätigt, am 21. Juli 1849 100 Silberftüde 
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aD Fres. von M erhalten zu haben. Auf Grundlage dieſes Documents 
Hagten die Erben auf Zahlung diefer Summe, und gabeıt in der Klage 
ein Darlehen als Rechtstitel der Forderung an. Der Geflagte behauptete, 
baß er ſich mit Geldumwechslung befchäftige, und daß er zwar von M die 
100 Siüberftüde erhalten, und dafür jenen Zettel als Promemoria aus- 
geftellt habe, daß er aber ſchon am 26. Juli 1849 dem M, der damals 
Steuern zu zahlen hatte, Schaßfcheine und Zwanziger dafür gegeben, 
und ihn erfucht habe, den auögeftellten Schein, welchen M mitzubringen 
vergeflen hatte, zu zerreißen. Der Geflagte erbot fi, feine Behauptun- 
gen durch den Inhalt feines Notizenbuches zu beweifen, und durch Zeugen 
darzuthun, daß er fi mit Geldumwechslung beichäftige, und daß vie 
Handſchriften im Notizenbuche echt feien. Weber die Richtigkeit des In⸗ 
haltes feiner Aufichreibungen im Notizenbuche führte der Geflagte feinen 
Sohn als Zeugen, und beider Erfüllungseid an. Das die Zuläffigfeit 
bes Zeugenbeweiſes ausſprechende Beiurtheil wurde vom oberften Ges 
richtshofe beftätigt. Der Zeugenbeweis fiel für den Geflagten günftig aus 
und bie erfte Inftanz erkannte nunmehr, da fie Die halbe Probe über die 
Behauptung der Tilgung der Schuld hergeftellt fand, auf ven Erfüllungs- 
eid; „es jei wahr, daß die im Billet vom 21. Yuli 1849 bezeichneten 
100 Silberſtücke durch effectuirte Ummwechslung zu Handen des M am 
26. Juli 1849 berihtigt worden find.” Die zweite Inftanz erfannte 
dem. Klagebegehren gemäß aus folgenden Gründen: „Das vom Kläger 
probucirte Billet jei wohl fein Schuldſchein im Sinne des 8. 1001 a. b. 
G. 3., aber doch ein Schulpbelenntniß im Sinne der ©. D., gegen 
ben Ausſteller beweiſend und benjelben verpflichtend; der Titel ber 
Schuld ſei gleichgiltig, dagegen die Pflicht ver Rüdftellung gewiß. Der 
Beweis der Tilgung der Schuld fer nicht geliefert, denn das Notizenbuch 
des Geflagten mache feinen Beweis, das Zeugniß des Sohnes Carl fei 
verwerflich; auch ſei nicht beftätigt, daß das im Billet erwähnte Geld 
zum Behufe der Umwechslung empfangen worben fei; ver Erfüllungseid 
fönne daher Mangels ver halben Probe nicht zugelaffen werben.” Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrihterliche Urtheil in der nach— 
ftehenden Erwägung: „Das vom Kläger producirte Billet enthält fein 
beftimmtes Schuldbekenntniß, fondern ift nur eine einfache, bei Handels⸗ 
leuten und Geldwechslern geläufige Art, die Empfangnahme von Geld 
proviſoriſch bis zur definitiven Begleihung nad kurzem Termin zu bes 
ftätigen. Der Geflagte behauptet, die Umwechslung habe am 26. Juli 
1849 ftattgefunden. Die Kläger ftellen die Umwechslung nit in Ab⸗ 
rede, und führen auch nicht irgend ein anderes, darauf Bezug nehmendes 
Geſchäft an, das zwiſchen M und dem Geklagten vorgefallen wäre, ba 
doch auffallen muß, daß das Billet länger als ein Jahr im Befite des 
M blieb, ohne daß er davon Gebrauch gemacht hätte. Die Anführungen 
ver Parteien, der Inhalt des Notizenbuchs und des Billets, die Erhe⸗ 
bungen und Ergebniffe der Zeugenausfagen zufammengenommen, liefern 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 23 
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eine halbe Probe dafür, daß das Billet bereits feine Erfüllung gefunden 
habe; der Erfüllungseid erjcheint daher als entſcheidend und zuläffig.“ 


Nr. 326. 


Paternitätd- und Alimentationsklage. Beweis der Identität 

eines umehelichen Kindes. WBerpflegung eines unehelichen 

Kinded in einer Yindelanftalt. Legitimation des für ein 
ſolches Kind beftellten Vormunds zu jener Klage. 


Eutid. v. 31. März; 1857, Nr. oa ee a e der Metbeile 
, @ Bien vom 22, An 2047 j 
Bien vom 21, Sänner 1857, 2. 10887), Haimerlis — EN iW 


A als Bormund des minderjährigen C Hlagte wider B auf Aner- 
fennung ber unehelichen Baterjchaft und Bezahlung eines Alimentations- 
betrages von 10 fl. monatlih vom Tage der Geburt des C bis zu der 
Zeit, wo diefer fich jelbft zu ernähren wermöge. Die erfte Inftanz er- 
fannte dem Klagebegehren gemäß, feste jedoch den Alimentationsbetrag 
auf 4 fl. monatlich, jo lange das Kind ſich in der Verpflegung ver k. k. 
Findelanſtalt befinde, für die Folgezeit auf 7 fl. pr. Monat feft. Die 
zweite Inſtanz änderte dieſes Urtheil dahin ab, daß die Alimente erft 
vom Klagstage an zu bezahlen feien. Die dritte Inftanz erfannte auf 
einen Alımentationsbetrag von 8 fl. monatlich, welcher aber erft von dem 
Tage an zu bezahlen fei, an weldem der C aus der Verpflegung ber 
k. k. Findelanftalt entlaflen werben follte. 

Die Entſcheidungsgründe des oberften Gerichtshofes lauten: „Die 
Reviſionsbeſchwerde des Geflagten gegen das theils beftätigenve, theils 
zu feinen Gunften abändernde obergerichtlihe Erkenntniß ift eine außer» 
orbentliche, jomit gemäß Hofd. v. 15. Febr. 1833, I. G. S. Nr. 2593, 
nur im Falle der offenbaren Geſetzwidrigkeit der untergerichtlihen Ent» 
[heidungen zuläffig. Werden nun von diefem Standpunkte aus die Ein- 
wendungen und bie in den Appellationsbeſchwerden fpeciell aufgeführten, 
in der Revifionsfchrift bezogenen Beſchwerdepunkte ber oberftrichterlichen 
Prüfung unterzogen, fo ftellt ſich 

1. die Einwendung der dem klagenden Bormunde mangelnden Le⸗ 
gitimation zur Klage als unbegründet dar; denn wenn auch das Hofdecret 
vom 17. Auguft 1822, Nr. 1888 3. G. ©., und in wejentlidher Ueber⸗ 
einftimmung damit das Hoffanzleivecret vom 17. uni 1823, Nr. 1948 
J. G. ©., den Grundſatz aufftellt, vaß die Waifen- nnd Findelhaus⸗ 
direction bei allen unter ihrer Objorge ftehenden Kindern vie Stelle bes 
Bormundes vertrete, daher das obervormundſchaftliche Gericht dieſen 
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Kindern, jo lange fie unter der Aufficht der Direction verpflegt und er- 
zogen werben, der Regel nach feinen anderen Bormund zu beftellen hat, 
fo deuten doch die Worte: „„der Regel nach““ — an, daß Ausnahms- 
fälle zuläffig find. Der Wortlaut des zweiten Abfates des Hofpecretes 
vom 17. Auguft 1822 berechtigt Teinesfalls zu dem Schluffe, daß Diele 
Ausnahme nur im Yale, als dem Waifen- oder Findelfinde unbeweg- 
liches oder bedeutendes bewegliches Vermögen zufällt, einzutreten habe, 
und felbft wenn die durch das Bezirksgericht erfolgte Beftellung des Klä⸗ 
gers A zum Vormunde des O mit den obenerwähnten Geſetzen nicht ver⸗ 
einbar wäre, mangelt wenigftens dem Geklagten die Competenz, dieſe 
obervormundſchaftliche Verfügung anzufechten, viel weniger, daß er hier- 
aus einen Anlaß zur Beitreitung ver Legitimation des Vormundes zur 
Klageführung zu entnehmen vermöchte. Denn jo lange obige vormund⸗ 
Ihaftliche Berfügung von dem Bezirfsgerichte felbft nicht zurlidgenommen 
oder von der höheren Pupillarinftanz behoben wird, bleibt A Bormund 
dieſes Kindes und als jolcher berechtigt und verpflichtet, alle zu deſſen 
Bortheil gereichenven Schritte nach Maß des vierten Hauptftlides I. Thei- 
les a. b. ©. B. zu unternehmen, und ift lediglich bezüglich des Einfluffes 
auf die Erziehung des Mündels durch den Abſatz 3 des Hofvecretes vom 
17. Auguft 1822 beichräntt. 

Der Beſchwerdepunkt 2 gegen jenen Abja der gleichförmigen Ur- 
theile, wornach Geflagter für den Vater des von der X am — gebornen 
und Tags darauf in der Pfarre — getauften unehelichen Kindes C zu 
halten jei, Tann ebenfowenig als begründet anerkannt werden. Wie ſchon 
der erſte Richter hervorgehoben hat, ift dieſes Erfenntniß das Ergebniß 
der Zugeftänbnifie des Geflagten. Da er die Beimohnung innerhalb des 
geleglichen Zeitraumes (8. 163 a. b. G. B.), welche ohne weiteres bie 
Bermuthung ver Vaterjchaft begründet, die Schwängerung und Entbin- 
bung ber X, bie Beitreitung der Entbindungs- und Wochenbettsfoften 
für den am — von ihr geborenen Knaben und die Zahlung der Findel⸗ 
baustare für dieſes in das Findelhaus gegebene Kind eingeftanven hat; 
jo kann unmöglich der Mutter ein zweiter Beweis über die Identität 
des indes nody aufgebürvet werben, zumal jelbft ver Wortlaut des Tauf- 
Icheines nie in Zweifel ftellen kann, daß X ein vom Gellagten erzeugtes 
Kind am — wirklich geboren habe, da aus dem in dem Taufſcheine bei- 
gejegten Worte: „„angeblich““ nur folgt, daß X als die Mutter des 
Täuflings angegeben ward, feineswegs aber hieraus gejchlofien werben 
fünne, daß dieſe Angabe falſch geweſen fer. Der Gellagte hätte daher 
die Berjchiedenheit der Perjon des Kindes oder deſſen Tod zu erweiſen 
gehabt. 

Was nun die Erfüllung der Baterpflicht anbelangt, jo befinvet fich, 
wie Kläger felbft anführt, fein Mündel ſeit dem fünften Tage nach feiner 
Geburt in der Verpflegung ver k. k. Yinvelanftalt und wurde von dem 
Geklagten die viesfällige Aufnahmstare mit 50 fl. C. M. geleiftet; ex 
behauptet hierdurch feiner Berpflichtung nachgekommen zu fein und in ber 
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nieht entſprechenden Beachtung dieſes Einwandes beruht fein Dritter Be- 
ichwerbepunft. Wirb nun erwogen, daß dieſes Kind mit Rücficht auf $. 168 
0.5. ©. 3. nur mit Zuſtimmung feiner Mutter in die k. k. Findelanſtalt 
fommen konnte (und das Gegentheil veflen wird auf klägeriſcher Seite auch 
nicht behauptet), daß es auf Koften des Geflagten dahin kam, daß es von 
der 2. k. Findelanftalt noch gegenwärtig verpflegt wird, daß endlich pie Mut⸗ 
ter von dem ihr nah 8. 168 des a. b. G. B. zuftehenden Rechte jeven Augen- 
blick Gebraud machen, unb das Kind aus der f. f. Findelanſtalt abholen 
laflen kann, und daß auch dem Bormunde das gleiche Befugniß zufteht, 
fobald er die Berpflegung des Kindes in ver f. f. Findelanftalt dem Ver⸗ 
mögen ber Eltern nicht angemefjen erachtet, und dem Kinde eine dieſem 
entiprechenve befjere Verpflegung und feiner Zeit Erziehung zu verichaffen 
die Ausficht bat; jo folgt hieraus, felbft angenommen, daß dieſe Art ver 
Berpflegung den Bermögensverhältnifien bes Geklagten nicht angemeflen. 
ift, doch nur das Recht diejes Kindes (rüdfichtlich feines gefeglichen Ver⸗ 
treters), zu fordern, daß ihm eine angemefjene Verpflegung und Erziehung 
unter Herausnahme aus der F. f. Findelanftalt zu ‘Theil werbe; die For⸗ 
derung jedoch, daß ver Geflagte mebft ven Koften der Berpflegung bes 
Kindes in ver k. k. Findelanftalt auch noch ein monatliches Aequivalent 
befien, um mas die Verpflegung, wäre fie dem Permögen bes 
Baters angemeſſen, mehr gefoftet haben würbe, leiften ſoll, entbehrt jedes 
gejeglihen Grundes. It daher dieſer Beſchwerdepunkt des Geflagten in 
joferne unhaltbar, als er ſich durch Die Unterbringung des Kindes feines- 
wegs der ihm nach SS. 166 u. 167 a. 6. ©. B. obliegenden Verpflich⸗ 
tung gänzlich entlevigt hat, zumal ver Mutter nad 8. 168 a. 6. ©. 2. 
das Recht zufteht, ihr Kind felbft zu erziehen, und felbft vie einverftänd- 
liche Unterbringung des Kindes in der Finvelanftalt feine förmliche Ver⸗ 
zichtleiftung auf dieſes Recht in fich begreifen würde, und auch dem Bor- 
munde eine foldye Aenderung in ver Berpflegungsweife unter obigen Mo⸗ 
dalitäten zuſtünde; jo ergibt fich doch aus dieſer Erörterung, daß die Ber» 
pflichtung des Geflagten, als Bater des C, für vefien Verpflegung zu 
jorgen, erſt bei veflen Herausnahme aus ver k. k. Findelanſtalt in Wirk⸗ 
ſamkeit treten kann, und daß daher das Urtheil des Gerichtes erfter Inftanz, 
welches dem Geflagten dieſe Leitung vom Tage der Geburt des Kindes, 
und das Erfenntniß der zweiten Inſtanz, welches ihm folche vom Tage 
ber Klage auferlegte, eines gejetzlihen Haltes entbehren. — Indem nun 
in diefer Beziehung rüdfichtlich der Zeit, von welcher an die Verpflegung 
zu leiften ift, die unterrichterlichen Urtheile abgeändert werben, Tann jelbft 
auf das in ben erftrihterlichen Entſcheidungsgründen angebeutete Aner- 
bieten des Geflagten, eine Alimentation von monatlich 4 fl. E. M. zu 
zahlen, feine NRüdficht genommen werden, weil dieſes Anerbieten, wie 
dies aus ben betreffenden Stellen der Einrede deutlich zu entnehmen, ein 
vorſichtsweiſes ift, falls er überhaupt zu einer Alımentationsleiftung ver⸗ 
urtheilt würde. Der Geklagte hat enplich 
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4. auch dariiber Beſchwerde geführt, daß er ohne eine Beweis⸗ 
führung gegneriſcher Seits über feine Leiftungsfähigkeit, wornach auch die 
Unterbringung des Kindes in ber £. £. Findelanſtalt zu beurtheilen gemefen 
wäre, gu eimer jo bedeutenden Alimentationsleiftung verurtheilt morben fei, 
and rügt die Annahme, als ob er ein Einkommen von jährlichen 600 fl. C. M. 
eingeftanhen hätte. Doch konnte dieſer Beſchwerde da fie gegen gleichförmige 
Entſcheidungen gerichtet ift, feine Folge gegeben werden, weil in ber 
Bemeflung ver Unterhaftstoften mit monatlih 8 Gulden von dem Beit- 
punkte des Austrittes des Kindes aus dem k. k. Findelhanfe eine offen- 
bare Geſetzwidrigkeit nicht gefunden werden kann, indem ein firenger 
Beweis über die biesfällige Leifiungsfähigkeit des unehelihen Vaters 
einestheil® nicht nöthig, anderntheils die bürgerliche Stellung desſelben 
als Kammerbiener im Dienfte einer hochgeftellten adeligen Familie zu- 
geſtanden ift.“ 


Nr. 327. 


Erbserflärung auf Grundlage der Erbeinjegung unter ber 
Bedingung des Witwerftandes. 


Entf. vom 1. April 1857, Nr. 1978 (Bet. des das Urtheil des 8. ©. 
Bavin v. 2, Sept. 1856, Nr. 2127, abänd. Urtheils des O. L. G. Mai- 
land v. 21. Nov, 1856, Nr. 13012), ©. 3. 1857, Nr. 109, 

Die M feste in ihrem fchriftlichen Teftamente ihren Gatten A mit 
folgenden Worten zum Erben aan: „Mein Hab und Gut gehört meinem 
Manne als Erben, jo lange er Witwer bleibt; außerdem joll er die Hälfte 
oben, bie andere Hälfte ift dem Notar B zu überantworten, welcher 
meine bezügliche Verfügung kennt.“ Notherben waren feine da, der Ehe- 
gatte A begehrte eine Friſt zur Erbserflärung, innerhalb deren er auf 
Brundlage des Teftamentes, deſſen Inhalt er ſich unterwarf, den Nady- 
laß unbedingt annahm. Der Notar B erflärte fi) als fubſtitnirten Erben 
"zur Hälfte des Nachlaſſes, welcher anf Grundlage und mit der Beihrän- 

fung des Teftamentes, dem A eingeantwortet wurde. Späterhin trat A 
gegen den Notar B ald Kläger auf, und bat ımter Berufung auf den 
8. 700 0. 5. ©. B., wornach die Beningung des Witwerftandes als 
nicht beigefügt zu betrachten jei, um Anerkennung ſeines unbeichränften 
Alleinerbreihtes. Die erfte Inſtanz gab viefem Begehren Folge. Die 
zweite Inftanz wies den Kläger mit feinem Begehren aus folgenden 
Gründen ab: „Der Erbe hat bei der Publication des vom Notar B bei 
Gericht präfentirten Teftamentes in beflen Gegemvart erflärt, daß er den 
Sinn der Anordnung erfaßt babe; e8 ift von ihm eine Frift zur Abgabe 
der Erbserklärung begehrt worden; noch vor Ablauf der Deli berations- 
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frift ift er bei Gericht erfchienen und hat ohne Vorbehalt und Einfchrän- 
tung erflärt, er wolle die legtwillige Anorbnung refpectiren und die Erb- 
haft auf Grundlage des Teftamentes antreten, auf diefer Erklärung 
fußend hat ver Notar B fich den Anfall ver Hälfte des Nachlaſſes für 
ben Fall vorbehalten, als der Erbe zur zweiten Ehe ſchreiten follte, und 
wenn bie gerichtliche Einantwortung mit Bezug auf bie Laft und Be⸗ 
ſchränkung des Teftamentes geichah, jo hat dies nicht allein auf die Legate, 
fondern auch auf jene Bedingung Bezug, welcher fi) ver Gatte ausprüd- 
{ich unterworfen hat. Die Annahme ver Bedingung, vermöge deren ver 
überlebende Ehegatte erklärt, für ven Wall einer zweiten Ehe auf einen 
Theil des Nachlaſſes zu verzichten, enthält nichts Unerlanbtes und nichts 
Geſetzwidriges. Die Beringung des Witwerftandes ift überhaupt nicht 
eine abfolut unzuläffige im Sinne des $. 698 a. b. ©. B., und der 
8. 700 0.5. ©. 2. erſcheint nur als eine Ausnahme von der Kegel des 
8.699 a. b. ©. 3., ift fomit nicht ungebührlich ausdehnend zu erflären. 
Wenn übrigens der Erbe vermeinte, der Sinn des 8. 700 a. b. G. B. 
ipreche zu feinen Gunften, jo hätte er Die® während ber Abhandlung zur 
Geltung bringen jollen; allein nun, da er erflärt hat, ven legten Willen 
feiner Ehegattin refpectiren zu wollen, und auf Grundlage diejer Er» 
Härung die Einantwortung erfolgt und in Rechtskraft erwachſen ift, kann 
er nicht mehr zurüdtreten und den Sinn bes Teſtamentes anfechten.“ 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz mit 
Berufung auf die angeführten Gründe. 


Nr. 328. 


Prämiengefhäft in Imbuftriepapieren. — Condictio sine 
causa. 


ui. v. 1. April 1857, Nr. 2596 (theilweife Bet. deö das Urtheil des 

$- . Wien v. 28, Juii 1856, Nr. 8, abändernden Urtheils de O. 

. &, Bien vom 19, Nov. 1856, Nr, 11474 G 3. 1857, Nr. 52, 
Haimerl's Mag. Bd. XV,, ©. 483 ff. 


A war mit feiner Klage gegen B auf Lieferung von 20 Stück 
Nordbahnactien aus dem Grunde in dritter Inſtanz abgewieſen worden, 
weil das fraglihe Prämiengeſchäft als Wette anzufehen ſei und hiernach 
fein Klagerecht erzeuge (oben Nr. 68). A Hagte nunmehr gegen B auf 
Rüdzahlung von 700 fl. ſammt 5 Procent Interefien vom Klagstage an, 
indem er behauptet, daß er dem B eine Prämie von 700 fl. dafür gezahlt 
babe, daß dieſer fich verpflichtete, ibm am 25. Mai 1852 20 Stüd 
Nordbahnactien zum Courje von 155 nad) feiner (B’8) Wahl zu liefern 
oder von ihm zu übernehmen, daß B troß jeiner Aufforderung dieſen 
Vertrag nicht erfüllt habe, daß feine Klage auf Vertragserfüllung abge- 
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wiejen worben fei, und daß ihm daher das Recht zuftehe, die gezahlte 
Prämie von 700 fl. zurüdzufordern. Zum Beweife diefer Umftände bot 
A den Zeugenbeweis und feinen Erfüllungseid an und trug überdies dem 
B den referiblen Haupteid auf. Der Zeugenbeweiß wurde in dritter 
Inftanz zugelafien (Entſch. vom 2. April 1856, Nr. 2188, ©. 3. 1856, 
Nr. 83), fiel aber nicht zu Gunften des Klägers aus. Die erfte Inftanz 
wies nun mit Üebergehung des aufgetragenen referiblen Haupteides ben 
Kläger mit feinem Begehren ab. Sie ging hiebei von der Anficht aus, 
daß dem Kläger jeder Rechtstitel zur Rüdforderung der gezahlten Prämie 
mangle. „Die Prämie ſei nicht, wie A behauptet, ver Preis des Spiels, 
welcher zurüdgeftellt werden müſſe, weil das Spiel nicht zu Ende geführt 
werden fonnte; fie wurde nicht deponirt, fondern dem B gezahlt; 
fie war fein Einjag, der nad) dem Ausgange des Spieles dem Kläger 
oder dem Geklagten zufallen jollte; ver Geklagte habe die Prämie be 
fommen, ohne Rüdjicht darauf, wie die Courspifferenz fich ftellen werde 
und bevor dieſe noch befannt war. Die Prämie ging fomit in das Eigen- 
thum des B über und bebeute, wie fchon ihre Name zeige, nichts anderes 
als ein Entgelt dafür, daß B fih mit A in das Spiel einließ, fein 
Entgelt für die Gefahr und Wagniß, welche B in Ausficht auf die Mög⸗ 
lichzeit einer die Prämie überfteigenden Differenz auf fih nahm. Die 
Berabredung, einen Spielvertrag zu fchließen, das Uebereinkommen, fich 
in ein Spiel einzulaffen, jei nichts Unerlaubtes, ſondern ein giltiger Ber- 
trag; das gegebene Entgelt könne jomit nicht zurlidigefordert werben 
($. 1432 a. b. ©. 3.). Die im Schlußzettel ftipulirte Caution (wonach 
im alle der Nichterfüllung durch den einen Theil dem anderen Con⸗ 
trahenten das Recht auf Auflöfung des Vertrages und Schavenerjag ein» 
geräumt wurde) bezieht ſich auf den Spielvertrag, aber nicht auf die 
Berabredung, ven Spielvertrag zu Schließen, welch’ Ießtere gegen Leiftung 
bes Entgelts — der Prämie — volllommen abgejhloffen und beiberfeits 
erfüllt worben ift. Endlich werde auch der Betrag von 700 fl. nicht ale 
Schadenerſatz in Anfprud genommen und fei auch ein Schade nicht dar⸗ 
zuthun, da nicht vorliege, wie groß die Coursdifferenz, welche Kläger 
befommen follte, gewejen ſei.“ Die zweite Inftanz erfannte dem Klages 
begehren gemäß unter ver Bedingung, daß Geflagter ven ihm über ven 
Empfang der Prämie aufgetragenen Haupteid nicht ablegen, rejp. der 
Kläger den zurüdgefchobenen Haupteid abſchwören würde. Die Ent- 
iheidungsgründe lauten: „Schon in den Gründen des oberlandesgericht- 
lichen Urtheils vom 2. Jänner 1856, Nr. 15531, ift erörtert, daß jener 
Dertrag, welcher ven Anlaß zu gegenwärtigem Rechtsftreite gab, feiner 
rechtlichen Natur nach eine Wette über den Umftand war, ob die Diffe- 
renz zwilhen dem am 25. Mai 1852 wirklich beftandenen Cours ver 
Nordbahnactien und zwifchen einem Courje von 155 Procent größer over 
Heiner fein werbe, al8 der vom Kläger als Prämie gezahlte Betrag, und 
ift ferner erörtert, daß die von Seite des Klägers dem Geflagten gezahlte 
Prämie nichts als ein dem Geflagten gegebenes Entgelt für den Abs 
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ſchluß eines ſolchen Gefchäftes angefehen werben könne. Durch das Ur- 
theil des k. k. oberften Gerichtshofes vom 2. April 1856, Nr. 2188, 
ift im Grundſatze entſchieden, daß der Klageanſpruch nicht ohne Weiteres 
in quali als unftatthaft erfcheine, und wurde deßhalb ver nur über ven 
wirklichen Abjchluß des Gejhäftes, über die wirkliche Zahlung von Prä⸗ 
mien und über den Betrag ber letteren angebotene Zeugenbeweis zuge- 
laſſen. Bei ven Beftande dieſes in legter Inftanz ergangenen Spruches er- 
ſcheint Die Frage, ob die vom Kläger gezahlten Prämien gerichtlic) gefor: 
dert werden fünnen, in dieſem Procefje bereits zu Gunften des Klägers 
entjchieden, und kann daher in biefem Proceſſe nur mehr auf die Erör- 
terung darliber eingegangen werden, ob Kläger die Zahlung von Prämien, 
und zwar in bem von ihm angegebenen Betrage und aus Anlaß des in 
Rede ftehenvden Geſchäftes bewiejen habe; daß ein ſolcher Beweis durch 
die Ausfage des Zengen X nicht geliefert wurde, hat Kläger jelbft aner- 
fannt, daher aud) die Ausfagen dieſes Zeugen nicht weiter in Beurthei⸗ 
fung zu nehmen find. Das Zugeſtändniß des Geklagten, daß er vom 
Kläger an Prämien 320 fl. C. M. erhalten habe, kann ven Kläger weber 
ganz noch theilmeife von dem Beweife darüber befreien, daß er dem Ge- 
klagten aus Anlaß des in Rede ftehenden Gejchäftes Prämien gezahlt 
babe, weil ein Geſtändniß nicht anders, als gegeben wurde, angenom- 
men werden fan, Geklagter aber ausprüdlich widerfprochen hat, daß 
er diefe 320 fl. vom Kläger nur für das in Rebe ſtehende Geſchäft 
empfangen habe, fomit für bie in dieſem Rechtsſtreite entſcheidende That⸗ 
ſache, daß und in welchem Betrage in Abficht auf das in Frage ſtehende 
Geſchäft vem Geklagten vom Kläger Brämien gezahlt worden feren, ein 
Geſtändniß nicht vorliegt. Ueber dieſe Thatjache bat der Kläger endlich 
noch den Beweis durch den Haupteid angeboten, auf welchen johin als 
entſcheidend und in Abgang anderer Beweismittel erfannt werden mußte.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ftanz, änderte aber den Zinſenzuſpruch auf 4 Brocent vom Klagstage ab, 
„in der Erwägung, daß die vom Kläger eingeflagten 700 fl. nicht als 
ein Preis einer vom Kläger gewonnenen Wette in Anfpruch genommen, 
fondern gefordert werden, weil Kläger jenen Betrag, wie er durch den 
Haupteid erweifen will, dem Geflagten mit Ridfiht auf den durch den 
Börjeihlußzettel conftatirten Geſchäftsabſchluß als Prämie bezahlt, der 
Geflagte aber die ihm aus jenem Gefchäfte obgelegene VBerbinplichkeit, 
nämlich Die verlangte Lieferung von 20 Stück Norbbahnactien nicht geleiftet 
bat, und da das Geſchäft als eine Wette erjchien, auch vom Richter zur 
Leiftung nicht verhalten worden ift. Wenn die 700 fl. dem Geflagten 
wirflid mit Rüdfiht auf obigen Geſchäftsabſchluß bezahlt worden find, 
fo bildeten fie das vom Kläger geleiftete Entgelt fir die vom Geklagten 
übernommene Berbinvlichfeit, und da Ießterer ſolche nicht erfüllt hat, jo 
börte feinerfeit8 der Rechtsgrund, die 700 fl. zu behalten, offenbar auf, 
und der Kläger wurde nach $. 1435 des a. b. G. B. berechtigt, dieſelben 
zurüdzufordern, infoferne er den durd den Haupteid angetragenen Be- 
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weis herzuftellen vermag. Dagegen konnten dem Kläger die Intereffen 
nah 8. 995 a. b. G. B. nur mit 4 Procent zuerfannt werben, weil das 
zwiichen deu Streittheilen verhandelte Geſchäft fein eigentkiches Handels⸗ 
geſchäft, ſondern eine bloße Wette war.“ 


— — — — —— 


Nr. 329 
Empfangsbeſtätigung ohne Angabe des Rechtsgrundes. 


Entſch. vom 1. April 1857, Nr. 2892 (Beit. ded das Tirtheil des 8 G. 
Mailand v Sept. 1 Nr. 15732 rg Urtheils des O. 
L. G. —** v. 27. December 1866, „ar. 18008 Gaz. d. Trib. 1857, 


A [4 

Im Nachlaſſe des A fanden fich nt von B audgeftellte Beftäti- 
gungen über ven Empfang von Gelobeträgen, zufammen von 3000 Lire. 
Die Erben des A verlangen, leviglich darauf geflügt, von B bie Bezah- 
lung von 3000 Lire. Ihrem Klagebegehren ward auch wirflih in erfter 
Inſtanz ftattgegeben, obgleich B erklärt, jene Betätigungen feien Duit- 
tungen über Schulden, welche A ihm abgezahlt habe. „Jene Urkunden“, 
fo heißt e8 in den Entſcheidungsgründen, „jeien in Berbindung mit dem 
Geſtändniſſe des Geflagten über den Emfang der Gelpfummen feiner 
Einwendung unterworfen und beweifen dem Ausfteller gegenüber bie 
Eriftenz einer Schulp, und ihm komme e8 daher, wenn er behaupte, 
A fei ihm jene Beträge fchuldig geweſen, zu, ven Beweis für dieſe feine 
Einwendung berzuftellen.“ Die beiven höheren Inftanzen wiejen das 
Klagebegehren zurüd, und zwar ber oberfte Gerichtshof aus folgenden 
Gründen: „Aus der bloßen Thatſache, daß A dem B Geld übergeben 
und diefer folches übernommen hat, eutipringt fir ihm noch nicht bie 
Berpflichtung, dasſelbe zurückzuzahlen, jo lange iiber legtere fein Beweis 
vorliegt, da ja für die Mebergabe von Geld die verjchiedenften Motive 
beftehen können, und kein Grund vorhanden tft, im Zweifel eher anzu- 
nehmen, daß es mit der Verpflichtung der Zurüditellung übernommen 
wurde. Es jpricht alfo gegen den Geflagten nicht einmal die Bermuthung 
einer jolchen Berpflihtung; er braucht fie Daher auch weder zu zerftören, 
no den Grund darzuthun, weßhalb vie Zahlung erfolgte. Bielmehr ob- 
liegt e8 den Klägern, dieſen beftimmt anzugeben und zu beweiſen, daß er 
ausrerche, ihre Klage auf Rüditellung zu rechtfertigen.“ 
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Nr. 330. 


Berhältnig des Wiederherftellerd eines abgebrannten Haufes 
zu den früheren Hypothekargläubigern. 


Eutſch. vom 15. April 1087, u. 25 Belt. des Be des L. ©, 
Lin * 10. uni 1856, Abänd, des Urtheil 35 L. ©, 
ien v. 10. Sept. A ie 13728.) Gerid tsh. 558, ER ff. 


Der Baumeifter A baute pas abgebrannte Haus des X auf und 
fieß den accorbirten Baufchilling per 800 fl. darauf pränotiren. Das 
Haus wurde auf Anſuchen eines früheren Tabulargläubigers executiv 
verfteigert, und da ber dadurch erzielte Meiftbot-Erlös zur Dedung des 
Bauſchillings nicht hinreihte, trat A wider fämmtliche feiner pränotirten 
Poft vorausgehenden Zabulargläubiger mit ver Klage auf, fie jeien zu ge- 
ftatten ſchuldig, daß der Bauſchilling per 800 fl. aus dem Feilbietungs- 
Erlös berichtigt werde. Die erfte Inftanz wies den Kläger mit feinem 
Begehren aus folgenden Gründen ab: „Zu den Tabulargläubigern 
ift Kläger durch den mit dem Hausbefiger abgeſchloſſenen Bauvertrag 
in gar fein Rechtsverhältniß getreten, und es künnen ihm aus bemfelben 
nur gegen den Haußbefiger Rechte zuftehen. Die geflagten Sapgläubiger 
haben auf das Haus bezüglich ihrer Forderungen ein Recht, und zwar ein 
bingliches Sachenrecht erlangt (8. 308 a. b. G. B.), welches ihnen ohne 
Rückſicht auf eine beftimmte Perſon zufteht. Kläger nimmt für ſich ein 
perjönliches Recht in Anſpruch ($. 307 a. b. G. B.), welches ihm aber 
weder nach dem Gefege noch aus einer verbindlichen Handlung zuiteht. 
Bon einer Gejhäftsführung ohne Auftrag in Bezug auf die Satzgläu⸗ 
biger Tann hier feine Nee fein, denn eine Bauflihrung bes Hauſes und 
reip. die Veranlaſſung einer folchen konnte nie das Geſchäft der Tabular⸗ 
gläubiger fein, welchen mit dem Pfanpftüde feine wie immer geartete 
Verfügung zuftand; Kläger hat daher nicht das Gefhäft der Tabular- 
gläubiger, ſondern jenes des Hausbeſitzers beforgt. Wenn das Haus 
durch den Bau verbeflert wurde, fo ift dies als Zuwachs und Zugehör 
bes Pfandes zu betrachten, worauf die Gläubiger nad $. 457 a. b. 
&. B. ohnehin Anſpruch haben.” Die zweite Inftanz erfannte auf den 
vom Kläger angebotenen Zeugenbeweis über die Bauflihrung und auf ben 
Kunftbefund über den Werth des Baues. Die Entfcheivungsgründe lau⸗ 
ten wie folgt: „Der Kläger ift zwar zu den Zabulargläubigern durch 
den mit dem Hausbeſitzer abgeſchloſſenen Bauvertrag in kein Rechtsver⸗ 
hältniß getreten; er hat auch ſeinen Anſpruch gegen dieſelben nicht aus 
dieſem, ſondern aus dem Titel des Entgeltes für ſeine Leiſtungen geltend 
gemacht. Hierzu iſt er auch nach den SS. 1041 und 1043 a. b. G. B. 
berechtigt; denn durch ſeine Zimmermannsarbeiten und durch Herbei⸗ 
ſchaffung des nothwendigen Materials aus ſeinem eigenen Vermögen 
hat er offenbar zum Vortheile des Hauſes jene Bauführung unternommen, 
indem er dadurch nicht nur den weiteren Schaden des abgebrannten 
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Hauſes abgewendet, ſondern auch die Hypothek ver Gläubiger im Werthe 
verbeflert bat, wodurch ein größerer Kaufſchilling erzwedt wurbe, als 
wenn die bloße Brandſtätte ohne feine Leiftungen wäre verkauft worben, 
viefer erzielte höhere Kaufpreis aber ganz allein den Hhpothefargläubi- 
gern zu Gute kommt, weil fie bei vem Zahlungsunvermögen des Haus- 
befiger8 gewiß mit einem geringen ‘Theile ihrer Hypothekarforderung 
zur Zahlung fommen wiürben. Der von dem Kläger gemachte Aufiwand 
aus feinem Vermögen erjheint daher offenbar nur zum PVortheile ver 
Satzgläubiger, von welchen er verhältuigmäßig ven Erſatz jeiner Leiftungen 
und Auslagen anzufprechen berechtigt iſt.“ Auf die Revifionsbejchwerbe des 
Geklagten beftätigte der oberfte Gerichtshof pas Urtheil erfter Inftanz aus 
folgenden Gründen: „Daß ver $. 1043 a. b. ©. B., welcher von dem 
Ball jpricht, wo Jemand in einem Nothfall, um einen größeren Schaven 
von fih und Anderen abzuwenden, fein Eigenthum aufopfert, auf den 
gegenwärtigen Nechtsftreit, wo es fich darum handelt, daß der nad) einem 
Brande auf Beftellung des Eigenthümers des dadurch beſchädigten Hau- 
je8 wieder hergeftellte Dachftuhl dem Zimmermeiſter bezahlt werde, nicht 
anwendbar fei, kann weiterer Erörterung nicht bebürfen. Der 8. 1041 
a. b. G. 3. hat den Fall vor Augen, daß ohne Gefhäftsführung eine 
Sache zum Nuten eines Anderen verwendet worden ift. Allein abgejehen 
davon, daß bier von einer Verwendung in Folge eines nur mit bem 
Eigenthiimer des Haufes, auf welches die in rem versio ftattgefunden 
bat, vom Kläger eingegangenen Rohnvertrages die Rede ift, jo kann nad) 
bem Begriffe des Pfandrechtes (welches ſich auf alle zu dem freien Eigen- 
thume des Berpfänders gehörige Theile, auf Zuwachs und Zugehör des 
Pfandes erftredt, 8. 457 a. b. ©. 3.) gar nie behauptet werben, daß 
eine auf Anordnung des Pfandeigenthlimers unternommene Berbefjerung 
ober Wertherhöhung des Pfanbobjectes im eigentlichen Sinne zu Nutzen 
(Bortheil, Gewinn) der Pfandgläubiger unternommen jet. Der Inhalt 
und Umfang des Pfandrechtes bleibt unverändert, nämlich das dingliche 
Recht, aus dem Pfandobjecte, wenn zur beftimmten Zeit die Berbind- 
lichkeit nicht erfüllt wird, Befriedigung zu erlangen. Diejes Recht erhält 
durch ſolche Verwendung feine Erweiterung; die Pfandgläubiger können 
nie mehr als die beftimmte Befrienigung erlangen, auch wenn ver Werth 
des Pfandes fich verzehnfacht, und nach der Priorität ihrer Rechte kann 
. (und wird auch zum Theile im gegebenen Yalle) ihnen die Werthvermin- 
derung, fo weit fie nur noch im entwertheten Objecte Dedung fänben, 
völlig gleichgiltig werben, jo daß ſelbſt in Bezug auf die materielle Reali⸗ 
firung des Pfandrechtes unmöglich behauptet werben kann, daß z. B. ber 
Hypothekargläubiger auf einem durch Feuer zerftörten Haufe, welcher für 
feine Forderung noh durch den Werth der Bau⸗Area volllommen ge- 
fichert ift, durch den Wiederaufbau einen Nuten babe. Kläger hätte alſo, 
wenn felbft der Titel feines Anſpruchs gegen die Satzgläubiger überhaupt 
beftünde, was durchaus nicht der Fall ift, genau nachweifen müfjen, von 
welcher Boft angefangen und welchem Gläubiger ein Nuten durch jeinen 
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Anfwand erwuchs. — Der Grundſatz aber, daß der anf ein Pfandobject 
gemachte Aufwand, welchen die Pfandgläubiger nicht felbft hätten machen 
mäfien (8. 1042 a. b. G. B.), viefen eine Erfaspflicht auferlege, würde 
zu den wiberfinnigften Conjequenzen führen, indem fofort jeder Bau- 
unternehmer bei jeder mit Pfanpforderungen noch jo überfafteten Rea⸗ 
lität auf Veranlaflung bes verfchuldeten und zahlungsunfähigen Eigen- 
thümers allein die koftipieligften Veränderungen und Zubauten ausführen 
tönnte, weil er mit feinem Aufwande von allen Satgläubigern wegen 
der Wertherhöhung des Pfandes Sicherftellung fände; ja wenn die Aus- 
legung über bie Verwendung einer Sache zum Nuten eines Anderen obige 
Ausvehnung auch auf ven Nuten der Pfandgläubiger durch Aufwand 
auf das Pfandobject gewänne, fo müßte felbft ver Eigenthiimer bes 
Pfandobjectes, der zu ſolcher Wertherhöhung nicht verpflichtet ift, fir 
einen zufälligen Aufwand gegen die Pfandgläubiger Erfatrechte haben.” 


Nr. 331. | 
Unzulaſſigkeit der Erſitzung eines geſetzwidrig getheilten 
Bauerngutes. 
Ertih. vom 2. April 18857, Nr. 2079 (Beft, bed ri cheides des BD v 
6. Bien v. 8 . Jänner 1857, ‚Be. 17014). Saimer! gazin, Vo. X 


Die Ehegatten A und M waren zu iveellen Theilen auf ven Bau⸗ 
erngute x angefchrieben. Nach bem Tode der M wurde im Jahre 1842 
ihre iveelle Hälfte ihren.Dd Kindern eingeantwortet, weldye an die Gewähr 
geichrieben wurden. Im Sabre 1857 bat A um Löſchung dieſes zu 
Suuften feiner 5 Kinder bücherlich eingetragenen Eigenthumsrechtes an 
ber betreffenden Hälfte des Bauerngutes. Das Oberlandesgericht hat 
auf dieſes Geſuch in der Erwägung, daß das vormalige Pflegegericht 
ven Nadılaß der am 3. Jänner 1842 verftorbenen M, Beſttzerin ber 
Hälfte des Gutes x, nad) dem Patente vom 29. October 1790, Ar. 72 
%. G. ©., welches im 8. 5 die Imteftaterbfolge in Bauernglitern ab- 
weichend von der allgemeinen Inteftaterbfolge normirt, und wit Gfber. 
vom 10. December 1826 auf das Herzogthum Salzburg ausgedehnt 
worden iſt, hätte abhanveln, daher eine Erbserflärung nur dann anueh- 
men jollen, wenn fie dieſem Patente entfprochen hätte, und nur dieſem 
Geſetze gemäß vie Erbtheilung vornehmen durfte, und in ber weiteren 
Erwägung, daß eine diefem politiſchen Geſetze zuwider erfolgte Vermö⸗ 
genszutheilung und Einantwortung ftets rechtsunwirkſam bleibt, weil 
der Richter anders, als in dieſem Patente vorgejchrieben, die Rechte auf 
den Nachlaß nicht ertheilen Tann, daß mithin die Eigenthumsth 
gegen dieſes Patent als rechtsunwirkſam nieht geeigmet ift, das bilcher- 











fihe Eigenthbum ver Hälfte des Gutes x von Seite der fünf M'ſchen 
Kinder zu erwerben" — die Abhandlung nad) der am 3. Jänner 1842 
ab intestato verftorbenen M einfchlieglich der Erbserflärung und ber 
Befiganjchreibung der M'ſchen Kinder an die in die Berlafenichaft ge- 
hörige Hälfte des Gutes x aufzuheben, und dem Bezirkögerichte aufzu- 
tragen befunden, nad) Rechtskraft diefer Verordnung die Abhandlung 
nad). der M wieder aufzunehmen und nad) der Erbfolge in Bawerngütern 
durchzuführen. Auf den Recurs der M'ſchen Kinder, welche fich insbe⸗ 
jondere auf bie mittlerweile erfolgte Erſitzung beriefen, hat der oberfte 
Gerichtshof die obergerichtliche Entſcheidung beftätigt, „mit Bezugnahme 
auf bie vom O. L. G. angeführten Gründe und in der Erwägung, daß 
bie dem Hfoer. vom 29. October 1790, Nr. 72 3. G. ©., welches mit 
Hofd. vom 10. December 1826 aus öffentliben Rüdjihten im 
Kronland Saßburg eingeführt worden ift, zuwiberlaufende Theilung ver 
von der M hinterlaflenen Gutshälfte nach dem Sinn des 8. 1455 a. b. 
G. 2. feine Erfigung begründen konnte.“ 


Nr. 382. 


Proehnnlutit wegen. Eingriffs in die Competenz der poli= 
tiihen Behörde. 


Eutſch. vom 22, April 1857, Nr, 3813 Beil, ded Urtheild des B. ©. 

Ellbogen v. 26, Nov, 1856, Nr. 6895). G. 3. 1858, Nr. 92, 

Der Bürgermeifter eines böhmiſchen Städtchens Tlagte in Vertre⸗ 
tung bes ſtädtiſchen Hojpital® gegen B auf Zahlung der für die Verpfle- 
gung feiner Gattin abgelaufenen Koften. Auf die meritoriihen Einwen- 
dungen des B eingehend, wies die erfte Inftanz das Klagebegehren 
zurüd. In zweiter und Dritter Inftanz wurde mit Berufung auf das 
Hfoet. vom 23. Juni 1820, Nr. 1669 I. ©. ©. (Weflely I, Nr. 44) 
ausgeiprochen, daß die Erörterung und Entſcheidung der Trage, ob bie 
Gattin des B ohne deſſen vorläufiges Einverftänpnig in das Krankenhaus 
aufzunehmen war, dann ob der Erſatz der auf fie verwendeten Verpflegs⸗ 
foften von ihr felbft oder von ihrem Gatten einzutreiben, oder von ber 
Gemeinde zu tragen fei, ausſchließlich ver politischen Behörde angehöre, 
und daher fowohl das bezirksgerichtliche Urtheil als vie gepflogene Ver⸗ 
handlung als nichtig aufgehoben. 
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Nr. 333. 


Anordnung eines Kuuſtbefundes mittelſt Beſcheides wegen 
Gefahr am Verzug. — Gegenſtand des Kunſtbefundes. 


Eutſch. v. 22, April 1857, Nr. 8825 (Beſt. des den Beſcheid des H. ©. 
— vom —— 1857, Nr. 53781 "bin, Dear des O. 8 G. 
Wien v. 18. Febr. 1857, Nr, 2169), G. 3. 1858, Nr. 106, 

Die Handelsleute A u. Comp. haben dem Spediteur B 3 Colli 
Waaren zur Beförderung an C in X bis 25. October 1855 bei Fracht⸗ 
verluft und Schadenerſatz übergeben. B hatte dieſe Waaren, ftatt fie auf 
dem gewöhnlichen Weg nach X gehen zu laffen, nad Y geſchickt, wo fie 
am 28. October 1855 im Magazin lagen und durch die Springfluth 
havarirt wurden. Da nun dies nicht gefchehen wäre, wenn die Waaren 
zur beftimmten Seit nad) X beförvert worden wären, und da A u. Comp. 
jowohl durch die Beſchädigung eines Theiles der Waaren als durch das 
verfpätete Anlangen der Waaren am Beitimmungsort Schaben erlitten, 
indem inzwiſchen die zum Abſatz günftige Zeit verftrichen, die Mufter der 
nad Dualität und Farbe nur fitr den Abfag in X geeigneten Waaren 
veraltet waren, und C die Annahme verweigerte, beabfichtigten fie ihre 
Entihädigungsanfprüche gegen B geltend zu machen, unb wollten zu Dies 
ſem Zwed ven erlittenen Schaden duch Sachverftändige vorläufig ermit- 
teln lafjen. Sie fjuhten daher um die Vornahme des Kunftbefundes an, 
durch den folgende Punkte conftatirt werben jollten: a) bie Werthsver- 
minderung durch die Beichädigung in Folge der Durchnäflung eines Theile 
ver Waaren; b) der Umftand, daß die Waaren nur für den Bedarf in X 
geeignet feien, und nur dort Abſatz finden; e) der Umftand, daß bereits 
im December 1855 die Saiſon zum Abfag diefer Waaren vorüber war, 
und die Mufter veraltet jeien; d) die Höhe des Schadens, ben fie mit 
Rückſicht auf die in b) und ce) angeführten Umftände bei den übrigen 
buch Waller nicht beſchädigten Waaren dadurch erleiden, daß biefe 
Waaren nicht zur beftimmten Zeit in X anlamen. 

Die erfte Inftanz gab diefem Gefuch um Anordnung des Kunft- 
befundes nicht ftatt, die zweite Inſtanz ließ denfelben aus folgenven 
Gründen zu: „Das Hfd. v. 15. Jänner 1787, Nr. 620 3. ©. ©. lit. g 
(Weſſely I, Nr. 705) gibt an die Hand, daß ver Beweis durch Kunſt⸗ 
verftändige Durch gerichtliche Verordnung zu veranlafien jei, wenn wegen 
eintretender Gefahr im Berzuge die Aufnahme dieſes Beweiſes früher 
nothwendig wird, bevor derſelbe durch Urtheil zugelaflen werben kann. 
Bei dem Zwede, welcher dieſer geſetzlichen Anordnung zu Grunde liegt, 
muß e8 aber als im Geifte des Geſetzes gelegen anerkannt werden, daß - 
bei der Beurtheilung ver Gefahr dem richterlihen Ermeſſen nicht zu enge 
Schranken gejett, und daß hiebei auch jene Berüdfichtigungen nicht aus⸗ 
geſchloſſen fein jolen, die, wenn auch nicht auf ftrenge Beweiſe geſtützt, 
ſich doch nach der Natur der Sache als annehmbar und begründet dar⸗ 
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ftellen. Bon dieſem Gefichtspunfte aus kann es namentlich bei Strei- 
tigfeiten aus dem Hanbelsverfehre nicht unberüidfichtigt bleiben, daß dem 
Handelsmann das unbenüste Liegenlaſſen von Waaren, und insbeſondere 
von Waaren, welche dem jchnellen Wechſel der Mode und des Geſchmacks 
unterliegen, Schaden bringe, und daß jede Hemmung feiner Dispofition 
ihn mit Verluſt und Gefahr bedrohe. Es ericheint daher hinreichend an- 
nehmbar, daß die Recurrenten einer Gefahr ausgeſetzt feien, wenn fie 
über die fraglichen Waaren nicht Disponiren bürfen, bis ihr Entſchädi⸗ 
gungsanfpruch ausgetragen ift. Der Umſtand, daß die Kecurrenten jeit 
Dctober 1855 nichts zur Geltendmachung ihrer Entſchädigungsanſprüche 
oder zur früheren Aufnahme des jegt begehrten Kunftbefundes veranlaßt 
haben, Tann nicht entgegenjtehen, ihrem jegigen Begehren ſtattzugeben, 
ba e8 jedenfalls nur ihnen überlafjen bleiben mußte, zu beurtheilen, wie 
lange fie die fraglichen Waaren unbenüst liegen laflen und ihre Rechte- 
mittel auffhieben können, ohne ſich einer Gefahr auszufegen. Die gegen- 
theilige Einwendung, daß die Bunfte b), e) und d) fein Gegenftand eines 
Augenjcheines und Kunftbefundes feien, läßt ſich nicht al8 begründet er- 
fennen, und e8 wird erft der aufzunehmende Kunftbefund zeigen, ob und 
was durch denjelben in der in den Punkten b), c) und d) angedeuteten 
Richtung feitgeftellt werden kann.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung mit Bezug 
auf die vorftehenden obergerichtlichen Gründe, und zwar vorzüglich „in 
Erwägung, daß durch das Hfd. v. 15. Jänner 1787, Nr. 620 9. ©. S., 
ganz allgemein vworgejchrieben wird, es ſei der Beweis durch Kunſtver⸗ 
fändige mit Verordnung zugelaflen, wenn wegen eintretender Gefahr im 
Berzuge dieſer Beweis eilig vorzunehmen ift; dann in Erwägung, daß 
ber Befundwerber als ein Kaufmann mit Rüdfiht auf die Eigenſchaft 
der dem Befunde zu unterziehenvden Waaren allerdings der Gefahr des 
Berluftes ausgefegt wird, wenn er über dieſelben nicht fogleich verfügen 
kann, und fie bi8 zur Austragung des Entſchädigungsproceſſes unbenütt 
liegen laſſen foll; enplic in Erwägung, daß dem Necurrenten aus ber 
früheren Befundsaufnahme fein Nachtheil, menigftens fein unwieder⸗ 
bringlicher, erwächſt.“ 


Nr. 334. 


Regitimation des eventuellen gejelichen Erben zur Klage 
auf Ungiltigerflärung eines von dem Erblaſſer gejchloffenen 
Vertrags. — Beweis der Geiftesverwirrung Durch Zeugen. 


Eutſch. v. 29, April 1857, Nr. 2825 (Beft. bed das Urtheil des B. ©, 
Lienz v. 30, Oct. 1856, Nr. 2087, abandernden Urtheils ded O. L. ©, 
Zunsbrud v. 21. Jänner 1857, Nr. 120), G. 3. 1858, Nr. 72, 

Der Kläger A führt an, daß fein im Februar 1855 verftorbener 
Bater M feinem Sohn (vefp. dem Bruder des Klägers) B laut Urkunde 
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vom 3. März 1854 jein ganzes unbewegliches und bewegliches Vermö⸗ 
gen entgeltlich abgetreten habe, daß aber diefer Vertrag ungiltig ſei, weil 
M wegen Geifteszerrüttung die erforderlihe Einwilligung zu geben nicht 
vermodht habe, worüber er den Beweis durch Zeugen anbietet. Durdy 
biefen Bertrag behauptet A in jeinen Anjprüchen auf das väterliche Ver⸗ 
mögen verlegt zu fein, und Elagt daher auf Ungiltigerflärung des Ver- 
trags. B läugnet die behauptete Ungiltigfeit des Vertrages wegen Man» 
gels der Einwilligung, und beftreitet vem A insbeſondere die legitimatio 
ad causam. Die erjte Inſtanz wies den Kläger mit feinem Begehren 
ab, „weil nah 8. 547 a.5. G. B. der Erbe erſt dann in Die Rechte des 
Erblafjers mit ver Wirkung eintrete, daß er diefelben gegen britte Per- 
fonen Hagend verfolgen fünne, wenn er die Erbſchaft angenommen habe, 
Kläger aber ven Beweis ver Erbichaftsannahme nicht geliefert habe, ſo⸗ 
bin feinen Kechtstitel zu dieſer Klagführung befige; ferner weil Kläger 
laut des vom Geklagten in der Duplif gelegten und nicht beanftänbeten 
Teſtamentes des M von ber Erbichaft vesfelben ausgeſchloſſen, und ber 
Sohn B als eingefegter Univerjalerbe ericheine, daher nur dieſer und 
nicht der Kläger zur Beftreitung des in Frage ftehenden Vertrags einen 
Rechtstitel befige, vem Kläger aber nur das Recht der Klageführung zur 
Ergänzung des allenfalls verlegten Pflichttheils zuftehe.“ 

Die zweite Inftanz erfannte auf den vom Kläger angebotenen 
Zeugenbeweis aus folgenden Gründen: „Vor Allem ift die Frage zu 
beantworten, ob dem Kläger ein Recht zuftehe, ven Vertrag vom 3. März 
1854, womit dem B das ſämmtliche väterlihe Vermögen überlaflen 
wurde, zu beftreiten. Dieje Yrage muß bejahenp beantwortet werben. 
Es wurde nämlich nicht widerſprochen, daß der Kläger ein Sohn des M 
fei, und daß ihm nad dem Gefege ein Erbrecht nach feinem Vater zu- 
jtehe, — und diejes Erbrecht ift ihm mit dem Tode feines Vaters ange- 
fallen. Da durch den Vertrag das ganze väterliche Vermögen auf den 
Geflagten übertragen wurde, fo befteht nun nach M feine Verlaſſenſchaft 
mehr, folglich wurde dadurch des Klägers gefegliches Erbrecht vereitelt; 
dieſes wirb aber wieder realifirbar, wenn der Vertrag als null und nich⸗ 
tig erflärt werben follte. Zwar hat ver Geflagte in der Duplif ein Te⸗ 
ftament des M vom 9. 1846 probueirt, in welchem ver Kläger vom Erb- 
rechte ausgeſchloſſen iſt; allein dieſes Teftament ift vorliegend nicht zu 
berüdfichtigen, weil e8 dem Kläger, wenn es zur Geltung gebracht würbe, 
immer noch frei ftünde, dagegen feine gejeglihen Schritte zu machen. 
Da aljo dem Kläger das Recht, den Vertrag zu beftreiten, nicht abge- 
iprochen werben Tann, ift es weiter zu unterfuchen, ob der Vertrag giltig 
jet oder nicht, und weil zur Beantwortung biefer Frage die Ausfagen 
der Zeugen über die angebotenen Weisartifel wejentlich fein bürften, jo 
mußte auf den Zeugenbeweis erkannt werben. Zwar hat der Geflagte 
Dagegen eingewenbet, daß über den Geifteszuftand eines Menſchen nur 
Kunftverftändige, nicht Zeugen zu urtheilen haben; allein e8 kommen in 
ven Weisartifeln ſolche factifche Umftände vor, welche den Geifteszu- 
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ſtand des M genugfam im das Yicht ftellen bürften. De. X bat. zwar tn 
dem Weisartikel C nur über den Geiſteszuſtand des M vom 20. März 
1854 auszufagen, während ver Vertrag ſchon am 3. März 1854 abge- 
ſchloſſen worden ift; allein in Anbetracht veflen, daß eine völlige Geiftes- 
verwirrung erft nach und nad, nicht plöglich einzutreten pflegt, und in 
Anbetracht, daß der Richter erft bei ver Erledigung zu beurtheilen haben 
wird, ob die biesfällige Ausfage des Dr. X eine Beriidfichtigung ver- 
diene, glaubte man auch dieſe Weisartifel zulafjen zu müſſen.“ 


Der oderfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Obergerichtes 
aus folgenden Gründen: „So lange kein Verlaſſenſchaftsvermögen be- 
kumm ift, hann von einer gerichtfidyen Ueberlaffung desfelben in den recht⸗ 
lichen Befig einer Perfon, aljo. von. einem Berlaßabhandlungsacte und 
von der im Abhandlungswege nöthigen fpeciellen Erbserflärung Teine 
Rede fein. Im ordentlichen Hechtswege gegen den Befigergreifer ber 
Berlaffenihaft enthält ſchon die Klage nah 8. 823 a. 5. ©. B. bie 
Erklärung des Klägers, das Vermögen des Erblaffers ganz oder theil- 
weife aus einem gejeglichen Erbrechtstitel in Befig nehmen zu wollen, 
jomit die Erbserflärung. Da von dem Geflagten anerkannt ift, daß. 
Kläger ein gejeglicher und Rotherbe des verftorbenen M. fei, fo fann 
deſſen Zegitimation ad causam, den Berlaß ausfindig zu machen, das 
Berlaßvermögen zum Behufe der gefegmäßigen Abhandlung desſelben 
herzuftellen, jomit die Ungiltigfeit des Beſitztitels des Geflagten und 
feiner Erwerbsart nachzuweiſen, alfo ven Vertrag zu beftreiten, nicht 
wohl mit Grund bezweifelt werben. Erſt wenn ein Verlaßvermögen er- 
fcheint, wird die Frage ein Gegenftand ver Erörterung fein, ob die Ab⸗ 
handkung des Nachlaffes iu Folge des Teftamentes vom 25. April 1846, 
ober in einer andern Art zu geſchehen habe. Diefe Frage ift affo fecundär. 
Der Geffagte wird hier nicht als Erbe aus dieſem Teftamente, fondern 
wegen eines Vertrages unter Lebenden belangt; er kann alfo heute nur 
bie Rechte eines Paciscenten, nicht aber ſchon Rechte aus einem Rechts⸗ 
verhäftniffe geltend machen wollen, an weldyem er derzeit noch fein Theil- 
nehmer ift, und welches er durch feinen particulären Befig jelbft nicht. 
anerkennt. Die Erörterung des Teftaments entfällt ja von felbft, wenn 
ber fraglihe Vertrag zu Recht befteht. Ohne Anhörung der zum Bes 
weife der Ungiltigfeit des Vertrages aufgerufenen Zeugen kann darüber 
niht ausgefprohen werden. Möglicherweife können durch die Zeugen 
ſolche Daten nachgewiefen werben, aus welchen mit juriftiicher Gemwiß- 
beit gefolgert werben kann, e8 fei von Seite desjenigen, deffen Einwilli- 
gung beftritten wird, wegen Mangels der erforderlichen Kräfte des Gei- 
ftes feine wahre Einwilligung erfolgt. Der 8. 567 a. b. ©. 2. geftattet 
je in dem Falle, wo der Mangel des Verftandesgebrauches vor dem be- 
frittenen Acte erwiefenermaßen vorhanden war, aljo im Zweifel die 
Fortdauer dieſes Geelenzuftendes zu vermuthen ift, den Beweis der Aen⸗ 
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derung biefe® Zuſtandes (auch außer dem Wege durch Kunftverftändige) 
durch andere zuverläffige Zeugen.“ 


Nr. 335. 


Schenkung unter Lebenden oder auf den Todesfall? — 

Einfluß der Errichtung eines Teftamentes auf ein früheres 

in demfelben nicht beftätigted® Codicill. — Vertragsmäßiger 
Berzicht auf ein *egat. 

Entſch. vom 5, Mai 1867, Nr. 2963 (Abünd. der Urtheile des 8. ©. 
Leoben v. 9. Sept. 1856 Str. 3212, und dee DO. 2%. ©. Graz v. 24, Der, 
1856, Nr. 8790). ©. 3. 1858, Nr. 102, 

A Hlagte die B, als Univerſalerbin des M, auf Zahlung einer 
Summe von 400 fl. EM. Er ftügte feine Klage auf eine von M ausge- 
ftellte Urkunde, in welcher e8 heißt: „Ich gebe vem A... im Yalle mei» 
nes unverhofften jähen Todes durch diefe Erflärung die Verſicherung, 
daß ih ihm... noch bei Lebzeiten ein freies Gejchen? von 400 fl. EM. 
Baarſchaft mache, was er over feine Erben nad) meinem Tode auf jeden 
Tall, wenn er auch im Teftament nicht vorkommen follte, von meinem 
Bermögen anzufprechen haben foll, was ihm aud) ohne Anſtand ausbe⸗ 
zahlt werben muß...“ A behauptet, diefe Urkunde enthalte eine Schen⸗ 
fung unter Lebenven, indem der Zufag „nad meinem Tode auf jeven 
Fall“ nur die Zahlungszeit feftftelle. Die Geflagte beftreitet vor Allem 
bie Echtheit der Unterfchrift des M. Sie behauptet ferner den Widerruf 
biefer Verfügung durch eine fpäter von M mit A gepflogene Abrechnung, 
indem M dem A die Zahlung des Pachtzinfes für die ihm verpachtete 
Schmiede erlafien, alle Schulden desſelben in fein Zahlungsverjprechen 
übernommen, und hiebei zu ihm gejagt habe: „Wenn id) nicht alle veine 
Schulden in mein Zahlungsverfprechen itbernommen hätte, jo würde id) 
dich in meinem Teftamente bedacht haben; weil ich aber jet ſchon alle 
beine Schulden bezahle, fo befommft du fpäter von mir nichts mehr, und 
wirft in meinem Teftamente nicht mehr bedacht werben; wir zwei find 
jetzt ganz gleich; ich habe von dir nichts und du von mir nichts mehr zu 
fordern;“ mit diefer Ausgleihung ſei A einverftanven geweſen; über 
dieſe Thatfachen trägt fie dem A den referiblen Haupteid auf. Endlich 
behauptete fie, daß M von A jene Schenkungsurkunde wieberholt, aber 
erfolglos zurückgefordert habe, und trägt hierliber vem A ven irreferiblen 
Haupteid auf. — Die erfte Inſtanz wies das Klagebegehren zurüd. 
Sie fand, daß die fragliche Urkunde nicht als Schenkung unter Lebenven, 
jonbern als Schenkung auf ven Todesfall anzujehen fei. Als ſolche könne 
fie jenoch nicht al Vertrag gelten, va e8 ihr an ven im $. 956 a. b. 
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G. 3. vorgejchriebenen Förmlichkeiten mangle, da die Annahme des Ges 
ſchenknehmers fehle und ver Geſchenkgeber ſich des Widerrufsrechtes nicht 
begeben habe; als Legat aber ſei fie burch das fpätere Teftament nad 
8. 713 a. b. ©. B. aufgehoben, weil in demfelben von jenem Bermädt- 
niß feine Erwähnung gemacht fei. 


Die zweite Inftunz erfannte, vie Geklagte fei [huldig, die Summe 
von 400 fl. EM. als Vermächtniß aus dem Nahlaßvermögen zu 
bezahlen. Sie fand zunächſt ven Beweis der Echtheit ver Urkunde durch 
Bergleihung der Handſchriften erbracht. „Was nun die Rechtswirkſam⸗ 
feit der Urkunde felbft anbelangt, jo läßt fih mit Rüdficht auf ven Haren 
Wortlaut, wornadh A ein freies Geſchenk von 400 fl. EM. auch bei Leb⸗ 
zeiten der Art zugefichert wurde, daß ihm jedenfall nad) dem Tode des 
M (er mag im Zeftamente desfelben genannt fein oder nicht) 400 fi. 
EM. ausgezahlt werten müflen, nicht bezweifeln: 


1) daß M dem Kläger jchon bei Lebzeiten ein Recht einräumen 
wollte, weßhalb er die Form des Vertrages, im Gegenfage von der eines 
Codicills gewählt hat, und 

2) daß die Erfüllung der zugeficherten Schenkung nad) dem Tode 
des Geſchenkgebers erfolgen follte. Ein ſolches Rechtsgeſchäft hat aber 
nad der Haren Vorſchrift des 8. 956 a. b. G. B. die Natur einer 
Schenkung auf den Todesfall. Aus der Einreihung und Stylifirung des 
8. 956 a. b. G. B. folgt, daß jeder Schenkung auf den Todesfall ein 
Bertrag, als factifcher Entftehungsgrund, die rechtliche Eriftenz gewährt, 
welcher jedoch nad, Verſchiedenheit der beobachteten Yörmlichkeiten als 
Bertrag oder als Vermächtniß wirkſam werben Tann. Demzufolge muß 
jede auf ven Todesfall zugeficherte Schenkung unter den allgemeinen 
Bertragserforberniflen angenommen werben; das Vertragsrecht muß noch 
überdies durch eine fchriftliche Urkunde verfichert werben ($. 943 a. b. 
G. B.), 8 kann aber in der Regel nicht wiverrufen werben (8. 946 ebd.). 
Nachdem ver Gefchenkgeber in der Urkunde ſich des Widerrufes ausprüd- 
Lich nicht begeben, und der Geſchenknehmer die Schenfung in der Urkunde 
ausdrücklich nicht angenommen hat, — fo Tann diefe Schenkung auf ven 
Todesfall als Bertrag nicht wirkfem fein. Dagegen ift fie als Vermächt⸗ 
niß wirkſam. Der Gefchenfgeber hat die Schenkung von 400 fl. dem 
Kläger ernftlich zugefichert, er hat die darüber ausgeftellte Urkunde eigen- 
händig unterfchrieben und dem Geſchenknehmer übergeben, welcher fie 
übernommen, aufbewahrt und gerichtlic) geltend gemacht hat. In viefen 
legterwähnten Acten Liegt nad) $. 863 a. b. ©. B. eine ſtillſchweigende 
Annahme, welche bei den als Vermächtniß wirkfamen Schenkungen um 
fo gewifler genügen muß, nachdem der $. 943 ebd. die ausprüdliche Ans 
nahme ber Schenfung in der Urkunde nicht fordert und der 8. 956 ebd. 
biejes Erforderniß nur an die als Bertrag wirkſame Schenkung auf den 
Todesfall (als Ausnahme) knüpft. Nach dieſer, Rehtsanfhauung über 
bie Natur einer Schenkung auf den Todesfall kann von einem Widerrufe 
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bes M: feine Rede fein. Ein ſpäter verfaßtes: Teitament: iefent nicht: im- 
plieite- einen Widerruf eines frühenen Eodicills, um fo weniger dieſer 
Schenkung auf ven Todesfall, welche M dem Kläger Inut: ber Urkunde 
zugefichert hat, gleichgiltig, ob er im Teſtamente genannt werde oder nicht: 
Ebenjowenig liegt diefer Widerruf in ver Aeußerung, weldye M nady ber 
Behauptung ber. Geklagten bei Gelegenheit ver mit dem Kläger. gepfloge- 
nen Abrechnung gemacht hat. Diefe Yeußerung bezog ih. nur auf das be- 
ſandere Rechtsverhältuig, Nur dann, wenn ber Kläger über Aufforbenung; 
des. Geſchenkgebers die Schentungsurfunde zurückgeſtellt hätte, wära bex 
Schenfungsvertrag, worin ſich der Gefchenfgeber einen Wibernuf. nicht 
vorbehalten hat, mutuo consensu ber Contrahenten erloſchen. Aus dieſen. 
Gründen: mußte dem Klagebegehren mit ver Beichränfung ftattgegeben 
werben, baß die 400 fl. nur ala Vermächtniß aus dem Nachlafle des M 
von der Öeflagten zu entrichten find.“ 

Der oberfte Gerichtshof erkannte: Die Geflagte fei als Univerjal- 
evbin und Verlafüibernehmerin nach ihrem Gatten M den angeiprochenen 
Betrag von 400 fl. EM. nur dann zu bezahlen ſchuldig, wenn fie durch 
ben dem Kläger zugejchobenen rveferiblen Haupteid die behauptete Ab- 
rechnung und Ausgleichung nicht zu erweifen vermöchte. In den Ent- 
ſcheidungsgründen heißt es: „Wenn Jemand, wenn auc) fchriftlich, einem 
Dritten verjpricht, daß diefer nad) des Promittenten Tode eine beftimmte 
Sache oder eine beftimmte Summe Geldes aus dem Nachlaſſe des: Pro- 
mittenten zu erhalten habe, fo ift dies eine legtwillige Erklärung, ſomit 
ihrem Begriffe nach widerruflich, alfo ein Codicill. Soll dieſe Willens- 
erklärung: aufhören, eine einfeitige, unabänderliche, fomit ein Codicill zu 
fein, fo: muß fie nicht blos fchriftlich gejchehen, ſondern e8 muß in ver 
Schrift auch auf das Widerrufsrecht deutlich verzichtet fein. Dadurch erft 
tritt die Erflärung aus der Claſſe der letztwilligen und ſomit wiber- 
ruflihen Verfügungen heraus. Wenn alfo die fragliche Urkunde bier vom 
Kläger mitgefertigt wäre, jo würde fie doch feine unmwiderrufliche Schen- 
fung fein, weil die Mitfertigung des Teſtamentes oder Codicills won ber 
darin beachten Perſon die rechtliche Bejchaffenheit der Sache nicht zu: än⸗ 
bern vermag. Da num die Urkunde feine ausprüdliche Begebung des Re- 
vocationsrechtes, ſomit das Unterſcheidungsmerkmal von einer legtwilligen: 
Anordnung nicht enthält, fo ift ſie nur ein Codicill und der darin beachte 
Kläger ift nur als Legatar anzufehen, da das Oberlandesgericht mit Recht 
angenommen hat, daß dieſes Codicill von M eigenhändig gefchrieben und 
unterfhrieben worden, jomit foldhes nad 8. 578 a.b. ©. DB. rechts⸗ 
fürmlich ſei. Die Richtigkeit diefer auf der Bergleihung der Handſchriften 
bemihenben Anfiht kann um fo weniger bezweifelt werden, als die Ge: 
flagte jelbft. beweifen will, daß M die Rückſtellung dieſer durch einen libe- 
ratorifhen Vertrag wirkungslos gewordenen Urkunde gefordert: habe. 
Diefes Codicill kann durch das fpätere Teftament als aufgehoben nicht 
angejehen werden, weil ver $. 713 a. b. ©. 3. nur ein: früheres Tefta- 
ment, nicht aber ein früheres Codicill durch ein jpäteres aufgehoben. er- 











Härt, und weil der Anwendung des 8. 713 ebd. hier fogar ver ausdrückliche 
Inhalt des Codicills entgegen wäre. Zur Annahme eines Widerrufs die: 
ſes Codicills nad 8. 719 a. 6. ©. 3. mangeln aber bie gefeglihen Er⸗ 
fovderniſſe..... (Was in wer Nevtfinshejchiwerde wegen unterldffener 
Anmelbung des Legats ‚bei der Verlaßabhandlung, wegen unterkliebener 
Einantwortung an den Legatar angeführt wird, hat nicht nur kein Gefeß 
für ſich, ſondern vielmehr das beftehende Geſetz gegen fi). Eine andere 
entſcheidende Frage aber liegt darin, ob das heutige Legat nicht als durch 
den won ver Gellagten behaupteten Liberationsvertrag erloſchen anzuſehen 
ſei? AM ein vertragsmäßiger Verzicht auf das Legat erfolgt, fo Kerm 
wohl auch der Vermächtnißnehmer das Legat wicht wieder anjprechen 
(88. 538, 551 a. 5. ©. B.). Daß der Tiberationvertrag, der Verzicht 
auf das Legat, etwa wie ber einfeitige Widerruf im Falle des $. 719 
ebd. nur im ſchriftlicher Form giltig fei, läßt ih nach den SS. 538 und 
551 eb. um fo weniger behaupten, als nicht bezweifelt werben kann, daß 
wenn bie Urkunde ein giltiges Schentungöverfprechen unter Lebenden 
enthielte, dieſes durch einen Fpäteren mundlichen Liberationdvertrag er⸗ 
loſchen wäre. Wenn aber ein förmlicher urkundlicher Vertrag durch einen 
pueren mundlichen vernichtet werben kann, jo Tann letzterer auch wohl 
wicht weniger Wirkung auf ein bloßes widerrafliches Verſprechen haben. 
Die Geklagte will num durch den referiblen Haupteid erweiſen, daß A im 
Jahre 1843 ſich mit M dahin ausgeglichen habe, daß feiner an den andern 
in Betreff ihrer bis dahin beftandenen gegenfeitigen Forderungen irgend 
eisen Anfpruch zu ftellen habe. Hat nun dieſes Uebereinfommen ſtatt⸗ 
gefunden, fo hat Kläger anf jeden Anſpruch gegen den Nachlaß, infoweit 
ihm won M ein folder ſpüterhin nicht eingeräumt wurde, vertragsmäßig 
Verzicht geleistet, und kann aus dem in feinen Händen befindlichen frühe⸗ 
ven Codicille nichts anfprechen. Dagegen erſcheint der von der Geklagten 
dem Mläger zugeſchobene irreferible Haupteib über M's erfolglofe Rück⸗ 
forderung des Codicills nnecheblich, weil, wenn der liberatorifche Vertrag 
zu Stande fam, die Urkunde, um die e8 fi handelte, von felbft ſchon 
ihre Wirkung verloven bat, wenn er aber nicht zu Stande fam, die bloße 
Rüdferverung ver Urkunde ven Bedingungen der 88. 719 und 721. b. 
G. B. nicht entfprechen würde. Hat M diefe Urfunde zum Zwecke ver 
Vernichtung außer bem Falle eines Liberationsvertrages zurüdigeforbert, 
fo würde Daraus nur folgen, daß er fie irriger Weife für eine Schenkung 
unter Lebenden gehalten habe, die aber auch in diefer Eigenfchaft nur 
buch den liberatorischen Vertrag wirkungslos geworben wäre. Da der 
über das Geftinpni des Klägers ihm zugefchobene irreferihle Hanpteid, 
ſowie ber über das vie Ausgleihung betreffende Geftändniß angebotene 
Zeugenbeweis nad) 8. 110 a. ©. DO. nicht entſcheidend ift, fo mußte mit 
Abänderung beider Urtheile der erſtgedachte irreferible Haupteid zungelaffen 
werden.” 
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Nr. 336. 


Abfchliegung eines mündlichen Kaufvertragd unter gleich- 

zeitiger Verabredung, daß an einem beftimmten Tage bie 

zur Einverleibung nöthige Kaufurkunde ausgefertigt werben 
jolle. 

Eutſch. v. 5, Mai 1857, Nr, 3158 (Betätigung des Urtheils ded 8. ©, 
Mured vom 15. Juni 1856, Nr. 1901, Abänd, des Urtheils des DO. 2, ©. 
Graz v. 19. Nov. 1856, Nr. 8090). . 3. ‚Ne. 82. 

A und K Hagen gegen B auf Erfüllung eines mündlichen Kauf⸗ 
vertrags über ein Haus. Die erfte Inftanz gab ihrem Begehren ftatt. 
Die zweite Inftanz wies dasfelbe aus folgenden Gründen ab: „E8 ift 
zwar allerdings richtig, daß auch iiber grundbücherliche Kealitäten münd- 
liche Kaufs- und Berkaufverträge in giltiger Weife abgefchloflen werben 
können; wenn fich die Parteien aber ausdrücklich zu einem fchriftlichen 
Bertrage verabredet haben, fo wird er nad) $. 884 a. b. G. 3. vor der 
Unterfchrift der Parteien nicht für abgefchloffen gehalten. Im vorliegen- 
ben alle führen die Kläger felbft an, daß fie mit dem Geflagten über» 
einfamen, daß die Raufurkunde am Samftage nad) ver Kaufunterhand- 
lung errichtet werden follte. Diefe Verabredung iſt um fo gewifler als 
die im $. 884 a. 6. G. B. erwähnte Uebereinfunft anzujehen, als jedem 
Kaufvertrage tiber liegende Gründe wohl gewöhnlich mehr oder weniger 
beſtimmte Berabredungen vorauszugehen pflegen, die nur in den jeltenen 
vom Geſetze in ven 88. 936 u. 885 a. b. ©. B. angegebenen Fällen für 
bie Parteien verbindliche Kraft befigen, — und als die Kläger ſelbſt an- 
geben, daß erjt nach dieſer Beſprechung über ven Leihlauf verhandelt 
wurbe, und daß andere Beſtimmungen, z. B. wann die Schulden des 
Verkäufers bezahlt werben follten, damals ganz unberührt blieben. 
Das Geſetz verlangt ſchon überhaupt zur Giltigfeit eines Bertrages 
im 8. 869 a. 6. ©. 3. die ernftliche, beftimmte und verſtändliche Ein- 
willigung beider Theile, die Kläger führen die Thatſache gar nicht an, 
worin biefe von Seite des angeblichen Verkäufers der bezeichneten Rea⸗ 
lität im vorliegenden Falle beitanven haben follte, und e8 wäre von fehr 
gefährlichen Folgen, wenn es den auf Giltigfeit des behaupteten Kaufes 
Klagenden anheimgeftellt bliebe, das Vorhandenſein der wahren Einwil- 
ligung des Verkäufers jelbft zu beurtheilen und nur einfach zu behaupten, 
der Kauf fei abgeſchloſſen. Dieſes Gebrechen kann ein behauptetes 
außergerichtliches Geſtändniß des Verkäufers nicht beheben, um jo weni- 
ger in biefem alle, wo nicht vorliegt, auf weflen ausprüdliches Befra⸗ 
gen dad angebliche Geftänpniß abgelegt wurde. Da alfo die Einwilli- 
gung des Geflagten zum behaupteten Kaufe und Berkaufe nicht vorliegt, 
da ferner ein fchriftlicher Vertrag verabredet, die Urkunde aber nicht zu 
Stande gebracht wurde, jo mußte das Klagebegehren abgewiejen werben.” 
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Der oberfte Gerichtshof bejtätigte die Entiheidung der erften 
Inftanz. In den Entſcheidungsgründen heißt es: „Schon vor dem a. b. 
G. 3. befland in der Praris der Grundſatz, daß Confenjunlverträge, 
wenn nicht ausbrüdlich erflärt wurde, daß die ‘Parteien in seriptis cons 
trahiren wollen, und wenn dies nicht aus den Umſtän den erhellt, rechts⸗ 
wirffam find, und im Zweifel anzunehmen ſei, daß die Scriptur blos des 
Beweifes wegen hätte binzufommen follen. Dieſe Praxis ift durch den 
8. 884 a. b. G. B., womit der $. 433 ebd. als Gegenfag mit dem $. 434 
übereinftimmt, beftätigt worden. Wenn aljo bei einem mündlich abge- 
ſchloſſenen Kaufvertrage über ein unbewegliches Gut die Beftimmung ges 
macht wurde, daß die Contrahenten weiters an einem bejtimmten Tage 
zufammenlommen wollen, um bie zur Einverleibung nöthige Kaufurkunde 
zu unterfertigen, fo kann diefe Beſtimmung allein nody nicht die Anwen⸗ 
dung des $. 884 a. b. G. B. und die Behauptung rechtfertigen, es fei 
nur in seriptis contrahirt worden, fondern es muß vielmehr angenom- 
men werben, daß es Zweck dieſes Beifaes ift, Die zur rechtlichen, bür⸗ 
‚gerlihen Uebergabe des Gutes erforderliche Urkunde ohne weitere Vers 
zügerung an dem beftimmten Tage zu erhalten. Bei der entgegengejeßten 
Auslegung einer folhen Bedingung würden die Parteien mit fich felbft 
in einem argen Widerſpruche fein, wenn ein Theil dem andern vor 
dem beftimmten Zeitpunkte der Kaufbriefserrichtung eine vertrags- 
mäßige Leiftung ſchon gemacht hätte, wodurd in Yolge ber theil- 
weilen Erfüllung des Vertrags diefer als abgejchloffen, in Folge der von 
einem Theile fpäter verweigerten Unterfertigung ber Urkunde ber Vertrag 
aber als nicht abgejchloflen anzujehen wäre. Erfteres gilt auch von dem 
Valle eines Angelves. Beide Theile ftimmen darin überein,. daß ber 
Geklagte einen Leihfauf — der Geflagte jelbft bezeichnet ihn als Angelo 
— nachträglich gefordert, und ver Kläger ihm einen folchen gegeben habe. 
Die diesfällige Differenz zwifchen ven Streittheilen betrifft nicht Das 
Duale des Erlages des Klägers, fondern nur das Quantum, indem Ge- 
Hagter. den mit 4 fl. erlegten Leihkauf nur deßhalb zurüditellte, weil er 
fih 8 Thaler an ſolchem bevungen habe. Hiebei bleibt doch immer ge- 
wiß, daß nad befprochenen Kaufbedingniſſen ein Angeld gegeben und ge- 
fordert worden jet; das Angelo, ver Leihkauf, ift aber ein Zeichen, ein 
- Beweis der Abichliegung eines Vertrages, jomit heute eines Kaufvertra- 
ges. Es ift alfo an dem wirklichen Abfchluffe eines Kaufvertrages über 
die Realität Nr. 100 in x um fo weniger zu zweifeln, als Geflagter die 
Allegate über fein an ven Kläger gemachtes außergerichtliches Geftänd- 
niß nicht zu widerſprechen vermodte.... Könnte aber auch ver Kauf- 
vertrag ſelbſt als bereits gefchloflen noch nicht angejehen werben, jo 
müßte doch die fragliche Verabredung als die eines zu errichtenvden ſchrift⸗ 
Iihen Kaufvertrages im Sinne des 8. 936 a. b. ©. 3. bei dem Bor- 
handenſein ver biesfälligen Bedingungen erflärt werben.“ 
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Nr. 3837, 
Klage af Rn —— einer Urkunde. 


Ennſch. vom 5 bs he, des das eil des L. © 

wirenza on, 3 Mr, 3529 urtheis eb DO. ?. ©. 

Berile u. 8, — 485 vr, 200, Alm iven. d. ——— pr. 1857, 
r z 


A hatte im Wege Öffentlicher Verſteigerung von der Verwaltung 
einer Stiftung die Pachtung ihrer Grundflucke erfinden; vovor es jedoch 
zur Ausfertigung des förmlichen Bertvages Tem, N ve den N am 
feiner flatt als Pächter vor, und vieler Borichlag wurde won der Ber- 
waltung angenommen, welche ſodann mit N einen ſchrifttichen Pachtver⸗ 
tray orrichtete. Nach einiger Zeit belaugte fie jedoch den A auf Zahlung 
von Pachtzinſen, mit denen N im Rückſtande geblieben war. Zu riner 
Bevthoidigung wollte ſich A auf den mit letzterom abgeſchlofſenen Ber- 
trag berufen, und er Hagte Daher bie Verwaltung zer Stiftung auf 
Herauspabe einer Abſchrift desfelben. Seinem Magebegehven wurd in 
erfter —— ſtattgegeben. Es heift in der Begründung viefss Ur⸗ 
theils: „Die Klage verlangt wicht die Herausgabe einer Original⸗Ar⸗ 
tunde, ſondern nur bie Erthrilung einer Abſchrift won einer ſolchen. Es 
hanbet fih :aljo wicht um eine aotio ad exkibendum, ſoudern um eine 
aotio de edendo. Indeß bevuhen beide anf dorſelben juriſtiſchen Grund⸗ 
lage, als actiones in rem soriptae ; der Klager muß daher beweiſon, Daß 
vie Urkunde, doren Herausgabe er verlangt oder von welcher er eine 
Abſchrift fordert, Fich im Beſitze nes Gegner befindet, und daß er ein 
Dingliches und perjönlices Recht auf die Vorlegung der Urkunde vder 
auf die Herausgabe der Abſchvift habe. — Das erſie Erforderniß 
grümbet fi in ver Natur der Leiſtung felbft, auf welche geklagt 
wurd, da man eine Urkunde, bie man nicht beit, weder heraus» 
geben, noch eine Abſchrift davon pre tan. Das zweite ftützt 
fih auf ven Wortlaut des 8. 844 a. b. &. B., auf wie Amilogie 
des 8. 240 ital. ©. O. (8. 178 a. ©. D) "und auf die allge 
meinen Rechtsgrundſütze überhanpt.... Im erfierer Hinſicht ng ange 
nommen ‘werden, daß ſich das Document um Belige der Stiftung be⸗ 
finde... Was bie zweite Boramsiegung der angeftellten Klage botvifft, 
ſo hat A at Zaſtimmung der Borwaltung ber Stiftung -auf Den Pacht 

zu Gunſten des N Berzicht geleiſtet, und dieſer hat ihn am 

Indem er ven Vertrag mit der Stiftung zinging. Die Berwaltung Grade 
dahor zuerfl iven mündlich abgejchloffenen Vertrag zu Bapier und cane 
trahirte fo nicht vBlos für ſich, ſondern auch für den A, isber deſſen Racht 
fie verfügte, d. 5. fie führte anf dieſe Weiſe den Auftrag, den ihr A 
dvurch den Verzicht zu Gunften des N ertheilte, aus. Gleichviel an, 
ob diefer neue Contract von der Aufſichtsbehörde bewilligt wurde, vb fie 
ihn mißbilligte und den urfprünglichen Beſtandnehmer vorzog, oder ob 
der Legtere zugleich mit N haftete, jedenfalls war der Pachtvertrag mit 
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dem Letzteren von Seite der Stiftung auch im Interefje und im Auf- 
trage des A... abgeihloffen, und dieſer hatte daher ein Recht, ven 
Int 808 Beckenpes felbft lennen zu lernen und eine Abſchrift vesſelben 
zu verlangen, gerade fo wie der Machtgeber vom Vevollmächtigten den in 
jeinem Namen abgefchloflenen Bertrag fordern kann, und überhaupt 
Ion aus dem Grunde, weil A, nachdem er Verzicht geleiſtet hatte, auch 
erfohren mußte, ob und unter weldyen Ikrfiimben biefer Verzicht au⸗ 
genommen jei, und weil er darüber fi) einen Beweis verihaffen mußte; 
daran Ändert es nichts, daß er nicht in Perjon beim Abſchluſſe des Ber- 
trages ſich betheiligt oder ihn unterſchrieben hat, da ja der Verwalter 
der Stiftung auch in jeinem Namen einichritt, und in dieſem Vertrage 
über die Pachtung verfügt wurde, welche A erſtanden und auf die er 
—— zu Gunſten des N verzichtete. Es find demnach die beiden 
Vorausſetzungen der angeftellten ‚Klage borhannen: —8 es mußte ihr 
ſat gegebn werden, wobei nur im Sinne des $. 844 a. b. G. B. und 
ad) ‚ver Analogie des $. 238 ital. ©. O. ($. 176 a. ©. D.) die Koſten 

ber —e—— dem Kläger auferlegt wurden.“ 

Die zweite Inſtanz wies den Kläger mit jeinem Begehren ab, 
und biejes legtere Urtheil wurde auch vom oberſten Gevichtshofe beftätigt, 
und zwar aus folgenden Gründen: „Nach ben Angaben bes Klägers 
Jelbſt ſoll die Urkunde, von welcher er eine Abjchrift verlangt, zwiſchen 
ber geflagten Stiftungsverwaltung und dem N abgeichlofien, und nur 
son dieſen zwei Contsahenten unterjchrieben fein. Da nun feine Inter- 
vention bei dem Vertragsabſchluſſe und jeine Unterjchrift unter den 
Vertrag nicht nöthig war, fo iſt Har, daß die Urkunde über ein zwifchen 
Dritten abgeichloflenes, ihn nicht mitberüihrendes Rechtsgeſchäft errichtet 
wurde. Gleichviel num, welche bie Beziehungen zwilchen dem Kläger und 
dem N, den er in Bezug auf den von ihm erftandenen Bacht der erwähnten 
Srumbflüde an feine Stelle treten ließ, waren; gleichviel, welchen 
Antheil er an der Entftehung des mit N abgeichlofienen Beitandvertrages 
nahm... Kann jeinem Begehren bei dem Widerſpruche des Gegners 
deßhalb nicht ftatigegeben werben, weil die weſentliche Vorausſetzung, 
welche $. 844 a. 5. ©. B. fordert, wicht vorhanden if. Ganz unzuläſſig 
ift ferner die Berufung auf $. 238 ital. G. O., welcher einen von dem 
vorliegenden ganz verjchtedenen Fall betrifft.“ 
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Nr. 338. 


PBaternitäts- und Alimentationsflage. — Forderung von 
Alimenten ai praeterito. 
Marl vom * Pai 1857, Nr. re Reh de3 —F it el bei 8. ©. 
Pipram hr. 1856, Nr. 385, abänd. Urtheife 

del ‚Rt. 20026). Haimerl’s Mag. dee ii © 504 ff. 

A ale Bormund des unehelihen vierjährigen C Magte gegen B 
auf Anerkennung der Baterfhaft und Bezahlung von Alimenten und 
zwar vom Tage der Geburt des C an. Die erfte Inſtanz gab dem 
Klagebegehren ftatt; die zweite Inſtanz änderte das Urtheil dahin ab, 
daß die geforderten Alimente erft vom Klagstage an zu zahlen feien. 
Die Entiheidungsgründe lauten in diefer Beziehung: „Die Alimenta- 
tionsgebühr konnte nur vom Tage der Klage beginnend, dem unehelichen 
Kinde zugefprochen werben, weil, was die Vergangenheit betrifft, vie 
Alimentation jedenfalls demſelben entweder von der Mutter oder dem 
Vormunde, oder einem “Dritten bereits geleiftet wurde, Wenn aber 
Jemand die Schuld eines Andern bezahlt hat, jo tritt derſelbe zufolge 
$. 1358 a. b. ©. 3. in die Rechte des Gläubigers, und ift befugt, von 
dem Schuldner den Erſatz der bezahlten Schuld zu fordern. Richt alfo 
das uneheliche Kind, welches die Alımentation bereits erhalten, ſondern 
derjenige, welcher dieſelbe ftatt des Geklagten geleiftet hat, wäre ae de 
den Erfat zu begehren. Nachdem aber die Altimentationsgebühr für 
bie der Klage vorhergegangene Zeit auch zu Handen des unehelichen 
Kindes eingeflagt wird, müſſen bie Kläger mit biefem Anfpruche ab- 
gewiejen werden.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz: „denn das Kind hat gegen feine Eltern nur auf bie ihm 
mangelnde, niemals aber auf eine doppelte Verpflegung einen Anfprud. 
Iſt dasſelbe daher durch eine Zeit von jemand Anderem unterhalten worden, 
ſo kann es nicht eine nochmalige Unterhaltung von dem Vater begehren. 
Wohl aber kann dieſer Andere die Vergütung des geleifteten Unterhaltes 
im Sinne des $. 1042 a. b. ©. B. in Anfpruch nehmen. Damit aber 
dieſer Anſpruch vom Richter berüdfichtigt werden fünne, ift es noth- 
wendig, daß diefer Andere, der den Unterhalt mittlerweile geleiftet hat, 
den Beweis über diefe feine Leiftung beibringe, nnd in der Klage aus- 
brüdlich Das Begehren um Zuſpruch der Vergütung ftelle. Dieſes ift in 
ber vorliegenden Klage unterlafien, mithin ver biesfällige nur fir das 
Kind geftellte Anfpruc von dem Obergerichte mit Recht zurückgewieſen 
worden.” 
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Nr. 339. 


Pranotation auf angefallenes Erbgut. — Rechtfertigung 
einer ſolchen Pränotation. 


86 6. Mai 1867, Mr Kur a Asänd. des das Urtheil 
. Kaibag v. 26. abändernden Urtheils 
vom 23, Seht. 1856, Nr. — G. 3. 1857, Nr. 194, 


eo 
Saimerl’8 Mag. Bd. XV, ©. 492 ff. 


A erwirfte zur Dedung einer Forderung gegen B die Präno- 
tation des mündlichen Teſtaments der M auf die zu ihrem Nachlaſſe 
gehörige Halbhube, ferner die Pränotation der im Abhandlungspro- 
tofolle enthaltenen Erbserflärung des B und die Superpränotation ber 
ihm von B ausgeftellten Schulvderflärung mit der im 8. 822 a. b. G. B. 
enthaltenen Beſchränkung. A klagt nun auf Gereditfertighaltung ber 
Pränotation des mündlichen Teſtaments und ber Originalerbserflärung 
fowie der Superpränotirung der Schulverflärung des B. Die erfte 
Inſtanz erflärte die Pränotation für nicht gerechtfertigt, „weil die 
Kechtfertigung der Superpränotation durch die Rechtfertigung ber 
Pränotation jelbft bevingt jet, bezliglich der Iegteren aber B mit Grund 
einwendet, daß A zu deren Erwirfung nicht berechtigt war, und aus 
biefem Grunde auch die Bewilligung der Pränotation nicht hätte 
erfolgen follen; ungeachtet der erfolgten Bewilligung müſſe doch bie 
Nichtrechtfertigung der Pränotation ausgefprocdhen werden, da es noch 
immer wahr bleibe, daß A nicht berechtigt war, für den Geflagten bie 
Pränotation des Teſtaments zu bewirken, und die Nachweiſung biefes 
Erfordernifjes auch im Yuftificirungsprocefje nicht geliefert wurde. Bet 
nichtgerechtfertiger Pränotation müſſe auch die Superpränotation als 
nicht gerechtfertigt erkannt werden.” Die zweite Inſtanz erkannte 
zwar die Superpränotation der Schuldurkunde zu Gunften des A für 
gerechtfertigt, aber nicht die Pränotation des Teſtaments der M und 
ber  Erbserflärung des B. In den Entſcheidungsgründen heißt es: 
„Dur die Liquidirung einer pränotirten Forderung ift auch die Prä⸗ 
notirung gerechtfertigt; und da die aus der erwähnten Schulverflärung 
hervorgehende Forderung als Liquid erkannt ift, fo muß aud bie 
erwirkte Superpränotirung dieſer Schulpforderung für gerechtfertigt 
erfannt werben, und es Tann nicht darauf ankommen, daß auch bie 
Zabularfäge, auf welche ſich die Superpränotation ſtützt, gerechtfertigt 
feien, da die Rechtfertigung eines pränotirten Superfates feine andere 
Wirkung haben kann, als daß das fuperpränotirte bevingte Pfandrecht 
durch die Rechtfertigung in ein unbebingtes verwandelt wird, und ber 
aufrechte Beftand des Superjages ohnehin vom Beftande des Haupt- 
ſatzes abhängig bleibt. Durch die Liquidhaltung des Hägerifchen Anſpruchs 
find aber keineswegs auch die pränotirten Rechtsanſprüche des B aus 
dem Teſtamente der M und aus ber Erbserflärung zu ihrem Nach⸗ 


se 


380 — 


laſſe gerechtfertigt, und es mußte daher das Slagebegehren infoferne 
als unftatthaft zurücgewiefen werben.” Die dritte Inſtanz erklärte 
die Pränotation des mündlichen Teftaments, die Superpränotation 
ber Erbserklärung und bie Superpränstatton der Sthalverflärung 
für gerechtfertigt. Die Entiheidungsgründe lauten: „Dielen Punkt 
betreffend, daß nämlich nur die Superpränstation der Schulderklärung 
des Geflagten, sicht aber auch die Pränotation des Teſtaments der M 
und der Erbserklärung des Geklagten (vom Obergerichte) für gr 
fertigt erlannt wurde. kommt zu erinnern, daß das a. b. G. B. im 
8. 822 dem Gläubiger des Erben das Hecht einräumt, das dem letzteren 
zugefallene Erbrecht auch vor der an ihn erfolgten Einantwortung 
mit Pfändung oder Vormerkung (Pränotation) zu belegen. Dies 
geſchieht — wie ſchon im Patente vom 22. April 1794, Nr. 174, 
angebeutet ft — in der Art, daß die legtwillige Anordnung, auf 
welder das Erbredt des Schulpners beruht, und im Falle ver Erb⸗ 
folge aus dem Gejege blos die Erbserflärung und johin die dad Forde⸗ 
rungsrecht des Gläubigers begründende Urkunde in das öffentliche Buch 
eingetragen wird. Die bücherliche Eintragung aller dieſer Urlunden 
bewirkt nur eine Pränotation. Bedingt fichergeftellt (pränotirt) wirb 
aur das Forderungsrecht des Gläubigers; die gleichzeitige Eintragung 
ber lettwilligen Anordnung oder der Erbserflärung geſchieht nur 
zur Erfichtlichmachung der Beziehung, in welcher ver Schuldner zu 
bem mit dem bedingten Pfanprechte zn belaftenden Gute ſteht. Dieſe 
ein einzige® Ganze bildende Bränotation wird nah $. 453 a. b. 
G. 3. durch die Erweifung der Forderung gerechtfertigt, welche 
Rechtfertigung der Gläubiger nur gegen feinen Schuldner auszuführen 
hat, ohne Rüdficht, ob dieſer das belaftete Erbgut over fein Erbrecht 
überhaupt nad) der erwirkten Pränotation bereits auf einen Dritten über⸗ 
tragen hat, deſſen Kechte noch nicht im Buche erichernen. Zedoch wird 
dieſe Sicherſtellung des Forderungsrechtes des Glänbigers nah 8. 822 
a. b. G. 3. erft von der Zeit der an ven Schuldner erfolgten Einantwor⸗ 
tung wirkſam. Diefer Baragraph hat fiher mehr den Fall im Auge, daß 
ber Gläubiger für feine Forderung Sicherftellung auf das dem Schulduer 
angefallene Erbgut gegen deſſen Willen ſucht; es würde aber viele 
dem Gläubiger eingeräumte Befugniß in ven meiften Fällen illuſoviſch 
fein, wenn fie-an die Bedingung gefnüpft wäre, daß der Glänbiger zuerſt 
bie Pränstation des auf den Erbrechtstitel fich gründenven Eigenthums⸗ 
rechtes des Schuldners orwirken, und ſohin dieſelbe durch Ermeifung des 
Eigenthums-, rückſichtkich Exbuechtes bed Schuldners gegen den an ber 
Gewähr des Gutes ſtehenden Exblafler, oder, wenn ſich ber Schuldner 
bereits erbserflärt hat, ‚gegen diefen ſelbſt rechtfertigen milgte; er müßte 
alfo ein Hecht, welches ihm ger nicht zukömmt, für ven eigentlich Beroch⸗ 
tigten und zugleich für ſich ſelbſt geltend machen und richtig ftellen, während 
e8, wie oben gefagt, genügt, fein Forderungsrecht mittelſt Eintragung der 
legtwilligen Anordnung oder der Erbserflärung und ver betreffenben Schuld⸗ 
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urbane zu pränotiven, weiche Pränotation durch vie Epwerlung der For⸗ 
derung. gevechtfeutigt;, aber evft mit dev erfolgten Einantwortung und der 
grundbücherlichen Eintragung bevfelden wirkſam wird. Es ift alfo im 
vorkegendben Halle überflüfſiger Weile die Prünotation des Erbrechtes 
des Geffagten: und des. Yorberungsrechtes des Klägers von einander 
geſchiebden und abgeſondert behandelt worden. Nachdem nun aber dies in 
bem die Pränotatien bewilligenven Beſchoide gefchehen ift, und in Ueber⸗ 
einſtiirmung damit auch: das Begehren des Klägers auf Anerkennung lautet, 
bu beide aber die drev Pränotationen gevechtfertigt feien; jo erübrigt 
nur, mit ber Bränotation des Forderungsrechtes des: Klägers, rückſichtlich 
ver Schulderflärung, aud die damit im ungertrennlicher Verbindung. 
ſtehende ein Ganzes: bildende Pränotation des Grbrechtes- des Gellagten, 
rüchſichtlich der letzwilligen Anordnung feiner Mutter M und feinev Grbs⸗ 
erflürung zu ihvem Nachlafle für gerechtfertigt zu: erflüren, welches: lettere 
auch feinem Anftand unterliegt, da laut des grundbuchsämtlichen Gerti- 
ficatS in dem Abtretungsvertrage Nr. 4 die fragliche Realität auf den 
Namen des Gellagten und von diefem erft auf C umgejchrieben wurde, 
durch welche erjtere Umfchreibung die Pränotation des Erwerbstitels des 
Gellagten zu der Realität ſich von jelbft rechtfertigt. In Rückſicht auf 
den erwähnten von der Verlaſſenſchaftsbehörde ratificirten Ahtretungs- 
vertrag und die auf Grund desſelben erfolgte Umjchreibung der Realität 
eriheint e8 auch überflüifig, mit. ver als gerechtfertigt erfannten Präno⸗ 
tation noch ferner den Vorbehalt des 8. 822 a. b. G. B. in Bezug auf 
pre bei ver Abhandlung ver Verlaflenihaft vorkommenden Ansprüche zu. 
verbinden. Da demnach die biesfälligen gleichlautenden Entſcheidungen 
offenbar gegen die 88. 822 und 453 a.b. ©. B. verftoßen, mußte der 
anßerorbentlihen Revifionsbeichwerbe des Klägers Statt gegeben, dem⸗ 
zufolge mit Berwerfung ver Reviſionsbeſchwerde des Geflagten Heide 
Urtheile: abgeänvert, und ſowohl die Pränotation als die. Superpräno⸗ 
tation gexerhtfertigt erfannt werben, wobei: nur noch bemerft wind, daß 
bie Abweiſungsgründe des erjten Richters an und für fi) unhaltbar ſind, 
da bie Prängtationsbewilligung rechtskräftig ift,. bet der Rechtfertigung 
ver. Pränotation aber in die Frage nicht. eingegangen werben: fann, ob 
die bereits vechtöfräftige Pränotation bewilligt werben konnte oder nicht.“ 


Nr. 30. 


Berjpätete Antretung eines Eides. 


Entſch. vom: 6, Mai 1857, Nr. 4289 (Belt. des: den: Beſcheid ver Prütur 
Seaggan vom 13; Anguft 1855, Nr. 5677, aufhebenden. Decretes des 
O. L. G. Junsbruck v. 4 Mürz 1857, Nr. 750). ©. 3. 1857, Nr. 102, 

Aı wurde mittelft vechtsfräftigen Urtheils in einem ſummariſch ver- 
bandelten Proceffe zum Crfüllungseide zugelaflen und ihm hiezu eine 
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Frift von drei Tagen nach Rechtskraft des Urtheils beftimmt; bei Nicht- 
ablegung des Eides jollte die Klage als abgewiefen gelten. Das Urtheil 
wurbe dem A am 24. Yuli 1855 zugeftellt; am 6. Auguft bat er um 
Anordnung einer Zagfagung zur Ablegung des Eides, welchem Anſuchen 
vom Gerichte ftattgegeben wurde. Der Geflagte rügte in einer bejon- 
beren Eingabe die Verjpätung ver Eidesantretung. Die erfte Inftanz 
erhielt die zu Gunften des Klägers erlaflene Berfügung aufrecht. Die 
zweite Inſtanz hob diefen Beſcheid im Recurswege auf und verorbnete, 
das verfpätete Eidesantretungsgefuch zurüdjtellen zu laſſen, weil das 
Gericht derlei verfpätete Eingaben von Amtswegen zurückzuweiſen habe, 
indem aus der Nichtantretung des Eides dem Gegentheile ſchon Rechte 
erwachſen find. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung bes 
Obergerichtes „in der Erwägung, daß die Frift zur Antretung eines 
Parteieneides ein Präcluſivtermin ift und daß ber Gegentheil die Ver⸗ 
ſpätung gerügt hat.“ 


Nr. 341. 


Behandlung des Ausgedinges bei der erecutiven Ver⸗ 
äußerung der — Realität. 


Eutſch. vom 6. Mai 185 —— des Decrets des DO. L. ©, 
Wien vom 28. Jänner —* Kr. 1 f. Haimerl's Magazin Bd, XVL, 


Auf die Realität des B wurde Execution geführt. Weder in dem 
Schäßungsprotofolle noch in den Teilbietungsbedingniflen wird von dem 
auf jener Realität haftenden Auszug der C etwas erwähnt; im $. 2 
ber Licitationsbedingniſſe heißt e8 nur, daß ber Meiftbieter die Forde⸗ 
rungen der Gläubiger nah Maßgabe feines Meiftbotes zu befriedigen 
oder zu übernehmen habe, und im $. 4, daß der Erfteher vom Tage ber 
Licitation alle mit dem Befige ver Realität verbundenen Laſten zu über- 
nehmen babe. Bei der Kaufichillingsberehnung Liquidirten die C ihren 
secundo loco haftenden Auszug und ſpätere Sapgläubiger, darunter auch 
A, ihre Sorderungen. Ueber dieſes Liquidirungsprotofoll verfügte das 
Bezirksgericht zur Erhebung des Bevedungscapitals für den Auszug der C 
die Schägung ihres Auszugs unter Zugrundelegung ber 1djährigen 
Preife, indem der ſich hierauf im Durchſchnitt ergebende Jahresertrag zu 
5 Procent capitalifirt wurde. Hiernad) wurde die Vertheilung des Kauf- 
ſchillings vorgenpmmen, und dem Erfteher der Realität das Bedeckungs⸗ 
capital des Auszuges der C als Satzpoſt primo loco gegen Reihung des 
Auszuges in natura ftatt der Dprocentigen Zinfen zugewiefen, und bie 
für diefes Mal Teer ausgehenden Gläubiger, darunter auch A, bis zur 
Erlöſchung des Auszuges verwiefen, wonach dann dieſes Gapitel zur 
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effectiven Bertheilung zu kommen habe. Gegen biefe Bertheilung des 
Kaufihillings ergriff A den Recurs, wurde aber hiemit von beiben 
höheren Imftanzen abgeiwiejen, und zwar vom oberften Gerichtöhofe in 
ber Erwägung, „daß die Schäßung des in die Execution gezogenen Gutes 
den Werth ohne jede Berüdfichtigung oder Abjchlag des darauf haftenden 
nicht unbebeutenden Naturalauszuges beftimmt feitfegte;... daß in 
den Feilbietungsbedingniflen (in Gemäßheit des $. 328 a. ©. D., der 
Refolution vom 31. October 1785, Nr. 489 it. gg, Wellely I 
Nr. 1237, und Hofver. vom 15. Jänner 1787 lit. s, Nr. 621, Weſſely I 
Nr. 1294) und im Edict der Schägungswerth im Ganzen ausgedrückt 
wurbe, ohne daß es nöthig war, die Summe der auf dem Gute haftenven 
Schulden aufzunehmen; daß ebendaſelbſt vem Exfteher die Berichtigung 
der baaren Forderung der Erecutionsführerin, der Steuern und ber 
Communalrüdftände, fohin aber die Erlegung oder Mebernahme ver 
übrigen Forderungen der Hhpothefargläubiger zur Bedingung gemacht 
wurbe, worunter auch der secundo loco eingetragene Auszug, d. i. die 
Forderung jährlicher Naturalabgaben, im Sinne des Geſetzes ($. 1480 
a. b. G. 3.) gezählt werden muß, welcher, falls demſelben vorgehende 
ZLabularpoften den Kauffhilling erihöpft hätten, in Verluft gegangen 
wäre, und nicht dem Erfteher al8 eine mit dem Befite der Realität ver- 
bundene Laft, worunter nur allein öffentlihe Gaben, Grunpfervituten, 
Militäreinguartierungen u. dgl. verftanden fein können ($. 4 ber Teil- 
bietungsbedingnifle), überbürbet werben Tonnte; daß ferner der Erfteher 
alle obigen Forderungen nur nad Maß des Raufihillings zu über- 
nehmen hat, und bie gerichtliche Schägung bes Naturalauszuges mit 
Sugembetegung des Uebertragungsvertrags nad einem 15jährigen 
Durchſchnitt. ... vorgenommen wurbe. 


Nr. 342. 


Ueberantwortung eined zur Zeit der Koncurderöffnung an- 
Kingigen Proceffed an die Concursinftanz. Unterlaffung ver 
Anmeldung. 

v. 12, Mai 1857, Wr. 370 (Beit. ded den Beſcheid des L. ©, 


Eutſch. 88 
Beaehig bom 3, Ron, 9033, abänd, Decrets des O. L. ©. 
enedig d. 29. Der. 1856, Nr. 28735), ©. 3. 1857, Nr. 102, 
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Nr. 343. 
Competenʒ des Haudelsgerichts bei Stzeitigfeiten aus Wechſel⸗ 
Gconptegeſchaftent der nieb.-üflerr. Escompiegeſellſchaft. 
ho Air, os. Bell. des das eil des 8. 7 


Bien v. 8. Juli 1856 nhernben ou a 2 L.G 
Wien von 3. Febr 1857, Nr. 16099), 


Rn. SA 


Berfauf der in Commiffion gegebenen, Waare durch den 
——— az ſich ſelbſt. 


* ch. vom 1 2. at 2.0. 00 Rr. 3079 —— der gieihfärmig 3. ent 
un 
u dee 24 Sci. 100 a Too). 3. 1857, Re. 5, %. 


d. Trib, 1858, ©. 0, 


| Mt— 


Nr. 345. 
Haftung für Wildfchaben. 


— .12. at 1087, — 40724 (Weit. des Urtheils des B. G. Nast 
21, April 1 Mbänd. Fe Hetheild bei O. L. G. Wien 
vom 2, Der. 1806, Nr. ke) 


aimerl's Ma⸗ 
za x SE 6. — a. 


In einem Nechtöftreite gegen den Pächter einer Gemeindejagd 
wegen Erjat von Wildſchaden ſprach der oberfte Gerichtshof folgende 
Rechtsgrundfäge aus: „1) Der Pächter einer Gemeinbejagd ift für ven 
in dem gepachteten Jagdbezirke etwa entftehenven Wildſchaden verant- 
wortlich. Der Inhaber einer Jagd, als welcher ein Jagdpächter zweiſellos 
auch angefeben werden muß, weil er fo vom Gelee angeſehen umb 
bezeichnet wird (SS. 313 und 1120 a. b. G. B.), wird in den älteren und 
neueren über die Jagdausübung erfloflenen Vorſchriften bezüglich der 
damit verbundenen Berechtigung und Berpflihtung dem Eigenthämer 
gleichgeftellt. So heißt e8 in ver Jagdordnung vom 28. Februr 1786 
8. 1: „„Die Inhaber eines Wildbannes find berechtigt, in ihren Jagd⸗ 
bezirfen alle Gattungen von Wild zu hegen““ und 8. 11 vafelbft: „„Die 
Kreisämter haben zu fehen, daß die Jagdinhaber das Wild zum Nach⸗ 
theil der allgemeinen Culture nicht übermäßig hegen.““ Die im Jagd⸗ 
gejege vom 7. März 1849, außer den Befigern von Grundceompleren 
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von 200 Jochen, auf ven übrigen Gründftüden zur Ausübung der Jagd 
allein berufenen Gemeinden ($. 6) wurben durch das Geſetz vom 15. 
December 1852, Nr. 257 R. ©. Bl., verpflichtet, dieſe Berechtigung 
durch Pächter auszuliben, und der „„ Fagbinhaber (Grundeigenthümer 
oder Pächter)““ muß einen gelernten Jäger anſtellen, oder ſelbſi 
ſachkundiger Aufſeher fein. Endlich beginnt die erneuerte Kundmachung 
der jagdpolizeilichen Vorſchriften in Niederöſterreich vom 27. December 

2, Nr. 473 L. R. B., 8. 1 mit den Worten: „„Das Jagdrecht 
beſteht in dem Befugniß ver Jagdinhaber oder ver Püchter, Wild in un⸗ 
ſchüdlicher Menge zu hegen.““ Der Jagdpächter als Jagdinhaber hat 
daher das Recht, das Wild in ſeinen Bezirken zu hegen, zu erlegen, 
gegen Diebftahl und Verfolgung Unberechtigter ſelbſt oder durch beſtellte 
Aufſeher zu jchügen, dagegen aber als natürlichen Ausflug dieſes Rech⸗ 
tes auch die durch das Geſetz auferlegte Verpflichtung, deſſen übermäßige 
Vermehrung zu verbüten, und den Wildſchaden, ſoweit dafür überhaupt 
ber Jagdinhaber verantwortlicd, ift, dem Veſchädigten zu erfegen. 2) Im 
dem mit ver Ausnützung des Jagdrechtes nothwendig verbundenen Rechte 
des Wildhegens ift das Hegen der Hafen natürlich begründet, die Jagd 
aber nad ver I. D. von 1736 und der angeführten Verordnung vom 
27. December 1852 auf pas Revier im Freien beſchränkt. Eben deßhalb 
find Die Grundeigenthümer nad) ven Jagdgeſetzen beredjtigt, ihre Gründe 
und Gärten mit Planken und Zäunen zu verwahren, und bie Schadhaf⸗ 
tigleit ver Berwahrung, die Yahrläffigkeit der Grundbefitzer in Erhal- 
tmng ber völligen gegen ben Wildſchaden geniigenden Abſchließung von 
ſolchen eingefriebeten Gärten kann dem Jagdinhaber, der innerhalb ber» 
felben das Jagdrecht nicht ausüben Tann, nicht zum Nachtheile gereichen. 
Er hat allerdings den Wildſchaden an Obftbäumen, Weingärten und 
Feldfrüchten in ben der Jagd offenen Räumen zu vertreten, nicht aber, 
wie auch das Hofdecret vom 12. April 1321 andentet, die natürlichen 
Folgen ver Ausübung feines Rechtes, das Wild zu hegen, fo lange er 
fih deffen in den Schranken des Geſetzes bedient. Eine ſolche Berant- 
wertung und Haftung für den Wilbſchaden in den ihm zugänglichen 
Gartenräumen könnte daher nur Pla greifen, wenn er gegen die An» 
ordnung des Geſetzes (8. 11 bes Patente vom Jahre 1786; 8. 1 ber 
angef. Verordn. v. 27. December 1852; 8. 1305 a. 6. ©. 8.) den 
Wildftand in fo „„ſchädlicher““ und „„übermäßiger““ Weile fih ver- 
mehren, und die nöthige Abfchließung jo außer Acht ließe, daß ſelbſt wohl- 
erhaltene Einfriedungen und Abtreibungsmittel der Grundeigenthitmer 
feinen Schutz mehr gewähren fünnen. 


Glafer, Unger und Walther Entſch. 1. 25 
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Nr. 346. 
Nominatio auctoris. 


Se vom 13, Mai 1857, Kt. oo Tab des das Urtheil des G. 
in — 29. Sept. 1 abä bernd en Urtheils des O. 
Prag vom 16. de ak, fr . 17745). &. 3. 1858, Nr. 69. 

ji verlangte von B und C mit der Eigenthumsklage die Rückgabe 
einer beſtimmten Anzahl Stücke Kammertuch, welche ihnen durch ſeinen 
Buchhalter D zum Behufe der Bleiche übergeben worden feien. Die Ge 
Hagten wenbeten ein, daß A diefe Kammertücher dem E auf Borg ver- 
fauft habe, daß alſo dieſer der Eigenthümer der geforderten Waare ſei, 
und trugen ihm hierüber den Haupteid auf. Die erfte Inſtanz erkannte 
auf biefen Haupteid. Die zweite Inſtanz wies ben Kläger mit feinem 
Begehren aus folgenden Gründen ab: „Der Kläger führt in feiner Klage 
jelbft an, daß er die 141 Stüde Kammertuch dem D in Verwahrung ge⸗ 
geben, und daß dieſer hievon 91 Stück dem B, und 50 Stück dem C 
zum Bleichen übergeben habe, ohne daß er vom Kläger hiezu beauftragt 
geweſen wäre. Hieraus ergibt ſich von ſelbſt, daß die Geklagten blos In⸗ 
haber der fraglichen Kammertücher ſind, und bezüglich derſelben mit D in 
dem Rechtsverhältniſſe ver beftellten Arbeiter, welchen ver Stoff geliefert 
wurde, zu dem Arbeitsbefteller ftehen, zu dem Släger aber fi in gar 
feinem Rechtöverhältnifie befinden. Die Geflagten find daher auch nur 
ſchuldig, die ihnen zum Bleichen übergebenen Kammertücher an ben Bes 
fteller auszufolgen, indem biefer vertragsmäßig berechtigt ift, dieſelben von 
ihnen zurüdzuverlangen. Das bloße Eigenthumsrecht auf dieſe Kammer- 
tücher, wenn es auch als auf Seite des Klägers vorhanden nachgewielen 
würde, berechtigt venfelben noch nicht, von dem Geklagten die Ausfolgung 
biefer Sachen zu fordern, weil der redliche Inhaber einer Sache, wenn er 
feinen Bormann namhaft madt, nah 8. 375 a. b. ©. B. gegen bie 
Eigenthumsflage geſchützt ift, und wenn mehrere auf dieſe Sache Anſpruch 
machen, biejelbe nach 8. 348 a. b. G. B. nur demjenigen, in beflen Namen 
er fie inne hat, auszufolgen verpflichtet ift, vem Kläger aber befannt 
war und ift, daß D der Vormann ift, in deſſen Namen B und C die 
Kammertücher inne haben. Der Kläger kann fi) nur an D, zu welchem 
er im Rechtsverhältnig des Hinterlegerd zu dem Verwahrer fteht, halten, 
und ba ſich derfelbe weber mit einer Vollmacht des D, die fraglichen 
Kammertücher von den Geklagten zurüdzuforbern, ausgewiejen, noch 
unter deſſen Bertretungsleiftung die Klage gegen biefelben angebracht 
bat, jo mußte er mit feinem Klagebegehren abgewieſen werden.” Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil aus folgenden 
Gründen: „Die Klage des A ift nach ihrem Inhalt und dem darin ges 
ftellten Begehren eine Eigenthumsklage. Nah 8. 375 a.b. ©. 2. kann 
fi) aber, verjenige, der eine Sache in fremdem Namen befitt, gegen eine 
ſolche Klage dadurch ſchützen, daß er feinen Bormann namhaft macht. Es ift 
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nun im vorliegenden Falle von beiden Seiten anerkannt, daß bie Ge- 
Hagten gar kein Eigenthums- oder fonftiges dingliches Recht auf bie 
vom Kläger als fein Eigenthum angefprochenen 141 Stüd Kammertuch 
in Anspruch nehmen, fondern daß ihnen dieſe Waaren nur zur Bleiche 
übergeben worden find. ‘Die beiden Streittheile weichen hinfichtlich) des 
Factums der Uebergabe nur darin von einander ab, daß die Geflagten 
anführen, diefe Webergabe fei durch E an fie gejchehen, wogegen Kläger 
behauptet, daß nicht E, ſondern deſſen Buchhalter D ihnen die Waaren 
übergeben habe. Mag nun auch welcher immer der Vebergeber fein, fo 
ift Doch rechtlich gewiß, daß die Geflagten die Waaren nicht im eigenen, 
jondern im fremden Namen befigen, daß fie aljo ihrem Uebergeber für 
dieſelben rechtsverbindlich bleiben, und daß in dem vorliegenden Rechts⸗ 
ftreite, welcher nur zwifchen ihnen und dem Kläger abgeführt worben ift, 
nicht iiber das zwifchen dem Kläger und demjenigen, ven die beiden Geflag« 
ten als ihren Vormann namhaft gemacht haben, hinfichtlic) der in Frage 
ſtehenden Waaren beftehbende Rechtsverhältnig abgeiprodyen werben Tann, 
weil bie beiven Geflagten weder berufen noch berechtigt find, die Rechte 
desjenigen, in beflen Namen fie die Waaren befigen, zu vertreten, und 
fih in Bezug auf diefe Rechte in einen Rechtsftreit einzulaffen. Es 
können ſonach die Geklagten nicht verurtheilt werden, die in ihrer Inne⸗ 
babung befindlichen Waaren an ven Kläger auszufolgen, weil ein ſolches 
Urtheil auch indirect ven Ausſpruch erhalten würde, daß deren Rüdftellung 
an den Bormann nicht gefchehen dürfe. Das das Klagebegehren abwei- 
ſende Urtheil des Obergerichtes ftellt fi) daher al8 dem Gejege und dem 
procefiualifchen Sacwerhalte angemefjen und gegründet dar, weßhalb das⸗ 
jelbe beftätigt werden muß.” 


Nr. 347, | 
Competenz des Handelsgerichtes in Streitigkeiten über 
Subferiptionen anf das Nationalanlehen. 
Eutſch. vom 13. Mai 1857, Nr, 3920 A deö dad Urtheil des 3 ©, 
ändernden eils des O. L. ©, 


Bien v. 29, Dec, 1856, Nr. 62801, 
Wien vom 11, März 1857, Nr, 692). Haimerl's Mag. Bd. XVI, ©. 64, 


25” 
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Nr. 348. 


Klage auf Befeitigung eines in Uebereinſtimmung mit dem 
vorſchriftsmäßig genehmigten Plan geführten Baues. 
El — v. 18. ei 1857, Nr. 4418 (Beft. des Urtheils des L. ©. 39* 

86, Nr. 4406, Abänd. des ürtheiis des O. 2. ©. Brünn 
ns Yünmer 1857, Ar. 9742). ©, 3. 1867, Wr. 118, 

Die Beflger des Hanfes** erhöhten den rüdwärtigen Theil des 
Haufes und ftüßten dieſen Bau auf eine dieſem und vem benachbarten 
Haufe gemeinfame Dauer. Ste hatten nad) ver im 8. 72a. G. D. und 
dem Hofbecrete vom 5. März 1787, Nr. 641 (Weſſely I Nr. 442) vor- 
gejchriebenen Verhandlung von der politifchen Behörde ven Bauconfens 
erwirkt, und der Reviſionsbefund vom 29. Auguft 1853 bezengte, daß 
ber Bau im Wefentlihen dem genehmigten Bauplane gemäß ausgefiihrt 
worden fei. Der Nachbar war mit diefem VBorgange unzufrieden, und be- 
gehrte mittelft Klage, die Befiger des Hauſes ** ferien ſchuldig, die eigen- 
mächtige Ausdehnung der Mauer ihres zweiten Stockwerkes, welche auf 
der anftoßenden einen Stod hohen Mauer des Haufes ** fteht, zu befei- 
tigen. Die erfte Inftanz wies das Kllagebegehren zurüid. Die zweite 
behandelte die Klage als actio negatoria, und ließ die vom Kläger ange- 
botenen Beweife zu. Vom oberften Gerichtshof wurde jedoch das Urtheil 
der erſten Inſtanz beſtätigt. Es heißt in den Motiven: „Durch die 
Beilagen der Einrede iſt nachgewieſen, daß die Geklagten bei dem im 
Herbſte 1852 vorgenommenen Bau die Vorſchrift des 8. 72 a. G. O. 
und bes Hofdecretes vom 5. März 1787, Nr, 641, genau befolgten, 
und daß fie die Baulichkeiten bei ihrem Haufe ** in Vebereinftimmung 
mit den beftätigten Bauplänen und mit Beobachtung der ihnen behörblich 
vorgefehriebenen Bedingungen ausführten. Die vor jeder Bauflihrung 
vorgefchriebene Verhandlung hat den Zwed, ven Bauführer gegen jede 
fpätere Einfprache zu ſchützen, wie Dies 8. 340 a. 6. ©. B. Har ausfpricht, 
und ber Kläger kann daher einen bereits fett mehreren Jahren vollen⸗ 
beten Bau nicht mehr befeitigen laſſen, nachdem er bei der vorausgegan⸗ 
genen commiffionelen Verhandlung feine Einwendungen anzubringen 
unterließ, und fein Begehren auf Einftellung des Banes bis zur Austra- 
gung feiner vermeintlichen Nechte geftellt hat. Die Erlenigung des 
Brünner Gemeinderatheg vom 29. Auguft 1853 enthält zwar nur 
bie Betätigung, daß der geführte Bau im Wefentlichen dem Bauplane 
und der Baubewilligung entipreche; allein, da e8 gerade zur Weſenheit 
ber commiffionellen Verhandlung und Entſcheidung gehört, die Rechte 
der Nachbarn zu [hligen, wie das Hofdecret vom 5. März 1787, Nr. 641, 
deutlich erklärt: jo kann aus dem Beifage „„im Weſentlichen““ nicht ge 
folgert werben, daß dabei die Rechte der Befiter des Nachbarhauſes un- 
berüdfichtigt blieben, und wenn durch jene Erledigung den Rechten ber 
Kläger zu nahe getreten worden wäre, jo hätten fie dagegen recurriren 
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konnen; indem fie dies zu thun unterließen, haben fie Die Erledigung ſelbſi 
als richtig und gefeglih anerkannt. Da nun bie Befiger des Hauſes ** 
nach Vorſchrift der Gefege und mit Bewilligung der competenten Be⸗ 
hörbe ben Bau führten, jo erfcheint das Klagebegehren, welches auf Bes 
feitigung der Mauer, nicht aber auf Schadenerſatz gerichtet ift, als unger 
gründet und die angebotenen Beweiſe über die Beichaffenheit des Baues 
und die Zugehörigkeit der Zwiſchenmauer find unenticheivend. “ 


Nr. 349, 


Ceffion oder Berpfändung einer Tyorberung ? 


Entf, vom 13, Mai 1857, Nr. 4442 (Beit, des das Urtheil des L. ©. 
Mantne v. 31, Jänner 1857, Nr. 982, abändernden Nrtheils des D. X. 6. 
Mailand dv. 19, März 1857, Nr. 8660), Gaz. d. Trib. 1857, ©, 400 fi. 

B war dem A auf Grund eines Wechjeld 2946 Lire ſchuldig. 
„Zur Sicherftellung dieſes Betrages und der 6% Intereſſen hievon“ 
trat er dem A verſchiedene ihm zuftehende Forderungen ab, und ermäd)- 
tigte ihn, die Schuldner hievon in Kenntniß zu fegen. A follte, falls 
einige biefer Yorderungen vor der Verfallszeit des Wechſels eingingen, 
dem B bie Intereſſen des eingegangenen Betrages vergüten, dagegen be- 
vechtigt fein, in monatlichen Raten von 300 Lire feine Wechjelforderung 
abzurechnen, „bezüglich deren durch die Ceſſion, welche blos aus dem 
Titel der Sicherftelung erfolge, eine Novation nicht ftattfinde.” Als 
ſpäter B in Concurs gerieth, hatte A noch 1400 Fire zu fordern. Er 
meldete dieſe bei der Concursmaſſe an, und verlangte Anerkennung feis 
ned Rechtes, die ihm cebirten Forderungen auf Abichlag jenes Betrages 
unmittelbar von den Schuldnern einzufordern, und Verſetzung hiemit 
vor alle Gläubiger. Die erfte Inftanz erkannte ihm jedoch nur ein 
Pfandrecht an den fraglichen Forderungen zu, und verwies ihn bezüglich 
ber Privrität für den Fall, daß die Concursmaſſe die Forderungen eins 
bringe, auf das künftige Elaffificationsurtheil. Die Entiheidung ſtützte 
fi, darauf, daß die Abtretung der Forderungen nur zur Sicherftellung 
erfolgt, und ausdrüdlic erklärt fei, daß keine Novation ftattfinde, wor⸗ 
aus folge, daß eine die Vebertragung des Eigenthums bewirkende Ceſſion 
nicht vorliege (88. 1375, 1377 und 1392 a. b. G. B.). Das Ober 
landesgericht dagegen gab dem Klagebegehren im vollen Umfange ftatt. 
Es heißt in feinen, vom oberften Gerichtshof adoptirten Entſcheidungs⸗ 
gründen: „Der Concursmaflevertreter behauptet mit Rüdficht auf die 
gebrauchten Ausprüde, daß nad) der Abficht der Parteien die Forderun⸗ 
gen lediglich verpfändet wurden, und daß das Eigenthum daran alſo 
noch immer der Concursmaſſe zuftehe. Allein dieſer Auslegung fteht ent⸗ 
gegen, daß die Forderungen abgetreten wurden, welder von den Con⸗ 
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trahenten gebrauchte Ausdruck wejentlih den Begriff der Veräußerung 
ober ver Mebertragung bes Eigenthums an der abgetretenen Sache ein- 
fchließt. Dieſem Begriff entfpricht e8 auch, daß A ermächtigt wurde, 
pie Ceſſion ven Schufpnern.. gehörig belannt zu geben, was offenbar 
nur den Zwed haben konnte, ihnen mitzutheilen, daß in der Perjon des 
Glaͤubigers eine Aenderung eingetreten fei, und daß fie nur dem ihnen be- 
kannt gegebenen neuen Gläubiger die Zahlung leiften fönnen. Dieſem Be⸗ 
griff entiprechen ferner die Beftimmungen über die Regelung der Abred- 
nung vonder Schuld... . E8 kann jomit nicht daran gezweifelt werben, daß 
A das Recht Hatte, die fraglichen Forderungen einzutreiben,... und es 
ift fomit auch die Annahme einer bloßen Verpfändung ausgefchloffen, mit 
welcher jenes Recht fich nicht verbinden ließe, wie denn überhaupt bie 
Berpfändung einer beweglichen Sache ohne Webergabe berfelben juriſtiſch 
undenkbar tft. Aus all dem geht hervor, daß nad) der Abficht der Bar- 
teien die Ceſſion zur Sicherjtellung etwas ganz anderes, als die Beſtel⸗ 
lung eines Pfandes fein jollte, daß fie eine wahre Ceffion pro solvendo 
(Ceſſion zum Incaſſo) beabfichtigten.“ 


Nr. 350. 


Berweifung auf den Rechtsweg im Tall einer Collifion 
zwifchen Legataren und gefetlichen Erben. — Zurüdnahme 


der Ausichlagung einer Erbſchaft. 
uiid. v. 13, Mai 1857, Nr. 4475 2,10, De der , 1 una —— Be 
u e der Prätur Erema Rn 12, Behr, 1 170 und gi O. 
ailand vom 19. März; 185 jr a0 ©, 333 fl. 
6 3. 1857, — * 11 —— 

M hinterließ eine ziemlich formloſe letztwillige Anorbnung, worin 
ex nebft anderen Perſonen aud) den meiften feiner gejeglihen Erben Le⸗ 
gate ausſetzte; dem A vermachte er 3000 Lire nnd bezeichnete ihn als 
feinen Univerfalerben, „jevoh mit Einſchränkung auf die erwähnten 

Lire*. A erflärte nun, daß er fih nur als Legatar betrachten 
könne, und jevenfalld auf jedes aus der gedachten Erbeinjegung erwach⸗ 
ſende Recht verzichte. Nachher fand man eine ſpätere letztwillige Er⸗ 
klärung gleichen Inhalts. Da nun inzwifchen die gejetlichen Erben ſich 
weigerten, die Giltigkeit der Legate anzuerkennen, überreichte A eine 
Erbserflärung auf Grund jener fpäteren Tegtwilligen Anoronung. In 
Folge deſſen wurden bie gejeglichen Erben von den beiven unteren In⸗ 
flanzen angewiefen, innerhalb einer bejtimmten Frift dem A und den 
Legataren gegenüber die Giltigfeit ber letztwilligen Anordnungen anzu 
fehten. — Der oberfte Gerichtshof dagegen wies, dem außerorventlichen 
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Revifionsrecurje ftattgebenp, ven A auf den Rechtsweg: „Die beiben 
legtwilligen Erflärungen des M... enthalten keine Erbeinfegung im 
Sinne des $. 553 a. b. G. G.; fie ordnen leviglih Vermächtniſſe an, 
und zwar auch zu Gunſten des A, der zwar Erbe genannt wird, dem 
aber dennoch eine beſtimmte Geldſumme von 3000 Lire zugewieſen wird. 
A bat zu Protololl... erklärt, daß er auf jedes aus der Erbeinſetzung 
abzuleitende Recht Verzicht leifte, und fich nur die Rechte eines Legatars 
vorbehalte, da er nach der Verfügung, welche ihm unter der Benennung 
eines Erben jenen Betrag zumeije, doch nur ein Legatar fei; e8 kann da⸗ 
ber im vorliegenden Falle feine fpätere Erklärung, mit welcher er die 
Erbſchaft auf Grund des Teftamentes antrat, gar nicht berücfichtigt wer⸗ 
ben. Unter viefen Umſtänden handelt es fich aber nicht um einen in ben 
88. 125 und 126 des Gejees vom 9. Auguft 1854 vorgefehenen Eon- 
flict zwifchen gejeglichen und teftamentarifchen Erben; e8 muß vielmehr 
das Erbrecht der gefeßlichen Erben nicht blos als das ftärkere, ſondern 
als das allein beftehende angefehen, und es müfjen Alle, welche aus was 
immer für einem Titel Anfprüche wider die gedachte Verlaſſenſchaft er⸗ 
heben, angewiefen werden, viefelben im ordentlichen Wege Rechtens wider 
die gejeglichen Erben geltend zu machen.“ 


Nr. 351. 


Zuläffigkeit der executiven Sequeitration von Berfonal- 
gewerben. 

Entſch. jv. 13. Mai 1857, Nr. 4507 (Beit. der gleichlautenden Eutſchei⸗ 
aungen des X G. Wien vom 21, März 1857, Nr. 14292 und des 
D. % ©. Wien vom 8, April 1857, Nr. 4471). ©. 3, 1857, Nr. 102, 

Die erfte Inftanz hatte im Erecutionswege die Sequeftration ver 
Einkünfte des Kaffeefievergefchäftes des Geklagten bewilligt. Die zweite 
Inſtanz wies den dagegen ergriffenen Recurs ab, weil durch die bewil«- 
ligte Sequeftration der Einkünfte ver Recurrent nicht aus dem Betriebe 
feines Gewerbes geſetzt wird, daher die Sequeftrationsbewilligung den 
politiihen Vorſchriften, welche die Ausübung von Perfonalgewerben 
durch hiezu behördlich nicht berechtigte dritte Perſonen unterfagen, nicht 
zuwider laufen kann. Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſchei⸗ 
dungen „in der Erwägung, daß 8. 320 a. ©. D. die vom Schuldner zu 
beziehenven Früchte ganz allgemein, jomit auch die Einkünfte eines Ges 
werbes, in Execution zu ziehen geftattet, mithin auch die Sequeftration 
berjelben begehrt werden kann, die Bewilligung verfelben eine Verfügung 
über den Gewerbsbetrieb nicht enfhält, und daß gegen Uebergriffe des 
Sequefter8 und gegen Berlegung beftehenver Vorfchriften jedem Theile 
die gefeglichen Rechtsmittel offen bleiben.“ 
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Nr. 33%. 


Objective Klagenhäufung. 

En v. ID. Wei 1807, Nr. 1098 0 den © id des ftädt,- 
5. 86. Gern; v. 80. 5 Bir. Roy 7680, * 2 be 
G. Graz vom 10, X Tas, . 1197), iu 1857, Nr. 110, 
Die A Hatte gegen B eine Klage auf Zahlung einer aus verſchie⸗ 
deren Poften fich ergebenden Schuld von 257 fL eingebracht, welche von 
der erften Inſtanz aufrecht erledigt wurde. Auf bie wom Gellagten 
in der Einrede vorgebradhte Einwenbung ber cumulatio Hbelli wies nach 
gefchehener Inrotulirung der Acten die erfte Iuftanz, ohne ſich in bie 
Entſcheidung der Hauptlache einzulaflen, pie lägerin zuräd, und zur ge 
ſonderten Einbringung ihrer Forderungen an, „ba nad) 85. 4 unb 40 
a. ©. D. in ber nämlichen Klage mehrere Gegenftänbe einer Rechtsfüh⸗ 
rung nur Damals angebracht werben ſollen, wen fie unter ſich einen Zus 
fanımenhang haben, d. h. wenn fie aus einem und demſelben Factum 
entipringen, oder wenn fie fih auf eine und viefelbe Urkunde gründen; 
ber ferner der F. 4 a4. G. D. die Cumulirung ganz allgemein verbietet, 
und die Hofvecrete vom 31. October 1875 lit. t Nr. 489 (Weflely I, 
Nr. 249) und vom 27. September 1792 lit. a Nr. 53 (Weflely I, Nr. 
250) verfügen, daß im Falle der Cumulation fi der Richter in die 
Entſcheidung der Hauptjache nicht einzulaflen, d. b. fein Urtheil zu ſchöpfen 
habe, gleichviel, ob er die Klage gleich Anfangs zur Sonderung der Klage: 
punkte zurtidgibt, oder erft nad geſchloſſenem Berfahren und über Ein- 
wenbung bes Gegentheils; weil endlich die zehn Punkte des Klagebegeh- 
rend nicht aus dem zwifchen ber Klägerin und dem Geklagten beflandes 
nen Freundichaftsverhältnifie refulticen, ſondern jeder derſelben auf einer 
bejonderen, von der Klägerin behaupteten. Thatfache beruht." Die 
weite Inſtanz verordnete, daß bie erfte Inflanz meritoriich zu ent 

—* habe, und der oberſte Gerichtshof beftäitigte dieſen Ausſpruch, „da 
es ſich in der vorliegenden Rechtsſache um Vorſchüſſe, Auslagen und 
Zahlungen hanvelt, welche die Klägerin dem Geflagten bei bem unter 
ihnen beftandenen frenndſchaftlichen Berhältnifie auf Erebit, und aus 
dem Grunde leiftete, weil er ihr nad) Angabe ver Klage die Rüderftat- 
tung verfprodhen hatte; da fomit die von der Klägerin geftellten Forde⸗ 
rımgen, wenn auch verfchieden benannt, doch ımter fih im Zuſammen⸗ 
hange ftehen, und aus dem Factum ver Creditirung und aus dem Ver⸗ 
iprechen der Rüdkerftattung Seitens des Gellagten wie aus einem Conto⸗ 
corrente abgeleitet werden, folglich auch allerdings nah 8.4 a. G. O. 

im einer Klage angebracht werben können.“ 
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Nr. 353. 


Realgerichtsſtand. Pindication von Grundſtücken, welche ver 
Geklagte als Beſtandtheile eined ihm gehörigen Tandtäflichen 
Gutes befist. 


Entſch. vom 23, Mei 1857, Ar. 3572 (Anfhebung des den Beſcheid des 
Bez. ©. Amitetten v. 24, gebt. 1857, Nr, 648, aufbebenden Decretes 
ED % © Bien vom 24, März 1857, Nr, . G. 3. 1857, 


Die Wirthſchaftsbeſitzer A und K belangten den Grafen B bei 
dem Bezirkogerichte Amſtetten als dem forum rei sitae mit der Eigen» 
thumsktlage auf Reſtitution einiger Grunpftüde. Diefe Klage wurde 
von dem genannten Bezirkögerichte, da fie auf Abtretung eines vom 
Gellagten mit dem Grundeomplere des landtäflichen Gutes x beſeſſenen 
und in demſelben mitbegriffenen Flächenmaßes gerichtet, fomit ber 
rechtmäßige Befi des fraglichen Grundflächenmaßes in der Eigenfchaft 
als partielles Iandtäfliches Reale ftreitig ift, nah $. 49 lit. a, $. 50 
lit. a und 8.53 3. N. vom 20. November 1852, Nr. 251 R. ©. Bl., 
abmweislich befchieven und vor das commpetente Gericht gewiefen. Die 
zweite Inſtanz bob dieſen Beicherd auf und trug dem Bezirfögerichte 
die Erledigung der Klage auf „in der Erwägung, daß das Klage⸗ 
begehren nicht auf Abtretung eines von dem Geflagten mit dem Grund- 
compler des landtäflichen Gutes x befeflenen und in demſelben begrif- 
fenen Flächenmaßes gerichtet ift, ſondern es fich vielmehr nah Inhalt 
ver Klage um die Befitabtretung eines durch die veränderte Richtung 
des Donauarmes troden gelegten, angeblih den Klägern gehörigen 
und vom Geflagten in Beſitz genommenen Aufticalgrundes hanbelt, 
mithin biefe Klage nad $. 50 lit.a und $. 49 lit. I. N. vom 
20. November 1852 zur Sompetenz bes Bezirkögerichtes gehört." Der 
oberfte Gerichtshof hob jedoch dieſe obergerichtlihe Entſcheidung auf 
und verwies unter Berufung auf ven $. 50 lit. a I. N. vom 20. No⸗ 
vember 1852 die Klage an das Kreisgericht zu St. Pölten „in der 
Erwägung, daß es ſich allerdings, und zwar jelbft nach Inhalt ver 
Plage, um Grund und Boden handelt, veflen Beſitz derzeit von Ger 
klagten in feiner Eigenfhaft als Beflger des. Ianbtäflihen Gutes x 
ausgeübt wird, und daß bei dem darüber erhobenen Streite zur Ent- 
ſcheidung ber Realcompetenzfrage nur der gegenwärtige Befisftand maß⸗ 
gebend fein kann.“ 
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Nr. 354. 


Verweigerung der Antwort auf die Klage. 


Entſch. v.19. Mai 1857, ve 4511 jun 33 dae u Au des B. ©. 
gewin vom 31. Der. 1805, Nr. es O. * G. 
8. Funnei 1857, Nr. „ee. ie alt x 


In den Entjheidungsgründen des oberſten Gerichtshofes heißt 
es: „Die im mündlichen Verfahren zu Protokoll genommene Erklärung 
des Geklagien, über die vorgehaltene Klage keine Rede und Antwort 
geben zu wollen, hat blos zur Folge, daß die in der Klage ange⸗ 
führten, durch die beigeſchloſſenen Urkunden beſcheinigten Thatſachen 
für wahr zu halten find; ob fie aber auch das Klagebegehren recht⸗ 
fertigen, bat das Gericht zu beurtheilen. 


Nr. 355. 


Pränctationsfähigfeit eines notariell beglaubigten ausländischen 
———— 
Entſch. vom 19. Mai 1857 4968 (Belt. ded Beſcheides ded Ar. G. 


Zarnspol vom 16, Juli —2 4211, Abänd, des decrets ves DO. 8 
©. Lemberg v. 9. Febr. 1857, H Re, Ss, Haimerl’8 Magazin Bd. XVL, 


+ 


Kr. 356. 


Anfpruch des Finders geftohlener Sachen auf den 
— 
10. 1857, des ſtüdt.⸗ 
Cut. ꝓom Mai —— — des rthene — 5 — ſtü 


— eg er vom 24, Ro, 1 ung des 
Urtheils des 8.86, Prag 2. — 1857, a oo) ®. 3. 187, 


Der B wurden von ihrer Dienfmugs Pretiojen und andere Effecten 
geftohlen, worüber die B die Anzeige machte. Die geftohlenen Gegen- 
ftände wurden vom ftädtifchen Amtsdiener A und dem ſtädtiſchen Polizei- 
ſoldaten K unter einer in ber Einfahrt des Stadthauſes ftehenden Feuer⸗ 
iprige gefunden, wohin fie von einer Theilnehmerin am Diebftahle 
gebracht worden waren. Die Finder übergaben den Fund fofort der 
Obrigkeit, und verlangten den Finderlohn. Die erfte Inſtanz vers 
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urtheilte die B zur Zahlung bvesjelben. Die zweite Inftanz wies bie 
Kläger ab. Der oberfte Gerichtshof beftätigte pas erſtricht er liche Ur- 
theil aus folgenden Gründen: „Es iſt unentſcheidend, daß die fraglichen 
Gegenſtände geftohlen, und von ver Theilnehmerin am Diebftahle an dem 
Fundorte verborgen worden, indem felbe vemungeachtet für die Eigen- 
thümerin, welcher der Berbergungsort unbekannt gewefen, als verloren 
zu betrachten waren, und bie Eigenthümerin es nur einem Zufalle zu 
danken hatte, daß fie wieder in ven Beſitz ihrer Sache verjegt werden 
tonnte (SS. 395 und 396 a. 5. ©. B.). Ebenfo ift e8 unentſcheidend, 
daß die Kläger imDienfte der Stadtgemeinde ſich befänben, weil fie dieſe 
Effecten an einem allgemein zugänglichen Orte und zufällig, nicht aus 
Anlaß einer ihnen aufgetragenen Amtshandlung, gefunden hatten.“ 


Nr. 357. 


Rechtlihe Natur und Behandlung ver Grundentlaftungs- 
capitalten bei Fideicommißgütern. 


Entf. vom 20, Mai 1867, Nr. 3068 (Belt. des Beſcheides des L. G. 
ra vom 19, Angut 1856, Nr. 20131, Abänderung ded ei eibeß des 
‚X ©. Brag d. 26. Nov. 1806, Nr. —* Haimerl’ Mag. Bd. XVL,- 
In den Enticheidungsgründen des oberften Gerichtähofes Heißt es: 
„Die grundfägliche Annahme, „„daß die für ein Fideicommiß ermittelten 
Srundentlaftungscapitalien zum Erſatze für diejenigen auf den Fideicom⸗ 
mißgütern gemachten Anjchaffungen an Zugehör und fundus instructus, 
welche in Folge der mit Patent vom 7. September 1848 erfolgten Auf- 
bebung der Urbarialleiftungen nothwendig wurden, und einem ven ge- 
änderten Zeitverhältnifien entſprechenden orventlihen Wirthichaftsbetriebe 
als angemefjen erkannt werben, verwendet werden dürfen,“ entjpricht dem 
Geiſt und Sinn der beftehenden geſetzlichen Anordnungen. Denn die bis 
zum Erſcheinen des Patents vom 7. September 1848 beftanvenen landes⸗ 
verfaflungsmäßigen Urbarial-, Arbeits⸗ und anderen Leiſtungen bil- 
beten einen integrirenden Beſtandtheil, ein untrennbares Zugehör ver 
Dominien. Das Geſetz, wodurch diefe Leiftungen aufgehoben wurden, 
gewährte jedoch zugleich den Dominien für diefen Verluſt eine Entſchädi⸗ 
gung, und biefe wurbe durch die Zuweiſung der Grumndentlaftungscapi- 
talien zu leiften beabfichtigt. Diefe Capitalien find daher fein Zuwachs 
für die landtäflichen Dominicalgüter, fondern nur als ein Erſatz für die 
mit diefen Gütern verbunden gewejenen Naturalarbeitsbezüge, als Surrogat 
dieſer leßteren zu betrachten. Durch bie Aufhebung biefer Natural- 
leiftungen wurde offenbar auch die Nothwendigkeit einer neuen Art der 
Bewirthihaftung der Domänen herbeigeführt. Die zur Bewirthichaftung 


früher beftandenen Beipannungen und Geräthe reichten bei dem ein» 


getretenen Abgange der unterthänigen Arbeitsleiftungen nicht mehr bin. &8 


war daher die Vermehrung der Beipannung und der Geräthe und die Her- 
ftellung neuer Bauten zur Unterbringung des größeren Viehſtandes und 
ber größeren Zahl von Geräthen nothwendig. Daß nun das Geſetz ins- 
beſondere vie Ahficht hatte, Die Domänenbefiger durch Zuweiſung ber Grund» 
entlaftungscapitalien aus nationalöfonomiihen Rüdfichten in ven Stand 
zu fegen, den größeren fundus instructus beifchaffen zu künnen, gebt ſchon 
aus der Natur der Sache, bejonders aber auch aus dem Umftande hervor, 
daß von Seite der Regierung mehreren Gutsbeſitzern Vorſchüſſe auf Die 
ihnen zukommenden Entlaftungscapitalien zugefihert und gegeben worden 
find. Die durch das Pat. v. 7. September 1848 unerläßlich nothwendig 
gewordene Vermehrung des fundus instructus ift nur ein theilmeifer 
Naturalerfat der aufgehobenen früheren Arbeitsleiftungen, und die Grund⸗ 
entlaftungscapitalien bilden das Mittel zur Beſchaffung dieſes theilmeijen 
Naturalerfates, jowie nad) dem Gefege, nämlich nad dem Hofdecr. vom 
18. Juli 1828, Nr. 2354, die Brandſchadenvergütungsbeträge blos zum 
Wiederaufbauen der abgebrannten Gebäude beftimmt find. Diefe Eigen- 
ihaft behalten die Eutlaftungscapitalien auch bei den Fideicommiß- 
Domänen, weil bei dieſen diefelben Berhältniffe wie bei Allop-Domänen 
eintreten, und weil fein Geſetz eine beftinunte Ausnahme Hinfichtlich ver 
Fideicommiſſe macht. Das kaiſ. Patent v. 11. April 1851, Nr. 84 
R. G. Bl., erklärt vielmehr im 8. 62 ausbrüdlich, daß bei Fideicommiß⸗ 
gütern das ntlaftungscapital als Fineicommiß-Surrogatcapital für 
die abgetrennten und im öffentlihen Buche abzuſchreibenden Bezugsrechte 
des Gutes zu behandeln fei. In dieſer Geſetzesſtelle Liegt aljo keineswegs 
bie Anordnung, daß dieſe Capitalien unberührt Tiegen bleiben und als ein 
neues Geldfideicommiß behandelt werben follen, fonvern dieſe Eapitalien 
werben als Surrogate für die abgenommenen Bezugsrechte, daher auch 
für die abgenommenen Naturalarbeitsträfte, ſomit als ein Theil des 
Realfideicommiſſes erklärt. Daraus folgt, daß dieſe Capitalien auch die 
Beitimmung haben, die verlorenen Arbeits- beziehungsweiſe Wirthichafts- 
betriebsfräfte zu erjegen, daher auch zunächſt zur Beiſchaffung des die 
verlorenen Arbeitöfräfte jurrogirenden fundus instructus verwendet zu 
werben. Der 8. 634 a. b. G. 2. beftimmt zwar, daß das beim Eintritte 
ber im $. 633 ebd. bezeichneten Fälle ebenfalls bedungene Entgelt 
als Fideicommißcapital anzulegen ſei. Allein durch das Bat. vom 
T. September 1848 ift der ganz befondere, im bürgerlichen Geſetzbuche 
gar nicht vorausgedachte Umftand herbeigeführt worben, daß der Werth 
des Fideicommiſſes durch die wider den Willen des Fideicommißbefigers 
und der Anwärter geſetzlich erfolgte Entziehung der landesverfaſſungs⸗ 
mäßigen Naturalarbeit vermindert, die Verminderung aber wieder vom 
Geſetze jelbft durch das Entlaftungs- als Surrogatcapital erfett wird. 
Die Erhaltung des Fideicommiffes, d. i. die Erhaltung feines Werthes 
wird alfo wohl durch das Entlaftungscapital möglich gemacht. Der bloße 
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Genuß der Binfen von dieſem Capitale fegt aber den Fideicommißbeſitzer 
noch Teineswegs in Die Tage, das Fideicommißgut durch eine ordentliche 
entfprechende Bewirthichaftung jo benügen zu können, wie er es vor ber 
Entziehung der Raturalarbeitsfräfte zu benützen im Stande war. Zu einer 
verpachtungsweifen Benützung kann er, da er nad) 8. 631 a. b. ©. 2. 
nicht ein bloßer Rutnießer, fondern Nugungseigenthimer ift, nicht ver- 
halten werden. In feiner Eigenjchaft als Nusungseigenthiimer fteht ihm 
die Benligungsart durchaus frei und er hat den rechtlichen Anſpruch auf 
die Führung der eigenen Bewirthichaftung. Zu dieſem Ende ſtand ihm 
auch die Benützung der früheren Iandesverfafiungsmäßigen Arbeitsträfte 
zu. Da nun die Entlaftungscapitalien als ein Surrogat diefer Arbeits- 
träfte geſetzlich erklärt werben, fo ergibt ſich auch, daß der Fideicommiß⸗ 
beſitzer berechtigt ſei, dieſe Capitalien zu ihrer eigentlichen Beſtimmung, 
nämlich der Beiſchaffung des Natural⸗Surrogates der verlornen Arbeits⸗ 
kräfte, d. i. des durch den Abgang der letzteren nothwendig gewordenen 
fundus instruetus zu verwenden. Es finden daher die 88. 633 und 634 
a. b. G. B. auf den durch das Pat. v. 7. September 1848 herbei- 
geführten Fall feine und zwar felbft nicht eine analoge Anwendung. Wenn 
num auch der gegenwärtige Yideicommißbefiger den fundus instructus 
dem durch die Aufhebung der vorigen Arbeitöleiftungen entftandenen Be- 
wirthſchaftungsbedürfniſſe angemefien vermehrt hat, jo hat er doch diefen 
Aufwand nicht zur Erhaltung oder BVerbeflerung des Fideicommiſſes 
gemacht, jondern er bat dadurch nur das dem Fideicommiſſe durch das 
Geſetz entzogene Zugehör auf eine andere Weiſe erjegt. Es tritt daher in 
diefem Yalle auch nicht die Anordnung des $. 641 a. 6. ©. B. ein, und 
ber Fideicommißbeſitzer kann nicht verhalten werben, ven Erjaß des 
gemachten Aufwandes erft von feinem Nachfolger zu begehren, bis dahin 
aber die Koften der Ergänzung der Subftanz des Fideicommiſſes aus 
Eigenem zu tragen, weil er eines Theild nad) 8. 631 a. b. ©. 2. für 
die ohne fein Verſchulden erfolgte Verminderung der Subftanz nicht zu 
haften Hat, und weil andererſeits das Mittel zur Berwirflihung des 
Erjates des verlorenen Theiles der Subftanz in den Grundentlaftungs- 
capitalien ſchon vorhanden ift, und fein Geſetz die Unverwendbarteit dieſer 
Sapitalten zu ihrem eigentlichen nächften Zwecke, nämlid) zur Surrogirung 
ber verlorenen Naturalarbeitöfräfte ausjpricht, indem jelbft der $. 62 
bes kaiſ. Pat. v. 11. April 1851 feineswegs erklärt, daß dieſe Capitalien 
ein bejonderes Gelpfideicommiß bilden ſollen. Wirt ver bei einem Fibei- 
commiffe früher beftandene fundus instructus jo vermehrt, daß mit Ver⸗ 
wendung desſelben die Bewirthichaftung ebenjo wie vorher durch die 
Verwendung der beftandenen Naturalarbeitsträfte betrieben werben kann, 
jo ift diefer durch das Geſetz verloren gegangene Theil der Subftanz 
ergänzt — das Fideicommiß befinvet fich rückſichtlich feines Werthes und 
feines Erträgniffes in diefer Hinficht in feinem alten Stande. Die Fibei- 
commißnachfolger erleiden daher an ihrem Nutungseigenthbum und bie 
Tideicommißgläubiger, welchen ohnehin fein Recht auf die Subjtanz, 
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fondern nur auf die Früchte zufteht, an ihrem Pfandrechte feinen Abbruch, 
weil ber fundus instructus ein bleibenbes Zugehör des Gutes jelbft, der 
zu deſſen Beihaffung verwendete Theil des Grimbentlaftungscapitals 
aber darin enthalten ift. Eine Einvernehmung und ein Einverflännniß 
der Zabulargläubiger ift nicht nothwendig, weil ſchon der $. 62 bes Tail. 
Pat. v. 11. April 1851 eine ſolche Einvernehmung nicht für ſtattfindend 
erflärt, dann weil die Gläubiger fein Pfandrecht auf Die Subftanz haben, 
das ihnen auf die Früchte zuftehende Pfanprecht aber durch die Umänderung 
des Entlaftungscapital® in den das frühere Gütererträgniß wieder aus- 
gleichenvden fundus instructus nicht alterirt wird, fle auch nicht fordern 
können, daß ihnen ein doppeltes Pfandredht, nämlich auf das wieber- 
hergeftellte Gutserträgniß und auf die Zinfen des Enlaftungscapitals 
gewährt werde, weil endlich auch das Gefeg in einem analogen Falle, 
nämlich bei Berwendung der Brandichadenverglitungsbeträge zur Wieder⸗ 
berftellung ver zur Hypothek dienenden abgebrannten Gebäude feine Ein- 
vernehmung der Gläubiger anordnet, wo doch in diefem alle ihre Hypo⸗ 
thefarrechte fi auf die Subftanz und nicht blos die Früchte erftreden. — 
Nur wird von Seite der Fideicommißbehörbe dafür zu forgen fein, daß 
der blo8 wegen ber gejeglich erfolgten Entziehung der Naturalarbeits- 
fräfte vermehrte fundus instructus, für welchen ber durch Sachver⸗ 
ftändige zu vermittelnde Erſatz aus den Entlaftungscapitalien bewilligt 
werben fol, mit dem Fideicommiſſe in dauernde Verbindung gebracht und 
in das Fideicommißinventar als bleibendes Zugehör einbezogen werde.” 


Nr. 358. 


Bertragichliefung mit einem feine Vollmacht offenbar über- 
jchreitenden Mandatar. — Verzugszinſen. 
20, a . ilwei ät. des das 

zur vom Mai Nr ia, eilweife Beſtät. des da Par Akrraa en 


rätur Barefe d. 29, 3 . 
SA Neiland v. 7. Man. 1806, Sr, 1008 ine), © S. 3. ik dir. 107. 

Die Repäfentanien bes —— zu x te in diefer Eigen- 
ſchaft, jedoch ohne die hiezu erforderliche Genehmigung der politifchen 
Behörde, bei dem Baumeifter A Arbeiten für bie Kirche beſtellt. A über⸗ 
reichte nach Vollendung der beſtellten Bauten gegen jene Perſonen eine 
Klage mit dem Begehren, dieſelben ſeien in ihrer Eigenſchaft als Reprä⸗ 
ſentanten des Kirchenvermögens, oder falls hierauf nicht erkannt werden 
ſollte, perſönlich ſchuldig, die von ihm für die Kirche geleiſteten Arbeiten 
im Werthe von 593 Lire 37 Cent. nad) Abzug ver bereits gezahlten 
209 Lire 75 Cent. fammt 4% Berzugszinfen vom 30. Mai 1853 zu 
bezahlen. Die erfte Inftanz wies den Kläger aus folgenden Gründen 
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ab: „Die Geflagten haben, indem fie die Arbeiten eigenmächtig.beftellten, 
allerdings gegen vie beftehenden Vorſchriften gehandelt, aber eben dies 
war auch der Tall des Baumeifters, welcher nad) feinem Stande berufen 
war, diefe Vorſchriften zu kennen. Da nun die k. k. Delegation den Bau- 
conſens laut der eingebrachten Erledigung nicht ertheilt bat, haften vie 
Geklagten weder als Kirchenfonds-Repräfentanten für eine irregulär ein- 
gegangene Verpflichtung, noch erjcheinen fie gemäß 8. 866 a. b. ©. 2. 
perfönlich verpflichtet, da fte Feiner Täuſchung beſchuldigt werden können.“ 
Die zweite Imflanz erkannte die Geflagten als perjönlich verpflichtet, 
dem Kläger 446 Fire 7 Cent. unter Abzug der bezahlten 209 8. 75 €. 
fammt 4% Berzugszinjen vom 30. Mai 1853 zu bezahlen. Die Moti⸗ 
virung lautet: „Mit Rüdficht auf die nachträgliche Verweigerung bes 
Bauconjenfes Seitens der politiichen Behörde ſei e8 offenbar, daß die 
Geflagten willkürlich vorgegangen; fie müfjen daher nad) allgemeinen 
Srundfägen um fo mehr in Haftung bleiben, da vermuthet werben muß, 
daß Jeder, der beftellte Dienfte leiftet, auch im guten Glauben fei, ver 
Beiteller handle innerhalb der Grenzen feiner Machtvollkommenheit oder 
feines Mandatars. Die Gellagten geftehen zu, daß ſie die politifchen 
Berordnnungen nicht gekannt haben. Dieſe nicht entſchuldbare Unwiſſenheit 
einerfeit8 und der gute Glaube andererſeits bringen es mit ſich, daß Die 
Geklagten die von ihnen beftellte Arbeit bezahlen müſſen, eine Ber- 
pflihtung, welche fie durch die geleiftete Abſchlagszahlung anerfannt haben. 
Es wurden daher aus ver vorgelegten Rechnung nur jene Poften in Abzug 
gebracht, welche die Geflagten beanftändet und in Abrede geftellt haben, 
und zu deren Darthuung ein Beweis vom Kläger nicht erbracht worden 
iſt.“ — Der oberfte Gerichtshof verurtheilte die Geflagten zur Bezahlung 
von 349 Lire, weniger 209 Lire 75 Gent. aus Eigenem, jebody ohne 
Interefjen,. und zwar aus folgenden Gründen: „Die Geflagten haben 
zugeftanden, daß fie die politifchen Vorfchriften nicht gefannt haben, fie 
haben jomit ihre ſchuldbare Unkenntniß in Betreff der Grenzen ihrer 
Amtsgewalt zu vertreten und haften perſönlich; aber auch der Kläger 
als Baumeifter durfte e8 gemäß $.1299 a. b. ©. B. um jo weniger 
unbeachtet laſſen, daß die Befteller die Grenze ihres Mandates itber- 
Ihreiten, daß es im Allgemeinen Gebrauch ift, in verlei Fällen das 
Datum des Bauconjenfens in den Vertrag over die Rechnungsüber⸗ 
Ihläge aufzunehmen, Kläger trägt aljo eben aud ein Verſchulden, 
indem er es unterließ, vie Gellagten auf die Meberjchreitung ihres 
Mandates aufmerffam zu machen. Der $. 1304 a. b. ©. 3. jchreibt 
nun vor, daß der Beſchädigte, wenn er aud durch fein Verſchulden 
den Schaden veranlaßt bat, im Verhältniß mit dem Beſchädiger den 
Nachıtheil tragen müſſe. In Anbetraht dieſer Umftände wurde die 
Rechnung des Klägers auf 349 Lire 75 Gent. gemäßigt, fo daß die 
Geflagten nah Abzug von 209 Fire 75 Cent. noch 140 Lire zu be⸗ 
zahlen haben. Bon Verzugszinſen Tann feine Rede fein, da es fid 
um eine bloße Entihädigung handelt, eine Mora jomit nicht eingetreten 
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iſt, ſo lange die Berpflichtung zum Schabenerfage nicht anerkannt und 
das Ouantımm nicht feftgeftellt wurde.“ 





Nr. 359. 


Berechnung der Dauer des erecutiven Superarreftes. 


v. 2. ai 1857, Nr. Fee, Belt. der glei bemi en Veſcheide 
te 3, Mir; 1 1537, Wr ü 3006. un er de SR 6. 
Lemberg v “ ur 1857, "ie gi61). itmerrd —2 —8 XVL, 


+ + 


Kr. 360. 


Erecution im alle der Verurtheilung zur Uebergabe von 
Wechfelaccepten. 


Eutſch. vom 20. Mai 1857, Nr, 3 (Belt. des Behheibee des 8, ©, 
Bielip vom 17. Yünner 1857, Nr. 163, Ahlinderung des Veſcheides be# 
Brünn dv. 4. März 1857, Mr 1817). ©. 3. 85, Nr m. 
N war rechtöfräftig verurtheilt, dem A zwei bemjelben ver- 
ſprochene MWechfelaccepte des C zu übergeben. A war genöthigt, die 
Erecution anzuſuchen; er begehrte ben Auftrag, bei 50 fl. Strafe bie 
Uebergabe binnen 8 Tagen zu vollziehen, wibrigens bie Verdoppelung 
ber Strafe zu gewärtigen ſei. Die erfte Inſtanz wies dad Erecutiond- 
gejuch ab, weil die Uebergabe von Wechfelaccepten dritter Perfonen Teine 
Arbeit fei, welche von dem Executen durch Geldftrafen erzwungen werben 
könnte, daher ber erfte Abfab des 8. 310 a. G. O. hierauf nicht anmenbbar 
fei. Die zweite Inſtanz gab dem dagegen ergriffenen Recurſe ftatt; 
benn der Geklagte ſei zu einer Leiſtung verurtheilt worben, welche von 
einem Dritten nicht zu Stande gebracht werben könne, in ſolchem Falle 
habe der Richter gemäß 8. 310 a. G. O. auf Anlangen des Klägers 
den Geklagten durch Geld⸗ und Leibesſtrafen zu zwingen, daß er 
ſeiner Schuldigkeit Genüge leiſte. Der oberſte Gerichtshof beſtätigte 
den Beſcheid des erſten Richters, „weil die Uebergabe von Wechſel⸗ 
accepten dritter Perſonen nicht einer Arbeit im Sinne der 88. 309 
und 310 der a. G. D. gleichgeftellt werden kann, ſondern vielmehr 
unter die 88. 305 und 306 a. ©. O. zu fubſumiren iſt, welche von 
dem Falle handeln, wenn der Geklagte ſchuldig erkannt würde, dem Kläger 
eine beftimnnte bewegliche Sache zu übergeben, ſonach die im $. 310 
0. G. D. bezeichnete Art der Execution hier nicht ftattfinden Tann.“ 
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Nr. 361. 


Befugniß der Vormünder, für ihre Mündel Miethverträge 
auf Tängere Dauer ohne Genehmigung der oberbormund«- 
Ichaftlichen Behörde abzujchließen. 


Entſch. v. Mai 1857, Mr. 33. (Beit. des Urtheils des B. ©, 
Wien vom 28. Ayril 185 bänderung des Urteile de 
O, 8% ©. Wien vom 5, ae iss7. 27 5746). ©. 3. 1857, ©, 66, 


Der Adminiftrator des Haufes x fündigte dem A die Wohnung 
auf. A legte die Aufkündigung zurüd, weil B zuerft als Eigenthiimer, 
ſpäter als Bormund des jegigen Eigenthümers des Haufes, dem er das⸗ 
jelbe verkauft hatte, ihm zugefagt habe, daß er bis Michaeli 1861 um 
den gleichen Zins in der Wohnung bleiben fünne. B wendete unter An⸗ 
derm ein, daß er als Vormund nicht berechtigt gemefen fei, ohne gericht- 
liche Genehmigung einen Miethvertrag auf die Dauer von 8 Jahren zu 
hließen, und auf das Auffündigungsrecht des Mündels durch fo lange 
Zeit zu verzichten. Die erfte Inftanz ging von der Ausficht aus, daß 
ber Miethvertrag nicht unter jene Geſchäfte gehöre die nach 8. 233 a. 
6. ©. 3. einer gerichtlihen Genehmigung bebürfen. Die zweite Ins 
ftanz ging von der entgegengefegten Anficht aus, und berief fi) dafür auf 
den $. 189 des Patentes vom 9. Auguft 1854. Der oberfte Gerichts- 
hof beftätigte die Anficht der erften Inftanz aus folgenden Gründen: 
„Ohne bebeutende Hemmungen in dem Berfehre, ja felbft ohne für vie 
Berwaltung des Waifenvermögens im Allgemeinen zu bejorgende Nach⸗ 
theile fann man nämlich in Geichäften verfelben pur ihren Vormund 
mit. pritten ‘Perjonen von der unterlaffenen Herbeiſchaffung ver gericht- 
lichen Einwilligung die Ungiltigfeit des Gefchäftes, jomit die Rüdwir- 
fung bes Verjchuldens des VBormundes auf dritte Perfonen nur dann 
abhängig machen, wenn dieſen Letzteren ebenfalls ein Verſchulden, näm⸗ 
lich mit Rückſicht auf das aus dem 8. 233 a. b. G. B. ſich ergebende 
Erforderniß einer gerichtlichen Genehmigung die Unterlaſſung der For⸗ 
derung, daß der Vormund ſich mit einer gerichtlichen Genehmigung zu 
dieſem Geſchäfte ausweiſe, zur Laſt fällt. Mit Anwendung deſſen auf 
den vorliegenden Fall kann aber dem A ein ſolches Verſchulden nicht zur 
Laft gelegt werden: Der 8. 233 a. b. ©. B. macht zwar Pachıt-, nicht 
aber auch Miethverträge von ber obervormundſchaftlichen Genehmigung 
abhängig, und wenn auch die Aufzählung der Fälle, in denen eine ſolche 
Genehmigung einzuholen iſt, in dem 8. 233 ebd. nur eine demonſtrative 
iſt, ſo erſcheint doch dieſe Auslaſſung der ihrer Natur nach ſo ähnlichen 
Miethverträge um ſo erheblicher, als gerade in jenen Punkten, worin ſie 
ſich von den Pachtverträgen unterſcheiden, die erhöhte Wichtigkeit der 
letzteren und ſomit der Grund, warum ſie ausdrücklich der obervormund⸗ 
ſchaftlichen Genehmigung vorbehalten wurden, anerkannt werden dürfte. 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I, 26 
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Der Abſchluß von Miethverträgen gehört zum orventfihen Wirthſchafts⸗ 
betriebe, und wenn aud) das Geſetz (8. 233 a. b. G. 3.) felbft hierbei 
Geſchäfte von größerer Wichtigkeit der obervormundſchaftlichen Geneh- 
migung unterzogen willen will, fo muß doch anerfannt werben, daß ber 
Ausprud: „„von größerer Wichtigkeit" von Fall zu Fall mit Rüdficht 
auf die Berhältniffe beurtheilt werden muß. Wird nun erwogen, daß 
das der Verwaltung des B al8 Vormund anvertraute Waijenvermögen 
laut... gegen 1!/, Millionen beträgt, daß es fi) hier um die Fortſetzung 
eines Tarz vorber von dem Vormunde als damaligen Hauseigenthirmer, 
daher vorausfichtlic mit Wahrung ver biesfälligen Intereſſen abgeſchloſ⸗ 
jenen Miethvertrages über eine einzelne Wohnung auf 8 Jahre handelt, 
der nad den damaligen Verhältnifien nicht unvortbeilhaft fein konnte, 
weil er von der Vormundſchaft durch faft 4 Jahre unangefochten fortge- 
jet wurde, jo laßt ſich wohl nicht behaupten, daß dieſer Miethvertrag, 
rüdfichtlich die Fortfegung vesjelben, dem Gegentheile von ſolcher Wich⸗ 
tigleit zu erjcheinen hatte, daß er biezu bie oberuormundichaftliche Ge- 
nehmigung für nothwendig erachten mußte, und auf deren Herbeiſchaf⸗ 
fung durch den Vormund zu dringen, gegründeten Anlaß hatte. War dies 
je8 aber nicht der Fall, fo kann auch aus dieſer unterlaffenen Einholung 
ber Genehmigung gegenüber dem Miether die Ungiltigfeit des Vertrages 
von dem Vormunde, der denfelben ſelbſt abgeſchloſſen bat, nicht gelten 
gemacht werben. Es kann endlich der 8. 189 des kaiſ. Patentes vom 
9. Auguft 1854 hier nicht bezogen werben, weil diejes Gefeg in eine dem 
obigen Geſchäfte nachgefolgte Zeitperiobe fällt, paher, wenn es auch eine 
Beſchränkung des 8. 233 a.6.G. B. enthielte, nicht zurückwirken könnte.“ 


Nr. 362, 


Reſciſſion des Actenrotulus. Wbforberung der Legitimation 
des Vormunds zur Procekführung. 


Eutſch. v. 20, Mai 1857, Nr. 5053 (Abänd. der Beſcheide des 2. ©. 
Czernowitz v. 9. Mai 1856, Nr. 2419, und de Q. L. ©. Lemberg vom 
15. Dec. 1856, Nr. 17528). Haimerl's Magazin Bd. XVI., ‚5. 

Die erfte Inftanz hatte in einem Proceß, in welchem es fih um 
bie Aufhebung der Gemeinſchaft einiger Güter durch öffentliche Feilbie- 
tung handelte, den Actenrotulus refeindirt, und dem Kläger freigeftellt, 
eine neue gehörig inftruirte Klage anzubringen, weil 1) die klagenden 
minberjährigen Erben nicht als gemeinfhaftliche Eigenthümer intabulirt 
feten, und weil 2) die obervormundſchaftliche Ermächtigung zur Klag- 
führung mangle. Die zweite Inftanz trug dem Gerichte erſter In⸗ 
ftanz auf, das Actenwerzeichniß meritorifch zu erledigen, „weil ver Richter 
in der jhriftlihen Verhandlung auf die gehörige Einrichtung der Satz⸗ 
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fhriften feinen Einfluß zu nehmen habe, die Frage, ob das Klagerecht 
binlänglich begründet jei, erft bei ber Urtheilsihöpfung in Erwägung 
zu ziehen und die Beibringung der gerichtlichen Vollmacht des Bor- 
munds vorberhand nicht nöthig ſei, indem biejelbe, falls Kläger obftegen 
follte, bei dem Executionsgeſuch um die öffentliche Veräußerung ber in 
Rede ſtehenden Gitter nachgetragen werben fünne.“ 

Der oberfte Gerichtshof verorbnete, das verfaßte Actenverzeihniß 
aufzulöfen, zu deſſen Berfaflung eine neue Tagſatzung zu beftimmen, dem 
im Namen der minderjährigen Erben Hagenvden Vormund aber aufzu- 
tragen, die obervormunbfchaftlihe Ermächtigung zur Führung dieſes 
Rechtsſtreites dem neu zu verfaffenden Actenverzeihniß anzuſchließen, 
und ſonach über dasſelbe zu entſcheiden. Die Gründe lauten: „Der von 
der erſten Inſtanz angeführte erſte Umſtand iſt kein haltbarer Grund 
zur Aufhebung der Verhandlung, weil die Frage, ob das Klagerecht dar⸗ 
gethan ſei, erſt ein Gegenſtand der Entſcheidung in der Hauptſache iſt, 
aber bei ver Deeretirung der lage nicht in Frage kommt und die Nulli⸗ 
tät ber Klage nicht begründet. Ebenjowenig reditfertigt der zweite Um- 
fand die Aufhebung der Verhandlung und ber Klage, obwohl der Bor: 
mund zur Anftellung ber die Aufhebung ber Gemeinſchaft des Eigen- 
thums, mithin einen wichtigen Gegenftand betreffenden Klage nach 8. 233 
a. 6. ©. 8. die obervormundſchaftliche Ermächtigung braucht; denn die⸗ 
jem Mangel kann im Sinne des Hofder. v. 30. November 1789, Nr. 
1081 3. ©. ©. (Weffely I, Nr. 261) durch die vor der Entſcheidung 
der Streitfache abzufordernde, vom Actenrotulus anzuſchließende erwähnte 
Ermächtigung abgeholfen werden. Es muß ſonach ſowohl die obergericht⸗ 
liche Berfügung, daß über das ſchon verfaßte Actenverzeichniß ohnewei⸗ 
ters zu entſcheiden ſei, als auch der erſtrichterliche Beſchluß in der Art 
abgeändert werden, daß nur jenes Actenverzeichniß aufzulöſen und dem 
neu zu verfaffenben Verzeichniß die Legitimation des Vormundes der 
Hagenden minderjährigen Erben anzufchließen, und fofort die Entſchei⸗ 
bung über das ergänzte Actenverzeichniß zu fällen fei.“ 


nn 


Nr. 363. 


Feilbietung des gemeinfchaftlichen Hauſes auf Begehren 
eines der Miteigenthümer. 
gutid. vom 26, Mai 1857, Mu 3898 (Belt. ded rtbeils des 9. ©. 
Wien dv. 2, Mai 1856, Abänd, bes N Urteils des O. 2%. ©, 
Wien u. 2, Ort, 1856, Nr. 1. © ‚3, 1997, Pr. @. Gerihtnh. 
1857, ©. 189 wi 
Dem Begehren einiger Miteigenthümer eines Haujes, es folle 
diefes Haus öffentlich feilgeboten und der Erlös getheilt werden, wider⸗ 
26* 
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feßten fi die übrigen Miteigenthümer, indem fie behaupteten, e8 fei ein 
Haus nicht eine untheilbare Sache im Sinne des $. 843 a. 6. ©. B., 
da es jedem Miteigentbümer ohnehin möglich fei, über feinen ideellen 
Antheil nach Belieben zu verfügen. Die erfte Inftanz gab ver Klage 
ftatt. Das Dberlandesgericht wies die Kläger mit ihrem Begehren 
ab. Der Sinn, heißt es in ven Entſcheidungsgründen, welchen vie Klä- 
ger in ven $. 843 a. 6. ©. 2. Hineinlegen, könne „in der Abficht der 
Gefeggebung nicht gelegen fein, wenn man nicht annehmen wolle, daß 
die Vorſchrift des $. 843 a. b. G. B. mit jener des 8. 829 a. b. G. B. 
im offenbaren Wiberfpruche fiehe, was bei genauer Zufammenhaltung 
ber Geſetze durchaus nicht der Yall fei. Die Gefeßgebung, welche ven 
Austritt aus der Gemeinſchaft, jedoch ohne Nachtheil der übrigen Theil⸗ 
genofjen, allerdings begünftigen wolle, habe in ven SS. 834 a. b. ©. 2. 
u. ff. die Grundſätze aufgeftellt, nach welchen bei einer im rechtlichen 
Sinne theilbaren Sache die Theilhaber fich zu benehmen, und wie fie in 
einem ſolchen Falle ihren Austritt zu bewerfftelligen haben. Im $. 843 
a.6. ©. 3. gehe dann der Geſetzgeber auf ven Fall über, wenn es ſich 
um eine ganz untheilbare oder wenigftens nicht ohne bedeutende Werth⸗ 
verringerung theilbare Sache handelt, und gebe, um auch in dieſem Yalle 
den Austritt eines Theilgenoſſen zu ermöglichen, das Ausfunftsmittel 
ber gerichtlichen Veräußerung der ganzen Sache an die Hand. Im 
vorliegenden Falle handle e8 fich jedoch keineswegs um eine im recht⸗ 
lihen Sinne untheilbare Sade, da feit der Einführung ver 
öffentlihen Bücher Zinshäufer, und zwar in der Art rechtlich getheilt 
werben, daß jeder Theilhaber nad 8.829 a. b. ©. 2, fi als den voll» 
ſtändigen Eigenthiimer feines Antheils betrachten, nnd mit demſelben 
ohne Rechtsverlegung der übrigen Theilhaber nach jeinem Belieben ver» 
fügen fünne. Durch die gefetzliche Anordnung, welche die in einem folchen 
Valle einzig möglichen intellectuellen Theile zugleich als rechtliche Voll⸗ 
ftändigfeit fingirt, werde jedem Xheilhaber das Mittel geboten, nad) 
feinem Gutdünken auch aus der phyſiſchen Gemeinſchaft auszutreten, in- 
dem ihm ver Weg hiezu durch Veräußerung oder fonftige Begebung jei- 
nes Antheils jeverzeit offen ftehe. Die Behauptung, daß die Entäußerung 
eines einzelnen Antheils immer mit einer Werthsveränderung verbunden 
fein muß, fei nicht ausnahmslos richtig und erwiefen; wäre aber auch ein 
folder Nachtheil wirklich vorhanden, fo könne ſich fein Theilhaber dadurch 
beſchwert finden, da er jeinen Antheil mit allen Bor» und Nachtheilen 
erworben hat, und erftere die letteren gewiß überwiegen.... 8. 843 
a. b. ©. B. jege im Zuſammenhange mit den Grundfägen ver 88. 361, 
828, 829, 830 und 841 a. b. G. B. eine Sache voraus, welche weder 
eine phyſiſche noch bücherliche Theilung zulaffe, oder welche, wenn auch 
bücherlich theilbar, wegen Oeringfügigleit des ganzen Objectes oder 
wegen anderer beſonderer Umſtände nad) einzelnen iveellen oder büdyer- 
lichen Antheilen offenbar nicht mit einem dem Rechtsverhältniſſe 
entfprechenden Erfolge feilgeboten werben fünne. Der letztgedachte Fall 
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trete hier nicht ein, denn e8 handle fih um ein Zinshaus, daß die Koften 
einer für mehrere Theilhaber gemeinfhaftlihen Verwaltung verlohne, 
deſſen Nutungen durch eine lange Reihe von Jahren zwilhen den Mit- 
eigenthümern getheilt wurden, und wovon ſich ſofort eine ideelle Hälfte 
mit der Ausſicht auf einen entſprechenden Erfolg allerdings feilbieten 
laſſe, was den Klägern behufs ihres Austrittes aus der Gemeinſchaft 
freiftehe.“ Die dritte Inſtanz beſtätigte die Entſcheidung der erften. 
„Der 8.829 a. b. G. B.“, fo heißt e8 in den oberftrichterlihen Motiven, 
„collivirt bei Anwendung auf den vorliegenden Fall feineswegs mit dem 
8.843 a. b. ©. B. Unter dem im letteren Paragraph bezeichneten An⸗ 
theile, mit welchem jever Theilhaber, fo weit er die Rechte feiner Mit- 
genoffen nicht verlegt, willfürlih und unabhängig verfügen dürfe, kann 
eben nur der intellectwelle over ideelle Antheil verftanden werben, 
und biefen kann deſſen Eigenthümer allerdings verpfänven, verkaufen, 
ober fonft veräußern. Dadurch geht aber nur in ven Perfonen der Theil- 
haber, nicht in der Sache felbft eine Veränderung vor fih. Die Sache 
bleibt noch immer eine mehreren Theilhabern gemeinschaftlich gehörige, 
ausgenommen den Yall, wo fih alle intellectuellen Antheile in Einer 
Perjon vereinigen. Den Geflagten bleibt e8 unbenommen, bei der Feil⸗ 
bietung das ganze Haus meiftbietend an fich zu bringen; wogegen aber Die 
Kläger gegen die Hare Vorſchrift des $. 843 a. b. ©. B. nicht verhalten 
werben fünnen, ihren intellectuellen Antheil mit Verzicht auf Die gerichtliche 
Feilbietung weiter zu veräußern und auf dieſe Art aus ber Gemeinſchaft 
zu treten.“ 


Nr. 364. 
Einfluß der Concurseröffnung auf ein beſtehendes Mieths— 
verhältnig. — ng des Miethzinfes. 


Eutſch. von 26, Ri 1857, 2 (Be eft. des dad Urtheil des L. ©. 
Wien v. 3. Oct. 1 Nr. 23508 3 abi nd. Urtheils des —8 G. Wien 
v. 17. Febr. 1857, OL. 17099). Hnimerl’8 Mag. d. X ‚6. 1 fi. 


— 406 — 


Nr. 365. 
Aufrechthaltung des ordnungswidrig eingeleiteten ſummariſchen 
Berfahrene. 


€ Dunn * Bei! 1887. ae ebung des das eil der 

eG ee 4668 an ebeuben — 

des O. * —E v. I "Behr, 107 1 .&. . 1857, Rr. 102, 
Gaz, d. Trib. 

A begehrte bei ver Prätur zu — von B die Zahlung von 
1149 Lire für verfaufte Waare. Auf die Klage wurde das ſummariſche 
Berfahren eingeleitet. Der Geflagte erhob dagegen in der Verhandlung 
Einſprache; das Gericht erjter Inſtanz fand aber viefelbe unbegründet 
und entſchied mittelft Urtheil® in merito. Die zweite Inſtanz hob auf 
ben mit der Appellationsbeſchwerde vereinigten Recurs des Geflagten, 
worin biefer um Aufhebung des jummarifhen und Einleitung bes 
münblihen Verfahrens bat, das Verfahren und Urtheil ber erften 
Inftanz auf, und befahl nach SS. 20 und 25 ital. ©. O. (SS. 19 
und 29 a. ©. D.) das orventliche mündliche Verfahren einzuleiten, da die 
Summe bes Klagebegehrens das gejeglihe Marimum überjchreite. Der 
oberfte Gerichtshof trug jedoch über Recurs des Klägers dem Ober: 
gerichte auf, die meritoriſche Entjcheivung zu fällen, da der Gegenftand ber 
Verhandlung einfach und beshalb „Tein Grund vorhanden fei, Die bloße 
Form des fummarifchen Verfahrens zu beanftänden, weil ja auch Das 
mündliche Verfahren von dem Richter geleitet, und deſſen geregelter 
Gang von Amtswegen überwacht werbe, jomit dem Rechte der Partet 
in feiner Weife präjudicirt werben konnte.“ 


Nr. 366. 


Bücherlihe Anmerkung der Streithängigfeit: bei einer Klage 
auf Anerkennung des Miteigenthums, 

857, 5167 (Beitätigung d — 8 des 

SEHE a 


O. L. 6, Kralau vom 31. time Er Nr, 1 inet Tr, 
B, XVI, ©, ba, Do, 











Nr. 367. 


Zur Zeit der Cholera errichtetes privilegirted Teſtament. 


Beweis, daß die Cholera am Ort der Tejtamentderrichtung 
geherricht habe. 

Eutjch. vom 27. Mai 1857, Nr. 4197 (Beft. der gleichförmigen Urtheile 
. G. Wien v. 15, Juli 1856, * et uch ea + I. G en 
v. 17, Sehr. 1857, Nr. 13523), 0. 8 1857, Nr. 0 Srimzetrd Rap. 

8). XVL, &, 49 ff. 

In den Enticheivungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt e8: 
„Wenn der Geflagte gegen die einfache Annahme einer Notorietät und 
willfürliche VBermuthungen nach dem 11. Cap. der a. G. O. ſich verwahrt, 
und dem Kläger den Beweis, daß eine peftähnliche Seuche zur Zeit der 
in Frage ſtehenden Teftamentserrichtung in Wien geherricht babe, um fo 
mehr auferlegt haben will, als nad) der von ihm beigebrachten Kund⸗ 
mahung der Santtäts-Commilfion (Wiener Zeitung vom 3. December 
1854, Nr. 289) die Contagioſität der Krankheit in Zweifel geftellt war; 
fo erſcheint er allerdings in feinem Rechte. Allein diefer Beweis, rüd- 
ſichtlich deſſen der Geklagte vor Allem die wiſſenſchaftliche Autorität vor⸗ 
auſtellt, kann mit dem nicht beſtrittenen Factum, daß die Cholera zu jener 
Zeit in Wien epidemiſch und derart ausgebrochen war, daß eine beſondere 
Sanitäts⸗Commiſſion prophylaktiſche Maßregeln und Filialſpitäler in's 
Leben rief, und durch die von beiden Theilen, wenn auch im dürftigen 
Maße beigebrachte Kundgebung der damaligen ärztlichen Verhandlungen 
als hergeſtellt betrachtet werden, zumal der Richter, mit Bedachtnahme 
auf die öſterreichiſche Geſetzgebung über begünftigte Teſtamente (88. 597 
und 598 a. b. ©. B.), welde von der vom Gellagten berufenen, 
weit ſtrengeren römiſchen, weſentlich verſchieden iſt, allerdings auch auf 
bie durch jene Thatſachen in ber öffentlichen Meinung begründete Auf- 
faflung und beren im fpeciellen Falle nachgewieſene Wirkung fi ftügen 
darf. In demfelben Blatte der Wiener: Zeitung, wo bie offenbar auf 
Beruhigung abzielenve, übrigens auch die Cholera als Epidemie bezeich- 
nende Kundmahung der Sanitäts» Commilfion enthalten tft, find 
Berhandlungen ver Gefellihaft ver Aerzte vom 24. November 1854 
aufgenommen, worin der felbft damals noch vorkommenden „fulminanten 
Fälle“ — der Erkrankung von 90 Mädchen im Civilmädchenpenſionate 
allein — und bes Umftandes Erwähnung geſchieht, daß von 151 im 
k. k. Bezirköfrantenhaufe Wieden aufgenommenen Männern 57 geftorben 
feien. - Dieje Mittbeilungen conftatiren das Herrichen einer Seuche und 
deren fulminante Wirkungen, und darin und in dem nothwendigen Ein» 
brude dieſer Thatſache auf die Gemüther, nicht in ver Errichtung von 
Eontumagzanftalten (melche übrigens 1854 in anderen Staaten auch gegen 
bie Cholera Pla fanden), und nicht in ven theoretifchen Erörterungen 
über die geheimnißvolle Natur der Krankheit konnten auch beide Ge⸗ 
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richtshöfe den vom öfterreichiichen Geſetze erwähnten peftähnlichen Cha⸗ 
rafter erkennen, welcher dur Schreden und begründete Beforgniß vor 
Anſteckung — die im fpeciellen Falle jelbft aus den Zeugenausfagen 
beroorleuchtet — lähmend auf dem Verkehr und der bienftfertigen An- 
näherung von Zeugen an von der Seuche ergriffene Perfon laſtet, 
und die Begünftigung einer legtwilligen Anordnung einer jolhen Perjon 
rechtfertiget. Wie ſchon bemerkt, ift das öſterreichiſche Geſetz nicht dem 
römijchen über das testamentum tempore pestis conditum nachgebildet. 
Diefes hat eigentlich nur eine Remiſſion in ber Solennität der gleich- 
zeitigen Zeugenzuziehung, doch feine Verminderung der Zahl geftattet, 
und rubt, wie verichieden auch die Auslegung des casus major und bie 
Leſeart der entſcheidenden Stelle: Testes enim hujusmodi morbo oppressos 
eo tempore jungi atque sociare remissum est (L. 8 C. de test. 6, 23.) 
bei ven Rechtslehrern fein mag, auf dem Gedanken der Scheu der Zeugen, 
ſich in Mehrzahl zu vereinigen. Es erfcheint daher auch die Einwendung 
des Geklagten, daß es nad) öfterreihifhem Nechte kein privilegirtes 
münbliches Teftament gebe, al8 unbegründet. Unſer Geſetz nähert fich 
ganz den alten Beitimmungen, über das Milttärteftament, wie folche 
auch in die Juſt. Norm vom 25. Juni 1754, 8. 87 übergingen, wobei 
der Grundfag vorwaltet: Quoquo enim modo voluntas ejus suprema 
inveniatur, sive scripta, sive sine scriptura, valet testamentum ex 
voluntate ejus. (pr. Inst. de milit. testam. 2, 11.) und nach 8. 598 a. b. 
G. B. die Beftätigung zweier Zeugen genügt, welche bei Gefahr einer An- 
ftefung, vie fich offenbar auf die durch den erkrankten Erblaffer nicht auf 
jene der Zeugen unter ſich bezieht, nicht einmal beide zugleich gegenwärtig 
ſein müſſen. Wird aber angenommen, daß ein begünftigtes Teftament im 
Detober 1854 zu Wien errichtet werden Tonnte, jo verſchwinden die vorge- 
brachten Bedenken gegen die Giltigfeit ver von M, ber zugeftanbener- 
maßen in der heftigiten Cholera darniederlag, am 19. October des Jahres 
1854 in Gegenwart des herbeigerufenen Rechtsfreundes und des Arztes 
erffärten von erfterem zu Papier gebrachten, und von beiben eidlich 
beftätigten mündlichen legtwilligen Anordnung, wie beide Gerichtshöfe 
umſtändlich erörtert haben. Auch die in der außerorventlichen Reviſions⸗ 
beſchwerde des Geflagten bervorgehobenen Bedenken erfcheinen nicht als 
begründet. Es ift unrichtig, daß dem Alleganten eines mimdlichen 
Tejtamentes obliege, zu erweifen, daß der Erblaffer die zu einem ſchrift⸗ 
lihen Teftamente erforderlihen Förmlichleiten nicht erfüllen konnte oder 
wollte (8. 584 a. b. G. B.). Es wurde noch nie bezweifelt, daß ein 
Teſtament, dem die Förmlichleiten des fchriftlichen abgehen, als ein münd⸗ 
liches aufrecht erhalten werden fünne, wenn wentgftens die Bedingungen 
des leßteren vorhanden find. Wo nad dem Gefege die Errichtung eines 
begünftigten Zeftamentes geftattet ift, kann ſolche nicht blos Darum ange- 
fochten werben, weil die Unmöglichkeit nicht dargethan wurde, ein gewöhn⸗ 
liches fürmliches und fchriftliches Teftament zu Stande zu bringen und 
bie nöthige Zahl furchtlofer Zeugen aufzufinden. Daß übrigens ber 
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Erblaffer nicht fchriftlich mehr teftiren konnte, ift in dem gegebenen Falle 
wirklich nachgewiejen, da die endlich berbeigeholten weiteren Zeugen den⸗ 
jelben ſchon in der Agonie trafen. Daß der. Erblaffer am 19. October 
1854 im Gefühle der nahen Auflöfung doch noch bei vollem Bewußtfein 
feinen legten Willen im Sinne des 8. 585 a. 6. ©. B. ernftlich erflären 
wollte, und den denjelben entgegennehmenden Rechtsfreund, ſowie ven 
an feiner Seite weilenden Arzt als Zeugen wahrnehmen und anfehen 
mußte, geht aus dem ganzen, einfachen, durch beide Zeugen erwiejenen 
Borgang hervor, und die augenblidlihe Entfernung des Arztes, und 
zwar nur während einer ihn betreffenden, und nicht aufgenommenen 
Legatsanordnung, kann nah $. 598 a. b. G. B. die Wirkſamkeit des 
Teſtamentes um jo weniger untergraben, al8 beide Zeugen, was nicht 
einmal nothwendig, bie wejentlihen Punkte und die Erbeinſetzung in 
gleichzeitiger Anmwejenheit vernommen und übereinftimmend beſchworen 
haben. Was endlich die Form der Nachweifung des Inhaltes des in Frage 
ftehenden mündlichen Teſtamentes betrifft, muß die eivliche Jeugenabhörung 
als im Sinne des 8. 586 a. b. ©. DB. und des $. 66 des Patentes vom 
9. Auguft 1854 vollftändig vorgenommen angejehen werden, da die 
Borlefung des über den letten Willen bereits . verfertigten Aufiates 
ausdrücklich geftattet ift, und nad dem Protofolle unter gleichzeitiger 
Befragung auch des Arztes geſchah.“ 


Nr. 368. | 


Rückwirkung der Geſetze über die Rechts- und Handlungs⸗ 
fähigkeit. 
Euntſch. vom 27. Mai 1857, Nr. Er No ded Urtheils des 2. ©. 


Mailand vom 4. Oct. 1856, Nr Abänderung des Urtheils des 
O. 8. ©, Mailand vom 5, en ie 15106), Gaxz. d. Trik. 1857, 


B ftellte am 8. Juni 1798 ei eine  Urtunbe aus, in welcher er fi 
freiwillig der Verwaltung feines Vermögens und jeder Einmifhung in 
piefelbe begab, und ven X zu feinem Generalbenollmächtigten ernannte. 
Diefe freiwillige Interbiction warb dem zuftändigen Gerichte angezeigt, 
und bon demfelben in Gemäßheit ber damaligen Praxis genehmigt und 
veröffentlicht; wie denn auch viel jpäter noch ftatt des X andere Euratoren 
für B beftellt wurden. Im Jahre 1811, alſo unter der Herrichaft des 
franzöſiſchen Rechtes, ertheilte B dem Y eine Bollmadıt, auf Grund deren 
eine Schuld eingegangen ward, welche nunmehr gegen die Erben des B 
eingellagt wurde. Der Proceß drehte ſich darum, ob im Jahre 1811 
B giltig jene Vollmacht ausſtellen konnte. Die erfte Inſtanz beant- 
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wortete dieſe Frage verneinend, die zweite bejahend. Die lebtere 
bemerkt zunächit, daß die freiwillige Suterdiction allerdings nach der im 
Jahre 1798 beftehenven Praxis, wenngleich kaum in Uebereinſtimmumg 
mit dem damals geltenden gemeinen Rechte (L. 1 pr. L. 6 D. de cur. 
fur. 27. 10) zuläjfig war, während fie nach franzöſiſchem Rechte unzweifel- 
haft unznläffig fe. „Allerdings erklärt Art. 2 des Code eivil, daß 
pas Geſetz nicht zurückwirke; allein Die gefeglichen und vertragsmäßigen 
Beitimmungen, welche den Status einer Berfon betreffen, ihre Redyts- 
und Hanblungsfähigfeit regeln, gewähren ver fraglichen Berfon niemals 
ein jus quaesitum. Die Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit einer Perſon... 
ift nur die Vorausſetzung der Erlangung und des Befiges von Rechten, 
da die Berfönlichkeit miht ein Recht ift, fondern nur die Möglichkeit 
ber Erlangung fubjectiver Rechte gewährt, nur das Element ift, von 
welchen jedes Recht durchdrungen fein muß. Die Rechts- und Handlungs» 
fähigteit der Perjonen wird daher unmer von den im Augenblide beſte⸗ 
henden Gejegen beftimmt; die Perfonenrechte ftehen und fallen mit vem 
Gefege, und wenn ein neues Geſetz nicht auf alle Perfonen ‚ohne Unter: 
ſchied anwendbar fein fol, jo kann das mur durch eine in dieſem Sinne 
ergebende bejonvere Anordnung bewirkt werben. Wer daher unter ber 
Herrſchaft des röm. Rechtes als Verſchwender unter Guratel geftellt 
worden war, konnte unter der Herrſchaft des franzöfifchen Geſetzes, 
welches fi) darauf beichräntt, ihm einen gerichtlihen Beiftand zu geben 
(Art. 513), giltig teftiren, obgleich nah L. 18 pr. D. qui test. fac. poss. 
(28. 1): is eui lege bonis interdietum est, testamentum facere non 
potest. Aus bemfelben Grunde muß man annehmen, daß durch die 
Einführung des italieniihen Civilgeſetzbuches, welches die freiwillige 
Stellung unter Euratel nicht anerkannte, jede etwa aus dem Act vom 
8. Suni 1798 entjpringenbe Einfhräntung ber Handlungs» und Rechts⸗ 
fühigfeit des B aufgehört habe.“ 

Der oberite Gerichtshof beftätigte jedoch die Entſcheidung der 
erften Inſtanz, und zwar „in der Erwägung, daß das italieniſche Civil⸗ 
geſetzbuch ziwar die freiwillige Stellung unter Curatel nicht kennt, darum 
aber doch derartige Euratelöverhängungen, welche durch vechtsfräftige, 
richterliche Verfügungen in Wirffamfeit gelegt wurden, nicht für nichtig 
und unwirlſam erklärt.” 
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Nr. 369. 
Legatum debiti? 

ch. dv. 27. Mai 1857, Nr. 5049 (Belt. ded das Urtheil der Prätur 
Kan 10 v. 19, Sehr. 1857, et: 755, abändernden Netpeife des O. L. G. 
—*— v. 23, Apri 1857, Wr. 1288), Eco d. —— ‚CS. 325, 326, 

3. 1857, Nr, 101., 1858, Nr. 136, 

Die eiifen hatte in ihrem Zeftamente unter Anderem arge- 
ordnet: „Da mein Gatte mir 400 fl. ©. M. vargeliehen hat, ver- 
pflichte ich jedes meiner wier Kinder, ihm 100 fl. C. M. zurückzuzahlen.“ 
Der Todesfall trat am 4. Auguft 1856 ein; am 5. Yänner 1857 klagte 
ber Gatte auf Zahlung der 400 fl. C. M. Die erfte Inſtanz wied das 
Klagebegehren als verfrüht mit Hinweifung auf $. 685 a. b. ©. 2. 
zurüd. Die zweite Inftanz gab dem Slagebegehren ftatt. „Die Ent- 
ſcheidung hängt davon ab, ob es fi im vorliegenden Falle um em 
legatum debiti im Sinne des 8. 665 a. b. ©. B. handle. Die Geflagten 
behaupten nun, daß die Erblafferin den Erben die Verpflichtung auferlegt 
babe, dem Kläger einen bejtimmten Betrag zur Tilgung feiner Forderung 
zu bezahlen, daß dieſer daher fih auf feinen anderen Titel, als den 
durch das Teftament gebotenen ftügen könne, und daß eben darin das 
legatum debiti beftehe. Allein das charakteriftiihe Merkmal des legatum 
debiti befteht nicht darın, daß die Schuld nur überhaupt im Teftament 
erwähnt wird, ſondern darin, daß die Schuld vermacht wird, und ein 
Vermächtniß bezeichnet jeiner Natur nad eine Begünftigung. Plus sit 
in legato, quam in debito. Nun verlangt aber weder ber Kläger bie 
Zahlung der 400 fl. aus dem Titel des Legates, noch bat fich die Erb- 
lafferin des Ausdruckes „„Vermächtniß““ bei Erwähnung ver von ihrem 
Gatten. ihr dargeliehenen 400 fl. bedient. Auch die Fafjung des ganzen 
Zeftamentes klärt die Sache in diefem Sinne auf; denn die Erblaſſerin 
ordnete zuerft einige Legate an, bie fie ausdrücklich als folche bezeichnet; 
dann folgte die Erbeinjegung, dann erft bie fragliche Stelle.... Da 
nun in biefer Anordnung der Erblafferin ein legatum debiti nicht zu er- 
fennen ift, findet auf diefelbe auch $. 685 a. b. G. B. feine Anwendung.“ 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten Inftanz 
aus den von dieſer angegebenen Gründen. 


Nr. 370. 
Zugebrachtes Vermögen als Heirathägut. 


Eutſch. v * Juri, 2807, Nr. 8733 a de? das Urtheil des Mr. ©, 
Bogen v. 31. Dick. 1 2984, aufpebenben w Eier des O. G. 
Junsbruck v. 27. — 1857, Nr. 277). G. 3. 1857, Nr, 112, 
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Nr. 371. 


Legitimation des Vormundes zur Auftragung des Haupteides 
im Paternitätsproceß. 


Enid. v 4, Juni 1867 , Nr. 3768 (8 sh tenen Urtheile 
L Bielitz vom 2. Juni_1856, una dei D. L. ©, 
Brünn v. 17. Dec, 1856, Nr. 5961), G. 3, 1857, Nr, 116, 

In einem Paternitätsproceß trug der Vormund des unehelichen 
Kindes dem Geklagten den referiblen Haupteid über das Factum ver Bei- 
wohnung auf. Die erfte Inftanz erfannte auf die Ablegung des Eides. 
Der Gellagte appellirte und ſtellte die Auftragung des Haupteides als 
unzuläſſig dar, weil die Vormundſchaft keine beſondere Legitimation zur 
Auftragung des Haupteides nachgewieſen habe. Die zweite Inſtanz 
beſtätigte jedoch das erſtrichterliche Urtheil „in der Erwägung, daß der 
Vormund mittelſt eines beſonderen Veſcheides zur Klageführung auf 
Erfüllung der Vaterpflichten ermächtigt worden ſei, und daß darin ſchon die 
Legitimation zur Benützung des bei der Paternitätsklage faſt ausſchließ⸗ 
lichen Beweismittels des Haupteides über das Factum der Beiwohnung 
liege, zu welcher fonft Bormünder oder Curatoren der Bewilligung von 
Tal zu Fall bebürfen“. Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Ent» 
ſcheidung, „weil in der Zulafjung des Haupteives ohne Ipecielle Legiti⸗ 
mation des Deferenten ſeitens der Vormundſchaftsinſtanz in dieſem 
Falle keine offenbare Geſetzwidrigkeit liege, da der gerichtliche Conſens 
zur Proceßführung an ſich ven Gebrauch des nad) ber Natur des Proceß- 
factums faft ausſchließlichen Beweismittel® in ſich begreife, der Proceß 
überdies wor demſelben Gerichte abgeführt worden, welches als Vormund⸗ 
ſchaftsinſtanz eingefehritten ift, auch ver Abgang ber Legitimation Fein 
Grund fein könnte, das SKlagebegehren abzumeifen, ſondern nur die 
Folge hätte, daß vor Zuftellung des Urtheiles dieſelbe abzufordern wäre.“ 


Nr. 372. 
Berurtheilung in die Gerichtöfoften wegen muthwilliger 
Streitführung. 
1857 4008 d . 6. 
Entſch. v. 4, Juni — 53 — ee a 3 urthen des Bez. © 


Bozen vom 12. Oct.1 ed N Pi G. 
Jungbruckv. 18. Janner 1867, Nr. 7). ©. 3. 1867, Nr. 11 


Die erfte Inftanz erkannte auf Grundlage eines — abge: 
führten Procefjes dem Begehren der Klage gemäß auf den Beftand ber 
vom Geflagten in Abreve geftellten Servitut ver Wafferleitung, bob aber 
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bie Gerichtsfoften der Parteien gegeneinander auf, weil das Begehren 
der Klage in der Replik reftringirt worden und weil Geflagter in pos- 
sessorio summariissimo bie Entſcheidung für fid) gehabt habe, fomit 
mindeſtens an der behaupteten Erfigung des Servitutsrechts zu zweifeln 
Grund hatte. Die zweite Inftanz beftätigte das Urtheil in der Haupt- 
ſache, verurtheilte aber den Sadhfälligen zum Erfage ber in beiden 
Inftanzen aufgelaufenen Gerichtsfoften. Der oberjte Gerichtshof beftätigte 
das Urtheil der zweiten Inftanz im Koftenpunfte aus folgenden 
Motiven: „Das von der Klägerin angejprochene Recht auf die 
MWaflerleitung ift durch die won ihr beigebracdhten Urkunden, durch Die 
Ausſagen der -von ihr namhaft gemachten Zeugen und durch ven 
Ausſpruch der Kunftverftändigen fo evident erwieſen, und das, was 
Geklagter behauptete, durch die Ausfagen der von ihm ſelbſt berufenen 
Zeugen jo volljtändig widerlegt, daß dem Geflagten eine offenbar 
muthwillige Streitführung zur Laſt fällt. Darin, daß bie Klägerin in 
der Replik ihr Recht auf die Wafferleitung auf ihr Grunpflüd Nr. 4 
einſchränkte und mit der Beſitzſtörungsklage abgewieſen wurde, läßt fich 
ein genügender Grund zur Compenfirung ver Gerichtöfoften im Sinne 
des 8. 529 weitg. ©. O. (8.398 a. ©. DO.) nicht erkennen; denn jene 
Beſchränkung ift nur eine deutliche Erklärung ihres Klagebegehrens und 
biefes nach den Urkunden und nad) der ganzen Verhandlung nur auf das 
Grundſtück Nr. 4 zu beziehen; übrigens ift der Gegenftand des Pro- 
cefjes nicht die Auspehnung des Bewäflerungsrechtes, fondern das Recht 
felbft, welches vom Geflagten ftreitig gemadht wurde. Wenn die Klägerin 
mit der Befisftörungsflage abgewiejen wurde, jo lag hierin noch fein 
erheblicher Grund für den Geflagten, fi in den nunmehrigen Streit 
einzulaffen, da e8 ſich dort nur um ven legten factifchen Befig handelte, 
und dem Geflagten doch unmöglich unbefannt fein konnte, was fid) aus 
ven Urkunden, den Zeugenausfagen und dem KRunftbefunde zu Gunften 
ber Klägerin und zu feinen Nachtheil ergeben bat.” 


Ne, 373. 
Bindication eined Sparcaffebuches. Beweis der mala fides. 


| i 1857 . 4472 . ded Urtheil der Prätur 
alla Ai Sue 1856, ir 58291 — des Ur eis des 5.8 ©, 
Mailand vom 14, März 1857, Pr. 2004), ©. 3. 1867, Nr. 111. 

Dem A war ein auf feinen Namen lautendes Sparcaſſebuch über 

600 Lire entwendet worden; in Folge der von ihm getroffenen Veran- 
ftaltungen ward indeß dieſes Buch ſpäter an der Sparcafie, als es zum 
Incaſſo von 539 Fire präfentirt wurde, angehalten. Der Inhaber B, 
ein Schnittwanrenhändler, weigert fich indeß, das Bud) herauszugeben, 
und gibt an, es habe dasſelbe ein als hauſirender Reinwanbhändler 
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gefleiveter Unbelannter, welder ihm Waare ablaufte, zur Dedung 
des Kaufpreifes von 539 Lire verpfändet. A vindicirt nun das Spar- 
caſſebuch und die erfte Inftanz gibt feinem Begehren ftatt, während bie 
zweite Inſtanz im MWefentlichen zu Gunften des B enti&hied. Diefelbe 
ging von der Anficht aus, dem Geflagten ftehe nah 88. 456 und 371 
a. b. ©. 9. das Pfandrecht an dem Sparcafjebuch, welches ein wahrer 
Schuldſchein auf ven Inhaber lautend fer, nur dann nicht zu, wenn ihm 
mala fides nachgewieſen fei; „dieſe ftellt aber Geflagter in Abrede. Er 
will in dem ihm nach Kleidung, Haltung, Spradhe und Manieren ganz 
als Leinwandhauſirer ſich varftellenden Manne, ver im offenen Gewölbe 
bei hellem Tage die Waare ausfuchte, behandelte, des andern Tages 
wieder fam, den Handel abjchloß und fich unter dem Namen A legitimirte, 
nichts Verdächtiges erblidt haben, das ihn hätte beftimmen können, das 
Anerbieten des Unbekannten zurückzuweiſen. Diefe Umſtände beftätigt 
einer der vernommenen unbebenflihen Zeugen; es wird dieſes Zeugniß 
durch die Auffchreibung in den Handlungsbüchern des Gellagten und 
durch feinen Vorgang unterftüßt, daß er nicht ebenfalls fich beeilte, das 
Sparcaffebuch meiter zu verhandeln, fonvern bis zum 5. Februar 1857 
auf die Rückkunft des Pfandbeſtellers wartete, und erft dann den ihm 
gebührenvnen Betrag bei der Sparcaffe begehrte. Wenn daher ber 
Geflagte durch den Erfüllungseid den Beweis herftellt, daß die Umftände 
bei ver Verpfändung des Sparcaſſebuches derart waren, wie fie ber Zeuge 
beftätiget hat, fo ift fein guter Glaube bei Annahme des Pfandes außer 
Zweifel geftellt. Daß die Summe im Buche größer war als die Schuld 
des Käufers, daß er Über den Reſt nicht disponirte, brauchte den Em⸗ 
pfänger nicht zu beirren, denn nach den Statuten der Sparcaffe verblieb 
ber Reſt verzinslich Dort erliegen und ver Eigenthitmer konnte ihn nad) 
Belieben erheben; daß ein anderer Zeuge in dem Unbelannten einen 
Bagabunden zu jehen meinte, thut nichts zur Sache, denn die Identität 
biefer Perjon mit dem Käufer der Waare ift in Zweifel geftellt, übrigens 
fommt es im Verkehre nicht felten vor, daß die Zahlung mit verlei 
Büchern geleiftet wird, und gebietet auch die ängftliche Vorſicht, eine 
nähere Erfundigung bei der Caſſe der Sparanftalt einzuziehen, jo kann 
doch das Unterlaffen nicht die mala fides begründen, ba fein Geſetz, 
ja nicht einmal der Verkehr dieſe VBorficht zur Pflicht machen: Hieraus 
folgt, daß der Kläger dem Geflagten geftatten müffe, fein Pfandrecht 
zu realifiren und die Summe von 539 Lire einzucaffiren, wobei e8 mur 
von den begehrten Verzugszinfen fein Abkommen erhält, weil Kläger an 
ber Berzögerung der Zahlung feine Schuld trägt.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch das Urtheil der erften 
Inſtanz. Im Wefentlihen lautet die Begründung: „Wenngleich die 
Sparcafjebliher Schulpfheine auf ven Inhaber find, und bezüglich ber 
Art der Üebertragung und Benügung im Berfehre ver Norm des 8. 1393 
des a. b. G. B. folgen, fo find fie doch Gegenftand der Vindication, ba 
fie durch Nummern, Serien und Namen unterjchieden werden können; 
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es kommt daher bier auf den Titel des Erwerbes an, welcher deu durch 
den Diebftahl nicht bererten Eigenthumsrechte des Klägers entgegenfteht, 
und auf die Anwendung jener Grumbfäge, welche vie 88. 326, 367 und 
371, dann 373 a. b. G. B. über den guten Glauben und den Borrang 
des Titels aufftellen. Im vorliegenden alle ift ver Umftand, daß ber 
Pfandbefteller ſich als hauſirender Leinwandhändler präfentirte, nicht 
genügend gemwejen, ven Verdacht des Gellagten über vie Redlichkeit bes 
Beitellerd zu entfernen; e8 mußte ihm auffallen, daß ein ſolch einfacher 
Menſch einen nicht unbedeutenden Einkauf mache, daß er, anftatt die im 
Sparcaflebuch bezeichnete Summe ſelbſt einzucaffiren und ſich den Vor⸗ 
theil der Baarzahlung zu fichern, Lieber das Sparcaſſebuch und damit 
einen Betrag über dem Kaufpreife bergab, da doch anzunehmen war, daß 
er jein Geld disponibel haben mußte; der Pfanpnehmer ift daher in ver 
Lage geweſen, gegründete Zweifel an der Redlichkeit des Anerbietens des 
Pfanpftellers zu hegen, deshalb muß er die Folgen feiner Leichtgläubigkeit 
fo tragen, als wäre er böjen Glaubens gewefen, da ihm gegenüber ver 
Eigenthitmer des Buches ohne jedes Verſchulden ift.“ 


Nr. 374. 
Unzuläffigfeit der Beantwortung einer Bauaufforderungsklage. 


Entid. v. 4, Juni 1857, Nr. 4878 GBeſt. des den Beſcheid ded B. ©, 
gen v. 31. Jänner 1857, Nr. 308, abändernden Decretes des O. % G. 
ug dv. 8, Sehr. 1857, Sr. 3877), ©. 3. 1867, Nr, 112, Haimerts 
Drag. Bd. XVL, 6. is, 64, | 

Der Bauführer A ftellte gegen die Bürgerſchaft B eine Bau⸗ 
aufforderungsflage an, die nah 8. 72 a. ©. O. verbeſchieden wurde. 
B brachte dagegen eine Beantwortung ein, welde um bie Replik 
verbefchieden wurde. Die zweite Inſtanz hob diefen Beſcheid auf und 
trug dem Unterrichter auf, die eingebradhte Beantwortung der Auf- 
forderungsflage als unftatthaft zurüczuftellen. Die dritte Inſtanz 
beftätigte diefe Verordnung, „weil vie a. G. O. zwiſchen dem eigentlichen 
Aufforderungsproceß und zwiſchen der Aufforderung bei einem vorzuneh- 
menden Baue ſchon dadurch einen mwejentlihen Unterfchied macht, daß fie 
beide in abgejonderten Capiteln behandelt, und daß die 88. 66 und 72 
a. G. D. auch verfchienene Vorfhriften über den Gerihtsftand, bei 
welchen jede diefer beiden Aufforderungsflagen einzubringen ift, enthalten ; 
dann weil ver 8. 72 a. G. O. durch das nachfolgende Hofder. vom 5. März 
1787, Nr. 641 3. ©. ©. (Weffely INr. 442) theilweife dahin abgeändert 
worden ift, daß jeder Bauconfens zuerft bei der politiichen Behörde 
angefuht, und von diefer die vorläufige Einvernehmung der Nach— 
barn und Anrainer gepflogen, dabei eine gütliche Ausgleihung verſucht 
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werben, bei nicht erfolgter Ausgleihung aber die Berweifung auf ben 
Rechtsweg erfolgen muß; weil daher nad) biefer bereits gepflogenen 
politifhen Verhandlung von dem Beweiſe einer geichehenen Berühmung, 
fomit von einer Beantwortung der Aufforderung und einem Rechtsſtreite 
über die Frage binfichtlic der Berechtigung des Bauführers zur Auffor- 
derungsklage gar keine Rede mehr fein kann; weil endlich auch durch den 
rechtskräftig gewordenen richterlichen Beicheid der aufgeforberten Bürger- 
ſchaft Teineswegs alternativ die Einbringung der Beantwortung ber 
Berühmung oder der Klage freigeftellt, fondern nur aufgetragen worden 
ift, ihre vermeintlichen Rechte gegen den beabfichtigten Bau des Auffor- 
berers binnen 45 Tagen auszuführen.“ 


Nr. 375. 


Uyzuläffigfeit der Verbindung der exceptio rei Judicatae 
mit der Verhandlung über die Hauptfache. 


Satie. v. 4, Inni 1857, Nr, 5240 (Belt. der gleihfürmigen Urtheile des 
Ar. G. Tarnow vom 15. Mai 1856, Nr. 14959, und de 86, 
Sralau dv. 15. Der. 1856, Nr. 10473, Haimeris Magazin Bd. XVL, 


‘ ‘ 


In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt e8: 
„Die Einwendung der bereits durdy Urtheil entſchiedenen Streitfadhe ift 
durch ven Rüderlag ver Klage geltend zu machen (Hfder. vom 15. Jänner 
1783, lit. aa Weſſely INr. 17; 8. 35 weitgal. G. O.; 88. 15 umd 
47 prov. &. P. D.), worüber abgejondert verhandelt und entſchieden 
werben muß. Bedient fid) ver Geflagte dieſer Einwendung nicht in dieſer 
Form, jondern läßt er fich zugleich in die Hauptſache ein, indem er barliber 
Rebe und Antwort gibt, fo kann auf die Einwendung, fo gegründet fie 
auch erichiene, feine Küdficht genommen werben, indem der Geklagte 
ſelbſt durch Eingehung in die Hauptſache und durch Unterlaffung bes 
Recurjes, wodurch die Einrede um die Replik verbeſchieden und nicht 
vorläufig eine Tagſatzung über den eingewenbeten Rüderlag angeorbnet 
wurden, bie rechtlichen Wirkungen dieſer Einwendung bejeitigte. ” 
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Kr. 376. 
Staatsbeamte ald Zeugen (Kunftverftindige) in Proceſſen 
wider den Fiscus. 
Entſch. F 4. Juni 1857 Air. 5274 ei. ge lei örmigen 
Entieiäungen ide 2. © &. Gatzbung v. 4. Mir mb dei 
O. L. G. 3 Ne, —— Mag. Bd. XVI., 
©. 131 fr f Ge t8h. 1855, ©. 351. &. 3. 1858, Nr. 9. 

Im: einem. Procefle wegen Anerkennung einer Forſtſervitut, welcher 
zwilchen dem Forſtärar und einem Privaten. geführt wurde, war ein kai⸗ 
jerlicder. Forſtbeamter als Sachverſtändiger von ber Finanzprocuratur 
vorgeichlagen werben. Die beiden unteren Inſtanzen erflärten: jedoch, 
daß derfelbe, als in Dienften des Aerars ftehend, nad SS. 217 lit. e 
und 263 weftgal. ©. O. (8. 142 lit. ce und $. 191 a. ©. O.) nicht als 
unbedenklich angejehen werben fünne. In Yolge des außerorventlichen 
Recurſes der Yinanzprocuratur ſprach jedoch der oberſte Gerichtshof 
aus: „Es ſei der Verwerflichfeitsgrund des 8. 217 it. e eines unmittel- 
baren Nutens und Schadens aus dem Procefie für den vorgeſchlagenen 
Sachverſtändigen oder einer Verantwortlichfeit für den Ausgang des 
Streites nicht worhander. Das aus dem Dienftverhältniffe hervor- 
geholte Bedenten ſei aber dem Wortlaute der weſtgal. ©. D.. uns dem 
Geiſte allen Gefetze, welche die f. k. Stantsbeamten gegenliber dem aller- 
höchften Dienftherrn nicht als Dienftboterr erfcheinen laffen, und Beamte 
und Diener überall unterfcheiden, geradezu entgegen ; auch verwehre weber 
der Dienfteid nod die Inftruction dem FE. E. Beamten dort, wo er als 
Kunftverftändiger aufgerufen und für viefen Act befonders in Pflicht 
genommen wird, feine unbefangenfte Ueberzeugung für oder gegen das 
k. k. Aerar auszusprechen. “ 


Ne. 377. 
Recht des dritten Beſitzers der Hypothek, bei der executiven 
Feilbietung mitzubieten. 
Ent; vom & Juni‘ 1857, Nr. 5206 Beft, des Beſcheides der ühır 
Eu: I ; Ju a | a“ 2 a 
XGõ, —— vanı 28, März 1eu7, 3 ir. A188) Gaza d. Teih, 1600, 


Bei der Feilbietung eines hypothecirten Grundes erftand denſelben 
ber bermalige Eigenthümer, welcher nicht Perſonalſchuldner war. Gegen 
die Zulaflung feines Angebotes durch die erite Inſtanz warb der Re⸗ 
eurs ergriffen und das Oberlandesgericht erklärte in der That ſein Au⸗ 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. J. 27 
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gebot für unzwläfftg. ‘Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch die Ent- 
ſcheidung der erften Inftanz „in der Erwägung, baß fowohl 8. 463 
a. b. G. B. als auch 8. 436 ital. G. D. (8. 449 weftgal. G. D., vgl. 
Hfoer. vom 27. März 1793, Nr. 95 3. ©. ©. Weſſely I. Nr. 1254) 
den Schuldner von dem Mitbieten offenbat nur deshalb ausfchließen, 
weil, wenn er das Gut erfteht, die ganze Sachlage dieſelbe bleibt, wie 
vor ber Teilbietung; daß jedoch im vorliegenden Falle der Erfteher nicht 
Perſonalſchuldner ift, fondern nur... als Befiter der Pfandſache verur- 
theilt wurde, fich die Feilbietung verfelben gefallen zu laffen, wenn er e8 
nicht vorzieht, zu zahlen; daß die vorerwähnte Anordnung mit Rüdficht 
auf ihren Zwed auf den dritten Befiger nicht paßt, da der Befiger eines 
über feinen Werth hinaus mit ihm fremden Schulden belafteten Gutes 
allerdings ein Intereſſe haben Tann, e8 frei von Laften wieder zu er- 


ſtehen.“ 


| Nr. 378. 
Recht auf Verzugszinſen gegen die Concursmaſſe. 


Futſch. v. 9. Juni 1857, Nr. 6224 — Bl us Hripeit De m. — 
St. Pölten v. 15, Der. 1856, Nr. 2059 nd, eils des DO 
Wien vom 8. April 1857, Nr. 3). Fra agazin B. m 


Nr. 379. 


Borläufige VBerweifung eined Wafjerbau-Streited an die 
politiichen Behörden. 


Eutſch. dv. 9. Juni 1867 m 5760 —— des Decretes des O. ev m 
Brünn dv. 13, Yünner 1 aimerl's Magazin Bd, XVI 


In der Streitfache des A wider B wegen Herftellung einer Mühl- 
grabenfchleufe bob ver oberfte Gerichtshof im Einvernehmen mit bem 
k. £. Minifterium des Innern die gepflogene Verhandlung auf und vers 
orbnete, dem A feine Klage zurüdzuftellen und ihn hiermit an die politifche 
Dehörbe zu weifen. „Denn es handelt ſich im gegebenen Yalle um vie 
MWieverherftellung eines früher beftandenen Wafjerwerfs, welche Ange- 
legenheit nach den beftehenden Directiven und den Beftimmungen der 
Mühlordnung vom 2. December 1814 zunächſt und in erfter Linie vor 
die politiihe Behörde gehört, welche mit Rüdfiht auf die obwaltenven 
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öffentlichen Intereffen zu entiheiden, und infoferne Rechte und In⸗ 
tereffen privatrechtliher Natur berührt werben, dieſe ohnehin auf ven 
Rechtsweg zu weilen hat. Da nun zur Zeit der eingebrachten Klage 
eine politifche Verhandlung noch nicht ftattgefunden hatte, fo mußte mit 
Rüdficht auf die Beitimmung des $. 48 Jur. Norm die ganze Berhand- 
lung aufgehoben, und ver Kläger an bie politiſche Behörde gewiejen 
werden.“ 


Nr. 380. 
Außerhalb der Börſe gefchlofjened Lieferungsgeſchäft. — 
Bereiterflärung des Käufers in der Klage zur Bezahlung 
des Kaufpreiſes. 


Entſch. v. 10, Juni 1857, Nr. 33. „(Bent des urthene des H. G. Wien 
v. 24, Nov. 1856 u Urtheild des O. L. ©. Wien 
v. 3. Mürz 1857, —* 1686). & 3. 185 Bu. Sr. 80, 

Der ige A behauptete, am 14. und 15. Jänner mit dem Ge- 
Hagten, B, außer der Börfe ein Geihäft auf Lieferung von 25 Stüd 
Sreditactten am 15. Juli zum Börfencurfe 218 gefchloffen zu haben, 
und bat um Verurtheilung des B zur Uebergabe von 25 Stüd Credit⸗ 
actien gegen Erlag der am Uebergabstage hierauf eingezahlten Beträge 
ſammt darauf haftenden 5% Zinfen und 18 fl. Agio per Stüd. Der 
Geflagte behauptete, das Gejchäft ſei fein ernftliches Lieferungsgeſchäft, 
ſondern ein bloßes als Wette kein Klagrecht erzeugendes Differenzgefhäft 
geweſen; wäre e8 aber auch ein wahres Lieferungsgeihäft, jo wäre das 
Recht des Klägers nah $. 14 der Börf. Ordg. vom 11. Juli 1854 
erlofchen, da er nicht am 15. Juli unter Anerbietung und fofortiger 
Leiftung des Kaufpreifes die Mebergabe der Actien geforvert habe. Die 
erfte Inſtanz erkannte auf den in der Klage aufgetragenen referiblen 
Haupteid liber ven Abſchluß des Geſchäftes auf Lieferung der gedachten 
Creditactten aus folgenden Gründen: „Dur die Börſ. Ordg. vom 
11. Juli 1854 find Lieferungsgeſchäfte in Erevits- und Inpuftriepapieren 
als gejetlich zuläffig erklärt, und werben darunter jene verftanden, mo 
die Webergabe der verkauften Papiere einem künftigen Termine vor- 
behalten wird. Mit Rüdficht hierauf erjcheint auch das hier klagbar ge- 
machte Lieferungsgeſchäft als vollkommen giltig, da in demſelben ſowohl 
das Kaufobject, als auch der Preis und der Uebergabstermin genau feft- 
gejett find; der Geflagte mußte daher für den Fall, als Kläger ven Ab- 
ſchluß des Geſchäftes durch den dem Geflagten aufgetragenen Haupteid, 
welcher vollfommen relevant erjcheint, zu erweilen vermag, auch zur Er⸗ 
füllung vesfelben verhalten werben. Die Einwenbung, daß Die ganze 
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Angelegenheit ein bloßer Scherz was, verbient. feine Beachtung, weil 
feine ſolchen, den Geſchäftsabſchluß begleitenden Umſtände angeführt 
wurden, welche vie Sache als Scherz eriheinen liefen. Ebenſowenig 
kann die Einwendung berüdfichtigt werden, daß ein Differenzgeichäft, 
eine bloße Wette zu Grunde gelegen ei, weil man unter dem Ausdrucke 
„liefern“ dem gewöhnlichen Shprachgebrauche mad) die wirkliche Ueber» 
gabe des verkauften Gegenftandes verfteht, und es an ber Natur ver 
Sache nichts ändert, wenn fic die Parteien bei ver Ordnung des Liefe⸗ 
rungsgefhäftes mit der Bezahlung der Preispifferenz begnügen. Bon 
feinem Belange ift enblid die Einwendung des Geflagten, daß er an 
bie Erfüllung des Uebereinkommens nicht gebunden fet, weil dieſe am 
15. Juli 1856 nicht gefordert worden ; denn wenn die Börf. Ordg. den auf 
ber Börfe unter Vermittlung eines Senfalen abgejchloffenen Lieferungs⸗ 
geihäften die Begünftigung einräumt, daß jener Theil, welcher ven Vers 
trag zu erfüllen bereit ift, davon abgehen fann, infofern der andere feiner 
Berpflichtung nicht nachkommt, fo muß für alle übrigen, nicht auf der 
Börſe und ohne Vermittlung von Senfalen abgeſchloſſenen Lieferungs- 
geichäfte ver 8. 919 a. b. G. B. als die Regel Anwendung finden, und 
iſt dem Gellagten nicht geftattet, einfertig vom Bertrage abzugeben.“ 
Die zweite Inſtanz wies den Kläger aus nachſtehenden Erwä⸗ 
gungen ab: „Da in den der Klage zu Grunde gelegenen mündlichen 
Berträgen auf Lieferung von 25 Stüd Crebitactten zum Curſe vorn 
218 feine ausdrückliche Verabredung darüber getroffen wurde, daß und 
welcher Theil mit der Erfüllung des Vertrages den Anfang machen fell, 
ker 8. 1062 a. b. &. 3. aber jeden Theil nur unter der Vorausſetzung 
zur Erfüllung feiner Verpflichtung verbindet, daß auch der andere bie 
feinige erfüllt habe, fo konnte ver Geflagte als Verkäufer gemäß. SS. 
1052 und 1062 a. b. ©. B. zur Uebergabe ver nerfauften Sache nur 
dann verhalten werden, wenn aud ver Käufer feine Berbinplichkeit, weiche 
in der Zahlung des Kaufpreiſes befteht, ſchon erfüllt, oder wenigſtens 
feine Bereitwilligkeit hiezu ausgewieſen hätte. Die bloße Bereiterllärnng 
in der Berhanblung kann aber bier um jo weniger genügen, als ver. Kläger 
bet dem Widerſpruche des Gegners nicht einmal erwielen bat, daß er 
bie noöthigen Mittek zur Bezahlung des Kaufpreiſes beftge, und daher vie 
Abſicht haben könne, ſeinerſeits den Vertrag zu erfüllen. Wenn auch ber 
8. 1062 a. b. ©. 3. dem Berfäufer nicht das Recht einräumt, nach Ab- 
lauf des: bepungenen Termines von dem Vertrage ganz abzugeben, und 
bie im 8. 14 der Bürf. Ordg. vom 11. Inli 1854 hinfichtlich gewiſſer 
Börſengeſchäfte emthaktene Begünftigung als eine Ausnahme: von ber 
allgemeinen gejeglichen Beftimmung des 8. 919 a. b. G. 3. erfcheint, 
welche auf andere. Fälle nicht ausgebehnt werben darf, jo kann Doch andy 
dem Geflagten nicht zugemuthet werben, daß er die verfauften Papiere 
entweder über die bevungene Zeit hinaus in Bereitſchaft halte, oder fich 
entichließe, durch eine mit Koften verbundene Berfhaffung unter Depo- 
nirung berjelben feiner Verbindlichkeit fich zu entledigen, wenn ihm nicht 
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eine gleiche Sicherheit Hinfichtlih der vom Gegner ‚übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zu Theil wurde. Es fteht ihm nad SS. 1052 u. 1062 a. b. 
©. 3. das Recht zu, bie Nebergabe ver verkauften Sache zu verweigern, 
nachdem ber Kläger weder die Bezahlung des Kaufpreifes, noch feine 
Bereitwilligkeit hiezu thatſächlich durch Deponirang oder anderweitige 
Sicherſtellung des Kaufpreijes ausgewielen hat.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften Inſtanz 
mit Berufung auf die erftrihterlihen Gründe aus folgender Erwägung: 
„Den 88. 1052 und 1062 a. 6. ©. B. gemäß hat fi der Kläger ala 
Käufer bereit erklärt, ven Vertrag gegen Uebernahme ver Creditactien 
auch feinerfeit zu erfüllen, und der Geflagte ift zur Lieferung der Actien 
auch nur gegen biefe Erfüllung verurtheilt worden. Ob nun der Kläger 
die nöthigen Zahlungsmittel zur Bezahlung des Kaufpreiſes befige, oder 
fich irgendwo dieſe Mittel auf rechtliche Art verichaffen werbe oder nicht, 
hat das Gericht nicht weiter zu beurtheilen, noch weniger aber Darauf zu 
dringen, daß Kläger feine Bereitwilligfeit thatjächlih durch Deponirung 
oder anderweitige Sicherſtellung des Kaufpreijes auszuweiſen habe, weil 
dies im Gefege nicht vorgefchrieben ift; der Geklagte ift für jeden Fall 
gefüchert, weil er blos verpflichtet wird, die Erebitactien an den Kläger 
gegen Erlag des Kaufpreiſes abzuliefern.“ 


Kr. 381. 


Umfang der Vollmacht des Commis eined Spebiteurd. — 
Umfang der Verbindlichkeit des Spediteurs. 


Eutſch. dv. 10, put 185 1887, Ru „v7 (Beft. ded das Urtheil ded B. ©. 
Hernald vom 31, Der, 18400, "nünd. Urtheild des O. L. ©. 
Wien v. 1. Yarit 18 185 Ser. 6261). 6 . 3. 1858, Nr. 83. 


Nr. 382, 


Einftellung des Verfahrens von Amtswegen wegen offenbarer 
Incompetenz. 


Eutſch. dv. 10. Inni 1867, Nr, 5652 (Aufbebung der vn ekaförnigen 
Beiden: B. ©. Rachod von 16, Dec, nnd des 
. Brag v. 11, März 1857, Nr. 2903), ments Mag. 8», XVL, 


‘ ⸗ + 
A hatte die Pränotirung eines von B ausgeftellten eigenen Wech— 
ſels auf dem Grundftüd des B erwirkt, und brachte hierauf bei demſelben 
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Bezirksgericht, als Realinftanz, die Klage auf Bränotationsrechtfertigung 
und Bezahlung der Wechjelihuld ein. Die Klage wurde vom Bezirks⸗ 
gericht angenommen und eine Tagfagung nad 8.29 a. ©. O. angeorbnet, 
welche zu wiederholten Malen erftredtt wurde. Die neuerbings erftredte 
Tagſatzung wurde jedoch vom Bezirftgericht mit dem Bemerken behoben, 
daß die lage bei dem competenten Gerichte anzubringen fei. Die zweite 
Inftanz beftätigte dieſe Verorbnung, „weil nad 8. 60 der ur. Norm 
Wechſelklagen nur bei dem Hanbelögericht oder dem zur Ausübung ber 
Handelsgerichtsbarkeit beftimmten Gerichtshof erfter Inftanz eingebracht 
werben fünnen, die vorliegende Klage auf die Ausftellung eines eigenen 
Wechſels gegründet wird, und die Eigenfchaft einer Wechſelklage nicht 
verliert, wenn auch darin und in dem Wechfel angeführt wird, daß bte 
Baluta für denjelben in einem Kaufichilling für Grundftüde beſtand, 
indem die Austellung des Wechſels eine Novdation der urjprünglichen 
Verbindlichkeit in fich begreift, und wenngleich mit dem Begehren auf 
Zahlung aud jenes auf Rechtfertigung ber mit dem Wechſel erwirkten 
Pränotation verbunden wird. Das Bezirkögericht fei Daher zur Annahme 
biefer Klage offenbar incompetent, und die Klage nad) 8. 1 Yur. N. von 
Amtswegen zurückzuweiſen verpflichtet, wenn e8 feine offenbare Unzuftän- 
digkeit wahrnehme.“ 

Der oberfte Gerichtshof hob beide untergerichtlihe Entſcheidungen 
auf und trug dem Bezirksgericht auf, das Verfahren fortzujegen, weil 
im Sinne des $. 48 Jur. N. der Richter, fobald derſelbe einmal eine 
Klage zu Gericht angenommen hat, die weitere Verhandlung über diefelbe 
von Amtswegen wegen des ungehörigen Gerichtsjtandes nur dann an 
einen andern Richter zu verweilen berechtigt ift, wenn es fich um bie Ver: 
handlung über die Ungiltigfeit oder Trennung ber Ehe, over über einen 
zur Militärgerichtsbarfeit, oder entlich über einen gar nicht zum Rechts⸗ 
verfahren, ſondern vor die Verwaltungsbehörven gehörigen Gegenftand 
handelt, bier aber feiner von dieſen Fällen obwaltet.“ 


Ir. 383. 


Berjährung des Rechts, dem dienenden Grundſtück ein 
andered zu ſubſtituiren. 

Entſch. dv. 16. Juni 1857, Nr. 4762 open. des dad Urtheil der Prütur 
Maroitica vom 21. Juni 1856, Nr. 3964, abänd, Urtheild des DO. L. ©. 
enedig v. 17. Dec. 1856, Nr, 21015). G. 3. 1857, Nr, 113, 

A verfaufte am 4. März 1821 dem B ein Grunpftüd und räumte 
dem Käufer das Recht ein, ven beim Haufe des A vworbeiführenven Fahr⸗ 
weg x zu benügen, jedoch nur jo lange, bis der Fahrweg y auf dem 
Grundſtücke hergeftellt fein werde, welches A von C gekauft und dem D 
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in Pacht gegeben habe. B benützte nun den Fahrweg x. Im Jahre 1854 
belangte A den B, und bat unter Anweiſung eines andern Fahrwegs 
um das Erlenntniß, B jei nicht mehr beredtigt, den Fahrweg x zu 
benügen. A berief ſich theils auf die Erſitzung des Fahrwegs x, theils 
darauf, daß ver in der Klage angemwiefene Fahrweg nicht der Fahrweg y 
ſei und daß er fich überdies zum Befahren nicht eigne. Die erfte Ins 
ftanz erfannte auf den Beweis der Identität und Fahrbarkeit des in der 
Klage angewiefenen Fahrwegs. Die zweite Imftanz wies den Kläger 
mit feinem Begehren ab; der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes Urtheil 
in der Erwägung, „daß ber ftreitige Fahrweg dem Gellagten nicht als 
Precarium, ſondern mittelft Vertrages in der Art überlaflen worden ift, 
daß dadurch eine Servitut conftituirt wurde; auf immer — an fid, auf 
eine Zeit — in Betreff ver materiellen Benügung und des Terrains jelbft, 
welches benütt werben follte; daß aber das Recht, ein anderes Terrain 
zu fubftituiren, welches Kläger ſich vorbehält, gleich jedem anderen Rechte 
gemäß 8. 1479 a. b. ©. 3. verjährbar ift.“ 


Ir. 384. 
Entjhädigungspfliht im Fall der Nichterfüllung eines 
Miethvertraged durch den Vermiether. 


Entid. v. 16. uni 1857, Nr, 5492 (Belt. BR das Urtheil des ſtädt.⸗ 
beten, B. ©, ei vom 16, zur 1006, Nr. 12230, abändernden Urtheils 
x. 6 ien vom 4 HR 1857, Nr. 1088, ©. 3. 1857, 


Der Kläger A hatte, wie er durch den feinem Gegner B aufgetra- 
genen Haupteid zu erweiſen ſich erbietet, in dem Hauſe dieſes Letzteren 
eine Wohnung gemiethet, welche derſelbe jedoch vertragsbrüchig an eine 
andere Miethpartet überließ. Er jah ſich demnach genöthigt, eine ander⸗ 
weitige Wohnung zu miethen, auf deren Adaptirung er 31 fl. 16 fr. ver⸗ 
wenden mußte, und begehrte ſowohl den Erjag dieſes Betrages, als auch 
die Zahlung von 30 fl. als Genugthuung für die Durch den eigenmächtigen 
Bertragsbrudy ihm zugefügte Beleidigung. Die erfte Inflanz wies ben 
Kläger gänzlich ab; die zweite Inftanz erfannte bezüglich des Schaden⸗ 
erfages von 31 fl. 16 fr. auf den von dem Kläger aufgetragenen Haupt- 
eid und auf den Schägungserd, und wies den Kläger mit feinem weitern 
Anſpruch per 30 fl. ab. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der 
zweiten Inftanz aus folgenden Gründen: „Wenn in Folge der Nichtable- 
gung des vom Beflagten ausprüdlich angenommenen negativen Haupteibeg, 
als wahr anzunehmen ift, daß der Geklagte dem Kläger vie im 2. Stod 
feines Haufes mit Annahme der Darangabe für Jacobi 1856 vermiethete 
Wohnung nicht eingeräumt, fondern vertragsbrüchig mit einem Dritten 
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einen Miethvertrag geſchloſſen und vollzogen, und ſomit dem Kläger un⸗ 
möglich gemacht hat, auf Erfüllung des erſten Vertrages zu dringen, fo 
iſt nach den 88. 908, 919, 1293, 1323 a. 6. G. B. ver Anſpruch des 
Klägers auf Erſatz des durch Verlegung der Vertragsrechte erlittenen 
Schadens begründet. Damit iſt das Quale der Forderung, deren Maß dem 
Schätzungswerthe gleihlommt, gegeben, und da hierliber der Schägungs- 
eid angeboten und auferlegt ift, fo kann es auf einen fpeciellen Nachweis 
der für bie Adaptirung einer andern Wohnung gemachten Auslagen wicht 
weiter ankommen. Die Nothiwenbigfeit, eine andere Wohnung zu fuchen, 
nachdem Kläger fich bereits duch Zuſage des Geflagten gefichert glaubte, 
ift ſchon ein Nachtheil, welchen Kläger in einer Geldſumme verwerthen 
fann, und wenn ihm biebei jene Koften zum Anhaltspunkte dienen, fe 
darf der Richter, insbefondere mit Rüdficht auf die Höhe des urſprüng⸗ 
lich mit dem Geklagten vereinbarten Miethzinfes, den angefegten Betrag 
ohne weitere Mäßigung als entſprechend erkennen.“ 


Nr. 385. 
Dbjective Klagenhäufung. 


Eutſch. v. 16, Juni 1857, Nr. 5797 (Beit. ded den Beſcheid des L. ©. 
Lemberg vom 8, Dec. 1856, Nr. 22920, abänd. Decrets des O. L. ©. 
Lenberg v. 21. Jänner 1857, a Haimerl's Mag. Ba. XVI., 


A faßte in einer Klage gegen B mehrere Anfprüce aus einem 
Pachtvertrage zufammen. B ließ fih in den Streit ein. Nachdem bie 
Sasichriften bis zur Duplik erftattet und die Proceßacten nach fünf 
Sahren intotulirt worden waren, rejeindirte Die erfte Inftanz den Acten- 
rotulus und wies den Kläger an, die cumulirten Klaganſprüche gefon- 
dert einzubringen. Die zweite Inſtanz verorbnete, den Urtheilsiprud) 
in merito zu fällen und ver oberfte Gerichtshof beftätigte dieſen Beſcheid, 
„da der.... Streit gehörig durchgeführt, die Bermengung verjchiedener 
Klagegegenftände von dem Geflagten nicht gerügt wurde und unr fo 
weniger ein Grund vorhanden ift, von Amtswegen die ganze Verhand- 
lung aufzuheben, und den Kläger rüdjichtlich feiner Forderungen an be- 
fonvere Klagen zu verweilen, als alle vom Kläger geftellten Forderungen 
auf dem nämlichen Grunde beruhen. Denn verjelbe hat die Brennerei 
in Bacht genommen, und aus diefer Bachtung, theild wegen nicht gehö- 
riger Erfüllung des Vertrags, theils wegen des ihm aus biefem Anlaß 
widerrechtlich zugefügten Schadens verſchiedene Schadenerfäge angeſpro⸗ 
hen. Diefe abgeſondert einzuflagen, wäre orbnungswibrig, da alle For⸗ 
derungen in einen Zuſammenhang ftehen, den nämlichen Klagsgrund 
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haben, und jo über die ganze Verhandlung mit Grünblichkeit gefprochen 
werden Tann.“ 


Nr. 386, 
— des Vermiethers auf das Kündigungsrecht. 


Eutſch. v. 16. Juni 1857, Nr. 5919 (Deit. de des Urtheils des DB. 
—* in Wien v. 15. Mai 1857, Nr. 6085, Abünd. des udheh 
2. ©. Wien v. 28. Mai 1857, Nr. 6740). G. 3. 1857, Nr. 117, 
” legte die von B gegen ihn ergangene gerichtliche Auffiindigung 
zurück und berief fich darauf, daß ibm B mit feinem Ehrenworte ver- 
fichert habe, er werde ihm nicht auffündigen. Die erfte,Inftanz gab ver 
Klage auf Rüderlag nicht ftatt; die zweite Inſtanz hielt diefelbe für 
ftatthaft, weil die gedachte Zuſicherung, wenn fie ernftlich geſchehen ift, 
allerdings giltig und wirffam fer; denn ver $. 1090 a. 6. ©. 2. fordere 
zwar zum Beſtandvertrage eine gewiſſe, aber feine genau beftinmte Zeit, 
baher fie auch auf die immerhin unbeftimmte Lebenszeit eines Menſchen 
fih ausdehnen fünne; der 8. 1094 ebd. erkläre nur Sache und Preis, 
nicht aber auch die Zeit als weientlihe Merkmale des Beitandvertrages, 
und der $. 1116 feße fogar eine unbeftimmte Dauer des Miethvertrages 
voraus. Der oberfie Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche 
Urtbeil,. theil8 in Erwägung, daß die gedachte Zuficherung in dem vor⸗ 
liegenden Fall nicht al8 ernſtlich gejchehen zu betrachten ift, theils in Er» 
wägung, „daß nach $. 1090 a. b. ©. 2. der Beitandvertrag allerdings 
auf eine gewiffe Zeit geihloffen werden muß, welche durch die vom 
Geſetze (in den 88. 1113 und 1116 a. 6. ©. B.) geregelten, an be- 
ſtimmte Zeiten gebundenen Kiindigungsrechte begrenzt iſt, wobei ber 
Ausdrud „„gewiſſe Zeit““ als ganz gleichbedeutend mit beftimmter Zeit 
zu verftehen ift, wie $. 903 ebd. („„gewifler oder beftimmter Tag““) 
zu entnehmen gibt.“ 


Ä Ir. 387. 
Zuläffigfeit eines ſelbſtſtändigen Recurſes im ſummariſchen 
Verfahren wegen Incompetenz ded Richters. — Begründung 
bed Gerichtsftanded des DVertraged in der Klage. 


— vom 17. Inni 1857, Nr. 3133 (Beft. des Beſcheides des 
Lemberg v. 29, Anguſt 1856, "Nr. 11909, Abdnd, des Decreted des 

To Lemberg v. 12, Jänner 1857, Nr. 21869), G. 3. 1857, Nr. 91. 
Eine Klage auf Erfüllung eines mündlich gejchloffenen Vertrages 
(Zahlung des Kaufgeldes) wurde von dem Gläubiger nicht bei dem Ge⸗ 
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richte des ordentlihen Wohnfiges des Schuldners, ſondern bei jenem des 
Ortes angebracht, an weldyen nad) der in der Klagichrift anfgejtellten 
Behauptung die Contractserfüllung, beziehentlich die Zahlung des Kauf- 
preijes, vermöge ausprüdflicher Beitimmung der Kontrahenten zu gefchehen 
hatte. Dieſer Umftand ergab fih aus dem Inhalte des vom Kläger 
im Auszuge beigelegten Contocorrente, deſſen Richtigkeit er mit jeinem 
Erfüllungseide zu befchwören fi erbot. Die Klage wurde von dem 
Richter angenommen, und mit Rüdficht auf den 200 fl. EM. nicht über- 
fteigenden Betrag der Klagfumme zur Verhandlung nad der Vorſchrift 
des Gejeges vom 24. October 1845 über das ſummariſche Verfahren 
in Civiffteeitigfeiten beſchieden. — Ueber den Recurs des Beklagten ent- 
ſchied das Oberlandesgericht, daß die Klage dem Kläger fofort zurüd- 
zuftellen, und derſelbe an das Gericht des Wohnfiges feines Schulpners 
zu verweilen ſei. Gegen die Verordnung ergriff der Kläger den Recurs 
an den oberften Gerichtshof, welcher ven Beſcheid ver erften Inſtanz 
beftätigte. 

E83 handelte ſich hier um folgende Rechtsfragen: 1. ob die Bor- 
Ichrift des $. 46 des Geſ. über pas ſumm. Berf., gemäß welcher gegen 
den das jummartiche Verfahren einleitenden Beſchluß des Unterrichters 
ein felbitftändiger, von der Appellation in der Hauptjache abgefonderter 
Recurs nicht zuläffig ift, auch auf den Fall Anwendung habe, wo bie 
geflagte Partei den Klagsbeſcheid nicht wegen der Einleitung des ſum⸗ 
mariſchen Berfahrens, fondern wegen der Incompetenz des Richters 
anfechten will? 2. Ob in Gemäßheit der geltenden Jurisdictionsnorm 
vom Jahre 1852 zur Annahme der Contractöflage, welche bei dem 
Richter des angeblichen Ortes der Vertragserfüllung angebracht wird, 
dem, Richter die in der Klage aufgeftellte unerwiefene Behauptung 
(oferne fie ihm nicht als unrichtig befannt ift, 8. 2 der Jur. N.), daß 
biefer Ort im Vertrage ausprüdlih für die Erfüllung besfelben be- 
ftimmt worden fei, genügen müfje ? 

Die Frage ad 1 entichien der oberjte Gerichtshof im verneinenden 
Sinne, und zwar in der Erwägung, daß die Beſchlüſſe, gegen welche ver 
8. 46 des Geſetzes über das ſummariſche Verfahren den abgejondverten 
Recurs verfagt (Einleitung des ſummariſchen anftatt des orbentlichen 
Verfahrens — Verweigerung der Erftredung einer Tagfahrt — Zulaj- 
jung eines Kunftbefundes), für die Parteien entweder gar feine, oder nur 
ſolche nachtheilige Folgen haben, die aud) durch den mit der Berufung in 
ber Hauptjache verbundenen Recurs vollftändig befeitiget werben fünnen, 
was aber mit nichten von dem Beſchluſſe gilt, womit der unzuftändige 
Richter ſich Für competent erfärt und fo den Geflagten zu einer oft jehr 
foftipieligen Bertheidigung vor einem von feinem Wohnfige entfernten 
Forum nöthiget — daß mithin auf dieſen Fall die Vorfhrift des das 
ordentliche Recursrecht einjchränfenden 8. 46 nicht zu beziehen ift. 

Die Frage ad 2 wurde vom oberften Gerichtshofe bejahend ent- 
ſchieden, mit Rüdficht auf die Faſſung des 8.43 der gegenwärtig geltenden 
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Furisdictionsnorm vom Jahre 1852, wornah das ım 8. 45 I. N. 
vom Jahre 1850 für die Begründung des Gerichtöftandes des Vertrages 
aufgeftellte Erfordernig (Nachweiſung des forum eontraetus durch eine 
mit der Klagſchrift beigebrachte Urkunde) entfallen fei, und auf die Vor⸗ 
fchrift des 8.2 J. N. vom Jahre 1852, welche den Richter zur An⸗ 
nahme der Klage verpflichtet, wenn feine Gerichtsbarkeit nach den Ans 
gaben des Klägers, deren Unrichtigfeit ihm nicht befannt ift, begründet 
erſcheint, unbeſchadet der dem Geflagten zuftehenvden Einwendung des 
nicht gehörigen Gerichtsftandes. 


Nr. 388. 


Verkauf einer bereitS veräußerten Sache an einen fpäteren 
hievon unterrichteten Käufer. 


vom 17, un 1857, Nr. en „Seht des Urtheild ded B. ©. 
Fi ei v. 29, t. 1856, Nr. 4074, Abündernng 2 Urtheild des 
. Wien * et Der. 1856, Nr. laıs0), G. 3. 1857, Nr, 121. 
j klagte am 2. Juni 1856 wider B auf — eines am 
3. Februar 1856 zwiſchen B einerſeits und A und ſeinem Sohne an⸗ 
dererſeits über das Bauer-Halblehen x abgeſchloſſenen Kaufvertrags auf 
Ertheilung der Aufſandungserklärung. B wendete unter Anderem ein, 
daß er an dieſem Halblehen ſeiner Ehefrau, der Tochter des A, in dem 
von dieſem mitgefertigten Heirathsvertrag vom 20. November 1849 
das Miteigenthum eingeräumt habe, daher A habe wiſſen müſſen, daß 
das fragliche Kaufgeſchäft nur durch die Zuſtimmung der Gattin des 
Geklagten ſeine Giltigkeit hätte erlangen können. Der Kläger räumte 
zwar die Mitfertigung des Heirathsvertrages ein, machte jedoch geltend, 
daß zur Zeit der Abſchließung des fraglichen Kaufcontractes eine bücher⸗ 
liche Einverleibung des Heirathsvertrages, die erſt am 7. Auguſt 1856 
angeſucht wurde, noch nicht angeſucht worden ſei, und daß deshalb der 
giltigen Contrahirung des Kaufgeſchäftes nichts im Wege geſtanden ſei. 
Der oberſte Gerichtshof wies den Kläger ab, weil er „eingeſtandener⸗ 
maßen gewußt habe, daß auf das Miteigenthum des Halblehens die 
Gattin des Geklagten vertragsmäßig Anſpruch habe, weswegen er, da 
ver Geklägte nicht mehr Rechte auf ihn übertragen konnte, als er ſelbſt 
hatte, auch willen mußte, daß ver fragliche Kauf ohne Beeinträhtigung 
der. Rechte feiner Tochter (Gattin des Geklagten) giltig nicht habe zu 
Stande fommen fünnen“. 
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Nr. 389. 
Rückwirkung des Verbots der Zinſenanſchwellung ultra 


alterum tautum. 


Plenar entſch. v. 17. Juni 1857, Nr. 4854 (Abänd. der gleichfär⸗ 
migen lrtbeile ded Com, ©. Debreczin v. 12, Inni 1856, Nr, 1919, 
nnd des O. L. ©, Großmgg dein som 2 September 1856, Nr. 6846). 


[2 

Aus einem im Jahre 1855 in Ungarn anhängig gewordenen 
Rechtsſtreit wegen Zahlung einer Capitalsforderung und der BZinfen 
ergab fih, daß am 1. Mat 1853, an weldhem Tag in Ungarn das all» 
gemeine bürgerliche Geſetzbuch in Wirkfamkeit getreten ift, die Zinsrüd- 
ftände bereit8 die Höhe der Hauptſchuld erreicht hatten. Nun entftand die 
Trage, ob in diefem Yalle die dem ungarischen Nechte fremde Vorſchrift 
des 8. 1335 a. b. ©. B., nad) welder das Recht des Gläubigers, von 
dem Capitale weitere Zinſen zn fordern, infoferne erlojchen ift, als er erft 
vom Zage der erhobenen Klage wieder Zinfen verlangen kann, Anwen⸗ 
dung finde. — Bon beiden Untergerichten wurde die Frage im verneinen- 
den Sinne entſchieden, und der geflagte Schuldner zur Zahlung aller 
Zinfen von der Zeit an, ald er mit der Erfüllung feiner Zinſenſchuld 
im Rüdftande geblieben war, mithin aud) der in ber Zeit vom 1. Mai 
1853 bis zum Tage der Klage (14. Jänner 1855) fällig gewordenen, 
verurtheilt. Auf das Nevifionsbegehren des Geflagten wurde vom oberſten 
Gerichtshofe das Gegentheil, nämlih die volle Anwendbarkeit des 
8. 1335 a.b. G. B. auf den vorliegenden Fall grundfäglich ausgeiprodhen, 
und demnad der Kläger mit feiner Zinfenforberung, infoferne fie den 
Zeitraum vom 1. Mai 1853 bis zum Tage der angeftellten Klage 
umfaßt, abgewiejen. 


Nr. 390. 
Verpflichtung der Eheyattin, über die fiir ihren Gatten 
geführten Gefchäfte Rechnung zu legen. 

Eutſch. v. in Juni 1857, Nr. 5243 (Belt. des das Urtheil der Bräter 
Mirano v. 28. Ort. 1856, Nr, 4472, abündernden u % des DO. L. G. 
Venedig v. 10, Febr. 1857, Nr. 610, ©. 3.1 r. 131. 

Eine Ehegattin hatte durch ſechs Iahre das Seit ihres durch 
Krankheit verhinderten Mannes geführt und es ward nun von ihr Rech— 
nungslegung verlangt. Die erſte Inftanz wies das darauf gerichtete 
Begehren zurüd, indem fie fid) darauf ftüßte, daß der 8.91 a. b. ©. 2. 
dem Manne das Recht zumeift, das Hausweſen zu leiten; dieſes Recht 
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habe er ſtillſchweigend an ſeine in ehelicher Gemeinſchaft mit ihm 
lebende Frau abgetreten, indem er, ſelbſt durch Krankheit gehindert, wußte, 
daß ſie ſeine Geſchäfte leite und dieſer Leitung nicht widerſprach; der 
8.1239 a. b. G. B. befreie den Ehegatten, der doch geſetzlich zur Vers 
waltung berufen iſt, von der Rechnungslegung; um wie viel mehr müſſe 
dies von der Gattin gelten, die anſtatt die Leitung der Geſchäfte einem 
Dritten anzuvertrauen, welcher dafür hätte bezahlt werden müſſen, jahre⸗ 
lang mit Aufopferung dieſen Gefchäften vorſtand; der $. 1240 a. b. G. B. 
begehre ein ausdrückliches Uebereinkommen auf Rechnungslegung, fee 
fomit das Gegentheil als Regel voraus, und dies entipreche auch der 
Intimität, welche in ver Ehe herrſchen müfle. Die beiven oberen In- 
ſtanzen entfchieven aber gleihmäßig für den entgegengefegten Grundſatz. 
„Obſchon“, fo lauten die Enticheidungsgründe der zweiten Imftanz, 
„nach 8. 1240 a. b. ©. 3. die Chegattin nicht ſchuldig ift, den Frucht: 
genuß, den fie ihrem Manne abgetreten, aber während ver Ehe jelbft 
bezogen hat, zu verrechnen, kann diejelbe von der Rechmungslegung außer 
dem Falle einer ausdrücklichen Berzichtleiftung dann nicht losgezählt 
werben, wenn es ſich um eine won ihr geführte Verwaltung über das 
Bermögen ihres Mannes handelte, fei e8, daß biefe in Folge eines Auf- 
trages besfelben, oder im Intereſſe bes Vermögens ftatt hatte. Aus 
dieſem Grunde wurde ber nom Kläger beantragte Zeugenbemeis über 
bie Art und Ausdehnung der Geichäftsführung zugelaflen, um fohin be= 
wrtheilen zu fünnen, ob der Yall einer Berpflihtung zur Rechnungslegung 
eintrete. “ 


Nr. 39T. 
Behandlung einer Correalfhuld im Concurs. 
Eutſch. won: 17. Juni 1857, Mt. 5487 „Beh, des dad Urtheil des Mr, 5 


Bregenz v. 25, „Jänner 1856, abänd, Urtheil® des O. L. 
Innsbrud v. 2, April 1856, Nr. 962). ©. 3. 1857, Nr. 120. 


Nr. 392. 
Veräußerung eines Theils eined geſetzlich untheilbaren 
Grundſtückes. 


Eutſch. v. 24, i 1857, Nr. 3844 (Beſt. des dad Urtheil des B. G. 
—2 v. BE" Say. 1856, Nr. 2528, —S ürcheus des 0.8, ©, 
Innsbruck v. 18. Febr. 1857, Nr. 651). ©. 3. 1857, Nr, 140, 

A, Befitzer des untheilbaren, aus einer Waldparcelle x und einer 
MWiefenparcelle y beftehenden Grunpftüdes, hatte dem B die Wieſe y ver» 
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fauft und übergeben, welche Veräußerung von der politischen Behörde 
für ungiltig erflärt wurde. In Folge defien trat A gegen B als Kläger 
auf und bat, zu erkennen, ver Geflagte fei ſchuldig, ihm die Wiefe gegen 
Erlag des Kaufpreifes zu reftituiren. Der Geflagte behauptete, daß, da 
ver Wald Zugehör der Wiefe fei, was er durch Kunftverftändige erweifen 
wolle, Kläger vielmehr jchuldig fei, ihm den Wald zu übergeben. Die 
erfte Inftanz ließ den vom Geflagten angebotenen Beweis zu, „im Hin- 
blid auf die 88. 294, 45T und 1047 a.6. ©. B., aus denen hervorgeht, 
daß aud) eine unbewegliche Sadye dad Zugehör einer andern Sache fein 
fann und daß das Zugehör ſtillſchweigend feiner Hauptfache folgt“. 
Die zweite Inftanz gab aus folgenden Gründen dem Klagbegehren 
ftatt: „Zufolge 8. 878 a. b. ©. B. kann über jenes, was nicht im Ver⸗ 
kehre fteht, fein Vertrag abgeſchloſſen werden, und was unerlaubt ift, 
kann fein Gegenftand eines giltigen Vertrages fein. Aus dem Verkehre 
entzogen find aber die einzelnen Beftandtheile jener Gütercomplere zu 
betrachten, welche vermöge der beſtehenden politiihen Verordnungen ohne 
vorausgegangene politiiche Trennungsbewilligung nicht zerſtückelt werben 
dürfen, und die Veräußerung folder Beftandtheile ohne vorläufig er- 
wirkten Raufconjens ift unerlaubt, kann daher Obigem zufolge fein Gegen» 
ftand eines giltigen Vertrages fein. Der vom Geflagten angebotene 
Kunftbefund ift ganz unentjcheidend, da felbft für ven Fall, daß der Wal 
nicht al8 Haupt», ſondern als Nebenfache anzujehen wäre, es doch im 
Bertrage klar ausgefproden ift, daß von einer Ueberlafjung vesfelben an 
den Käufer dem Willen ver Parteien zufolge feine Rede war, fonvern 
nur die unerlaubte Abftüdelung und der Wegverfauf ver Wieje in ber 
Abſicht der Parteien lag. Noch weniger kann von einer Ausdehnung bes 
Derfaufövertrages gegen bie Abficht ver Parteien a, den Walbtheil x, 
als einer gefeglichen Rechtsfolge im Sinne des 8. 294 a. b. ©. 3. die 
Rede fein, da rückſichtlich dieſes Objectes jede Beftimmung des Raufs- 
preijes fehlt und der Kauf fchon darum ungiltig fein würde.” Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte da® Urtheil der zweiten Inſtanz. 


Nr. 393. 


Bertragsmäßige Compenfation. — Annahme eine® Ver- 
Iprechens. Beweis derfelben. 


Entid, vom 24, Jun 1857, N. —— N. 1100 des das Urtheil ded B. ©, 
enzzelor varzo v. eht. enanternben Urtheils 
des O. L de anhand v. 2, Be ine j er 4924), ©. 3. 1857, 


+ + 


Mittelft des Briefes vom 25. December 1855 beftätigte B dem 
A, daß er ihm auf Grundlage des Schulpfcheines vom 12. December 
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1853 einen Betrag von 1445 fl. ſchuldig fei, und verpflichtete ſich, denſelben 
in neuerlich beſtimmten Raten zu bezahlen, mittlerweile aber die Schuld 
des A an ihn im Betrage von 750 fl. zu compenfiren; B fchloß fein 
Schreiben mit ven Worten: „Ich hoffe, Sie werden meinen Antrag in 
der Gänze annehmen und genehmigen.“ Die Schuld de8 A an B war 
auf dem Haufe des Exfteren einverleibt; B weigerte ſich jedoch, die 
Löſchungserklärung auszuftellen. A flogte und ftellte das Begehren, es 
ſei zu erfennen: feine Schuld an B im Betrage von 750 fl. jei durch 
Sompenfation erlojhen und B jei ſchuldig, binnen 14 Lagen eine Er- 
Härung auszuftellen, kraft deren die Hypothek gelöfcht werben fünne. Die 
erste Inftanz gab dem Rlagebegehren unbedingt ftatt, indem fie erachtete, 
„die producirte Urkunde enthalte ein unbedingtes Bekenntniß der Schuld 
und Zugeftänpniß der Compenjation, hiezu bebürfe es nicht erft einer 
Genehmigung feitens des Befigerd der Urkunde; die Annahme, auf 
welche in dem Briefe bingedeutet wird, könne ſich daher nur auf die 
zugelagten NRatenzahlungen beziehen; in diefer Beziehung ‚habe e8 aber 
nicht gerade einer fchriftlihen Annahme bedurft; auch eine andere Art 
der Genehmigung genüge, und diefe liege in der That ſchon in dem 
Umſtand, daß der Kläger den Brief des Geflagten bei fich behalten habe, 
wodurch er deutlich zu erfennen gab, daß er den Antrag des B in ber 
Gänze genehmige”. Die zweite Inftanz dagegen erkannte auf den vom 
Kläger dem Geflagten aufgetragenen referiblen Haupteid über die Nicht- 
annahme rejpective Annahme des brieflihen Antrags. Die dritte In- 
ſtanz beftätigte das oberridhterlihe Urtheil in der Erwägung, „daß der 
Geklagte in dem an den Kläger gerichteten Briefe vom 25. December 
1855 ausdrüdlich die Genehmigung des Klägers rückſichtlich der darin 
enthaltenen Rechnung über Soll und Haben verlangte, jomit die dabei 
erwähnte bedingte Compenfation von 750 fl. au nur als ein Antrag 
ericheint, deſſen Recdhtsverbinplichkeit erjt von der Annahme jeiten® bes 
Klägers abhängig gemacht wurde; in der Erwägung demnach, daß es 
auf den Beweis diefer Annahme, fomit auf den darüber aufgetragenen 
Haupteid wefentlihd antommt“. 


— — — — — — —— — 


Nr. 394. 
Folgen der Nichterfüllung eines Vertrages. 


Entſch. vom a. nni 1857, at 175 Belt. des —— des B. G. 

ur Inenthal, » . Don. 856, Nr. bä ed Urtheils des 
G. Prag vd. 2. Yin, 1857, ir. 3363). ©. 3. 1857, Nr. 120, 

Sn einem im Jahre 1856 anhängig gemachten Procefle wegen 

rüdftändiger Ausgebingsleiftungen behauptete die Klägerin unter Anderem, 

daß Geflagter im Jahre 1855 die vier jährlich zu jtellenden Fuhren ihr 
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nicht geleiſtet habe und nahm dafür 16 fl. als Schadenerſatz in Anſpruch, 
über welchen Betrag fie den Beweis durch den Schätzungseid anbot. Die 
erfte Inſtanz gab dem Klagebegehren ſtatt; die zweite Inſtanz dagegen 
wies die Klägerin deshalb ab, weil die fragliche Schuldigkeit nur durch 
ihre wirkliche Leiftung erfüllt werden kann und die Klägerin auch nicht 
angegeben hat, ob und inwiefern fie etwa einen Schaden dadurch erfitten 
babe, deſſen Erſatz fie nach 8. 919 a. b. G. B. fordern könnte. Der 
oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften Inftanz in der Er⸗ 
wägung, „daß es fih um eme Leiftung handelt, welche vertragsmäßig 
jährlich zu geichehen hat, die Mlägerin daher die nachträgliche Leiſtung 
der fraglichen Fuhren nad Ablauf des Ausgebingsjahres 1856 nicht 
fordern faun, wohl aber nah 8. 919 a. 6. G. 2. ihr das Recht zufteht, 
für dieſe im Jahre 1855 unterlaſſene Leiſtung ven Erfah zu fordern; 
ferner m der Erwägung, daß fie über ven viesfälligen, von ihr ausge⸗ 
Ipeochenen und von dem Gegner nicht als zu hoch beanftändeten Betrag 
von 16 fl. nach $. 214 lit. a a. G.O. zum Shäungseid zuzulaſſen ift“. 


Nr. 395. 
Unzuläffigfeit ded Haupteides über Rechtöverhältnifie. 


Entſch. v. 38. Juni 1857, Nr. 5247 (Beftätigung des ein des 
». 6, Eillian I. Ynate 1857 AR: " Abägberun ı — — 
des DO. 2. &. Mmäbrud vom 24. nie 1857, Rt. as &, 3. 1808 


In den Enticheinungsgründen der dritten Inſtanz heißt es: 
„Wenn der Haupteid im der. Art aufgetragen worden, daß nebft den ent- 
ſcheidenden Thatſachen aud der als bloße Schlußfolgerung daraus ſich 
ergebende Beiſatz, „daß der Schwörende nicht ſchuldig ſei....““ als 
Inhalt des abzulegenden Eides aufgenommen wird, ſo iſt der alſo defe⸗ 
rirte Eid zwar nicht geradezu zu verwerfen; allein da der Haupteid nur 
über factiſche Umſtände, nicht aber über Rechte und Verbindlichkeiten auf⸗ 
getragen und zuerkannt werden ſoll, ſo enthält die bezeichnete Eidesformel 
offenbar (in Anſehung des erwähnten Beiſatzes) etwas Unentſcheidendes, 
mithin Ueberflüſſiges, und iſt denmach ſolcher Beiſatz aus der Eidesformel 
wegzulaſſen.“ 
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Nr. 396. 


Priorität der Perſonalſteuern im Concurſe. 


Entſch. v. 24, Inni 1857 Re. 5970 Be, des den Beſcheid des L. ©. 
Wien U 23, Jänner 1857, abä 2. A des O. L. G. 
Wien v. 17. März (a Mr. Fe: , 1857, Nr. 138, 


Nr. 397. 
Sequeftration einer ftreitigen Sache. 


Entid. v. 24. ni 1657, Mr, 5828 eit. der gl en Beſcheide 

ee G. Salzburg vom 18. März 1 dor Ko Nr ei —* G. 

Wien v. 14. April 1857, Nr. 4794). Seine Dig. ine ©. 414 ff. 
6. 3. 1858, Nr. 

A und C, welche in einem in ihrem Beibebegirte befinplihen Wald 
Befighandlungen vorgenommen hatten, waren beßhalb vom Aerar mit 
ber Befigftörungsflage belangt und verurtheilt worden. Sie ftellten 
hierauf gegen das Aerar die orventlihe Befisflage an. Zugleich über- 
reichten fie ein Gefuh um Sequeftration diefer Waldung, indem fie fich 
auf 88. 387, 388 weſtgal. ©. D. und auf den Umftand berufen, daß das 
Aerar nach Ueberreichung jener Klage im ftreitigen Bezirke Holzfällungen 
vorgenommen habe. Die erfte Inſtanz beiwilligte die angejuchte Se- 
queftration nach 8. 388 weitgal. ©. O. (8.293 a. ©. D.), und zwar 
„in der Erwägung, daß der rechtliche Beſitz der Waldung zwilchen 
dem Aerar einerjeits, und den Sequeftrationswerbern andererſeits ftreitig 
fei, und von den Zeugen beftätiget wurbe, daß in der ftreitigen Wal- 
bung, in deren factifhem Befit fi) das Aerar befindet, ſeit Einbringung 
ber orventlihen Befisflage Holz geihlagen worben fei”. Die zweite 
Inſtanz betätigte diefe Entſcheidung, „da die Gefahr einer Benadhthei- 
ligung durch die vernommenen Zeugen und burd die Betrachtung der 
Beichaffenheit der Sache außer Zweifel gejett jei, und da, wenn es im 
8. 388 weftgal. &. O. noch weiter heiße: „„gegen Darbietung hinläng- 
licher Sicherheit für den dem Geflagten etwa erwachjenden Schaden,“ “ 
vorausgejett werde, daß aus der Sequeftration dem geflagten Streittheile 
ein Schade zu erwachlen hat, für deſſen Erſatz unter ven gegebenen Bers 
hältniffen eine vorläufige Sicherheitsleiftung angezeigt erſcheinen Tann, 
was aber die kak. Finanzprocuratursabtheilung nicht einmal behauptet 
babe, und daß der Gegentheil überhaupt eine ſolche Sicherftellung ver- 
langt, was aber auch hier nicht gefchehen jei; von Amtswegen hätte der 
erite Richter nicht einzugehen gehabt, und ein erft im Recurswege ge- 
ftellteß Begehren ſei nicht zu berüdfichtigen.“ Der oberfte oo 
bewilligte die Sequeftration, jedoch nicht nach 8. 388 weftgal. od 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 
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fondern nach 8. 387 weitgel. ©. O. (8. 292 a. ©. D.), und zwar aus 
folgenden Gründen: „Beide Inftanzen haben die Sequeftration nicht 
nad dem von den Sequeftrationswerbern angernfenen $. 387 weſtgal. 
G. O., fondern in Anwendung des 8. 388 weftgal. G. O. bewilligt, 
weil fie die in dieſem Paragraphe beachte Gefahr für hinlänglich darge⸗ 
than eradhteten, und annahmen, daß das Aerar auf die Sicherheit, welche 
die Sequeftrationswerber anzubieten unterlafjen haben, verzichtet habe, 
nachdem e8 hierwegen bei ver Verhandlung feine Erwähnung gemacht, 
noch eine Sicherftellung verlangt hatte. Allein viefer Anfiht kann weder 
in ber einen, noch in der anderen Beziehung beigepflichtet werben, weil 
weber durch die vernommenen Zeugen genügend eine Gefahr erweislich 
gemacht, oder dem Aerar zuzumuthen ift, daß es die im Streite verfan- 
gene Waldung während des Procefles veräußern, verderben oder Scha- 
den nehmen laſſen werde, — nod angenommen werben kann, daß das 
Aerar aus dem erwähnten Grunde auf die Sicherheit verzichtet babe, 
weil nach Vorſchrift des 8. 388 weftgal. G. O. die Sicherheit in dem 
Sequeftrationsgefuchhe felbft dargeboten werden muß, und daher, wo es 
Obliegenheit der Sequeftrationswerber war, viele geſetzliche Bedingung 
ihres Gefuches zu erfüllen, eine ſtillſchweigende Berzichtleiftung des Geg⸗ 
ners nicht zur Geltung gebracht werben kann, vielmehr der Richter von 
Amtswegen darauf zu achten hat, ob die gejeglichen Bedingungen ver 
Sequeftration vorhanden find oder nicht. — Es tritt hier aber auch nicht 
der Fall des 8. 388 weſtgal. ©. D. ein; denn es kann nicht behauptet 
werben, e8 handle fih um eine Sache, in deren Beſitz im Sinne dieſes 
Baragraphes ſich das Aerar befinde, weil darunter nicht der legte fac- 
tiihe Befis, welcher dem Aerar im Befisftörungsgroceffe zuerkannt 
wurde, ſondern der rechtliche Beſitz oder das Recht zum Beſitze, welches 
nad) der Vorſchrift Über das ſummariſche Verfahren wegen Befttftörung 
der Berhandlung und Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege vorbe- 
halten bleibt, verjtanden wird. Dieſes Recht zum Befige ift aber zwi: 
ſchen den Sequeftrationswerbern und dem Aerar ftreitig, und die Strei⸗ 
tigfeit dieſes Rechts zwifchen beiden Theilen wird durch bie gegen das 
Aerar überreichte Klage conftatirt, in welder nämlich das Begehren ge- 
ftellt wird, zu erkennen: das Aerar ſei jchuldig, die Kläger als recht⸗ 
mäßige, redliche und echte Befiger ver fraglihen Waldung anzuerkennen, 
und fich daher jedes Eingriffes zu enthalten. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte erjcheint jonach Die von den unteren Inſtanzen bewilligte Seque- 
ftration nad) 8. 387 weſtgal. &. O. als gerechtfertigt.“ 


un — — ——— 
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Nr. 398. 
Civilrechtliche Wirkung eines ſtrefgerichtlichen Contumacial⸗ 
urtheils. 


vom 24. Inni 1857, HR 5 (Beft. des das Urtheil des B. * 
genen vom 12, Febr. —— abündernden Urtheils 
L. G. Prag vom a, er Kr. 20305). ©. 3. 1857, Nr. 139, 
In einem auf Grundlage eines ftrafgerihtlihen Contumacialur- 
theils angeftellten Entſchädigungs⸗Proceſſe ſprach der oberfte Gerichtshof 
die Rechtsanſicht aus, daß der Umftand, daß ein ftrafgerichtliches Urtheil 
in contumaeiam ergangen fei, deſſen civilrechtlihe Wirkungen nicht zu 
Ihmälern vermöge. 


Kr. 399. 


Unzuläffigteit der Anoronung einer Tagfagung zur Aufnahme 
der Anmeldung der anßerordentlichen Reviſionsbeſchwerde. 
8.6. vom 24, Juni 1857, Br. „0255 Mt. 60, An ded Decreted des 

. geamı v. 25 . März 1 and, des Decretes ded 

Prag v. 16, April 185%, Yin. 008 G. 3. 1858, Nr. 155, 

In den Entiheidungsgründen des keiten Gerichtshofes heißt 

es: „Die Anorbnung einer Tagfagung zur Aufnahme der Anmeldung 

einer außerorventlihen Reviſionsbeſchwerde findet nicht ftatt, weil nad) 

8. 260 a. ©. D. eine Revifion gegen zwei gleichlautende Urtheile unzu- 

läffig, und nad dem Hfder. vom 3. Juli 1795, 3. ©. ©. Nr. 240 

(Weflely I, Nr. 885) mit einer Strafe bedroht ift, das Gericht demnach 
zu einer Geſetzwidrigkeit nicht behilflich fein darf.“ 


— —— — — 


Nr. 400. 


Bermutheter Umfang einer Bollmadıt. 


Ent. vom 25, Jeni 1857, Nr, 5642 (Beil, des Urteils der Prätur 

Badlı a vom 7, März Nr. 2703, Abänderung ded Urtheils des 
8. ©. Mailand v 24. —** 1857, Kr. 5062). ©, 3. 1857, Nr. 128, 
Der Kaufmann A lieferte feit 19. Iänner 1856 dem Gaſtwirthe 

B zu verſchiedenen Malen Butter (eine Partie am 19. Jänner 1856, 

die andere am 26. Jänner, die dritte am 26. Februar), zufammen im 

Werthe von 513 Lire; die Zahlung wurde jevesmal dem Senfal N ge- 

leiftet, welcher das Geſchäft vermittelt hatte und die Butter ablieferte. 

28 * 


— 436 — 


Am 1. März 1856 lieferte A durch denſelben Senfal abermals eine 
Partie Butter im Werthe von 72 Lire; der Wirth zahlte dem Senfal, 
und weigerte fidh, ald einige Zeit darauf A abermals Zahlung begehrte, 
biejelbe zu leiften. In dem aus dieſem Anlaffe vor der Prätur zu Pavia 
verhandelten fummariichen Proceſſe wurde dem Kläger vom Geflagten 
der Haupteid dahin aufgetragen, er habe ven Senfal im Jahre 1856 
nicht beauftragt, vom Geklagten den Preis der dem Letzteren partien- 
weife gelieferten Butter zu übernehmen, er habe daher auch den Senfal 
nicht beauftragt, die Zahlung für die letztverkaufte Bartie Yutter im 
Werthe von 72 Lire in Empfang zu nehmen. Der Kläger erachtete, 
biefer Eid fei in ſolchem Umfange nicht entſcheidend, e8 handle ſich nur 
um die legte im Streite befangene Partie Butter, aber feineswegs darum, 
ob der Senfal die früheren Bartien Butter abgeliefert, und die Beträge 
dafür eincaffirt habe. Das Urtheil ver erften Inſtanz nahm alle eben 
bezeichneten Thatſachen in die Eivesformel auf, unter Berufung auf ven 
8. 1030 a. b. ©. B., laut deffen vermuthet wird, daß der Diener, wel- 
hem von dem Eigenthümer einer Handlung geftattet wird, Waaren zu 
verfaufen, auch berechtigt fei, die Bezahlung zu empfangen, woraus fich 
das Entſcheidende des obigen Haupteides ergebe. Die zweite Inſtanz 
beſchränkte in Folge der Appellation des Klägers das zu beſchwörende 
Factum auf den Umftend, daß Kläger dem Senfal nicht den Auftrag ge 
geben habe, für feine Rechnung vom Geflagten den Preis der am 1. März 
1856 abgelieferten 51 Pfund Butter zu 72 Lire einzuforbern. Die 
zweite Inftanz ging von ber Anficht aus, es fei nur zu beweifen, daß 
der Geklagte im concreten Falle die Zahlung an eine Perſon geleiftet 
habe, welche zur Empfangnahme ermächtigt war; daraus, daß berfelbe 
Senfal die früheren Bartien Butter abgeliefert, und deren Preis erhalten 
habe, laſſe ſich nicht fchließen, daß er berechtigt gewejen fei, auch die 
Zahlung für die legte, am 1. März 1856 gelieferte, Bartie anzunehmen, 
eine ausbrüdlihe Vollmacht des Verkäufers Tiege nicht vor, eine ftill- 
ſchweigende laſſe fi) aber nicht vermuthen; es erfcheine daher der Haupt- 
eid über das letterwähnte Factum, aber auch nur über dieſes als ent- 
ſcheidend und zuläffig. Der oberfte Gerichtshof bejtätigte das Urtheil 
der erften Inſtanz aus folgenden Gründen: „Wird erwielen, daß ber 
Kläger den Senjal ermächtigt habe, den Preis der erften drei im Jänner 
und Februar 1856 an den Geflagten abgelieferten Partien Butter ein- 
zucaffiren, fo fonnte ver Geflagte nady Analogie der 88. 1030 und 1026 
a. b. ©. 2. allerdings auch die legte Partie Butter, welche ihm durch 
benfelben Senfal, und nur wenige Tage nach der auf gleiche Weiſe be⸗ 
rihtigten Lieferung vom 26. Februar 1856 übermittelt wurde, in gutem 
Glauben diefem Senſal bezahlen. Wollte der Kläger dies verhindern, 
jo wäre e8 feine Sache gewefen, den Käufer in Kenntniß fegen zu laſſen, 
daß er dem Senjal das bisher gefchenkte Vertrauen entzogen habe. Der 
erfte Theil des Haupteides ift daher ebenfalls entſcheidend, da ſich aus 
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dem darin aufgenommenen Factum die Bevollmächtigung des Senſals 
zur Empfangnahme des Geldes auch für die letzte Waarenpartie ergibt.“ 


Nr. 401. 


Stillſchweigender Verzicht auf das Recht, die Aufhebung eines 
Vertrages wegen Nichterfüllung zu fordern. 


Eutſch. v. 25, Juni 1857, Nr. 5845 (Beſt. des das Urtheil der Stadt⸗ 
wär © vadna v. 5. Der 1 1856, Nr. 29180, abündernden Urtheils des 
G. Benedig vom 7, April ek Nr. 2621.) Gaz. d. Trib. 1868, 

A hatte dem B ein Grundftüd unter der Bedingung verpachtet, 
daß e8 ihm, wenn der Pächter eine Pachtzinsrate nicht pünktlich am Ver⸗ 
fallstage bezahle, freiftehen folle, ven Bertrag aufzuheben. Am 11. De- 
cember 1852 hatte B 20008. zu zahlen, er zahlte indeß nur 1098 Lire 
7 Sent., welche Zahlung angenommen wurde. Wie e8 fcheint, entzweite 
fih inzwifhen A mit feinem Pächter, weil dieſer einen theilmeijen Zins- 
nachlaß forderte. Genug, er fand fich beftimmt, aus Anlaß jenes Kleinen 
Zinsrüdftandes auf Aufhebung der Vertrages zu Hagen. Die Klage 
ward am 24. Auguft 1853 überreicht; an demjelben Tage (und wie es 
ſcheint noch wor der Heberreihung berfelben) zahlte B dem biezu ermädh- 
tigten Sohn des A den Reftbetrag per 101 Fire 93 Cent. Die erfte 
Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt; vie beiden höheren Inſtanzen 
wieſen e8 ab. 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenngleich bevungen wurde, 
daß, wenn ber Pächter einer der ihm obliegenvden Berpflichtungen ganz 
oder theilweife nicht genau nachlomme, e8 dem Verpächter freiftehen jolle, 
auch bei erfolgter nachträglicher DVerbefjerung des Fehlers, ohne eine 
Mahnung nöthig zu haben, die Aufhebung des Vertrages zu verlangen, 
jo kann diefe Bedingung von fo ernfter und harter Natur, doch nicht an⸗ 
ders in Anwendung gebracht werden, als wegen angemefjener Pflichtver- 
legungen und ſchuldbarer Verfäumniffe. Im vorliegenden Yalle zeigt 
fih, während mitunter felbft Vorauszahlungen nah Bequemlichkeit ftatt- 
fanden, in der Quittung. . „nicht die geringfte Andeutung einer Einwen- 
bung oder einer Recht3verwahrung aus Anlaß des geringen Reſtes per 
101 Lire 93 Cent. Auch dieſen Reſt übrigens hat ver Gellagte nachträg⸗ 
Lich gezahlt, ehe die Klage erhoben wurde.“ 
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Nr. 402. 


Unanwendbarfeit des S. 456 a. b. ©. B. im Falle einer 
gerichtlichen Pfändung. — Zuläffigfeit der Auftragung des 
Haupteided über dem Delaten unbefannte Thatfachen. 
Eutſch. v. 1. Jul —— non Nr. 5832 — des Re? Iriyeit —** .G. 


ch « + + v 
Wien vom 1. Mprit 1857, Ir. Str. 1228). ©. 3. 1807, te 187 ff 

B hat bei M einen Wagen gepfänbet, welchen nunmehr A als 
fein Eigentum in Anſpruch nimmt, indem er dem Geklagten (B) den 
Haupteid darüber aufträgt, „daß er (A) den in der Pfanpipecification 
aufgeführten Wagen bei X nicht beftellt und übernommen, und ſodann 
dem Erecuten vermiethet babe“. B beruft fi auf $. 456 a. b. G. B. 
und wendet überdies gegen den Haupteid ein: 1. Es ſei durch ihn die 
Identität des gepfändeten Wagens mit dem bei X beftellten nicht darge⸗ 
than. 2. Er (B) werde dadurch aufgeforvert, Über Vorgänge zwiſchen 
britten Perfonen zu ſchwören, von melden er feine Kenntniß habe. Die 
erfte Inftanz wies das Klagebegehren ab. Die beiden oberen Iuftanzen 
erkannten auf ven Haupteid. 

Gründe der dritten Inftanz: „Wenn durch den Haupteib 
ver Beweis tiber die Umſtände hergeftellt wird, daß der Kläger den in 
der Pfanpfpecification aufgeführten Comfortable-Wagen im Jahre 1853 
bei X, Wagnermeifter in Wien, bejtellt und übernommen, und im Sep- 
tember 1856 an den Executen vermiethet babe, fo muß dem Klagebe- 
gehren ftattgegeben werben, weil hiernach der Kläger den giltigen Titel 
und bie echte Art, wodurch er zum Befite des Wagens gelangt ift, nach⸗ 
gewielen haben würde ($. 372 a. 6. ©. B.). Durch den Haupteid wird 
auch die Identität des Wagens bewiejen, wornach dann die bejonderen 
Merkmale in den Haupteid aufzunehmen nicht nöthig ifl. — ‘Der ©e- 
Hagte führt den gegenwärtigen Proceß im eigenen Namen, und ver 
Haupteid kann ihm daher, gemäß $. 207 a. G. O., aud über fremde 
Handlungen aufgetragen werden. Sind dem Gellagten dieſe Handlun⸗ 
gen — deren Eriftenz er body widerſprochen hat — wirklich nicht be- 
kannt, und wagt er e8 deßhalb nicht, ven Haupteid abzulegen, jo mag er 
ihn dem Kläger zurüdichieben; der letztere kann durch die bloße Angabe 
des Geklagten, die zu beſchwörenden Umſtände feien ihm nicht befannt, 
um jein durch den Haupteid berzuftellendes Beweismittel gegen die aus⸗ 
brüdliche Vorſchrift des 8. 207 a. ©. D. nicht gebracht werden. — Der 
vom Geklagten bezogene 8. 456 a. b. G. B. iſt hier gar nicht anwend⸗ 
bar, denn dieſer Paragraph ſetzt voraus, daß ein Dritter eine fremde be⸗ 
wegliche Sache ohne Einwilligung des Eigenthlimers verpfändvet hat, 
wogegen im gegenwärtigen alle der Wagen gerichtlich gepfändet 
worden iſt.“ 


— — — — > u 
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Nr. 403. 
Siſtirung der Verhandlung bis zur Beſtellung der Klags⸗ 
un 
€ vom 1, Inli 1857 t, des Beicheided des B. ©, 
zarlis zum Si. der. ah, Te, Ah herum — Bef erh de 
a 


G. Prag, intimirt nit Yeret Kr B. 
Nr. 8652). G. 3. 1858, 
In einem Nechtöftreite war der Kläger F in KRechtskraft erwach⸗ 
ſenen Auftrage zum Erlage einer actoriſchen Caution von 30 fl. CM. 
nicht nachgekommen, und die erſte Inſtanz hatte hierauf die Siſtirung 
der weiteren Verhandlung in der Hauptſache bis zum Erlage dieſer Cau⸗ 
tion verfügt. Dieſe Anordnung wurde von dem oberſten Gerichtshofe 
auf den gegen die abändernde Entſcheidung der zweiten Inſtanz er⸗ 
griffenen Necurs als dem Sinne des $. 406 a. ©. D. vollfommen ent- 
Iprehend erkannt, indem der $. 408 a. ©. D. nur von ber Verhandlung 
wegen Beftellung einer mehreren Caution, keineswegs aber auch von 
dem rechtsfräftigen Erkenntniſſe auf Beſtellung einer actoriſchen Caution 
banbelt und nur der erfteren, nicht aber auch der legteren die Eigenſchaft, 
bie Hauptlache zu hemmen, abipricht, Teßteres vielmehr im Sinne des 
. 406 a. ©. D. als das geeignetite Mittel erfcheint, vem Kläger gegen- 
über ein folches Erfenntniß auf Beftellung einer actorifchen Caution zur 
Geltung zu bringen. 


— — — — — 


Nr. 404. 


Vertrag zu Gunſten eines Dritten. Beſtätigung desſelben 
im neue eines Promiſſars. 


Eutſch. vom 2, Juli 1867, Nr. ash eit. des Ra nt eil ded L. ©. 
Manta vom 29. Nov. 1 abänd, U es O. * G. 
Mailand v. 31. Jänner —— Hr 656). Gaz. d. Tri er 6.198 fi. 

Mittelft Notariatsactes vom 11. Yuli 1839, bei deſſen Errich⸗ 
tung außer dem Notar drei Zeugen intervenirten, trat M feinem Bruber 
N verichiedene Grundftüde ab; als Gegenleiftung warb theils eine Leib⸗ 
rente, theils die Uebernahme gewiſſer Schulden ftipulirt; auch verpflich 
tete fih N, ein Jahr nad) dem Tode bes M, ihrer gemeinjchaftlichen 
Schweſter A 2000 Lire auszuzahlen. Später trat in Folge des mit M 
und N getroffenen Vlebereinfommens B, ber Sohn des N, in die durch 
jenen Vertrag für legteren begründeten Rechte und Verbinblichkeiten ein, 
und er verſprach insbeſondere in dem darüber errichteten Nlotariatsacte, 
bie legteren, fomohl bei Xebzeiten des M, als auch nach feinem Tode, ges 
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wiſſenhaft zu erfüllen. — Am 24. Juli 1850 errichtete M ein Teſtament, 
in welchem er alle etwa vorhandenen lestwilligen Verfügungen, Tefta- 
mente jowohl als Copicille, für aufgehoben erklärte, weiter bemerkte, daß 
er zwar ſchon durch jenen Notariatsact über fein ganzes Vermögen ver- 
fügt babe, für alle Fälle aber ven B zum Univerfalerben ernenne. — 
Nach dem Tode des M weigerte ſich nun B, der A die 2000 Fire auszu- 
zahlen. Die legtere wurde in erfter Inftanz mit ihrem Klagebegehren 
abgewiefen; vie beiden höheren Inſtanzen verurtheilten jevoh B zur 
Zahlung. Es heißt darüber in ven vom oberften Gerichtshofe angenom> 
menen Entiheidungsgründen des Oberlandesgerichtes: „Der Geflagte 
wendet ein, daß bie Klägerin an M keine Forderung hatte, daß, wenn 
man ven fie betreffenden Theil des Notariatsactes vom 11. Juni 1839 
als eine Schenkung betrachte, fie eine ungiltige und unwirkſame wäre, 
weil er ihr von feinem der Betreffenden mitgetheilt worden, und weil 
überdies die im 8. 956 a. b. ©. B. vorgefchriebenen Förmlichleiten nicht 
beobachtet jeien, als Legat aber betrachtet, fei die betreffende Beſtimmung 
jebenfall8 durch den im Teſtamente des M enthaltenen Widerruf aufge- 
hoben. Allein, wenn nicht Daran gezweifelt werden kann, daß M vor fei- 
nem Tode N und deſſen Rechtsnachfolger B von der Zahlung jener 2000 
Lire entbinden konnte, bezüglich deren er angeordnet hatte, daß fie nad) 
jeinem Tode feiner Schwefter, der jegigen Klägerin, als Andenken an 
ihn ausgefolgt werben follten, jo kann doch keineswegs angenommen 
werden, daß der Wortlaut des Teftamentes einen Widerruf dieſer An- 
ordnung enthalte, da e8 vielmehr als eine der Vernunft und der Abficht 
des Disponenten beſſer anpaffende Folgerung erjcheint, anzunehmen, daß 
der Erblaſſer, indem er ausdrücklich auf jenen Notariatsact, ohne ihm zu 
berogiren, im Zeftamente Bezug nahm, und ihn al8 einen Act unter 
Lebenden bezeichnete, jene Anordnung beftätigen wollte, und daß Daher ber 
in demjelben Zeftamente enthaltene Widerruf aller früheren teftamente- 
riſchen und codicillarifhen Anordnungen fi nicht auf irgend einen Theil 
diejes Actes bezieht, in welchem alle vem Bruder auferlegten Verbind⸗ 
lichkeiten als Gegenleiftung für die Abtretung der Realitäten, in beren 
Beſitz er und fein Sohn ſich gejegt haben, erjcheinen. Wenn M jenem 
Notariatsacte auch noch die äußeren Formen einer legtwilligen Erflärung 
hatte geben wollen, welche erft nach feinem Tode ihre Wirkung äußern 
follte, fo geſchah dies nur in ver Abficht, die Ausführung des Bertra- 
ges auch in Bezug auf jene Verabredungen insbeſondere zu ſichern; es 
ändert dies aber nicht8 daran, daß die bebungenen Leiftungen einen in- 
tegrirenden Beftandtheil des in jenem Leibrentenvertrage und in dem 
jpäter mit dem Sohne abgefchloffenen Abtretungsvertrage bevungenen 
Entgeltes bilden, in Bezug auf welches der Geklagte in legterem Acte 
ausſprach, daß er alle im erfteren enthaltenen Verabredungen jowohl bei 
Lebzeiten des M als auch nad) feinem Tode gewiflenhaft erfüllen werbe. 
Die Weigerung des Geklagten, das Verſprechen zu erfüllen, ift daher 
eben fo ungejegmäßig als unbillig; basfelbe gilt won feinem Verſuche, 
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bie im Teſtamente enthaltene derogatorifche Elaufel auf die zu Gunſten 
jeiner Tante getroffene Verfügung anzumenben. Wenn es übrigens über⸗ 
haupt nöthig war, daß diefe Verfügung von einem der Kontrahenten ihr 
mitgetheilt werde, jo ift fie davon in ausreichende Kenntniß dadurch 
gejett, Daß das Zejtament, welches ihr als Schweiter und gefeglichen 
Erbin des M mitgetheilt werben mußte, fich wirklich auf die fraglichen 
Üctenftüde bezieht, und zwar mit der Bemerkung, daß dieſelben bei 
Notaren deponirt jeien.“ 


Nr. 405. 


Bedingungen der Bollftredbarkeit von Urtheilen königl. polnischer 
Gerichte in Defterreich. 


gut. 9 v. 3 Juli 1857 N 5143 (Beit. ded den Beileid des Com, 
& ©, Nihely vom 10. R 1856, Nr. 6648, abänd, Dee w 
O. L. 6 "Gperie v. 3, Febr. &n, Me Nr. 79. Haimerl'3 Mag. 8), X 


Die erfte Inſtanz hatte ein von dem Appellationdgerichte in 
Warſchau geichöpftes Urtheil für erecutionsfähig erfannt. Die zweite 
Inftanz änderte auf den Recurs der Geflagten dieſe Entſcheidung aus dem 
Grunde ab, daß fih das in Warfchau gepflogene Verfahren nad) den 
hierländigen Geſetzen als null und nichtig darſtelle. Der oberfte Ge- 
rihtshof gab dem Nevifionsrecurs aus folgenden Gründen nicht ftatt: 
„Wenn ſchon das Geriht zu Warſchau in der Rechtsſache des Execu⸗ 
tionswerber8 wider die Belangten nad) den über den Gerichtsſtand gel- 
tenden allgemeinen Grunbfägen die Gerichtsbarkeit auszuüben vermöge 
der Umftände berechtigt war, daß der feiner Klage zu Grunde liegende Ber: 
trag in Warſchau geichloffen, ihm die Dort liegenden Weine der Belang- 
ten zur Sicherheit feiner Forderungen verpfändet, und ihm die Befriedi- 
gung aus dem Erlös des Weines, mithin am Orte, wo ſich diefer Wein 
befand, verſprochen wurde; fo enthält doch das vorgelegte Urtheil des 
Appellationsgerichtes Warſchau eine offenbare Verlegung der inlänbi- 
Ihen Gefege, indem der auf die Klage des Erecutionswerberd ergan- 
gene erſte Bejcheid eingeftandenermaßen nicht den Belangten zu eigenen 
Handen zugeftellt, und jeitens des Erecutionswerbers auf den Widerſpruch 
ver Geflagten auch nicht erwiefen wurde, daß bie Vertreter der Letzteren 
eine befondere Vollmacht zur Annahme von bergleihen Beſcheiden er- 
halten hatten. Das vorgelegte Urtheil erweijet ſich ſomit nad) den inlän- 
bifchen Geſetzen 88. 66, 339 prov. C. P. O. (vgl. 8.385 a. G. O.) 
als null und nichtig. Da nun nad dem Hofvecret vom 13. November 
1838 3. ©. S. Nr. 306 (Weffely I. Nr. 1190) die Execution der hier- 
ländigen Urtheile im Königreiche Polen nur dann bewilligt wird, wenn 
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das dortige Gericht nach Vernehmung der Parteien und nach Erwägung 
des von denſelben Vorgebrachten in dem hierländigen Urtheil nicht eine 
offenbare Verletzung des im Königreich Polen beſtehenden Geſetzes wahr⸗ 
nimmt, und nach eben demſelben Hofdecret, ſowie nach $. 550 prov. C. 
P. O., bei Anſuchung um Vollſtreckung der Erkenntniſſe der polniſchen 
Gerichte die ſtrengſte Reciprocität beobachtet werden muß, ſo hat das 
Oberlandesgericht das vorgelegte Urtheil des Appellationsgerichtes War⸗ 
ſchau ganz richtig zur Vollſtreckung für nicht verbindend erklärt.“ 


Nr. 406. 
Verhältniß der enge zum Urtbeile. 


Entf. vom 2, Juli 1857 ufbebun en Aus Urtheil des 
8. ©, Nenban vom 31. ua 1886 18, 12038, ab Urtheils des 
D. 8%. 6, Bien vom 11, Me 107, N. 15576) eek Magazin 


A Hagte gegen B und C auf Zahlung einer Geldſchuld von 304 fl. 
34 Tr. Die erfte Inftanz erkannte dem Klagebegehren gemäß, indem fie 
bie von ben Geklagten angebrachte Einwenbung der Compenjation ver 
warf. Beide Geflagte appellirten. Die zweite Inſtanz erfannte zu 
Gunften des B auf Beweis der Compenfation durch den Haupteid, und 
verurtheilte ven B bevingt, die Hälfte ver Summe pr. 152 fl. 17 fr. zu 
bezahlen; in Anfehung der anderen Hälfte enthält das oberlandesgericht- 
liche Urtheil jelbft nichts; in den Enticheivungsgründen warb jedoch aus- 
geſprochen, daß C die Summe von 152 fl. 17 fr. unbedingt zu bezahlen 
babe. Der oberfte Gerihtähof bob dieſes Urtheil auf und verordnete 
dem Übergerichte, von den Streittheilen beive Eremplare diejes Urtheils 
abzuforbern, und ein feinem Beſchluß entfprechenves, beide Geklagte um- 
faflendes Erkenntniß auszufertigen, „in der Erwägung, daß das ober- 
landesgerihtliche Urtheil, durch welches jenes des Gerichtes erfter In⸗ 
ftanz feinem Wortlaute nah auf Appellation ver Geflagten abgeändert 
wurde, wornach jomit das leßtere aufhörte, zu Necht zu beitehen, keine 
Beitimmung über die Zahlungspflicht des mitgeflagten C enthält, fid 
auch nur über die von B zu zahlende Hälfte der eingellagten Summe 
von 304 fl. 34 fr. ausſpricht, daher wejentlich gegen die Beftimmung 
bes 8. 248 0. ©. O. verftößt, diefer Berftoß aber dadurch nicht behoben 
wird, daß bie obergerichtlichen Entſcheidungsgründe die Zahlungsver⸗ 
pflichtung bes C bezüglich der zweiten Hälfte der erwähnten Summe 
ausfprechen, weil bie Entſcheidungsgründe keinen Beſtandtheil des Ur⸗ 
theils bilden, und auf Grund derſelben eine gerichtliche Execution gegen C 
nicht ertheilt werben könnte.“ 


— — — nn en 
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Nr. 407. 


Unzuläſſigkeit der Aufhebung der Gerichtöfoften im Wall einer 
Abänderung des Urtheild zu Gunften des Appellanten. 


Entif. v. 2, Yuli 1857, ar, Belt. des Urtheils des B. G. Wien 
v. 9, Febr. 1857, Nr, 8262, Abünd, deB Urtheilg 2 O. L. G. Wien 
v. 22, Ayril 1857, tr. 3450 


+ « + + + + 


Ä Die erfte Inftanz hatte ven Geflagten, unter. der Bedingung der 
Nichtablegung des demſelben aufgetragenen Haupteives und ber Able- 
gung des Schätzungseides durch den Kläger, in der Hauptſache jowie in 
bie Zahlung der Gerichtsfoften verurtheilt. Der Kläger appellivte und 
begehrte Vereinfachung des Eides und Weglaffung des Schäßungseibes. 
Die zweite Inftanz gab dieſer Appellation Folge, hob jenod die Ge- 
rihtöfoften erfter Inſtanz gegenfeitig auf, weil das erftrichterliche Ur- 
theil zu Gunften des Klägers abgeändert worven fei. Gegen dieſe Auf- 
hebung der Gerichtsfoften ergriff der Kläger die Reviſion. Der oberfte 
Gerichtshof gab feinem Begehren ftatt, und verhielt den Geffagten für 
ben Fall feiner Sachfälligfeit zum Erſatze der Gerichtsfoften erfter In⸗ 
ftanz in der Erwägung, „Daß bereits das erfte Urtheil den Geflagten 
‚im Sale feiner gänzlihen Sachfälligkeit zu den Gerichtskoſten verur- 
theilte, wogegen er jelbft gar feine Beſchwerde ergriff; in der Erwägung, 
baß die obergerichtliche Abänderung nur auf Appellation des Klägers, 
und nur zu beflen Gunften, durch die begehrte Vereinfachung des Eides 
und Weglafjung des Schäßungseibes erfolgte, daß ſomit derſelbe bezüig- 
lich der Gerichtskoſten nicht übler geftellt werben Tann, zumal der Ge- 
klagte feinen Spruch fir ſich hat, fomit im Yale gänglicher Sachfällig⸗ 
keit oo. vom Obergerichte in bie Koſten verurtheilt werden müßte (8. 400 

a. D.)". 


Nr. 408. 
—— bei der Depoſſeſſionirung türkiſcher Unterthauen. 
Entſch. v. 2. Inli 1857 Br. 8 der Be naeh De. 


des L. ©, Bien dom AM Mir, 1867 
Wien v, 5, Mai 1857, Nr. 5622), ©, 3. ker Kr. 1 
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Nr. 409. 


Urkunden, auf welche hin das Verbot ohne ECautions- 
beftellung nicht zu bewilligen ift. 
Entf, vom 7. a "1857 PR; Nr. 6714 (Belt. des dad Decret ded 8. G. 


Senshun v. B — Nr. 3569, abändernden Decretes des DO, 
Gen. ril 1857, Nr, 5116), ©. 3. 1858, Pr, 156, 


In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt e8: 
„Der eigene Buchauszug eines Verbotswerbers kann nicht zu ben im 
8. 284 a. ©. O. bezeichneten Urkunden gezählt werben, da fonft jede Auf- 
fhreibung des Klägers, jedes jchriftliche Aflert, welches ja aud, wenn 
der Gegentheil e8 für richtig anerkennt, als Beweis wirft, zur cautiond- 
freien Verbotswerbung ohne weiteres berechtigen würde.“ 


Nr. 410, 


Verpflichtung des VBermiethers, den vor Eröffnung des Con- 
curjes gefchloffenen Miethvertrag der Concurdmaffe gegenüber 


einzuhalten. 
En . 7, Juli 1857 6751 Geſt. des Urtheils B. G. Wien 
v. Ah Mai a — ß Wien 


9 des eils — 3. G. 
vom 16, uni 1857, Fr. 7357). © — 





Nr. 411. 


Folgen der Nichteinhaltung der Bedingungen, unter welchen 
ein Theil der Schuld nachgelaſſen wird. 


8. 1857 4314 x — 
—* v 15, "Jänner {es Rt. ee des das Fe ng A des 
nz ri 5, Febr, —— Kr, er Fa udz Er Nr. m” 

A bat bei der Concursmaſſe des B eine Forderung angemelbet, 
welche mit 260 fl. fammt 6% Binjen für Liquid erklärt wurde. Auf 
Antrag des B willigte A fpäter in einen Nachlaß von 40% und in 
bie jofortige Aufhebung des Concurfes, unter der Bedingung, daß ihm 
B den Reſt pünftlih und Haglos in drei Raten „abgetragen haben 
wird”. B hielt die Termine nicht ein, und zahlte nur am 15. No- 
vember 1853 einen Betrag von 91 fl. — A forderte nun, indem 
er die 91 fl. theils auf Zinfen, theild vom Capital abrecdhnete, ben 
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Reſt der ganzen urfprünglichen Schuld von 260 fl. mit 186 fl. 32'/, kr., 
fammt feit 15. November 1853 laufenden 6% Imterefien. Die erfte 
Inſtanz ſprach ihm nur den nach Abrechnung der 91 fl. von ber im 
Vergleichswege rebucirten Schuld fich ergebenden Reſt von 65 fl. fammt 
6% Zinfen feit 15. November 1853 zu. Sie ging davon aus, daß 
ber Nachlaß nicht unter irritatorifher Clauſel geſchloſſen fei, und dem 
Wortlaute desjelben gemäß nur der Concurs nicht vor erfolgter Be⸗ 
zahlung hätte aufgehoben werben ſollen; das könne zwar nicht mehr 
ungejchehen gemacht werben, allein Kläger habe fein Recht, ven bereits 
erlafienen Theil der Schuld wieder zu fordern. Das Oberlanvesgericht 
gab jedoch dem Slagebegehren feinem vollen Inhalte nah ftatt. Die 
obergerichtlichen Gründe enthalten im Wefentlihen Folgendes: „Es 
bedurfte bei dem Haren Inhalte der Erklärung vom 15. März 1853 
zur Begründung bes vollen Klageanſpruchs der fogenannten irritato- 
riſchen Clauſel durchaus nit. Die Gläubiger des B haben ihm ven 
gewünfchten AUG Nachlaß und die Koncursaufhebung, indem fie auf 
bie ihnen bei ungehinberter Abwidelung der Concursverhandlung fonft 
nah der Rejolution vom 11. September 1784, lit. b, Nr. 336 9. 
G. S. (Weſſely I, Nr. 1794), zugeftandenen Rechte verzichteten, nur 
gegen bem zugeftanden, daß er den nad Abzug des Nachlafies ver- 
bleibenden Schulpreft innerhalb der geftellten Termine pünktlich und 
klaglos, d. h. ohne bie den Nachlaß zugeftehenden Gläubiger zur 
gerihtlihen DBetreibung ihrer Rechte zu nöthigen, bezahle. Hiedurch 
wurbe biejes Einverftändniß zu einem durch eine bejahend aufjchie- 
bende, oder wenn man lieber will, verneinend auflöſende Bedingung 
beichränften, bei welchem das dem Geflagten zugeftandene Recht auf 
den Nachlaß erft von der Erfüllung, oder umgefehrt der Verluft dieſes 
Rechtes von der Nichterfüllung dieſer Bedingung abhängig gemacht 
wird (SS. 696, 699 und 897 a. b. ©. B.). Da nun Geflagter felbft 
zugefteht, auf Rechnung ver klägeriſchen Forderung nur 91 fl. bezahlt, 
ſomit obiger Bedingung nicht entfprochen zu haben, erſcheint er dem 
Geſagten zufolge des ihm zugeftandenen Nachlaſſes verluftig und ver- 
pflihtet, dem Kläger die ganze urfprüngliche Forderung nach Abzug 
ber geleifteten Abjchlagszahlung in dem vom Kläger ganz richtig berech- 
teten Betrage von 186 fl. 32'/, Fr. nebft 6% Verzugszinſen hievon 
feit 15. November 1853 zu bezahlen. Es ift jomit das Klagebegehren 
vollfommen begründet. Wenn es fich endlich auch nicht leugnen Täßt, 
daß Kläger nach der Sachlage unbezweifelt berechtigt war, falls e8 
ihm zweckdienlicher erjchiene, und die übrigen geſetzten Bedingungen 
dazu vorhanden wären, die Wiederaufnahme der Concursverhandlung 
zu begehren, jo ift er daran doch offenbar nicht gebunden. In ſoweit 
e8 fit) aber um allenfalls dabei betheiligte Intereffen und Rechte 
anderer gewejener Concurögläubiger hanbelt, ift auf viefelben einerjeits 
bei aufgehobenem Concurje in diefem nur zwilhen Einem der Gläus 
biger und dem gewefenen Cridatar obſchwebenden Kechtsftreite von 
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Amtswegen Teine Rüdfiht zu nehmen, andererſeits aber wird denſelben 
auch durch dieſe Enticheivung durchaus nicht präjubicirt, indem es 
jedem der übrigen Gläubiger und auch dem Gellagten, welch’ letzterer 
nad Umftänden ſogar dazu verpflichtet ift, freifteht, Die Wieberauf- 
nahme des Concurfes zu begehren.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat das Erkenntniß des Oberlandes- 
gerichte® aus deſſen Gründen beftätigt und nur bemerkt, daß ber in 
ber Erklärung vom 15. März 1853 zugefiherte Nachlaß mit 40% 

„gegen dem zugeftanden worben ift, daß der Schuloner ven For⸗ 
—— mit 60% in den beſtimmten Terminen pünktlich und klaglos 
entrihte. Da Geklagter dies nicht zugehalten bat, fo hat er auch 
auf den bedingungsweiſen Nachlaß feinen Anſpruch; denn die Abficht 
diefer Zugeftehung war, daß Kläger nicht nöthig habe, wegen feiner 
Forderung nad aufgehobenem Concurſe abermals den Rechtsweg zu 
betreten, den er wegen Nichtzubaltung der Bedingung nun doch be⸗ 
treten mußte". 


Kr. 412. 


Eigenthumsflage des Käuferd nach Aufhebung des Vertrags 
wegen Verlegung ded Verkäufers über die Hälfte. — Perfonen, 
unter welchen das rechtöfräftige Urtheil wirkt. 

Entiö. vom 8, Juli 1867 N, 6 6157 (Bet. des dad Urtheil der Prätur 
Maningo v. 5. Der. 1856, 202, Dänberuden Urtheils de O. L. ©. 
enedig v. 26. März 1857, Nr, 3685). G. 3. 1857, Nr. 137, 

B war Befiger des Grundes Nr. 576 zu Arbo im VBenetianifchen, 
und es ift unbeftritten, daß das jetzt mit Nr. 324 bezeichnete kleinere 
Grundſtück ein Beftandtheil jenes größeren war, als dasſelbe A ven 
4. Auguft 1838 ankaufte; A forvert jet von den Descenventen und 
Erben des B, welche fi im Befite des Grunves Nr. 824 befinden, bie 
Abtretung desfelben. Die Geflagten wenven ein, daß ein Bruder B’8 
das rechtskräftige Urtheil vom 28. October 1841 erwirkt habe, vermöge 
befien ver Kauf wegen Verlegung über die Hälfte des wahren Werthes 
aufgehoben und vie Wieverherftellung des status quo ante für den Fall 
angeordnet wurde, daß A nicht vorziehe, den vollen Werth des erfauften 
Grundes zu ergänzen. Das Gericht erfter Inftanz gab dem Klage 
begehren ftatt, weil e8 dem eben erwähnten ‚Urtheile als res inter alios 
acta feinen Einfluß auf die vorliegende Sache einräumen zu bürfen glaubte. 
Das Oberlandesgericht dagegen wies ven Kläger ab. „Dem Kläger, nicht 
bem Geflagten, liegt, fo heißt e8 in ven Entſcheidungsgründen, der Be- 
weis ob, daß er durch Erfüllung der im Urtheile ihm auferlegten Bedin- 
gungen fein Eigenthumsrecht an dem erwähnten Grunde aufrecht erhalten 
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habe. In Ermanglung dieſes Beweiſes muß angenommen werden, daß 
ber fragliche Verkauf aufgehoben und das Grundſtück an B ober deſſen 
Rechtsnachfolger zurüdgefallen ift. Das eben erwähnte Urtheil wirkt aber 
feiner inneren Natur nad, nicht blos auf die Parteien, in deren Streit 
e8 erging, ſondern auc auf britte Interefienten, da $. 12 a. b. ©. 2. 
auf den Yall feine Anwendung findet. — Uebrigens befinden fich bie 
Geflagten nicht im unrechtmäßigen Befige, ſondern legitimiren ſich durch 
ihre Eigenſchaft al8 Erben des B; es gebührt ihnen aljo jedenfalls vor 
dem Kläger, ber nur einen für ungiltig erklärten Titel für fih anführen 
kann, im Sinne des $. 372 a. b. ©. 3. der Vorzug.“ Der oberfte 
Gerichtshof beftätigte das obergerichtlihe Erkenntniß weſentlich aus 
denſelben Gründen. 


Nr. 413. 


Wirkſamkeit des geſetzlichen Pfandrechts des Beſtandgebers 
bezüglich der zur Zeit der Pfandbeſchreibung noch nicht 
fälligen Zinſe. 

Entſch. vom 8. Juli 1857, Nr. 6326 (Beſt. des das Urtheil des L. ©. 
Fredcia vom 12. Fehr. 1857, Nr. 1201, abänd. Urtheils des DO. L. 2 

Mailand v. 11, April "1857, Nr. 47%). Gaz. d. Trib. 1857, S. 406, 

Am 22. Juli 1856 hatte A wider C, dem er fein Haus bis Ente 
November 1857 vermiethet Hatte, die pfandweiſe Bejchreibung ver 
Effecten zur Sicherftellung des am 11. Mai 1856 fällig gewordenen 
Zinfes von 104 Fire erwirft. Später führte B, ein anderer Gläubiger 
bes C, die Erecution auf diefelben Effecten, und der hieraus entftanvene 
Kechtöftreit zwiſchen A und B drehte fih um die Frage, ob die gepfän- 
beten Effecten lediglich für jene bereits fälligen 104 Lire, oder auch noch 
für alle fünftig fällig werdenden Zinjen haften. Die erfte Inftanz ent- 
ſchied gegen den Vermieter. Das geſetzliche Pfandrecht des Dermiethers 
beziehe fi nur auf jene Gegenftände, welche zur Zeit der Klage noch in 
ver Wohnung befinvlich find. A habe nur 104 Lire eingeflagt, nur für 
fie die Pfändung erwirkt; auf fie ſchränke ſich alfo auch die Wirkung der 
Pfanpbeichreibung ein; fonft könnte auch der pünktlich zahlende Mieths⸗ 
mann vom Vermiether in ber freien Verfügung über feine Sachen will» 
fürlich gehindert werden. Die zweite Inftanz entſchied zu Gunften des 
Bermiethers aus folgenden Gründen: „Nach römiſchem Rechte ward das 
Pfandrecht des Vermiethers an den Fahrniffen des Miethers im Augen- 
blide der Einbringung in die Wohnung wirffam, und die Pfanvobjecte 
hafteten für den ganzen Miethzins. Dieſe Beitimmung ward vom öfter- 
reichiſchen Gefege adoptirt, wie aus dem in den $. 1101 a. b. G. B. 
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übergegangenen Hfder. vom 16. September 1796 hervorgeht. Wenn es 
nun im gedachten Paragraphe heift, daß das Pfandrecht bezüglich jener 
Gegenftände zuftehe, weldhe zur Zeit der Klage in ver Wohnung nod) 
befindlich find, fo ift Damit nur gejagt, daß dem Pfandrechte jene Effecten 
nicht mehr unterliegen, welche zur Zeit der Klage in andere Hände über- 
gegangen oder außerhalb ver Wohnung befindlich find; damit ift aber an 
dem Grundprincip nicht? geändert, daß das geſetzliche Pfandrecht auch 
ohne Anftellung ver Klage befteht, und daß alle in der Wohnung befind- 
lihen Objecte für den ganzen Miethzins haften, ohne daß der Beftand- 
geber verpflichtet wäre, die Pfanpbeichreibung zu erwirken.... Sit auch 
im vorliegenden Falle der Zins noch nicht fällig, jo befteht die Schuld 
jelbft doch zu Recht, und das dafür dem Beſtandgeber zuſtehende Pfand⸗ 
recht muß aufrecht erhalten werden (8. 447 a. b. G. B.), ohne Rückficht 
auf die Haftung, welche ein Dritter etwa den noch im Hauſe befindlichen 
Sachen auferlegt haben mag.“ Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die 
Entſcheidung des Oberlandesgerichtes aus folgenden Gründen: „Das 
Pfandrecht iſt der Natur der Sache nach beſtimmt, künftig fällig werdende 
Zahlungen während der ganzen Dauer der Verbindlichkeit ſicherzuſtellen, 
und das Pfandrecht des Beſtandgebers iſt... von der Pfandbeſchreibung 
und Sequeſtration unabhängig, da dieſe Acte nur zur erhöhten Sicherung 
und Wahrung jenes Rechtes dienen ſollen. Der Titel oder das Pfand⸗ 
recht ſelbſt iſt mit der Ausübung dieſes Rechtes nicht zu verwechſeln, und 
nur bie leßtere hat $. 1101 a. b. ©. B. vor Augen, wenn er anordnet, 
daß fich dabei der Beſtandgeber auf bie zur Zeit der Klage noch im Haufe 
befindlihen Gegenftände einjchränten mifle.... . Im vorliegenven Falle 
wäre die Haftung ver Sachen erft dann erlojchen, wenn biefelben vor 
Anftellung der Klage wider den Miether gepfändet und fortgefchafft 
worden wären, und ber Vermiether hiezu geſchwiegen hätte.“ 


Nr. A1A. 


Condictio indebiti, angeftellt nach Einlöfung eined Wechſels 
mit falfhem Indoſſament. 


Entſch. vom 15. Juli 1857, Nr. 4924 —— des Urtheils des 2 8; 
Be amp vom 1, uguft 1856 Abänderung ded Urtheils des 
. ©, Mailand v. 29 . Nov. 1856, — 13614). Gaz. d. Trib. er 


. 509, 510, 
A hatte einem von O zu Gunften des P ausgeftellten Wechfel fein 
Giro beigefegt. Nach einiger Zeit warb er von B als Inhaber und 
Giratar eines ſolchen Wechſels aufgefordert, ihn einzulöjen, was aud) 
geihah; bald darauf erging aber an ihn eine gleiche Aufforderung von R. 
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Es zeigte fi), daß ber von ihm eingelöjte Wechſel falſch war, und A, ver 
ſomit noch einmal zahlen mußte, verlangte von B den Betrag, den er ihm 
abgeforbert hatte, zurüd. Sein darauf gerichtetes Klagebegehren ward 
jedoch in erfter Inſtanz zurüdgewiejen, und zwar aus folgenden 
Gründen: „Das eine Erforderniß des 8. 1431 a. b. ©. B.: Zahlung 
aus Irrthum kann allerdings nach dem Stande der Sache als vorhanden 
angefehen werben... .; allein die Entichetvung des vorliegenden Rechts⸗ 
ftreites hängt davon ab, ob B ein Recht hatte, die Zahlung ver fraglichen 
Summe zu fordern. Die auf einem Wechfel vorkommenden Unterjchriften 
bilden. jede einen felbftftändigen Act, einen für ſich beftehenven Vertrag, 
und bie Ungiltigleit eines dieſer Verträge kann auf die Giltigkeit und 
Wirkſamkeit der anderen keinen Einfluß üben... De nun ber Wechſel 
an B von feinem Bormanne wirklich girirt worden war, jo hatte jener. ... 
auch ein Recht auf Bezahlung der Wechfelfumme, und wenn auch bie 
Unterfohrift des A falih war, fo kann die erfolgte Zahlung doch nicht 
als Zahlung einer Nichtſchuld angefehen werben. Der Grundfas, daß 
Derjewige, welcher das erhielt, was ihm gebührt, zur Rüdzahlung nicht 
verpflichtet fei, wenn gleih eine vom wahren Schulpner verfchiebene 
Perfon gezahlt hat, ift vom gemeinen Rechte fanctionirt in der L. 44. D, 
de cond. indeb. (12, 6.): Repetitio nulla est ab eo, qui suum recepit, 
tametsi ab alio, quam vero debitore, solutum est.* Die zweite Inftanz 
gab dem Klagebegehren flatt; allein ber oberfte Gerichtshof beftätigte pas 
Urtheil ver erften Inftanz „in der Erwägung, daß der Seflagte in den 
Beſitz des Wechſels in Folge mehrerer Indoſſamente gelangte, beren 
jedes einen beſonderen wechjelrechtlichen Act bezeichnet, und eigenthümliche 
Rehtsverhältnifle zwiichen ven dabei betheiligten Perfonen begründet ; 
in der Erwägung, daß nicht behauptet wird, daß Gellagter kein Hecht 
anf Erlangung der Werhfelfunme habe (8. 1451 a. b. ©. B.) .... 
daß er nicht verpflichtet war, die Echtheit der früheren Indoſſamente, 
namentlich desjenigen des Kläger zu prüfen, ober fi) nach dem Beſtand 
und Urfprung der Schuld vesfelben zu erkundigen — mas mit ber 
Natur und dem Zwecke der Wechſelgeſchäfte fih nicht vereinbaren läßt; 
in der Erwägung, daß der Geklagte, da er vom Kläger die Wechſelſumme 
erhielt, den Wechſel nicht proteftiven laſſen, und auch nicht jeinen 
Regreß an feinem Bormanme nehmen konnte; in Anbetracht endlich des 
8.1431 a. b. ©. 8. und der Art. 3, 75, 76 und 36 der Wechſel⸗ 
ordnung“. 


Glafer, Unger und Walther Entſch. I. 29 
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Nr. 415. 


Beſtellung einer Hypothek zur Sicherſtellung der genauen 
Erfüllung eines Vertrags. 
15, Inli Nr. a Bei. des das eil der Prätur 
rain u. "Ron. 18 1866, Ar ernden re, bei pi G. 
Benchig m. 19: Sehr, 1867, Sh Nr. 1866). &. 3. 1 

A und B hatten dem C Realitäten verpachtet. Die ehe am 

6. Mai 1848 zur Sicherftellung der genauen Zuhaltung bes Pacht⸗ 
vertrages und jeder daraus entſpringenden Verantwortlichkeit (ed' ogni 
altra rispondenza del conduttore) auf feinem Grundſtücke eine Hypothek 
bis zum Betrage von 9000 Fire. Am 1. Mai 1849 kam in Folge ver 
Einflagung eines Zinsrüdftandes ein gerichtlicher Vergleich zu Stande, 
vermöge deſſen ver Pächter fi zur ratenweiſen Bezahlung des Nüd- 
ftandes per 4147 Fire und zur fünfprocentigen Berzinfung vesfelben ver- 
pflichtete. Diefer Vergleich wurde, nachdem inzwilchen andere Hypotheken 
beftellt worben waren, am Rande der Eintragung ber uriprünglichen 
Hypothek per 9000 Lire am 22. Juli 1849 im Hypothekenbuche erſichtlich 
gemacht. Späterhin brach der Concurs über C aus. Im Claſſifications⸗ 
urtheil wurden A und B zwar mit dem apital per 4147 Lire in 
bie zweite Claſſe, mit ven Intereflen hievon jedoch in die ſechſte Clafſe 
gejett. Sie brachten dagegen die Vorrechtsklage ein. Die erfte Inftanz 
räumte ben vor dem 22. Juli 1849 eingetragenen Pfandgläubigern bie 
Priorität vor der Intereflenforderung ein, weil die Urkunde, mit welcher 
bie Hypothek fir 9000 Lire beftellt wurde, ſich nicht auf 5% Berzinfung 
der Rücftände beziehe, und A und B doch nicht 4% Berzugs-, fondern 
5% Bertragszinfen in Anſpruch nehmen, welche ihnen nicht Durch den 
urfprünglihen Pachtvertrag, fondern durch den erſt am 22. Juli 1849 
eingetragenen Vergleich zugeftanden wurden. Im 8. 120 ital. ©. O. 
(8. 18 a. C. DO.) fei allerdings den breijährigen Intereſſen der Satz⸗ 
capitglien die gleiche Priorität wie dem Capital zugefprochen, allein auch 
dieſe könne nur den mit dem Capital eingetragenen Vertrags⸗ und etwa 
ben 49 Berzugszinfen zulommen. Die zweite Inftanz gab dem Klage 
begehren ftatt, und die dritte Inſtanz beitätigte dieſes Urtheil aus fol- 
genden Gründen: „Die Formel „d’ogni altra rispondenza“ umfaßt jeden 
Schaden, welchen A und B in Folge der Nichterfüllung des Pachtvertrages 
zu erleiden bätten, baher auch venjenigen, welcher für fie aus der Nicht: 
bezahlung des Pachtzinjes entipringt, gleichviel, ob der Umfang dieſes 
Schadens durch richterlihen Ausſpruch oder Vergleich beftimmt wird. 
Letzteres ift num durch den Vergleich vom 1. Mai 1849 duch Bedingung 
von 5% Zinſen gejhehen, und fo eine beitimmte Erſatzforderung 
begründet worden, welche ganz ber urfprünglichen, eventuellen und 
unbeftimmten Berantwortlichkeit, bezüglich deren fchon am 15. Mai 1849 
pie Infeription erfolgte, entfpricht; e8 war ſomit Jedem, der über den 
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Hypothekenſtand des C Auskunft wuünſchte, Gelegenheit gegeben, fie 
kennen zu lernen. Die fpätere Anmerkung des Vergleihes am Rande 
diefer Eintragung war aljo etwas ganz Ueberftüffiges, und e8 kommt 
anf die Zeit, wann fie erfolgte, nicht an.“ 


Nr. 416. 


Beginn der Verjährung der Klage auf Aufhebung eines 
Kaufvertrages wegen Verletzung über die Hälfte. 


Entſch. vom 15. Juli 1857, Nr, 118 une des das Urtheil der Prätur 
Portogrnaro v. 8, Angi ft 1856 abänd, 4 &* Q. L. ©. 
Benedig v. 27. März 1857, Sir. day &. $. 1858, ©. 418, 

Mit der Klage vom 6. Yänner 1854 —— bie minderjährigen 
A durch ihren Bormund die Aufhebung des von ihrer verftorbenen Mutter 
M mit B am. Juni 1847 abgeſchloſſenen Berfaufes des Haufes x wegen 
Berlegung über die Hälfte. Die geflagten Erben des B wendeten unter 
Anderem die Verjährung nach 8. 1487 a. b. ©. 3. ein, wogegen die Kläger 
replicirten, daß der Vollendung dieſer Verjährung der Snemumngagrunb 
ber Minberjährigfeit nah 8. 1494 a. b. G. B. im Wege ftehe. Die 
erfte Inftanz wies das Klagebegehren zurüd, indem fie ven 8. 1494 a. b. 
G. B. dahin interpretirte, daß unter den daſelbſt im Schlußſatz erwähnten 
Hinderniſſen nicht das Hiuderniß der Minverjährigfeit, fonvern ber 
Mangel eines gefeglichen Vertreters zu verfiehen jei. Die zweite 
Inſtanz ließ den in der Replik angebotenen Beweis durch Sachverftändige 
über ben Werth des Haufes aus folgenden Gründen zu: „Es Tann bie 
den Klägern mit Berufung auf $. 1487 a. b. G. B. eingewenbete Ber» 
jährung nicht als vorhanden angenommen werden. Denn ungeachtet ber 
am 7. Juni 1847 vorgenommenen Veräußerung des der verftorbenen M 
gehörigen Haufes blieben ihre Kinder, die nunmehrigen Kläger, doch im 
ungeftörten Befiß, bis fie von den B’Ihen Erben mit Klage vom 8. Mai 
1851 gemeinschaftlich mit ihrem Vater wegen Räumung des veräußerten 
Hauſes belangt wurden. Aber man braucht eben auch nicht auf dieſen 
Zeitpunkt bei Berechnung ber Verjährung zu fehen. Der eigentlich ent⸗ 
jheidende Moment liegt in der Imtimation- des Einfchreitens vom 
27. Sänner 1851, womit die B'ſchen Erben ven M'ſchen Erben A den 
Anlauf des Haufes anzeigten, und fie zu deſſen Räumung aufforberten. 
Erft durch diefen Act wurden bie M’Ichen Erben in legaler Form von der 
Beräußerung in Kenntniß gejegt; erft von dieſem Zeitpunfte lief die Ber- 
jährung und fomit war am 6. Jänner 1854, an weldhem Tage fie mittelft 
Klage die Verlegung über die Hälfte geltend machten, das im 8. 1487 
a. b. ©. B. normirte Triennium noch nicht abgelaufen.” Der oberite 
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Gerichtähof beftätigte Die obergerichtliche Enticheivung „in der Erwägung, 
daß die Beräußerung gegenüber dem den Klägern und ihrem Bater 
belafienen Befig wicht genügte, die Kläger in Gewißheit über ven erfolgten 
Verkauf zu fegen; — in der Erwägung, daß ver Vater des klagenden 
Minderjährigen bei dem Umftante, daß er nad dem Verkauf durch 
mehrere Jahre in feinem Befig nicht geftört wurde, zu bem Glauben 
berechtigt war, daß ver Käufer, welcher mit ihm in Geſchäftsverbindung 
ftand, fein Recht nicht auszuüben beabfihtige; — in der Erwägung 
endlich, daß er fi von dem Gegentheil erft dann überzeugen konnte, als 
ihm die Klage vom 8. Mai 1851 wegen Räumung des Haufes intimirt 
ward, und daß von dieſem Zeitpunkte bis zum 6. Yänner 1854, als 
bem Tage der gegenwärtig in Verhandlung ſtehenden Klage, die für bie 
Berjährung im 8. 1487 a. 6. ©. 2. feftgefegten drei Jahre noch nicht 
abgelaufen waren”. 


Nr. 417, 
Einwendung ber Streithängigleit gegen eine Wiberflage. 


Eutſch. vom 15. Inli 1867, Nr. 6608 „gtbeitweife Belt. der das Hetpeit 
der prefina vom 31. Dec, 1860, Nr. 979, aufhebenden Ver⸗ 
orbuuug des O. 2. G. Mailand v. 28, März 1857, Nr. 3877), Gaz. d. 
Trib. 1858, ©, 574 


B hatte dem A Weintrauben verkauft, und klagte am 19. November 
1855 auf Zahlung eines Kauffchillingsreftes von 5000 Lire. Im Laufe 
viefes Proceſſes erhob A unter Anderem bie Einwendung, baß bie 
Waare nicht die bevungenen Eigenfchaften befefien habe. Am 6. Februar 
1856 brachte er jedoch eine Widerklage ein; im welcher er aus demſelben 
Grunde Entſchädigung im Betrage von 10.000 Lire forberte. Es wurbe 
gegen diefe Klage die Einwendung ber Streithängigfeit erhoben. Die 
er ſte Inftanz fah fie als begründet an, weil es fi in dem durch bie 
Widerklage eingeleiteten Proceß um eine Sache handeln wilrbe, bie inter 
easdem personas, de eadem re, de eadem causa debendi bereits 
anhängig fei. Die beiven höheren Imftanzen fanden die Einwendung 
unbegründet; das Oberlandesgericht bemerkte: „Nach 8. 54 ital. G. O. 
(8. 54 weftgal. G. D., vgl. $: 62a. G. D.) war e8 dem A unterſagt, 
den Gegenftand feiner vorliegenden Klage mit der Einrede in dem bereits 
anhängigen Streite zu vermifchen, fondern er mußte ihn mittelft einer 
beſonders eingebrachten Widerklage zur Sprache bringen..., wobei es 
übrigens gleichgiltig ift, ob er einige ver Einwendungen, durch welche 
er in feiner Einrede ſich wider die Klage des B zu ſchützen fuchte, 
nunmehr auch in feiner Widerklage zur Unterftigung feines Entſchädi⸗ 
gungsanfpruches geltend made.” Der oberfte Gerichtshof hob hervor: 
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„Gegen die Zuräditelung der Widerklage megen Streitanhängigfeit 
ſpreche auch ſchon die bloße Verihiedenheit der Summen...., ba das 
über die auf Zahlung von 5000 Lire gerichtete Klage ergehende Uxtheil 
niemals zur Tiquidirung und nöthigenfalls zur Erecution bezüglich bes 
größeren von A begehrten Betrages führen könne; auch habe Ießterer 
8. 54 ital. ©. O. für fi.“ 


Kr. 418. 
Competenz der Grundbuchsbehörde. 


Entſch. v. 15, Sul 1857, Nr, 6878 en der ud 6.06, 
Beſcheide des L. G. Pra Dom 28, märz IE —*— —7 — und O. L. G. 
Prag v. 25. Dani 1857, Nr. ). 6 


Nr. 419. 


Teſtament eines wegen Unfähigkeit zur Beſorgung ſeiner 
Angelegenheiten unter Curatel Geſtellten. 

Entſch. vom 21. Juli 1857, Nr. 6183 (Beſt. des Urtheils des L. ©, 

Venedig v. 9. Oct. 1856, gi 7 Abann des Urtheils des O. x G. 


gene vom 12, Febr. 1857, Ne 1326) Giorn. d. Ginrispr. pr. i 
61 ff. Gaz. d. Trib. ine 370 2 Eco d. Trib. 1858, ©, 165. 
. r. 


M war unter Curatel geſtellt Wworben., weil die bezüglichen Er- 
hebungen ergeben hatten, daß er zwar nicht blöbfinnig, aber doch wegen 
Gebrechen des Geiftes unfähig fei, feine Angelegenheiten ſelbſt zu 
beforgen und die Folgen feiner Handlungen einzujeben. Nachdem dieſe 
richterliche Verfügung ergangen war, hatte er ein Teſtament errichtet, 
deſſen Giltigkeit nach ſeinem Tode angefochten wurde. Nur die zweite 
Inſtanz fah das Teftament als ungiltig im Sinne des 8. 566 a. b. G. B. 
an. Die erfte und dritte Inftanz erhielten e8 aufrecht, und zwar bie 
Iegtere aus folgenden Gründen: „Nach dem eigentlichen Sinne ber im 
8.21a.6.©. 2. enthaltenen Anordnung ift das Geiftesgebrechen, von 
deſſen Vorhandenſein die Stellung unter den bejonvderen Schub des Ge⸗ 
ſetzes abhängt, nach dem Grade von Intelligenz zu beurtheilen, welcher 
zur Beſorgung der Angelegenheiten einer beſtimmten Perſon mit Rückſicht 
anf die Beihaffenheit und Wichtigkeit derſelben erforberlih ift. Die 
Fähigkeit, die Folgen der eigenen Handlungen einzufehen, ift alſo nichts 
Anderes, als die Fähigkeit, das eigene Vermögen zu verwalten, welche 
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Fähigleit bedingt ift durch das Vorhandenſein von Kenntniffen und Er- 
fahrungen und die Gabe, jene Berechnungen anzuftellen, die nöthig find, 
um fich gewiſſe Bortheile zu fichern und gewiflen Nachtheilen zu entgehen. 
Daraus alfo, daß Jemand lediglich in feinem Intereſſe, weil ihm viefe 
Fähigkeit abgeht, unter Curatel geftellt wurbe, folgt noch nicht ohne 
weiters, daß er auch des Gebrauches feiner Bernunft beraubt fei, und 
e8 berechtigt dieſes aljo noch nicht jenen für wahnfinnig oder blöpfinnig im 
vollen unbebingten Sinne des Wortes halten zu künnen.... Im ber 
That find bie geiftigen und moralifchen Erforderniſſe einer zwedmäßigen 
Dermögensverwaltung ganz verſchieden von ben Üoransjegungen ber 
Befähigung zur Errichtung eines legten Willens. Das erftere Geſchäft 
legt einen erfahrenen und berechnenden Menſchen voraus; zu dem leh- 
teren genügt ein von Gewiflen und rechtichaffenen Gefinnungen geleitetes 
Bewußtjein. Auch hat das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch die Fähig⸗ 
feit zu teftiren ausprüdlich mehreren Perjonen zugeftanden, denen bie 
Berwaltung ihres Vermögens entzogen ift (SS. 568, 569 a. 6. ©. B.). 
Da nun ver Gefeßgeber den Grundſatz ſelbſt auf dieſe Weife binftellt, 
jo müßte, felbft wenn fein Schweigen über ben jpeciell hier vorliegenden 
Tall denfelben zweifelhaft machte, doch auch noch dieſer Zweifel für bie 
Aufrehthaltung des Teſtamentes ſprechen.“ 


Nr. 40. 


Außergerichtliches Geſtändniß: Entbebrlichfeit des befonderen 
Beweisanerbietend über den Umftand, daß dasſelbe auf die 
im 8. 110 a. ©, O. geforderte Art abgelegt fei. — Ent- 
behrlichfeit einer Appellationdanmeldung, wenn die Appel⸗ 
lationsbeſchwerden rechtzeitig überreicht werben. 


Entſch. v. 29, Inli 1857, Nr. 916 Geſt. des das Urtheil des L. ©, 

Wien v. 12. Dec. 1856, Sr. 37 097, gabünberuhen Ert eils des O. L. G. 

Wien v. 1. Ypril 1857, Nr. Dos, G. H. 1857, ff. ©. 3. 1858, 
Nr. 155. 

Eine wider bie Concursmaſſe eines Verftorbenen gerichtete Pater- 
nität8flage warb in erfter Inftanz abgewielen, weil die auf Darthuung 
eines außergerichtlihen Geftänpnifjes berechneten Weisartikel nicht auch 
ein Beweisanerbieten über den Umftand enthielten, daß pas Geſtändniß 
nicht unaufgefordert, ſondern auf Befragen einer Perfon erfolgt fei, von 
ber der Berftorbene wußte, daß ihr daran gelegen fei, einen Beweis 
hierüber zu erhalten. Die Klägerin überreichte wider dieſes Urtheil Appel- 
lationsbeſchwerden, ohne daß fie jedoch vorher oder gleichzeitig die Appel- 
lation angemeldet hätte. In ber Appellationgeinreve warb Dies gerügt 
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unter Berufung auf das Hofvecret vom 15. Yänner 1787, lit. kk, 
Nr. 6219. ©. ©. (Weflely I, Nr. 811), und Hofvecret von 23. De- 
cember 1782, lit. b, Nr. 109 3. ©. ©. (Weflely I, Nr. 816). Dem⸗ 
nach änderte das Oberlandesgeriht das Urtheil der erften Inſtanz im 
Sinne des Klagebegehrens ab, und warb dieſes abändernde Erkenntniß 
in dritter Inftanz beftätigt, deren Gründe wie folgt lauten: „Die 
Anfiht, daß eine innerhalb der gefeglichen Frift (8. 252 a. &. D.) über- 
reichte Appellationsbeſchwerde nicht bericjichtigt werden könne, wenn nicht 
eine ausdrückliche rechtzeitige Appellationsanmeldung auch vorliege, daß 
ſomit das erfte Urtheil bereits vechtsfräftig fei, iſt offenbar gegen Geift 
und Zwed ver gejeglihen Anordnungen über die Appellation, welche, wie 
die Hofvecrete vom 8. April 1785, Nr. 406 I. ©. ©. (Weflely I, 
Nr. 815), und vom 31. October 1785, Nr. 489 I. ©. ©. (Weflely I, 
Nr. 830), Har zeigen, nur innerhalb jenes Zeitraumes die ausdrückliche 
Erflärung der ſich gekränkt fühlenden Partei fordern, daß fie gegen 
das unterrichterliche Urtheil die Appellation ergreife, und allen Eingaben, 
welche lediglich auf ſolche Abſicht fchliegen Laflen (Hriftgefuche, Bitte 
um Beweggründe), die Wirkung verfagen. In diefem Sinne macht 
jene Erklärung allerdings das Wejentliche der Appellation aus; aber felbft 
das vom Revifionswerber jo herporgehobene Hofbecret vom 15. Jänner 
1787, lit. kk, Nr. 621, jagt nicht, daß bie Appellationsanmeldung 
nicht in der Appellationsbefchwerbe felbft liegen fünne, da an ver gleich- 
zeitigen ober vereinigten Einbringung, die im ſummariſchen Verfahren 
ſogar vorgefchrieben ift, Niemand Anftog nehmen fann.... Was den 
zweiten Punkt der Revifion betrifft, jo ift, wenn felbft die Behauptung 
ver Klägerin, daß die Ansronung des 8. 163 a. 6. ©. B., welde 
zum Beweis der Baterjhaft zu einem unehelihen Kinde außer einer 
in der Gerichtsordnung vorgejchriebenen Ueberweifung der Beiwohnung e8 
genügend findet, daß Jemand „„dieſes auch nur außer Gericht gefteht”", 
ſomit im Nachſatze nicht wieder das gerichtsorhnungsmäßige außergericht- 
liche Geſtändniß nah 8. 110 a. G. D. im Auge haben könne, heute 
und hier nody nicht in nähere Erörterung gezogen wird, — außer 
Zweifel, daß die Weisartikel, ſelbſt abgejehen von geftellten Fragftüden, 
wenn nur nad) Anordnung des 8. 154 a. ©. O. auf die Mare Urſache 
des Wiſſens (ratio seientiae) gebrungen wird, zur Beantwortung und 
Darftellung der Art des Geftänpniffes führen fünnen, und daß deren 
Zulafiung vollkommen gerechtfertigt erjcheine.“ 
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Nr. 421. 


Einwendung des nicht erfüllten Vertrages (exceptio non 
adimpleti contractus), Vorſchützung derſelben gegen den 
Ceſſionar. 


Entſch. v. 29. Inli 1867, A: 7012 „enet. be das Urtheil des 8 
Ebreichäderf v. 28, Sept. 1856, Mr, 2687, ab ind. rg 8 bei * ð 
Wien v. 15. April 1857, Nr. 2984), G 6. 

Mittelft Raufvertrags ddo. Wien, 10. Yuguft 1855 ak bie Ehe⸗ 
leute C dem B ihre Realität x in Waltersdorf verfauft. Ein Theil des 
Kaufſchillings wurde baar bezahlt. In Anjehung des Heftes verpflichtete 
fih B, denſelben nad) drei Jahren zu bezahlen, inzwilchen aber mit 
5% halbjahrlich vorhinein zu verzinſen, widrigens bei Nichtbezahlung 
auch nur einer Intereſſenrate der ſchuldige Kaufſchillingsreſt ſogleich 
fällig werben ſollte. Zugleich wurde das Pfandrecht für dieſen Kauf 
ſchillingsreſt auf die verkaufte Realität eingeräumt und ſohin auch grund- 
bücherlich einverleibt. Mittelft Ceſſion ddo. Wien, 22. Februar 1856 
wurde dieſer Kaufſchillingsreſt an A cedirt, und viele Ceſſion im Grunb- 
buche ausgezeichnet. Da B mit der weiteren Intereſſenzahlung im Rüd- 
ftande blieb, trat A wider ihn mit ver Klage auf Zahlung des ganzen 
Kaufjhillingsreftes auf. Der Geflagte machte in feiner Einrede unter 
Anderem geltend, daß die Verkäufer im Kaufvertrage fich verpflichtet 
hätten, mehrere auf ver verfauften Realität haftende Satpoften löſchen 
zu laflen, und ſich hierüber binnen zwei Monaten dem Gellagten gegen- 
über auszuweiſen, welche Verpflichtung fie ihrerfeits nicht erfüllt hätten; 
Kläger als Ceſſionar müſſe ſich diefe (und andere) wider feine Cedenten 
gerichteten Einwendungen gefallen laflen. In der Replik beftritt A unter 
Anderem, daß er ſich diefe Einwendungen gefallen laſſen müfje, da 
Einwendungen der grundbücherlich einverleibten Forderung nur dann ent- 
gegengejegt werden fünnen, wenn fie bei der Forderung jelbjt eingetragen 
oder dem Ceſſionar bei Uebernahme der Forderung befannt gemacht 
würden. Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren in ber Hauptſache 
ftatt. Die zweite Inftanz wies dasselbe aus folgenden Gründen zurüd: 

„Aus den $$. 1052, 1062 a. b. ©. B. geht hervor, daß bei einem Kauf 
weber ber Käufer noch der Verkäufer die Erfüllung der gegentheiligen 
Verbindlichkeit in Anſpruch nehmen kann, wenn er nicht ſelbſt ſeine 
eingegangene Verpflichtung, welcher er zu der Zeit, als der andere Theil 
ſeine Leiſtung zuſicherte, bereits hätte nachkommen ſollen, in Erfüllung 
gebracht bat. Da nun zu der Zeit, als der Geklagte in Folge des Kauf⸗ 
vertrages die Intereſſen von dem ſchuldigen Kaufichilling hätte zahlen 
jollen, nämlih am 10. Februar 1856, der Kläger feiner Verbindlichkeit 
wegen Löſchung ber auf der verfauften Realität haftenden, vom Kläger 
zur eigenen Zahlung nicht übernommenen Satzpoſten nicht nachgekommen 
war, jo war ber Geflagte nicht gehalten, fein Verſprechen in Erfüllung 
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zu bringen, und zwar umfoweniger, als der Nominalbetrag dieſer Satz⸗ 
poften jeinen ſchuldig gebliebenen Kaufſchilling überfteigt, und er john 
der Gefahr ausgefegt war, von den Gläubigern wegen Zahlung ber 
Capitalien und der Interefien als Hypothekarſchuldner in Anfpruch 
genommen zu werben. Durch die Ceſſion des Kaufichillingsreftes konnten 
dem Kläger von den Verkäufern feine mehreren Rechte übertragen 
werben, als ihnen zugeftanden wären, wenn fie ihre Kauffchillingsforberung 
an den Kläger nicht übertragen hätten.“ Die dritte Inſtanz beftätigte 
das zweitricht erliche Urtheil aus folgenden Gründen: „Auch die 
öfterr. Gefeßgebung ftellt ven Grundfag auf, daß durch den Abtretungs- 
vertrag zwijchen dem Uebernehmer ver Forderung und dem übernommenen 
Schulpner eine neue Verbindlichkeit nicht entftehe, und daß daher ber 
Schuldner dem ihm befannt gemachten Uebernehmer feine Einwendungen 
gegen die Yorberung, fowie dem Weberträger, entgegenftellen Tann 
(88. 1395, 1396 a. b. ©. B.). Die Einwendimg der Compenjation 
jedoch kann gegen eine einverleibte Forderung dem Ceffionar nur dann 
entgegengejegt werden ($. 1443 a. 6: G. B.), wenn die Gegenforderung 
felbft eingetragen, over dem Ceſſionar bei Uebernehmung der letzteren 
befannt gemacht worden ift... Auf die Prüfung der Einwendung der 
Compenfation kann e8 aber nicht mehr anfommen, da... . jedenfalld 
die exceptio non adimpleti contractus and dem auch die heutige Klage 
begründenden Kaufvertrag dem Gellagten gegen ven Kläger jo gut wie 
gegen die Berfäufer zufteht. Wäre er berechtigt, Dielen gegenüber die 
Capitalszahlung des Kaufſchillingsreſtes derzeit zu verweigern, weil fie 
der ihnen vor der verfäumten Interefienzablung zu erfüllenden Ver⸗ 
pflihtung der Löſchung der vom Käufer nicht übernommenen Satpoften 
nicht nachgefommen find, jo kann er auch gegen deren Geifionar, den 
Kläger, mit Erfolg diefe Einwendung erheben, zumal ber Art. 6 jenes 
Vertrages über die daraus entipringenden Forderungen und Gegen- 
forderungen eine befondere Abrechnung worbehielt. Die fragliche Berech⸗ 
tigung fließt aus der Natur der gegenfeitigen Verträge, und iſt Teines- 
weg8 der 8. 919 a. b. ©. 3. im Wege, weil ja nicht die Aufhebung des 
DBertrages, jondern eben die in demjelben ver Zeitfolge nach bejtimmte 
Erfüllung feiner Beftimmungen vom Geflagten geforvert, refp. einge- 
wendet wird. Klägers Alfert in ver Reviſionsbeſchwerde, daß er fein 
Recht habe, feine Ceſſionsvaluta von den Cedenten zurückzufordern, und 
daher feine im Bertrauen auf die öffentlihen Bücher... . erivorbene 
Forderung zu verlieren Gefahr laufe, kann abgefehen von der durch das 
Geſetz geregelten Haftung des Ceventen (8. 1397 a. b. ©. 3.)... die 
Rechte des Ceſſus micht berühren.” 
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Nr. 422. 
Beſitzfähigkeit der Iſraeliten in Böhmen. 


€ — 1857, Nr. 7856 (Veſt. ber leiätantenden € ⸗ 
Dunn Dt 6 r — vom 18, Geht, 1858, Fe a020 1029 ar 
6. Bu Bra) vom 2, Dec, 1856, Nr. 19610). 6. 3. 1887, Fr Re 


Nr. 423. 


Abtretung des ganzen Vermögend unter Beichränfungen zu 
Gunften dritter Perjonen. 

En v. 5. Auguſt 1857, Nr. Belt. des dad 1 ai —R — 
Bahn vom 28, De Rh De * 15012" ine nee Metpeiß 5 . 

Venedig v. 29, En RE, *r. 8462), G. 3. 1857, 180 

Mittelit des Bertrages vom 13. März 1850 ſchenkte B feinem 
Sohne A fein gefammtes Vermögen (la sua sostanza), wogegen ber 
Beſchenkte ſich verpflichtete, die Schulden bes Geſchenkgebers, welche von 
dieſem in ein befonderes, von ihm zu unterfertigendes Verzeichniß gebracht 
werben follten, zu bezahlen, ferner jeder feiner beiden Töchter nad) feinem 
(des Schenters) Ableben 100.000 Lire zu entrichten, weitere 100.000 Lire 
nah Inhalt des von dem Gelchenfgeber allenfalls erklärten legten 
Willens zu verwenden, diefem ſelbſt aber eine Tebenslängliche Rente 
von 24.000 Lire auszuzahlen, und ihm gewiffe mit den abgetretenen 
Gütern verfnüpfte Ehrenrechte zu überlaſſen. In dem neunten Abjage des 
gedachten Schenkungsvertrages wurde noch überdies dem Beſchenkten 
bie ausdrückliche Verpflichtung auferlegt, einen beftimmten Theil der 
geſchenkten Güter nach feinem (des Geſchenknehmers) Tode feinen Söhnen, 
und in Ermanglung von Söhnen feinen Töchtern und deren Nachkommen 
zu binterlaffen, bergeftalt, daß ver Beſchenkte dieſe Realitäten weber 
verfaufen, noch jonft veräußern, noch über den Betrag von 200.000 Rire 
und zu einem andern Zwecke als zur Ausftattung feiner Töchter belaften 
könne, und daß ihm nicht geftattet fei, über Das ganze ober aud) 
nur über einzelne Beſtandtheile unter Lebenden ober auf den Todesfall 
zu verfügen. Dieje Schenkung wurde bezüglich der den damals bereits 
gebornen, ober erft fpäter zu erzeugenden Kindern bes Geſchenk—⸗ 
nehmers zugebachten Vortheile von Niemanden ausdrücklich anger 
nommen, ja e8 wurden aud) bie Züchter bes Geſchenkgebers nicht 
einmal davon unterrichtet; auch behielt der Letztere die Verwaltung der 
verſchenkten Güter, ſowie der Einkünfte derſelben, wiewohl die darauf 
bezüglichen Mieth⸗ und anderen Verträge mit dritten Perſonen unter 
Zuziehung des Geſchenknehmers und im Namen desſelben abgeſchloſſen 


a, 
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wurden. In der Folge traf B mittelſt des Uebereinkommens vom 
26. Jänner 1854 mehrere Veränderungen in ven Beſtimmungen bes 
urſprünglichen Vertrages vom 13. März 1850. Er bob nämlich 1. die zur 
Gunften feiner Töchter (dev Schweftern des Beſchenkten) gemachte Vers 
fügung auf; er verzichtete 2. auf das Recht, letztwillig über 100.000 Fire 
zu disponiren; er willigte ferner 3. in die Reduction ber vorbehaltenen 
leibrente von 24.000 Lire auf 2139 Lire, und erklärte 4. die Ber- 
pflichtung des Beſchenkten, die im neunten Abfate des Vertrages vom 
13. März 1850 bezeichneten Güter feinen Söhnen, oder in Ermanglung 
von Söhnen feinen Töchtern zu hinterlaflen, für aufgehoben; vielmehr 
heißt es in dem gebachten Webereinfommen, dieſe Güter follen in dem 
vollen und freien Eigenthume des Beſchenkten verbleiben, und der freien 
Berfügung desſelben anheim gegeben, und dieſer follte berechtiget fein, 
das in den Steuerregiftern (Registri censuarj) vorgemerfte Subfti- 
tutionsband Löfchen zu laſſen. In Folge veflen trat A am 4. Juni 1856 
gegen ven Curator feiner Kinder und feiner Nachkommenſchaft (naseituri) 
Hagbar auf, und bat zu erfennen: B babe die ihm (dem Kläger) auferlegte 
Subftitution giltig wieder aufheben können; er habe fie auch wirklich 
in dem Bertrage vom 26. Yänner 1854 aufgehoben, und Kläger fei 
daher berechtigt, die Löſchung des Subjtitutionsbandes aus den Steuer- 
regiftern zu erwirken. — Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren 
in feinem vollen Umfange ftatt, und zwar im Wefentlihen aus nach⸗ 
ftehennen Gründen: „Der Gerichtshof bemerft, daß das Geſetz vom 
6. Thermidor des Jahres V der franzöfiihen Republik, welches in dem 
venetianifchen Gebietötheile mit dem Decrete der italienifchen Regierung 
vom 15. April 1806 kundgemacht worden war, die Subftitutionen und 
Fideicommiſſe abgefchafft, und der Art. 896 des Code Napoleon bie 
fideicommiſſariſchen Subftitutionen unterfagt, daß aber das öfterreichiiche 
allg. bal. ©. B. vom 1. Jänner 1816 an den Erblaffern neuerdings 
geftattet hatte, die Erben ($. 608) oder Vermächtnißnehmer ($. 652) 
mit einer fideicommiſſariſchen Subftitution zu belaften. Hieraus fe 
zu entnehmen, daß eine folde Subftitution nur burdh eine legtwillige 
Anordnung, nicht aber durd) einen Act unter Lebenden begründet werben 
könne. Diefem ſtehe der 8. 618 a. b. G. 3. nicht entgegen, da dieſer 
von Familien⸗Fideicommiſſen handelt, welche der Teſtator allein nicht 
errichten fann, und da berjenige, zu deſſen Gunften ein Fideicommiß 
errichtet wird, in ven Gefeßen nicht mit dem Namen eines „Erben des 
Legatars“, fondern, wie bei den Lehen, mit jenem eines „Nachfolgers” 
bezeichnet wird. Weiters fei e8 ein nicht nur von dem allg. bgl. ©. 2. 
($. 920), ſondern von den Gefegen aller Zeiten und Völker anerkannter 
Grundſatz, daß jeder Vertrag, jo lange er nicht vollftändig erfüllt ift, Durch 
ben übereinftimmenvden Willen der Parteien wieder aufgelöft werben 
könne, wofern daraus ein Dritter noch feine Rechte erworben hat. — 
Der Gerichtshof betrachtet ferner die in Frage ftehende Verfügung 
bes B als eine fiveicommiffariiche Subftitution, welche von dem Vater 
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feinem Sohne auferlegt, und von biefem ald eine ihm allein obliegende. 
Berpflihtung übernommen, in der Folge aber vor ihrer Erfüllung, und 
bevor noch ein Dritter Rechte darans erlangt hatte, von dem Erſteren 
widerrufen wurbe, wobei der Zebtere dieſe Aufhebung ber ihn treffenven 
Berpflichtung ausbritetlich annahm; dieſes fei eine Thatſache, gegen welche 
fih nichts vorbringen läßt, zumal nihil tam naturale, quam quidque 
dissolvi eo modo, quo colligatum fuit und acta inter duos tertio nec 
prosunt nee nocent.. — Die Ummiberruflichleit der Schenkung zwiſchen 
Bater und Sohn (8. 946 a. b. &. 3.) erftrede fih nit auf die dem 
Letzteren zu Gunften dritter Perjonen — die aber bei jenem Acte nicht 
intervenirten, und niemals weder gegen den Einen noch gegen den Anbern 
einen Anfpruc darauf hatten — auferlegte Subftitution. Die Verfiigung 
des 8. 623 a. b. ©. B. über Fideicommiſſe fer auf die in den voraus⸗ 
gehenden Baragraphen normirien Subftitutionen nicht anwenbbar, und 
überdies fehle ja der Vertrag, der einem Widerrufe entgegenftehen könnte, 
weil, wie oben bemerkt wurve, Niemand intervenirt war, um die in bem 
fraglichen Schenfungsvertrage angeorpnete Subftitution anzunehmen. ‘Der 
$. 1019 a. b. G. B. räumte dem Dritten nur dann das Recht ein, 
gegen einen oder den andern Theil Klage zu fiihren, wenn fie von dem 
ihnen zugedachten Vortheile benachrichtiget worden find; eine auf anders 
weitigem Wege erlangte Kenntniß habe feine Wirkung, der Gejchenf- 
geber fei daher nadı Inhalt des 8. 1020 ebd. berechtigt, feine Verfügung 
beliebig zu wiberrufen, und ven Geſchenknehmer von ber ihm dem 
Dritten gegenüber auferlegten Verpflichtung zu befreien. Da nun in 
dem vorliegenden Falle für die ſchon vorhandenen Kinder und für die 
Nachkommenſchaft des B fein Eurator ad actum aufgeftellt worden war, 
um ihre Annahme der ihnen zugedachten Vortheile zu erklären, fo 
fehle e8 an einem wejentlichen Erforderniffe eines giltigen Vertrages 
(8. S61 ebd.), und B konnte daher nach Belieben jeine Berfligung 
widerrufen. Mag man demnach dieſelbe als eine Subftitution, als eine 
Schenkung oder ald einen Auftrag, einem Dritten einen Vortheil zuzus 
wenden, anjehen, immer erfcheint fie als widerruflich, wie fie denn auch 
. wirklich widerrufen wurde, und zwar in dem Umfange, in welchen fie 
getroffen worden war.“ 

Das Oberlanvesgericht wies den Kläger mit feinem Begehren 
zurück, und der oberjte Gerichtshof fand das Urtheil der zweiten Inſtanz, 
jedoch mit dem Beilage zu beftätigen, daß dem Kläger A vorbehalten 
bleibe, fein Recht auf Nichtigerflärung ver Schenfung vom 13. März 
1850, wenn und in wie weit ihm ein folches zuftehen jollte, mittelft einer 
beſonderen Klage geltend zu machen. Er ging hiebei von nachſtehenden 
Betrachtungen aus: „Das a. b. G. B. und die demfelben nachgefolgten 
Erläuterungen bezeichnen ausprüdlich diejenigen Berträge, bie der 5. 
Geſetzgeber für unerlaubt angejehen wiſſen wollte, und e8 unterliegt 
feinem Zweifel, daß einem erlaubten Bertrage was immer für eine Be- 
bingung beigefügt werben kann, wenn fie nur verftändlich, möglich und 
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erlaubt ift. Deshalb muß die in Frage ftehende Schenkung vom 13. März 
1850, ihrem ganzen Umfange nad, als giltig und wirkſam angejehen 
“werben, und zwar auch bezüglich ver dem Kläger auferlegten Ver⸗ 
binblichfeit, vie Dort beftimmt angegebenen Realitäten nach feinem Tode 
auf feine Söhne, und in Ermanglung von Söhnen auf feine Töchter 
und deren Nachkommen zu übertragen, da dieſe Bedingung weber unver⸗ 
ſtändlich, noch unmöglich, noch unerlaubt if. Dies erhellt aus dem 
Inhalte des 8. 628 a. b. G. B. in Betreff der Familien-Fineicommiffe, 
bie. eine Art von fideicommiſſariſcher Subftitution find, deren nur deshalb 
insbeſondere Erwähnung geichieht, weil e8 ſich dort um eine Berfügung 
banbelt, die an bie beſondere Einwilligung der geſetzgebenden Gewalt 
gebunden ift (8. 627 ebd.), während bie einfachen Subftitutionen, die im 
Allgemeinen geftattet find, fchon in ben vorausgehenden Paragraphen 
ihre Regelung gefunden haben, mit ber einzigen aus ber Analogie des 
8. 612 ebd. herzuholenden Beſchränkung, daß fie auch im Wege bes 
Bertrages bei unbeweglihen Gütern nicht über ben erften Grad aus» 
gebehnt werben fünnen, ba e8 dem Interefle des Staates zuwider laufen 
witrbe, wenn burch mehrere Generationen hindurch ber Fruchtgenuß von 
ber Proprietät getrennt wäre. In ber That ftellt ſich auch die Sache ſo 
bar, als hätte B in dem mehrerwähnten VBertrage deu Kindern feines 
Sohnes das Eigenthum, viefem jelbft aber ven bloßen Fruchtgenuß der 
bezüglichen Realitäten überlaflen, nur mit dem Rechte, aud) das voll» 
ſtändige Eigenthum berfelben zu erlangen, wenn zur Zeit feines Ablebens 
keine Nachlommen vorhanden wären, worin ficherlic) feine unerlaubte 
Verfügung gefunden werben kann. Da es ſich übrigens um eine 
ummwiberrufliche Schenkung unter Lebenden handelt, jo können .auf ‘dies 
felbe nicht die gefeglihen Beſtimmungen über legtwillige Anordnungen, 
fondern e8 nrüflen darauf vielmehr die Grunpfäge von Verträgen ange- 
wenbet werben. Die Frage ift alfo eigentlich bie, ob bie zur Zeit ber 
fraglichen Schenkung ſchon vorhanden geweienen und die etwa nach⸗ 
gebornen Abftämmlinge des A aus dieſer Schenfung bereits das Recht 
erworben haben, die Wealifirung des ihnen zugedachten Vortheiles zu 
verlangen, ungeaditet jener Vertrag nur zwiſchen A und B geichlofien 
wurbe, ohne daß erfterer ausdrücklich im Namen feiner Descendenten 
interuenirte? In biefer Beziehung erſcheint nun die Vorſchrift des 
8.1019 0.56. ©. B. als eutfcheibend, wornach in dem alle, ald Jemand 
den Auftrag erhalten and angenommen bat, einem Dritten einen Bortheil 
zuzuwenden, biefer “Dritte, fobald er von dem Machtgeber oder Macht⸗ 
haber davon benachrichtigt wurde, das Recht erlangt, gegen ben Einen 
oder den Andern Klage zu führen. In der That wurde auch dem A 
ber Auftrag zu Theil, an feine Nachkommen das Eigenthum der Güter, 
bie er jelbft zum Geſchenke erhalten hatte, unentgeltlich zu übertragen. 
Sowohl die damals ſchon vorhandenen als die fpäteren Nachkommen bes A 
konnten nun von diefem Auftrage auf gefegmäßigem Wege nicht anders 
benachrichtigt werben, als durch ihren geſetzlichen Vertreter, d. i. den 
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Kläger felbft (8. 152 ebd.). Dieſer hatte aber in dem Augenblide, als er 
die Schenkung unter der mehrerwähnten Bedingung annahm, auch von 
dem Auftrage des Mandanten Nachricht erhalten; es haben demnach 
aud Nachkommen in bemjelben Augenblide das Recht erworben, gegen 
ihn wie gegen ben Machtgeber auf Erfüllung des Auftrages zu Hagen. 
Dies muß umjomehr angenommen werben, als der in frage ftebenbe 
Contract zur vollen Perfection gelangte, ja ber Geſchenkgeber fogar 
dem Beſchenkten auferlegte, das Subftitutionsband in ben öffentlichen 
Regiftern vormerken zu lafien, was biefer in ber Folge auch bewerk⸗ 
ftelligte. Hierdurch ift nicht nur eine förmliche Annahme des gemachten 
Verſprechens erfolgt, fondern auch eine Art von Uebergabe, wie fie bei dem 
Stande der öffentlichen Bücher im Lombarbifch-venetianifchen Königreiche 
fih als möglich darftellt, eingetreten. Damals waltete auch Teinerlei 
Eollifion zwifchen dem Kläger und feinen Kindern ob, in Folge welcher 
diefe durch denfelben nicht hätten vertreten werben können. Beide hatten 
nur ein und basjelbe Juterefſſe, nämlich den Bortheil, den ihnen ber 
Gefchentgeber zuwenden wollte, anzunehmen. Eine ſolche Eollifion konnte 
erft nad Abſchließung jenes Vertrages entftehen, nachdem bie Kinder 
das Eigenthum und ihr Bater den Fruchtgenuß der betreffenden Güter 
erlangt hatten, und Letzterer zum Nachtheile ber Erſteren von denſelben 
einen Mißbrauch machen ober fie fich zueiguen wollte. Dem fteht nicht 
entgegen, daß Das Recht ver Kinder von der Bedingung abbing, daß fie 
ihren Bater überleben würden, da fie basfelbe unzweifelhaft (als ein 
gehofftes Recht) ſchon erworben haben, und in ihrem Anfpruche daher 
— zufolge der Anordnung der 88. 22 und 274 a. b. G. B., und vermöge 
der Analogie aus 8. 613 in Berbinvung mit $. 629 a. b. G. 3. und 
bem Gub. Dec. v. 31. Juli 1845 — gefhüst werben müſſen. Aus 
dem Gefagten geht hervor, daß B eine unwiderrufliche Schenkung zu 
Gunften aller dabei Betheiligten gemacht habe, und daß es ihm baher 
nicht mehr geftattet war, durch das Uebereinfommen vom 26. Yänner 
1854 jenen Bortheil, auf welchen die Nachkommen des A bereits ein, 
wenngleich bevingtes Recht erlangt hatten, wieder zu vernichten,. und 
ebenfowenig konnte A hierzu einwilligen, indem er dadurch feine Kinder 
eines ihnen zukommenden Bortheiles beraubt haben wire. Es mußte 
daher das Urtbeil bes Oberlandesgerichtes betätigt werben, wobei 
jeboch dem Kläger nach Inhalt des 8. 316 ital. G. O. ($. 326 weftgal. 
G. DO.) das Recht vorbehalten werben konnte, bie im drage flehende 
Schenkung aus einem anderen Grunde anzufechten.“ | 
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Nr. 424, 


Unzuläffigfeit der unmittelbaren Erecutionsführung auf 
Staatsvermögen. 


Entſch. vom 5. Auguft 1857, Nr. 205 (Bufbehunn ‚ae TIER des 
Com. G. Unter-au) bon 6, "Sehr. 1 
Preßburg v. 12. Mai 1867, Ar, 20), „Betr f. —— Sarg. II 


Auf Grund zweier — Urtheile ſuchte A gegen die 
Stiftungsfondsherrſchaft B um executive Pfändung und Schätzung des 
ihr gehörigen Holzmaterials an. Die erſte Inſtanz wies dieſes Geſuch 
wegen der von der Finanzprocuratur ergriffenen außerordentlichen Re⸗ 
viſionsbeſchwerde ab. Die zweite Inſtanz gab dem Geſuche ſtatt, weil 
die außerordentliche Reviſionsanmeldung keinen Suspenſiveffect hat, und 
trug der erſten Inſtanz die Vollziehung auf. Der oberſte Gerichtshof 
hat „in Erwägung, daß auf Staatsvermögen und öffentliche Cafſen 
unmittelbar feine Erecution geführt werben kann, die beiden unterrichter⸗ 
lichen Beicheide aufzuheben und anzuorbnen befunden, daß das Comitats⸗ 
gericht vom Oberlandesgericht angewiejen werde, das Executionsgeſuch 
des A der betreffenden Finanzbehörde mit ver Eröffnung, daß bie gleich- 
förmigen untergerichtlichen Urtheile (welche auch im Wege der außer» 
ordentlichen Reviſion mittlerweile - beftätigt worden waren) rechtskräftig 
und erecutionsfähig find, fowie mit genauer Angabe des Erecutiond- 
betrags zur Beranlafjung der Zahlungsanweilung zu übermitteln”. 


Nr. A425. 


Erecutionsführung auf Privatforderungen des Schuldners 
durch gerichtliche Einantwortung berjelben, 


Entf. vom 11. Augnft 1867, Pr. 287 Me oder sleicfärmig igen Be⸗ 
ſcheide deö 2. ©, un v. 8, Mai 1 und es: . 
Brünn dv. 2. Juni 1857, Nr. 3317. 6 — Nr. 378. 

Auf Grund einer in Rechtskraft —— wechſelrechtlichen 
Zahlungsauflage per 1875 fl. Bat die Firma. A um Bewilligung der 
erecutiven Pfändung und Schägung des Mobilarvermögens des Schuld- 
ners, und zugleih um erecntive Einantwortung mehrerer poftenweije 
angegebenen, für den Schuldner B bei einigen Perjonen aushaftenden For⸗ 
derungen nad Maßgabe ber ber Firma A zuftehenden Wechfelforderung. 
Die erfte Inſtanz bewilligte mit Beſcheid vom 10. März 1857, 
Nr. 1011, die executive Einantwortung der genannten Buchforderungen 
im Ganzen per 1246 fl. 12 fr. EM., und vie gebetene executive Pfän- 
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bung und Schägung des Mobilarvermögens, dieſe jedoch nur mit Re⸗ 
ftriction auf den nach Abzug der eingeantworteten Buchforderungen nod) 
erübrigenden Betrag von 628 fl. 48 fr. EM. Diefer Beſcheid erwuchs 
in Rechtskraft. Am 1. Mai 1857 bat die Yirma A, nachdem biefelbe 
bie Mobilarerecution fiftirt hatte, unter der Angabe, daß die meiften ber 
eingeantiwworteten Forderungen per 1246 fl. 12 kr. fich als illiquid erwieſen 
hätten, um erecutive Einantworbmg eine für B bei X beponirten Be- 
trags per 434 fl: 4 fr. Die erfte Inſtanz bewilligte die gebetene Ein⸗ 
antwortung, reftringirte jedoch zugleich die bezüglich der reftlichen Wechfel- 
forderung per 628 fl. bewilligte Dlobilarerecution auf den nad Abzug 
bes eingeantworteten Betrags per 434 fl. 4 fr. verbleibenden Reſt dieſer 
Forderung per 194 fl. 44 kr. Gegen dieſe Reſtriction recurrirte A. Die 
zweite Inſtanz verwarf diefen Recurs, desgleichen die dritte Inſtanz 
ben außerorbentlichen Recurs unter gleichzeitiger Berfällung bes Recur⸗ 
renten in eine Muthwillensftrafe von 10 fl. „in ver Erwägung, daß bie 
Fabriksfirma A ſich gegen den Beſcheid des Handelsgerichts vom 10. März 
1857, Nr. 1011, nicht beſchwerte, in welchem bereits grundfäglich aus⸗ 
geiprochen ift, daß das Begehren um executive Einantwortung einer For⸗ 
derung die Erflärung in ſich fchließe, Diefelbe an Zahlungsftatt annehmen 
zu wollen; in der Erwägung, daß biefer Grundfag dem 8. 314 
a. G. O. entfpriht, und in dem fpäteren Beſcheid des Hanvelsgerichts 
vom 8. Mai 1857, Nr. 2040, nur wiederholt angewendet wurbe; im. 
der Erwägung endlich, daß bee Erecutionsführer die Unembringlichleit 
ber ihm eingeantiworteten Forderungen bisher nicht nachgewieſen hat, 
überhaupt aber in den gleichlautenden Entſcheidungen der unteren. In⸗ 
ftanzen eine offenbare Geſetzwidrigkeit durchaus nicht wahrnehmbar ift“. 


Nr. 426. 
Competenz zur Abhandlung über ein in Grunbentlaftungs- 
obligationen beitehendes Lehenvermögen. 


Eutſch. v. 13, Anguft 1857, Nr, 8114. ©. 3. 1858, Ar. 150, 


In den Entſcheidungsgrunden des oberften Gerichtshofes heißt es: 
„Der 8. 77 der Yar. N. vom 20. November 1852 ftellt als Regel ben 
Grundſatz auf, daß die Verlaſſenſchaftsabhandlung dem Bezirksgericht 
zuſtehe, in deſſen Sprengel der Verſtorbene ſeinen Wohnſitz hatte. Hievon 
ordnet 8. 78, reſp. 8. 49, lit. a dieſer Jur. N. eine Ausnahme fir ben 
Tall an, da das abzuhandelnde Vermögen in Ianbtäflichen ober anderen 
Gütern befteht, worüber ein öffentliches Buch beim Gerichtshof erfter 
Inſtanz zu führen ift, indem die Abhandlung über ein ſolches Vermögen 
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dem betreffenden Gerichtshof zugewiefen wird. Befteht nun ein nach—⸗ 
gelafienes Lehensvermögen in Grunbentlaftungsobligationen, jo muß ber 
angeführte Ausnahmsgrundfag zur Anwendung kommen, weil diefe Obli- 
gationen an die Stelle des unbeweglichen Lehens getreten, fohin ihrer 
Natur nah als unbeweglihe Sachen zu behandeln find.“ 


— 


Nr. 427. 


Beftreitung der Giltigfeit einer Execution im Wege ber 
Einrebe. 


Entſch. v. 21. Augnit 1857, Nr. 7954 (Belt des Urtheils des Mr. ©. 
Neuftadtl v. 2. Yuli 1856, Nr. 621, Abänd. des Urtheils des O. L. G. 
Graz v. 17. März 1857, Nr, 1847). ©. 3. 1868, Nr. 91. 

Bei der in der Rechtsſache des X gegen Y vorgenommenen erecus 
tiven Verfteigerung der Hube Nr. 14 zu G wurde diefe von A erftanven. 
und demſelben auch im öffentlicyen Buche ordnungsmäßig zugefchrieben. 
Zu der fraglichen Hube gehörten unter Anderem auch nad) Ausweis des 
Grundbuches mehrere Parcellen, welche B im phyſiſchen Beſitze hatte, ver 
aber bie Herausgabe derjelben an A verweigerte, weil er dieſe Gründe 
bereit8 vor der erwähnten Erecutionsführung angeblich von dem Eigen- 
thümer Y durch Tauſch erworben hatte, und deswegen die Rechtsbeftän- 
digkeit des Erecutionsactes anfocht. A trat demnach Hagend auf, und 
erwirkte in erfter Inſtanz die Verurtheilung des B zur Herausgabe ver 
gedachten Grundparcellen. Diejes Urtheil wurde zwar in zweiter In- 
ftanz aufgehoben, von Seite des oberften Gerichtähofes aber beftätigt, 
und zwar aus folgenden Gründen: „A erjcheint durch Die auf Grundlage 
ber gerichtlichen Veräußerung erfolgte Gewähranſchreibung als Eigen- 
thümer der eingeflagten Gründe, weshalb er aud) berechtigt ift, viefelben 
von dem fie ihm vorenthaltenden Geflagten gerichtlich zu fordern; dagegen 
ift die Einwendung des Letzteren, daß die geführte Execution, worauf 
die bücherliche Anfchreibung des Klägers beruht, bezüglich der eingeflagten 
Gründe nicht zu Recht beftehe, keineswegs geeignet, einen Spruch über 
die Ungiltigfeit der Execution, und ſohin die Gewähranichreibung des 
Klägers zu veranlaflen, da ein folder Ausſpruch vielmehr durch eine 
eigene Klage erwirft werben. müßte.“ 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 30 
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Nr. 428. 

Beltätigung eines allographen Zeflamentd durch Bejabung 
der von den Zeugen geftellten Trage, ob Die vorliegende 
Urkunde die Erklärung des letzten Willens enthalte. 
Entih. v. 26. Angnft 1867, Nr. 6070 eskätioung der Lrihförmigen 


Urtheile de 2. ©. Mailand v. 31. De . , 
9.8. ©. Via nland v. 26, Mürz 1857, Nr. 3768). ©, 3. 1858, Nr. 117. 


Ein fchriftliches Teftament wurde vom Bruder der Erblaſſerin 
aus dem Grunde beftritten, daß fie die ausbrüdliche im 8. 579 a. b. 
G. B. geforderte Erflärung nicht abgegeben habe, daß fie auf die Yrage, 
ob die vorliegende Urkunde ihren legten Willen enthalte, nur mit einem 
einfachen „Ia“ geantwortet habe. Durch die Ausfagen ber darüber ver- 
nommenen Zeugen wurde conftatirt, daß die Erblaflerin auf die oben an- 
geführte Frage mit „ja wohl” in Gegenwart aller drei Zeugen geant- 
wortet und ebenfo in Gegenwart aller Drei bie Urkunde unterzeichnet 
habe. Die Gerichte erfter und zweiter Inftanz erflärten dieſe That- 
ſachen als genügend zur Aufrechthaltung des Teſtaments, da die Be- 
fimmung des 8. 565 a. b. G. B., wornach die einfache Bejahung 
eines Vorſchlags als ungenügend erflärt wird, nur vom mündlichen 
ZTeftamente gelte. 

Der oberfte Gerichtöhof wies die vom Kläger angefuchte außer: 
ordentliche KRevifion ab, „in Erwägung, daß der Kläger vie Echtheit der 
Unterfchriften fowohl der Exrblafferin als der Zeugen, die auf der leßt- 
willigen Erflärung erfcheinen, nicht beftritt; daß dieſes Teftament mit 
allen vom Geſetz verlangten äußeren Förmlichkeiten verfehen ift, und 
daß aus der Vernehmung von zwei Zeftamentözeugen hervorgeht, daß 
auch die Vorſchrift des 8. 579 a. b. &. 3. befolgt worden ift“. 


Ä Nr. 429. 
Unzuläffigleit des Gegenbeweifes zur Abwendung des rechts- 
fräftig zuerkannten Schätzungseides. 
Eutſch. v. 26. Auguft 1867, Nr. 8340 (Beft. des das Urtheit des H. ©- 
Trieſt v. 20, Februar 1857, Nr. 1460, abänderuden Urtheils des O. L. ©. 
Trieft v. 28. Mai 1857, Nr. 1623), Eco d. Trib. 1858, ©. 107. & 
1858, Nr. 186, 

Es war auf einen Schäßungseid rechtskräftig erkannt und derjelbe 
angetreten worden. Bei der Eidestagfagung erbot ſich der Gegner auf 
Grund des $. 231 a. ©. O. zum Gegenbeweis über den zu beſchwö⸗ 
renden Werth. Die erfte Inftanz ließ dieſen Gegenbeweid zu; bie 


+ + 
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zweite und dritte Inftanz erflärten ihn für unzuläffig, und zwar bie 
pritte Inftanz „in dev Erwägung, daß wohl im 8. 231a.©. O. die 
Zulaſſung eines Gegenbeweijes gegen jeden Eid ohne Unterſchied ge- 
ftattet wird, daß jedoch das Hofber. vom 30. October 1788, Nr. 911 
J. G. S. (Weſſeky I, Nr. 766), nur einen aufgetragenen Eid er- 
wähnt, wodurch das urfprüngliche Gefeg auf den Haupteid ein- 
geihränft wird“. 


Ir. A30. 


Beichaffenheit des im 8. 543 a. b. G. B. erwähnten ge- 
richtlichen Geſtändniſſes. 


Entid. vom FR een 1857, BE 8757 (Belt. des Urtheild des B. ©. 
Prag v. 25. 89, Abänd. des Urtheild des Dt .G. 

Br — m, Mai ker Sr. 4574), G. 3. 1857, Nr. 

In einem Erbrechtsſtreit um Die Berfoffenfaft des M, er mit 
Hinterlaffung eines Teftamentes ftarb, in welchem die B zur Erbin ein- 
gejegt war, handelte es fih um Die Frage, ob das von der B im Jahre 
1839 aus Anlaß eines Diebftahls, deſſen fie verbäcdhtigt war, wor ber 
Stadthauptmannihaft in Prag gemachte und daſelbſt zu Brotofoll ge⸗ 
nommene Geſtändniß, mit dem verheiratheten M fleifchlichen Umgang 
gehabt zu haben, als ein gerichtliches, vollklommen beweiskräftges Ge- 
ſtändniß im Sinne des 8. 543 a. b. G. B. angeſehen werden könne 
oder nicht. Die erſte Inſtanz verneinte dieſe Frage aus folgenden 
Gründen: „Die E. f. Polizeidirection war zur Unterſuchung ber Ueber⸗ 
tretung des Ehebruchs nicht competent, und das vor berfelben abgelegte 
Geſtändniß kann daber nicht al8 beweiswirfend angefeben werden. Auch 
bat die Gellagte ihr bei der f. k. Polizeibehörde abgelegtes Geftänpniß 
bei dem Magiftrate widerrufen, und es hat ſonach dieſes widerrufene 
Geſtändniß zufolge $. 399 it. a Str. ©. B. vom Jahre 1803 nicht 
bie Kraft eines en Beweiſes (Hofdecret vom 14. September 
1804, Nr. 683 3. ©. S.).“ Die zweite Inſtanz hielt dieſes Ge- 
ſtͤndniß für vollkommen beweiskräftig, „da, wenngleich die Stadthaupt⸗ 
mannſchaft eine politiſche Behörde, und zur Unterſuchung und Beſtra⸗ 
fung des Ehebruchs der Magiſtrat zu Prag competent war, doch erſterer 
nach der damaligen Gerichtsverfaſſung die Erhebung des Thatbeſtandes 
und die Vorunterſuchung, alſo die Vornahme ſtrafgerichtlicher Acte zu⸗ 
kam, ſowie auch andererſeits im Civilverfahren bei Schließung von Ver⸗ 
gleichen u. ſ. w. den von ihr gepflogenen Amtshandlungen die Eigen⸗ 
ſchaft gerichtlicher Acte zuſtand. Da nun bei Gelegenheit des mit der B 
aufgenommenen Protokolls dieſelbe aus Anlaß der Unterſuchung eines 

30* 
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vorgelommenen Diebſtahls einvernommen wurde, ftellt ſich ihr Geftänd- 
niß bes Ehebruchs mit M, obgleich die Einvernehmung nicht darauf ge- 
richtet war, dennoch als eim gerichtlich abgelegtes var, und obgleid) Das 
auf Grund desjelben vom Prager Magiftrate... gefällte Strafurtheil 
durch Decret des f. k. Landesguberniums... behoben worben ift, kann 
hiedurch die Beweisfraft des Geſtändniſſes für die Civilrechtsfrage des 
8.543 a. 5. ©. B, nicht gejchwächt werben, da fi) die Behebung nur 
auf die Abftrafung bezog, und die Richtigleit des Geftänpniffes durch 
bie Richtigfeit des Endſpruches nicht bedingt ift.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften In- 
ftanz, theils mit Berufung auf die Gründe derfelben, theil® mit folgender 
Motivirung: „Das fraglihe Verhör wurde mit ver Geflagten nicht 
behuf8 einer Unterfuchung wegen des Ehebruchs, worliber auch nicht der 
Stadthauptmannſchaft, ſondern dem Magiftrate die Gerichtsbarkeit zu- 
ftand, fondern e8 wurbe behufs der Unterfuchung wegen eines Dieb⸗ 
ftahl8 vorgenommen, deſſen fie verbächtigt, hierwegen in Berhaft ge- 
bracht, zur Berantwortung gezogen, und insbejondere aufgefordert wurde, 
ſich zu rechtfertigen, wie fie zum Befite des geftohlenen Stoffes gelangt 
ſei. Es handelte fih alfo um ihre Vertheivigung im Anklageftande 
wegen bes ihr zugemutheten Diebftahls, und wenn fie bei einem joldhen 
Anlaſſe vorgebradht hatte, den erwähnten Stoff von M zum Geſchenke 
erhalten zu haben, und wenn fie den Grund dieſes Geſchenkes durch ihr 
Berhältnig mit demfelben glaubwürdig zu machen fuchte, jo wird man 
dieſes Vorgeben, wenn audy nicht gerade wegen des bejagten Verhält- 
niffes, doch wegen des vorgefhüsten Geſchenkes in Zweifel zu ziehen Ur- 
ſache haben und auf das ganze Geſtändniß wenig Gewicht legen fünnen; 
anı allerwenigften aber, und um fo minder kann daraus ein gericht- 
liches beweismachenves Geſtändniß des Ehebruchs hergeholt und in dem 
vorliegenden Proceffe wegen Ungiltigfeit des Teſtaments des M nad 
8.543 a. 6. ©. 3. zur Geltung gebracht werben, weil e8 fich, wie ſchon 
bemerft, bei dem Verhöre nicht um ven Ehebruch, fondern um einen ber 
Geflagten ſchuld gegebenen Diebftahl handelte, weil darüber auch nicht 
der Stabthauptmannfchaft, fondern dem Magiftrate die GerichtSbarfeit 
zuſtand; weil fie nach $. 399 lit. a des Str. ©. vom Jahre 1803 und 
nach Hofder. vom 14. September 1804, 3. 683, das Bekenntniß wider⸗ 
rufen konnte und dasfelbe auch wirklich widerrufen hat, das Protokoll 
auch von der competenten Strafbehörde nicht für ausreichend erachtet, 
und die Geklagte auch nicht des Ehebruchs für ſchuldig befunden wurde.” 
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Nr. A431. 


Berpflihtung der aus dem Erlös eined erecutiv feilgebo- 

tenen Grundſtückes befriedigen Gläubiger, im Talle der 

Eviction des Grundſtückes den empfangenen Kauffchilling 
zurüdzuerftatten. 


Eutſch. v. 3. Sept. 1857, Nr. 7971 (Beft. des das Urtheil der Prätur 
aan nono vom 4. Juli 1856, Re 4715, abänb, Urtheils des O. L. G. 
Venedig vom 13. Nov. 1856, ‚Ri 1 \ 9205), Giorn. di Giurispr. pr. 1857, 


A hatte bei der durch B erwirften Feilbietung verſchiedener dem M 
gehörigen Grundſtücke diefe unter dem Schägungspreife mit 3415 L. A. 
erftanden. Als bereits der Kaufſchilling berichtigt und vertheilt war, 
madte N fein Eigenthumsrecht an einigen dieſer Grundftüde geltend, 
und ed wurde dasſelbe auch gerichtlich anerfannt. A Hagt num wider 
den Erecutionsführer B und die Gläubiger, welche etwas von dem Kauf- 
Ihilling erhielten; und zwar ift fein Begehren zunächſt wider B gerichtet, 
welcher verurtheilt werden fol, den durch Schägung ber evincirten 
Grundſtücke feftzuftellenden Betrag, dann die Koften des mit N geführten 
Procefies zu erjegen — eventuell jollen die erwähnten Gläubiger zur 
Rüderftattung des bezogenen Kaufihillingsantheils in gleihem Betrag 
verurtheilt werben. Die erfte Inftanz wies den Kläger mit feinem Be- 
gehren vollftändig ab, theil8 aus Gründen, welche fie aus ber Aus- 
legung der Feilbietungsbeningniffe 309, cheils weil ſie annahm, daß als 
Verkäufer im Fall einer gerichtlichen Feilbietung, nicht wie Kläger aus⸗ 
führt, der Crecutionsführer, jondern der Richter anzujehen fer, welcher 
ven Verkauf für Rechnung des Schuldners vornimmt. Die zweite In⸗ 
ſtanz wies den Anſpruch auf Erſatz der Koſten des gegen N geführten 
Procefies ebenfalls zurüd, gab aber im Uebrigen dem Eventualbegehren 
der Klage Statt, indem fie die ſämmtlichen Geflagten verurtheilte, dem 
Kläger 694 Lire, als den Betrag, auf welchen vie fraglichen Grundftüde 
geihägt find, zum Erſatz des zur Ungebühr erhaltenen Kaufſchillings, 
nah Maßgabe der bezogenen Quoten, zu erjegen. Dieje Entſcheidung 
wurde vom oberften Gerichtähofe unter Adoptirung der nachſtehenden 
Entſcheidungsgründe ver zweiten Inftanz beftätigt: „Als Verkäufer muß 
ohne Zweifel der Erecut N angejehen werden, wenn bdiejer gleich nicht 
freiwillig den Verkauf vorgenommen hat, jevenfall® kann der Executions⸗ 
führer nicht der Verkäufer fein, da ihm das Eigenthum der gerichtlich) 
feilgebotenen Gegenftände nicht zuftand; er kann alſo auch nicht zur Ge⸗ 
währleiftung angehalten werben. Eine Berpflihtung, den Schaven zu 
erjegen, welchen der Erfteher erlitten hat, könnte ihm nur dann auf- 
erlegt werben, wenn bewieſen wäre, daß ihm bei ber Herbeiführung und 
Durchführung einer Feilbietung von Sachen, die nicht feinem Schuldner 
gehören, ein Berfhulden zur Laſt fiel... Es mußte alfo nicht blos Die 
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gegen den Erecutionsführer B gerichtete Klage auf Gewährleiftung ab- 
gewiefen, fondern auch der Anſpruch auf Erſatz der durch den Binbi- 
cationsproceß herbeigeführten Koften, als jeder gejelichen Grundlage 
entbehrend, zurüdgewiefen werben, wie biejes ſchon in erfter Inſtanz 
geichehen ift. Der Kläger hat jedoch eventuell noch das Begehren geftellt, 
daß die Sabgläubiger verurtheilt werben follen, ihm denjenigen Theil des 
Kaufſchillings zurüczuerfegen, welchen‘ fie mit Rüdficht auf die nun⸗ 
mehr ihm wieder entzogenen Grunbftüde zu viel erhalten haben, — 
einen Betrag, welcher nunmehr durch gerichtliche Schätzung feftgeftellt 
ift. Für die Zulaffung dieſes Begehrens fprechen nım folgende Er- 
wägungen: 

1. Daß der Erfteher A, als er das Meiftgebot machte und ven 
Kaufichilling bezahlte, dabei von der Vorausſetzung ausging, daß er alle 
im Feilbietungsedicte erwähnten Grundftüde erhalten werde, und daß 
die Zahlung ein Entgelt für alle diefe Grundſtücke ſei; nur im Ber: 
trauen darauf Tieß er ſich auf dieſen Meiftbotbetrag ein, und nur im 
Bertrauen darauf leijtete er zu Gunften der Gläubiger die Zahlung. 

2. Da ihm nun ein Theil der Grundſtücke entzogen worden ift, 
hat er in Folge eines Thatirrthums mehr gezahlt als er zu zahlen ver- 
pflichtet war, nämlich) einen das Entgelt für das wirklich Erlangte über- 
fteigenden Betrag. E8 findet daher feine Klage auf Zurüdftellung bes 
zur Ungebühr Bezahlten ihre volle Begründung im 8. 1431 a. b. ©. 2. 

3. Die Pfandgläubiger haben, indem fie auch jenen Theil des 
Kaufihillings erhielten, welcher die Grundftüde vertritt, die A nicht 
erlangt bat, mehr erhalten, al8 ihnen gebührte, und e8 kann ihnen nicht 
geftattet werden, fid) mit dem Schaben des Erſtehers zu bereichern. 

4. Es ift zwar hier nicht an der Zeit, über das Schiefal ber 
Pfandrechte zu entſcheiden, welche auf ven dem Erfteher entzogenen 
Grundſtücken hafteten, allein es kann auch ſchon jest mit Beftimmtheit 
angenommen werben, daß, wenn bie Gläubiger die Eintragung auf bie 
Realität erft in einer fpäteren Zeit erlangten, al8 in welcher der Titel 
des gegenwärtigen Eigenthümers ber Grundftüde begründet wurde, ihr 
Pfandrecht ungiltig ift, während umgefehrt, wenn dasſelbe aus einer frü- 
heren Zeit herrührt, e8 durch die erfolgte Licitation nicht erlofchen: ift, 
da die fraglichen Grundftüde in dieſelben nur irrthümlicher Weife ein- 
bezogen worben find. Aus all dem folgt, daß fie ein Recht auf den mit 
Rückſicht auf jene Grunpftüde bezahlten Kaufihilling nicht haben, und 
daß baher dem Kläger jenen gegenüber ein Recht auf Erfat dieſes Ueber⸗ 
ſchuſſes zugeſprochen werden mußte.“ 
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Nr. 432, 


Dbject des Sicherftellungsrechted der Gläubiger eines 
Notherben. 


Eutſch. vom 3, Sept. 1857, Nr. 8972 (Beit. des das Decret des B. ©. 
Sehähaus vom 4. Mai 1857, Nr. 6990, ahünderuden Dectetes des O. 2. 6. 
Wien v. 10, Yuni 1857, Nr. 7086). ©. 3. 1868, Nr. 188, 

In den Entiheidungsgründen des oberften Gerichtähofes heißt es: 
„Zwiſchen den Sicherftellungsmitteln, welche der Gläubiger eines Noth- 
erben gegen biefen ergreifen darf, und jenen, welche vem Gläubiger 
eines andern Erben wider beufelben zuftehen, beſteht ein wefentlicher 
Unterfhied. Das Hofver. vom 3. Juni 1846, Nr. 968 (Michel II, 
Rr.?1191), verfügt in Erläuterung des 8. 822 a. b. G. B., daß der 
Gläubiger des Erben Verbot, Pfändung oder VBormerkung nur auf ein- 
zelne Exrbichaftsiachen, nicht aber auf das Erbrecht im Ganzen führen 
fünne. Da nun dem Notherben nad Hofder. vom 31. Jänner 1844, 
Nr. 781 (Michel II, Nr. 1139), kein Anſpruch auf verhäftnigmäßige 
Antheile an den einzelnen zum Nachlaß gehörigen Sachen, fondern nur 
auf den nad der gerichtlichen Schägung zu bereiinenden Werth des 
vom Naclaßvermögen auf ihn entfallenden gejeglihen Antheils zu- 
fteht, jo fann auch der Gläubiger des Notherben nur auf das dieſem 
zukommende Forberungsreht rüdjihtlid eines aliquoten Theil des 
Werthes der Berlaffenichaft greifen, wobei fi) won felbft verfteht, 
daß bie Pfändung nur die feiner Zeit, nah Würdigung der ſon⸗ 
ftigen Anſprüche an den Nachlaß, auszımnittelnde Pflichttheilsforderung 
treffen könne.“ 


Nr. 433. 


Zuläffigfeit der Hypothefarflage gegen den dritten Beſitzer 
der Pfandjache, ohne vorhergegangene oder gleichzeitige Be— 
langung des (in Concurs verfallenen) Perſonalſchuldners. 
Entf. vom 9. Sept. 1857, Nr. 5988 (Beft. des Urtheils de L. ©. 
Vicenza vom 14. Nov. 1856, Nr. 7492, theilweife Abänd. des Urtheils 


des O. L. ©. Senebig d. 8. März 1857, Nr. 3550). Giornale di Giurispr. 
pr. 1857, ©, 428 ff. Eoo d. Trib. 1858, €, 194 ff. 
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Nr. 434. 


Unftatthaftigleit ded Abzugd der Einkommenſteuer von dem 
auf einer Realität fichergeftellten Legat einer jährlichen Geld⸗ 
leiftung. 

Entf. v. 10, Sept. 1857 * Ku gen. ded das Urtheil der Prätur 


Brünn vom 22, Februar 185 abänd, Urtheild dee O. L. ©. 
Venedig vom 7, Mai 1857 Fi 38101. Eco d. Trib. 1857, ©. 355, 


. 3. 1858, Wr. 136. 

Die M hatte in ihrem ZTeftamente vom 17. Auguft 1829 ihren 
Erben aufgetragen, einem beftimmten kirchlichen Fond jährlich 800 Fire 
für Meſſen und Acte der Wohlthätigkeit zu zahlen; dieſes Legat wurde 
bem Willen ver M zufolge auf jämmtlichen Berlafienfchaftsrealitäten 
fichergeftellt. Der Erbe, welcher bis zum Jahre 1856 regelmäßig bie 
800 Fire zahlte, berief ſich hierauf auf 8. 31 des Einkommenſteuer⸗ 
Potentes vom 11. April 1851, wornad er zu einem Abzug von 5% 
berechtigt fei, und Hagte auf Rückſtellung deſſen, was er feit 1851 zu 
viel gezahlt habe. Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren ftatt; bie 
zweite Inſtanz dagegen wies dasſelbe zurüd. Der oberfte Gerichtshof 
beftätigte das Urtheil der zweiten Inftanz „in der Erwägung, daß bie 
Erblafferin, indem fie zur Sicherftellung der Erfüllung ihrer Anordnung 
ben Verwalter bes bezüglichen Tichlichen Fondes aufforberte, die Ein- 
tragung des Pfandrechtes in die öffentlichen Bücher zu erwirken, nichts 
an der Verpflichtung der Erben, das jährliche Legat im genau angege- 
benen Betrag von 800 Fire zu entrichten, geändert hat; daß ferner ber 
Kläger als Repräfentant der Erblafferin und als deren Erbe erfcheint, 
und baber fein Recht auf ven Abzug der 5% vom Legat unvereinbar ift 
mit der ihm perjönlich obliegenden Verpflichtung, es ohne irgend einen 
Abzug auszuzahlen“. 


Nr. 435. 
Klage auf Zahlung von Miethzinfen, welche nah Eröffnung 
des Concurfed fällig geworden find, gegen die Vermögend- 
verwaltung der Concurdmafje gerichtet. 


a i- v. 16, Seat, 1857, Rt. an er des das Urtbeil des 
adun 24, Mär; aufbebenben Decretes des 
" Benedig vom 26, 4. Jam "iss — 11600), jEco d. Trib. 1857, 

S. 360 . 1558, 121, 


+ + 
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Nr. 436. 


Berpfündung einer Sache, über welche der Verpfänder erſt 
Ipäter das Dispofitiondrecht erwirbt. 
Entid. » 22, Sept. 1857, Nr. 9622 (Abänderung der „steihlörmigen 


Deerete des 8%. G. Wien dom 16, und 24, Juni 1857, Nr, 27 nn 
29870, und ded DO. %. ©. Wien v. 4. Auguit 1857, Jr. 9371). .©. 3. 
1858, Nr. 152. 


In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt es: 
„Eine teftamentarifche Anordnung, welche verfügt, daß Jemand über ein 
ihm hinterlaſſenes Hypothefarcapital erſt nach feinem Ableben zu dispo⸗ 
niren berechtigt fein folle, hindert ven Capitalsbeſitzer nicht, Yemanben 
mit ausbrüdliher Berufung dieſer Beihränfung auf dem gedachten 
Sapital ein erft nah jeinem Tode realifirbares Pfandrecht ein- 
zuräumen.“ 


Nr. 437. 
Unerſtreckbarkeit der Recursfriſt in Grundbuchsſachen. 
aleuorentin. do vom 29, Geptember 1857, Nr. 9099 2 uneitäfigung des 
ecretes des O. L. G. Brünn er mai 1 1857, Nr. 3534). G. 3. 1857, 
Nr. 438. 


Zuläffigfeit der Execution des wider den Perſonalſchuldner 
gefällten Urtheild gegen den dritten Befiger der Pfandſache, 
ber diefelbe während jenes Rechtsſtreites erworben bat. 


fenarentid. v. 29, Sept. 1857, Nr. 9286 (Abäud. der gleichför⸗ 
migen Sch eide ded ©. ©. Rattan v. 31. Jänner 1857, Nr. 20, un 1b 
des O. L. ©. Prag vom 9. Juni 1857, Nr. 10271), ©. 3. 1858, Nr. 1 . 


— 44 — 


Nr. 439. 


Rechtfertigung der Pränotation ohne befonderes Juſti⸗ 
fiirungserfenntniß. 
[ 29, 18657, ⸗ 
BE BT SU Pas u ae galt 
des O. L. G. Win son 11, Irang 1857, Nr. a 


Nr. AAO. 

Wirkung der Unterfertigung des Buchauszuges durch den 
Schuldner. Unftatthaftigfeit des Erecutioproceffes auf Grund 
eined folchen Buchauszuges. 

Entf 30, Senn, 1857, Nr. 9844 (Mbünd. der gleichförmigen 
Eniieihingen bes 8 &. Wien v. 4, „elnguft 1657, Mr. 36309, und bes 
ien v. 5. Kuga 1857, Nr. 40314). ©. 3. 18568, Nr. 150, 

Gerihtöh, or . 208, 

Auf Grund eines von dem Schuloner ohne weiteren Beifag unter- 
ſchriebenen Buchauszuges war, als auf Grund einer vollen Glauben 
verdienenden Urkunde, der Erecutioproceß nad $. 298 a. G. D. und 
Hoftanzleivecret vom 25. Mai 1839, Nr. 358 J. ©. ©. Weſſely I, 
Nr. 1202) eingeleitet worden. Dieje Verfügung der erften Inſtanz 
warb von ber zweiten beftätigt. Allein der oberfte Gerichtshof gab dem 
Recurſe ftatt „in der Erwägung, daß die Unterfertigung des Conto's 
ohne jede weitere Erflärung im Sinne der 88. 119 und 120 0. G. O. 
und des Patentes vom 12. Dec. 1785, Nr. 502 (Weſſely I, Nr. 633), 
wohl die halbe Beweiskraft des Handlungsbuces über die ſonſtige — 
ſetzliche Dauer hinaus bewahret, — nicht aber ſchon die Forderung felbft, 
als auf eine vollen Glauben verdienende, Qualität und Zeit der Leiſtung 
feſtſetzende Urkunde geſtützt erſcheinen läßt ($. 298 a. G. O., Hofdecret 
vom 25. Mai 1839, Nr. 358 J. G. S.)“, und ordnete nach Aufhebung 


der beiden unterrichterlichen Beſcheide die Einleitung des Verfahrens 
gemäß 8. 16 a. G. O. an. 


— — — —— — — 
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Nr. 441. 


Proviforiihe Bertheilung des küuftigen Nachlaſſes durch 
den Erblaſſer bei feinen Lebzeiten. 

Eutſch. vom 6. Oct. 1857, Nr. 8830 (Beft. des Urtheil® der Prätur 
Soiltmbergn vom 81. Dec. 1866, Nr. 10164, Abänd. des Urtheild des 
O. 8%. ©, Venedig v, 24. Mürz 1857, Nr. 6142). ©. 3. 1857, Nr. 142, 

Im Yahre 1819 wurde der väterliche Nachlaß des M feinen beiden 
Söhnen A und B eingeantwortet, eine förmliche Theilung desſelben 
jedoch nicht vorgenommen. Nach 36 Jahren begehrte A die Theilung des 
Nachlaſſes mit Einbeziehung von 22 Grundparcellen, von denen 9 fid) 
im Beſitze des Klägers, 13 im Befite des Geflagten befanden. B war 
im Principe mit der oorzunehmenven Theilung einverftanden, ftellte aber 
in Abrebe, daß die vom Kläger begehrten 13 Parcellen in den väterlichen 
Nachlaß einbezogen und gleichfalls getheilt werden follten, da ſich ver 
Bater verjelben noch bei feinen Lebzeiten mit A's Einverftändniß zu B's 
Gunften entäufert babe, und er fie feit dem 1. Jänner 1817 als fein 
volftändiges und unbeichränftes Eigenthum befige, daher jedenfalls ſchon 
bie Verjährung eingetreten fei. Der Kläger behauptete, daß jene Verthei- 
lung, die der Vater bei Tebzeiten vorgenommen habe, nur precario modo 
geihehen fei, daß der Erſitzung der Parcellen die 88. 1461 und 1462 
a. b. G. B., der behaupteten Verjährung feiner Klage aber 8. 1481 ebd. 
im Wege ftehe. Die erfte Inftanz erkannte vem Begehren des Geflagten 
gemäß. Die zweite Imftanz dagegen gab der Klage durchaus Folge 
aus nachſtehenden Griinden: „In Ermangelung eines Beweiſes von 
Seite des Geflagten mußte die Behauptung des Klägers, daß die Zu- 
weiſung ber flreitigen Grundparcellen von dem verftorbenen M nur pre- 
cario modo geſchehen fei, umfomehr für wahr angenommen werden, als 
der Bater in feinem erft drei Monate nad) diefer Zuweiſung errichteten Te⸗ 
ftamente über die gedachten Grundſtücke neuerlich verfügte. Eine Erfigung 
oder Verjährung fommt dem Geflagten nicht zu ftatten, denn das preca- 
rium ift fein Titel zur Erfigung (88. 1461 u. 1462 a. b. G. B.), und der⸗ 
jenige, der eine Sache precario modo beſitzt, Tann aud den 8. 1477 
a. b. ©. B. nicht zu feinen Gunften geltend machen, da es ihm am guten 
Glauben gebricht. Bilden daher die fraglichen Grundſtücke nod immer 
einen Theil des beiden Erben gemeinſchaftlichen Nachlaſſes, fo Tann auch 
von einer Berjährung im eigentlihen Sinne feine Rebe fein, da nad) 
8. 1481 a. b. G. B. vie Verbindlichkeit, die Theilung einer gemein- 
ſchaftlichen Sache vornehmen zu laſſen, nicht verjährt werben kann.“ Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz aus fol- 
gender Erwägung: „Wenn auch M fein Vermögen, und zwar im pro- 
viſoriſchen Wege, unter feine Söhne vertheilen wollte, fo bezog ſich dieſes 
zwar nur auf feine Lebensdauer, während welcher er ſich feines Eigen- 
thums nicht gänzlich entäußern wollte, allein biefer precäre Zuſtand 
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mußte den Söhnen gegenüber aufhören, fobald ver Ton des Vaters ein- 
trat. Der bis dahin widerrufliche Beſitz verwandelte fi in einen un 
widerruflichen, definitiven. Die ſchon bei Lebzeiten des Vaters in den- 
jelben eingejegten Erben erlangten jofort einen giltigen Titel für den⸗ 
felben. Der Berlauf eines fo langen, mehr als vreißigjährigen Zeit- 
raumes fügte zu dieſem Titel und zu ber urfprünglichen Erwerbungsart 
noch ben Titel der Erfigung und bezüglich die Verjährung der Eigen- 
thumsklage hinzu, welch' letztere in dem vorliegenden Falle unter der 
Form einer actio familiae erciscundae oder communi dividundo anzu- 
bringen verſucht wird. Gegenwärtig handelt es ſich nicht um bie Thei- 
lung einer im gemeinjhaftlihen Befige befindlichen Sache; die heutige 
Klage ift daher niht im Sinne des 8. 1481 a. b. G. B. unverjährbar. 
Durch diefe Verfügung wollte der Gefeßgeber nur verhüten, daß durch 
einen beftimmten Zeitverlauf eine erzwungene Gemeinſchaft für alle Zu- 
funft begründet werde. Der Kläger beabfichtigt aber vielmehr, die von 
feinem Vater dem Geflagten zugewiejenen Grundftüde in Anſpruch zu 
nehmen und ven langjährigen Befig des Tegteren anzugreifen, um einen 
Theil der Güter desjelben unter dem Vorwande einer Gemeinſchaft zn 
erlangen, bie niemals, weder de facto, noch de jure nach dem Tode des 
Vaters eriftirt hat.“ 


Nr. 442. 


Nothwendigkeit der fpecificirten Angabe ver noviter reperta 
in der Reftitutionöflage. 


en vom 6. Oct. 1857, Nr. 9435 (Be tätigung des Urtheils des 
Wien v. 19. Dec. 1856, Nr. 50284, Abänderung DR Urtheild des 
O.% 6, Wien v. 19. Mai 1857, Nr. 3749), G. 3. 1858, Nr. 156, 
In den Entiheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt es: 
„Die Refolution vom 31. Det. 1785 lit. kk. (Weflely I, Wr. 1338) 
fordert, daß der Reftitutionswerber eine beftimmte Bitte ftelle, und ſich 
deutlich erkläre, damit das Urtheil Har anzeigen fünne, was eigentlich der 
Partei durch die bewilligte Wievereinjegung in den vorigen Stand zuer- 
fannt werde. Nah der Natur dieſes im $. 372 a. ©. O. begründeten 
Rechtsmittels kann jene beftimmte Bitte und deutliche Erklärung fih nur 
auf die ausprüdlihe Bezeihnung neuer Thatumftände mit neuen Be⸗ 
weiſen oder alter Thatumftänve mit neuen Beweismitteln beziehen, welche 
die Partei nun erft anzugeben in der Tage ift; wenn auch bie neuen Be⸗ 
weismittel, deren Beibringung im erneuerten Procefle beabfichtigt wird, 
nicht gerade im Schlußbegehren ver Klage wieder aufgezählt werben 
müffen, fo muß doch um fo Elarer der Contert der Klage viesfalls gejtellt 
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ſein, wenn der Richter nicht gegen die 88.8 und 248 a. b. G. B. zu ver⸗ 
ſtoßen Gefahr laufen ſoll.“ 


Nr. 443. 
Einwendung der Streithängigkeit. 

Eutſch. vom 7. Oct. 1857 9383 (Beſt. des Urtheils des Bez. ©. 
si vom 23, Oct. 1856, Nr. 2735, Abänderung des „artpeitß des 

D. 2. G6. Wien v. 29. April 1857, Nr. 2461). ©, 3. 1857, Nr. 124, 
Eine Gemeinde belangte mehrere ihrer Inſaſſen als Befiger bes 
ftimmter Häufer mit einer confeſſoriſchen Klage, welche auf vertragsweife 
Erwerbung der Servitut geftügt wurde. Während des Rechtsſtreites 
ftellte fie bei vemfelben Gericht gegen die Befiger der beſagten Häufer 
eine zweite confejloriiche Klage an, worin die nämliche Servitut, jedoch 
aus einem anderen Grunde — Erwerb durch Erfigung — geltend gemacht 
wurde, und das Begehren von jenem ber früheren Klage in ver Beftimmung 
bes für die alljährliche Ausütbung ver Dienftbarkeit in Anfpruch genommenen 
Zeitraumes abwich, welche in der zweiten Klage ausgebehnter war, als 
in der erften. Auch in Betreff der belangten Perfonen ergab ſich eine 
Berjchiedenheit; e8 wurden zwar, wie ſchon bemerkt, in beiden Fällen 
bie Befiger derfelben zehn Häufer geklagt, allein es find in der jpäteren 
Klage nody andere Perjonen als Gellagte genannt. Bei der über die 
zweite Klage ftattgefundenen Tagſatzung ftellten nun die Geflagten, ine 

in den Streit ſich einzulafjen, wegen ber Litispendenz nad) $. 40 a. G.O 
das Begehren um NRüderlag verjelben. Die erite Inftanz verwarf die 
von den Geklagten erhobene Einwendung der anhängigen Streitfache. 
Das Oberlandeögericht Hingegen erkannte, ihrer Berufung ftattgebend, 
auf den Rüderlag der fpäteren Klage. Der oberſte Gerichtshof beftätigte 
das erftrichterliche Erfenntniß aus folgenden Gründen: „Nach der Vor⸗ 
ichrift des 8.40 a. ©. O. foll die Litispenvdenz nur dazu dienen, um bie 
exceptio fori declinatoria zu begründen; fie hat alſo nad) ihrem Wort- 
laute feine Anwendung auf ven Fall, wo beide Rechtsftreite, der frühere 
wie der fpätere, bei demjelben Gerichte jchweben. Der Anwendung bes 
8.40 a. G. O. auf diefen Yall per analogiam aber fteht entgegen, daß 
einer. der Gründe jenes Gejeges, nämlich die naheliegende und deshalb 
eben zu befeitigenve Möglichkeit abweichender Entſcheidungen einer und 
berjelben Rechtsfache in der erjten Inftanz hier nicht eintritt, da in dem 
Falle der Pendenz beiver Proceſſe bei dem nämlichen Richter die Rechts⸗ 
pflege dieſer Gefahr regelmäßig nicht ausgefegt ift. Abgejehen hievon, 
fehlt aber felbft die im $.40 a. ©. O. geſetzte Bedingung, d. i. die Iden⸗ 
tität der beiden Proceffe, weldhe in dem Grunde, in dem Gegenftanbe 


— 48 — 


der Klagen und in den Perfonen auf Seite ver geffagten Bartei von ein- 
ander abweichen. “ 


Nr. 444. 


Beneficium competentiae des Schuldners, der feine Güter 
abgetreten bat, in Anfehung des fpäter erworbenen Ber- 
mögens. Umfang und Realifirung biefer NRechtswohlthat. 
* JF v. 7. Oct. 1857, Nr. 9546 > (tpeitweite Abänderung des das Urtheil 


G. Padnga v. 11, Febt. 1857, Nr. 272, abändernden Hrtheils des 
G. Venedig v. 3. Yun I Nr. 10252). G. 3. 1857, Ar. 126; 
1858, Jr. 149, 
Kr. 445. 
Wirkſamkeit des mündlichen ſchenkungsweiſen Erlaſſes einer 
Schnld. 


Entf. vom 13. Oct. 1857, Nr. 10361 (Beft. des Urtheils des 2. 
Wien vom 28, Fin 1857, Nr. 1326 Ariuberung BB airneit 
9.8. ©. Wien vom 4. Juni 1857, Nr. 5849). ©. 3. 1858, Nr. 18 
A klagte den B auf — einer Schuld. B wendete ein, daß 
ihm A die Schuld unentgeltlich mündlich erlaffen habe. Es handelte fich 
nun darum, ob diefer mündliche ſchenkungsweiſe Erlaß rechtswirkſam fei 
oder nicht. Die erfte Inftanz erffärte fid) dafür aus folgenden Grän- 
den: „Aus dieſem blos mündlich gejchloffenen Schenkungsvertrage er⸗ 
wächſt dem Geflagten gemäß 8. 943 a. 6. ©. B. fein Klagerecht, allein 
eine berlei mündliche Schenkung ift deshalb nicht rechtlich unwirkſam, 
ungiltig; wäre dies der Fall, jo würde das Geſetz wohl, wie im 8. 1249 
a. b. ©. 3. beim Erbvertrag over im 8. 270 a. &. D. beim Vergleich, 
auf einen Schiedsrichter erflärt haben, baß zur Giltigkeit des Schenfungs- 
vertrages bie fhriftliche Errichtung nothwendig fei. Auch anderen Ber: 
trägen hat das Geſetz das Klagerecht verfagt, z. B. Wetten (8. 1271 
a. b. G. 8.), fie find aber deshalb nicht ganz ungiltig, fondern haben 
allerdings rechtliche Wirkſamkeit (8. 1432 0.6. G. B.). Letztere äußert 
ſich nun bei einem mündlichen Erlaſſe der Schuld darin, daß derſelbe als 
Einwendung der Klage des Schenkenden auf Zahlung der Schuld ent⸗ 
gegengefetzt werden kınn, Wer die Herausgabe einer ihm mündlich ges 
ſchenkten Sache forbert, hat fein Klagrecht ; wenn aber eine Schuld münd⸗ 
lich erlaffen wird, dann hat der Befchentte der Natur der Sache nad 
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nichts einzuffagen und der Schenfende hat nichts zu Ieiften. Wird jener 
aber auf Zahlung der Schuld belangt, fo fteht ihm allerdings zu, die vom 
Gläubiger erflärte VBerzichtleiftung einzuwenden. Der 8.943 a.5. 6.8. 
ift eine Ausnahme von der Regel; daß Verträge mündlich und ſchriftlich 
errichtet werden dürfen (8. 883 a. 6. G. B.). Die Ausnahme darf nicht 
weiter gehen, als ver klare Wortlaut des Geſetzes vorſchreibt; überdies 
ift bet dem Erlaſſe einer Verbindlichkeit die Uebergabe des Geſchenkten 
ihon in der Erflürung und Anmahme gelegen. Die Uebergabe ver 
Schulddocumente dient nur dazu, um bie Forderung zu erwerben (8. 427 
a. b. ©. B.). Die Rüdftellung dieſer Documente ift aber, wenn es fich 
um bie Befreiung von der Schuld handelt, nicht erforderlich." Die 
zweite Inſtanz hielt den mündlichen Erlaß für unwirkſam aus nachfol⸗ 
genden Gründen: „Aus dem blos mündlich und ohne irgend melden 
Act der Uebergabe geſchloſſenen Schentungsvertrage kann dem Geflagten 
nad) 8. 943 0.56. ©. B. fein Klagereht erwachlen. Bei dem Mangel 
bes Klagerechtes hat aber eine ſolche Schenkung auch feine rechtliche Wirs 
fung, fie begründet feine Forderung für den Beſchenkten; fie würde ihn 
auch nicht in den Stand feßen, vie gefchenfte Forderung etwa im Wege 
ber Compenjation geltend zu machen; ebenfowenig kann aber auch ber 
Geflagte berechtigt fein, diefe Schenkung dem Klagsanſpruche entgegen- 


zufegen und bie Erfüllung des Schenfungsvertrages auf diefem Wege . 


zu erzwingen.“ Der oberjte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften 
Yaftanz unter Beziehung auf ihre Gründe und mit Hinzufügung nach— 
ftehenver Erwägung: „Im vorliegenden Falle handelt es fih nicht um 
die Eingehung eines neuen Rechtsverhältniffes, ſondern nur ım die Auf- 
löfung eines vorbeftandenen, und die Begleichung der daraus abgeleiteten 
Forderung. Auf diefe konnte aber der Gläubiger allerdings, ohne ſich 
an eine beftimmte Form zu binden, auch münbfich verzichten, weil ber 
8. 1444 a. 6. ©. 3. eine derlei Berzichtleiftung als vollgiltig zuläßt und 
dadurch die Verbinplichfeit des Schulpners für aufgehoben erklärt. Dem 
auf ſolche Weife begünftigten Schuldner erwächſt dann der Natur ber 
Sache nad, indem er in dem Acte der Erflärung feines Gläubigers |o- 
wohl ven Titel, als die Uebergabe des gefchenkten Objectes im Sinne des 
8.428 a. b. ©. B. zugleich erreicht hat, das volle Recht, feinen durch 
die Verzichtleiftung geregelten Beſitzſtand exeipiendo zu wahren, und e8 
gehe nicht an, ihn mit dem Geſchenknehmer zu verwechleln, der aus einem 


mündlichen Schenfungsvertrage ohne irgend welche Uebergabe Flagbar 
werben wollte.“ | | 
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Nr. 446. 
Umfang der Bürgſchaft. — Gerichtsftand des Zahlungs- 
ortes. 

Entid, vom 14. Oct. 1857, Nr. 10446 (Beſt. der die Entſcheiduung der 
rätye Riva v. 14. Mai 1857, Nr. 4206, abündernden En * des 
. 2. &. Junebruck v. 15. Juli 1867, Re. 2474), &, 3.1 j Hr. 5. 
Die B hatte ſich in der Urkunde vom 13. November 1847 ver⸗ 
bindlich gemacht, ven A für jeden allfälligen Berluft, ven er an feiner 
Forderung gegen ihren Gatten erleiden follte, ſchadlos zu halten, und 
ihn aus Eigenem zu bezahlen (tenere indenne da qualunque perdita, 
e di pagare del proprio). Auf Grund dieſer Urkunde klagte A die B bei 
der Prätur Riva, weil ihr verftorbener Gatte die fraglihe Zahlung an 
biefem Orte zu leiften gehabt hätte. Die Geflagte wenvete die exceptio 
fori ein, ba fie in Gargnano, nicht in Riva anfäßig fei. Die erfte In- 
ftanz gab dieſer Einrede nicht ftatt, weil die Geflagte fi durch die er- 
wähnte Erklärung anheifchig gemacht habe, ven Kläger ſchadlos zu halten, 
d. h. die Verbindlichkeit des Schuldners infoweit, al8 er dieſelbe nicht 
erfüllen follte, zu übernehmen, und weil diefe Verbindlichkeit des Schuld⸗ 
ner8 auch dahin ging, die Zahlung in Riva zu leiften. Die zweite 
Inftanz gab ihr ftatt. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſchei⸗ 
bung der zweiten Inſtanz, weil nach $. 1353 a. 6. ©. 2. die Bürgichaft 
nicht weiter ausgedehnt werben darf, als fi der Bürge ausdrücklich 
erklärt hat, die Geklagte ſich aber blos verpflichtet hatte, ven Kläger 
bezüglich der Schuld ihres Mannes für jeden Berluft ſchadlos zu halten, 
und in jedem Falle viele Schuld aus ihrem Eigenen zu bezahlen, dieſe 
Erflärung aber eine Berbinplichkeit, dort, wo ihr Gatte zahlen follte, 
d. i. in Riva, zu zahlen, nit in ſich enthält. 


Nr. 447. 
Einverftändniß auf das fummarifche Berfahren. Friſt zur 
Uppellationsanmeldung. 

Entid. v. 14. Oct. 1867, Nr. 10449 (Aufhebung der Entſcheidung des 
D, Y G. Innöbrud v. 4. Auguft 1857, Nr. 2766). G. 3. ss, . 6, 

Auf die Klage des A wurde vom Bezirksamte Bludenz mittelft 
Beſcheides vom 5. Mai 1857 das orbentliche mündliche Verfahren ein- 
geleitet. Im Protofoll vom 2. Juni 1857 trafen die Parteien das Ein- 
verftänpnig auf das fummarifche Verfahren. Am 12. Juni 1857 er» 
floß das Urteil, und wurbe dem Kläger am 26. d. M. zugeftellt. Am 
10. Juli 1857 melvete der Kläger die Appellation an. Das Bezirksamt 











— 431 — 


orbnete dem Begehren gemäß eine Tagſatzung zur Verhandlung ber Ap- 
pellation an, bei welcher fich der Geklagte anſtandslos in die Erftattung 
der Appellationseinrevde einließ. Das Oberlandesgericht erachtete aber, 
daß die Appellationsanmelvdung nach 8. 48 des Gejeges über das ſum⸗ 
marifche Verfahren als verfpätet von Amtswegen hätte zurückgewieſen 
werden follen, und wies den erften Richter an, in diefem Sinne fein 
Amt zu handeln. Der oberfte Gerichtshof erkannte, daß das Oberlar- 
desgericht in merito zu entſcheiden habe, „pa beide Theile genügend zu 
erfennen gegeben hätten, daß fie ſich in dem zum orbentlichen Verfahren 
allerdings geeigneten Gegenftande nur in der Hauptverhandlung in ber 
erften Inftanz auf das ſummariſche Verfahren verglichen haben wollten.” 


Nr. 448. 


Aufforderungsflage wegen einer behaupteten Berühmung. 


Entf. v. 15. Oct. 1857, Ri 7438 (Beit. des das Hribei des 8. ©. 
Zwettel vom 19, Juni 1856, Nr. 1919 abünd. a 8 des O. L. G. 
Wien v. 27. Jaͤnner 1857, Nr. 13099). . 1857, Nr. 141. 

In einer Eingabe an ven —— der ——— A ftellte B, 
Doppeltehenbefiger in biefer Gemeinve, die Bitte, der Ortsoorftand 
möge auch ihn mit dem Vortheile der übrigen Gemeinbebefiger gleich be- 
denken, und aud ihm von dem nod in der Gemeinderegie befindlichen 
Walde einen feiner Wirthichaft zufallenden Antheil überlaffen und zu- 
weifen, wibrigend er bemüßigt wäre, dieſe Gleichftellung und reipective 
Zutheilung, infoweit dieſe durch das Gemeindegefeg zuläffig fei, Durch die 
Bezirkshauptmannſchaft zu bewirken. In Folge diefer Eingabe brachte 
ber Ortsvorftand der Gemeinde A gegen B die Aufforderungsflage auf 
Grund des 8. 66 a. G. O. ein. Die erfte Suftanz gab biefem Be- 
gehren ftatt, indem fie in der gedachten Eingabe eine Berühmung er- 
fannte. Die 3 weite Inſtanz wies die klagende Gemeinde zurüd; ebenjo 
ber oberfte Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Der Aufforberungs- 
prozeß ift eigentlich eine beſchränkende Ausnahme von dem civilrechtlichen 
Grundſatze, daß e8 Jedermann freiftehe, feine Rechte früher ober fpäter, 
je nach feinem Intereſſe geltend zu machen. Ber der Zulaſſung biefes 
Rechtsmittels müflen daher die Bedingungen des 8. 66 a. ©. D. ftrenge 
nachgewieſen fein. Die in diefem Paragraph aufgeftellte Bedingung : 
„„wenn ſich Jemand gerühmt bat, daß ihm wider einen Dritten ein 
Recht gebühre,”" muß nun nad) der eigenthümlichen Bedeutung der 
Worte in ihrem Zufammenbange dahin ausgelegt werben, bag mit An- 
maßung der Beitand eines Rechtes gegen einen Dritten behauptet, jomit 
in die Rechtsſphäre vesjelben eingedrungen, und das rechtliche Intereſſe 
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desſelben gefährbet werbe, eine Auslegung, welche auch dem gemeinen 
Rechte entipricht, da bewährte Schriftfteller ven Provocationsprozeß nad) 
gemeinem Rechte als biejenige Prozeßart bezeichnen, durch welche Jemand 
befugt wird, einen andern, der durch Verzögerung ber Anftellung ber 
Klage, oder durch Ausftrenen unwahrer Behauptungen, aus welchen er 
Aniprliche ableitet, Schaden zufügt, gerichtlich zur Klage aufzuforbern, 
in welcher Auffaffung beide von jeher von der deutſchen Praxis ange⸗ 
nommenen Arten des Provocationsprozeſſes, nämlich Die provocatio ex 
lege diffamari und die provocatio ex lege si contendat inbegriffen find. 
In Anwendung diefer Grunvfäge auf ven vorliegenden Fall kann nım 
in ver Eingabe des Geflagten an den Ortsoorftand von A eine Berüh⸗ 
mung im Sinne des $. 66 a. ©. O. nicht gejehen werben, weil in ber 
Bitte eines Gemeinbegliedes an den Gemeindevorftand um gleiche Be- 
dachtnahme auf dasſelbe mit den übrigen Gemeinvebürgern ebenfowenig, 
als in dem Beilage, daß es widrigens bemüßigt wäre, dieſe Gleichftellung 
und rejpective Zutheilung.... durch die höhere Behörde zu erwirken, 
eine bie Rechtsiphäre der Gemeinde verlegenve Anmaßung eines Rechtes 
liegt.“ 


Nr. 449. 
Wirkung der Concurseröffnung auf ein vechtöfräftiges 
ae 


Entſch. v. 20. Oct. 1857 6368 (Beft. des da 8 8. G. 
Baia v. 2. Dec. 1806 B014, abündernden ueideile x 8, 6. 
Mailand v. 28, März 1857, Nr. 2320), ©. 3. 1858, Nr. 156, 


Nr. 450. 

Anſpruch des Zehentberechtigten auf einen Theil ber für 
die Expropriation des zehentpflichtigen. rundes bezahlten 
Entſchädigungsſumme. 

Entf. vom 20. It. 4867, Ar. 6887 (Beil. des Urtheils der 


Berona v. 19. Anguſt 1 Boß, Mr. 10003, Abänd, des Urtheils des O. L. ©. 
Venedig vom 11, Min 1 ‚Nr. 4556), ©. 3. 1868, Nr. 7, 


Ein ver A gehöriger and wurbe erproprürt. Da dem B an 
dieſem Grundſtück ein Zehentrecht zuſtand, fo behielt die Expropriations⸗ 
commiffion für B von der Ablöfungsfumme einen Theilbetrag zurikk. 
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Die A nahm nun diefen Betrag in Anſpruch, wurde aber von ber er ſten 
Inftanz mit ihrem Klagebegehren abgewielen. Die zweite Inſtanz er- 
fannte dem Klagebegehren gemäß aus folgenven Gründen: „Der Ze 
bentberechtigte hat kein Eigenthumsrecht an dem zehentpflichtigen Grunde; 
er Tann fein Recht nur ausüben, wenn das ver Zehentſervitut unterlie- 
gende Grundſtück zehentpflichtige Früchte herporbringt ; er kann aber nicht 
verlangen, daß der Eigenthiimer gerade jene Früchte anbaue, in Bezug 
auf welche er ein Zehentrecht hat, noch kann er ihm unterfagen, über ven 
ausschließlich ihm gehörigen Grund nad Belieben zu verfügen. Wenn 
daher ber dienſtbare Grund fünftig zu Eifenbahnzweden verwendet, und 
ber Geflagte verhindert wird, fein Zehentrecht daran auszuüben, weil 
darauf fein Aderbau mehr betrieben wird, fo fteht ihm doch fein Erſatz⸗ 
recht zu.“ 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte das Urtheil ver erften Inſtanz 
aus nachſtehender Erwägung: „Dur die zwangsweife Erpropriation 
bes fraglichen Grundes wurde nicht blos der Klägerin ihr Eigenthums- 
recht entzogen, ſondern auch dem Geflagten unmöglich gemacht, fein Ze⸗ 
hentrecht künftighin auszuüben. Es entſpricht alſo ven allgemeinen 
Rechtsgrundfätzen, daß der Schade auf jeden Theil im Verhältniß feines 
Rechtes fällt. Dieſes Princip entſpricht auch dem Geifte des von ber 
betreffenden Commiſſion in diefem Sinne gehanphabten Gejeges über 
die zwangsweiſe Exrpropriation. Allerdings würde, wenn feine Exrpro- 
priation erfolgt wäre, die Eigenthümerin das Hecht gehabt haben, in ber 
Eultur und Benügung des Grundes eine das Zehentrecht vereitelnbe 
Aenderung eintreten zu laſſen; allein ver hier vorliegende Fall ift ein 
weſentlich verſchiedener.“ 


Nr. 451. 


Verzugszinſen vom Saldo eines Conto corrente, 
.. vom 21. Oct. 2857, Mr. 9180 (Beft. des Urtheils bes H. G. 


alland u. 20, März 1857, Mr. 17476, Abänderung bed lribeil bed 
O. L. G. Mailand om 8, Sul.1867, Nr. 016), Can. d, ai 1857, 
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Nr. 452. 


Bedeutung des Ausdruckes „Beſitzfähigkeit“ in der kaiſ. Ber- 
ordnung vom 2. October 1853, Nr. 190 R. ©. DL, 


Plenarentid. v. 21. Oct. 185 von „Mpind. be der gleidifär- 
migen Be 3 8. ©. Belaricken 857, Dr. 2242, 
and des O. 8. ©, Brünn vom 14, wg 1887. Nr. b817). G. 3. 1858, 


Nr. 453. 


Nichtberechtigung des Verkäufers einer Healität zur Erwirkung 
der Einverleibung des Eigenthumsrechts des fe. 
4 vom 22, Oct. 1867, Ar, 10671 (Beit. des die Enticheidung des 


Wien vom 15, Mai 1857, Nr. 22149, abändernden B eibe des 
L. ©, Wien vom 25, —**— 1857, Nr . 10408), ©. 3. 1888, Ar. 2, 


Nr. 454, 


Zuläffigfeit der Wiebereinfegung ob noviter reperta gegen 
ein Urtheil, worin anf Ablegung des Haupteides erkannt ift. 
Entſch. v. 27, Oct. 1857, Nr. 10407 (Belt. des bad „Aetbeit der PBrätur 
Gafalmaggiore vom 17, Febr. 1857, Nr. 372, ab genden arte us 
D. 2. ©, Mailand v. 6, Anguf 1857, fr. —8X 6 3. 1808, Ar. 27 
Der Deferent des Haupteides fuchte die Heftitution ob noviter 
reperta gegen das Urtheil an, indem er fich erbot, den Beweis iiber bie 
fragliche Thatſache durch einen inzwiſchen aufgefundenen Zeugen und ſei⸗ 
nen Erfüllungseib zu führen. Die erfte Inftanz erfannte auf Unzuläſſig⸗ 
feit der Reftitution, „in der Erwägung, daß die fraglihe Rechtsſache 
zu Ungunften des Keftitutionswerbers bereit8 durch den Haupteid, Aljo 
durch einen Vergleich entichieven fei, wogegen im Falle eines Meineids 
nur ein Criminalprozeß Abhilfe Ihaffen könne.“ Die zweite Inſtanz 
erfannte bie Neftitution zu, ebenfo der oberfte Gerichtshof, in der Erwä⸗ 
gung, „daß bie allgemeine Beftimmung des 8. 476 ital. G. D. (8. 372 
a. G. O.) für die Zuläffigfeit neuer Beweismittel feine Ausnahme in 
Dezug auf ein durch ven Haupteid bedingtes Urtheil macht, und daß 
folhe Beweismittel allerdings dazu beitragen können, die Thatfache, über 
welche der Eid aufgetragen wurde, in einem weſentlich verſchiedenen Lichte 





erjheinen zu laſſen, beſonders wenn der Haupteid mit dem Beiſatz bes 
„„Wiſſens und Erinnerns““ gefchiworen wurde.“ 


Nr. 455. 
Unzuläffigleit der Beftreitung einer Nachlaßeinantwortung 
im officidfen Wege nach eingefretener Rechtskraft des Ein- 
antwortungsdecrets, 


En 3: v. 27. Oct. 1857, N 10824 ee ao, Beſcheide 
der Prätur Lecco vom 18, 

niland v. 12, Anguft 1 ni Mr inioo). G. 3. 1808, Nr. 3 

Mittelft Decreted vom 2. März 1853 antwortete die Prätur Lecco 
den Nachlaß des M auf Grundlage des fchriftlihen Zeftaments vom 
4. Februar 1848 und der unbedingten Erbserflärung beflen Enkelin ein. 
Am 7. Jänner 1857 begehrte die gefetliche Erbin A, welche ſchon wäh⸗ 
rend des Zuges der Abhandlung das Teftament angefochten, und um An⸗ 
ordnung einer Tagfagung zur Vertheilung ver Parteirollen angeſucht 
batte, mit diefem Gefuch jedoch abgewiefen worden war, die Aufhebung 
der gerichtlichen Einantwortung und die Anoronung einer Tagſatzung zur 
Treffung eines Einverftändniffes über die Barteirollen, dann bie mittler- 
weilige Verwaltung des ftreitigen Nachlafles im Sinne des $. 812 a. b. 
©. 2., indem fle angab, daß ihre vorlängft abgegebenen Erklärungen 
fruchtlos geblieben feien, und daß ſie erſt jest Kenntniß von ver Einant- 
wortung erlangt habe. Die erjte Inftanz wies das Geſuch um Wieber- 
aufnahme ver Abhandlung ab, und die Klägerin auf ven Rechtsweg. “Die 
beiden höheren Inſtanzen beftätigten viefen Beicheid, „in der Erwä⸗ 
gung, daß die Teftamentserbin ohne Ungiltigkeitserflärung des Te⸗ 
ftaments nicht aus dem Belig und Genuß des Nachlaſſes geſetzt 
werben kann, und daß auch die begehrte Tagſatzung nur den Erfolg haben 
könnte, die A anzuweiſen, als Klägerin auf dem Rechtswege aufzu- 
treten.” 


+ + 
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Nr. 456. 


Berechnung der Friſt zur Erftattung der Einwendung des 
incompetenten Gerichtsſtandes bei Streitigkeiten vor Han- 
belögerichten. Form der Geltendmachung des Ablaufs Diefer 





Friſt. 
En v. 27. Oct. 1857, 2, 100 ber „nie € 
L. — v. 80. ac — udern ———— 
de ©. 2. ©. Vvenebig v. Pr —— re 15877). ©. 
Nr. 457. 


Recht des Klägers, von der Klage abzuftehen. 


Entf. v. 27. Dt. 1857 Nr. 11147 (Beh. der — des L. ©. 
Verona d. 1, ebr. 1857 nd deB enedig dom 
ng. 1857 Pr. 14039), ©. 3. 1858 


Der Begatar A Hagte gegen den Exben B auf Ynertenmung bes 
Rechts, auf das ihm angefallene Legat mit ver Wirkung zu verzichten, 
daß dasjelbe wieder in die Erbichaftsmafle zuritdfalle. B liberreichte- am 
12. Juni 1854 ein Gefuh, worin er ausprüdlich exflärte,. ſich dem 
Klagebegehren zu fügen, aber die weitere Bitte damit verband, eine Tag⸗ 
jagung zur Inrotulirung der Acten anzuorbnen, um ein: richtenlicheg, 
erecutionsfühiges Urtheil über die anhängig gemachte Frage zu erwirten. 
Die gebetene Tagfagung wurbe auf den 4. Auguft 1854 beſtimmt; der 
Legatar hatte jedoch inzwiichen feinen Sinn geändert, und brachte am 
3. Auguft 1854 eine Erklärung em, daß er von ver Klage gänzlich ab» 
ſtehe, und bat hievon ven Gellagten zu verftändigen, den Streit als be- 
endet anzufehen, und dem Geflagten zu bebeuten, daß er das Verzeichniß 
ber Gerichtsfoften zur Tagſatzung mitzubringen habe, um vie gerichtliche 
Beitimmung derſelben zu veranlaflen, und fohin ven Erſatz leiften zu 
fönnen. Bei der Tagfakung am 4. Auguft 1854 verweigerte A die In⸗ 
rotulirung ber Acten, indem er ſich auf die Abftehungserflärung berief; 
B dagegen beharrte auf feinem Begehren, indem er behauptete, nun, nach⸗ 
bem er fich ver Klage gefügt, nachdem er das Legat jomit unter Zuſtim⸗ 
mung des klagenden Legatars übernommen, könne von einem einſeitigen 
Rücktrite keine Rede ſein, die Abftehungserflärung des Klägers jei ver- 
fpätet und nicht mehr rechtswirkſam. — Die erfte Inſtanz erkannte 
hierauf, die Inrotulirung der Acten habe nicht ftatt, und der Rechtsſtreit 
fei durch die Defiftenz-Erflärung des A beendet, da die ital. ©. D. im 
8.8 (8. 8 weitgal. ©. D.; vgl. 8.49 a. ©. D.) ganz allgemein dem 
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Kläger von feiner Klage abzuftehen geftatte. Auf den Recurs des Ge- 
Hagten beftätigte die 3w eite Inftanz in ver Hauptfadhe Die Entſcheidung 
ber erfien Inſtanz. Der Oellagte begehrte nunmehr im Revifions- 
recurfe bie nreritorifche Entſcheidung. Der oberfte Gerichtshof mies ben> 
jelben zurlidl. „in der Erwägung, daß die Entſcheidungen beiber unteren 
Inftanzen im Principe gleich find, und das Necht des Klägers, von ber 
Klage abzuftehen, anerkennen; daß der Wortlaut des $. 8 ital. G. O. 
eine Unterſcheidung ver Fälle oder eine Beſchränkung des Klägers nicht 
geftattet; daß endlich dem Geflagten freifteht, fein wermeintliches Recht 
auf das Object des Legates, ſei es im Wege ver Klage oder der Einwen⸗ 
dung, geltend zu machen, aber keineswegs die Entſcheidung darüber bier 
einmengen zu wollen, wo es fih um eine reine Formfrage handelt.“ 


Nr. 458. 


Einwilligung des Miethers in den Verkauf der Beſtandſache. 


Eutſch. vom 28, Oct. 1857, Nr. 10110 (Beft. des das Urtheil der Stadt⸗ 
grätur Venedig v. 9. Juni 1867, Nr. 23351, abänd. Urtheils des O. 
. G. Venedig v. 12, Ang. 1857, Nr, 13675), Eco d. Trib. 1858, ©, 53; 
G. 3. 1858, Nr. 12, 

A hat im Haufe des B eine Wohnung für längere Zeit gentiethet; 
der leßtere verfauft das Haus ohne Vorbehalt der Fortdauer der Miethe, 
und A muß in Folge deſſen das Haus räumen. Nun verlangt A Ent- 
ſchädigung; B aber behauptet, er habe den Kläger um die Erlaubniß, 
das Haus zu verkaufen, gebeten, und biefelbe erhalten. — Die erfte 
Inftanz ift der Anficht, daß die Einwilligung in den Verkauf des Haufes 
noch nicht die Berzichtleiftung auf die Entfhädigung enthalte, und er- 
fennt die leßtere dem Kläger zu; die beiden höheren Inftanzen weijen 
das Klagebegehren ab. 

Gründe der dritten Inſtanz: „Es iſt ... als abwieſen anzu⸗ 
ſehen, daß A in den Verkauf des Hauſes einwilligte, und daß er, wenn 
er auch nicht ausdrücklich auf eine Entſchädigung für die vorzeitige Be- 
enbigung des Miethverhältnifjes verzichtet hat, Doc dem A bie Meinung 
einflößte, daß dieſe Verzichtleiftung in ver Einwilligung zum Verkauf des 
Haufes mitbegriffen fei. In der That bedurfte Leßterer der Zuftimmung 
des Klägers zum Verkauf feines Eigenthums nicht; wenn er fie doch er- 
bat, fonnte e8 nur ven Stun haben, daß er ſich Gewißheit darüber ver- 
Ihaffen wolle, daß der Miether feine Entſchädigungsanſprüche erheben 
werde. Hätte Kläger erklärt, daß er auf biefelben nicht verzichte, indem 
er in den Verkauf einwillige, jo hätte Geklagter entweber ben Verkauf 
aufgeben, oder die Fortdauer des Miethvertrags bedingen künnen. “ 
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Nr. 459. 
Erecutiondführung auf eine ftreitige Gegenforberung. 


Eutib. u 2 . 38, — es Ar. 10902 ee den odaeit des L. G. 
ip bem des — L. G. 
48 > "galt 1857, Ar. —— 6. oe, Nr. 
A hat gegen B ein Urtheil erwirkt, vermöge deſſen Bebterer zur 
Zahlung von 5058 2. 98 Cent. verpflichtet iſt; während biefes Urtheil 
in Rechtskraft erwachſen ift, hat B feine aus demſelben Rechtsverhältniß 
entfpringenven Gegenforberungen im Betrage von 11000 L. durch Klage 
geltend gemacht, und der dadurch eingeleitete Rechtsſtreit ift fo weit vor⸗ 
geichritten, daß die Inrotulirung der Acten angeorbnet ift. A führt nun 
auf Grund jenes Urtheils die Erecution, und zwar auf die eben erwähnte 
Gegenforverung, und erwirkt die Pfändung verjelben und die Bewilli- 
gung der Feilbietung. Gegen letere hat B recurrirt, und dieſem Recurſe 
hat das Oberlanvesgericht ftattgegeben; „in Erwägung, daß das Ere- 
cutionsreht des A nicht bis zur Verfteigerung der Forderung geben 
fann, welche dem B eben aus dem von A geltend gemachten Rechtsver⸗ 
hältniß erwächſt; daß ferner bie Forderung entweder im Urtheil aner⸗ 
kannt werben und ſodann A gehalten ſein wird, fie zu befriedigen, ober 
fie in feine eigene Forderung einzurechnen ober fie als nicht zu echt be- 
ſtehend anerfannt wird, und fodann fein Object der Execution mehr vor⸗ 
handen iſt“. Diele Entſcheidung hat der oberſte Gerichtshof beſtätigt, 
„in der Erwägung, daß es ſich um einen unwiderbringlichen Schaden 
handelt, daß Aſdurch die Beharrlichkeit, mit welcher er die Verſteigerung 
ber fraglichen Forderung verlangt, offenbar die Wirkungen der Compen- 
fation zu vereiteln fucht, und daß jedenfalls, da die Entſcheidung der 
Sache nahe bevorfteht, wodurch der wahre Werth der erequirten Forde⸗ 
rung beftimmt werden wird, ein hinlängliches Motiv vorhanden ift, die 
Berfteigerung in suspenso zu belaflen.“ 


Nr. 460. 


Aufrechthaltung eined auf Grund einer der Verordnung vom 
21. Mat 1855, R. ©. Bl. Nr. 95, nicht entſprechenden 
Urkunde ergangenen Zahlungsbefehles. 

Eutſch. vom 3. Nov, 1867, bat ar der dad Urtheil de L. ©. 
Mailand vom 26. Sept. 1 Rd —— Derorönung des 
O. L. G. Mailand 25. — ET, 1858, 

A hatte wider B einen —— im Sinne ver k. Verord⸗ 
nung vom 21. Mai 1855 (R. ©. Bl. Nr. 95) erwirkt; es zeigte ſich 
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jedoch im Laufe der durch die überreihten Einwendungen veranlaßten, 
auch alle anderen Punkte erſchöpfenden Verhandlung, daß die von A bei- 
gebrachte Urkunde nicht einen Notariatsact darftelle, und daß daher kein 
Zahlungsbefehl hätte erlaffen werden follen. Die erfte Inftanz erkannte 
daher: der Zahlungsbefehl beftehe nicht zu Recht. Sie bemerkte zur Be⸗ 
gründung dieſes Urtheils: „Nach 8. 4 der Verordnung vom 21. Mai 
1855 ift fein Recurs wider einen Beſcheid, womit der Zahlungsauftrag 
bewilligt wird, zuläffig; es ift alfo Mar, daß die Partei, wider welche 
biefer Zahlungsauftrag ergeht, in ver nad) 8. 5 ihr geftatteten Schrift 
alle Einwendungen geltend machen Tann, mithin aljo auch diejenigen, 
welche fi auf die Form ber Urkunde und darauf beziehen, daß dieſelbe 
zur Begründung des gedachten Zahlungsbefehls nicht geeignet fei. Die 
entgegengejeste Auffaffung würde zu einer offenbar unhaltbaren Conſe⸗ 
quenz führen, dahin nämlich, daß, weil ein Recurs an ven höheren Rich⸗ 
ter nicht geftattet ift, ber Geklagte fih, ohne dazu verpflichtet zu fein, alle 
Folgen einer ausnahmsweifen und privilegirten Procedur gefallen Laflen 
muß, vielleiht ſogar dann, wenn die Klage fich lediglich auf eine Privat- 
urfunbe ftügt; denn wenn einmal der Grundjag aufgeftellt wird, daß bie 
Partei gegen die Beichaffenheit ver Schuldurkunde feine Einwendungen 
erheben darf, müßte diefer Grundfag felbft in dem Falle angenommen 
werden, wenn bie Klage ſich auf eine bloße Privaturkunde ftütt. Wenn 
nun aber ver Partei geftattet werden muß, auch die erwähnten Einwen⸗ 
bungen geltend zur machen, fo ift e8 unvermeiblich, daß fie auch der Richter 
berüdfichtigt; es mußte daher die Klage ſchon deshalb allein, weil fie 
fih nicht auf eine Urkunde, wie fie das Gejeß fordert, ftäßt, im Sinne 
des $. 6 des Geſetzes zurückgewieſen werben, in dem Sinne nämlich, 
daß ver Zahlungsbefehl als nicht zu Recht beftehenn erflärt, und dem 
Kläger vorbehalten fei, feine Klage im orbentlichen Rechtswege an⸗ 
zubringen.“ Ä 

Das Oberlandesgericht hob dieſes Urtheil auf, und trug ver erften 
Inftanz auf, über die Hauptfache zu enticheiden, und zwar aus folgenden 
Gründen: „Der 8. 8 der erwähnten Verordnung beftimmt iiber bie Ur- 
theile, welche in Folge ver wider Zahlungsbefehl eingebrachten Einwen- 
dungen ergeben, daß bezüglich ihrer die Vorfchriften des Geſetzes über 
das ſummariſche Verfahren zu beobadhten find, und da in dem gedachten 
fummarifhen Berfahren folhe Zahlungsaufträge nur rüdfichtlih ber 
Wechſel vorfommen, jo fcheint es angemeflen, daß man das bezüigliche 
Geſetz zur Richtſchnur nehme. In biefem nun ift vorgefchrieben, daß über 
die Einwendungen eine Tagſatzung angeorbnet und ſodann über das 
Meritum der Klage und über die Einwendungen entichieven werde. . 
Die fpecielle Vorſchrift des 8. 6, welche anoronet, daß nach gejchlofjener 
Berhandlung zu erfennen fei, ob es bei dem Zahlungsbefehl zu ver⸗ 
bleiben, oder ob und inwiefern es von demjelben abzukommen habe, hin- 
dert gar nicht, daß zur Vermeidung von Proceflen auch über den eigent- 
lichen Inhalt des Klagebegehrens entſchieden werde, wenn der Stand ber 
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geführten Verhandlung diefes nur geftattet. Das aus $. 4 der erwähnten 
Verordnung gezogene Argument bezüglich der Inappellabilität des Zah⸗ 
lungsbefehls beweift nichts, weil es durch den gleichen für einen wechſel⸗ 
rechtlichen Zahlungsbefehl geltenden. Grundſat widerlegt wird, ba ja 
auch im Wechſelverfahren wider den Zahlungsbefehl ein Keeurs nicht 
—R8 wohl aber eine auf Grund der ſchriftlichen Einwendungen ge⸗ 
führte mündliche Verhandlung und ein darauf folgendes Urtheil über die 

auptſache. Wenn die Parteien zu einer beſonderen Verhandlung über 
das Meritum angewieſen würden, während mit Rückſicht auf das, was 
in der Klage begehrt und dagegen vorgebracht wurde, die Verhandlung 
erſchöpft und eine definitive Entſcheidung möglich iſt, wäre die neue Ver⸗ 
handlung nur eine nutzloſe Wiederholung des bereits Auseinandergeſetzten 
und Vorgebrachten, verbunden mit Verzögerung ver enbgiltigen Entſchei⸗ 
bung des Prozefles und mit höheren Koften, und dieſes Alles nur, weil 
nicht fogleih das gehörige Verfahren eingeleitet wurde, ein Verſehen, 
welches als durdy die dennoch erfolgte vollftändige Verhandlung janirt 
angejehen werben kann.” Der. oberite Gerichtshof beftätigte die Verfü⸗ 
gung und die Entiheidungsgründe der zweiten Inſtanz. 


Tr. A61. 


Unzuläfſigkeit der. Beftellung eines Curator8 ad actum zur 
Bertretung des Nachlaffes des Schuldner® nad erfolgter 
Erbserflärung. 


Eutſch. v. 4 Nov. 1857, Nr, 9842 (Belt: der 7. 2 ua Entieidun- 
gen des L. 8. a ram bom 22. April u ber anal⸗ 
tafel v. 17. Juni 1857, Nr. 2890). "s 3.1 —— 

A — am 20. April 1857 bei dem —— Agram 
als Abhandlungsinſtanz drei Klagen auf Zahlung von Zinsrückſtäuden 
gegen den B'ſchen Nachlaß, und bat um Aufſtellung eines Curators ad 
actum. Die erfte Inſtanz ſtellte dieſe Klagen dem Kläger mit dem Be⸗ 
ſcheide zurück, daß der B'ſche Nachlaß durch die in Folge der am 21. März 
1857 erledigten und angenommenen Erbserklärung dieſem Gerichte be⸗ 
kannt gemachten Erben repräſentirt werde. Der Kläger führte in ſeinem 
Recurs unter anderem aus, daß die Capitalien bereits zu Handen eines 
vom Landesgerichte beſtellten Curators ad actum gerichtlich gekündigt 
worden ſeien, und daß ſich das Klagebegehren auf ein Hypothekarrecht 
gründe, ſonach auch der verſtorbene B in ſolange als Beſitzer der Reali⸗ 
tät anzuſehen ſei, bis deſſen Rechtsnachfolger durch Einverleibung der 
Einantwortungsurkunde in den Beſitz der Realitäten gelangt fein, und 
deren Rechte grundbücherlich erfihtlichh gemacht würden. Daraus ergebe 
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fih, daß der Gläubiger nur gegen den im Grundbuche eingetragenen 
Eigenthümer, refp. nach feinem Ableben gegen deſſen Curator ad actum 
Hagbar auftreten könne. Die zweite Inſtanz wies der Recurs ab „in 
ber Erwägung, daß, nachdem ſich die Erben zu dem erwähnten Nachlaſſe 
bereit8 erbserHlärt hatten, und ihre Erbserklärung unter dem 21. März 
1857 angenommen worden war, ber befagte Nachlaß fomit nad) 8. 547 
a. b. G. B. nunmehr dutch die erklärten Geben repräfentirt wird, die 
allerdings ordnungswidrig gegen bie Verlafimaffe gerichtete Klage 
mit Ruckſicht auf die Borfchrift ves 8. 811 a. b. ©. B. vem Recurrenten 
mit Hinweiſung auf Die bereit3 angenommene Erbserflärung ganz richtig 
zuritdgeftellt wurde, zumal Recurrent felbft in ver Klage den Grund, 
aus welchem er ſolche nicht gegen die Erben angeftrengt hat, dahin an- 
gibt, daß dieſelben dem Gerichte noch nicht namhaft gemacht find, dieſer 
Grund aber nach dem eben Geſagten nicht ftichhäftig ift.“ Der. oberfte 
Gerichtshof gab dem auferordentlichen Recurfe nicht ftatt „in der Er⸗ 
wägung, baß der Kläger mit dem erftrichterlichen Beſcheide von ver be- 
reits eingetretenen und durch das Gericht angenommenen Erbserflärung 
ber B'ſchen Erben verftändigt wurde; in der Erwägung, daß in diefem 
Valle nicht die Beitimmungen des 8. 811 a. b. ©. B., fondern jene des 
8. 547 a.b. ©. 3. maßgebend waren, und demgemäß die Aufftellung 
eines Curators ad actum zur Vertretung bes ſchuldneriſchen Nachlafjes 
keineswegs mehr zuläffig gewejen wäre; in der Erwägung, daß die be- 
gehrte Aufftelung eines Euratord ad actum auch weder aus Anlaß der 
zur Zuftellung der gerichtlichen Kapitalsauffündigung vorausgegangenen 
Beftellung besjelben, noch wegen des klägeriſchen Hupothelarrechtes noth- 
wendig war.“ | 


Ni, 462. 


Mehrheit von Schuldnern ald Bedingung der Concurs- 
eröffnung. 
Eutid. vom 10, Nov. 1857, Nr. 11254 (Beft. des Beſcheides des 2. ©. 


gr ug vom 6, Aug. 1857, Nr. 5660, Abänd. des Beſcheides des 
. L. G. Preßburg vom 7. Ei 1857, Nr. 7738), Gerichtsh. 1858, 
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Nr. 468. 


Reviſionsfriſt im fummarifhen Verfahren. — Einreihung 
der Anmeldung durch die Bolt. 


Entſch. v. 10. Novp. 1857, Ir. 11360, G. 3, 1858, Tr. 151, 


Die Revifionsanmeldung gegen ein im ſunmariſchen Verfahren 
ergangenes Urtheil zweiter Inftanz wurde am achten Tage nach der Zu⸗ 
ftellung zur Stabtpoft des Ortes, wo bie erfte Inſtanz ihren Sit bat, 
aufgegeben, gelangte aber erft am nächſten Tage in's Einreihungsproto- 
toll. Der oberſte Gerichtshof wies die Revifionsanmelvdung als verfpätet 
zurüd, „in der Erwägung, daß aus der Vorfchrift des 8. 44 des Ge- 
fees über das ſummariſche Verfahren Har hervorgeht, daß vie jchrift- 
{ich überreichten Recurfe binnen der dort beftimmten Frift an das Ein- 
ea as pro gelangen müflen, was aber in dieſem Falle nicht ge⸗ 

a , u 


Nr. 464. 
Recht des Fruchtnießers einer Verlaffenfchaft, die Verwaltung 
zu führen. 
Eutſch. vom 10. Nov. 1857, Nr. 11543 Betätigung der Be Heide der 
rätur Cremona v. 17. Inui 1857, Nr. ‚nnd dv, 27. Juli 1857, 
6828, Abünd, des Decretes des 6. 8, "Mailand vom 11, Sept. 
1857, Nr. 12300). Gaz. d. Tefh. 1857, ©, 585, 586, G. 3. 1858, 


Die erfte Inſtanz hatte demjenigen, welchem ver Fruchtgenuß des 
ganzen Nachlaſſes vermacht war, auch die Verwaltung vesjelben einge- 
räumt; der Erbe recurrirte gegen dieſe Verfügung, und die zweite In- 
ftanz gab dem Recurſe ftatt. Der oberſte Gerichtshof beſtätigte jedoch 
die Verfügung der erſten Inſtanz „in Anbetracht des 8. 509 a. b. © 
D., nah welchem der Ufufructuar das Recht hat, vie Sache mit Se 
nung der Subftanz ohne alle Einfhränfung zu genießen, während ihm 
8.513 a. b. G. B. die Pflicht auferlegt, fie als ein guter Haushälter 
in Stand zu halten; in der Erwägung, daß dem Erben, fo lange die 
Fruchtnießung währt, der Genuß der Erbſchaft nicht gebührt, und er fich 
daher auch nicht auf 8. 810 a. 6. ©. B. berufen kann, um bie im Ge⸗ 
nuß mit enthaltene, der Kegel nach untrennbar damit verbundene Der: 
waltung berjelben zu erlangen; daß dem Fruchtnießer bie Verwaltung 
eingeräumt werben Tann, ohne daß dadurch der dem Erben gefeglich bar 
behaltenen Vertretung der Perjon des Erblafjerd Eintrag geſchieht; i 
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der Erwägung endlich, daß das Gefeg für den Schu der Nechte des 
Erben in den 88. 518 und 520 a. b. ©. B. hinlängliche Vorſorge ge- 
troffen bat.” 


— — nn 


Nr. 465. 
Sequeſtration von Perſonalbefugniſſen. 


Eutſch. vom 10. Nov. 1857, Nr. 11651 (Abünd. der gleigförmigen 
Beſcheide ded B. G. Karlsbad vom 23, Juli 1857, Nr. 4627, und des 
D. 8. ©. Prag v. 26. Auguft 1857, Nr. 15412). &, 3. 1858, Nr. 85, 

Der Gläubiger bat um bie erecutive Sequeftration der Erträgnifie 
bes dem Schuldner N gehörigen Befugnifjes der Haltung eines Bolz- 
ſchießens in der Allee bei X. Die erfte Inſtanz wies das Geſuch ab, 
„weil nach 8. 340 a. G. D. eine Erecution weder auf die unentbehr- 
lichſten Leibeskleider, noch auf die nöthigften Werkzeuge, womit ein 
Schuldner fih täglich die Nahrung für fi und feine Familie verfchaffen 
kann, geführt werden darf, daher auch auf den durch dieſe Werkzeuge ſich 
ergebenden, zur Nahrung dienenden Verdienſt eine Execution nicht zu⸗ 
läſſig ift, und da8 dem N verliehene Befugniß zur Haltung eines. Bolz- 
hießen! demſelben nur Dazu dient, um mittelft feiner hierwegen als 
Werkzeug zu verwenbenden Bolzbüchſe aus dem fich ergebenden, 
nur kurze Zeit dauernden, Verdienft für fih und feine Familie die 
tägliche Nahrung zu verichaffen.“ Ebenſo die zweite Inſtanz, 
aber aus dem Grunde: „weil bie Einkünfte eines Gewerbes, ba 
bie Verleihung des Befugnifjes zum Betriebe desſelben durch den Befig 
gewifler perjünlicher Eigenſchaften desjenigen, dem dieſes Befugniß ver- 
liehen wird, bedingt ift, ven Gegenſtand einer erecutiven Sequeftration 
nad 8. 320 a. G. O. nicht bilden können.“ Der oberfte Gerichtähof be⸗ 
willigte das Geſuch, „weil der von dem Bezirksgerichte angerufene 8. 340 
a. ©. D. nicht entgegenfteht, va es ſich hier nit um eine erecutive 
Pfändung, fondern nur um eine Sequeftration handelt, durch ven $. 320 
a. G. D. aber die executive Sequeftration bes Erträgniffes aus einem 
bloßen Berfonalbefugnifie bier um fo weniger als unterfagt angejehen 
werben kann, als Sequeftrationswerber keineswegs die Ausübung oder 
auch die Verwaltung bes fraglichen Befugniſſes in Anſpruch nimmt, 
fondern nur die Sequeftration des Erträgnifjes aus demſelben begehrt.” 
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Tr. 466. 


Erklärung des Geklagten, daß er gegen die Klage feine 
Einwendung machen könne. 


En v. 11. Nov, 1857, Kr. 0780 (Bet, ber leichförmigen Art 
gang. G. Beier v. 11, Nov. 1 Nr. 883261, En „pn D, * Fe 
8. Juli 1857, Nr, os, ® 3. a8 


Der — Aklagte als ;ebial-tniverfaleche feines 
Baters gegen den nächſten Anwärter des Fideicommiſſes, den Fideicommiß⸗ 
carator und den BPofteritätscrator auf Anerkennung ver Allobial- 
eigenfchaft einer beftimmten Gilte, und auf Löſchung des hierauf indebite 
hafteuden Fideicemmißbandes. Die Gellagten gaben nor Gericht die 
Erklärung ab, daß fie gegen die Klage feine Einwendung maden könnten. 
Die erfte Imftanz wies dennoch das Klagebegehren zurüd, da bie ge- 
dachte Erklaͤrung nach ihrem Wortlaute und Sinne nur auf die Aner- 
kennung bes factiſchen Sachverhaltes, fo wie er in ber Klage und deren 
Beilagen vorliegt, zu beziehen fei, ‚nicht aber als em Zugeſtändniß Des 
angeiprochenen Rechtes ;jelbft angejehen werben könne, und zwar Diejes 
um fo weniger, als die Vertreter des Fideicommifles zu einem ſolchen 
Zugeſtandniſſe für ſich allein gar nicht berechtigt wären, da bie ſämmt⸗ 
lichen in der Klage beigebrachten Behelfe das Klagebegehren vielmehr zu 
widerlegen, als zu betätigen ſchienen.“ Die zweite Juſtanz beftätigte 
dieſes Urtheil. Ebenſo ver oberfte Gerichtähof ans folgenden Gründen: 
„Es ijt fein der allgemeinen Gerichtsordnung fremder, und nur dem ſum⸗ 
mariſchen Berfahren, der weitgaliziichen Gerichtsordnung und der unga⸗ 
riſchen und fiebenbürgifchen Civilproceß⸗Ordnung eigenthümlicher pro- 
ceſſualiſcher Grundjag, daß auch nicht wideräprochene Umftänbe von dam 
Richter nur in foweit für richtig anpmehmen find, als bie in der Ver⸗ 
haudlung vorliegenden Beweije ihnen nicht geradezu entgegenſtehen; denn 
bie Vermuthung ftreitet immer für die verneinende eher als für. vie, jede 
Führung des Rechtsſtreites entbehrlich machende, bejahende Litisconteſta⸗ 
tion. Die 88. D—9, 11, 23, 26, 1044. ©. O. fiehen dieſer aus ner 
Natur des Prozeſſes fließenden Anordnung nicht entgegen, uud die Hof⸗ 
decrete vom 23. September 1785 hit. ec, Wr. 469 9. ©. S. (Weſſely I, 
Nr. 490), vom 19. Mai 1786 lit. b, Nr. 550 ebd. (Weflely J, Nr. 831) 
und vom 15. Yäuner 1787, Kt. n, Nr. 621 ebr. (Wefiely I, Nr. 912) 
beheben darüber jeden Zweifel. Nach denſelben kann die unterlaſſene Er⸗ 
ſtattung einer Satzſchrift nur zur Folge haben, daß das vom Gegentheil 
angebrachte Factum für wahr zu halten ſei, nicht aber eine Begebung 
des Rechtes begründen. Auf dieſes und die Geſetze hat der Richter von 
Amtswegen zu ſehen, wenn ſie auch von den Parteien irrig oder gar 
nicht angebracht werden; was das Factum aber betrifft, hat er bloß nach 
den vorgelegten Acten, nicht nach den Aſſerten der Klage zu ſprechen. 
Die Allegate und Suballegate bilden daher einen integrirenden Theil 
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ber Klage, und nie wird der Richter in contumaciam einen Rechtsanſpruch 
zuerfennen, deſſen Nichtbeftand ver Kläger durch pie eigenen Belege feiner 
Klage darthut. Da nun eine ausdrückliche, beftimmte Submittirung 
der Fideicommißeuratel unter das Klagebegehren ohne cırrateldbehörbliche 
Genehmigung im Sinne ber 88. 233 und 282 a. b. G. B. wirkſam 
nicht erfolgen konnte, und im Wortlante der in Frage ftehenden Erklä⸗ 
rung auch nicht einmal lag, fo muß bie Unterlafjung jedes Widerſpruches 
und jeder Einwendung nur nach den obigen Grundjäßen betrachtet wer- 
den, und ‘ver Gegenſtand der richterlihen Prüfung blieb die Klage 
ſammt ihren Allegaten und die Frage, ob das aus ben daraus erhellen- 
ben factiſchen Umſtänden und. Beweismitteln gefolgerte Begehren recht⸗ 

lich beſtehe.“ 


Nr. 467. 


Scägungseid über den Betrag der Forderung. 


utſch. v. 11 Nov, 1857, Nr. 10291 (Abänd, der Urteile des Bez. ©. 
Siebtäg v. m 7, Nr. 1720, und de3 O. 2. G. Wien v. 6. Ang, 
Nr, 6A), ðerichioh. 1858, Nr. En 
A ftügt feine Klage gegen B auf Zahlung von 210 fl. darauf, daß 
bei der Berechnung des durch 3'/, Jahre von B zum Verſchleiße ange- 
nommenen Brotes irrthlimlicy eine gewiffe Ouantität Brot in gewiſſer 
Deziehung boppelt (al8 neu⸗ und als altgebackenes) angejegt worben fei, 
wodurch A täglich durchſchnittlich 10 fr., alfo in jenen 3'/, Yahren 
210 fl. zu viel bezahlt habe. Zum Beweiſe des Factums jener irrigen 
Derehnung trägt er den Haupteid auf; das Quantum erbietet er ſich 
ſchätzungsweiſe zu beſchwören. B gefteht jene Irrung zu, behauptet jedoch, 
fie habe bloß durch 8'/, Monate ftattgefunden, und täglich durchſchnittlich 
höchſtens 7'/, Tr. betragen. Die erfte Inftanz gibt dem Klagebegehren 
für den Fall der Ablegung des angebotenen Schäßungseides in vollem 
Umfange ftatt. Die zweite Inftanz erkannte unter der gleichen Voraus⸗ 
jegung bloß auf den Betrag von 42 fl. 30 kr., va Geklagter bloß vie 
Irrung buch 8'/, Monate zugeftanden habe, und durch den vom Kläger 
Angebotene Haupteid, daß bie Geſchäftsverbindung durch 3'/, Jahre 
dauerte, nicht bewieſen werde, daß auch durch die ganze Zeit die irrthüm⸗ 
liche verechnung ſtattfand. Im Uebrigen feßte auch die zweite Inftanz 
ven ſchätzungsweiſe zu beſchwörenden Durchſchnittsbetrag von 10 Fr. täg- 
ich nicht herab. Die britte Inſtanz fegte die eingeflagte Forderung auf 
105 fl. herab, und erkannte dieſen Betrag dem Kläger gegen Ablegung 
bes Schägungseides zu. Die Entjheidungsgründe lauten folgendermaßen : 
„Der Kläger beziffert den ihm durch die ganze Dauer feines Verkehrs 
mit. dem Geklagten angeblich durch 3'/, Jahre zugegangenen Nachtheil 
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mit täglih 10 kr. und fpricht daher den Rückerſatz mit 210 fl. unter 
Anbietung des Schägungseides an. Der Gellagte gefteht, daß ver Klä⸗ 
ger bei ver Berechnung des Brotes benachtheiligt worben fei, daher das 
Onale der Erfagforberung des letzteren erwiefen if. Was aber bas 
Quantum des dem Kläger gebührenvden Rückerſatzes betrifft, jo vermag 
fein Theil genau anzugeben und zu erweifen, wie hoch fi) die Benach⸗ 
theiligung des Klägers an den verjchiedenen Tagen ihres Verkehrs over 
bei jeder gepflogenen Berechnung belaufen babe, da beide heile lediglich 
Umftände anzuführen und darzuthun fuchen, welche die Annahme eines 
größeren oder kleineren Durchſchnittes realificen follen. Bei dem Man⸗ 
gel eines directen Beweiſes über die einzelnen Beträge, aus welchen vie 
210 fl., um welche Summe ver Kläger in feinem mehrjährigen Gefchäfts- 
verfehre mit dem Geflagten übervortheilt fein will, zufammengefegt find, 
erübrigt nichts anderes, als nah 8. 217 a. ©. DO. auf den vom Kläger 
über feinen Erſatzanſpruch angebotenen Schägungseib einzugehen; jedoch 
ift der angelprochene Betrag nad $. 218 a. G. D. zu mäßigen, und 
zwar im vorliegenden Falle mit mehrerer Rückſicht auf den Geklagten, 
weil der Kläger fih durch Führung eines in derlei Gefchäften üblichen 
Einſchreibbüchels allerdings einen genügenden Beweis feiner Forderung 
hätte verichaffen können.“ 


Nr. 468. 


Unzuläffigteit der Pränotation einer eventuellen Forderung. 


Entf. v. 11. November 1857, Nr, 10311 (Mbänderung her sreihför r⸗ 
migen Hripeite der Brätur Gervignano v v. 20, Yünn ‚%r.1 
des O. L. ©. Trieft vom 15. ‚Sun 1857, Nr. 1 ® 2. Be 


Ir. 469. 


Beweislaſt bei der lage auf Reftitution ob noviter reperta. 

— Indicienbeweis, ergänzt dur den Erfüllungseid. — 

Zulaffung eines ohne nähere Bezeichnung angebotenen Eides 
ald Erfüllungseid. 

Eutiß. . 11. Nov, 1857, Nr, 10774 Inc he der gleiiförmigen Urtheil 


ahir Barefe bom Rn Sänner 185 L. 
Ne railanh veg , Juli 1857,“ Nr. 7997). az. d. Trib, 1858, ©. 


Die begehrte Wiedereinfegung in den vorigen Stand warb von 
der Ablegung des Erfüllungseives über den Umftand abhängig gemacht, 
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daß Reftitutionswerber während der Anhängigfeit des erften Procefjes 
von den neu vorgebrachten Beweismitteln nichts gewußt habe. Es heift 
nun darüber in den Enticheidungsgründen der erften Inftanz: „Der 
wejentlihe Punkt, auf weldhen vorzugsweife der Anſpruch auf restitutio 
ob noviter reperta ſich ftügen muß, ift, ob der Keftitutionswerber nicht 
ſchon früher die jetzt beigebradyten Urkunden kennen oder auffinden konnte ? 
Es entfteht nun zunächſt die Frage, ob die Beweislaft ven Gegner treffe, 
ober ob die Partei, welche die Reftitution begehrt, beweilen müſſe, daß 
fie fi in der Unmifjenheit befunden habe. Die Natur diejes aufßer- 
ordentlichen Rechtsmittels geftattet es nicht, daß die ‘Partei, welche gefiegt 
bat, nachdem fie durch ein zu ihren Gunften ergangenes Urtheil einen fo 
glänzenden Erfolg errungen, neuerlih zur VBorbringung von Beweifen 
angehalten werde. Da die Wievereinfegung in den vorigen Stand nur 
den Unterliegenven zu ftatten kommt, fo wäre e8 Mißbrauch, wenn 
dem Gegner die Beweislaft aufgebürdet würbe.... Iſt nun aud ber 
Beweis einer negativen Thatſache mit großen Schwierigfeiten verbunden, 
jo war vielleicht gerade dieſe Schwierigkeit den Abfichten des Gefeßgebers 
angemefjen, welcher der allzugroßen Verſuchung, neue Procefje herbei- 
zuführen, einen Zügel anlegen wollte. Da übrigens der Beweis den Zwed 
bat, darzuthun, daß eine gewifje moraliſche Thatſache nicht eriftire, daß 
irgend Jemand eine Sache nicht gewußt habe, fo wird er vorzugsweiſe 
durch Indicien bergeftellt werden. Es find nun fehr viele Umftände vor- 
handen, welche die negative Behauptung des Reftitutionswerbers unter- 
ftügen.... (folgt die Aufzählung verjelben). Das Gericht hat hieraus 
über die Behauptung des Neftitutionswerberd moraliihe Gewißheit 
erlangt, das ift, wie Filangieri jagt: denjenigen geiftigen Zuftand, in 
welhem wir von der Wahrheit einer Behauptung überzeugt find.... 
In dieſer feiner Ueberzeugung wurde das Gericht durch die entgegen- 
gejegten Behauptungen des Gegners nicht erjchüittert, und es mußte daher 
ben in den Entiheidungsgründen näher angegebenen Indicien, in Ber: 
bindung mit den anderen oben angegebenen fpeciellen Umſtänden, welche 
alle zujammenwirkten, um dem Reftitutionswerber e8 unmöglich zu 
machen, früher Kenntniß von jener Urfunde zu erlangen... ven Werth 
eines halben Beweifes beilegen. — Da num aber burdy dieſes moralifche 
Beweismittel — denn moralische Gewißheit allein kann es feiner Natur 
nach herjtellen — nur eine halbe Probe gewonnen ift, war e8 nöthig, 
daß ber Reftitutionswerber durch feinen Eid die moraliſche Gewißheit 
zum juriftiichen Beweiſe fteigere. Das Gericht hat nun den Eid, welchen 
der Reftitutionsmerber angeboten hat, ohne ihn näher zu bezeichnen oder 
zu nennen, nad dem Weſentlichen des alles beurtheilt. Derjenige, 
weldher einen Eid über eine beftimmte Thatſache mit dem Bewußtjein 
anbietet, venjelben antreten zu können, wird ihn antreten fünnen, gleichviel, 
ob er als Haupteid oder Erfüllungseid benannt wird; e8 tritt die Form 
oder Benennung offenbar gegenüber ver Wichtigkeit ver Hauptſache zurück. 
Slafer, Unger u. Walther, Entid. 1. 32 
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Da nun nad ber Analogie des 8. 35 der Min.⸗Vdg. vom 31. März 
1860 (8. 35 des Gefeges über das fummarische Berfahren vom 24. Dc- 
tober 1845) dem Richter geftattet if, den Hanpteid in einen Crfül- 
lungseid umzuwandeln, ſchien es dem Gerichte mit Rückſicht auf das 
oben Geſagte, daß eine Ergänzung des bereits erlangten halben Beweifes 
über das Nichtwiffen durch den Eid des Keftitutionswerbers möglich fei. 
Dasfelbe erkannte daher auf diefen Eid und bezeichnete ihn dabei als 
Erfüllungseid.“ Die beiden höheren Inſtanzen beftätigten biefes 
Urtheil und zwar der oberfte Gerichtshof „in der Erwägung, daß, wenn 
der Reftitutonswerber früher im Befige foldher Documente gewejen wäre, 
er bei dem großen Interefle, das er an der Sache hatte, davon ficher 
ſchon in einem früheren Procefje Gebrauch gemacht hätte, woraus allein 
ihon fi die Vermuthung ergibt, daß er früher entweder feine Kenntniß. 
davon haben, ober fie nicht finden konnte; in der Erwägung, daß dieſe 
Bermuthung noch durch das Zufammentreffen folgender Umſtände beftärtt 
wird... (folgt die Aufzählung dieſer Umftände) ; in ver Erwägung, daß 
überdies die erfte Inftanz den Ausgang des Procefies von dem Erfül- 
lungseide des Reftitutionswerbers über den gedachten Umſtand abhängig 
gemacht hat; endlich in der Erwägung, daß das Geſetz die Entſcheidung 
über das Vorhandenſein oder Nichtvorhandenſein des fraglichen Erforder⸗ 
niffes der Wiedereinjegung in den vorigen Stand dem Ermeflen des 
Richters anheimgeftellt hat, daß man daher, wenn die unteren Inftanzen 
in ihrem Ermefjen das Reftitutionsbegehren begründet befunden haben, 
mit Rückſicht auf das Vorausgehende dieſes Urtheil nicht als offenbar 
ungerecht anſehen Tann“. 


Nr, 470. 
Gegenfeitige Verrechnung. 


Eutſch. v. 11. Nov. 1857, Nr. 11375 (Beft, des das Urtheil des 2. G. 
Mantua vom 3. April 1857, Nr. 3526, abänd, Urtheild des O. L. G. 
Mailand vd. 1. Auguft 1857,’ Nr, 8802). Gaz. d. Trib. 1858, ©. 4 fi. 


A und B ftanden ſeit vielen Jahren in Iebhafter Gejchäftsver- 
bindung und gegenjeitiger Verrechnung. Zur Begleichung einer auf dieſe 
Weiſe entitandenen Schuld ftellte B am 29. December 1849 einen 
MWechjel an die Ordre des A über 3000 L. A. mit dem Beifage: „Werth 
in Rechnung“ aus. Zur Berfallszeit erklärte er jedoch dem A, welchem 
gleichzeitig die Gattin B's Bürgſchaft leiftete, daß er außer Stande jei, 
den Wechſel einzulöfen. In Folge deſſen löfte A ſelbſt ven Wechſel 
wieder ein, und belaſtete in feinen Büchern den B, welchem bei Aus- 
ftellung des Wechſels 3000 Lire zu Gute gefchrieben worden waren, 
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mit einem gleichen Betrage, während B ihm unverzügliche Ordnung der 
Angelegenheit zufagte. Inzwiſchen blieben A und B in fortwährender 
Berrechnung, und e8 handelte ſich eben um einen definitiven Abſchluß 
ihrer gegenfeitigen Rechnungen, als A am 11. März 1855 auf Grund 
des wechlelrechtlich verjährten Wechſels beim Landesgerichte feine Forberung 
von 3000 Lire einflagte. — Die erfte Inftanz gab dem Klagebegehren 
ftatt. Die beiden höheren Inſtanzen wieſen dasſelbe zurück und 
behielten dem Kläger nur das Recht vor, die nach Beendigung der Liqui⸗ 
dation und nach Abſchluß der Rechnungen mit dem Geklagten ſich für ihn 
etwa herausſtellenden Forderungen neuerlich einzuklagen. Es heißt in den 
vom oberſten Gerichtshof genehmigten Entſcheidungsgründen der zweiten 
Inſtanz: „ES iſt erwieſen, daß Kläger und Geklagter, beide Handels⸗ 
leute, durch viele Jahre Handelsgeſchäfte mit einander machten, und gegen⸗ 
fertig laufende Rechnung offen hatten...; daß noch immer eine definitive 
Liquidirung ihrer Rechnung nicht erfolgt it... Auch die gegenjeitigen 
Rechte und Verbindlichkeiten, welche dem Wechjel vom 29. December 1849 
zu Grunde liegen, find commterzieller Natur und müßten daher, fofern 
fie noch beftehen, ihren Pla im Conto corrente finden... Weberbies 
ift Grund vorhanden.. ‚anzunehmen, daß die Parteien die Angelegen- 
beit dieſes Wechſels von ihren Übrigen faufmännifchen Operationen, 
bezüglich deren zwilchen ihnen ein Conto corrente beftand, Teineswegs 
ausſcheiden wollten, da fie diefelbe vielmehr, wenn auch vielleicht auf 
Grund bejonberer Berabredungen, barin einbezogen haben, fo daß fie 
aljo bei einer definitiven Regelung bed ganzen Conto corrente mit 
berüdfichtigt werden muß. Es war daher die Klage auf Einlöfung jenes 
Wechſels in der That unzuläflig, und der Kläger mußte auf Anftellung 
je einer Klage gewieſen werben, bie ihm allenfalls nach Negelung ber 
Gefammtrehnung mit dem Geklagten zuftehen mag.“ 


Nr. 471. | 
Haftung bei Abgang eines von ınehreren in öffentlicher 
Feilbietung erftandenen Grundftüden. 
Entſch. dv. 17. Nov. 1857, Nr. 8335 (Bejt. des 8 aletheit des L. — 


Mailand v. 10. Febr. 1857, ir. 1013, a ind, urthei Mer 8 
Mailand v. 15. Mai 1857 ‚Nr. 6017 ). ©. 3. 1858, ur 


Am 18. Mai 1852 eeftanb A mehrere dem B gehörige reeti 
feilgebotene Grundparcellen. Die Licitationsbebingniffe, welche dieſe 
Parcellen mit Nummern, Schätzwerth und Steuerbetrag anführten, ent- 
hielten die Clauſel, „daß der Erfteher weder einen Erſatz noch eine Preis- 
ermäßigung wegen was immer für Differenzen fordern könne, welche ſich 

32* 


— 50 — 


in Bezug auf einzelne Parcellen, deren Umfang und Steuerquote allen> 
fals im Augenblide der Erftehung, verglichen mit der Schätzung, 
ergeben follten“. Nach der Erftehung ftellte e8 fich heraus, daß während 
des Berlaufes der Krecution die Steuerbehörbe eines der Grundſtücke 
verfanft hatte. A flagte nun ben B und bie erecutionsführenden Gläu- 
biger auf Uebergabe des fehlenden Grundſtückes, vefpective auf Erjaß- 
leiftung. Die erfte Inftanz wies das Slagebegehren ab. Die zweite 
Inftanz gab demſelben ftatt, indem fie den Kläger ermächtigte von dem 
Kaufſchillinge einen Betrag abzurechnen, welcher dem durch gerichtliche 
Schägung zu beftimmenden Werth des fehlenden Grundes entipridt. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz 
„in der Erwägung, daß nad $. 1089 a. 6. ©. B. audy bei gerichtlichen 
Berfäufen, bie über Verträge, und insbeſondere über den Tauſch⸗ und 
Kaufvertrag aufgeftellten Borjchriften in der Regel Anwendung finden ; 
in der Erwägung, daß in dem Verfteigerungsedicte und den Feilbietungs⸗ 
bedingniſſen das fragliche Grundftüd mit Angabe des Flächenmaßes und 
bes Steuerwerthes als Gegenjtand des Verkaufes ausdrücklich angeführt, 
und vom Kläger bei der gerichtlichen BVerfteigerung aud) nebit anderen 
Srundftüden erftanden worben ift; in der Erwägung, daß bie angeführte 
Clauſel wohl nur von den wirklich. verfauften Grundftüden verftanden, 
aber nit auf den Tall ausgebehnt werden kann, daß das der Ver⸗ 
fteigerung unterzogene Object ganz abgeht, da wohl fein Käufer gejeg- 
lich verpflichtet ift, ven Kaufpreis für eine Sache zu zahlen, die er gar 
nicht erhält”. 





Nr. 472, 

Kaufmännisches Retentionsrecht. Einfluß der Concurseröffnung 
auf basjelbe 

Entf. v. 18, Nov. 1867 — Nr, 10119 (Beſt. des das Urtheil des Kr. ©. 


Leitnieritz vom 8. Mai 1857, Nr. 1971, abünd. Nrtpeiiß des DO. L. ©. 
Brag v. 30. Juni 1857, Nr, 11460), ©, 3. 1858, Nr, 


+ 
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Nr. 473. 
Umftände, unter welchen die Auftragung eined irreferiblen 
Haupteides unzuläffig ift. 

Entih, vom 18. Nov. 1857, Nr. 11757 (Beft. des Urtheild der Brütur 
Kr amo vom 17, Juni 1857, Nr Nr. 11655, Abänderung des Nrtheils ded 

. ©. Mailand 7 % luft 185 1857, Wr. ven) az. d. Trib. 1858, 

—— Nr.1 

A batte aus w Concursmaſſe eines Sneiters mehrere Forde⸗ 
rungen um einen weit geringeren al8 den Nennpreis erftanden, und 
machte nunmehr gegen B eine dieſer orderungen, beruhen auf der 
vor 10 Jahren angeblih erfolgten und nidt bezahlten Lieferung von 
Kleivungsftüden, anhängig, indem er als Beweiſe einen ganz unfürmlichen 
Auszug aus dem Gewerbsbuch und den irreferiblen Haupteid anbot. Der 
oberſte Gerichtshof wies das Klagebegehren zurück „in der Erwägung, 
daß die Forderung auf einen angeblichen Auszug aus dem Gewerbsbuche 
geſtützt werde, der aber ganz unförmlich, mit Gloſſen verſehen ſei und 
jeder Beweiskraft ermangle; daß der Geklagte zwar nicht leugne, daß 
ihm von Schneider M Kleidungsftüde geliefert worden ſeien, wohl aber, 
daß fie die Qualität, Ouantität und den Werth erreichten, die ihnen in 
dem beigejchlofjenen Berzeichniffe zugejchrieben werben; daß er alſo den 
Inhalt desfelben beftritt und zugleich) die vollftändig geleiftete Bezahlung 
jener Leiftungen behauptete; daß fich ſchon aus der Natur des Gejchäftes 
und den Beziehungen der Kontrahenten vermuthen laſſe, daß die Be: 
zahlung entweber gleichzeitig mit oder nicht lange nach den Leiſtungen 
ftattgefunden habe; daß aber noch folgende Umftände zu Gunften des 
Geflagten fprehen: das lange Stillihweigen, das der Schneider ſelbſt 
vor Ausbruch feines Concurfes beobachtete, das Aufgeben der Angelegen- 
heit von Seite der Maffevertretung und die Zufammenftellung dieſer 
Forderung mit anderen, die nahebei als uneinbringlid) betrachtet wurden, 
wie dies das Factum beweiſt, daß alle dieſe Forderungen, zuſammen im 
Nennwerth von 8587 Lire 30 Cent. auf Gefahr des Erſtehers um 
125 Lire veräußert wurden; daß hiernach auf die Abſicht des Erſtehers 
jener Forderungen nicht eingegangen werden könne, dem Geklagten den 
Eid darüber aufzutragen, daß die erwähnten Lieferungen alle und jede 
ſtattgefunden; abgeſehen davon, das es ſich um einen Eid handeln 
würde, der durch den Wechſel in der Perſon des Klägers irreferibel 
geworden, dem Geklagten zwangsweiſe auferlegt werden müßte“. 
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Nr. 474. 
Verhängung und Vollziehung des Schuldeuarreſtes gegen 
| einen Geiftlichen. 


En v. 18, ze. 1867, Nr. 12004 (Belt. des den Beſcheid der tur 
rl co v. 15, An f 1802, 7 4085, 5 unfbebenben dei —* — * 
Mailand v. Fr: 185 58 
Fa 1808, 9 er 
Nr. 475. 


Beftellung einer Maſchine, ald Kauf behandelt. Beginn der 
Verjährung der Klage auf Gemwährleiftung wegen phyſiſcher 
Mängel. 

Entſch. v. 24. Nov. 1857, Rı. 11788 (Beft. des Urtheild des B. G. Urfahr 


v. 19, Jänner 2807, Nr. a des Urtheils des O. L. ©, Wien 
3, Juni 1857, — . @. 3. 1868, Pr. 19, 


Mittelft Schlußbriefes vom 18 April 1855 hatte fih ver Ma- 
ihinenfabrifant B verpflichtet, ven Handelsleuten A und K binnen 
vier Monaten eine hydrauliſche Preſſe mit 6000 Centner Druckkraft zu 
liefern und drei Monate bafür zu haften. Am 8. November 1856 erhoben 
A und K gegen B die Klage auf Fieferung eines andern entiprechenden 
Cylinders, reſp. den Erſatz von 300 fl. EM., da der Cylinder der 
gelieferten Preſſe jchon durdy die Anwendung von 4000 Centner Drud 
geiprungen fei, und boten den Beweis durch Kunftverftändige an. B ſetzte 
dem Klagebegehren die Einrede der Verjährung entgegen. Die erfte 
Inftanz wies die lage ab. Die zweite Inſtanz erkannte auf den 
Beweis durch Sachverftändige, indem fie das Geſchäft als Lohnvertrag im 
Sinne des $. 115l a. b. ©. B. auffaßte. „Bezüglich des Rohnvertrages 
geftattet ver $. 1153 a. 6. G. 2. für den von den Klägern behaupteten 
Fall dem DBeiteller vom Bertrage abzugehen, oder, wenn er diejes nicht 
will, die Verbeſſerung oder eine angemeflene Schaploshaltung zu ver- 
langen. Diefes Recht gründet fi nicht auf die 88. 922, 923 a. b. G. B., 
und ift feine Forderung auf Gewährleiftung, fondern ein ſelbſtſtändiges, 
auf ben citirten $. 1153 a. b. ©. B. gegründetes Recht, was ſchon aus 
ber in diefem Paragraphen enthaltenen Alternative, und weil fonft ber 
jelbe zum großen Theile überflüffig im Gejege fein würde, hervorgeht; 
es verjährt daher auch nicht binnen der im 8. 933 a.b. ©. B. ange- 
gebenen Zeit, fondern erft in der allgemeinen Berjährungszeit, welche feit 
ber Zeit der Lieferung noch nicht verftrichen ift.“ Der oberfte Gerichtshof 
betrachtete das fragliche Geſchäft als einen Kauf im Sinne des 8. 1158 
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a. b. ©. 3., welcher unbeitritten feine volle Erfüllung durch rechtzeitige 
Lieferung im Auguſt 1855 erhalten bat, daher auch von den Klägern, 
als ven Käufern und Beftellern, ver gedungene Preis vollftändig berichtigt 
wurde. „Daraus gehe hervor, daß der $. 1153 a. 5. ©. B., welcher 
dem Befteller eines Werkes im Falle der Untüchtigleit oder contract- 
wibriger Beichaffenheit besjelben das Recht einräumt, vom Vertrage ab- 
zugehen, oder die Berbeflerung des gelieferten Werkes, oder die Schadlos⸗ 
haltung mit Zurüdhaltung eines verhältnigmäßigen Theiles des Lohnes 
zu forbern, bier nicht anmwenbbar jei, ſondern daß nad) 8. 1066 a. b. 
G. B. die allgemeinen Grundfäge liber die Gemwährleiftung, ſomit auch 
über die für felbe im Geſetze angeorbnete, vom Geklagten ausdrücklich 
eingewendete Verjährung nad) 88. 922 und 923 a. b. ©. 2. zur Geltung 
tommen müſſen. Der Anfpruh auf Gewährleiftung muß, wenn er 
bewegliche Sachen betrifft, binnen 6 Monaten erhoben werben, und zwar, 
wenn nicht Die außerorbentliche, zum Schuge der Verträge eingeführte 
Berjährungsfrift zur Illuſion werden fol, von ver Zeit der gejchehenen 
Uebergabe der Sache an. Es ift Sache des Uebernehmers, die contract- 
mäßige Eigenjhaft des Gegenftandes ſogleich zu prüfen; er kann nicht 
ven Verkäufer durch eigenes Saumfal in beliebig verlängerter Haftung 
halten, und nad) Jahren erft unter dem Vorwande, daß ihm nun die 
Mängel des beftellten und gekauften Werkes erft bekannt geworben find, 
feinen Anfpruch ftellen, fondern er müßte den Abgang der Möglichkeit, 
foldhes früher zu thun, oder die Unterbredung der Verjährung ftrenge 
erweiſen.“ 


Nr. 476. 
Unzuläſſigkeit der Ergänzung einer Zeugenausſage nach 
geſchloſſenem Beweisverfahren. 

Entſch. v. 4. Nov. 1867, Nr. 12171 Geſt. des den Veſcheid der Prätur 
Baldobbindene v. 30. Inni 1857, Nr. 2902, aufhebenden Derretes des 
D. 8. ©, Venedig v. 10. Sept. 1807 zul. 17369). Eco d. Trih 1858, 

Dem nach gejchloflener Beweisaufnahme geftellten Anjuchen eines 
Zeugenführers, einen der Zeugen noch einmal zu vernehmen, weil der⸗ 
jelbe ihm erklärt habe, daß er jegt im Stande fei, die ihm damals vor- 
gelegten Tragen mit größerer Beſtimmtheit und vollftändiger, als im 
Verhör gejchehen, zu beantworten, hatte die erfte Inſtanz ftatigegeben. 
„Es ift“, heißt e8 in ben Entſcheidungsgründen dieſer nad) voraus- 
gegangener Vernehmung des ſich wiverjegenden Gegners ergangenen Ber» 
fügung, „ber Wille des Geſetzes, daß die Wahrheit an ven Zag komme. 
Zu diefem Zwecke hat die Gerichtsordnung insbejondere der Partei 
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welcher ohne ihre Verſchulden ein Zeuge entgeht, jeve Erleichterung 
gewährt. Es ift ferner eine Forderung der Vernunft und ver Billigkeit, 
daß dem Zeugen die Berichtigung feiner Ausfage auf alle Fälle möglich 
gemacht werde; fowohl unmittelbar nach dem Verhör, wie das Geſetz 
ausdrücklich anordnet, als auch fpäter, jo lange der Proceß noch an- 
bängig ift, muß dem Zeugen geftattet werben, fi den Gewiſſensvor⸗ 
würfen wegen ungenauer Antworten und wegen jchledhter Erinnerung 
im Augenblide des Verhörs, oder auch den Folgen zu entziehen, melde 
fein Benehmen nah $. 301 ital. ©. DO. (8. 236 a. ©. D.) haben 
könnte.” Die zweite und dritte Inſtanz erflärten die Bernehmung 
für unzuläffig. 

Gründe der dritten Inftanz: „Nah 8. 228 ital. ©. O. 
($. 166 a. ©. D.) muß der Zeuge, welcher an den Ausfagen etwas 
ändern, ober benfelben etwas beifügen will, Died während der Vorlefung 
des bezüglichen Protofolles thun. Im vorliegenden Falle aber hat ber 
Zeuge dies unterlafjen, vielmehr feine Ausfage nad) ver Vorleſung aus⸗ 
drücklich beftätigt. Eine neuerlihe VBernehmung vesfelben auf Grund ber 
unbeftimmten und durch nichts unterjtügten Verfiherung des Zeugen- 
führers, daß jener ſich jest nicht mehr in derjelben Ungewißheit befinde, 
wie während des Verhörs, wiirde daher offenbar gegen die Regeln des 
Procefjes verftoßen.” 


Nr. 477. 
Res judicata. Rechtskraft der Entſcheidungsgründe. 


ah: vom 25. Nov. 1857, Nr. 10020 (Beft. des Urtheils der Prätur 
Ratifana v. 10. Mai 1857 Mr. 2162, Abünd. des Urtheil ded D. 2. ©. 
Benedig vom 22. Juli 1857, Nr. 12140). ©. 3. 1858, Nr. 123, 


Dem A war von B, al8 Erben des M, die Pachtung eines Grund- 
ſtückes aufgefündigt worden, welches jener früher an M verkauft und 
ſodann von ihm in Pacht genommen hatte. Der Auffündigung hatte 
damals A die Einwendung entgegengefeßt, daß der — unter der Neben- 
verabrebung des Wiederverkaufsrechtes abgejchloflene — Kaufvertrag, 
jowie der nachfolgende Pachtvertrag fimulirt feien; daß damit nur auf 
eine in ber ganzen Gegend übliche Art ein verzinsliches Darlehen gedeckt 
worben fei. Das Gericht erfter Inftanz hatte in feinen Entſcheidungs⸗ 
gründen die Eriftenz jener Gewohnheit beftätigt, aus den Umftänven 
bie Meberzeugung von der Simulation gewonnen und erklärt, daß des⸗ 
halb die Auffündigung nicht zu Mecht beftehe. In zweiter Inftanz ab» 
geändert, ward dieſes Urtheil vom oberften Gerichtshof (Entſcheidung vom 
18. Juni 1856, Nr. 4360) aus venfelben Gründen, ja zum Theil mit 
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ausdrücklicher Berufung auf die Gründe der erften Inftanz beftätigt. Auf 
Grund diefer rechtsfräftigen Erfenntniffe, und nur auf Grund berjelben 
klagte nun A auf Anerkennung feines Eigenthums und (da der Fall fi 
im :Benetianifchen zugetragen) feines Rechtes, das Grundſtück in den 
Stenerbüchern auf feinen Namen ſchreiben zu laflen. Die erfte Inftanz 
gab der Klage ftatt. „Wie aus den vorgelegten Urtheilen fich ergibt, jo 
ift die Auffündigung eben deshalb zurückgewieſen worden, weil die Simu- 
lation als beftehend angejehen wurde. Würde aljo die Prätur über Ieb» 
tere fich noch einmal ausfpredhen, jo würde fie ſich mit einer Sache be- 
Ichäftigen, iiber welche bereit rechtsfräftige Urtheile vorliegen, da nichts 
darauf ankommt, ob biejelbe eodem aut diverso genere judieii wieder 
vorgebracht wird (Generaliter, ut Julianus definit, exceptio rei judicatae 
obstat, quoties inter easdem personas eadem quaestio revocatur, vel 
alio genere judieii. L. 7 8.4 D. de except. rei jud. 44, 2)." Das 
Dberlandesgericht wies den Kläger ab. „Die vorliegenden Urtheile“, 
heißt es in den Entſcheidungsgründen, „haben über die Giltigkeit der 
Aufkündigung entſchieden, fonft über nichts. Daß in ven bezüglichen Ent- 
ſcheidungsgründen Indicien berüdfichtigt find, aus welchen auf eine vor- 
gefallene Simulation gejchloflen wurde, kann nicht bewirfen, daß man 
eine Frage als durch Urtheil erledigt anfieht, über welche doch fein 
Urtheil ergangen ift. Ehe man die Wirkung wollen kann, muß man bie 
Urſache wollen; e8 hat alfo der Kläger zuerft die Nichtigerflärung des 
Verkaufsvertrages zu erwirfen, und dann erft die Klage auf Anerkennung 
feines Eigenthums, welcher erft dann ftattgegeben werben fünnte, anzu⸗ 
ftellen.“ Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In- 
tanz. „Nachdem durch rechtsfräftiges Erkenntniß die Auffündigung... 
deshalb zurückgewieſen wurde, weil der Kaufvertrag... .als fimulirt 
angefehen wurbe..., würbe e8 in der That überflüffig fein, erft noch in 
einem neuen Urtheil deife Simulation auszufprehen. Dem Geflagten 
bleibt es übrigens vorbehalten, mittelft bejonderer Klage alle jene Rechte 
geltend zu machen, welche ihm aus jenem Bertrage nach feiner wahren 
Natur und Beichaffenheit erwachlen.“ 


— — — — , — 


Nr. 478. 


Erklärung des Erblaſſers, daß die von einem Anderen ge— 
ſſhriebene Urkunde feinen Testen Willen enthalte. 
Entf. vom 25, Nov, 1857 Rr. 11827 Belt. der gleihförmigen Ur cr 
ae ätur Femere vom sy Ayril — De 3, u HR in) Ey 
Mailand v. 22, Auguſt 1857, Ir. 000. & vn d. Trib. ner, u: Er 
868, + 

Der Erblaffer batte einem befreundeten Advocaten den Auftrag 

gegeben, ein Teſtament zu entwerfen, welches übrigens bis auf einen 
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Punkt mit einem ſchon viele Jahre früher errichteten genau überein- 
fimmt. Der Advocat las ın Gegenwart des Erblaſſers und der drei 
Teftamentszeugen das Tejtament vor, und fragte dann jenen, ob es jo recht 
jet. Diefer antwortete: „Ja!“ und fette, da er zu ſchwach war, um zu 
jchreiben, ein Kreuzzeichen unter bie Urkunde, welche bie drei Zeugen 
ſofort unterfertigten. Gegen die Gültigkeit viefes Teftamentes wird nun 
eingewenbet, daß die Erklärung des Erblaſſers, vem $. 565 a. b. 
G. B. zuwider, nur in der Bejahung eines ihm gemachten Vorſchlages 
beftehe. — Alle drei Inftanzen halten pas Teftament aufrecht. Sie be- 
rufen fi zunächſt darauf, daß die hier angeführten und die übrigen, die 
Errihtung des Teſtamentes begleitenden Umftände nicht den geringften 
Zweifel darüber lafien, daß dasſelbe dem Willen des Erblaflers genau 
entfprehe. Weiter heißt e8 in den Entſcheidungsgründen des oberften 
Gerihtshofes: „Zur Giltigfeit des Teſtamentes ift im vorliegenden 
Falle nur erforderlih, daß die in den SS. 579 und 580 a. 6.8.2. 
vorgefchriebenen Förmlichleiten beobachtet find; es ift alfo lediglich zu 
unterfuchen, ob der Erblafler die vorliegende Urkunde wor den Zeugen 
als fein Teſtament betätigt habe, oder nit? In vieler Beziehung 
ift nun auch nad $. 579 a. 6. ©. B. nicht eine materielle Aeußerung 
des Teſtators ven Zeugen gegenüber in dem Sinne erforberlidh, daß 
die Urkunde wirklich jeinen legten Willen enthalte, ſondern es genügt, 
daß er dies durch ein Benehmen an ven ag lege, welches ven 
‚Zeugen die moralifhe UWeberzeugung von ber Identität des Schrift 
ſtückes verichafft. 


Nr. 479. 


Beftellung eined Ausgedinges „bis zu dem Ableben beiber 
Eheleute”. 


Say vom 25. Nov. 1857, Nr. 12176 oe. ded Urtheils des B. ©. 
Mä jo Reufabt v. 1. Der. 1856, Nr. ‚ Abänd, des Urtheils des 
O. 8. 6, Brünn v. 28, Juli 1857, Nr. 4821). ©, 9. 1858, Wr. 5. 


In dem 8. 3 des zwiſchen dem B und beflen Vater bezüglich des 
Bauerngrundes Nr. 39 in Liebau abgefchloffenen Kaufvertrages vom 
30. September 1846 verpflichtete fi) B, dem Verkäufer und deſſen Ehe- 
weib A „bis zu ihrem Ableben” eine gewiffe Ouantität Getreide als 
Ausgeding in vierteljährlihen Raten zu verabreihen. Nach dem im 
Sabre 1857 erfolgten Tode des Vaters beanfpruchte die itberlebende 
Witwe A von ihrem Sohne B die Berabfolgung des ganzen Ausgedinges, 
wie e8 zu Lebzeiten des Vaters beftand, und in jenem Kaufvertrag 
bevungen war. Der Sohn B lieferte blos das halbe Ausgeding. Die A 
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trat daher gegen ihn mit einer Klage auf Zuerkennung des ganzen 
Ausgedinges auf. 

Die erfte Imftanz gab dem Klagebegehren ftatt. Die zweite 
Inftanz wies dasſelbe aus folgenden Gründen zurüd: „Das fragliche Aus⸗ 
geding ift für beide Eheleute ftipulirt, ohne daß dieſelben ausdrücklich 
berechtigt worden wären, es zur ungetheilten Hand fordern zu fünnen. 
Jedes der beiden Eheleute, welche fich hinfichtlich des befagten Aus- 
gebinges in einer Gemeinfchaft befanden, muß fi, da das Ausgedings⸗ 
getreide eine theilbare Sache ift, mit dem ihm gebührenben Theil begnügen, 
und da die Antheile nicht beftimmt find, wird nach dem Geſetze jeder Antheil 
als gleihgroß angejehen (58. 839, 888, 892 a. b. G. B.). Durch den 
Tod des einen Ausgevingers it num deſſen nur auf Lebenszeit ſtipulirter 
Ausgedingsantheil erloſchen, und es beſteht nur noch der der überlebenden 
A ſchon vom Anfang an zuſtehende Antheil, nämlich die Hälfte des 
geſammten Ausgedinges aufrecht.“ 

Die dritte Inſtanz beſtätigte das Urtheil der erſten Inſtanz. 
Nach den Entſcheidungsgründen wird das Ausgeding als ein Theil des 
Kaufſchillings angeſehen, und hieraus gefolgert, daß das Ausgedinge, 
ſobald es für das Ableben beider Theile bedungen wurde, auch bei dem 
Ableben eines Theiles vollſtändig berichtigt werden müſſe, es wäre denn, 
daß für dieſen letzteren Fall die verminderte Abſtattung des Ausgedinges 
eingeräumt worden wäre. „Die in dem Kaufvertrag vom 30. September 
1846 unbeſchränkt bedungene Ablieferung des Ausgedinges bis zu dem 
Ableben beider Eheleute läßt daher, da bie vertragjchließenvden Theile 
wohl füglid ein gleichzeitiged Abfterben beider Ausgedinger nicht wor 
Augen haben konnten, feine andere Deutung zu, als daß dasjelbe voll⸗ 
ſtändig ſelbſt bei dem Borhandenfein nur eines Theiles entrichtet werben 
müfle. Die vom Oeflagten angeftrebte Anwendung des $. 915 a. b. 
G. B. endlich greift bier nicht Play, da das Ausgedinge, wie bereits 
erwähnt, als ein Theil des Kaufichillings, und daher nicht als eine 
Schenkung betrachtet werden kann.” 


Nr. 480. 
Manifeitationdeid. Bedingungen der Zuläffigleit vesfelben. 


Entih. v. 1, Dec. 1857, Nr. 11857 7 ‚(Beh des das Hetpeit des L. 6 
Wien vom 30. Dec, 1856, Nr. abänd, Urtheild ded O. L. 
Wien v. 350. Juni 1857, fr. & 4382), G. 3. 1858, Nr. 
In den Entfheivungsgründen des oberiten Gerichtähofes Heißt eg: 
„Der Offenbarungseid jest nah 88. 219 und 220 a. G. O. eine be 
ftehende Verpflichtung des Delaten voraus, ein Vermögen oder Schulden 
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anzugeben, und die richterliche, nicht von Amtswegen, jondern nach vor⸗ 
gängiger Streitverhandlung geihehende Auferlegung biejes Eides kann 
(auch im Sinne des Hofdecretes vom 16. December 1791, Weſſely I, 
Nr. 760) nur gerechtfertigt werden, wenn ber Deferent ein gegrünbetes 
Dejorgniß der verfümmerten Angabe zu beicheinigen vermag. Dies liegt 
in der Natnr dieſes Rechtsmittels, welches an ſich ven Charakter des 
Reinigungseides bat, und für den dazu Genöthigten immer ein ver- 
legendes Mißtrauen ausprüdt, weshalb ihm eben die gefeliche Möglichkeit 
offen bleibt, fich der Ablegung zu wiberjegen.“ 


Nr. 481. 


Beweis ded Zuſtaudekommens eines entgeltfichen Bertrages, 
wenn auf der Bertragdurfunde nur einer der Contrahenten 
unterſchrieben iſt. 


Entſch. vom 2. Dec. 1867, Nr, 12241 (Beil des Urtheils der Prätur 
Boz;0lo vom 7. Mai 1857, Nr. 2118, 4 des rtheine des O. 8. G. 
Mailaud v. 29, Anguft I Kr, 9409), Gaz. d. Trib. 1858, ©. 62 ff. 

In einem Rechtsſtreite über den Beitand einer Hausfervitut berief 
fih A, der Befiger des herrſchenden Grundes, auf einen Vertrag von 
21. April 1784, vermöge deſſen N, der Vormann des Geflagten, dem 
Vormann des Klägers, M, die Servitut gegen ein beftimmtes Entgelt 
einräumte. Auf dieſer Urkunde fehlt jedoch vie Unterjchrift Des M, 
während N nicht blos unterjchrieben ift, fondern auch auf demſelben Blatte 
ben Empfang des Entgelt beftätigt hat. Die erfte und dritte Inftanz 
entichieden im Sinne des Klägers, die zweite war dagegen ver Anficht, 
daß jene Urkunde nicht berücfichtigt werden könne. 

Gründe ber erften Inftanz: „Daraus, daß die fragliche 
Urkunde nicht auch von M unterjchrieben ift, ift keineswegs zu folgern, 
daß die Berbinplichkeit, welche N ihm gegenüber übernahm, von ihm nicht 
angenommen wurde; denn diefe Annahme wirb durch die Entgegennahme 
des Schriftſtückes, welches dem gegenwärtigen Kläger ver Reihe nach von 
feinen Vormännern überliefert wurde, außer Zweifel geftellt. — Es ift 
überdies zu bemerken, daß nach dem zur Zeit der Errichtung der Urkunde 
geltenden gemeinen Rechte zur Uebertragung bes Eigenthums einer Sache 
oder eines Rechtes es genügend war, daß der Wille des Tradenten in 
deutlicher Weiſe ausgedrückt ſei. Nuda voluntas domini suffieit ad rem 
transferendam. $. 44 Instit. derer. divis. (2, 1.) — Si jusserim vendi- 
torem procuratori rem tradere, cum ea in presentia sit, videri mihi 
traditam Priscus ait; idemque esse, si nummos debitorem jusserim alii 
dare. Non est enim corpore et actu necesse apprehendere possessionem, 
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sed etiam oculis et affeetu. L. 1. 8. 21 D. de adquir. vel amitt. posses. 
(41, 2.) Nun wurde aber durch die Thatjache der Uebergabe diefer Schrift 
ber Wille des N, Vormannes des Gellagten, vem M, Vormanne des 
Klägers, die fraglihe Servitut einzuräumen, hinlänglich deutlich aus- 
gebrädt, und e8 war aljo nad bem damals geltenden Rechte eine 
fürmlihe Annahme von Seite des Erwerbers viefes Rechtes zum Ueber: 
gange desſelben auf ihn nicht nöthig.“ 

Gründe der zweiten Inftanz: „Im vorliegenden Falle 
handelt es fich nicht um ein einfaches Zugeſtändniß zu Gunften des M, 
jondern um gegenjeitige Zugeftänpnifle und Verabredungen, die alfo nur 
durch die Intervention beider Theile vefinitiv feftgehalten werben konnten. 
Daß beide Theile fi) bei der Ausfertigung der Urkunde betheiligen 
jollten, ift auch aus der ganzen Haltung berjelben, namentlich daraus 
zu entnehmen, daß e8 darin heißt: „„Die Unterzeichneten find über 
Nachſtehendes übereingefommen“". und am Schluſſe „„Urkund deſſen 
haben beide Theile unterjchrieben”*. Das alſo, was in dem Schriftftüde 
vom 21. April 1784 vorlommt, konnte nicht als definitiv abgeichloffen 
angefehen werden, und fomit zur Unterftügung der Klage nicht aus- 
reichen. ” 

Gründe der dritten Inftanz:. „Wenngleich M das erwähnte 
Schriftſtück nicht unterfertigt hat, jo Tann doch nicht daran gezmweifelt 
werden, daß er auf die darin enthaltene Weife ven Vertrag eingegangen 
ift, da er das Schriftftüd entgegennahm, es aufbewahrte und dem Nach⸗ 
manne übergab, überdies das Entgelt mit 161 Lire.... zahlte. Es läßt 
fih ferner auch nicht daran zweifeln, daß jener Vertrag wirklich aus» 
geführt wurde, da fich nicht annehmen läßt, daß M das erwähnte Entgelt 
gezahlt hätte, ohne jogleih von dem ihm gemachten Zugeſtändniſſe 
Gebraud zu machen.“ 


Nr. 482, 


Beweislaft in Anfehung des Gegenſtandes eined allgemein 
lautenden Ausgleichs. 


Entf. vom 9 Dec. 1857, ge 11105 Behätionn be aietpeits des 
ftädt.=deleg. B. G. Brünn v4 . Juni 1 008, U band, des Ur⸗ 
theils des O. L. ©. Brünn v. » —* m "Nr. Per ®. 9. 1858, 


A hatte am 1. November 1853 von B die Mauthftation Golden⸗ 
brunn auf drei Jahre um ven jährlichen Pachtſchilling von 1070 fl. in 
Afterpacht genommen, und zur Sicherftellung feiner Bachtverbindlichfeiten 
dem Afterverpächter eine Caution von 120 fl. übergeben, welche nad) 
aufgelöften Pachtverhältnig zurückzuftellen, mittlerweile aber mit 5% zu 
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verzinfen war. In Folge entftandener Mißhelligleiten löften A und B 
ven Pacht ſchon nad Ausgang des erften Jahres auf, bei welcher Ge- 
legenheit ein Ausgleich getroffen wurde, itber welchen fie ſich gegenjeitig 
folgenden Brief ausftellten: „Ich beftätige Ihuen hiermit, Daß wir uns 
unter Hentigem bezüglih der Mauthſtation Goldenbrunn ausgeglichen 
haben. Brünn, 6. December 1854." A Hagte nun auf Rüdftellung der 
Pachtcaution. B beruft fih auf die erfolgte Ausgleihung, indem er 
behauptet, daß fie eine gegemfeitige geweſen fei, was fidh aus ber Aus- 
ftellung des Briefe von Seite des Klägers an ven Geflagten ergebe, 
und daß fte ſonach auch einen Ausgleich bezüglich der Caution, als einer 
ebenfalld aus dem Pachtverhältniß hervorgehenden Forderung, involvire. 
Uebrigens jet bei biefem Ausgleich ausprüdlic die Kaution per 120 fl. 
bei Berechnung des rüdjtändigen Pachtſchillings mit in Einrechnung 
gebradht worden, über welchen Umftand er dem Kläger ven referiblen 
Haupteid aufträgt. Kläger nimmt in ver Replik dieſen Haupteid an, 
erbietet ſich aber überdies zum Beweiſe des Umſtandes mittelft des dem 
Geklagten aufgetragenen referiblen Haupteides, daß er ſich bei Gelegenheit 
des Ausgleichs die Rückforderung der Caution zu beliebiger Zeit vor- 
behalten, und ver Geflagte die Rüdjtellung auf jedesmaliges Berlangen 
zugefihert habe. In der Duplif nimmt Geflagter dieſen Haupteid 
an und behauptet, Daß es nicht auf den won ihm in der Einrede dem 
Kläger, fondern auf den in der Replik ihm (Geflagten) aufgetragenen 
Haupteid anfomme, indem nicht ihm der Nachweis, daß die Caution 
bei dem Ausgleich mit in Einrehnung gebracht, ſondern dem Kläger ver 
Beweis, daß die Rüdftellung der Caution vorbehalten wurde, obliege. 

Die erfte Inſtanz erfannte auf den in der Einrede aufgetragenen 
Haupteid aus folgenden Gründen: „Da der Gellagte zugibt, daß er vom 
Kläger einen Betrag per 120 fl. EM. gegen 5% Perzinfung ale 
Saution für den von dem Letzteren übernommenen Baht ver Mauth- 
ftation Goldenbrunn erhalten bat, und daß diefer Pacht Ende October 
1854 durch beiberfeitiges Einverſtändniß aufgelöft worden, jo wäre ber 
Geflagte nad) 8. 1369 a. b. G. B. zur Rüdftellung der Caution verbunden. 
Es fommt weiter8 nur darauf an, ob die vom Geflagten vorgebrachte 
Einwendung, daß diefe Caution bei Auflöfung des Pachtverhältnifies 
in den beim Kläger rüdftändigen Pachtſchilling eingerechnet, fohin dem 
Geklagten als Zahlung einer Schuld übergeben wurde, wahr ift. Der 
vom Geflagten allegirte Brief des Klägers dde. Brünn, 6. December 1854, 
ift nicht geeignet, den Beweis über dieſe Thatſache herzuftellen, denn 
bie darin beurfundete Ausgleihung iſt jo allgemein gehalten, daß fie 
bes ftreitigen Thatumftandes nicht erwähnt. Bei dieſem Umſtande fonnte 
nur auf den über die Thatjache der Einrechnung der Caution in ben 
rüdftändigen Pachtſchilling von dem Geklagten dem Kläger aufgetragenen 
und von diefem angenommenen Haupteid erkannt, und hievon die Ent- 
iheivung abhängig gemacht werben.“ 
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Die zweite Inftanz erkannte auf unbedingte Abweifung des 
Klagebegehrens aus folgenden Gründen: „Streitig ift lediglich, ob ver 
Ausgleich in der Art, wie Kläger e8 behauptet, daß nämlich Geflagter 
zur Herausgabe der Caution per 120 fl. an den Kläger verpflichtet fei, 
oder in der Weiſe, wie Geflagter anführt, daß nämlich derſelbe durch 
jenen Ausgleih von dieſer Herausgabe ver fraglichen 120 fl. befreit 
worben fei, zu Stande gelommen ift. Bei Vorlage der erwähnten beiven 
Briefe, wodurd beide Theile beftätigen, daß fie fi) bezüglich der Mauth- 
ftation Goldenbrunn gänzlich) ausgeglichen haben, kann es gemäß 8. 887 
a. b. ©. B. feinem rechtlichen Zweifel unterliegen, daß der Kläger ſach⸗ 
fällig... . werben muß, ohne daß eine Nothwenpigfeit vorliegt, in eine 
Erörterung ber weiters von beiden Streittheilen geltend gemachten An- 
führungen und Beweismittel einzugehen. Denn nad) obiger Gejegestelfe 
kann auf die vom Kläger angeführten mündlichen Verabredungen, welde 
zugleih bei Errichtung jener Urkunden gefchehen fein jollen, aber mit 
biefen leßteren nicht übereinftimmen, fein Bedacht genommen werden, 
und bei dem ganz allgemein Iautenden Inhalte der gedachten Urkunden, 
welche eines Vorbehaltes rückſichtlich der Kaution nicht erwähnen, vermag 
hieraus zu Gunften des Klägers umfoweniger etwas abgeleitet werben, 
als die Kautionsleiftung einen Beitandtheil des zwifhen ihm und dem 
Geklagten ftattgefundenen Afterpachtverhältniffes bildete.“ 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Iuftanz. 
Die Gründe lauten: „Die der Klage und Einrede beiliegenden Aus- 
gleihSbeftätigungen enthalten nur bie allgemeine Bejtätigung, daß ſich 
Kläger mit dem Geklagten bezüglich der Mauthftation Golvenbrunn 
ausgeglichen habe. Die näheren Beitimmungen und Bedingungen, unter 
welchen dieſe Ausgleichung erfolgte, werben darin nicht angeführt, und 
eine fchriftliche Vergleichsurkunde nicht beigebracht, daher aus dieſen Ur- 
Funden nicht entnommen werden kann, ob die Rüdftellung ver Pachtcaution 
einen Gegenftand ver Ausgleihung gebilvet habe, und ob fohin die dermal 
geftellte Yorderung auf Rüdjtellung der Caution mit den getroffenen 
Berabredungen übereinftimme ober nicht, weshalb der $. 887 a.6.©.2. 
auf den vorliegenden Fall feine Anwendung finder. Die vom Kläger zu 
Handen des Geflagten erlegte Pachtcaution ift nach den Beitimmungen 
des 8. 1368 a. 6. ©. B. ein Pfand, welches zur Sicherftellung der vom 
Kläger im Pachtvertrag übernommenen Berpflihtungen gegeben wurde. 
Das diesfällige Bachtverhältnig ift aufgelöft, und die aus diefem Ber: 
tragsverhältniß abgeleiteten gegenfeitigen Anjprüche find ausgeglichen, 
daher Geklagter nad) Erlöſchung dieſes Verhältniſſes und gegenjeitiger 
Ausgleihung der Anjprüche gemäß 8. 1369 a. 6. ©. B. gehalten ift, 
das zu deren Sicherheit erhaltene Pfand zurüdzuftellen, indem in ben 
erwähnten Urkunden nicht enthalten ift, daß auch bezüglich desfelben die 
diesfalls beſtehende gefegliche Vorſchrift des $. 1369 angewendet werden 
muß. Da nun der Geflagte der auf diefe gefegliche Vorſchrift geftügten 
Behauptung des Klägers die Einwendung entgegengejeßt, daß auch 
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die Saution einen Gegenftand ver Ausgleihung gebilvet habe und 
eingerechnet worden fei, jo liegt ihm auch ver Beweis hierüber ob, 
auf welchen Beweis daher auch die erfte Inſtanz mit vollem Rechte 
erkannte.“ 


Ir. 483. 
Nothwendigkeit der Rechtfertigung eines erwirkten Verbotes. 


Entih. vom 9. Dec. 1867, Nr. 12438 (Beft. des den Beldeid des B. ©. 
Rolitzan v. 31. Mai 1857, Nr. 2886, abäudernden Beſcheides des D. 2. ©, 
Brag v. 10. Anguit 1857, Nr. 14518). ©, 3. 1858, Nr. 43, 

Auf Einfchreiten der Finanzprocuratur , als Vertreterin des 
M’idhen Stiftungsfondes, war das Verbot auf mehrere dem B zuftehenpe 
Vorberungen behufs ber beabfichtigten Sicherftellung und fünftigen 
Hereinbringung ber dem B zur Laft fallenden Rechnungserfüge bewilligt 
worden. Die Yinanzprocuratur ftellte nun das Geſuch, daß auf Grund 
des Hofdecretes vom 24. October 1806, Nr. 789 I. ©. ©. (Weflely I, 
Nr. 1101) erklärt werde, die ausgeiprochene Verbotsverwilligung bebürfe 
einer Rechtfertigung im gerichtlichen Wege nicht, und fei vielmehr ſchon 
von jelbft für gerechtfertigt zu halten. Diefem Anfuchen gab die erite 
Inftanz ftatt. Die zweite Inftanz wies dasſelbe ab, und der oberfte 
Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung; „denn eine Erfaßpflicht des B 
ift noch nicht ausgeſprochen, ſondern blos eine Sicherſtellung allfälliger 
Erſätze eingeleitet, und zwar in unbeftimmter Höbe, und es kann nicht 
angehen, daß das Vermögen eines Privaten mit einer foldhen Haftung 
durch eine unabjehbare Reihe von Jahren bebürbet bleibe. Ob über 
die fichergeftellten Erſätze ein Rechtöftreit abzuführen jein wird, fann 
fichy erft aus der zu gemärtigenden Erledigung der Adminiſtrativbehörde 
ergeben.“ 


Nr. ABA. 
Erfigung wider den Zabularbefiger. 


Eutſch. v. 9. Dec, 1857, Nr. 12573 (Beft. des das Urtheil des L. ©. 
Wien v. 12, Auguft 1856, Nr. 18221, abändernden Urtheild des O. L. 6. 
Wien v. 2. Sept. 1857, Nr. 6269). ©. 3. 1858, Nr. 154. 

In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes heißt e8: 
„Das Eigenthum unbemweglicher Sachen, das in den öffentlihen Büchern 
eingetragen ift, kann auch gegen die begünftigten Perjonen durch ven 
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Beſitz von 40 Jahren erworben werden ($. 1472 a. b. ©. B.), und 
biefer Erfigung fteht Die Verjährung des einverleibten Rechtes gegenüber, 
weil die Einverleibung nur ein Mittel, die Ausübung des Rechtes zu 
fichern, nicht aber die Ausübung felbft if. Es Tann daher auch Dem- 
jenigen, der durch die intragungi im öffentlichen Buche das ausſchließende 
Beſitzrecht hat (85. 322 a. b. ©. B.), von Dem, welcher im unzweifel⸗ 
haften phyſiſchen Befig ber. Sache iſt, deren Abtretung der Intabulirte 
fordert, die durch Verjährung jenes Beſitzrechtes, rückſichtlich durch die 
Erfigung von Seite des Geflagten erfolgte Erwerbung im Wege der 
Einwendung. entgegengeſtellt werden.“ 


— — 





Nr. 485. 


Unzuläſſigkeit der Verbücherung der Erklärung, worin bie 
Löſchung einer Satzpoſt „nach Ertabulirung des darauf haf— 


tenden Superſatzes“ bewilligt wird. 
utſch. v. 9. Dec, 1857, Nr. 12727 lei igen Beſcheide 
vn G. Stauiglan v. 20. a, Id, N a a de8 n BD. 1% % 6. 

Lemberg v. 3, Der, 1 G. 3: "1858 , — 

A erftand im Wege vn I ar —* eine — auf 
welcher eine Satzpoſt per 1600 Ducaten für die B einverleibt war, deren 
Zahlung er im Einverftänpniß mit ber B übernahm. Auf dieſer Sabpoſt 
war weiters für die O eine Forderung von 700 fl. verſichert. A fand 
ſich hierauf mit der B wegen jener 1600 Ducaten durch Vertrag vom 
17: December 1855 ab, und dieſe ftellte eine Urkunde aus, in welcher fie 
in bie Löſchung der zu ihren Gunften intabulirten 1600 Ducaten ein⸗ 
willigte, jo daß dieſe nach Löſchung des Superjates per 700 fl. gelöfcht 
werben könnten. A's Rechtsnachfolger baten num um Intabulation bes 
Rechts, die Summe von 1600 Ducaten an bie nicht zu zahlen und 
dieſelben nach Ertabulirung der Superlaft Löfchen zu laſſen. Alle drei 
Inſtanzen wiejen dieſes Geſuch ab; der oberfte Gerichtähof in ber 
Erwägung, „daß, da die O zu jenem Vertrag vom 17. Dec. 1855 nicht 
beigezogen worden, fie denſelben gegen fich gelten zu laſſen nicht ſchuldig 
fei, und daß die Trage, inwieferne die Löſchung der Sabpoft per 1600 
Ducaten nah Ertabulirung des Superjages per 700 fl. ftattfinden 
fünne, bis zu welcher Ertabulirung fih ver Tabularſtand ändern 
fönne, im Voraus fich nicht entſcheiden laſſe“. 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. 1. 33 
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Nr. 486. 


Einwendung der Ungiltigfeit einer letztwilligen Auordnung 
nach Ablauf der dreijährigen Verjährungsfriſt. 

Eutſch. vom 11. Dec, 1857, Nr. 12489 (Bei, des das Urtheil des 8, ©. 
Mailand vom 10. Mai 1857, Ar. 6500, abänd. Urtheils des DO. 8. ©. 
Woilond u. 5. Gept. 1857, tr. 10997). Gar. d. Trib. 1858, ©. BL fi. 

M ernannte in feinem Teftamente feinen Sohn B zum Univerfal- 
erben, ſetzte jedoch dem A ein Legat von 30.000 Fire aus. Am 26. Yuli 
1842 ertlärte B, daß er das Teftament als ungiltig anjehe, da e8 vom 
Erblafler nicht eigenhändig gefchrieben, und dennod) nur von zwei Zeugen 
unterjchrieben fei, fowie daß er die Erbichaft als gefelicher Erbe antrete. 
Das Gericht nahm dieſe Erbserflärung an, fette den Erben in Beſitz 
und Genuß der Erbſchaft, und verftändigte den Legatar von dem Ber: 
mächtniß und von dem wider die Giltigfeit desſelben erhobenen Wiber- 
ſpruch. — Am 15. April 1846 überreichte A die Klage auf Auszahlung 
bes Legates. B wendete bie Ungiltigkeit des Teftamentes ein. A bot nun 
zwar ben Beugenbeweis liber Umftände an, aus denen bie Giltigfeit des 
Teſtamentes hervorgehen follie, beftritt aber zugleich Das Recht des Ger 
Hagten, das Teſtament jest noch anzufechten. Die erfte Iuftanz erlanntie 
dem Klagebegehren gemäß, indem fie anführte, daß ber Sag: Quae tem- 
poralia sunt ad agendum, sunt ad excipiendum perpetug — feine unbe- 
bingte Geltung babe, namentlich nicht nach öſterreichiſchem Recht. Die 
zweite Inſtanz ſprach fi für Die entgegengeſetzte Anſicht aus, und ließ 
daher ven vom Kläger eventuell angebotenen Zeugenbeweis zu. Diejes 
obergeridhtliche Erkeuntniß warb vom oberjten Gerichtshofe aus folgenden 
Gründen beftätigt : „Das Recht auf die Erbichaft feines Vaters ftand 
dem B fowohl nadı dem Zeftamente vom 7. Juni 1842 als auch auf 
Grund der gejeglihen Erbfolge zu. Es war allo, beſonders da er ber 
einzige Erbe ift, der Tall des Zuſammentreffens mehrerer, auf ver- 
ſchiedene Erbtitel ſich ſtützender Erbichaftsprätendenten nicht vorhauden, 
welcher Fall allein die Berzögerung der Verlaſſenſchaftsabhandlung und 
ber Einantwortung im Wege des Verfahrens außer Streitſachen inſo⸗ 
lange nothwendig macht, als nicht im ordentlichen Proceſſe über die wider⸗ 
ſtreitenden Erbſchaftsanſprüche entſchieden iſt. Es finden auch auf den 
Fall die Beſtimmungen der 88. 808 und 726 a. b. G. B. keine Anwen⸗ 
dung; denn dieſe ſetzen voraus, daß die Legatare ihre Anſprüche zum 
Mindeſten auf einen dem äußeren Anſcheine nach giltigen letztwilligen 
Act ſtützen können, und daß fie nicht, wie im vorliegenden Fall, ſogleich 
nit der Urfache, um derentwillen wider die Giltigfeit des Actes Ein- 
Iprache erhoben wird, befannt gemacht werden. Es ift auch wohl zu unter- 
ſcheiden zwiſchen ven Beziehungen mehrerer Berfonen, welche aus ver- 
ſchiedenen Erbtiteln auf ein Erbrecht und auf die Erbſchaft rechnen, und 
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wo daher einige derſelben vie beſtehende letztwillige Erklärung anfechten 
müffen, und den Beziehungen zwilchen ven Erben und den einfachen 
Legataren, welche in gewifjer Hinficht ven Gläubigern der Verlaſſenſchafts⸗ 
maffe gleichgeftellt find, und bezüglich deren eine einfache Verſtändigung 
genügt, welche fie in Stand fett, ſelbſt Das Legat von ven Erben einzu⸗ 
fordern und einzuflagen (88. 812 und 817 a. b. G. B.). Es konnte 
daher der Kläger dem Geklagten gegenüber ſich nicht auf die Verjährung 
im Sinne des 8. 1487 a. b. G. B. deshalb berufen, weil der Geklagte 
nicht binnen drei Jahren die Klage auf Anerkennung der Ungiltigkeit des 
Teftamentes vom 7. Juni 1842 eingebracht hatte, da Die Möglichkeit der 
Anfechtung dieſes Teſtamentes (facoltä dell’impugnazione), welche er 
vorläufig im Verfahren außer Streitſachen vorbrachte, ſich für den Erben 
im Wege des ſtreitigen Berfahrens erſt von dem Augenblicke an ergab, 
wo der Kläger trotz jener Anfechtung den Anſpruch anf Auszahlung jenes 
Legates durch feine Klage geltend machte.“ 


Nr. 487. 
Bedingung der Nichtverehelichung. 


Entid, vom 15. Dec, 1857, Nr. 10779 GBeſt. des das Urtheil der Prätur 
Zogno dv. 7, Mai 1857, Nr, 1 abänd. lirtheild des O. L. ©. Maileub 
». 10. Yuli 1857, Nr. 8706). Giorn. d. Ciurispr, pr. 1858, ©, 78 ff. 


M batte alle feine Kinder zu gleichen Theilen zu Erben der einen 
ven Pflichttheil bildenden Hälfte feines Vermögens eingefegt; auch bie 
andere Hälfte follten fie alle zu gleichen Theilen erben, die Mädchen jedoch 
nur dann, wenn fie fich nicht verheiratben. Diefe Beftimmung wurbe auf 
Grund des 8. 700 a. 5. ©. B. als ungiltig angefochten, und vor der 
erften Imftanz mit Erfolg. Die beiden höheren Inftanzen erflärten fie 
für giltig, und zwar ber oberfte Gerichtshof aus folgenden Gründen :. 
„Betrachtet man die fraglichen teftamentarifhen Anordnungen nad ihrem 
vollen Sim, fo fann man aus ihnen weder ein ausprüdliches Verbot 
des Vaters, noch feine Abficht erkennen, den Töchtern das Heirathen zu 
verbieten oder zu erſchweren. Die allgemeinen Ausdrücke des Erblaffers 
ziehen zwei verſchiedene Fälle in Betracht, ven nämlich, daß fie heirathen, 
und den, daß fie umverheirathet bleiben, wobei für jeden dieſer Fälle 
andere Anorbnungen getroffen werden. Es war für ven Erblaffer gleidy- 
giltig, ob feine Töchter heirathen oder unverheirathet bleiben; allein er 
erivog zur gleicher Zeit, daß, wenn fie in Folge ihres eigenen Entſchluſſes 
oder der Einwirkung ber Umftände unverheirathet bleiben follten, vie 
Mittel, welche ihnen ver Pflichttheil gewährt, Teiht unausreichend fein 
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könnten zur Befriedigung der Bedürfniſſe, für welche im entgegengefegten 
alle ein Ehegatte zu jorgen hätte. Für jenen Fall nun wollte er ihnen 
eine Unterftügung dadurch gewähren, daß er ihnen größere Subſiſtenz⸗ 
mittel zuficherte. So lange fie alſo unverheirathet bleiben, find fie Nutz⸗ 
nießerinnen des verfügbaren Theiles des ihnen zugefallenen väterlichen 
Nachlaſſes, und fie werden erft dann Eigenthümerinnen desjelben, wenn 
fie fterben, oder wenn ſonſt fein Grund vorhanden ift, ihre Verheirathung 
als noch möglich zu denken. Im Augenblide ver Berheirathung dagegen 
erlifht ihr Recht auf das, was ihnen ver Vater für den Fall ver Ehe⸗ 
loſigkeit zugedacht hat. Es war aljo die Abficht des Erblaſſers nicht, Die 
Söhne den Töchtern gegenüber zu berüdfichtigen, er wollte die Letzteren 
vielmehr zu gleihen Theilen erben laſſen, und er machte nur für ben 
einen Fall eine Ausnahme, daß die Töchter heirathen, und alfo auf Diele 
Weife verforgt würden. Nicht die Abficht, den Töchtern die Ehe zu ver- 
bieten, ſondern die Belorgniß, daß fie unverheirathet bleiben Tünnten, 
war aljo das Motiv feiner Anordnung. Weder nad) dem Wortlaute des 
Teftamentes, noch aus der daraus hervorleuchtenden Abficht des Erb- 
laſſers ift aljo bier der im erften Abjage des $. 700 a. b. ©. 2. vor- 
gejehene Fall gegeben.“ 


Nr. 488. 


Reſervatwälder. Unzuläfligfeit der Erſitzung von Servituten 
| an denjelbei. 


Entiheidungen vom 16. Dec. 1857, Nr. 10273, vom 17, Der, 1857, 

Nr. 11422 und 11423 (Betätigung der Urteile des L. ©, Laibach vom 

30. Dec. 14 Ort, 8. Juli 1856, Nr. 3757, 3758, 3303, Abänderung 

der Urtheile de DO. % ©, Graz v. 5. Anquſt 1856, Nr. 2400, 8018, 
8017). G. 3. 1858, Nr. 30, 


In den Entſcheidungsgründen des oberften Gerichtshofes wird 
hervorgehoben, „daß fih im Civilrechtswege an die beftehenden Ge- 
jege zu halten und in feine Erörterung einzugehen jei, ob fie ven ge- 
änderten Zeitverhältniffen noch entiprechen, indem biefe Prüfung Sache 
der Geſetzgebung fei, die aud fiir Fälle diefer Art, das Hoheitsrecht 
über Waldungen fefthaltenn, der Billigfeit und den Zeitverhältniflen 
im $. 2 ver faif. Verordnung vom 15. Yult 1853, Nr. 130 R. ©. Bl., 
durch Anmweilung der viesfälligen Landescommiffionen, jedoch nicht in 
der Art Rechnung getragen hat, daß von dem Forſthoheitsrechte bei 
richterlicher Entiheidung von Walpftreitigfeiten ganz abzujehen, und 
bie Refervatwaldungen wie bloße gewöhnliche Staatswälver zu be- 
handeln ſeien“. Es wird ferner hervorgehoben, daß, „jowie es nicht 
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angeht, in Fällen des reinen Privatrechtes den Eigenthumsbegriff von 
dem bezügfichen Objecte in einem concreten Falle dergeſtalt loszureißen, 
Daß zwar das Object für den Eigenthlimer durch Ufucapion und Prä- 
‚feription verloren gebe, das Eigenthumsreht ihm aber auf dieſes Ob- 
ject dennoch werbleibe, dies eben jo wenig bei Regalsobjecten zuläffig 
jet, das Servituten im Sinne des Privatrechtes aber immerhin Be- 
ihränfungen und Verkümmerungen des Eigenthumsrechtes felbft feten, 
und Präfeription und Ufucapion Verluſte des Eigenthiimers, Erwer⸗ 
bungen gegeu ihn ohne feine ausprüdlihe Zuftimmung begründen“. 
Ferner heißt e8: „Unter dem, dem römifchen Rechte unbekannten Aus⸗ 
drucke regalia minora — im Gegentheil zu ben eigentlichen Majeftäts- 
rechten (regalia majora) — wurde die Widmung (Vorbehalt, Reſervat) 
gewifler Sachen im Lande für den Landesfürſten zur Hofhaltung und 
zur Beftreitung der Regierungsfoften verftanden. Es wurde dabei mit 
dem Worte: Regale fowohl das Bezugsrecht (Benützungsrecht) Des 
Landesfürften, als auch die Sache ſelbſt, worauf das Regalitätsrecht 
haftete, bezeichnet, mochte die Sache bereits im ausſchließenden Be- 
fige des Landesherrn fein, oder erft in denſelben zu fommen haben. 
In letzterer Beziehung murbe das Regalrecht als eine auf der Sache 
jelbft haftende Eigenfhaft over Laſt angejehen, mit der fie von einem 
Unterthan an den andern bis zur Befigergreifung des Landesherrn 
übergehen fonnte, infoweit nicht dieſe Sache mit einem fpeciellen 
Lehens⸗ oder Fideicommißbande behaftet war. Durch die Ueberlaſſung 
der Landeshoheit von den römiſch-deutſchen Katfern an die Großen 
des Neiches unter Lehenband wurden auch die mit überlaſſenen Re⸗ 
galien Hoheitsrechte genannt, wie ſie auch in dem 8. 287 und 8. 1456 
a. b. G. B. noch vorkommen. Da der Beſitz und die Dispoſition mit 
den Regalsſachen urſprünglich ausſchließend den römiſch-deutſchen Kai⸗ 
ſern zukam, ſie alſo kein Privat (subditus) ohne Bewilligung der 
Majeſtät (ohne Belehnung) beſitzen oder benützen konnte, ſo mußte auch 
der Grundeigenthümer, wenn er Bergbau unter ſeinem Grund betreiben 
wollte, die landesfürſtliche Bewilligung (Verleihung, Belehnung) an⸗ 
fuchen. Der Bergbau konnte aber ohne Holz nicht betrieben merbeit, 
das Holz, der Wald war alfo ein Zugehör des Bergbaues, und ba 
biejer nur in ben Gebirgen betrieben wurde, jo wurden aud) Die Hody- 
und Schwarzwälder mit -dem Bergbau als Regale erflärt und beibe 
dem beftellten Bergmeifter und feinen Gejchworenen untergeorbnet, was 
auch mit Rückſicht auf die Zeit und die Zeitverhältniffe der Regals⸗ 
ihöpfung, bei der Nichtbevölferung der Hochgebirge, der faft vollftär- 
digen Werthlofigleit des Holzes, dem Mangel eines fpeculativen Han: 
dels damit, jo daß die Wälder als freie Beftanptheile des Landes außer 
beftimmter Subftanzoccupation erſchienen, — füglich geichehen Tonnte, 
zumal wenn ven fhon hie und da beftehenden Anfäfligkeiten und ihrem 
geringen Holzbebürfniffe durch Zuweiſung des Bedarfs, den entftehen- 
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ben aber durch entgeltliche Einforftungen ober doch unentgeltlihe Holz⸗ 
abgabe im Gnadenwege Rechnung getragen wurde. So lamen mit bem 
Freiheitsbriefe Kaifer Friedrich's I. ddo. Ratisbonse 18. Calendas Oc- 
tobris 1156 (cuncta etiam secularia judicia, bonum silvestrium et 
ferinarum, piscinae et nemora in dueatu Austriae debent jure feu- 
dali a duce Austriae dependere) und durch die mehreren nachgefolgten 
Beftätigungen, insbeſondere Kaifer Karl’s V. ddo. Augsburg 8. Sep: 
tember 1530 (Alle weltliche Gericht, Schätz, Bergwert, Münz, Wild⸗ 
pann, Fiſcherei, Wein und Forſt in ihren obbemelveten Landen follen 
von denfelben Erzherzogen zu Lehen fein) mit ver Landeshoheit auch 
die Landesregalien an die öfterreichiichen Tandesfürften, welche, ſowie 
andere Landesherren (3. B. wie der Erzbiichof von Salzburg) für das 
nicht blos voluptuare, jondern Renten tragende Berg, und Yorftregale 
bejondere Sorge trugen, daher dieſes der nieberöfterreichifhen Kammer 
(ſpäter Hoflammer, endlih Bergweiens-Hoflammer) zur ausjchließenden 
Adminiftration und Aufficht unterorpneten, woher dieſe Güter Kammer: 
güter, wie tiefer Ausdruck auch im 8. 287 a. b. G. B. in enumera- 
tione partium des Staatsvermögens vorkommt, ſpäter auch „„mon⸗ 
taniftiihe Kammergüter““ benannt wurden. Das biesfällige Territo⸗ 
rium, welches beftimmte Negalsacte des bereits aufgefchloffenen Berg 
baues umfaßte, vom ‚Einfluffe der Stänve des Landes ganz frei, daher 
nicht inkataftrirt war, eine eigene politifche Verfaſſung beſaß, und jomit 
gleichfam einen statum in statu bilvete, der von der Civilgeſetzgebung 
des Landes in vielen Stüden abwich, — dieſes Gebiet wurde per emi- 
nentiam „„Kammergutsbezirk““ (Eifenfammergutss und Salzkammer⸗ 
gutsbezirk) genannt. Anfangs wurde das mit dem Bergregale innig ver- 
bundene Forftregale ſowohl rücfichtlich der chen. incamerirten, als ber 
erft zu incamerirenden Waldungen durch fpecielle Verordnungen (Mans 
date) und buch allgemeine Bergordnungen geregelt und geihügt. In 
Folge deſſen erklärte die Ferdinandeiſche Verordnung vom 1. Mai 1558, 
bie erſt durch das Berggeſetz vom 23. März 1854 in Bergfachen erloſch, 
im Art. I: „„daß alle Bergwerke, wo vie allenthalben in unferen Fürften- 
thiimern, Landen und Herrſchaften, wo fie je zu in Welen find, oder in’s 
Künftige aufzufchlagen gebaut werden, fammt allen Waflerflächen, Hoch⸗ 
und Schwarzwäldern und anderen anhängenden Zugehörungen und 
Stüden, ohne welche unfere Bergwerk nicht mögen nützlich erhebt, ger 
baut und in Aufnahme gebracht werben, ohne alles Mittel als unfer 
Kammergut zuftehen, fo wollen Wir uns diefelben hiemit gänzlich vorbe- 
halten, jo daß ſich Niemand unterftehe, dieſelben Bergwerk aus eigener 
Gewalt, ohne bejondere Unfere Erlaubniß. und Bewilligung aufzuſchlagen, 
zu bauen und zu arbeiten, no in den Wälbern, Waflerflüflen, Wegen 
und Stegen zu und von Bergwerken oder fonft einigerlei-geführliche Ver⸗ 
binderung, Eingriff und Irrung zu thun”*“. Nachdem hierauf im Ar⸗ 
tifet 101 und 102 beftimmt ift, daß, „„wenn Schlöſſer, Klöfter einen 
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Hoch⸗ oder Schwarzwald Haben, deſſen fe nothdürftig fein, und daß, 
wenn an ben Orten, mo Bergwerke gebaut werden, Bürger, Bauern 
oder Andere eingezäumte Wälder haben, ihnen ſolche auch ohne Irrung, 
aber mit dem Vorbehalte bleiben, daß ihnen nach Erfenntniß der Berg- 
rihter und Geſchwornen ziemlich abgebrochen werde““ — heißt es im 
Artikel 103: „„Wo aber die Unterthanen oder Andere nicht eingezäumtes 
Holz hätten, damit fie verjehen wären, venfelben fol der Bergrichter 
jammt den Gefhwornen zu ihren Gütern und Hansnothdurften ein Aus- 
zeigen thun.““ Dasjelbe kommt im Artifel 105 beziiglic der den Berg- 
werfen auf eine halte Meile Weges oder mehr nahe gelegenen und im 
Berbot gelegten Wälder vor, „„daß wenn die Nachbarn verfelben Ort 
zu ihrer Hausnothdurft etwas bepürftig wären, daß foll ihnen ver Berg⸗ 
richter vergdnnen und ziemliher Maßen auszeigen““. Hieher gehört 
auch der Artitel 107: „„Daß der Bergriäter hiefür die Wälder zu 
verleihen habe, ber aber, dem fie alfo geliehen werden, jol fie nicht ver- 
faufen, und wo er verfelben zu gebrauchen nicht nothdürftig wäre, fo 
follen alsdann diefelden Wälder wieder frei, und die Verleihung ab fein.” * 
Der Artitel 114 beftimint, „„vaß derjenige, ber der Wälder halber Frei⸗ 
heit zu haben wermeint, diefe dem Bürgermeifter anzuzeigen habe““. — 
Ueber die bei der inneröſterreichiſchen Regierung, welche über die Con⸗ 
tentioſa in Waldfachen mit Zuziehung von Kaınmerräthen in consessu 
de caüsis summi prineipis zu entſcheiden hatte, in Folge eines Forft- 
proceffes entflandene Controver8 wurde mit kaiſerlicher Refolution vom 
20. März 1679 entſchieden: „quod quilibet in regalibus cogatur fisco 
edere titulum*. Es beſtand aljo ver Grundſatz, daß der Waldbeſitzer 
die landesfürſtliche Verleihungsurkunde vorzumeifen habe, wie Dies nad) 
ben Lehenrechte — nad) welchem auch die Reichslehen und die Afterlehen 
beurtheilt wurden — der Fall war. Deutlich erhellt dies insbefondere 
auch aus dem Artikel A ver fteirifchen Waldorduung. Im Wefentlichen 
mit der Ferdinandeiſchen Bergordnung war die frainerifche vom 23. Fe⸗ 
bruar 1575, 88.1, 2, 4, 6 und 7 übereinftimmend, und die Frainerifche 
Waldordnung vom 23. November 1771 bezieht fih am Schluffe auf die 
im Jahre 1553 emanirte Ferdinandeiſche niederöſterreichiſche Berg⸗ und 
Waldordnung, und auf andere in Sachen ergangene Verordnungen, bei 
welchen es fein unabänverliches Berbfeiben habe. Darunter ift nun wohl 
auch fiher das Mandat vom 10, April 1660, Nr. 30 und IV begriffen, 
jowie die anderen von der Hoflammer für den Kammergutsbezirf Idria 
ergangenen fpeciellen Walvvorſchriften. Die unter Kaiſer Joſef IL. er- 
folgte Aufhebung der in der Thereſianiſchen Waldorbnung Art. 50 be: 
laſſenen Widmung, in Folge welcher die Waldungen beftimmten nädft- 
gelegenen Gewerken zum Kohlenbezuge zugewiefen waren, wurbe als eine 
Aufhebung des Waldreſervates felbft aufgefaßt, dieſer dem landesfürſt⸗ 
lichen Walveigenthunte und Bergregale äußerft nachtheilige Irrthum aber 
durch das Hoftanzleivecret vom 14. Juni 1804, Nr. 9609, abgeftellt, 
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und ben Gutsbeſitzern jeder Eingriff in das erwähnte Waldeigenthum 
und Bergregale unter ſchwerſter Verantwortung verboten und zugleich 
erflärt, daß gegen das Reſervatsrecht nie eine Verjährung Pla greifen 
fönne. Die Verorbnung wurde von der oberften Suftizftelle am 27. Sep- 

tember 1805, Nr. 3762, dem nieberöfterreihiihen Appellations- 
gerichte zur Kundmachung an bie Gerichtöbehörben mitgeteilt. Will man 
nun den Ausſpruch der. Nichtpräfcription auf das Recht des Staates, 

Wälder für den Bergbau fünftig im Sinne des 8. 365 des fpätern a. 6. 

G. B. in Anſpruch zu nehmen, beſchränken, jo kann diefe VBorjchrift doch 
nicht dahin gedeutet werben, daß die vom Staate kraft. des Regalrechtes 
ſchon befeffenen Wälder von num an minder begünftigt fein follten, ale 
fie e8 bezüglich der Präſcription und der ſtaatsrechtlichen Beftimmungen 
früher waren, wenn aud im Proceßverfahren es von ber. faijerl. Ver- 
ordnung vom 20. März 1679, durch die fpätere Gerichtsordnung und 
Ina elonbere buch das Hofbeer. vom 15. Sänner 1787, lit. ce, Nr. 621 
J. ©. ©., fein Abkommen erhielt. Wenn auch die. fteierifche Walbdord⸗ 
nung Yon 26. Juni 1767 durch die Laibacher Gubernialverordnung vom 
10. October 1814, Nr. 10983, und vom 31. Auguft 1816, Nr. 9271, 

für Krain nicht eingeführt worden ift, jo ift fie doch als bie deutlichfte 
Erklärung des Forfthoheits- und Nefervatsrechtes für jene Orte, wo es 
Regalwaldungen gibt und feine fo umftändliche Begriffgerflärung erfolgt 
ift, wegen ber gleihartig gepflogenen abminiftrativen Behandlung ber 
Hoheitswaldungen von großer analoger Bedeutung, beſonders die Ar⸗ 
tifel 1, 2, 10, deren letzterer beftimmt: „daß wenn Unterthanen und 
ſonſt Weanniglich in ihren Kaufrechten, Beftanbinhabungen, oder in ans 
derem Wege nicht audgezeigte Heimhölger, Schaden und Fürhaupt haben, 
aus deren gemeinen oder anderen Beholzungen, auch mo es von- 
nöthen, aus Unſeren eigenen Wäldern durch Unſere darüber aufgeſtellte 
Beamte die Auszeigung zu beſchehen habe, und für das zum Hausgebrauch 
zum Verkohlen bewilligende Gehölz nicht die mindeſte Verehrung oder 
Ergötzlichkeit abzunehmen“. Dieſe Bewilligung der unentgeltlichen Holz— 

abgabe auch aus den nach Art. 2 dem Landesfürſten unmittelbar eigen⸗ 
thumlichen (durch Ueberlaſſung der Landeshoheit an ihn gelangten) Wal- 
dungen kann doc wohl nicht anders als ein Gnadenact des Landesfürften 
zur beſſeren Exiſtenz des Unterthans, fomit nicht als unwiderruflich an⸗ 
gefehen, werden, zumal als nicht.die Perſon des Betheiligten, ſondern in 
den meiften Fällen wohl aud) die Anſäſſigkeit zur Zeit der Entſtehung des 
Hoheitsrechtes gar nicht beſtanden hat; die fernere billige Gewährung 
ſolcher Gnadenbezüge außer dem Wege ber Erfigung ift aber nicht Sache 
der Gerichte, jondern den Negulirungscommiffionen vorbehalten. Im 
Berfolge jenes Artikels heißt es, die Gnadenbezeigung darthuend, weiters: 
„„Sonad) haben Wir ohnebies iiber alle Hoch⸗ und Schwarzwälder zu⸗ 
ſtändig landesfürſtliche Hoheit und Reſervation auch in Betracht, daß 

faſt alle Gemeindewälder urſprünglich landesfürſtliche eigenthümliche 
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Beholzungen waren, johin von Uns und Unfern glorwürdigſten Vor⸗ 
fahren aus lediglicher Gnade denen Infaflen zu ihrer Nothdurft aller: 
mildeft verliehen worden u. |. w.“ Durd die Minifterialverorpnung vom 
24. April 1852, Nr. 97 R. G. Bl., über die Frage, wer die Holz- 
auszeigung in Steiermark, Kärnten und Krain zu pflegen habe, wurde 
in Erinnerung gebracht, daß außerdem die Waldordnungen und jonftigen 
Vorſchriften in voller Wirkſamkeit fortbeftehen. 

Das neue Forftgefeg vom 3. December 1852, Nr. 250 R. G. Bl., 
erwähnt zwar ber Sorftregalien ausbrüdlich. nicht, enthält aber die Ein- 
theilung der Forſte a) in Reichöforfte, b) Gemeinbe- und c) Privat- 
wälber, und unterſcheidet ad a) die erjte Claſſe in Staate- und ſolche 
Walder, welche unmittelbar von Staatsbehörden verwaltet werden. 
Dieſe Unterfheidung fheint wohl auf den Unterfhied von Regal⸗ und 
anderen Wäldern hinzudeuten, welch’ Tegtere nur jure privatorum vom 
Landesfürſten beſeſſen, aber wie vie erfteren von Staatsbehörden ver- 
waltet werben. | | 

Dagegen ſpricht das kaiſ. Patent vom 5. Juli 1853, Nr. 130 
R. G. Bl. ſchon wieder ausdrücklich von Hoheitsrechten in der Beſtim⸗ 
mung des 8 2, „daß nach dieſem Patente ferner alle Einforſtungen, 
Waldnutzungs⸗ und Weiderechte, welche in den, dem Landesfürſten in 
Folge des Hoheitsrechtes zuſtehenden Wäldern verliehen, oder aus lan⸗ 
desfürſtlicher Gnade geſtattet wurden, und zwar auch dann zu behandeln 
ſeien, wenn ſie nach Maßgabe der über die Ausübung des Forſthoheits⸗ 
rechtes beſtehenden Geſetze und Vorſchriften als widerruflich angeſehen 
werden”. Nach dieſen Geſetzen gibt es alſo zweierlei Arten von Hol- 
und Weidebezügen aus ven Regalmaldungen: ſolche, welche auf Tanves- 
fürftliher Verleihung, und ſolche, welde auf bloßen Gnavenacten be⸗ 
ruhen. Der Befis folder Befugniffe, wenn er wegen der Widerruflichkeit 
auf dem Rechtswege feinen Schuß finden Tann, darf demnach doch von 
ber biesfälligen Regulivungscommilfion nad) Maßgabe der Umftänbe 
und BVerhältniffe gewürdigt werben. 

. Das neue. Berggefeg vom 23. Mai 1854, Nr. 146 R. 6. BL, 
jagt im Art. IIL., „daß an den in älteren Berggefegen enthaltenen Ber 
ftimmungen über das Ianbesfürftliche Hoheitsrecht hinſichtlich der Wal- 
dungen u. ſ. w. nichts geändert wird". Auf dieſe Weiſe ‚bleiben Rechte, 
welche ven Befitern von Berg: und Hüttenwerfen oder anderen Perſonen 
aus Verträgen, aus Berleihungen nad) ven älteren Bergwerkgejegen over 
aus anderweitigen rechtsgiltigen Titeln auf den Befig oder die Benützung 
von Waldungen oder Walbtheilen, auf Forftjervituten, auf die Bergweiden 
u. |. w. zufommen, infofern fie nicht durch fonft erfloffene Verfügungen 
inzwifchen Aenderungen erlitten haben, von dieſem Geſetze unberührt. 
Hiernach müfjen die im Kammergutsbezirke Idria gelegenen, unter ber 
Adminiftration des Bergamtes uud in deſſen Befige befinplihen Wal- 
dungen als Hoheitswaldungen angejehen werben, mögen fie mit dem Berg⸗ 
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baue daſelbſt in Folge Belehnung an ven Randesfürften von Krain von 
dem römifchen Kater gelangt, oder in Folge des Hoheitsrechtes erft 
fpäter eingezogen worben fein, und e8 frägt fi, da das a. b. G. B. ſchon 
im Kundmachungs-Patente die politiichen und Gameralgefege aufrecht 
erhalten hat, und im 8. 1457 ebd. nur die vem Staatsoberhaupte nicht 
ausichließenn worbehaltenen Rechte (was aber bei ven Hoheitsregal- 
waldungen der Fall ift) der Verjährung von 40 Jahren unterwirft, ob 
bier überhaupt die Erfigung folder Waldungen, fei e8 ber PBroprietät, 
jet e& nur dem Gebrauche nad, Platz greife? 

Da vor dem a. b. G. B. bei der Regierung — wie Nicolaus von 
Beckmann in feinem Werke: Idea juris statutarii et consuetudinarii 
stiriaei. Gracii 1688, p. 354 anführt — der Grundſatz beftand, daß 
bie regalia majora gar feiner, die regalia minora aber ver hunbert- 
jährigen Bräfeription unterlagen, fo kann heute, inſoferne es ſich 
um eine Servitutserwerbung durch Erfigung vor dem a. 6b. G. 8. 
handelt, ſchon wegen Mangels des viesfälligen Beweiſes feine Rebe 
fein, weil: für bie Erwerbung der Servitut durch Erſitzung feine 
fürgere Präferiptionggeit beſtand, als für die Erſitzung der Pro⸗ 
prietät ſelbſt. 

Wenn aber die Erſitzung der Dienſtbarkeit in der fraglichen 
Waldung nach dem a. b. G. B. beurtheilt werden, und dieſe Waldung, 
von ber Regaleigenſchaft derſelben abſehend, als dem 8. 1477 ebd. unter- 
worfen angeſehen werden könnte, ſo findet die Erfitzung hier doch nicht 
ſtatt, weil das a. b. G. B. erſt am 1. Mai 1815 in Krain in Wirk 
ſamkeit getreten iſt, ſomit von da an ſelbſt bis zu dem Tage der Klage, 
abgeſehen von der Unterbrechung der Erſitzung, die Zeit von 40 Jahren 
nicht verſtrichen iſt. Uebrigens wäre auch die Unterbrechung ber Verjäh— 
rung nach 88. 1488 und 1497 a. b. G. B. vorhanden, weil bie Ver⸗ 
weigerung der unentgeltlichen Geſtattung dieſer Servituten, und der Um⸗ 
ſtand, daß Kläger ihr vermeintliches Recht darauf binnen 3 Jahren nicht 
geltend gemacht haben, vorliegt, die Bezahlung eines Stodzinjes als ein 
Kaufgeſchäft, nicht aber als: vie Geltendmachung eines unentgeltlihen 
Servitutsrechtes angejehen werben Tan, und zu usucapio libertatis bei 
einer unentgeftlichen Servitut bie bloße Weigerung derſelben, ‚vie Wider: 
jeglichfeit gegen die Ausübung durch 3 Jahre genugt, nicht aber die 
Zojhrige Stoctzinseinhebung afotderlich iſt.. 


— — — — — — — 
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Nr. 489. | 

Anſuchen um DBerlegung einer zur Ablegung eined angetre- 
tenen Eides anberaumten Tagſatzung. 

Entſch. vom 16. Dec. 1857, Nr. 12556. (Beſt. des Beſcheides des 8. 2 


Smicon, vom 3, Anguit 1857, Nr. 9182, Abänderung des Beideib 
deB D.R. ©. Frag Dom DO. "Geht, 1887, Sr. N 


Die Delatin A erfchien bei der Eidestagſatzung, erflärte, daß fie 
bereit jei den Eid abzulegen, bat aber ſodann um Erftredung ver Tag: 
jagung, um ſich über die zu beſchwörenden Thatſachen noch genauere Aus- 
funft zu verfchaffen. Erſt nachdem das Protokoll geihloffen war, erſchien 
ber Gegner und proteftirte gegen die Erſtreckung. Die erfte Inſtanz 
Ihlug die Erftredung ab und erfannte: „daß die urtheilgmäßig aus- 
gebrüdten Folgen des. angetvetenen, jedoch nicht abgelegten Eides in 
Wirffamfeit treten“. Die zweite Inſtanz gab dem Erftredungs- 
anfuchen ftatt. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entfcheidung ber 
erften Inſtanz aus folgenden Gründen: „Es war Die proceſſualiſche 

Pflicht der A, fidh ſchon im Laufe des Brocefies, insbeſondere aber in 
der vom Gefetze und im Urtheile beſtimmten, keiner Erweiterung unter⸗ 
liegenden Ueberlegungsfriſt vor der Eidesantretung die erforderliche 
Gewißheit zu verſchaffen. Nach bereits beendigtem Proceſſe und nach 
erfolgter Urtheilsſchöpfung kann keine Friſt mehr zur Einholung einer 
Information angeſucht und bewilligt werben, beſonders da der Gegen⸗ 
theil bereit3 proteftirt hat, und bitch das aufgenommene Protokoll nicht 
erwieſen ift, daß derſelbe erft nach Verlauf ber zur Eidesablegung be⸗ 
ſtimmten Stunde erſchienen ſei.“ 


+ + 


Nr. 190. 


Gerichtfige Berftändigung des Berpächters bon ber Zu 
| legung feiner Aufkündigung. 

uld. v. 2. Dec. 1857, Nr. 12894 GBeſt. des A des 8, & 
gem ob ». 21. Yünner 1857, Ar. 42024, Abünd Beſcheides d 

Lemberg v. 19. März 1857, Nr. 1699). . & 3. 188, Nr. * 

Der Püchter, dem gerichtlich aufgekündigt war, legte dieſe Aufküm⸗ 

bigung als unwirkſam zurück; vom dieſer Rualegung wurde ſeinem An⸗ 

ſuchen gemäß die Verpächterin verftändigt. Diele ergriff. hiegegen den 

Recurs, dem bie zweite Inſtanz ſtattgab, während die britte Inſtanz 
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ven Beſcheid der erften Inftanz beftätigte. In den Entiheidungsgrün- 
ben des oberften Gerichtshofes heißt es: „Die Berftändigung ber Ver⸗ 
pächterin von der Zurücklegung der Auffündigung kann nicht verweigert 
werben, weil für dieſe Berftändigung dieſelben Rüdfichten ſprechen, 
wie für die Verftändigung des Pächters ‘von der Pahtungsauffün- 
digung von Seite der Verpächterin, und in biejer Amtshanblung bie 
gerichtliche Genehmigung des. Rückerlags nicht Tiegt, den Parteien 
vielmehr bevorfteht,. ihre gegenfeitigen Anfprüche im geeigneten Wege 
auszutragen.“ 


| | Nr. 491. 
Verhängung der Curatel über eine Perfon, welche ihre An— 
gelegenheiten nicht jelbft bejorgen Tann. 
Entid. vom 28, Der. 1857, Nr. 13001 (tbeitweile Abänd, der den 
Beſcheid des L. ©. Mailand v. 7. Juli 1882, Nr. 10968, abändernden 
Verordnung dei O. L. G. Mailand vom 29, Angnit 1857, Nr. 12026), 
 Gaz. d. Trib. 1858, ©. 45 fe. ©. H. 1858, ©. 291, 292, 

In einem Falle, wo die erfte Inſtanz die Eurateldverhängung 
wider einen hochbejahrten Mann für unzuläjfig erklärt, die Zweite 
bie Curatel „wegen Blödſinns“ verhängt hatte, „weil die Abficht des 
Geſetzes fei, denjenigen zu Hilfe zu kommen, welhe ihre Angelegen- 
beiten nicht jelbft beforgen künnen (8. 269 a. b. ©. B.), und weil 
daher zur Quratelöverhängung jener Grab des Blödſinns genüge, 
welcher das Individuum dazu unfähig mache“ — ſprach der oberfte 
Gerichtshof aus, daß die Euratel nicht wegen Blödſinns, fondern 
wegen erwiejener Unfähigkeit zur pevlönlihen Belorgung ber eigenen 
Angelegenheiten zu verhängen fei. Die Verfügung ift folgendermaßen 
begründet: „Wenn gleich wegen der Verſchiedenheit der Ausfagen ver 
bei ber Unterfuhung über den Geifteszuftand des X vernommenen 
Aerzte und Zeugen e8 nicht im juriftifchen Sinne fihergejtellt ift, daß 
berfelbe in ber im 8. 273 a. 5. ©, B. vorgejehenen Weije wahn- 
oder blöbfinnig fei, fo haben doch die Ergebniffe der Verhandlung 
jevenfalls außer Zweifel geſetzt, daß derſelbe unfähig fei, feine eigenen 
Intereſſen gebührend zu wahren, — da ſich eine auffallende Schwäche 
und Beichränftheit feiner. Geiftesanlagen, Mangel an Erfahrung in Be- 
hendlung auch der einfachlten und geringfügigften Geſchäfte derart ge- 
zeigt hat, daß er als unfähig, die Folgen feiner Handlungen einzujehen, 
erflürt werben. muß, infofern er nämlich die dazu erforberlichen Eigens 
ihaften, als da find: Urtheilskraft, Erinnerung, praktiſche Begriffe nicht 
bat.... Nun ftellt aber 8. 21 a. b. G. B. auch diejenigen Perjonen 
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unter den befonveren Schuß der Gefebe, welche, ohne irgend des Ge» 
brauches ihrer Vernunft ganz beraubt zu fein, wenigftens außer Stande 
find, ihre: Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen; und in dieſem Zuſtande 
befindet ſich der X. “ 


Nr: 192. 


Stitfäweigenbe Lohnvertrag. — Verſprechen einer Hi 
lichen Belohnung. 


En tſch. v. 22. Dee. 1857, Nr. 13194 (Beft. des Urtheils des B. ©. Prag 
8 17, ʒebr. 1857, Nr. 4305 , theilweije Jpanderuuns des urtheu⸗ de 
. Brag v. 28. Yuli 1857, Nr. 18351), ©, 3. 1857, Ar. 66, 67, 
A klagt gegen B auf Bezahlung des ihm für die Vermittlung eines 
Hausvexkaufes zugeſicherten „fürſtliche n“ Lohnes, den er auf 500 fl. 
EM. tarirt, indem das Haus um 37.500 fl. und 160 fl. Schlüffelgelv 
verkauft worden jei, und ſchon die gewöhnliche Senfarie in Y,%- des’ 
Berfaufswerthes beftehend, 188 fl. 18 fr. ausmachen würde, und erbietet 
fi), den Betrag per 500 fl. ſchätzungsweiſe zu beſchwören. B gibt zu, 
daß Das Haus durch A's Vermittlung verkauft worden jet, behauptet 
aber, daß diefe Vermittlung feine geichäftliche, ſondern eine freundſchaft⸗ 
lihe gewejen ſei, va A fein Gelchäftsfreund und Schwager des Haus⸗ 
fäufers C fei, daß das Veriprechen der fürftlihen Belohnung nur jcherz> 
weile geſchehen jei, und daß A felbit ſich geäußert habe, vaß er hier ganz 
ohne Intereſſen handle; auf alle Falle aber würde A nur den höchſten 
gefeglichen Lohn der halbpercentigen Gebühr vom Kaufpreis, mithin nur 
188 fl. 18 Tr. anzuſprechen haben. 
Die erfte Inſtanz erkannte auf Bezahlung der Summe von 
188 fl. 18 fr. EM. Die zweite Inftanz erkannte auf Bezahlung von 
400 fi. EM. Was insbejondere die Höhe der zuerfannten Belohnung 
betrifft, heißt e8 in den Entſcheidungsgründen: „Nach dem angenom⸗ 
menen Sprachgebrauch wirb unter einer fürftlihen Belohnung eine 
auffallend gute oder ſplendide verftanden, welche jenen Kohn, ber für 
ähnliche Dienftleiftungen gewöhnlich gezahlt zu werben pflegt, nambaft 
überfteigt. Nach den übereinftimmenven Angaben beider Theile befteht 
bie gewöhnliche Senfarie für Gefchäftsvermittlungen in einem halben 
Percent von dem Verkaufspreis, wornad für den Kläger ein Kohn von 
183 fl. 18 fr. entfallen würde. Diefer Lohn, der allgemein üblich ift, 
bient auh zum Maßftab für eine außergewöhnlich ſplendide, d. i. fürft- 
liche Belohnung, und wurde folche in Gemäßheit des 8. 1152 a. b. G. B. 
mit dem Betrag per 400 fl. feſtgeſetzt, was wenig mehr als das Dop- 
pelte der gewöhnlichen Belohnung, gleihwohl aber eine jehr gute Be- 
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lohnung der doch nur gelegentlichen Mühewaltung des Klägers bei Ber- 
wittlung des Hausverkaufes iſt.“ 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des B beftätigte ber oberfte Ge- 
richtshof die Entfheidung der erften Iuftanz aus folgenden Grün⸗ 
den: „Nachdem von beiden unteren Inſtanzen erkannt worden ift, 
daß der Geflagte dem Kläger für die Unterhanplung beim Verkaufe 
bes Hauſes x einen Mällerlohn zu zahlen ſchuldig jei, und fih aus 
den Acten weder eine offenbare Geſetzwidrigkeit, noch eine Unrichtigkeit 
ergibt, ſo iſt auch der oberſte Gerichtshof nicht in der Lage, die in dieſer 
Beziehung gleichlautenden Urtheile zu Gunſten des Reviſionswerbers 
abzuändern. Denn der Geklagte hat zugeſtanden, daß er den Kläger im 
Jahre 1855 durch ſeinen Commis zu ſich kommen ließ, und ihn, wie 
ſchon früher, erſucht habe, mit C wegen des Verkaufes des Hauſes zu 
ſprechen, und ihm dafür eine fürſtliche Belohnung verſprach. Da nun 
der Hausverkauf wirklich zu Stande kam, und ba bei Geſchäftsleuten 
durchaus nicht angenommen werden kann, daß ſie, wie der Geklagte be⸗ 
haupten will, dies ſcherzweiſe ſprechen, wenn es ſich um einen Kaufpreis 
von mehr als 30.000 ft. EM. handelt, fo iſt mit Rüdficht auf den $. 863 
a. b. G. B. die Entſcheidung der unteren Inftanzen vollftändig gegrüudet. 
Bei dem vorliegenden Eingeſtändniſſe des Geklagten kann auf die von 
ihm in der Duplik aufgetragenen Haupteide nicht erkannt werden, und 
die angebliche Aeußerung des Klägers, daß es ihm um leinen Verdienſt 
oder Gewinn zu thun ſei, kann unter den gegebenen Verhältniſſen nicht 
als Ablehnung des Lohnes für ſeine Vermittlung, ſondern nur als Be⸗ 
ſtreben erkannt werden, möglichſt uneigennützig zu ſcheinen. Daß A 
wirklich den Vermittler bei dem Hausverkaufe machte, kann nach den 
nom Gellagten eingeftandenen Thatjachen ebenfalls nicht bezweifelt werben, 
weil ver Geflagte, anftatt fih unmittelbar an den Käufer zu wenden, 
ven Kläger zu fih fommen ließ, ihn erfuchte, wegen des Hausverkaufes 
mit C zu Sprechen, demjelben das Haus um den Kaufpreis von 40.000 fl. 
EM. anzubieten, ihm eine Belohnung dafür verſprach, und weil hierauf, 
nachdem der Kläger dies gethan hatte, der Kauf um ven Preis von 
37.500 fl. und 160 fl. EM. Schlüſſelgeld wuflih zu Stande kam. 
Es kann bei diefen Verhältniffen auf ven größeren oder geringeren Grad 
der Thätigfeit des Klägers, auf die größere oder mindere Leichtigkeit, mit 
welcher ver Wunjch des Geflagten erfüllt wurde, nicht anfommen; es ift 
genug, daß Neßterer nad) vorläufiger Vermittlung des Klägers den Kauf 
wit C wirklich abſchloß. Wenn es ſonach feftgejtellt ift, daß dem Kläger 
in Folge des ausprüdlichen Verfprechens des Geflagten ein Lohn für 
jeine Berfaufsvermittlung gebithre, jo handelt es ſich im orbentlichen Re⸗ 
vifionszuge nur um die Beltimmung der Sumnte, welche dem Kläger in 
erfter Inſtanz mit 188 fl. 18 fr. EM., vom Obergerichte mit 400 fl. 
EM. zuerfannt wurde. Aus dem Umftande nun, daß Geklagter die dem 
Kläger verfprochene Belohnung als eine fürftliche bezeichnet, läßt ſich 
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doch nicht ſchließen, daß eine außerordentlich große und mit der dies⸗ 
fälligen Mühewaltung in gar feinem Berhältnifie ſtehende Summe 
gemeint worden fei. Darum und in der ferneren Erwägung, daß bei 
dem nad $. 1152 a. b. G. 3. zu beftimmenden Lohne für die durch 
bie Bermittlung von dritten Perfonen erfolgte Zujtandebringung eines 
Geſchäftes die gewöhnliche Senjarie für fih allein feineswegs für den 
- Richter maßgebend ift, erjcheint der von ber erſten Inftanz dem Kläger 
zugeiprochene Betrag auch mit Hinblid auf den obenerwähnten Um⸗ 
fand als volllommen angemefjen, und demnach wurde der Reviſions⸗ 
beihwerde des Geflagten ftattgegeben und das erflrichterliche Urtheil 
betätigt." 


| Nr. 493. I 
Anordnung eines Legats behufs Zuwendung einer dem Te- 
ſtator übergebenen Summe im Sinne des erhaltenen Auf— 

trages. — Indicienbeweis. | 

. 2. 80. Dec. 1857 . 13085 des da eil der Prktur 
rm dom —* uli —— öb6D —* — E O. 
Mailand v. 23, Sept. 1857, Nr. 1 . Gaz. d. Trib. 1858, ©. 304 ff. 

Im September 1849 wies der Probft N dem Pfarroicar B zu D 
einen Betrag von 3000 Lire an, indem er ihm babei folgende Mittheilung 
(in einem Briefe vom 7. September 1849) machte: Es ſei ihm unter 
dem Siegel bed Beichigeheimmifjes dieſer Betrag (als Erſatz für einen 
gleichen, aus ver Verlaſſenſchaft des Pfarrers X entfremdeten) übergeben 
worben; dem Willen des Uebergebevs gemäß fei ex beauftragt, dieſen 
Betrag den etwa noch ausfindig zu machenden Erben bes Pfarrers X, 
und wenn jolde nicht zu erforſchen ſeien, dem Armeninftitut A (welches 
bie Armen der Gemeinde D zu verjorgen hat) zuzuwenden. Dabei wurbe 
dem B im Intereſſe des Beichtgeheimnifies und aus Rüdfichten der De⸗ 
licateſſe und ber Klugheit die ſtrengſte Geheimhaltung empfohlen. Am 
19. September 1849 betätigte B den Empfang des Geldes; am 14. De⸗ 
cember legte er ein Capital von 3000 Lire auf feinen Namen verzinslicd, 
gegen Hypothek an. Bei feinem im Jahre 1852 erfolgten Tode fand fid) 
nun ein Zejtament, worin er bezüglich diefes Capitals anorbnete, daß die 
Zinſen desjelben für ewige Zeiten von dem zeitweiligen Pfarrvicar von 
D zu Gunften der Armen diefer Pfarre verwendet werben follen. — 
Das Armeninftitut A nahm nun diefes Legat für ſich im Intereſſe ber 
von ihm zu verforgenden Armen in Anfpruch ; gleichzeitig aber klagte es 
gegen ven Erben des B auf Herausgabe der in Folge jenes Briefes em- 
pfangenen 3000 8. Der Erbe vertheidigte fi, indem er behauptete, die 
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3000 Fire, deren Ertrag den Gegenftand des Legates bilden, feien eben 
jene 3000 Fire, welche das Armeninftitut jetzt fordere. Während er ſich 
erbot, dem letteren auch noch Die nuda proprietas derſelben abzutreten, 
und Alles zu thun, was feinerfeitS erforderlich wäre, um dem Armen- 
inftitute die Verfiigung über jenes Capital zu verichaffen, verwahrte er 
fih gegen die mehrmalige Forderung vesjelben Betrages. Dennoch gab 
vie erfte Inftanz dem Klagebegehren ftatt, indem fie bemerkte, die Be- 
hauptung des Geklagten habe zwar eine ſehr ftarfe Bermuthung für fid), 
aber die Gründe, auf die er fich berufe, feien dem Wiberfpruche des Klä⸗ 
gers gegenüber wirkungslos. — Das Oberlandesgericht dagegen wies 
das Klagebegehren zurüd und legte dem Geflagten nur die Verpflichtung 
auf, feinen bereit8 erwähnten Anerbietungen zu entſprechen. Es begrün- 
dete die Abweifung des Slagebegehrens mit Folgendem: „Bor Allem ift 
zu bemerten, daß dem B durch die Natur des ihm aufgetragenen Ge- 
Ihäftes die größte Zurüdhaltung und Umfiht zur Pflicht gemacht ward, 
da er auf das Sorgfältigfte fi vor jeder Bemerfung oder Anjpielung 
hüten mußte, welche zu Nachforſchungen, Entvedungen, und alſo zur 
Berlegung des Beichtgeheinnifjes hätte führen können. Zu- beachten ift 
ferner die Form, in welcher er jene Anordnung zu Gunſten der Armen 
von D getroffen bat; während er bei allen Beitimmungen feines Tefta- 
mentes, in welchen er Berwandte, Dienftleute oder Freunde bedenkt, fich 
der gewöhnlichen für folhe Anordnungen üblichen. Ausprüde bedient, 
wie: „„Ich will und verfüge, ich Hinterlaffe, ic) ſchenke, ich bitte als An- 
benfen anzunehmen““, beihränft fi die erwähnte Beſtimmung darauf, 
zu erinnern, daß der Ertrag des erwähnten Darlehenscapital® für ewige 
Zeiten zu Gunften der Armen verwendet werben fol. Dieſe Formel, 
deren fich ver Erblafjer fonft nirgends bedient hat, fcheint alfo geradezu 
gebraucht zu jein, um diefe Anordnung, vermöge deren er einem ihm ge⸗ 
gebenen Auftrage nachkam, einer übernommenen Verpflihtung ſich ent- 
fedigte, von anderen Acten zu unterfcheiden, welche lediglich in feiner 
Sreigebigfeit ihr Motiv finden. Daß nun dieſe Verpflichtung eben vie- 
jelbe fei, welche er mit dem Briefe vom'19. September 1849 übernom- 
men, geht aus ber Ipentität der Summe und ber vorgejchriebenen Ver: 
wendung hervor. Die Summe, über welche er auf vieje Weife verfügte, 
ift genau dieſelbe, welche der Erblaffer am 14. December 1849, zwei 
Monate nachdem er jenen Auftrag erhalten hatte, anlegte — zu einer 
Zeit alſo, wo die Nachforſchungen, die er nach den Erben bes veritor- 
benen Pfarrers X anzuftellen hatte, noh im Zuge fein mußten. Auch 
bie Verwendung ift diefelbe, da es zugeftanden wird, daß das Armen 
injtitut A ein zu Gunften der Armen von D beftehendes Inftitut fei, und 
Das Geſetz vorjchreibt, Daß die den Armen ohne andere nähere Angabe 
vermadhten Beträge dem Ortsarmeninftitute zufallen. Die Verwendung, 
welche ihm zur Pflicht gemacht, und diejenige, bie im Teftamente von ihm 
angeorbnet worden war, find alfo nur fcheinbar verjchieden und kommen 
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in der Sache ſelbſt auf pasjelbe hinaus. Zwar wendet der Kläger ein, 
daß B unterlaffen habe, irgend eine Andeutung hinzuzufügen, daß er 
mittelft jener Anordnung einen erhaltenen Auftrag erfülle, aber viefe 
Andeutung hätte fih auf die Verfügung des PropftesM beziehen müſſen, 
und fo leicht den Unbefannten, der eben verborgen bleiben follte, verrathen 
fünnen. Schwieg alſo B über den erhaltenen Auftrag und den Urfprung 
des Geldes, jo ftimmte dies ganz mit der Natur des übernommenen 
Geſchäftes überein, welches e8 mit fich brachte, daß über die unter dem 
Siegel der Beichte gemachte Enthüllung das ftrengfte Geheimniß bewahrt 
werben follte. Der Släger wendet ferner ein, daß B das Gelb nicht im 
Namen der Armen, oder im Namen des Armeninftitutes D, fondern im 
eigenen Namen angelegt babe, allein auch dieſes läßt ſich aus den veli- 
caten Rüdfichten, welche das übernommene Gefhäft ihm auferlegte, ganz 
wohl erklären. Zwei Monate nah Empfang ver Summe legte er bie- 
jelbe fruchtbringend an, zu einer Zeit alfo, mo er nit einmal wiſſen 
fonnte, ob fie den Armen zufallen würde, da er ja vorher noch jorgfältige 
Nachforſchungen um die Erben des Pfarrer X anftellen mußte, welchen 
vorzugäweife ganz over theilmeife das Capital beftimmt war, das erft, 
wenn befjen Erben fih nicht fänden, zu Gunſten ver Armen verwendet 
werben follte. Erft als die in der Zwiſchenzeit angeftellten Nachforſchun— 
gen vergeblich blieben, ftand die Anordnung, daß das Capital für ewige 
Zeiten für die Armen von D verwendet werben folle, mit dem erhaltenen 
Auftrage im völligen Einklange. Weiters hat ver Kläger entgegengejeßt, 
daß nur der Ertrag des Capitals für die Armen verwendet werben foll, 
und daß diefe Beftimmung mit dem Inhalte des Auftrages im Wiber- 
ſpruche ftehe; aber in der That hat der Erblaffer zu Gunften feiner Ber- 
laffenfchaft feinen Vorbehalt gemacht, auch hat ſich der Erbe bereit er- 
Härt, demjenigen, dem fie gebührt, die nuda proprietas abzutreten, und 
gewiß glaubte ver Erblaffer, daß jeine Anordnung im vollen Einflange 
mit dem ihm bezeichneten Zwecke ftehe, weil ja eben das Armeninftitut A 
berufen ift, den Ertrag zu Öunften der Armen zu verwenden. Aus dem 
überwiegenden Einfluffe, weldhen ver Pfarrer oder Pfarroicar auf Ber: 
wendung des Einkommens der Armenanftalten der Gemeinde übt, ift aud) 
leicht zu erklären, warum angeorbnet ift, daß der Ertrag für ewige Zeiten 
vom Pfarrvicar in Verwendung gebradht werben foll. So laſſen ſich auf 
die einfachfte Weife die geringen Differenzen erklären, auf welche der 
Kläger feine Behauptung und den Anfprud) ftügt, daß das Armeninftitut 
A den Betrag von 3000 2. doppelt aus der Verlaſſenſchaft des B er- 
halten jolle, ein Anſpruch, welchem fich die aus den Acten ſich ergebenden 
thatſächlichen Gründe entſchieden entgegenftellen. In einem Streite end = 
(ih, welcher wie der gegenwärtige fich lediglich um die Erforfhung der 
Spuren der Intention eines Erblaſſers dreht, fommt man faft von jelbft 
auf folgendes Dilemma: Man muß entwever annehmen, daß B ein Ver- 
ſprechen, an welches ihn die ftrengften religiöfen Pflichten banden, ge- 
Slafer, Unger u. Walther Entid. I. 34 
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brochen, daß er eine übernommene Berpflichtung nicht erfüllt, eine ven 
Armen zugefallene Geldſumme vorenthalten und fich zugeeignet habe, 
und das Alles blos, um venfelben Armen eine eben fo große Summe 
ans feinem eigenen Vermögen und unter dem Scheine eigener Vreigebig- 
feit zuwenden zu können, ober man muß glauben, daß er die fragliche 
Anordnung eben nur getroffen hat, um die übernommenen Berpflichtumgen 
zu erfüllen. Der erften Annahme ftellt ſich nun entſchieden ber rechtliche 
Charakter, der unbefledte Ruf, die firenge Religiofität bes B entgegen. 
Auch der Kläger gibt zu, daß er ein durchaus gewifjenhafter Daun war. 
Iſt dieſes aber richtig, ſo kann man nicht annehmen, daß er ſich eines 
io ſchweren Betruges und einer Beraubung ber Armen ſchuldig gemacht 
habe, um andererſeits wieder anzunehmen, daß er diefelben Armen aus 
jeinem eigenen Vermögen beſchenkt habe. Dagegen löſt fi dieſer fchein- 
bare Widerſpruch volllommen auf, wenn man bie Bereinigung und Iden⸗ 
tität der beiden Anordnungen annimmt, und deshalb betrachtet das Ober- 
Iandesgericht die diesfüllige Einwendung des Gellagten als begründet, 
beſonders da dem legteren auch nicht ber 8. 667 a. b. ©. B. entgegen= 
fteht, weil die Bermuthungen im Sinne des $. 683 a. b. G. B. durch 
entgegengejeßte ftärkere Bermuthungen entlräftet werben.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung. Auch er 
ſchloß fih, jo heißt es in ven Entſcheidungsgründen, „ber vom Ober- 
landesgerichte ausführlid entwidelten Anficht an, welche namentlich aus 
der gleichmäßigen Höhe des Betrages, aus ber Gleichheit der Perfonen, 
aus der dem B aufgetragenen Geheimhaltung geiwonnen wurden, — 
Gründe, welche ausreichen, um im vorliegenden Falle ven F. 667 a. 6. 
G. B. als unanwendbar erſcheinen zu laffen, und um derentwillen aus dem 
Zufammentreffen der Bermutbungsgründe im Sinne des $. 683 a. b. 
G. B. die Einheit und Ioentität der Summe, weldhe dem B anver- 
traut wurde, und jener, auf welche das Legat fich bezieht, angenommen 
werden muß“. 


Nr. 494. 


Pfändung einer in die öffentlichen Bücher nicht eingetragenen 
Realität. 


Entſch. v. 30, Dec, 1857, Nr. 13569 (Abänd. der sleigförmigen 
Vveſcheide des B. ©, Karbitz v. 22, Juni 1857, Nr. 3119, und des 
DO. 8. G. Prag v. 1, Oct. 1857, Nr. 17460), &, 3. 1858, Nr. 32, 


Die Sinanzprocuratur leitete zur Einbringung eines Gebühren- 
rüditandes die Execution des Hauſes Nr, 5 in N, auf welchem nach 8. 72 
des Öebührengefeges das gefegliche Pfandrecht für jene Gebühr baftete, 
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ein, und bat bei dem Umſtande, daß dieſes Reale keine bücherliche Ein- 
lage hatte, um Bewilligung des erecutiven Pfandrechtes durch pfandweife 
Beihreibung desſelben. Die erfte Inftanz wies das Gefuh aus dem 
Grunde ab, weil das fraglihe Reale feine bücherlihe Einlage bat; 
ebenfo die zweite Inſtanz, „weil das erecutive Pfandrecht auf ein lie- 
gendes Gut gemäß $. 322 a. ©. DO. und 8.451 a. b. ©. 3. nur mit- 
telft Eintragung der das Erecutionsrecht begründenden Urkunden in dem 
Grundbuche bei dem dort vorgefchriebenen Nealbefige ertheilt werben 
fönne, weil dasſelbe feine bücherliche Einlage habe, und daher die Ein- 
tragung ber das Erecutionsrecht begründenden Urkunden nicht ftattfinden 
fönne*. Der oberfte Gerichtshof gab dem außerorbentlihen Recurſe 
ftatt und bewilligte die pfandweiſe Befchreibung des Haufes, „weil jedes 
Vermögen des Schuloners, welches durch feine ausdrückliche gefegliche 
Beftimmung der Erecution entzogen ift, erequirt werben kann, eine foldhe 
gejeglihe Ausnahme für die dermalen den öffentlichen Grundbüchern 
nicht inneliegenden Realitäten nicht befteht, folglich bezüglich der Erecution 
besfelden, da der 8. 322 a. G. O. nicht angewendet werben kann, nichts 
anderes erübrigt, als die Vorſchriften ver 88. 340—342 a. G. O. in 
analoger Weife zur Anwendung zu bringen.“ 
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1467 ........ 184 291, 3411497 ..... 46, 169, 
1469 ........ 184 | 1481 .46, 157, 441 240, 488 
1470 .224, 244, 30311483 ........ 258|1498 ........ 244 
1472 ..... 91, 48411487 ....118, 130,11499 .... 169, 258 
1477 ....196, 244, 416, 486 11500 ....174, 196, 
257, 441, 48811488 ........ 488 213, 224 
Franzöſiſch⸗italieniſches Civilgeſetzbuch. 
Art. Kr. | Art. Nr.| Art. Nr 
2 ......... 3681 896 ........ A23 1978 ........ 1 
513 ......... 368 1965 ........ 82 
Codice di Commercio. 
Art. Nr 
46 .......................... 32 
168 .......................... 210 
Wechſelordnung vom 1. October 1763. 
Urt. Nr. 

5 75, 472 
MWedjjelordnung vom 25. Jänner 1850, R. ©. BI. Nr, 51. 
Einf.-Pat. Art. Nr. | Art. Nr. 

S. Nr. 

5 ........... 472 12 .......... 343 75 .......... 414 
Wedjel- 13 .......... 343 76 .......... 414 
Art Mr. 17 .......... 343 77 .......... 48 
3 ........... 414 25 .......... 279 80 .......... 48 
9 ........... 343 36 .......... 414 95 .......... 124 

Inrisdictionsnorm vom 20. November 1852, R. G. BL Nr. 251. 

Inrisdictionsnorm Sg. Nr. 188. Nr. 
88. Nr. 

L.......... 382 48 ...... 379, 382159 . ......... 99 
2 .......... 387|49 . 220, 353, 418, 60 ....... 99, 382 
13 ...... 267, 343 | 426 166 .......... 267 
15 .......... 280 50 ...... 353, 418 77 ...... 220, 426 


26 .......... 343 53 .......... 353/78 ..220, 267, 426 
43 .... 2,227, 387,157... 57, 99, 343,|81.......... 136 
446 347 
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Inrisdietionsnorm fiir daS Iomb.-vene;z. Fonigreich vom 20. November 1852, 
R. G. BL Nr, 252, | 








guriebicionanorm m Sg. Nr. 188% Kr. 

. r. 

13 . ......... 254 49 ...... 199, 254 54 .......... 254 
30 .......... 254 53 .......... 254 55 .......... 254 
Allgemeine Geſetzordnung. 

88. Nr. | SS. Nr. | SS. Kr. 
3 ...... 76, 300 114 ....3, 53, 230 224 ..24, 313, 340 
4 ..... 352, 385 119 ...2, 250, 440 231 ......... 429 
5 ......... 466 1120 ..... 250, 440 233 ..... .63, 119 
6 ..... 193, 466 121 ...... ... 1921236 . ....... 476 
T..88, 244, 466|133 ......... 132 | 241 ......... 131 
8 .209, 442, 466|134 ..... 132, 3061248 .. 76, 104, 406, 
9 ..... 209, 466 135 .... .... 28 442 

10 ......... 244 1137 ......... 306 1252 ...... 58, 420 
1l ......... 466 1140 ......... 1821253 ......... 58 
12 ......... 216/141 .133, 179, 3061260 ......... 399 
13 ......... 2021142 ......... 376 270 ......... 445 
16 ..... 214, 40 145 ,........ 1091284 ......... 409 
19 ......... 3651154 ......... 4201290 ......... 483 
21 ......... 209/166 ......... 4761292 ..47T, 248, 397 
23 ......... 466 171 ......... 31/293 ..... 248, 397 
26 ......... 466 176 ......... 3371296 ......... 43 
29 „131, 365, 38321178 ......... 3371298 .279, 299, 440 
40 ..... 352, 443 | 181 ......... 311300 ......... 158 
AT ......... 306 |191 ......... 3761305 ......... 360 
49 „104, 209, 457 195 ......... 192|306 ......... 360 
DE ......... 244 1203 .. 6, 182, 190, 309 ..... 255, 360 
62 ......... 417 217, 371\310 .100, 255, 360 
66 . 144, 294, 374,204 ......... 217 |314 ......... 415 
4481205 ..... 128, 2171319 ......... 19 

1 ......... 205 1206 ....... 50, 83|320...... 351, 465 
72.81, 110, 205, 1207 .. 50, 83, 182,|322..... 438, 494 
348, 374 217, 4021328 ......... 341 

100 ..88, 159, 204/208 .114, 395, 4001338 ......... 314 

102 ......... 204|210 ..80, 119, 489340 ..90, 465, 494 

104 . 139,141,163,|1212 ....... 6, 301/341 ......... 494 

181, 306, 466 213 ......... 61342..... 200, 494 

105 ......... 3231214 ......... 3941343 ......... 285 

106 ......... 301 |217.. 287, 4671348 ..73, 198, 474 

107 ......... 86 218 ......... 467 351 ...... 20, 198 

119 .6,163,335,420|219 ....5, 50, 4801356 ......... 108 


113 ...... 53, 3251220 .....5, 50, 4801862 ......... 222 


88. Nr. | 88 Nr. | SB. Nr. 
368 ......... 4 362 ......... 158 400 ...... 98, 407 
312 . 131, 229, 275, 383 ......... 158 406 ......... 403 
| 42, 454 385 ..... 112, 4051408 ......... 403 
373 ......... 275 398 ..... 304, 3721437 ......... 216 
374 ......... 298 





Allgemeine Contursordunng. 








88. Nr. | 8: Rr. | S8 Pr. 
3 ...... 272, 299 12 .......... 92 28 .......... 396 
6... 75, 108, 168,114 .......... 105130 ..... u... 92 

199, 342116 .......... 396141 ...... .... 896. 
7 ..138, 342, 391118 ..223, 258, 415 
IO .......... 435 19 ...... 120, 370 
Weſtgaliziſche Gerichtsordnnng. 

88. 88, Mr. | 88. Nr. 
l 2.2.2... 222, 2320| 84 ..... 342, 3911190 ......... 335 
Fe ....... 16, 306| 88 .49,75, 92,108, 1191 ......... 192 
4 ...... 352, 385 168, 199, 3421201 ......... 225 
5 ...... 193, 466 98 ......... 138|207 ......... 132 
6 ..... 9, 88, 466 106 ......... 4351208 ..... 132, 306 
7.209, 244, 442, 114 ......... 921209 ......... 8 

446/122 ......... 105 |211.......... 306 
8 ..104, 209, 457127 .223, 258, 4151214 ......... 182 
9 ...... 209, 466 129 ..... 120, 370 216. 133, 179, 306 

10 ....... ... 244 136 ...... 92, 396 217 ......... 376 

11 .......... 466 | 145 nu. 444 220 . ......... 109 
12 .......... 216 157 ......... 396 221 ......... 216 
14 .......... 202/165 ..88, 159, 2041223 ......... 216 

20 ..214, 365, 4401| 167 ......... 2041226 ........ . 420 

35 .. 131, 214, 365,1170 . 139,141, 163, 1238 ......... 476 

382 181, 306, 4661243 ......... 31 

35 ....9, 229, 375 171 . ........ 3231248 ......... 337 

39 .......... 306 172 ......... 301 250 ......... 337 

44 .......... 244 173 ......... 861253 ...... 31, 173 

54 .......... 4171176 .. 6, 163, 335, 254 ......... 

61 .. 144, 294, 374, 4201263 ......... 376 

448 178 .193, 297, 309|267 ......... 192 

66 .......... 205|181 ...... 53, 3251275 .. 6, 182, 190, 
72 ....... 81, 110 182 ....3, 53, 230 . 217, 371 
73 .. 110, 205, 348,1183 ...... .42, 53|276 ......... 217 

374 188 ...2, 250, 440 277 ..... 182, 217 


80 ...... 272, 299 189 ..... 250, 4401278 ...... 42, 473 














88 Nr. | $$ Nr. | SS Nr 
279 ....... 50, 831376 ......... 409 |454.......... 494 
280 .. 50, 83, 182,1384 ......... 4831455 ..... 200, 494 
217, 402 387 ..47, 248, 397|456 ......... 285 
281 .114, 395, 4001388 ..... 248, 3971461 ..73, 198, 474 
283. ‚80, 119, 489|392 ..... u... 431465 ...... 20, 198 
286 ....... 6, 3011394 ......... 961472 ......... 108 
287 ......... 61397 ..... 299, 401480 ......... 222 
288 ...... 55, 894|398 ......... 2791486 ......... 
291 ..... 287, 467 1400 ......... 158|489 „131, 229, 275 
292 ......... 467 |405 ......... 360 442, 454 
293 ..x.5, 50, 480|406 ......... 3601490 ......... 275 
294 ....5, 50, 4801409 ...... . 255, 360 1491 ......... 298 
298. .24, 313, 340/410 .100, 255, 3601502 ......... 158 
305 ......... 429 415 ......... 425503 ......... 158 
307 ...... 63, 119 420 ......... 19|505 ..... 112, 405 
3ll ......... 4716 |422 ..... 351, 4651520 ......... 
325 .. 76, 104, 406, 1423 ......... 961522 ......... 80 
442\426...... 438, 4941525 ......... 158 
326 .. 77,113, 176,436 2... 341529 ..... 304, 372 
423|437 ......... 1971533 ...... 98, 407 
329 ...... 58, 4201438 ®........ 305 [839 2222... 403 
332 ......... 8|449 ......... 377575 . . ....... 216 
340 ......... 3991451 ......... 3141587 ......... 456 
359 ......... 445|453 ..90, 465, 494 
Geſetz über den ſummariſfchen Kiolinraeen vom 24. October 1845 
88. Nr. 188 Kr. 188. Nr. 
l .....222.. 204 35 .......... 469 46 .......... 387 
2 .......... 365136 .......... 217148 .......... 447 
6 .......... 121 37 .......... 21749 .......... 252 
7T ...... 187, 340138 .......... 21710 .......... 463 
25 .......... 121|44...... 187, u 
Geſetz über das Berfabren. in Possessorio summarlissimo vom 27, Ott. 
„NR G. BL Nr. 
Nr. ...... 56, 81, 106, 130, 206, 235, 


242, 253, 256, 266, 289, 300 


Geſetz über dad Verfahren in Wechſelſachen vom 25. Jänner 1850, 
NR. G. Bl. Nr. 52, 
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Gefeh über dad Verfahren außer Streitiahen vom 9. Augnit 1854, 
R. G. BI. Nr. 208, 


88. Nr. ! 88. Nr. | 8$. Nr. 
2 ...... 164, 188 75 ......... 1881185 ..... 247, 350 
22 .......... 136 92 ......... 220 126 .247, 306, 350 
24 .......... 188 108 ......... 2201140 ......... 188 
20 .......... 220 122 ......... 247|189 ...... ... 861 
Broviforifhe Eivilprocehordnung für Ungarn 
SS. Nr. | SS. Nr. | 8% Nr. 
2 ...... 234, 262 117 ......... 1321259 ......... 114 
4 .......... 234 122 ......... 211 264 ......... 45 
11 ...... .... 234 127 ......... 2281280 ......... 114 
15 .......... 3751238 .. ...... 1%1339 ......... - 405 
AT ...... 286, 3751241 ......... In reden 405 
.......... 05242 ..... 114; 219 560 ......... 258 
Proviſoriſche Concursordnung für Ungarn 
SB Nr. 8 Nr. 

.......... 462 112 ......... 871182......... 54 
27 .......... 462 113 . ........ 871185 ...... ... 198 
64 .......... 54 114 ......... 87 

Artikel des ungariſchen Reichstages. 
Reichstag von 1840 Art. 16, 8. 57 ...... Nr. 221. 
Strafgeleb vom 27. Mai 1852, 
88. Nr. 
214 .......................... 149 
506 .......................... 25 
Eiunelne She 
Jahr Nr. | Sa Nr. 
1553 Bergorbg. für die n. ö. 1674 Berorbg. vom 2. Oct. 
Lande v. 1. Mai Cod. Cod. Austr. I. Theil, 
Austr. I. Thl, ©. 162 ©. 336 .......... 18 
91, 488 | 1679 Rail. org vom 
1575 Krainerifche Bergorpg. 20. März......... 
vom 23. Febr. ...... 488 | 1710 Sofrefeript v. 14. No⸗ 
1580 Bergorpg. für Soria.. 91 vember ........... 452 
1660 Manvat für ven Kam- 1750 Hofrefer. v. 18. Auguſt 452 
mergutöbezirk: Idria v. .1 1754 Milttärjuftiznorm vom 


10. April ......... 488 25. Juni ......... 367 
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Jahr Nr 
1758 N. ö. Landtafelpatent 
vom 24. Nov. Suppl. 
Cod. Austr. V. Thl., 
S. 1282 ......... 
1763 Verordg. v. 22. Jänner 
Suppl. Cod. Austr. 
vi. Thl., ©. 371.. 78 
1766 Hoflzl.-Berordg. vom 
27. Jän. an bie Yandes- 
hauptmannfch.in Krain 91 
— A. h. Entſchließung v. 


22. Februar. ..... 

1767 Steieriſche Waldordg. 
v. 26. Juni ..... 91, 488 

1771 Waldordg. für Krain 
v. 13. Nov...... 91, 488 

1782 April 5. J. G. S. 
Nr. 40........... 438 

— October 18. J. G. S. 
Nr. 93........... 323 

— Deecember 23. $ G.S. 
Nr. 109..... Se 

1784 Juli 15. J. ©. 

Nr. 317 2222... 8 119 

— ee 11. J. G. S. 
Nr. 336 ...... 303, 411 

1785 Beirat 10.3.6. ©. 
r. 387 .. ........ 303 

Br 8%. ©.©. 
Nr. 406.......... 420 

— Mai 9. J. G. © 

Nr. 426.......... 


— Septemb. 23. J. G. S. 
Nr. 469 . . . . . . . . .. 
— October 6 J. G. S. 
Nr. 477 ...... 179, 229 

— Octob. 31. 3. G. ©. 
Nr, 489.. 252, 341, 352, 
420, 437, 442 

— necemb. 12.3.©. ©, 
Nr. 502....... 250, 440 
1786 Febr. 28. Pol. ©. ©. 
Sofef II. 6. Band.. 
Nr. 140.......... 


Jahr 
1786 Mai 19. J. G. S 


Nr. 580 ...... — 466 
©. 


Nr. 620.. ........... 333 
— Süäner 15. J. GG. S. 
Nr. 621 ,..9, 187, 341, 
375, 420, 466, 488 
— März 1. I. © S 


Nr. 636....42, 53, 104 
— Mir; 5. J. G. ©. 
Nr. 6A . .. 348, 374 


a2 0 0 090 051. 0 0 


Nr. 
1789 a 30, J. G. S. 
Nr. 1081. .289, 362 
1790 April 15. 3 ©. S. 


G. 
Nr .31.. ‚172, 179, 229 
— Dctober 12. J. ©. ©. 
Nr. 63........... 96 
488 
331 


480 


u 21,90 © 


1792 Miethorbnung f. Lem— 
‚berg v. 21. September. 
(Siehe 3. G. S. DB. 
von 1812 bis 1817 
Nr. a). ........ 185 


Nri 53.......... 352 
1793 März 27. J. G. S. 

Nr. 95..........* 
— Gtrafnormale der Sof- 

fommer für Münz> u 
Bergweſen v. 1. duni 
Nr. 5061 für den 
Kammergutsbezirk 
Idria ............ 91 


Jahr 
1793 Auguft 23. 3. ©. s. * 
Nr. 118 


1794 März 20. J. G. S. 
Nr. 164...... 195, 249 

— April 22. J. G. S. 
Nr. 171 ......134, 153, 
168, 195, 
439 

....... 63 


119 
— Mai2l. "fe 1.2». 
Nr. 1342 54, 198 


.o,0. ’ 


, 267 
1796 —* 11. J. G. 


Nr. 276. ......... 


Nr. 309 
— Novemb.18.%3. ©. ©. 
Nr. 324........... 243 
1797 Juli 21. 
Nr. 360 


Nr. 505 
1801 — 19. J. G. S. 
r. 545..... ‚179, 229 
1804 * 14. 3. G. S. 
. 652 


— ai 14. Nr. 9609.. 


— Jusup 2. J. G. ©. 
Nr. 6 


1805 Hofpecret der oberften 
Sutil v. 27. Oct. 
Nr. 3762....... 91, 
1806 April 15. © ©. für 
das Königreih Italien 

D. Thl. Nr. 57 


488 


423 


542 


Jahr 
1807 October 31. G. S. für 


das Königreich Italien 

DI. Thl. Nr. 231... 

— Dictober31. ©. ©. für 

das Königreich Italien 

IH. Thl. Nr. 233... 

1809 März 1. 3. ©. ©. 
Nr. 88 


1811 April 28. J. G. S. 


Nr. 944.......... 


— —* 8. J. G. S. 
Nr. 971.. 
— Dec. 31. Bol. ©. 'e. 
— I. 39. Band, 


.ee oe ve oo 8 00 — 


... 0 0 c‘40 


rn 20. Band, 
1814 sachen "Guberniat- 
verorbnung v. 20. Det. 
Nr. 10983........ 


— Dee. 1. Pol. ©. ©. 
Stanz I. 42. Band, 


— Kreioſchreiben des gali⸗ 
ziſchen Guberniums v. 

30. Dee. on eich 

G. S. Nr.25...... 

1815 —— er Ges 
bruar ........... 
1816 Galiziſche GSnubernial⸗ 
verordnung v. 7. März 

— Galiziſche Gubernial⸗ 
verordu. v. 26. April 


40 
378 
270 


180 
180 
180 
180 





Jahr Nr 
1816 Laibacher Oubernial⸗ 


verordn. v. 31. u 
. 9275 ...... 91, 


7. 
1818 Kuga * J. G. S. 
Nr. 1488 ..... 184, 
— Rovenb, 2 3.6.6. 


= Si & 2 ® ©. 
Nr. 1567 ......... 

— Kuga 2 J. G. ©. 
Nr. 


..... ...> 


1821 März 6. 3. ©. 


366 


178 ....... 2, 69 


Nr. 
— April 12. Prov. ©.©. 
für Niever-Defterreich 
3. Bd. Nr. 119. 
1822 Juguſ 17. 3.6. €. 
Nr. 188 


Nr. 
— Nov, 13. Mähr.ſchleſ. 
— &, ©. 5. Bd. 
144. ......... 
1824 — 28. Lomb. Prov. 
G. S. 1. Bd. I. Thl. 
Nr. 18 (Präanotation) 
— Hl 4. J. G. ©. 


— Statuten der mit der 
Erſten oſterr. Sparcaſſe 
vereinigten allgemeinen 


92 
378 


Perſicherungsanſialt v. 
324 


1825 Fe 22. Lomb. Prov. 
G. S. 2. Bd. I Thl. 
Nr. 36........... 


543 


Jahr 
1826 April 13. Venez. Prov. 


Nr. 


G. S. J. Thl. Nr. 46. 236 
1827 Mai 23. Wagner'ſche 
geitier. 1827, 3. 2b. 


1828 ih 18. Prov. ©. ©, 
für Böhmen 10. Bo. 


278 


Nr. 141.... 2.2... 357 
1833 October 4. 9. ©, ©. 
Nr. 2633. ........ 308 


1835 Dec. 23. Pol. G. S. 
Ferdinand I. 63. Bd. 
Nr. 1 


1839 Mai 1.3.06 ©. 
Nr. 358.34,70,214, 440 
1840 März 10. 9. ©. ©. 


Nr. 415. . ........ 437 
— Octob. 21. J. G. S. 
r. 470 .......... 271 


— Februar 17. Prov. ©. 
©. f. Böhmen. 24. Br. 

Nr. 40........... 

— 21. Prov. G. S. 
f. Böhmen. 24. Br. 

Nr. 123. ......... 

— April 26. J. G. S. 
Nr. 610 
1844 Jänner 31. J. ©. © 
Nr. 781 


Jahr Pr 
1845 Mai 29. 9. ©. ©. 


— Yuli 31. Lomb.- -Bengz. 
Prov. ©. ©. 2. Br. 

I. Th. Nr. 23. 

1846 Februar 18. 9. ©. ©. 
Nr. 935....... 315, 


— März 17. 
Nr. 170 


.......C"A„e. 


Kr. 
1850 Febr. 
Nr. 


21130: 1 


Nr. 67 ....... 153, 

— April 11. R. ©. Bl. 

Nr. 84........... 

— April 11. R. G. Bl. 

Nr. 85....30, 167, 

1852 April 24. N. G. 3. 
Nr. 9 


.». 0 ee 08 90 8 90 5 00 


. 423 


395 


260 
357 
434 


544 


5 


Jahr Nr 
1852 gu 15. R. G. Bl. 
Nr. 


— Dee. Fe R. ©. DI. 
Nr. 250.......... 

— Dec. 15. R. ©. 3. 
Nr. 257. ........ 

— Dec. 27. L. © 3. 
f. Niederöſterr. Nr. 473 

1853 Juli 5. R. ©. 3. 


Nr. 130 ....... 91, 
— Juli 18. R. ©. Bl. 
Nr. 132.......... 
— Dt. 2. R. © DB. 
Nr. 190 ...... 422, 
— Oct. 3. R. ©. 2. 
Nr. 193.......... 


— Gtatuten der n. 6. 
Söcomple Geſeuſchaft, 
v. 16. 


Nr. 
— —5 18. R. G. Bl. 
Nr. 195 (Concordat) 


| 270, 
— Dec. 15. R. ©. &. 
Nr. 222 222... 258, 


1856 Yuftiz - Minift. - Erlaß 
vom 9. Februar mit 
Schreiben des Fürft- 
erzbifhof8 von Wien 
a. d. päpftlichen Nun: 
tins von 18. Auguft 
1855 


345 
345 
488 


474 
439 








I. 
IV. 

V. 
VI. 


VI. 


HSyflematifhes Regiſter. 


J. Civitrecht. 


Allgemeines Privafredt. 
I. Allgemeine Lehren. 


Zeitliche Colltſion der Geſehe. 1. Ueber ben Umfang der Rechts- 


und Hanblungsfähigleit Nr. 368. 2. Ueber ben Anfangspunkt der 
Berjährimg Nr. 28. B. Ueber das erlaubte Zinfenmaß Nr. 40. 4. Ueber 
die Zinfenanfchwellung ultra alterum tantum Nr. 3889. 5. Ueber bie 
fideicommifferiihe Subftitution Mr. 78. 


. Dertliche Eolliſion der Geſetze. Berechtigung des unehelichen Kindes 


einer Ausländerin zur Anftellung der im ®eburtsland derfelben unzu- 
Yüffigen Paternitütsklage Nr. 138, 

Answanderäng. Zeitpunkt bes Eintritts der rechtlichen Folgen ber 
unbefugten Auswanderung Nr. 152. 

Handinngsfühigleit, eines Minderjährigen Nr. 10. 

RNealrechte. Rechtliche Natur eines Grundentlaftungs-Eapitals Nr. 3567. 
Flogverjührung. Unterbrechung ber Verjährung: a) dur Zuftellung 
der Klage an ben Nachlaßcurator Nr. 48; b) durch gehörige Fortſetzung 
der Klage als Bedingung der Unterbredung Nr. 169; c) Perjonen, 
unter welchen die Unterbredhung wirkt Nr. 169, 240. 

Rechtskraft des Wrtheild. 1. Subjectiver Umfang der Rechtskraft 
Nr. 180, 412. 2. Rechtskraft der Entſcheidungsgründe Nr. 809, 477. 
3. Berhältniß der Entfcheibungsgrände zum Urtheil Nr. 408. 


I. Sachenrecht. 
A. Befik. 


1. Brhiuftörung. Fülle umd Arten Nr. 206, 258, 2366. 


Hd. 


Beſitzklage. 1. Schub bes letzten factiichen Beſitzſtandes Nr. 106. 
2. Schug des geftörten Rechtöbeſitzes Nr. 300. 8. Paſſfivlegitimation 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 85 
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Nr. 26, 81, 289. 4. Beweislaſt in Anſehung des tempus scientiae ber 
Beſitzſtörung Nr. 139. 5. Unterfagung künftiger Beſitzſtörungen Nr. 242. 
6. Unzuläffigleit der Befisflörungsllage: a) gegen ben auf eigenem 
Grund handelnden Nachbar Ar. 235; b) des Nachlaßverwalters gegen 
einen ber Miterben Nr. 266. 


B. Eigenthum. 


L Eigenthumöfähigleit. 1. Beſitzfähigkeit der Juden Nr. 422, 452. 


u 


v 


2. Verfahren bei Depoſſeſſionirung türkiſcher Unterthanen Nr. 408. 
Beſchränkung des Eigenthums. 1. Der Veräußerungsbefugniß: 
Letztwilliges, intabulirtes Veräußerungs- und Einſchuldungsverbot 
Nr. 116, 140, 288. 2. Der Theilungsbefugniß: a) partielle Veräußerung 
eines geſetzlich untheilbaren Grundſtückes Nr. 392; b) Untheilbarkeit 
der Bauerngüter Nr. 388. 


. Miteigentum, ſ. Obligationen B 
IV. 


Driginärer Eigentbumderwerb. 1. Zuwachs: a) Sand, durch Ueber: 
ſchwemmung auf dem Pachtgut abgelagert Nr. 156; b) Alveus dere- 
lictus. Zuweifung besjelben an bie durch den neuen Waſſerlauf Beſchä⸗ 
digten Nr. 287. 2. Finden: a) Anſpruch des Finders geftohlener 
Saden auf den Finderlohn Nr. 356; d) Bemefiung bes Finderlohns 
von gefundenen Staatsobligationen Nr. 171. 3. Erfigung: a) Uner- 
fittbarkeit von Reſervatwäldern Nr. 91; b) Unerfigbarfeit eine® gejeß- 
widrig getheilten Bauerngutes Nr. 331; c) Erſitzung bes phyſiſchen 
Befigers gegen den Tabularbefiger Nr. 484. 


V. Derivativer Eigenthumderwerb. 1. An Saden in gerichtlicher Ber- 


vI 


wahrung Nr. 7. 2. An Frachtgütern Nr. 163. 8. Beredhtigung zur 
Erwirkung ber Intabulation Nr. 468. 

Eigentbnmöflage. Rei vindicatio: a) Vindication eines Sparcafle- 
buches Nr. 373; b) einer Erbſchaftsſache Nr. 268; c) des Käufers nad 
Aufhebung des Bertrags wegen übermäßiger Berlegung Nr. 412; 
d) Nominatio auctoris Mr. 346; e) bücherliche Anmerkung der Strei- 
tigleit Ar. 366. 


C. Bienfibarkeiten. 


. Entftehung. 1. Abgejonderte Veräußerung zweier Grundftüde, wovon 


das eine dem andern tbatjächlich diente Nr. 150. 2. Erfikung: a) Un⸗ 
erfigbarkeit von Servituten an Reſervatwäldern Nr. 488; b) Erfigung 
einer Weggerechtigkeit zu Gunften des Publicums Nr. 101; c) Ers 
figung einer Servitut troß vorausgegangenem Precarium Nr. 257; 
d) Anwendbarkeit des $. 1500 a. b. ©. B. bei Weggerechtigkeiten 
Ar. 174; e) Unanwenbbarkeit des $. 1500 a. b. ©. 8. bei offenbaren 
Servituten Nr. 218, 214; f) Nichtberüdfihtigung bes 8. 1500 a. b. 
®. B. von Amtewegen Nr. 196. 3. Eintragung in bie öffentlichen 








I. 


— 547° — 


Bücher: a) Art ber Eintragung einer Serbitut zur Begründung bes 
dinglichen Rechts Nr. 134; d) inverleibung ber vertragsmäßigen 
Beſchränkung einer Servitut auf dem herrſchenden Gut Nr. 321. 


. Schub. 1. Actio confessoria Nr. 244. 2, Actio negatoria Nr. 14, 208, 


Einzelne Dienftbarkeiten. 1. Weggerechtigkeiten: a) Weggerechtigfeit 
zu Gunften des Publicums Nr. 101; b) Recht, einen andern Fahrweg 


anzuweiſen; Verjährung dieſes Rechtes Nr. 883. 2, Servitus cloacae, 


- 


zu 


I 


— 


III. 


II. 


IV. 


VII. 


Verpflichtung zur Duldung der Reinigung bes Abzugscanals Nr. 85. 


D. Emphyteufe, Erbpacht. 


Emphytenſe. Verpflichtung des Obereigenthilmer® zur Zahlung der auf 
den Canon entfallenden Eintommenfleuer Nr. 38. 


. Erbpacht. Erbpadtvertrag mit caffatorifcher Elaufel Nr. 137. 


E. Reallaften. 


Allgemeines. Jährliche Leiftung als Entgelt für die Einräumung 
einer Realjervitut Nr. 126. 


. Ansgeding. 1. Tod eine ber beiben Auszugsberechtigten Nr. 479. 


Fälligleit eines vermachten theilbaren Ausgedings Nr. 177. 3. Erxe⸗ 
eutive Veräußerung der belafteten Realität Nr. 341. 
Zehentrecht. Expropriation des zehentpflichtigen Grunbflüds Nr. 450. 


F. Pfandrecht. 


. VBorandfebung. 1. Pfandbeſtellung für Tünftige Korberungen Nr. 168. 


2. Pfanbbeftellung für die genaue Erfüllung eines Vertrages Nr. 415. 
Gegenitand. 1. Berpfänbung der Eivilfrüchte Nr. 246. 2. Caution in 
barem Gelde Nr. 271. 3. Afterpfandrecht Nr. 818. 


. Umfang. 1. In Anfehung der Eivilfrüchte Nr. 96. 2. Berpfänbung 


einer gemeinfchaftlihen Sache für eine Theilfhuld Nr. 259. 3. Pignoris 
causa indivisa Nr. 241. 

Entftehung durch Privatwillen. 1. Verpfänbung einer Sache vor er- 
langtem Dispofitionsrecht Über diefelbe Nr. 436. 2. Berpfänbung ober 
Ceſſion? Nr. 349. 


. Geſetzliches Pfandrecht. Des Vermiethers: a) Gegenfland Nr. 37, 


b) Erwerbung Nr. 236; c) Umfang und Dauer Nr. 413; d) Geltenb- 
madhung im Concurs Nr. 4. 

Pignus judieiale. Unanmenbbarleit bes 8. 456 a. b. ©. B. Nr. 402. 
Bränotation. 1. Zuläffigleit der Pränotation: 

a) anf Grund eines Grundbuhsauszuges Nr. 260; b) eines notariell 
beglaubigten Eontocurrents Nr. 195, 355; c) eines Handelsbuchaus⸗ 
zuges trog mangelnder Beflätigung ber orbentlihen Buchführung 
Nr. 249. 2. Unzuläffigkeit der Pränotation: a) eventueller Anſprüche 
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Nr. 281, 283, 468; b) einer ſchon verſicherten Forderung Nr. 246; 
e) eines Handelsconte nad Ablauf ber in 8. 180%. &. DO. beftimmten 
Friſt Nr, 349. 3. Rechtfertigung der Pränstation: Ohne befonberes 
Juſtificirungserkenntniß Nr. 438. 

Nangerdunng Ber Pfandrechte. 1. Gerichtlicher Pfandrechte Wr. 200. 
8. Des geſetzlichen Pfandrechts des Beſtandgebers Nr. 236. 8. Des 
Pfandrechts des: Wiederherfiellers eimes abgebrannten Hauſes Nr. 380. 
4. Kür Binfen 268, 


IX. Pfandklage. Gegen den dritten Befiter ohne Belangung bes Perſonal⸗ 


ſchuldners Nr. 488, 


X, Nealifirung des Pfaudrechts. 1. Mitbietungsrecht des dritten Befiters 


bei der erecutiven Feilbietung Nr. 377. 2. Haftung der Pfandglän- 
biger im Falle der Eoiction der verlauften Pfandſache Nr. 481. 


XL Löſchnug der Hypotheken. 1. Auf Verlangen dritter Berjonen Nr. 89. 


2. Nah Ablauf von brei Yuhren Mr. 184. 3. Unzuläffigfeit der Ein: 
tragung eines bedingten Röfchungsconjenjes Nr. 485. 


III. Obfigationenteiht, 


A. Shbligationen überhaupt. 


. Gefammifhuldverhältniffe. Behandlung einer Correalihuld im Con: 


curs Nr. 391. 


. Berträge. 


1. Abichließung: a) Annahme eines Verſprechens. Beweis berfelben 
Nr. 393; b) Berechnung der Frift bei Annahme eines Berfprechens 
mittelt Por Nr. 194. 

2. Form: a) Mundlicher Bertrag mit der Berabredung jchriftlicher 
Abfaffung Ne. 159; b) Mündlicher Kaufvertrag mit der Berabrebung, 
an einem beſtimmten Tage darüber eine Urkunde anszufertigen Ar. 336; 
c) Beweislaft rüdfihtlih der Bedeutung’ der Berabredung, baß über 
den Bertrag eine Urkunde errichtet werbe Nr. 219; d) Banctation mit 
Beſtimmung eines Termines für ben Abſchluß des Kauptvertrags 
Nr. 1135 e) Berüdfihtigung mündlider vom Inhalt der Vertrags- 
urkunde abweichender Berabrebungen? Nr. 11. 

8 Willensbeſchränkung: a) Zur Bedingung gemadter Beweg⸗ 
grund Nr. 149; b) Beweislaſt bezüglich einer Suspenfobebingung 
Rr. 193. 

4. Willensaustegung: Nr. 174, 

5. Angeld: Nr. 76, 276, 812. 

6. Gewährleiſtung: a) wegen phyfticher Mängel: «) Anſpruch 
baranf Nr. 302; 6) Berjährung besjelben Nr. 171, 475; b) wegen 
vechtliher Mängel: Auſpruch anf Evictionsteiftung Nr. 431. 


VI. 


VII. 


IX. 


7. Verletzung über die Hälfte: a) Wirkung derſelben Mr. 126; 
b) Berjährimg des Anſpruchs aus derfelben Nr. 416; c) Beweis der⸗ 
jelben Nr. 80%, 

8. Verträge zu Gunften Dritter Nr. 324, 404, 493. 


- Haftung für Andere, Nr. 215. 
. Erfüllung. 1. Zeit und Ort Nr. 297. 2. Rechtliche Folgen der Nicht⸗ 


erfüllung eine® Bertrage Nr. 394. 3. Exceptio non adimpleti con- 
tractus Nr. 421. 

Berzug. 1. Subjective Borausfegungen Ar. 368. 2. Berzugszinjen 
von Zinsrüdftänden? Nr. 284. 3. Bergugszinien von einem Heirats⸗ 
gut vom Tage ber aufgelöften Ehe au? Nr. 298. 4. Verzugszinſen 
von einem buch Schuld des Käufers uch wicht beſtimmten Kauf: 
ſchilling? Nr. 117. 5. Recht auf Verzugszinfen gegen bie Concurs⸗ 
mafje Ar. 378. 

Eeifion. 1. Ceſſion an Zahlungsftatt oder zum Incafſſo? Mr. 166. 
2. Ceifion ober Verpfändung? Nr. 849. 8. Grebitiren der Ceſſions⸗ 
valuta oder Darleihen? Nr. 104. 4. Exeeptio non adimpleti con- 
tractus gegen den Anſpruch des Ceſſionars Nr. 421. 5. Haftung bes 
Eeventen Nr. 19, 175, 189, 820. 


. Zablung. 1. Stillihweigende Einwilligung in bie Abtragung einer 


beftimmten Schuldpoft Ar. 103. 2. Beneficium competentiae Nr. 444. 
Compenfation. 1. Vertragsmäßige Compenfation Rr. 39%. 2, Unzu: 
läffigfeit der Compenſation mit einer illiquiben Forderung Nr. 264. 
3. Ordnung, in welcher bei mehreren Forderungen zu comspenfiren ift. 
Nr. 2A. 

Schulderlaß. 1. Vollwirkſamkeit des mündlichen ſchenkungsweiſen 
Erlafjes Nr. 445. 2. Nichteinhaltung der Bedingungen es Schuld» 
erlofjes Nr. 411. 


B. Einzelne Schuldverhältniſſe. 


. Gefhäftsohligationen. 


1. Darleiben. a) Darleihen zum Theil in Geld, zum Theil im 
Privatforberungen bingegeben Nr. 295; b) Verwandlung eines Kauf- 
vertrages in ein Darleihen? Nr. 179; ©) Darteiben oder Erebitiren der 
Ceſſionsvalutaꝰ Ar. 104; d) Querela und Exceptio non numeratae 
pecuniae Nr. 58. 

2. Berwahrungsvertrag: Umfang ber Pflicht des Verwahrers 
Nr. 114. 

3. Gefhäftsführnung. a) Ueberſchreitung ber Bollmacht Nr. 868; 
b) Aſſignation Nr. 60, 81; c) Negotiorum gestio Nr. 226. 

4. Kaufvertrag. a) Mebrmaliger Verkauf derſelben Sade 
Nr. 3885 db) Beſtellung einer Majchine Nr. 475; c) Pränumeration 
auf ein Werk in Lieferungen Nr. 12; d) Berwanbiung eines Kauf- 
vertrages in ein Darleihen? Nr. 170; e) Bereiterliärung bes Käufers 
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in ber Klage zur Zahlung bes Kaufpreiſes Nr. 880; f) öffentliche 
Feilbietungen: «) umerlaubte Berabrebungen Nr. 51, 228; ) Haftung 
bei Abgang eines ber erflandenen Grundſtücke Nr. 471. 


5. Beflanbvertrag. a) Mieth- oder Pachtvertrag? Nr. 316. 

b) Dauer eines ſtillſchweigend erneuerten Beſtandvertrags Nr. 1885. 

e) Vorauszahlung bes Mietbzinfes Nr. 364. d) Nichterfüllung bes 

Miethoertrags durch ben Bermiethber Rr. 384. e) Sanbablagerung 

auf bem verpachteten Grundſtücke durch Ueberſchwemmung Pr. 1566. 

f) Erlaß am Pachtzins Ar. 176. g) Beriprehen bes Beſtandgebers 

nicht zu kündigen Nr. 886. h) Eintritt bes neuen Eigenthümers in 

das Beftanbverhältnig Nr. 328. i) Einwilligung des Miethers in ben 

Berlauf der Beftandjadhe Nr. 458. k) Bertragsmäße Berechtigung 

bes Beftandgebers zur Aufhebung des Beftanbverhältniffes Nr. 288, 

401. 1) Einfluß des Eoncurjes auf das Beſtandverhältniß Nr. 111, 

864, 410. 

6. Lohnvertrag: a) Stilljhweigenber Lohnivertrag Pr. 492. 

b) Aufhebung ber Bermuthung der Entgeitlichleit geleifteter Dienite 

buch entgegenftehende Bermuthungen Nr. 122. c) Verſprechen „fürft- 

liher” Belohnung Nr. 492. d) Verjährung des Entgelts für Dienft- 

leiftungen Nr. 79. 

7. Geſellſchaft: Haftung der Mitglieder nach ihrem Austritte 

Nr. 32, 126. 

8. Gemeinſchaft: a) Begriff ber „orbentliden“ Berwaltung 

Nr. 128. b) Beſtandnahme durch einen der Miteigenthilmer Nr. 123. 

c) Recht des Miteigenthlimers auf Feilbietung der ganzen Realität 

Nr. 180, 368. 

9 Eompromiß Nr. 86. 
10, Leibrentenvertrag. Mit caffatorifcher Elaufel Nr. 1, 128. 
11. Bürgſchaft Nr. 148, 446. 

I. Delictöobligationen. 1. Verführung Nr. 25, 56. 2. Erſatz bes lucrum 
cessans bei einer durch Körperverlegung bewirkten Erwerbsunfähigfeii 
Nr. 84. 3. Haftung für Wildfehaden Nr. 345. 4. Berjährung ber 
Entſchädigungsklage im alle des 8. 1316 a. b. ©. B. Nr. 215. 

III. Varilae oausarum figurae. 

1. Condictio indebiti: a) Zurüdforberung des zu Ehren eines 
Andern Gezahlten Nr. 127. db) Nah Einlöfung eines Wechſels mit 
falſchem Indofjament Nr. 414. c) Beweislaft in Anjehung bes Irr- 
thums Nr. 141. 

2. Condictio ob causam datorum Nr. 328. 

3. Berbindlichleit zur Urkundenedition. Klage auf ab- 
ichriftlihe Mittheilung einer Urkunde Nr. 337. 

4. Berbindlichleit zum Unterhalte einer Berfon: a) Ab- 


nährungsvertrag Nr. 309. b) Yorberung von Alimenten pro praeterito 
Nr. 46, 388. 
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b. Berpflidtung zur Beerdigung. Begräbnißloften, gegen 
die Erben flatt gegen den Beſteller eingellagt Nr. 71. 


IV. Familienrecht. 


. Eheliches Güterrecht. 1. Verſprechen ber Eltern, das Heiratsgut zu 


ergänzen, falls das Bermögen der Braut nit ausreichte Nr. 77. 
2. Kleider, Wäſche und Einrichtung als Heiratsgut Nr. 59. 8. Zuge⸗ 
brachte Vermögen ale Heiratsgut Nr. 370. 4. Empfangsbeftlätigung 
über Dotalſachen unter Angabe ihres Schätungspreifes Nr. 59, 120. 
5. Verzugszinfen vom Heiratsgut vom Tag der aufgelöften Ehe an? 
Nr. 293. 6. Beftellung einer Widerlage oder Schenkung auf den 
Todesfall? Nr. 265. 7. Beftellung von Heiratsgut und Wiberlage bei 
gleichzeitiger Gütergemeinjchaft Nr. 67. 8. Ungiltigleit der bei außer⸗ 
gerichtlicher Scheidung getroffenen vermögensrechtlichen Berabrenungen 
Nr. 8. 


. Eltern- und Kindesrecht. Recht des Vaters in VBetrefi des ihm an 


dem Vermögen ber Kinder eingeräumten Fruchtgenufles Nr. 129. 


. Uneheliche Kinder. 1. Beweis des außerehelichen Beilchlafs durch In- 


bicien Nr. 133. 2. Paternitäts- und Alimentationsllage Nr. 826, 338. 
3. Berforgungspflicht des unehelihen Vaters Nr. 133, 307. 
Bormundihaft. 1. Beftellung eines Eurators für einen zur Selbft- 
bejorgung feiner Angelegenheiten Unfähigen Nr. 491. 2. Rechtliche 
Stellung des Bormundes: a) Abſchließung eines Miethvertrags auf 
längere Dauer ohne obervormundſchaftliche Genehmigung Nr. 861; 
b) Legitimation in Betreff des Haupteides Nr. 371. 


V. Erbrecht. 


A. Erbfolge im eigentlichen Sinne. 


. Erbfähigleit. 1. Erbunfähigkeit der Mitglieder eines geiftlichen Ordens 


Nr. 270. 2. Beleidigung des Erblafiers als Erbunwürdigkeitsgrund 
Nr. 155. 3. Beichaffenheit des im 8. 548 a. b. ©. B. erwähnten Ge- 
fländnifjes bes Ehebruchs Nr. 480. 


.Geſetzliche Erbfolge. Erbrecht der Descenbenten, deren Eitern durch 


legtwillige Anordnung von ber gejeglihen Erbfolge ausgefchloffen find 
Nr. 160. 


. Zeftamentariidhe Erbfolge. 1. Teftirfähigkeit: Fähigkeit eines Euranden 


Nr. 419. 2, Form der Teftamente: a) Schriftliches Teflament: &) Er⸗ 
Märung des Erblafjers, daß bie allographe Urkunde feinen legten Willen 
enthalte Nr. 281, 428, 478; 6) Verlegung ber im 8. 579 a. b. G. 82. 
vorgejchriebenen Förmlichkeiten Nr. 98, 118. b) Mündliche Teftamente: 
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a) Beabfichtigtes fchriftliches Teflament ale mändlihes aufrecht erhalten 
Nr. 44; 6) Anfrechterhaltung eines mündlichen Teſtaments, obgleich 
der Erblaffer nicht alle Anordnungen ausgeſprochen hat Nr. 148. c) Pri⸗ 
vilegirtes Teftament zur Zeit der Cholera errichtet Nr. 367.3. Inhalt 
bes Teſtaments: a) Art ber Erbeinjegung Nr. 218, 310. b) Erb⸗ 
einfegung unter Bebingungen: a) Bedingung ber Richtverebelihung? 
Nr. 487; 6) der Witwerſchaft Nr. 827. c) Subſtitutionen: &) Gemeine 
oder fideicommiffariihe Subflitution? Nr. 154; 6) Erbeinjeung 
mit flveicommiffarifcher Subflitution oder Legat des Fruchtgenufies ? 
Nr. 186; y) Berechnung der Grade nad 8. 612 a. b. G. B. Nr. 78; 
d) Beräußerung von Sachen, die zu einer mit dem Subftitutionsband 
bebafteten Exbichaft gehören Nr. 62. d) Beräußerungs- und Ein- 
thultungsverbot Nr. 116, 140, 288. 4. Wechſelſeitiges Teftament oder 
Erbvertrag? Nr. 811. 5. Auslegung bes Teftamente Nr. 251. 6. Te- 
flament mit berogatorifher Clauſel Nr. 147, 161, 188, 339. 7. Auf- 


hebung bes Teflaments: a) Zerriffenes Teſtament Ar. 115; b) Widerruf 
eines Teftaments Nr. 296. 


IV. Erbvertrag. Erbvertrag oder wechſelſeitiges Teftament? Nr. 311. 
V. Erwerb der Erbſchaft. 1. Antritt der Erbſchaft: a) Kollifion ber 
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Erbserklärungen Nr. 66, 116, 247; b) Erbserklärung auf Grund der 
Erbeinſetzung unter der Bedingung bes Witwerſtandes Nr. 327. 2. Ab- 
lehnung der Erbſchaft Nr, 350. 3. Verlaſſenſchafisabhandlung: a) Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen der Einantwortungsurfunde und ber legtwilligen Er» 
Härung Nr. 39; b) Verhältuiß der Einantwortungsurfunde zum Ein- 
antwortungsgefuh Nr. 191; c) Auslegung und Behandlung einer 
im Einantwortungsgefuh übernommenen Verpflichtung des Grben 
Nr. 191. 

Rechtliche Stellung bed Erben. 1. Bor ter Einantwortung: a) Be- 
ſtellung eines Nacdhlaßcurators trotz erfolgter Erbserflärung Nr. 48, 
461; b) Vormerkung auf ein angefallenes Erbgut Nr. 339, 482. 
2. Beneficium inventarü Nr. 146, 319. 


. Nechtöverhältuiß der Miterben. 1. Theilung der Erbſchaft: a) Still: 


Ihweigende Einwilligung in die Theilung Mr. 157; b) Bertheilung 
bes Nachlafſſes durch den Erblafſer bei feinen Lebzeiten Rr. 441. 
3. Collationsverbindlicleit: a) Zuwendung unter ber Verpflichtung 
ber Einrehhnung in ben Erbtheil Nr. 27; b) Erklärung des Erblafiers, 
Daß einer ber geſetzlichen Erben eine Gelbjumme in ben Nachlaß 
ſchuldig fei Nr. 292; c) Umfang ber Collationspfliht Nr. 107. 

Schub des Erbrechts. 1. Nullitätsquerel nach erfolgter Erbserklärung 
auf Grund bes angefochtenen Teſtaments Nr. 118. 2. Unverjährbarfeit 
der Einwendung ber Ungiltigkeit einer letztwilligen Anordnung Nr. 180, 
486. 3, Beweis bes Erbrechts: a) Beweislaft in Anfehung ber Echt- 
heit und Giltigleit eines Teflaments Nr. 306; b) Beweis der Echtheit 
und Giltigleit eines Teftaments Nr. 274. 4. Legitimation des even- 
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tuellen geſetzlichen Erben zur Klage auf Ungiltigerklärung eines vom 
Erblaſſer geſchloſſenen Vertrags Nr. 334. 5. Klage eines Miterben 
ohne vorausgegangene Verlafſenſchaftsabhandlung Nr. 136. 


B. Bermädtniffe. 


L Allgemeined. 1. Vorausvermächtniß: Vorausvermächtniß oder Hinein- 
vermädtniß? Nr. 13. 2. Vermächtniß unter Auflage zu Gunften einer 
Familie Nr. 16. 3. Aufhebung eines Codicills durch Errichtung eines 
basjelbe nicht beftätigenden Teftaments? Nr. 335. 4. Vertragsmäßiger 
Berziht auf ein Legat Nr. 836. 5. Unzuläffigleit des Abzugs ber Ein- 
fommenfteuer Nr. 30, 484. 6. Berhältniß des Sublegatars zum 
Legatar und dem Erben Nr. 269. 

uU. Einzelne Vermächtniſſe. 1. Legat ſämmtlicher im Wohnhaus des Erb⸗ 

laſſers befindlichen Sachen Nr. 162. 2. Zuſammentreffen bes Legats 

einer Sache mit der Anerkennung des dem Legatar an einer gleichen 

Sache zuſtehenden Eigenthums Nr. 263. 3. Legat behufs Zuwendung 

der dem Erblaſſer anvertrauten Summe im Sinne bes erhaltenen Auf- 

trages Nr. 493. 4. Legat des Fruchtgenuffes? Nr. 186. 5. Recht des 

Fruchtnießers einer Berlaffenihaft auf Verwaltung berjelben Nr. 464. 

6. Fälligkeit eines vermachten theilbaren Ausgebings Nr. 177. 7. Le- 

gatum debiti? Nr. 369. 8. Legat einer jährlichen Rente für ben tefta- 

mentarischen Bormund oder Anordnung einer jährlichen Remuneration ? 

Nr. 97. 9. Legat einer Rente mit dem Zuſatz, daß ber Legatar auf 

den Todesfall darliber verfügen dürfe Nr. 113. 10. Legat einer Jahr⸗ 

vente mit dem Verbot ihrer Veräußerung Nr. 203. 11. Verjährung 

vermachter Renten Nr. 142. 


Schenkung auf den Todesfall. 


1. Schenkung inter vivos oder mortis causa? Nr. 385. 2. Schen- 
fung mortis causa oder Widerlage? Ar. 266. 3. Donatio mortis 
causa; Vertrag oder Legat? Per. 72, 165. 4. Schenkung bed ganzen 
Vermögens von Todeswegen umter Honorirung britter Perfonen 
Nr. 423. 


D. Erbfolge gegen eine lebte Willensordnung. 


1. Berziht auf den Pflichttbeil; Wirkſamleit besfelben für die 
Nahlommen Nr. 151. 2. Einrehnung in ben Pflichttheil Nr. 27. 
8. Verlegung des Pflichttheile durch übermäßige Schenkung: Berech⸗ 
nung bes Pflichttheild Nr. 282. 4. Geburt von Kindern nach Errid- 
tung eines Teſtaments, worin Die vorhandenen Kinder auf den Pflicht- 
theil gefeßt find Nr. 207. 
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E. Familienſideicommiß. 
1. Unterſchied zwiſchen Familienfideicommiß und fideicommiſſari⸗ 


ſcher Subſtitution Nr. 78. 2. Behandlung der Grundentlaſtungs⸗ 
capitalien bei Familienfideicommißgütern Nr. 867. 


B. Sandels- und Seerecht. 


L Procuriſten, Handlungsbevollmächtigte und Handlungsgehilfen. 


ILI. 


1. Haftung des Principals für die Handlung eines Bevollmächtigten 
Nr. 41. 2. Umfang der ertheilten Vollmacht, eingehende Wechſel zu 
giriren Nr. 146. 8. Umfang der Vollmacht des Adminiſtrators einer 
Fabrik Nr. 124. 4. Umfang der Vollmacht des Commis eines Spe⸗ 
diteurs Nr. 381. b. Klage gegen den Procuriſten nach dem Tod des 
Principals Nr. 221. 

Handelsmäller. Vermutheter Umfang ihrer Vollmachten Nr. 400. 


II. Handelögefellidhaften ſiehe Obligationenrecht. 


IV. 


VI. 


VIII. 


Handelsgeſchäfte im Allgemeinen. 1. Zinſen vom Salbo eines Conto⸗ 
corrente vom Tag bed Rechnungsabfchluffee Nr. 451. 2. Laufende 
Rehnung Nr. 470. 3. Kaufmänniſches Retentionsrecht; Einfluß ber 
Eoncurseröffnung auf dasfelbe Nr. 472. A. Empfangsbeftätigung unter 
Hanbelsleuten Nr. 325. 5. Haftung der Erben aus der Fortführung 
der Handlung Nr. 237. 6. Xcceptation, rejp. Indoſſirung eines 
Wechſels behufs Tilgung einer Handelsihuld Nr. 210, 250. 


. Gefchäfte in Börfepapieren. 1. Rechtliche Natur des Differenzgeichäfts 


Pr. 68. 2. Prämiengefchäft Nr. 328. 3. Lieferungsgefhäft außerhalb 
der Börfe Nr. 880. 

Commilfion. 1. Verlauf an fi) jelbft Nr. 344, 2. Verhältniß bes 
Eorımilfionärs zum Committenten Nr. 82. 


. Spedition. 1. Berbältniß des Spedileurs zum Deftinatar Nr. 168, 


499. 2. Bergütung der Spebitionsfoften Nr. 163. 3. Umfang ber 
Berbindlichkeit des Spediteurs Nr. 381. 4. Haftung des Spebiteurs 
für die Berjpätung der Sendung Nr. 315. 

Aflecuranz. 1. BVerfiherung einer fremden Sache Nr. 94. 2. Unter- 
Iafiene Ausfolgung der Berfiherungspolice Nr. 194. 3. Einverfländlide 
Zurüddatirung einer Verfiherungspolice Nr. 277. 
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Il. Civilproceß. 


Civilgerichtliches Verfahren überhaupt. 


A. Berhältuiß der Civilgerichte zu anderen Behörden, 

L Zu den Berwaltungsbehörden: 1. Staatliche Berwaltungs- 
behörden im engeren Sinne und Gemeinbebehörben: Procefnullität 
wegen Eingriffs in die Competenz ber Abminiftration 832. Beweistraft 
von Aeten der Berwaltungsbehörven 18, 287 (430). Beurtbeilung von 
privatrechtlichen Rechtsgejchäften durch bie Adminiftrativbehörben? 18. 
Bauſachen 348, 379. 

2. Finanzbehörden. Unzuläffigleit der Erecutionsführung auf 
Staatevermögen 424. Vorrecht des Aerars in Bezug auf proviſoriſche 
Sicherſtellung 483. Gefällsgerichte 21. 

I Zu firdliden Behörden: 474. 
III. Zu den Strafgerichten: Einfluß des Ausfpruches des Strafgerichtes 
auf den Eivilproceß 69, 898. 

B. Gegenfeitige Abgrenzung des ftreitigen und nicht ftreitigen 
Berfahrend: 136 (Erbichaftstlage ohne Berlaflenjchaftsabhandlung), 
164, 290 (Alimentationsanjpruch der Ehegattin), 350 (Collifion zwi⸗ 
ſchen Legataren und Erben), 455. 


Berfahren in SHfreitfaden. 


A. Eompetenz. 


I. Allgemeined. Mehrfache Competenz desſelben Gerichtes 99. Einftellung 
bes Berfahrens von Amtswegen bei offenbarer Incompetenz 382. 

11. Einfluß der Connerität und Klagenenmulation auf die Zuftändigleit. 
Wahlrecht des Klägers im Fall der paſſiven Streitgenofienichaft 282. 
Berbindung ber Klagen auf Aufhebung eines Erbpachtes, Rüdgabe des 
Butes und Zahlung des Zinsrüdftandes 254. 

II. Berfonalgerichtöftand. 1. Allgemeiner: Beftandftreitiachen 280. 

2. Bejonderer Gerihtsftand: Geridhtsftand bes Ber 
trages: a) Begründung desfelben: Bürgfchaftleiftung 446; 
b) Beweis der den Gerichtsſtand des Vertrages begrün- 
benden Thatſachen: Beweisthema 227. Wegfall des Erforberr 
nifjes einer mit der Klage beigebrachten Urkunde 387. Beweis durch 
das Handlungsbud 2; durch den Eid 286, 

IV. Abgrenzung des Realgerichtsſtandes. Klage auf Theilung einer im 
Miteigenthbum eines Cridatars ſtehenden Realität 199. Bindication von 
Grunbftüden, welche der Bellagte als Beftandtheile eines ihm gehörigen 
landtäflichen Gutes befitt 3853 (Cumulirung f. oben unter II.). 


V. 


— 556 — 
Canſalgerichtsſtand. Abgrenzung ber Zuſtändigkeit des Handels⸗ 


gerichts: Streitigkeiten aus Wechſelgeſchäften der n. ö. Escompte⸗ 
geſellſchaft 348; über Subſeriptionen auf das Nationalanlehen 347. 


B. Proceßgefeb. 
Rückwirkung eines neuen Geſetzes über Beweiskraft 211. 


C. Berhandlungsmaxime. 
Nothwendigkeit eines ausdrücklichen Anſuchens um Einleitung des Ere- 


cutioprocefles 70. Auferlegung des Schätzungs⸗ und Erfällungseides, wenn 
nur ein Erbieten zum Haupteide vorliegt 55, 801. Zulaſſung eines ohne 
nähere Bezeichnung angebotenen Eides als Erfüllungseid 469. (Abweiſung 
der Klage a limine ſ. unten G. IIL Abweichung des Urtheils von dem Klage- 
begehren f. unten L.) 


I 


1. 


LI. 


D. Parteien und Stellvertreter derſelben. 


Legitimation zur Sache. (VBgl. oben: Beſitz⸗ und Eigenthums⸗ 
klage.) 

1. Active Legitimation: Actio confessoria 244. Klage auf 
Anertennung des Erbrechts ohne vorausgegangene Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung 186, (384). Plage auf Theilumg unbeweglicher Erbgüter 
vor der Gewähranjhreibung ber Erben 362. Klage des eventuellen 
gejeßlichen Erben auf Ungiltigerflärung eines vom Erblafſer geſchlofſenen 
Vertrages 334. Klage der Mutter eines unehelihen Kindes auf Ber- 
glitung ber bereits gewährten Alimentation 46, 388. Beſigſtöruzgsklage 
wider einen Miteigenthüsser (Miterben) 256, 266, 

2. Paſſive Legitimation. Leichentoſten, gegen die Erben ftatt 
gegen ben Befteller eingeflagt 71. Actio eonfessoria 244. Beſitz- 
ſtörungstlage 26, 81, 289. Aufforberungsflage gegen den Beftger 110. 
Legitimation zur Proceßführnug. Proceffualiiche Folgen der Mangel: 
baftigleit ber Bertretungsvollmacht 289. Legitimation des Vormundes 
326, 262. Befellung eines Curator ad actum für eine bereitd ange⸗ 
tretene Berlaffenihaft 48, 461. Klage gegen den Procuranten nad) 
dem Tode des Prineipals 221. (Procefführungen der Concursmaſſe 
uud des Gridatars |. Materielles Concursrecht I. 2.) 
Streitgenofienfhaft. Einfluß auf Die Eompetenz 22. Appellation 
eines unter Mehreren in contumaeiam vwerurtbeitten Streitgenoffen 317. 


IV. Beräuderung der Berfonen während des Proceffe. Beräußerung bes 


dienenden Orundfrückes während der Verhandlung Hber die aetio con- 
fessoria 244. Einfluß des Todes einer Proceßpartei auf ben Eid 
68, 801. 
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V. Gegenfeitige® Verhältniß der Parteien. 

1. Koftenerjag. Haftung der Bartei für die Gutſchädigung des auf 
ihr Berlangen bem Gegner beſſellten Curators? 52, 804. Voraus» 
fegungen ber Aufhebung ber Procefloften: 98 (VBefeitigung 
einer. Weberichreitung des Klagebegehrene in höherer Inſtamz), 872 
Einſchränkung des Klagebegehrens), 407 (Abänberung bes Urtheils zu 
Gunſten bed Appellenten). 

2. Klagscautioun 403. 

VI Bosteiena Vertreter. Unwiskjamleit der im lirtbeil erfolgten Koften-- 

beſtimmung gegenüber ben Aboocaten des Obſiegers 308. 


E. Armfeer Sorm der Eingaben. Buftellung. Seiften. 


I. Sprache ber Eingaben 202. Ueberreichung der Appellstionsbefchwerben 
in duplo (im ſummariſchen Verfahren) 187. 

II. Zuſtellung. Berjpätung der Zuftellung der Klage 317. Auftrag zur 
Güternambaftmahung 112. Verftändigung der Satgläubiger von ker 
Feilbietung 197, 305. 

IH. Friſten. Einrechnung dev Ferialtage: 1. in die Urtbeilsfrift 158; 2. in 
die Frift zur Rechtfertigung einer Beſchlagnahme wegen Privilegiums 
Eingriffs 102; 3. im Berfahren wor Handelsgerichten 456. Friſt⸗ 
berechnung bei Einbringung der Eingabe durch Die Poft 58, 463. 

Frift zur Incompetenzeinwendung 456; zur Appellatiou nad) Ver⸗ 
abredung auf das jummarijche Verfahren ftatt Des ordentlichen 447; 
Recursfrift bei Zuftellung an Mehrere 29. Frift zum Beweisantritt 
109, 313, 340. Frift zur Wiebereinjegung wegen ſchlechter Vertretung. 
179. Friſt zur Befisftörungsflage 139. Appellatious- und Revifions- 
frift? im ſummariſchen Verfahren 447, 463. (Recursfrift in Grund⸗ 
buchsſachen, ſ. Verfahren außer Streitjahen F.) 


F. Gegenfeitiges Berhältnig verfehiedener Brorefarten. 


Berhältnii des ordentlihen Verfahrens: 1. zum Erecutioproceß 70; 
2. zum Mandatsprocch 460; 3. zum ſummariſchen Verfahren: Anfe 
rechthaltung des ordnungswidrig eingeleiteten ſummariſchen Verfahrens 
121, 252, 368. . 

Berhältniß des fummariihen Berfahrene: Zum Rechnungs 
proceß 204, 


G. Klage. 


L Weſentlicher Inhalt der Mage. Mungelnde oder ungenügende Sub- 
flantiirung des NKlageanfpruches (Aenderung bes Klagegrundes) 76, 
104, 228, 262, 264. (Bel. über das Verhältniß bes Urtheils zur 
Klage L. IIL) 


II. 


III. 


IV. 
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Klageuhänfung. Subjective gigenhanſung 22, 234; objective, 159, 
234, 254, 362, 386. 

Annahme ber Klage und Zurückweiſung N limine judieii. Wirkung 
der rechtskräftig gewordenen Annahme ber Klage 382. Mbweifung von 
Amtewegen: 1. Klage auf Zugeftehung ber Rechtswohlthaten: Nach 
Eröffnung bes Eoncurfes 222. 2. Klage, wo das Geſetz das Klage⸗ 
recht verjagt 262. 8. Berfehlen der Perſon des Gellagten 289. 4. En- 
mulirung bes Begehrens um Genehmbaltung einer Rechnung und 
Liquidbhaltung ber baraus abgeleiteten Forderung 159. (Weifung ad 
separandum vgl. G. II. objective Klagenhäufung.) 5. Vorläufige Ber- 
weifung eines Waflerbauftreite® an bie Abminiftratiobehörbe 379. 
Gerichtsſprache 202. (Incompetenz vergleiche Civilgerichtliches Ver⸗ 
fahren überhaupt A und Berfahren in Streitfadhen A.) Beſtimmung 
einer Frift zur Widereinbringung ber verbeflerten Klage 284. 
Wirkungen der Klageanſtellung. Unterbrehung ber Verjährung 48, 169. 


Contumacia und Streiteinlaffung. SKlagerücerlag und 
Einwendungen. 


. Gontumacirung mehrerer Streitgenofien 317. Verweigerung ber Ant- 


wort auf die Klage 354. Erklärung des Bellagten, daß er keine Ein- 
wendung zu machen babe, während bie Klage durch deren Beilagen 
wiberlegt ift 466. (linterlafjung bes Widerfpruches ſ. K. II. 1. Ge⸗ 
ſtändniß) — Ausbleibens-Rechtfertigung: Des Ausbleibens 
von ber Eidestagfagung 24. 


. Unzuläffigleit des Klagerliderlags wegen Streithängigleit 9. Exceptio 


litis pendentis 9, 417, 443. Exceptio rei judicatae 229. Unzuläffig- 
feit der Verbindung der exceptio rei judicatae mit ber Verhandlung 
über die Hauptſache 375. Exceptio fori (vgl. A. Eompetenz) 456. 


I. Berfchiedene Bwifchenfälle des Proteſſes. Nullität. 
Abftehen von ber Klage 457. Beränberung des Sachverhaltes nad) 


Anftellung der Klage 209. Veränderungen in den Perfonen während bes 
Procefies 63, 244, 801. — Erneuerung oder Reafiumirung der Klage? 
35. Siftirung der Verhandlung bis zur Beſtellung der Klagscaution 403. 
Neuerungen 244, 306. Refciiflion des Actenrotulus 362, 3856. Geſuch um 
Reftitution zwiihen dem Schluß bes Verfahrens und dem Urtheil 131. — 
Nullität: 121, 252, 289, 305, 317, 362, 365, 382, 406. 


K. Beweis. 


I. Beweid überhaupt: 


1, Beicheinigung 19. Notorielät 367. Gegenbeweis: Berbältniß 
zum Sauptbeweis 178. Gegenbeweis zur Abwendung bes zuer⸗ 
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faunten Schätungserbes 429. (Bol. übrigens unter 4. Gegenjeitiges 
Berhältniß verfchiedener Beweisarten und Beweisführungen.) — Be- 
weieführung dur Acte der Adminiſtratiobehörden 18, 287, (430). 
Beweisantretungsfriften 109, 318, 340. 

2. Beweisthema. Negative 306, 469. Uneinbringlichkeit einer 
Forderung 19. Thatſachen, wodurch das forum contractus begründet 
wird 2, 227, 286, 387. Mutterihaft 326. Uneheliche Vaterſchaft 6, 
133, Identität gepfänbeter oder in eine Concursmaſſe einbezogener 
Gegenftände 172, 200. Beobachtung ber Zeftamentsförmlichleiten 281, 
806. Herrchen ber Cholera zur Zeit der Teftamentserrichtung 367. 
Echtheit eines Teftaments 274, 306. Mala fides 373. Verlegung über 
bie Hälfte 302. Annahme eines Verſprechens 398. Zuftandelommen 
eines zweifeitig abgefchloffenen Bertrages 481. Echtheit einer Urkunde 
28, 274, 306. 

3. Beweislaftl. Noviter reperta 469. Güternambaftmadung 
73. Belanntwerben ber Befibflörung 139. Actio negatoria 14, 208. 
Irrthum als Vorausfegung ber condictio indebiti 141. Suspenſiv⸗ 
bebingung 193. Verabredung ber Errichtung einer Urkunde 219. 
Segenftand eines allgemein lautenden Ausgleich 482. Echtheit einer 
Urkunde 132. Echtheit eines Xeftamentes 306. (Bermuthung der 
Entgeltlichleit geleifteter Dienfte 122.) 

4. SegenjeitigesBerbältniß verfhiebener Beweitarten 
und Beweisführungen. Zeugenbeweis über das Vorhandenſein 
einer Geiftesverwirrung 334. Widerlegung eines Kunftbefundes durch 
Indicien 28. Widerlegung des Gewerbsbuches durch Sachverftänbige 
192. Widerlegung eines Urkundenbeweifes durch Haupteid 42, 45, 53. 
Ausſchließung des Haupteides durch das Reſultat eines -abgeführten 
Zeugenbeweifes 11. Unzuläffigfeit bes ®egenbeweijes zur Abwenbung 
des jententionirten Schätzungseides 429. Auferlegung bes Schäßungs- 
und Erfüllungseibes, wo nur ein Erbieten zum Haupteide vorliegt 55, 
301. Haupteid und Erfüllungseib in demſelben Urtbeil jententionirt 
178. Anbietung eines Eides ohne nähere Bezeihnung 469. 


Einzelne Beweisarten. 

1. Geſtändniß. Entbehrlichleit bejonderen Beweisanerbietens 
über die gefeßlichen Borausjegungen besfelben 420. Stillichweigenbes 
gerichtliches Geſtändniß 317, 354. Unterlaffen bes Wiberfpruches gegen 
eine durch die Kfagebeilagen widerlegte Behauptung 466. Geſtündniß 
des Ehebruchs 480. Dualificirtes Geſtändniß 193, 309, 

2. Urkunden. 

a) Rüdwirtung eines neuen Geſetzes über Beweistraft von Ur- 
funden? 211. Beftreitung ber Echtheit einer Urkunde durch Dritte 182. 
Beweis und Gegenbeweis über Echtheit von Urkunden 28, 274, 306. 
Klage auf Ausfolgung einer Abfchrift 837. (Urkunden, auf Grund 
deren das Berbot ohne Eautionsbeftellung bewilligt wirb 409.) 
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b) Deffentliche Urkunden. Acte ber Berwaltungsbehörden 
18, 287. 

ce) Gewerbs⸗ und Haundelsbücher. Gewerbsbuch 198%. Hand⸗ 
lungsbuch 250. Haudlungsbuch «ls Beweis der Verabredung eines 
beſtimmten Zahlungsortes 2. Beiſatzloſe Unterfertigung des Buchaus⸗ 
zuges durch den Schuldner 440. Pränotation auf Grund eines Buch⸗ 
auszuges 149, 356. Verbot auf Grund desſelben 409. 


d) Audere Privaturkunden. Schuldverſchreibung, von dem 
einen Solidarſchuldner eigenhändig geſchrieben und unterfihrieben, vom 
anderen ohne Berziehung von Zeugen unterjchrieben 3. Beiſatzloſe 
Unterjcprift 58. Schulbverfchreibung auf Grund gepflogener Abrechnung 
230. Schuldjchein ohne causa debendi (211), 328. Geldempfangs- 
beftätigung ohne Angabe des Nechtsgrundes 325, 329. Empfangs⸗ 
beflätigung des Ehemannes 58, 120, 132. Urkunde über einen zwei- 


jeitig abgeichloffenen Bertrag, nur von einem Coutrahenten unter- 
ichrieben 481. 


8. Kunſtbefund und Augenſchein. Anordnung des Kunft- 
befimides wegen Dringlichkeit durch Beſcheid 333. (Beweis des Geiftes- 
zuflandes durch Zeugen 834.) Staatsbeamte als Sachverftändige in 
Brocefien des Fiscus 876. 


4. Zeugenbeweisd. Ausfagen der Zeugen eines fchriftlichen 
Teftaments über die Durch ihre Unterſchrift beftätigten Thatſachen 281, 
306. Bedenklichkeit: Rechtsfreund im Proceh um Wiedereinſetzung 
wegen ſchlechter Vertretung 179. Staatsbeamte in Procefien Des Fiscus 
376. Erfeßen der Ausfage eined Zeugen durch das Brotololl über 
eine frühere Vernehmung besfelben 216. Zeitpunft ber Ausfolgung 
von Abjchriften der Zeugenausfagen 31. Ynzuläffigfeit der Ergänzung 
einer BZeugenausfege nach gefchlofienem Beweisverfahren 476. — 
Zeugenbeweis zum ewigen Gedächtniß: Unzuläffigfeit wiederholter 
Bernehmung besfelben Zeugen 173. — Ausſchließung bes Haupteides 
Durch das Nejultat des Zeugenbeweife® 11. Zengenbeweis Über ben 
Geifleszuftand 384, 

5b. Eid. Anbietung eines Eides ohne nähere Bereichkimg 469. 
Formufirung bes Eides im Urtheil 114. Endurtheil unter gleid- 
zeitiger, durch einen Eid bedingter Entſcheivung fiber bie Zufländigs 
feit 286. Berfpätete Antretung 340. Anſuchen um Verlegung ber 
Eidestagfakung 80, 119 (wegen Berfhollenheit deflen, ber ben Eid 
ablegen fol) 489. Rechtfertigung bes Ausbleibens von ber Eides⸗ 
tagjagung 24. Einfluß des Todes einer Proceßpartet auf Auftragung 
bes Eines 63, 301. Zuläffigleit der Rechtfertigung bes Ausbleibens 
von der Eidestagſatzung 34. (Gegenfeitiges Berhältuniß verſchiedener 
Eide |. oben K. L 4.) 

a) Haupteid. Unzuläffigkeit bes Saupteibes über Hechtsnerhältnifie 
315, 395; — über durch ben Ausgang des Zeugenbeweiſes wiber- 
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legte Behauptungen 11. Haupteid über außereheliche Behauptung 6. 
Haupteid über die das forum contractus begründende Thatſache 227. 
Haupteid zum Nachweis der exceptio non numeratae pecuniae 42, (53). 

Kenntniß der zu beſchwörenden Thatſachen 88, 114, 217, 402. 
Auftragung des Haupteides an einen Irrfinnigen 182; an ben am Proceß 
nicht teilnehmenden Eebenten 190, Irreferibler Haupteid 478. 

Verzicht bes Delaten auf bie Beftreitung der durch Haupteid zu 
erprobenbden Thatſache 86. Legitimation bes Vormundes zur Aufs 
tragung des Haupteides im Paternitätsproceß 871. Wiebereinfegung 
ob noviter reperta gegen ein Urtheil, woburd auf Haupteib erkannt 
wird 454. 

b) Erfüllungseidb (vgl. oben K. L 4.). Erfüllungseib zur 
Ergänzung des Beweifes über VBerabrebung eines beftimmten Zahlungs: 
ortes 2, 286. Erfüllungseib zur Ergänzung der durch Indicien ber- 
gefiellten halben Probe 325, 469. 

ec) Schätzungseid 55, 287, 429, 467. 

d) Manifeftstionseib 5, 480. Beilat bes Willens und Er- 
innerns 50, 

6. Indicien: (6), 28, 122, 183, 274, 325, 873, 469 (473), 493. 


L. Wichterliche Entfcheidung (Hrtheil, Seſcheid, Schiedsſpruch). 


I. Unzuläffigleit der Enticheidung durch Beſcheid über Einwenbung wäh- 
rend ber Execution 84. Anordnung des Kunftbefundes durch Be⸗ 
ſcheid 333. 

DI. Inhalt des Urtheils. Präjudicialertenntniß 191. Alternatives Erfenntniß 
86. Nichtigkeit bes Urtheils wegen Unvollftändigfeit 406; — Borbehalt 
einer neuen Klage im Urtheil 118%/,. Borbehalt zu Gunften bes Be- 
Hagten 176. (Ausſpruch über Gerichtskoſten j. D. V. 1.) 

Ill. Berhältuiß des Urtheils zur Klage. Berurtheilung aus einem in ber 
Klage nicht geltend gemachten Rechtsgrunde 76, 104, 264. Veränderung 
bes Sachverhaltes nach Anftellung ber Klage 209. Ueberjchreitung bes 
Klagebegehrens 98. 

IV. Rechtskraft des Urtheils 229, 477. Subjectiver Umfang ber Rechts⸗ 
traft 16, 136, 244, 317. (Ueber Borbehalte f. oben II.) Rechtskraft 
des im Ligquibirungsproceß ergebenden Erfenntniffes 308. Rechtskraft 
ber Eutſcheidungsgründe 309. 477. Verhältniß ber Entſcheidungsgründe 
zum Urtheil 406. 

V. Schiedsſpruch. Rehnungsverfioß in dem Schiedsſpruch 36. Unrichtige 
thatjächliche Borausfegungen 88. 


M. Rechtsmittel. 


L Appellatisn und NRevifion. Entbehrlichkeit der Appellations-Anmeldung, 
wenn Wppellations » Bejchwerben überreicht find 420. Weberreichung 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. I. 86 


I. 


m 
[3 


T ° 


— 
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ber Appellationsanmeldung und Appellationsbeſchwerden in simplo 
(im fummarifchen Verfahren) 187. Appellation eines unter Mehreren 
in contumaciam Berurtbeilten 317. Einfluß der Xppellation und Re⸗ 
vifion auf den Beweisantritt 109, 818. 

Außerordentliche Revifion. Unzuläffigleit einer Tagſatzung 
zur Aufnahme berjelben 899, Einfluß derſelben auf bie Friſt zum 
Eidesantritt 813. 

Recturs. Nichtberückſichtigung bes either geänderten Sachverhaltes burch 
die Recursinftanz 49. Anläffigkeit eines befonderen Recurſes wegen 
Incompetenz im jummarifchen Verfahren 387. 

Nullitätsbeſchwerde (vgl. I. Nullitäten). 


. Anfechtung eined Schiedsſpruches (vgl. L. V.). 
. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, 


1. Wiebereinfegung wegen einer verfirichenen Friſt 131, 172, 298. 

2. Ob noviter reperta. Angefuht vor dem Urtheil 181. Erheb⸗ 
Iihleit der Beweismittel als Erforberniß der Reftitution 275. Speci- 
Aiciete Angabe ber noviter raperta 442. Beweislaft 469. Wiebereins 
fegung, bewilligt gegen ein Urtheil, woburd auf den vom Refttutions- 
werber deferirten Haupteid erkannt wirb 154. 

3. Wegen mangelhafter Bertretung 179, 229, 298. 


N. Execution. 
(Erecutivproceß j. Q. UL) 
Erecution überhaupt. 

1. ®rundlage der Erecution. Rechtékraft des Urtheils 
(j. L. IV.. GErecution ausländijcher Urtheile 405. Berechnung ber 
vierzehntägigen Urtheilsfrift 158. 

2. Object der Erecution. Unzuläffigfeit der unmittelbaren 
Erecution auf Staatsvermögen 424; — auf ben Fruchtgenuß des 
Baters an dem feinen Kindern zugewandten Vermögen 129. 

3. Hemmung der Execution. Im Zuge befindliche Behandlung 
ber Gläubiger 208; — Erfeindirungsllage 172. 

4. Verſchiedene Zwifchenfälle und Streitigleiten im 

Laufe des Erecutionsverfahrene. Mittlerweile eingetretene Intereſſen⸗ 
verjährung 15. Verſchweigung einer Abſchlagszahlung 17. Unzuläffig- 
feit der Entſcheidung durch Beſcheid über Einwenbungen gegen bie 
Erecution 34, Beftreitung der ©iltigleit eines Erecutionsactes im Wege 
ber Einrede 427. 
Erecntion auf unbeweglidie Sachen. Execution auf eine in bie öffent- 
lihen Bücher nicht eingetragene Realität 494. Execution wiber ben 
Hypothekarſchuldner ohne vorausgegangene Belangung besjelben 74, 
438. Execution wider den Erſteher eines feilgebotenen Grundſtückes 
278. Executionsacte nach bereits erfolgter erecutiver Keilbietung 233. 
(Bgl. IV. Sequeftration.) 


II. 


VI. 


ang 
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Feilbietung. 1. Vorbedingungen: Feilbietungsbedingniſſe 
95. Verſtändigung ber Hypothekargläubiger 197, 306. 2. Vorgang 
bei der Feilbietung. Hypothekarſchuldner als Mitbieter 377. — 
3. Stellung des Erſtehers: Anſpruch des Erſtehers auf den Ein- 
fommenfteuerabzug von ben Intereſſen des Kaufpreifes 167. Haftung 
ber Gläubiger gegenüber dem Erfteber für ben Abgang an ben ver- 
fauften Realitäten 431, 471. Relicitation: 261, 314. 


4. Meiftbotvertheilung. Einwenbung gegen bie Meiftbot- 
vertheilung 57. Anſpruch des Pfandgläubigers auf vollftändige Vefrie- 
digung aus einem ibeellen Theil des Pfanbes 241, 259. Behandlung 
bes Ausgebinges 341. Rang ber Zinjen 258, 322. Hang ber Execu⸗ 
tions= und Liquibirungstoften 64 (Koften einer vorausgegangenen exe⸗ 
eutiven Sequeftration). 

Ereention anf Rechte und andere beweglihe Sachen (mit Ausſchluß 
ber erecutiven Sequeftration). Collifion von Pfanbgläubigern 200, 236. 
Unzuläffigkeit der Transferirung wiederholt gepfändeter Effecten ohne 
Zufiimmung ber früheren Pfandgläubiger 285. Erfeindirungsflage 172. 

Erecutionsobjecte (vgl. oben I, 2.): Kaufrecht 90; — Brivat- 

forderungen 425; — Gegenforberung des Erecuten 459. 


. Ereentive Sequeftration. Sequeftration von Perjonalgewerben 351, 


465. Berechtigung des Sequefters zur Auflöfung von Beflanbver- 
trägen 45. Behandlung der Sequeftrationsloften bei ber Kaufpreis- 
vertheilung 64. 


. Schulöhaft. Schuldhaft gegen Geiftliche 474, Namhaftmachung 


ber Güter: Zuftellung des Auftrages 112. Beweislaft 73. Einwirkung 
der Güterabtretung, der Berbandlung über bie Rechtswohlthaten 
und des Concurjes auf die Schuldhaft 54, 198, 273, Berechnung ber 
Dauer eines Superarrefies 359. Fortbauer bes Arrefies nach freiwillig 
zugeftandener Entlafjung 20. 

Andere Ereentiondarten. Auferlegung einer Gelbftrafe 100. Execution 
im Kalle der Verurtheilung ad faciendum 255. Erecution ber Ber- 
pflihtung zur Webergabe von Wechjelaccepten 360. 


O. Proviforifche Zicherftellungsmittel. 


.Proviſoriſche Sequeltration. Vorausſetzungen berfelben 47, 248, 397. 
. Beſchlagnahme wegen Eingriffs in ein Privilegium 102. 
. Verbot. Urkunden, auf Grund deren das Berbot ohne Kautions- 


beftellung nicht bewilligt wirb 409. 


. Ereention zur Siherftellung. Abwendung berfelben (der pfanbweijen 


Beichreibung ber invecta et illata) durch Erlag daaren Geldes 23, 279. 
36* 
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P. Güterabtretung. Wechtswohlthaten. Sehandlung der 
Gläubiger. 


Einfluß der Süterabtretung auf die Schulbhaft |. N. V. lage 


auf Zugeſtehung der Rechtswohlthaten nach erfolgter Concurseröffnung 222. 
Beneficium competentiae 444. Erecutionsführung während einer ſchwebenden 
Behandlung der Gläubiger 108. 


Q. Selondere Proceßarten. 


I. Aufforberungöproreß. 


1. 


III. 


IV. 


V. 


VI. 


1. Aufforderung wegen Berühmung. Fälle ber Be 
rübmung: Aufführung einer Pafflopoft im Contocorrente 144; — 
Berweigerung ber Devinculirung einer Cantion 294; — An den Ge⸗ 
meinbevorflanb gerichtete Bitte um Gleichſtellung mit auberen Ge⸗ 
meindebürgern binfichtlich bes Waldgenuffes 448, 

2. Aufforderung bei einem Baue. Aufforberungsllage gegen 
ben Befiter 110. Beantwortung ber Aufforberungstiage 110, 205, 874. 
Rechnungsproceßt. Berhältnig zum fummarifchen Proceß. 204. reis 
willige Einbringung der Bemängelung 88. Einrede ftatt ber Erläu- 
terung 88. Verbindung der Klage auf Liquibbaltung der fich ergebenden 
Forderung mit ber auf Genehmigung ber Rechnung 159. 
Ereentivprocch. Notwendigkeit ausdrücklichen Anſuchens um Einlei- 
tung desſelben 70. &recutivflage auf Grund: 1. eines im nicht ſtrei⸗ 
tigen Berfahren aufgenommenen PBrotofolles 214; 2. eines vom Schuld- 
ner unterfchriebenen Buchauszuges 440. 

Summarifhed Verfohren. (Berhältniß zu anderen Proceßarten |. F.) 
Aufredhterhaltung bes ordnungswidrig eingeleiteten ſummariſchen Ver⸗ 
fabrens 121, 252, 365. Beanftänbung einer Rechnung im Wege jum- 
marifchen Verfahrens 204. Bedingte Entſcheidung über die Zuftändig- 
feit, verbunden mit der Enticheibung über bie Hauptſache 286. Frift 
zur Appellation im Falle der Vereinbarung auf fummarijches Verfahren 
447. AppellationesAnmelbung und Beſchwerden in simplo überreicht 
187. Selbfifländiger Recurs wegen Unzuftändigleit des Richters 387. 
Reviftousfrift 463. 

Mandatöverfahren. Nichtberüdfichtigung der formellen Mängel ber 
Urkunde im Endurtheil 460. 
Verfahren in Anszich-Streitigleiten. Außergerichtliche Aufkündigung 
185. Gerichtlihe Berftändigung von ber Zurücklegung der Aufkün⸗ 
digung 490. Einwendung der Simulation des Beflanbvertrages 201. 


VII. Befisftreitigleiten. (Bgl. Sachenrecht A. IL) 


VIII. 


Hanudelsgerichtliches Verfahren 466. 


— — — — — — 
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Concurs. 


A. Materielles Concursrecht. 


I. Wirkungen der Concurseröffnung: 

1. Aufhören bes Berfügungsrechtes bes Gemeinſchuld⸗ 
ners. Beräußerung in fraudem creditorum 138. 

2. Eompetenz, Broceßführung. Ueberantwortung anhängiger 
Proceßſachen an bie Eoncursbehörbe 342. Abgrenzung ber Eompetenz 
ber Concursbehörde 199. Klagen wider bie Verwaltung bes 
Concursvermögens 199, (410), 485. Berurtheilung bes Gegners einer 
Concursmaſſe zur Entrichtung ber für die Vertretung ber Concurs⸗ 
maſſe aufgelaufenen Koftlen 304. Einfluß ber Eoncurseröffnung auf 
ein rechtskräftiges Urtheil 449. 

3. Pfand⸗, Retentions- und Rüdforberungsredte und 
Separat» Erecution: Kaufmännifches Retentionsrecht 75, 472. 
Borrecht der Wechfelpfanbgläubiger 87, 99. Anmeldung bes Pfand- 
rechtes an. einem Eritagute ohne vorausgegangene Klage wiber ben 
Perfonalihulbner 438. Geſetzliches Pfanbrecht bes Beſtandgebers 4. 

4. Berſchiedene andere Anſprüche von Eoncursglän- 
bigern: Berzugszinjen 378. Eorrealfchuld, gleichzeitige Geltendmachung 
der Wechielfordberung unb bes Regreßrechtes 391. Einfluß. ber 
Concurseröffnung auf vorher gefhlojfene Rechtsgeſchäfte: 
Beflandverträge 111, 864, 410, 435. Boransbezahlung bes Beſtand⸗ 
zinfes 364. Leibrentenvertrag mit cafjatorifcher Clauſel 128. Erwir⸗ 
fung der Relicitation wiber die Concursmaſſe bes Erſtehers 261. 

II. Raugsrduung der Anfprüdje. (Anſprüche auf Befriebigung außer bem 
Coneurfe f. oben I. 3.) Berjonalfteuern 896. Zinſen eines nicht un⸗ 
ausgejet eingeklagten Pfandcapitale 223, 

III. Rechtliche Verhältniſſe ded Gemeinſchnldners. Rechtswohltgaten und 
insbeſondere Befreiung vom Schuldenarreſt 54, 198, 273. Rechtskraft 
und BVBolifiredbarleit des im Liquibirungsproceß ergebenden Erkennt⸗ 
nifies 808. 


B. erfahren im Koncurfe. 


I. Goncnrderöffuung. Mehrheit von Gläubigern als Bebingung berjelben 

462. Unzuläffigleit derjelben auf bie bloße Annahme einer gejellichaft- 

lichen Verbindung mit einem Cribatar 272; — auf Grund noch nicht 

fülliger Wechfel 299. 

Crida⸗Inventar. Gegenflände, welche in basjelbe einzubeziehen find 

188. (Klage auf Ausſcheidung 172.) 

III. Feſtſtellnng und Realiſirnug ber Anſprüche. Behandlung bereits an- 
bängiger Proceffe 342; — eines vor dem Concurſe ergangenen rechts⸗ 


II 


IV. 


A, 


Q 


E. 
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kräftigen Urtheils 449. Tiquibirungsurtheil: Zuläffigleit ber 
Entfheidbung über ben Beftand bes Pfandrechtes 92. Executions⸗ 
fähigkeit nach aufgehobenem Eoncurfe 308. Zuweifung ber für die Con⸗ 
cursmafle aufgelaufenen Koften zu Laften jener Elaffe, welcher fie zu 
Gute kamen 105. Koften ber im Concursweg erfolgten Veräußerung 
wechfelrechtlich gepfünbeter Sachen 212. 

Berwaltung und Realiſirung des Bermögens. Berechtigung ber 
Mehrheit ber Gläubiger, von der Realifirung einer Cridaforderung 
Umgang zu nehmen. 66. 


Aufhebung des Eoncurfes — in Folge eines Ausgleiches 411. 








Berlafſenſchaftsabhandlung. Zuſtändigkeit der öſterreichiſchen Gerichte 
zur Abhandlung bes Nachlaſſes eines Ausländere 136, 188. Zuſtän⸗ 
digkeit: zur Abhandlung eines Nachlaffes, im welchem ſich befinden: 
1. Montanentitäten 267; 2. Lehen 220, 426. Eollifion von Erbs- 
erllärungen 66, 115, 247. Collifion von Erben und Legataren 360. 
Proceßführung und Erecution wider den Bereflciarerben vor Aus⸗ 
mittlung des reinen Nachlaffes 146. Berhältniß. ber Einantiwortungs- 
urtunde zum Teflament 39; — zum Simantwortungsgefuch 191. An- 
fechtung einer vechtsfräftigen Sinantwertung 455. 


. Bormmudfchaft und Euratel. Befugniß des Vormundes, Miethverträge 


auf längere Zeit ohne Genehmigung bes Gerichtes abzuſchließen 361. 
Legitimation bes Vormunds zur Procekführung 326, 862. Ver⸗ 
bängung ber Euratel wegen Unfäbigleit zur Beſorgung ber eigenen 
Angelegenheiten 419, 401. 


Fideicommißſuchen 857. 


Grundbuchſſachen. Eompetenzabgrenzung zwiſchen Realmnſtanß und 
Grundbuchsbehörde 418. Grundbuchsgeſuche von nicht unmittelbar an 
dem Act Betheiligten 453. Aufhebung eines rechtskräftigen Intabula⸗ 
tionsbeſcheides von Amtswegen 153. Recursfriſt 437. 

Einzelne Grundbuchsacte: Unzuläſſigkeit ber Verbuchung 
einer Erklärung, woxis; bie Löſchung einer Satzpoſt nach Löſchung des 
Superſatzes . bewilligt wird 486. Depoſſeſſtonirung türkiſcher Unter⸗ 
thanen 408. Anmerkung der Streitigkeit 366. Praänotation (vgl. 
Pfandrecht VII). Verfahren bei Löſchung einer nicht juſtifieirten Prä⸗ 
notation 243. Juſſifieativn ohme beſonderes Erkenntniß 43%, 
Amortiſation. Unzuläſſigkeit der Amortiſation einer Oarta biaues 225. 
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